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Verwirkung! 


- Von Oberlandesgerichtspräfident i. R. Dr. Beſt, Darmſtadt. 
Danzer⸗Venotti: DR. 1932, 74 ff. erörtert die 


Hage der Verwirkung und führt aus, daß die Rechtſprechung 
In auf immer weitere Rechtsgebiete ausdehne, daß ſie eine 
1 bieſſenabwägung nach möglichſt objektiven Geſichtspunkten 
a Stelle oft willkürlicher Annahme ſubjektiven Verzichts 
100 ſolle und praziſiert ihren Begriff dahin: „Durch Ver- 
man gen wird ein fubjeftives Recht verwirkt, wenn bei Ab⸗ 
Ang des Intereſſes beider Parteien das Intereſſe der 
ar en Partei an der Geltendmachung des Rechtes binnen 
mihemeſſener Friſt das Intereſſe der anderen an der einſt⸗ 
anlaßen Nichtgeltendmachung überwiegt.“ Der Aufſatz ver⸗ 
ce die nachſtehenden Ausführungen über Ausgangspunkt, 
all und Vorausſetzungen der Verwirkung, ihren Werde 
ur ade Grundlage im geltenden Recht und ihr Verhältnis 
Sicherheit von Recht und Rechtsverkehr. 

ir Die Rechtſprechung verſteht, wenn ſie von der Verwir⸗ 
We eines Aufwertungsanſpruchs ſpricht, darunter deſſen 
Un tung dadurch, daß der Gläubiger, obwohl er ſeinen 
machunch kannte oder kennen mußte, mit deſſen Geltend⸗ 
Zu dn länger zögerte als das Gericht für zuläſſig hält. 
auf Gr erzögerung muß hinzutreten, daß der Schuldner 
nicht rund ihrer annahm, daß er mit der Geltendmachung 
Wir mehr zu rechnen brauche und daß er fich deshalb darauf 
dabe ltlic eingerichtet hatte. Die Rechtſprechung war ſich 
ſprech arüber klar, daß ein beſonderes, der Verjaͤhrung ent— 
dern endes Rechtsinſtitut der Verwirkung nicht beſteht, ſon⸗ 
darſtelſt Verzögerung der Klageerhebung nur eine Tatſache 
des bl aus der ſich auf Grund anderweiter Vorſchriften 
anſpr ürgerlichen Rechts der Untergang des Aufpertungs⸗ 
zunäch 8 ergibt. Sie erblickte in der Verzögerung der Klage 
t einen Verzicht auf den Aufwertungsanſpruch, ſchwankte 
ſetzun z ei darin, welche rechtlichen und tatſächlichen Voraus⸗ 
rend 1 ein rechtswirkſamer Verzicht erfüllen müſſe. Wah⸗ 
den Vendelne Eutſcheidungen k. H. von einem ſtillſchweigen— 
Vorau rzichte reden, ohne auf deſſen rechtliche und tatſächliche 
tungsfä ungen überhaupt einzugehen (Zeiler, Aufwer⸗ 
Nr. 43 5 am RS. — im folgenden „Zeiler“ — Bd. 1 
andere“ Bd. III Nr. 650, 712; Bd. IV Nr. 892), erkennen 
lichkef au, daß Verzicht die Kenntnis der Aufwertungsmög⸗ 
Gd. II gorausſetzt (Zeiler Bd. 1 Nr. 238, 237, 242, 248; 
weiter r. 493, 494; Bd. III Nr. 619), und andere führen 
kann, . daß Verzicht nur dann angenommen werden 
ſchliezen un befondere Umſtände auf einen Verzichtswillen 
laſſen (Zeiler Bd. I Nr. 247; Bd. III Nr. 720, 


726; RG. 110, 133 JW. 1925, 948). In Zeiler Bd. III 
Nr. 615 ſtellt der 5. Zivilſenat feſt, daß ein Verzicht auf den 
Aufwertungsanſpruch, deſſen Kenntnis, den Verzichtswillen 
und einen Verzichtsvertrag vorausſetzt, und in Zeiler 
Bd. VII Nr. 1318 erblickt der 1. Zivilſenat in dem vom BG. 
angenommenen Verzicht einen zwar nicht wörtlich, aber doch 
durch ſchlüſſiges Verhalten beider Teile ſtillſchweigend abge⸗ 
ſchloſſenen Erlaßvertrag. Der letzteren Entſcheidung liegt fol⸗ 
gender Sachverhalt zugrunde. Eine deutſche Verlagsfirma 
hatte 1916 mit einem öſterreichiſchen Komponiſten vereinbart, 
daß dieſer ihr eine von ihm zu ſchaffenden Operette in Verlag 
gebe, deren Textbuch er im Einvernehmen mit der Firma 
auszuſuchen habe. Der Komponiſt erhielt alsbald 10 000 Kro⸗ 
nen als Anzahlung, die vertragsgemäß die Firma für ſofort 
rückzahlbar erklären konnte, wenn ihr die Operette nicht bis 
zu einem beſtimmten Zeitpunkt übergeben ſein würde. Da der 
Komponiſt kein geeignetes Textbuch fand, zogen ſich die Ver⸗ 
handlungen lange hin. In deren Verlaufe hatte der Kom⸗ 
poniſt mehrfach Auflöſung des Vertrags vorgeſchlagen und 
dabei darauf hingewieſen, daß er dem Verlag noch immer 
den Vorſchuß ſchuldig ſei. Als der Komponiſt alle von der 
Firma vorgeſchlagenen Textbücher ablehnte, forderte der Ver⸗ 
lag ſie im November 1921 zurück. Der Komponiſt entſprach 
dem alsbald; von den 10000 Kronen war dabei von keiner 
Seite die Rede. Im März 1926 forderte die Firma in 
Ausübung ihres Rückforderungsrechts den Goldwert der 
10000 Kronen, aufgewertet auf 7000 K.. Das LG. ver⸗ 
urteilte zu 2000 K., das OLG. dagegen, das deutſches Recht 
als vereinbart erklärte, wies die Klage ab, da das lange 
Schweigen der Klägerin als Verzicht gedeutet werden mitffe. 
Ein ſolcher ſei auch verjtändlich, weil ſich die Klägerin ge⸗ 
ſcheut haben möge, es mit einem bekannten Komponiſten zu 
verderben. Die jetzige Geltendmachung des Anſpruchs ſei bei 
der Sachlage „illoyal“. Das NG. wies die Reviſion zurück, 
weil zwar das jetzige bürgerliche Recht den Verzicht nicht 
als einſeitigen Erlöſchungsgrund von Schuldverhältniſſen 
kenne, es aber wie oben dargelegt, einen vom BG. feſtgeſtell⸗ 
ten Erlaß vertrag annahm, der durch ſchlüſſiges Verhalten 
beider Teile ſtillſchweigend abgeſchloſſen worden ſei. Gegen⸗ 
über dem vom BG. erhobenen Vorwurfe der Illohalität 
hatte es das RG. dahingeſtellt gelaſſen, ob das jetzige bür⸗ 
gerliche Recht den Begriff der Verwirkung ſcharf ausgeprägt 
und ihr beſtimmte Merkmale geſichert habe. Jedenfalls aber 
müſſe der Schuldner davor geſchützt werden, nach jahrelangem 
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Schweigen des Gegners unerwartet einem beträchtlichen An⸗ 
ſpruch ausgeſetzt zu werden, auf den er ſeine Maßnahmen und 
Berechnungen nicht mehr einzurichten brauchte. 


Die Entſcheidung des RG. unterliegt ſchwerſten Be⸗ 
denken. Einmal bezüglich deſſen, was fie in das Berufungs- 
urteil hineinlegt, und ſodann bezüglich des ſtillſchweigend 
abgeſchloſſenen Vertrags. Die Klägerin hatte zweifellos nur 
deshalb mit der Rückforderung gezögert, weil beim Schei— 
tern der Verhandlungen der Satz Mark = Mark galt, die 
Mark weitgehend und die Krone völlig entwertet war. Erſt 
nachdem das deutſche Aufwertungsgeſetz erſchienen war, glaubte 
ſie von ihrem Rückforderungsrecht Gebrauch machen zu kön⸗ 
nen, auf das ſie weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend ver- 
zichtet, noch zu verzichten einen verſtändigen Grund hatte. 
Der eigentliche Grund der Entſcheidung liegt denn auch 
offenbar in der angeblichen „Illoyalität“ des Klägers. Da 
aber der Senat das Beſtehen eines geſetzlichen Erlöſchungs⸗ 
grundes „Verwirkung“ mit Recht bezweifelte und weiter zu 
Recht annahm, daß einſeitiger Verzicht keinen gültigen Er⸗ 
löſchungsgrund abgebe, kam man auf den nach der Sachlage 
völlig unhaltbaren Ausweg des ſtillſchweigenden Erlaßver⸗ 
trags. Soweit die reichsgerichtlichen Entſcheidungen das Er⸗ 
löſchen des Aufwertungsanſpruchs nicht wie die zuletzt auf⸗ 
geführten auf Verzichtsvertrag, ſondern auf ſtillſchweigenden 
einſeitigen Verzicht ſtützen, ſind ſie nach 88 305, 397 BGB. 
im Rechte nicht begründet. U. a. hatte auch RG. 72, 169 
ausdrücklich anerkannt und ausgeſprochen, daß auf dem Ge⸗ 
biete der Schuldverhältniſſe ein Verzicht, auch wenn man 
ihn nicht als Erlaßvertrag mit unmittelbarer dinglicher Wir⸗ 
kung auf den Beſtand des Schuldverhältniſſes kennzeichnen 
will, nur als Vertrag zuſtande kommt, ſo daß er der An⸗ 
nahme der Verzichtserklärung durch den Schuldner bedarf 
und bloßes Zugehen der Verzichtserklärung nicht genügt. 
Entw. I $ 290 BGB. hatte im Abſ. 5 ausdrücklich beſtimmt, 
daß einſeitiger Verzicht des Gläubigers auf die Forderung 
unwirkſam ſei. Die Kommiſſion war damit ſachlich einver⸗ 
ſtanden, hielt aber eine ausdrückliche Beſtimmung für ent⸗ 
behrlich. Den auf ſtillſchweigenden Verzicht geſtützten Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. ſteht übrigens weiter entgegen, daß 
der Verzicht Kenntnis des Anſpruchs vorausſetzt, ein ver⸗ 
ſtändiger Menſch auf einen ihm bekannten Anſpruch be⸗ 
ſonders dann nicht verzichtet, wenn es ſich, wie bei der Auf⸗ 
wertung, zumeiſt um ein lebenswichtiges Recht handelt, und 
ein Verzicht überdies nicht vermutet, ſondern nur auf ſchlüſ⸗ 
ſige Tatſachen geſtützt werden kann (RG. 84, 403; Zeiler 
Bd. I Nr. 247; Bd. III Nr. 720), die in der anderweit er⸗ 
klärten Verzögerung der Geltendmachung nicht gefunden wer⸗ 
den können. Die Annahme ſtillſchweigenden Verzichts bleibt 
deshalb regelmäßig Fiktion, auch wenn nach der Rechtſpre⸗ 
chung jedermann ohne Rückſicht auf ſeinen wirklichen Willen 
ſein Verhalten ſo gegen ſich gelten laſſen muß, wie es im 
geſchäftlichen Verkehr auszulegen iſt. 

Wohl im Hinblick auf Bedenken der vorſtehenden Art kam 
das RG. allmählich davon ab, das Erlöſchen des Aufwer⸗ 
tungsanſpruchs durch verzögerte Geltendmachung auf ſtill⸗ 
ſchweigenden Verzicht zu ſtützen, und nachdem man mehrfach 
auf „Verzicht bzw. Verwirkung“ abgeſtellt hatte, waren die 
Senate darüber einig, daß für dieſes Erlöſchen nur § 242 
BGB. als ſogenannte Verwirkung in Betracht komme. Man 
behauptete (ſ. insbeſ. JW. 1928, 483), daß der Gläubiger, 
der feinen Aufwertungsanſpruch auf 8242 BGB. ſtütze, 
durch dieſen auch verpflichtet werde, ſeinen Anſpruch gericht⸗ 
lich innerhalb der Grenzen von Treu und Glauben geltend zu 
machen. Abgeſehen von den unten aufzuführenden Wider⸗ 
ſprüchen in der Rechtſprechung weichen die Entſcheidungen be⸗ 
züglich der Erforderniſſe der Verwirkung voneinander ab. 
Während in einzelnen nur auf das lange Warten als ſolches 
abgeſtellt wird (z. B. Zeiler Bd. III Nr. 589, 615, 619, 
650), fordern andere daneben, daß der Schuldner ſich zufolge 
des langen Zögerns auf das Erlöſchen des Anſpruchs ein⸗ 
gerichtet habe (z. B. Zeiler Bd. III Nr. 726, 733, 734; 
Bd. XI Nr. 2218) und andere nehmen einen Verſtoß gegen 
Treu und Glauben auch dann an, wenn der Schuldner zwar 
keine beſonderen Maßnahmen nachweiſe, aber doch annehmen 
durfte, daß er mit dem Anſpruch nicht mehr „behelligt“ 
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würde und er ſich darauf einrichten köune (3. B. Zeiler 
Bd. XI Nr. 2226, 2256, 2263, 2295, 2314). Andere Ent 
ſcheidungen wieder führen aus, daß es auf ſchuldhafte 
Verzögerung der Klage nicht ankomme, ſondern nur darauf, 
ob der Schuldner noch mit Aufwertung rechnen mußte (z. B. 
Zeiler Bd. XI Nr. 2251). Dies, obwohl nach der alteren 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung (RG. 62, 190; 71, 440) 
ſogar ausdrückliche Verwirkungsabreden als mit dem Vor⸗ 
behalt abgeſchloſſen gelten, daß der Nachweis des Nichtver! 
ſchuldens von der Verwirkung befreit. Beſonders weitgehend 
in den Anforderungen, die nach ſeinem Dafürhalten Treu und 
Glauben an ein baldiges Vorgehen des Gläubigers ſtellen, 
iſt der 2. Zivilſenat: Zeiler Bd. XI Nr. 2319. Eine i. J. 
1920 gemachte Vermögenseinlage in eine Handelsgeſellſchaft 
von 350 000 % war Ende 1922 mit rund /o ihres Gold? 
werts zurückgezahlt worden. Das BG. lehnte Verwirkung der 
Aufwertungsklage ab, da Untergang eines Rechtsanſpruchs 
durch Zeitablauf mit dem geltenden Rechtsſyſtem unvereinbat 
ſei. Das RG. bejahte die Verwirkung, da die Aufwertung 
als außerordentlicher Rechtsbehelf nach Treu und Glauben 
beſchleunigt geltend zu machen ſei. Unter der III. StNot VO. 
habe allerdings der Kläger mangels eines Vorbehalts nichts 
machen können. Da der Kläger aber auch nach dem Aufmb- 
noch 3 Jahre mit der Klage gewartet habe, habe Beklagter 
Verzicht annehmen und ſich in ſeinem geſchäftlichen Verhalten 
danach einrichten können. Er habe auch die Aufwertungsſchu 
nicht zu buchen brauchen, da er dann vielleicht noch Jahre 
unzuverläſſige Bilanzen gehabt hätte. Dem Kläger hätte man 
Erkundigung bei einem Rechtskundigen zumuten können, wo 
er erfahren hätte, daß die Sache für ihn mindeſtens nich 
ausfichtslos ſei. Unter dieſen Umſtänden gebiete die 
„Sicherheit des Rechtsverkehrs“, daß die Aufklärung de⸗ 
Gegners nicht allzulang und nicht ohne zwingenden Grund 
verzögert werde. 


Zeiler bemerkt zu der Entſcheidung, daß ebenſogul 
der Beklagte ſich hätte informieren können. Und wenn es aut 
in erſter Linie Sache des Klägers ſei, ſich zu rühren, 1 
fordere Treu und Glauben doch nicht, ihm das Riſiko einer 
„nicht ausſichtsloſen“ Klage zuzumuten und an deren Ber 
zögerung den Verkuſt eines jetzt zweifelfreien Rechtes zu 
knüpfen. Dieſe Bemerkungen erſcheinen durchaus begründet, 
erſchöpfen aber die ſchweren Bedenken gegen die Entſcheidung 
nur zum Teile. 


Die Meinung, daß die Stützung des Aufwertungsau⸗ 
ſpruchs auf $ 242 BGB. dem Gläubiger für deſſen Geltenb⸗ 
machung beſondere zeitliche Schranken auferlege, erſchein 
nicht gerechtfertigt. Gewiß kann die verzögerte Geltend 
machung auf Grund des § 242 den Inhalt des Anſpruch 
dann beſchränken, wenn das auf Grund veränderter Umftände 
nach Treu und Glauben gerechtfertigt erſcheint. Dabei wird 
aber nicht nur eine durch den Zeitablauf tatſächlich ver 
ſachte nachteilige Anderung der Vermögenslage des Schuld 
ners, ſondern weiter zu fordern ſein, daß dieſe nicht dadur 
verurſacht iſt, daß der Schuldner ſich darauf eingeſtellt hal, 
daß er den Gläubiger nicht weiter zu befriedigen brauch 
Denn der Schuldner, der zufolge Zahlung in entwerteten 
Geld eine meiſt nur kleine Teilzahlung geleiſtet hat, muß 
mit der Zahlung des Reſtbetrags bis zur Verjährung © 
Anſpruchs ohne weiteres rechnen. Und wenn er ſich trotzdem, 
„darauf einrichtet“, daß er den Gläubiger um fein “ 
derungsrecht bringen könne, fo handelt er ſelbſt wider T er 
und Glauben, und ſein Tun kann deshalb den Umfang ſein ee 
Schuld zu feinen Gunſten nicht beeinfluffen. Dies ch 
mir — im Gegenſatze zur Anſchauung des RG. — mit je 
Forderungen des redlichen Verkehrs allein in Einklang 
ſtehen. Dagegen kann die Säumnis des Gläubigers ein 


löſchen des Aufwertungsanſpruchs, das ſich nicht nach 15 
Vorſtehenden als deſſen Minderung, ſondern gleich dem du 8 


Verjährung oder Ausſchlußfriſt herbeigeführten als jeroftänd" 
ger Rechtserfolg darſtellt, nur dann zur Folge haben, 127 75 
auf Grund des § 242 deſſen Verhalten die exceptio doll den 
gründet. Und dieſe wiederum kann nicht auf jede fü ee 
Schuldner entſtehende Unbequemlichkeit oder darauf, daß PUT 
ſich in ſeiner Hoffnung, mit einem ſachlich begründeten 1 

ſpruch nicht mehr behelligt zu werden und ſich auf 


L 


bj 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26] 


des Gläubigers bereichern zu können, enttäuſcht ſieht, ſon⸗ 
un nur auf wirkliche Argliſt des Gläubigers geſtützt wer⸗ 
gen. Damit ſtimmt das Schrifttum überein (Staudinger 
242; Planck $ 242 Nr. 30 a bb) und das RG. ſelbſt führt 
An Einklang mit ihm in RG. 86, 94 u. a. aus: Die Ein- 
— der Argliſt ſei zuläſſig, könne aber nicht jeder un⸗ 
ligen Rechtsverfolgung entgegengeſetzt werden. Das würde 
azu führen, an Stelle des objektiven Rechts und der durch 
e geſchaffenen ſubjektiven Rechte mehr oder weniger 
eſtimmte oder gerechtfertigte Billigkeitserwä— 
dont gen zu ſetzen und von dieſen die Ausübung der Rechte 
Abhängig zu machen. Daß das nicht der Standpunkt des Ge— 
Rech ſei, ergebe 8 226 BGB., der nur die rein ſchikanöſe 
fechtsausübung ausſchließe. Der § 226 wäre zweck- und ſinn⸗ 
Be nen jeder unbilligen Rechtsverfolgung mit der Einrede 
ei Argliſt entgegengetreten werden könnte. Er zeige, daß 
w Geſetzgeber die Ausübung der Rechte inſoweit zulaſſen 
olle, als ihr nicht einzelne beſondere geſetzliche Schranken 
Wegen ſind. Als eine ſolche Schranke komme z. B. auch 
die 26 BGB. in Betracht, der es verbietet, in einer gegen 
0 guten Sitten verſtoßenden Weiſe andern vorſätzlich Scha⸗ 
en zuzufügen. 
entſ Dieſen m. E. allein im Geſetze begründeten Ausführungen 
5 At die Rechtſprechung über die Verwirkung nicht. Denn 
nice handelt zwar der Schuldner, der ſich darauf ein⸗ 
Forde, den Gläubiger um den meiſt größten Teil ſeiner 
5 erung zu bringen, nicht aber der Gläubiger, der aus 
licherahrenheit, Mangel an Mitteln, Prozeßfurcht oder ähn⸗ 
* Gründen mit der Klageerhebung zögert. Sein eigenſtes 
f erejje muß den ſchon durch Geſetz und Rechtſprechung 
meſſt geſchädigten Gläubiger veranlaſſen, baldtunlichſt den 
i beſcheidenen Reſt ſeines urſprünglichen Anſpruchs zu 
En ichen. Demgegenüber ift es unverſtändlich, wenn die 
laßte dung an das durch keinerlei Rückſichtsloſigkeit veran⸗ 
mehr Jogern des Gläubigers den Verluſt ſeiner Anſprüche 
Schul oder weniger deshalb knüpft, weil er die Hoffnung des 
0 dners auf ungerechtfertigte Bereicherung ſchließlich doch 
die Veuttänſcht. Jedenfalls rechtfertigt die Rechtſprechung über 
nf; cherpirkung in bezug auf Willkür, Unbilligkeit und Rechts⸗ 
Hulaffaeit alle die Befürchtungen, die Rg. 84, 94 an die 
eich ung einer Argliſteinrede knüpft, die die in ihr be— 
deten Grenzen überſchreitet. 


des icbeſehen davon, daß nach den ſpäteren Ausführungen 
8 7 die Verwirkung auf Grund der eingangs bezeichneten 
auf gs gungen auf fie nicht beſchränkt, iſt dieſe auch bei den 
ch fert BGB. geſtützten Aufwertungsanſprüchen nicht ge⸗ 
Rechts igt. Denn der urſprüngliche Anſpruch ändert ſeine 
die natur nicht, und § 242 wirkt nur inſofern ein, als er 
der ahe des Betrags beſtimmt, der nach der Billigkeit wegen 
Zahlu rungszerrüttung an die Stelle des Anſpruchs auf 
Geldſn einer beſtimmten in alter Währung ausgedrückten 
Rechtsaaunme zu treten hat. Es handelt ſich dabei nicht um eine 
und 55 laltung, ſondern die Anderung tritt kraft Geſetzes ein 
63 s mericht hat fie nur deklarativ festzustellen (Ach. 111, 
die Verhalt 1925, 1747). Daß bei der Feſtſtellung der Höhe 
ſich a. haltniſſe des Schuldners zu berückſichtigen ſind, ergibt 
Neffe 242 ohne weiteres, keineswegs aber, daß die Neu⸗ 
andere ug, der Höhe der Geltendmachung des Anſpruchs 
fie all liche Grenzen zieht, als die Verjährungsvorſchriften 
wirkung mein beſtimmen. Deshalb hat die ſogenannte Ver- 
keinen, ſich auch bei Aufwertungsanſprüchen auf die Arg⸗ 
ei 5 0 0 ihren voraufgeführten Vorausſetzungen wie 
von der gr nen Anſprüchen zu beſchränken. Wenn das RO. 
Vorausſegliſteinrede zugunſten des Schuldners abweichende 
die Auf ungen der Verwirkung deshalb zulaſſen will, weil 
dergißt es ung ein „außerordentlicher Rechtsbehelf“ ſei, ſo 
das eſetz dabei anzugeben, weshalb das der Fall iſt, was 
ſonſt im unter einem ſolchen verſteht und wo es mit ihm die 
bar, „Mark eb nicht begründete Rechtsfolge verbindet. Der 
deter Papiere Mark“, wonach ein ungedeckter, nicht einlös⸗ 
duſchen erleben die Zahlkraft von Gold haben ſoll, ift dem 
moralischer alte fremd und konnte nur in einer Zeit tiefſter 
werden. Als serwirrung von den Intereſſenten durchgeſetzt 
5 oberſter Hüter des Rechts hätte das RG. dem 
gegentreten müſſen. Leider war es nicht führend, 
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ſondern geführt und legte der Durchſetzung des materiellen 
Rechtes ſchwere Hinderniſſe in den Weg. Und wenn es etwa 
die Außergewöhnlichkeit des Rechtsbehelfs darin erblickt, daß 
es die Aufwertung nicht bei jeder Unbilligkeit, ſondern nur 
bei außergewöhnlichen Härten für den Gläubiger zuläßt, ſo 
rechtfertigt dieſe durch § 242 keineswegs gerechtfertigte Be⸗ 
nachteiligung des Gläubigers nicht die zweite im Geſetz 
ebenfalls nicht begründete der Verwirkung. Auch die Heran⸗ 
ziehung ſonſtiger Geſichtspunkte trägt die Rechtsvernichtung 
als Folge verzögerter Klageerhebung nicht. Da nach RG. 111, 
63 = JW. 1925, 1747 bei der Aufwertung anders wie bei 
Anfechtung, Kündigung und Rücktritt uſw. keine rechtsge⸗ 
ſtaltende Handlung des Gläubigers in Frage ſteht, kommen 
auch die dort für die Erklärung der Anfechtung, der Kündi⸗ 
gung oder des Rücktritts vorgeſehenen Friſten für die Auf- 
wertungsklage nicht in Betracht. Da auch vertragsmäßige 
Verwirkungsklauſeln nicht in Betracht kommen, iſt es ferner 
bedeutungslos, daß dieſe nach $ 157 zur Vermeidung ihres 
Erlöſchens innerhalb angemeſſener Friſt geltend zu machen 
ſind und der Verpflichtete nicht in einem ſchädigenden Schwe⸗ 
bezuſtand belaſſen werden darf (RGRKomm. zu 8 357 u. 
360 BGB.). Es wurde aber bereits darauf hingewieſen, daß 
auch bei ihnen der Nachweis der Nichtverſchuldung von der 
Verwirkung befreit. Auch der Umſtand, daß bei Kriegs⸗ und 
Ausſtandsklauſeln uſw. der Berechtigte nach der Rechtſprechung 
(RG. 88, 145 = JW. 1916, 829) nicht auf Koſten des 
Gegners zuwarten und ſpekulieren darf, iſt für die Friſt der 
Aufwertungsklage bedeutungslos, da eine entſprechende Aus⸗ 
legung des Aufwertungsanſpruchs nach $ 157 BGB. nicht 
in Betracht kommt. Wenn ſich das RG. ſchließlich darauf 
beruft, daß auch nach ſeinen älteren Entſcheidungen, wenn 
außergewöhnliche Verhältniſſe einen außergewöhnlichen Rechts⸗ 
anſpruch gewähren, der Gegner alsbald von dem beabſichtigten 
Gebrauch des Rechtsbehelfs zu benachrichtigen ſei, damit er 
ſich nicht auf den Nichtgebrauch einrichte, ſo tragen, wie 
Beisler: JW. 1928, 1377 ff. dargelegt hat, die vom RG. 
angezogenen Entſcheidungen die Rechtſprechung über die Ver⸗ 
wirkung nicht. Es handelt ſich vielmehr, wie Beis ler im 
einzelnen nachweiſt, bei den älteren Entſcheidungen, abgeſehen 
davon, daß zum Teile Rücktrittsrechte und Friſtſetzungen in 
Betracht kommen, darum, daß in dem Zögern ein argliſtiges 
oder doch illoyales Verhalten inſofern zu erblicken ift, als 
durch es unberechtigte Vorteile auf Koſten des Gegners er⸗ 
zielt werden ſollen. Daß demgegenüber bei der Verwirkung 
Argliſt oder auch nur Illoyalität des zögernden Aufwertungs⸗ 
berechtigten nicht in Frage ſteht, wurde oben dargelegt. 


Ebenſo wie von mir wird eine Verwirkung, die über 
die Argliſteinrede in der oben bezeichneten Beſchränkung 
hinausgeht, abgeſehen von Beisler, u. a. auch von Roth: 
JW. 1928, 1335 ff. abgelehnt. Erſterer legt dar, daß die 
reichsgerichtliche Rechtſprechung beſonders die von vorſich⸗ 
tigen und gewiſſenhaften Anwälten beratenen Aufwertungs⸗ 
gläubiger ſchädige, und Roth weiſt zutreffend darauf hin, 
daß eine zeitliche Beſchränkung des Aufwertungsanſpruchs 
durch die Rechtſprechung zwangsläufig zu der Willkür, Un⸗ 
billigkeit und Rechtsunſicherheit führen müſſe, die in der 
Verwirkungsrechtſprechung zutage tritt. Er wirft der reichs⸗ 
gerichtlichen Verwirkungslehre zu Recht Unklarheit vor und 
führt aus, daß das HG., das durch lange Verſagung der 
Aufwertung einer ungeheuren Vermögensverſchiebung Vor⸗ 
ſchub geleiſtet habe, nun durch die Verwirkung die Auf⸗ 
wertung abbaue und abermals Rechtsunſicherheit hervorrufe. 
Auch Zeiler macht ernſte Bedenken gegen die Verwirkungs⸗ 
rechtſprechung mehrfach geltend. Zu Bd. IV Nr. 898 bemerkt 
er, daß es nicht der Billigkeit widerſpreche, wenn der Schuld⸗ 
ner nachzahle, was er früher zu wenig bezahlt habe. Zu 
Bd. IV Nr. 925 führt er aus: „Hätte der Kläger früher 
geklagt, ſo wäre er abgewieſen worden, und jetzt wird er auf 
Grund der Verwirkung abgewieſen, weil er nicht früher 
Klage erhoben hat. Und hätte der Kläger früher zu erkennen 
gegeben, daß er das Geſchäft nicht für abgewickelt halte und 
ſo den Schuldner darin geſtört, ſich behaglich ‚auf die 
durch die Entwicklung geſchaffene Rechtslage“ einzurichten, ſo 
hätte er von dieſem Klage zu erwarten gehabt.“ Zu Bd. XI 
Nr. 2295 bemerkt er: Das Berufen auf andere geſchäftliche 
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Maßnahmen habe dann Sinn, wenn Beklagter im Ver⸗ 
trauen auf die Maßnahmen Schaden erlitten habe, nicht aber 
wenn er mit dem Geld des Gläubigers Maßnahmen getroffen 
habe, die für ihn vorteilhaft waren. Zu Bd. IX Nr. 1816 
führt er aus: Die Verwirkung gründe man auf § 242. Dann 
müſſe aber doch der Eindruck vermieden werden, daß damit 
Anſprüche abgeſchnitten würden, mit denen man endlich un⸗ 
behelligt bleiben möchte, Anſprüche, die man heute notge⸗ 
drungen zubilligen würde, die man aber früher abgewiesen. 
hatte. Verwirkung ſei. dann immer ungerechtfertigt, wenn der 
Schuldner, der jahrelang die Vorteile der unterbliebenen 
Anſpruchserhebung genoß, jetzt weiter keinen Nachteil habe, 
als daß er mit ſeiner ſtillen Hoffnung, auch ferner unbehelligt 
zu bleiben, enttäuſcht werde. Den Gläubiger mache ſolche 
Verwirkung meiſt zum Bettler. Zu Bd. VIII Nr. 1792 be⸗ 
zeichnet Zeiler die Forderung des 2. Ziwilſenats, daß der 
Gläubiger gerade wegen der Zweifelhaftigkeit ſeiner Forderung 
früher hätte klagen ſollen, mit Recht als ſehr bedenklich. Das 
könne man vielleicht einem reichen Manne zumuten, aber 
nicht jemanden, der mit den Koſten eines gewagten Prozeſſes 
vielleicht ſeine Exiſtenz aufs Spiel ſetze. Zu Bd. IV Nr. 884 
bemerkt er zu dem angeblich „außergewöhnlichen“ Rechts⸗ 
behelf: Es ſei kein ſolcher, wenn der Kläger nach einer zwei⸗ 
fellos bloßen Teilzahlung den Reſtanſpruch geltend mache. Zu 
Bd. VIII Nr. 1580 endlich führt er aus: „Ein allgemeiner 
Grundſatz, daß Anſprüche, wenn ſie nicht untergehen ſollen, 
alsbald erhoben werden müſſen, iſt dem Rechtsleben fremd, 
auch dem kaufmänniſchen Verkehr. Wo das Geſetz eine als⸗ 
baldige Abwicklung von Rechtsangelegenheiten für geboten 
hält, iſt durch Verjährungs⸗ und Ausſchlußfriſten Vorſorge 
getroffen. Darüber hinaus darf der Gläubiger nur nicht 
böswillig mit Schädigungsabſicht zögern. Im übrigen ſorgt 
ſchon der wirtſchaftliche Sinn des Gläubigers dafür, daß er 
nicht mit der Geltendmachung ſeines Anſpruchs ohne ver⸗ 
ſtändigen Grund zögert, wenn er glaubt, ihn durchſetzen zu 
können.“ 

Ich ſtimme dieſen Ausführungen, die zu den ſchwächlichen, 
jedem geſunden Rechtsempfinden widerſtreitenden „Billigkeits⸗ 
erwägungen“ der kritiſierten Entſcheidungen in erfreulichem 
und erfriſchendem Gegenſatze ſtehen, durchaus zu und wieder⸗ 
hole, daß ich neben der Argliſteinrede in ihrer oben bezeich⸗ 
neten engen Umgrenzung für eine „Verwirkung“ keinen ge⸗ 
ſetzlichen Raum ſehe. 

Wenn die Rechtſprechung mehrfach die Verwirkung auch 
mit dem Bedürfniſſe der Rechtsſicherheit gerechtfertigt hat, 
ſo hat ſie anzufügen unterlaſſen, was ſie unter dieſer Rechts⸗ 
ſicherheit verſteht. Begreift man darunter die Gewähr, daß 
jedes Recht ſo lange in ſeinem Beſtand geſichert bleibt, als 
nicht ein zweifelfreier geſetzlicher Grund es zum Erlöſchen 
bringt, ſo feſtigt nicht, ſondern untergräbt nach dem Vor⸗ 
ſtehenden die Verwirkung die Rechtsſicherheit. Nur das Un⸗ 
recht des Schuldners, nicht das Recht des Gläubigers wird 
durch ſie geſichert. Und gleich unbefriedigend iſt es damit be⸗ 
ſtellt, wenn man vom Standpunkt der Rechtsverfolgung aus 
unter Rechtsſicherheit die Gewißheit verſteht, daß gleichartige 
Tatbeſtände nach gleichmäßigen, feſtſtehenden Rechtsgrund⸗ 
ſätzen beurteilt werden. Schon aus dem Vorſtehenden ergibt 
ſich, daß die Rechtſprechung zwar alsbald den Untergang des 
kaum anerkannten Aufwertungsanſpruchs als Folge ver⸗ 
zögerter Geltendmachung gewollt, aber darüber, wie ſie das 
angeſtrebte Ziel mit dem Geſetz in Einklang bringen könne, 
geſchwankt, die Vernichtung bald als Verzicht, bald als Ver⸗ 
wirkung aufgezogen und deren Erforderniſſe ganz verſchieden 
und beſonders beim Verzicht vielfach in glattem Widerſpruche 
zum Geſetz beſtimmt hat. Damit ſind aber die Widerſprüche 
nicht erſchöpft, ſondern die bisher erwähnten bilden nur einen 
kleinen Teil davon. Mügel: JW. 1930, 1042 ff. bezeichnet 
die Rechtſprechung über die Verwirkung als eine „rudis indi- 
gesta moles“, und wenn er ſich auch bemüht, aus dieſer ge⸗ 
wiſſe Leitſätze herauszuarbeiten, und anerkennt, daß ſie im 
allgemeinen innegehalten werden, jo ſtellt er doch gleichzeitig 
feſt, daß dies vielfach ohne klare Erkenntnis ihres rechtlichen 
Grundes und keineswegs einheitlich geſchieht. Nach ſeinen 
Darlegungen ergeben ſich Widerſprüche zwiſchen den ein⸗ 


ſchlägigen Entſcheidungen beſonders bezüglich folgender Fragen: 
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a) Ob die Verwirkung fi) auf Wertanſprüche, wie 
Schadenserſatz⸗, Enteignungs⸗ und Bereicherungsanſprüche, er⸗ 
ſtreckt, obwohl einerſeits deren Umfang ſich nicht nach 8 242 
BGB. bemißt und andererſeits aus dem gegenteiligen Um⸗ 
ſtand bei Aufwertungsauſprüchen die Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
wirkung hergeleitet wird? 

b) Ob Verwirkung nur auf Grund einer Zahlung eines 
Vergleichs oder einer ſonſtigen Tatſache, die ohne die Geld⸗ 
entwertung zur Abwicklung geführt hätte, oder auch ohne ſol⸗ 
chen Umſtand angenommen werden kann? 

c) Ob Verwirkung auch dann in Betracht kommt, wenn 
5 8 bei der Zahlung einen Vorbehalt gemacht 
atte? 

d) Ob Verwirkung auch bei Vermögensanlagen in Be⸗ 
tracht kommt, obwohl § 63 Aufiv®. dieſe von der Anmeldung 
ausgenommen hat? 

e) Ob ein langer Zeitraum zwiſchen Papiermarkzahlung 
und Klage auch dann zur Verwirkung führt, wenn, der Glau⸗ 
biger alsbald nach erlangter Kenntnis von ſeinem Auf⸗ 
wertungsanſpruch dieſen geltend gemacht hat? 

f) Ob der Schuldner die Maßnahmen nachweiſen muß, 
mittels derer er ſich auf die vermeintliche Befreiung ein⸗ 
gerichtet hat oder ob dieſer vom Gericht k. H. unterſtellt wer⸗ 
den köunen? 

g) Ob vor Klagerhebung die Klärung der Rechtſprechung 
abgewartet werden darf oder dem Gläubiger Klage ſchon vor⸗ 
her zuzumuten iſt? 

h) Ob die Verwirkung ausgeſchloſſen iſt, wenn die Ver⸗ 
zögerung der Klage durch anwaltlichen Rat veranlaßt iſt? 

Die Fülle der hiernach beſtehenden Meinungsverſchieden⸗ 
heiten ſowie der Mangel an Syſtem, Klarheit und Folge⸗ 
richtigkeit in der Rechtſprechung haben zur Folge, daß die 
Frage, ob im Einzelfalle Verwirkung angenommen werden 
wird, mit Sicherheit ſelten beantwortet werden kann und die 
Entſcheidung je nach dem erkennenden Senate verſchieden, aber 
ſelbſt innerhalb der Senate keineswegs gleichmäßig ausfällt. 
Deshalb wird nicht nur die Rechtsſicherheit i. S. des mate⸗ 
riellen Rechtes, ſondern auch die i. S. der Rechtsverfolgung 
durch die Verwirkung untergraben. Dasſelbe gilt für die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs, auf die man vielfach, ohne ihren 
Begriff näher zu beſtimmen, abgeſtellt hat. Auch ſie iſt nur 
dann gewährleistet, wenn die Rechte, die Gegenſtand des Ver⸗ 
kehrs ſind, in ihrem Veſtande nur durch feſtumriſſene und 
nicht durch beliebig dehn⸗ und deutbare Beſtimmungen be⸗ 
einflußt werden. Dieſe Dehn⸗ und Deutbarkeit kennzeichnet 
aber die Verwirkung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung. 
Sie vernichtet unter Berufung auf Treu und Glauben vielfach 
beide ſamt Recht und Billigkeit. Und die gegenſätzliche Be⸗ 
handlung gleichartiger Tatbeſtände in den widerſprechenden 
Entſcheidungen macht es ſchwer, den Gedanken der Willkür 
zu unterdrücken. 

Nicht mit Unrecht bemerkt Planck, 1. Aufl., zu dem 
den 8 242 weſensverwandten § 226 BGB.: „Der 8 226 wird 
trotzdem von einem böswilligen Schuldner leicht mißbraucht 
werden, und es erſcheint zweifelhaft, ob die Schikane dadurch 
nicht mehr gefördert als gehindert wird.“ Er bemerkt weiter, 
daß es unzuläſſig iſt, die Einrede aus § 226 auf Verletzung 
ſonſtiger ſittlicher Rückſichten zu erſtrecken, weil das unerträg⸗ 
liche Rechtsunſicherheit nach ſich zöge. Der Altmeiſter des 
Rechts, Ihering, wäre über den Geiſt der Verwirkungslehre 
am deutſchen Richter irre geworden. ; 

Da eine beſondere Behandlung der Rechtsvernichtung 
durch verzögerte Geltendmachung auch da nicht gerechtfertigt 
iſt, wo der Inhalt des Anſpruchs durch 8 242 BOB. beſtimmt 
wird, ſtehen der von Danzer erwähnten Ausdehnung der 
Verwirkung auf andere Rechtsgebiete Bedenken nicht entgegen. 
Aber nur, wie im Vorſtehenden dargelegt iſt, in den eng um⸗ 
ſchriebenen Grenzen der Einrede der Argliſt. Der Vorſchlag 
Danzer, durch Verſchweigen ſubjektive Rechte verwirkt wer 
den zu laſſen, wenn bei Abwägung des Intereſſes beider 
Parteien das Intereſſe der einen Partei an der Geltend⸗ 
machung des Rechtes binnen angemeſſener Friſt das Inter 
eſſe der anderen an der einſtweiligen Nichtgeltendmachun 
überwiegt, erſcheint unannehmbar. Es würde die Verwirrung, 
Willkür und Rechtsunſicherheit, die die Verwirkung auf dem 
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Gebiete der Aufwertung erzeugt hat, auf das geſamte Rechts⸗ 
gebiet übertragen und den Kredit in Deutſchland weiter unter⸗ 
graben. Das iſt beſonders dann der Fall, wenn die Recht⸗ 
ſprechung aus der günſtigen Vermögenslage des Gläubigers 
als ſolcher für dieſen Rechtsminderung herleitet. Weder der 
Kredit noch die Anforderungen an einen Rechtsſtaat laſſen es 
zu, die Exiſtenz eines Gläubigeranſpruchs von dem ſubjek⸗ 
tiven Ermeſſen des Richters darüber abhängig zu machen, ob 
das Intereſſe des Schuldners die frühere Geltendmachung 


erwünſcht gemacht hätte. Verjährung, etwaige Ausſchluß⸗ 
friſten und eine eng begrenzte Argliſteinrede allein dürfen die 
Abweiſung des Anſpruchs wegen verſpäteter Geltendmachung 
zur Folge haben. Wo ausnahmsweiſe beſondere Verhältniſſe 
die Rechtsvernichtung als Folge verzögerter Geltendmachung 
fordern, müſſen deren Vorausſetzungen vom Geſetzgeber ſcharf 
umriſſen ſeſtgelegt, nicht aber dürfen ſie vom Richter nach 
Erwägungen beſtimmt werden, durch die die Verwirkungslehre 
Treu und Glauben in Verruf gebracht hat. 


Der Ronkurs des Patent, Warenzeichen⸗ und Wettbewerbsverletzers. 


Von Rechtsanwalt Dr. Eduard Reimer, Berlin. 


Mit dieſer Frage haben, abgeſehen von der allerjüngſten 
Zeit, die Gerichte ſehr wenig zu tun gehabt. Nach übereinſtim⸗ 
mender und zutreffender Angabe der Kommentare) find jahr⸗ 
zehntelang überhaupt nur drei Reichsgerichtsentſcheidungen 
veröffentlicht worden, die fi) mit dem Konkurſe des wegen 

atent⸗ oder Warenzeichenverletzung oder unlauteren Wett⸗ 
bewerbs Beklagten beſchäftigt haben h. 

Auch in Aufſätzen iſt die Frage nur ſelten behandelt 
worden?). f 

Neuerdings hat nun das RG. in einem und demſelben 

all zweimal) Gelegenheit gehabt, in einem Patentverlet⸗ 
zungsſtreit zu der Frage der Wirkung der Konkurseröffnung 
auf den Unterlaſſungsanſpruch Stellung zu nehmen. 

Die Bedeutung der Entſcheidungen und der ausführ⸗ 
lichen Anmerkung von Jaegers) geht über das Patentrecht 
hinaus; fie betreffen ebenſogut das Warenzeichen- und Wett⸗ 
bewerbsrecht. Die Fragen ſind aber noch nicht reſtlos geklärt. 
Ihre Beurteilung bereitet, wie ſich in jüngſter Zeit mehrfach 
ergeben hat, auch den Inſtanzgerichten Schwierigkeiten. Sie 
ſollen daher hier getrennt nach Unterlaſſungsanſpruch unter I) 
und Rechnungslegungs⸗(Auskunftserteilungs⸗) und Schadens⸗ 
erſatzanſpruch (unter II) behandelt werden. 


J. Unterlaſſungsanſpruch 

1. Wenn über das Vermögen des Pateut- und Waren⸗ 
zeichenverletzers oder des unlauteren Wettbewerbers der Kon⸗ 
fürs eröffnet wird, fo entſteht die Frage, ob ein gegen ihn 
ſchwebender, ein Unterlaſſungsgebot erſtrebender Rechtsſtreit 
gemäß § 240 ZPO. unterbrochen wird und auf welche Weiſe, 
ei Bejahung der Unterbrechung, der Rechtsſtreit wieder in 
Gang zu ſetzen iſt. Nach 8 240 ZPO. tritt die Unterbrechung 
ein, wenn der Rechtsſtreit „die Konkursmaſſe betrifft“. Nach 
em Wortlaut der Beſtimmungen der KO. wird nun durch 
eltendmachung eines Anſpruchs die Konkursmaſſe „bes 
troffen“, wenn es ſich um eine Konkursforderung oder um 
einen Abſonderungsanſpruch oder um einen Ausſonderungs⸗ 
anſpruch handelt. 
i Daß der Unterlaſſungsanſpruch keine Konkursforderung 
A S. des 8 3 RD. ift, iſt herrſchende Anſicht. Ebenſowenig 
iegt ein Abſonderungsrecht i. S. der 88 47 ff. KO. vor. 
bi Es gibt daher, wenn man den Unterlaſſungsanſpruch als 
115 Konkursmaſſe betreffend anſehen will, nur zwei Mög⸗ 

keiten: entweder man nimmt die rechtsähnliche Anwen— 
ung der die „Ausſonderung“ regelnden Vorſchrift des 8 43 
—— SEEN 


) Iſay, Patch., 5. Aufl., 8 4 Aum. 70; Pietzcker, Patch. 


mit „ Nich. v. 9. Mai 1931: NG. 132, 362 — JW. 1931, 2118 
N, m. fich — GewglSch. 1951, 753 «= Mu. XXXI, 438; 
i 50 8 1255 1932: JW. 1932, 879 80 mit Anm. Jaeger. 
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KO. vor oder man ſieht, über die Vorſchriften der KO. hin⸗ 
aus, den Unterlaſſungsanſpruch als einen weiteren, neuen 
Fall an, in dem die Konkursmaſſe i. S. des $ 240 3 PO. 
„betroffen“ wird e). 

Beide Wege ſind beſchritten worden. Auf dem Wege der 
rechtsähnlichen Anwendung des 8 43 KO. gehen Leh⸗ 
mann!), Jaeger“) und, bei Verletzung des Rechts am 
eigenen Bilde, das RG.9). 

Auf dem Wege der Weiterbildung des Rechts, über die 
in der KO. geregelten Fälle hinaus, gehen Iſay 10) und das 
RG. früher in einem Wettbewerbsfalle 11) und jetzt auch für 
das Patentrecht 12). Iſay führt im Anſchluß an RG. 45, 
374 ff. folgendes aus 18): Eine gegen den Gemeinſchuldner er⸗ 
hobene Unterlaſſungsklage berühre die Konkursmaſſe dann, 
wenn das Verhalten des Gemeinſchuldners, deſſen Unterlaſ⸗ 
ſung beanſprucht werde, geeignet ſei, den Wert der Konkurs⸗ 
maſſe zu vermehren. Es handele ſich um einen Streit über die 
Aktiva der Maſſe, nicht in dem Sinne, daß ein Recht des 
Gemeinſchuldners, welches für ſich einen Aktivpoſten bilden 
würde, ausgeſondert werden ſoll, ſondern in dem Sinne, daß 
vom Ausgang des Rechtsſtreits der Wert der Aktivmaſſe ab⸗ 
hängt. Hiermit ſtimmt der Gedankengang der RGEntſch. vom 
6. Jan. 1932, die übrigens ebenfalls auf RG. 45, 374ff. 
Bezug nimmt, völlig überein. 

Die beiden hier mitgeteilten Meinungsgruppen unter⸗ 
ſcheiden ſich aber nicht ſo ſehr theoretiſch, als in ihren prak⸗ 
tiſchen Folgen. Theoretiſch betrachtet, erſcheint es kühn, einen 
auf Unterlaſſung einer Patent⸗, Warenzeichen⸗ oder Wett⸗ 
bewerbsverletzung gerichteten Streit als einen „Ausſonde⸗ 
rungs“ſtreit zu bezeichnen, wenn man bedenkt, daß $ 43 KO. 
von der „Ausſonderung eines dem Gemeinſchuldner nicht 
gehörigen Gegenſtandes aus der Konkursmaſſe auf Grund 
eines dinglichen oder perſönlichen Rechts“ ſpricht. Wo iſt 
bei der Unterlaſſungsklage des gewerblichen Rechtsſchutzes der 
„dem Gemeinſchuldner nicht gehörige Gegenſtand“, wo iſt das 
auf dieſen „Gegenſtand“ gerichtete dingliche oder perſönliche 
Recht des Unterlaſſungsklägers? 

Aber ebenſo kühn iſt es, von „Aktiven der Maſſe“ zu 
ſprechen und die Klage, die ein Herſtellungs⸗ und Vertriebs⸗ 
verbot gegen den Gemeinſchuldner erſtrebt, als einen „für 
den Gemeinſchuldner anhängigen Rechtsſtreit“ zu bezeichnen. 
Zu dieſer rechtlichen Konſtruktion ſagt Jaeger n): „In der 
Tat eine ſtarke Zumutung.“ 

Wie man aber auch rechtlich konſtruieren will, und man 


6) Die dritte, Lob eſche Auffaſſung (a. i. Anm. 3 a, O.), 
wonach der Unterlaſſungsanſpruch durch die Konkurseröffnung niemals 
berührt wird, ſondern nach wie vor gegen den Gemeinſchuldner geltend 
zu machen iſt, darf als endgültig überwunden gelten. 

) Lehmann a. i. Anm. 3 a. O., allerdings teilweiſe (83. 
1910, 819) mit Einſchränkungen, auf die noch zurückzukommen iſt. 

) Jaeger: mit Einſchränkungen (Komm. z. KO., 6./7. Aufl., 
§ 10 Anm. 4), auf die ebenfalls zurückzukommen iſt. 

) RG. v. 28. Dez. 1899: RG. 45, 170 (172). 

10) Iſay a. i. Anm. 3 a. O. 

21) RG. v. 24. Nov. 1899: RG. 45, 374 (376/77). 

12) In der ſchon erwähnten Entſch. v. 6. Jan. 1932: JW. 
1932, 880/81. 

23) Anm. 3 a. a. O. ©. 13/14. 

14) Jaeger: JW. 1932, 880 links unten. 
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muß hier „konſtruieren“, um zu einem praktiſchen Ergebnis 
zu kommen, jedenfalls kann keine der beiden Gruppen der 
anderen eine zu weit vom Geſetzeswortlaut und Geſetzesſinn 
abweichende Konſtruktion vorwerfen; denn beide weichen glei⸗ 
chermaßen weit ab. Daß ein weites Abweichen vom Geſetz, 
das, ſoweit es hier intereſſiert, aus 1877 ſtammt, notwendig 
iſt, hat ſchon Iſay l) ausgeführt. 

Bei der Wahl zwiſchen den beiden hier angegebenen 
Wegen kommt es daher ausſchließlich darauf an, welcher Weg 
der praktiſch zweckmäßigſte iſt. Im praktiſchen Ergebnis be⸗ 
ſteht nun aber vor allem ein Unterſchied, der ſehr weſentlich 
iſt, und das iſt die Frage der Aufnahme des durch die Kon⸗ 
kurseröffnung unterbrochenen Prozeſſes. Je nachdem näm⸗ 
lich, ob man ſich für die rechtsähnliche Anwendung des 8 43 
KO. oder für das Vorliegen eines „Aktivprozeſſes“ entſcheidet, 
findet die Aufnahme des Rechtsſtreits nach 8 11 KO. oder 
nach 8 10 KO. ſtatt. 

Hält man 843 KO. für entſprechend anwendbar, ſo 
findet die Aufnahme nach 8 11 KO. ftatt; nimmt man einen 
„Aktivprozeß“ an, fo findet $ 10 KO. Anwendung. 

Die Vorausſetzungen der Aufnahme gegen den Konkurs⸗ 
verwalter in 811 KO. ſind nun aber einfacher als in § 10 
KO.: und an der Möglichkeit einer ſchleunigen Aufnahme 
gegen den Konkursverwalter iſt ja der Patent-, Warenzeichen⸗ 
uſw. Inhaber dringend intereſſiert e). Nach 8 11 KO. kann 
nämlich der „Gegner“ (alſo der Patent- uſw. Inhaber) den 
Konkursverwalter ſofort laden. Dagegen kann nach 8 10 
Abſ. 1 nur der Konkursverwalter laden, und für den Patent- 
uſw. Inhaber beſteht nach § 10 Abſ. 2 KO. die Möglichkeit 
der Aufnahme des Rechtsſtreits erſt, nachdem die daſelbſt er⸗ 
wähnte Ablehnungserklärung des Konkursverwalters vorliegt. 
Hat aber der Konkursverwalter „abgelehnt“, ſo kann nach 
herrſchender Auffaſſung *) der Gegner den Rechtsſtreit nur 
gegen den Gemeinſchuldner, nicht gegen den Konkursverwalter 
aufnehmen. 

Dieſe Regelung, die für den gewöhnlichen „Aktivprozeß“ 
— alſo etwa den Streit darum, ob dem Gemeinſchuldner ein 
Poſten Ware gehört, oder ob ihm eine Forderung zuſteht — 
durchaus zweckmäßig ift, iſt für den Patent⸗ uſw. Verletzungs⸗ 
ſtreit ebenſo unzweckmäßig. Denn in zahlreichen Fällen wird 
der Schutzrechtsinhaber oder der durch unlauteren Wettbewerb 
Verletzte gar kein Intereſſe daran haben, gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner weiter zu prozeſſieren. Ebenſo wird aber auch 
häufig die „Ablehnung“ des Konkursverwalters für den Ver⸗ 
letzten keine genügende Sicherheit ſein. Lehnt der Konkurs⸗ 
verwalter im gewöhnlichen Aktivſtreit ab, jo heißt das: Der 
Poſten Ware wird aus der Konkursmaſſe frei, der Gemein⸗ 
ſchuldner kann ihn aus der Konkursmaſſe herausnehmen und 
kann mit ſeinem Prozeßgegner unmittelbar weiterprozeſſieren. 
Oder es heißt: An der angeblichen Forderung des Gemein⸗ 
ſchuldners habe ich Konkursverwalter kein Intereſſe für die 
Konkursmaſſe nehme ich dieſe Forderung nicht in Anſpruch, 
mag ſie vom Gemeinſchuldner ſelbſt weiterverfolgt werden, 
wenn dieſer ſich davon etwas verſpricht. Aber was bedeutet 
die Ablehnung im Patent⸗ uſw. Verletzungsſtreit? Doch noch 
lange nicht die Verpflichtung des Konkursverwalters, nun die 
nach Meinung des Patentinhabers patentverletzenden Mas 
ſchinen nicht zu veräußern oder die auf den Waren ein⸗ 
geprägte, die Schutzrechte des Gegners verletzende Waren⸗ 
bezeichnung zu beſeitigen. Denn daran, nun die ganzen etwa 
patentverletzenden Maſchinen oder die ganzen, die Waren⸗ 
bezeichnung tragenden Waren aus der Konkursmaſſe freizu⸗ 
geben, denkt ja der Konkursverwalter bei ſeiner „Ablehnungs⸗ 
erklärung“ gar nicht. Vielleicht wird der Konkursverwalter, 
auch ohne Anerkennung der gegneriſchen Rechte, loyal han⸗ 
deln, aber eine Sicherheit hierfür beſteht nicht. 

Hinzu kommt bei Anwendung des 8 10 KO., daß auf alle 
Fälle, ſelbſt wenn der Konkursverwalter den Rechtsſtreit auf⸗ 
nimmt, eine ſofortige Ladung des Konkursverwalters, anders 
wie in 8 11 KO., nicht möglich iſt, ſondern zunächſt ſeine Er⸗ 
klärung gemäß $ 10 Abſ. 2 abgewartet werden muß. Das gibt 


15) Fſahy a. i. Anm. 3 a. O. S. 10 und 11. 

16) Pal. dazu auch Iſay a. a. O. ©. 12. 

n) Jaeger, KO., 6./7. Aufl., 8 10 Anm. 32 mit Zitaten; 
Mentzel, KO. 8 10 Anm. 5. 


aber oft unliebſame Verzögerungen. Die ſchlimmſten Aus⸗ 
wüchſe können zwar durch die in § 10 Abſ. 1 Satz 2 KO. vor⸗ 
geſehene Ladung gemäß § 239 ZPD. (Ladung im Falle der 
Verzögerung der Aufnahme) vermieden werden. Aber damit 
iſt nicht verhindert, daß ſich die Aufnahme doch noch lange 
hinziehen kann 18). Bei dieſer Verzögerung braucht es ſich 
durchaus nicht um böswilliges Verſchleppen oder allzu lang⸗ 
ſames Arbeiten des Konkursverwalters zu handeln. Viel⸗ 
mehr kann — man denke nur an techniſch ſchwierige und dem 
Rechtsgebiet nach dem Konkursverwalter ganz fremde Patent⸗ 
prozeſſe — der ſorgfältige Konkursverwalter ſehr wohl Wochen 
und Monate dazu brauchen, um ſich in den Rechtsſtreit ſo 
hineinzufinden, daß er die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßig⸗ 
keit ſeiner Weiterführung ſelbſtändig beurteilen kann. 

Das ſind alles für den Schutzrechtsinhaber oder den 
Wettbewerbsverletzten ſehr mißliche Dinge, von denen er be⸗ 
freit iſt, ſobald man 843 KO., betr. Ausſonderungsrechte, 
entſprechend anwendet und demgemäß die Möglichkeit der ſo⸗ 
fortigen Ladung des Konkursverwalters gibt. 

Es fragt ſich alſo, ob gegen die entſprechende Anwendung 
des § 43 KO. ernſthafte Bedenken beſtehen. 

Iſay, der die Frage gerade vom Standpunkt des prak⸗ 
tiſchen Ergebniſſes und der Intereſſenlage geprüft hat 16), hat 
ſeinerzeit — mit Recht — gegen die entſprechende Anwen⸗ 
dung des § 43 KO. hauptſächlich Bedenken aus der Art her⸗ 
geleitet, in der das Schrifttum dieſe Beſtimmung heran⸗ 
ziehen wollte. Damals (1917) machte das Schrifttum, und 
zwar insbeſ. Jaeger), folgende Unterſcheidung: 

Wenn der Patent-, Warenzeichen- uſw. Inhaber dagegen 
prozeſſiere, daß ſich der Gemeinſchuldner Rechte anmaße, die 
im Falle ihres Beſtehens zur Konkursmaſſe gehören würden, 
wenn alſo z. B. der Gemeinſchuldner in das ältere Patent 
des Unterlaſſungsklägers auf Grund der Benutzung eines eige⸗ 
neu (jüngeren, abhängigen) Patents oder auf Grund einer 
Lizenz an dieſem Patente oder auf Grund eines angeblichen 
Vorbenutzungsrechts uſw. eingreife, oder wenn z. B. der Ge⸗ 
meinſchuldner ſich auf ein für ihn ſelbſt eingetragenes Waren⸗ 
zeichen berufe, dann ſolle die Unterlaſſungsklage den Konkurs 
betreffen; dann müſſe angenommen werden, daß der Unter⸗ 
laſſungskläger einen Ausſonderungsanſpruch geltend mache, das 
Verfahren werde alſo unterbrochen und ſei gemäß 8 11 KO., 
ſei es vom Konkursverwalter, ſei es gegen ihn, wieder auf⸗ 
zunehmen. 

Handele es ſich dagegen nur um einen „rein tatſächlichen 
Eingriff“, alſo um einen Fall, in dem ſich der Patent⸗ (Waren⸗ 
zeichen-) Verletzer nicht auf ein ihm ſelbſt gehöriges Patent 
(Warenzeichen) oder ein ſonſtiges Recht ſtützen könne, ſondern 
um einen Fall, in dem der Gemeinſchuldner lediglich behaupte, 
fein Handeln ſtelle keine Patent- (Warenzeichen-) Verletzung 
dar, fo ſollte nach der damaligen, insbeſ. Jaegerſchen !) 
Anſicht die Unterlaſſungsklage nicht die Konkursmaſſe be⸗ 
treffen; es ſollte alſo dieſe Klage vom Konkurſe ganz un⸗ 
berührt bleiben und nach wie vor nur gegen den Gemein— 
ſchuldner verfolgt werden können. 

Auf die ganz unmöglichen Konſequenzen, die dieſe Unter⸗ 
ſcheidung mit ſich bringt, hat Iſay, unter Anführung 
patentrechtlicher Beiſpiele, hingewieſen (vgl. a. a. O. S. 12). 
Ganz ähnliche Beiſpiele, die i. J. 1917 angeſichts der da⸗ 
maligen mehr formalen Beurteilung des Warenzeichenrechts 
noch nicht anzuführen waren, laſſen ſich für das Warenzeichen⸗ 
recht geben. Wie wäre es z. B., wenn zunächſt, und zwar bis 
zur Konkurseröffnung, der Gemeinſchuldner ſich nur auf 
mangelnde Verwechſelungsfähigkeit ſeiner Bezeichnung mit 
derjenigen des Unterlaſſungsklägers berufen hat, wenn er 
dann aber ſpäter etwa den heute fo häufigen Verwirkungs 
einwand geltend macht, d. h. ſich auf einen ihm zuſtehenden 
Beſitzſtand für die Verletzungsbezeichnung beruft. Sollte dann 
der Rechtsſtreit, ſolange nur mangelnde Verwechſelungsgefahr 


18) Wegen der Einzelheiten ſei auf Jaeger, MD. 8 10 
Aum. 34 ff. verwieſen. 

19) Anm. 3 a. a. O. 

20) In der damals vorliegenden 5. Aufl. (1916), 8 11 Anm. 1; 
8 3 Anm. 11; 8 10 Anm. 4; vgl. ebenſo die 6./7. Aufl., insbeſ. wieder 
§ 10 Anm. 4. 
k 21) Vgl. Anm. 20. 
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behauptet wurde, nicht unterbrochen ſein, dagegen unter⸗ 
brochen werden, ſobald ſich der Gemteinſchuldner auf ein 
Gegenrecht (feinen Beſitzſtand) beruft? Oder iſt dieſer Beſitz⸗ 
ſtand etwas, was vielleicht, nach Konkurseröffnung, der Ge⸗ 
meinſchuldner überhaupt gar nicht mehr ſelbſt geltend machen 
kann, da es ſich (gemäß § 6 KO.) um einen lediglich der Ver⸗ 
fügung des Konkursverwalters unterliegenden Vermögens- 
beſtandteil handelt? 

Man ſieht, die Konſequenzen find unausdenkbar. Und 
dieſe unausdenkbaren Konſequenzen hatten Iſay dazu ge— 
führt, die entſprechende Anwendung des § 43 KO. überhaupt 
für unbrauchbar zu erklären und die Unterlaſſungsklage gegen 
den Gemeinſchuldner, ungeachtet der Parteirollen, als einen 
„für“ den Gemeinſchuldner anhängigen, gemäß § 10 KO. zu 
behandelnden Rechtsſtreit anzuſehen. 

Nun wurde aber damals, wie Iſay erwähnt, auch ſchon 
ein anderer Weg gewieſen. Lehmann hat??), ohne aller⸗ 
dings den Gedanken konſequent durchzuführen?“), ſchon i. J. 
1909 ganz richtig auf folgendes hingewieſen: „Wenn man ein 
beſonderes Ausſchlußrecht auf ſreie Ausübung eines beſtimm— 
ten Gewerbebetriebes anerkenne, was erlaubt ſei, ſo werde 
zu prüfen ſein, ob der Konkursverwalter die Herſtellung und 
Verbreitung“ (der patent⸗, warenzeichen- uſw. verletzenden 
Gegenſtände) „in Ausübung dieſes Rechts vornehme. Sei 
ies zu bejahen, jo habe der Anſpruch des klagenden Patent⸗ 
(uſw.) Inhabers Ausſonderungscharakter“ 24). 

Nichts anderes als dieſen Gedanken trägt heute Call- 
mann vor, wenn er?) ſagt: 

„Es wäre vorteilhaft, wenn ein Beurteilungsmaßſtab 
gewonnen werden könnte, der vom Wert für die Konkurs- 
maſſe abſieht und auf objektiver Grundlage ſteht 2). Das 
Unternehmen iſt Schutzgegenſtand des Wettbewerbsrechts. Die 
Unternehmen ſind es, die einander bekämpfen. Wo der An⸗ 
griff gegen den Mitbewerber aus dem Tätigkeitsbereich eines 
Unternehmens hervorbricht, da follen die Folgen dieſes An⸗ 
griffs mit dem Unternehmen verbunden bleiben. Wenn alſo 
er Gemeinſchuldner die zu verbietende Handlung in feiner 
Eigenſchaft als Repräſentant des Unternehmens begangen hat, 
> unterbricht der Konkurs des beklagten Unternehmens den 
Rechtsſtreit. . .. Handelt es ſich um ein Verhalten, das der 
Bekl. außerhalb feiner geſchäͤftlichen Tätigkeit als Privat⸗ 
mann begangen hat, jo berührt der Konkurs des Unter— 
nehmens den Rechtsſtreit nicht.“ 

0 2. Die große Bedeutung der eingangs erwähnten NO- 
dau ſch. v. 6. Jan. 193227) liegt nun darin, daß jetzt auch 
3 RG. den in der Unterlaſſungsklage liegenden Eingriff 
5 das „Unternehmen“ des Gemeinſchuldners als das Maß⸗ 
gebende anſieht, als dasjenige, wodurch die Konkursmaſſe 
betroffen“ wird, ganz gleichgültig, ob der beklagte Gemein⸗ 
chuldner noch ein poſitives Gegenrecht (eingetragenes jün— 
nores Patent, Warenzeichen u. dgl.) beſitzt, oder ob es ſich 
ki eine „rein tatfächliche Störung“ handelt. Das RG. er⸗ 
Nr „ſchon allein den Geſichtspunkt für ausreichend, daß 
werzaunterlaſſungsanſpruch fi) gegen den eingerichteten Ge⸗ 
geri Aietieb der Gemeinſchuldnerin richtet“, da der „ein⸗ 
ice Gewerbebetrieb als Immaterialgut in der reichs⸗ 
193 tlichen Rſpr. anerkannt jei (RG. 126, 93 [96] — JW. 
981, 309 (310% 
gebaneae ge r) bleibt demgegenüber bei ſeinem Lieblings⸗ 
dem en, nämlich der unterſchiedlichen Behandlung, je nach— 
ſtützt r Gemeinſchuldner die Verletzung auf ein Gegenrecht 
oder nicht o). Indeſſen, eine folgerichtige Durchführung 

00 Lehmann: 33P. 38, 85 ff., insbeſ. S. 96 u. 121. 

(619 * enn a. i. Anm. 22 4. O. S. 87 und in Lg. 1910, 814 
a0 an ſich feine Ausführungen mit der Jaegerſchen Anſicht. 
bei eſtehen ergänzen: immer Ausſonderungscharakter, alſo nicht nur 

a, N eines „beſonderen“ Gegenrechts des Gemeinſchuldners. 
S. 145/47 allmann, Komm. S. 68 und a. i. Anm. 3 a. O. 


20 
nach ben af „objektiver Grundlage“ ſteht allerdings die Beurteilung 
erm, Wert für die Konkursmaſſe auch. 


28° Bgl. Anm. 4. 
8 7 2 der Fußnote a. a. O. S. 880 unter Ziff. 2. 
ſequenzen it dem Iſayſchen Hinweis auf die unmöglichen Kon- 


6.7. N fl aner Unterfcheibuung ſetzt ſich Jaeger weder in der 


"Mb in der Fußnote zu der neueſten RGEntſch. auseinander. 


ſeiner unterſchiedlichen Behandlung gibt Jaeger in ſeiner 
Fußnote nicht mehr. Die folgerichtige Durchführung müßte 
nämlich Jaeger dazu bringen, das RG. nicht nur in der Be⸗ 
gründung, auf die noch zurückzukommen iſt, zu bekämpfen, 
ſondern auch im Ergebnis; d. h. Jaeger müßte die Feſt⸗ 
ſtellung des RG., daß das Verfahren durch die Konkurs⸗ 
eröffnung unterbrochen wäre, angreifen. Denn dieſe Feſt⸗ 
ſtellung hat ja das RG., wie bereits erwähnt, getroffen, ob⸗ 
wohl, um mit Jaeger zu ſprechen, nur ein „rein tatſäch⸗ 
licher Eingriff“ der Gemeinſchuldnerin in die Rechte der auf 
Unterlaſſung klagenden Patentinhaberin vorlag und die Ge⸗ 
meinſchuldnerin ſich auf irgendwelche eigenen Rechte (ab⸗ 
hängiges Patent oder ähnliches) nicht ſtützte. Bei ſtrenger 
Durchführung der Jaegerſchen Lehre hätte daher das Ver⸗ 
fahren nicht als unterbrochen angeſehen werden dürfen. Daß 
die Unterbrechung zu Unrecht vom RG. feſtgeſtellt worden 
wäre, nimmt aber Jaeger ſelbſt nicht an. Vielmehr ſagt er: 
„Auch hier würde das der Klage ſtattgebende Urteil 
nachteilig auf die Verwertung von Maſſebeſtandteilen ein⸗ 
wirken. Denn das Unternehmen des Gemeinſchuldners, ſein 
‚Geſchäſt im ganzen‘ gehört zur Maſſe ($$ 117 Abſ. 2, 
134 Nr. 1 KO.). So läßt ſich allgemein ſagen: Unter⸗ 
laſſungsklagen werden durch den Konkurs des Bekl. unter⸗ 
brochen, wenn ihre Zuerkennung den Beſtand oder die Ver- 
wertbarkeit der Maſſe beeinfluſſen würde.“ Und weiter: 
„Indem nämlich der Klager behauptet, durch ſein Patent 
ſeien Maſſebeſtandteile gebunden, der Verwalter aber dieſe 
Gebundenheit verneint, ergibt ſich eine der Ausſonderung 
entſprechende Rechtslage.“ 

Mit dieſen Sätzen kann man ſich nur einverſtanden er⸗ 
klären. Sie laufen ganz auf die von Lehmann, Iſay und 
Callmann vertretene Auffaſſung hinaus, daß der in der 
Unterlaſſungsklage liegende Maſſeeingriff ſchlechthin zur Unter- 
brechung des Rechtsſtreits bei Konkurseröffnung ausreichen 
muß. Nur ſteht es mit den jetzt zitierten Worten der 
Jaegerſchen Anmerkung nicht in Einklang, wenn er „die 
Klage auf Unterlaſſung eines Patentmißbrauchs dann nicht“ 
als die Konkursmaſſe betreffend anſieht, „wenn der Bell. 
die Unterlaſſungsklage nur deshalb für unbegründet erklärt, 
Bee den behaupteten Eingriff rein tatſächlich in Abrede 
tellt“. 

Es iſt zu hoffen, daß Jaeger in der nächſten Auflage 
ſeines Kommentars den jetzt in ſeinen Ausführungen liegenden 
Widerſpruch durch ſeinen Anſchluß an die heute herrſchende 
Lehre beſeitigt. Denn heute müſſen ja bereits die von 
Jgeger abweichenden Literaturmeinungen zuſammen mit der 
Rc᷑Entſch. v. 6. Jan. 1932 als die herrſchende Lehre be⸗ 
zeichnet werden. 

3. Als Ergebnis der bisherigen Betrachtungen iſt alſo 
feſtzuſtellen, daß nach der heute herrſchenden Lehre der gegen 
das gemeinſchuldneriſche Unternehmen gerichtete Unterlaſ⸗ 
ſungsanſpruch immer die Konkursmaſſe betrifft, ſei es, daß 
es ſich um eine Patent⸗ oder Warenzeichenverletzung, ſei es, 
daß es ſich um unlauteren Wettbewerb handelt. Damit iſt das 
Hauptbedenken, das Iſay ſeinerzeit gegen die entſprechende 
Anwendung des § 43 KO. geäußert hat, nämlich das aus der 
unterſchiedlichen Behandlung der verſchiedenen Tatbeſtände 
(Jaeger) herzuleitende Bedenken, weggefallen. 

Es wurde oben gezeigt, daß an und für ſich, vom Stand⸗ 
punkt des praktiſchen Ergebniſſes, die Heranziehung der 
88 43,11 KO. zweckmäßiger ift als die Heranziehung des 
§ 10 KO. So will denn auch Jaeger se) — und inſoweit iſt 
ihm durchaus zuzuſtimmen — in den Fällen, in denen er die 
Konkursmaſſe als betroffen anſieht, die Aufnahme gemäß 
§ 11 KO. geben, abgeſehen von dem Falle, daß der Beklagte 
auf Grund ſeines Rechts widerklagend vorgegangen iſt, in 
welchem Falle ein „für“ den Gemeinſchuldner anhängiger 
Rechtsſtreit, alſo die Anwendbarkeit des § 10 KO., gegeben ſei. 

Hat ſich nach dem bisher Geſagten die Anwendbarkeit des 
811 KO. als zweckmäßiger erwieſen, fo fragt ſich daher nur 
noch, ob, nach Wegfall des gegen ſeine Anwendung haupt⸗ 
ſächlich geltend gemachten Bedenkens, aus ſeiner Heran⸗ 
ziehung irgendwelche ſonſtigen Schwierigkeiten entſtehen kön⸗ 


30) Jaeger, Komm. 8 10 Anm. 16; und beſonders Fußnote 
JW. 1932, 880/81. 
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nen, denen man bei Anwendung des 8 10 KO. aus dem Wege 
gehen würde. 

Als praktiſch unerfreuliches Ergebnis der Anwendung des 
§ 11 KO. hat Iſays!) die ſich aus $ 11 Abſ. 2 ergebende 
Koſtenfolge bezeichnet. Nach dieſer Beſtimmung fallen dem 
Verwalter die Prozeßkoſten nicht zur Laſt, wenn er den An⸗ 
ſpruch „ſofort“ anerkennt. Indeſſen kann dieſe Folge nicht 
dafür ſprechen, generell die viel zweckmäßigere Anwendbarkeit 
des § 11 KO. zugunſten der ſchwerfälligen Beſtimmung des 
8 10 KO. abzulehnen. Denn es iſt zu bedenken, daß der Fall 
des ſofortigen, alſo „ohne jede Verzögerung“ erfolgenden An⸗ 
erkenntniſſes 32) äußerſt ſelten fein wird. Kommt aber einmal 
dieſer ſeltene Fall vor, dann iſt auch nicht einzuſehen, warum 
nicht der Patent⸗ uſw. Inhaber bezüglich der Koſten ebenſo 
behandelt werden ſollte, wie jeder andere Ausſonderungs⸗ 
kläger; nämlich jo, daß nunmehr die ihm entjtandenen Koſten 
nicht Maſſeſchulden, ſondern eine reine Konkursforderung 
ſind. Denn dies iſt ja der einzige Vorteil des ſofortigen An⸗ 
erkeuntniſſes, daß die zu erſtattenden gegneriſchen Prozeß⸗ 
koſten, die bei weiterem ſtreitigen Verhandeln und Unter⸗ 
liegen des Konkursverwalters Maſſeſchulden werden würden, 
eine reine Konkursforderung bleiben!“). 

Übrigens ſpricht gerade die Koſteuregelung auch aus 
anderen Gründen nicht für die Anwendung des $ LO, ſondern 
des § 11. Würde nämlich § 10 anwendbar fein, würde alſo 
für den Konkursverwalter die Möglichkeit der „Ablehnung“ 
der Aufnahme des Unterlaſſungsſtreits beſtehen, und hätte 
deshalb der Patent- uſw. Inhaber den Rechtsſtreit gegen den 
Gemeinſchuldner perſönlich zu führen, fo wäre nach jetzt herr⸗ 
ſchender Auffaſſung n) die Folge, daß bei feinem Obſiegen der 
Patentinhaber einen Koſtenanſpruch nur gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner perſönlich, nicht aber gegen die Konkursmaſſe be⸗ 
ſäße. Dieſes Ergebnis mag bei einem echten Prozeß „für“ 
den Gemeinſchuldner allenfalls zu rechtfertigen ſein. Für den 
Patent⸗ uſw. Verletzungsprozeß iſt es aber überhaupt nicht 
zu rechtfertigen. Denn meiſt wird von dem Gemeinſchuldner 
perſönlich nichts zu holen ſein, und es iſt ſchlechterdings 
nicht einzuſehen, warum der im Rechtsſtreit ſiegreiche 
Patent⸗ uſw. Inhaber bezüglich ſeines Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruchs ganz leer ausgehen ſoll. 

4. Wurde bisher dargelegt, daß ein gegen das gemein⸗ 
ſchuldneriſche Unternehmen gerichteter Unterlaſſungsanſpruch 
wegen Patent- uſw. Verletzung ſtets durch die Konkurs⸗ 
eröffnung betroffen wird und daß der unterbrochene Rechts⸗ 
ſtreit gemäß 8 11 KO. aufzunehmen iſt, jo ift nunmehr noch 
auf die Vorausſetzungen der Weiterführung der Unterlaffungs- 
klage gegen den Konkursverwalter einzugehen. 

Dabei ift hauptſächlich an die Frage der Wiederholungs- 
gefahr zu denken, die ja nach einſtimmiger Auffaſſung die 
Vorausſetzung jeder Unterlaſſungsklage iſt. Wann liegt in der 
Perſon des Konkursverwalters Wiederholungsgefahr vor? 
Das Vorliegen der Wiederholungsgefahr iſt in jedem Unter⸗ 
laſſungsſtreit in erſter Linie Tatfrage, alſo auch hier. Ebenſo 
wie in jedem ſonſtigen Unterlaſſungsſtreit auf dem Gebiete 
des gewerblichen Rechtsſchutzes in dieſer Beziehung, alſo was 
den Beweis des Vorliegens der Wiederholungsgefahr anlangt, 
an den Unterlaſſungskläger nicht allzu ſtreuge Anforderungen 
geſtellt zu werden pflegen, beſteht aber auch int Konkursfalle 
kein Anlaß, die Anforderungen zu hoch zu ſchrauben. Was 
die Vergangenheit anlangt, ſo iſt ja zu bedenken, daß der 
Konkursverwalter in eine Art Rechtsnachfolgeppſition des 
Gemeinſchuldners eintritt, deſſen Handlungen er ſich in ge⸗ 
wiſſem Umfauge zurechnen zu laſſen hat. Deshalb wird man 
die Vermutung der Wiederholungsgefahr auf ſeiten des Ston- 
kursverwalters, der den Betrieb des Gemeinſchuldners über⸗ 
nimmt, annehmen können. Es iſt dann alſo Sache des Kon⸗ 
kursverwalters, dieſe Vermutung durch Führung des Gegen- 


81) a. i. Aum. 3 a. O. S. 13. 

32) „Sofort“ heißt ohne jede, nicht nur ohne ſchuldhafte Ver⸗ 
zögerung; Jaeger 8 11 Aum. 14. 

33) Jaeger 811 Anm. 15; Mentzel 811 Aum. 4, beide mit 
zahlreichen OLGEntſcheidungen. 

34) Jaeger 8 10 Anm. 32 a; Mentzel, 4. Aufl. 310 Anm. 5 
unter ausdrücklicher Aufgabe der abweichenden Auffaſſung früherer 
Auflagen. 


beweiſes auszuräumen. Nimmt nun der Konkursverwalter 
durch Fortſetzung des Rechtsſtreits das Recht zur Weiter⸗ 
begehung der patent» uſw. verletzenden Handlung für ſich in 
Anſpruch, ſo iſt damit ohne weiteres die Wiederholungsgefahr 
gegeben, ohne daß es auf irgendwelche ſonſtigen Voraus- 
ſetzungen, wie etwa das Vorhandenſein von Maſchinen, deren 
Betrieb patentverletzend iſt, oder ähnliches, noch ankommt!“). 


II. Rechnungslegungs- (Ausku uftserteilungs⸗) 
und Schadenserſatzanſpruch. 

Mit dem Unterlaſſungsanſpruch wird in ftändiger Übung 
der Schadenserſatzanſpruch verbunden, und zu feiner Vor- 
bereitung wird im Patentprozeß der Rechnungslegungs⸗ 
anſpruch, im Warenzeichen- und Wettbewerbsprozeß der Aus⸗ 
kunftserteilungsanſpruch erhoben. 

1. Daß der Schadenserſatzauſpruch aus den vor Konkurs- 
eröffnung liegenden Handlungen eine reine Konkursforderung 
iſt, daß alſo die Schadenserſatzklage durch den Konkurs unter 
allen Umſtänden unterbrochen wird, wird von niemandem bes 
zweifelt. 

Schwierigkeiten bereitet dagegen noch immer die Frage, 
welches Schickſal der Rechnungslegungs- (Auskunftsertei⸗ 
lungs⸗) 3e) Auſpruch hat. Die Kommentare zur KO. 37) ver⸗ 
treten den Standpunkt, daß der Rechnungslegungsanſpruch 
nach wie vor gegen den Gemeinſchuldner zu richten ſei, alſo 
von der Konkurseröffnung nicht berührt werde“). 

Dieſe unzutreffende Auffaſſung der Kommentare iſt nur 
damit zu erklären, daß ſich die Kommentatoren weder über 
die Natur des Rechnungslegungsanſpruchs noch über die höchſt 
unpraktiſchen Folgen ihrer Anſicht im klaren find. 

Der Rechnungslegungsanſpruch hat nach richtiger Auf⸗ 
faſſung eo) gegenüber dem Schadenserſatzanſpruch die Natur 
eines reinen Hilfsanſpruchs. Fällt der Schadenserſatzanſpruch 
(Hauptanſpruch), jo fällt der Rechnungslegungsanſpruch. Ini 
Prozeß kaun, ſolange der Schadeuserſatzanſpruch berechtigt 
iſt, der Hauptanſpruch durch den Hilfsanſpruch erſetzt werden, 
ohne daß eine Klageänderung vorliegt. Schon bei dieſer engen 
rechtlichen Zuſammengehörigkeit erſcheint ein Auseinander- 
reißen von Haupt- und Hilfsanſpruch derart, daß der Haupt⸗ 
anſpruch gegen den Konkursverwalter, der Hilfsanſpruch 
gegen den Gemeinſchuldner geltend zu machen iſt, ſinnwidrig. 

Auch der Hinweis bei Jaeger auf 8 888 ZPO. ſpricht 
nicht für die Rechuungslegungspflicht des Gemeinſchuldners. 
§ 888 3] O. betrifft die Art der Zwangsvollſtreckung auf 
Durchſetzung von Handlungen, die „durch einen Dritten nicht 
vorgenommen werden“ können. Als eine durch einen Dritten 
nicht vornehmbare Handlung führen nun zwar die Kommen 
tare zur ZPO. auch die Rechnungslegung an. Indeſſen at 
dabei nicht an das Verhältnis von Konkursverwalter und 
Gemeinſchuldner gedacht. Der Konkursverwalter kann nicht 
als „Dritter“ gegenüber dem Gemeinſchuldner bezeichnet wer⸗ 
den. Dazu ſind ſeine Beziehungen zum gemeinſchuldneriſchen 
Unternehmen viel zu eng. Sehr häufig iſt er doch einfach 
von der Konkurseröffnung ab die leitende Perſönlichkeit. Er 
nimmt, im Gegenſatz zu dem in 8 888 3PO. gemeinten 
„Dritten“, dasjenige Material in Beſitz, das die Grundlage 
der Rechnungslegung bildet: die Geſchäftsbücher (5 117 RD.) 
Der Konkursverwalter iſt verpflichtet, dieſe Bücher, die nach 
§ 1 Abſ. 3 KO. zur Konkursmaſſe gehören, in Beſitz zu neh⸗ 
men, und zwar nicht nur die Handelsbücher i. S. der 88 38ff. 
HGB., ſondern „z. B. auch Tagnotizbücher, Beibücher, Quit⸗ 

35) Übereinſtimmend Lehmann: 38. 38, 93; derſ. LZ. 1910, 
814 (822). I 

ze) Im folgenden ſoll der Kürze halber nur immer vom Rech 
nungslegungsanſpruch geſprochen werden, da ſich, ſoweit es hier inter⸗ 
eſſiert, Rechnungslegung und Auskunftserteilung in nichts unterſcheiden. 

37) Jaeger 83 Anm. 10; Mentzel 83 Anm. 4. 

as) A. M. mit Recht Iſay: GewRSch. 1917, 10 (14) u. Komm. 
835 Anm. 19; RO. v. 1. Dez. 1915: Gew Sch. 1916, 28 — MuW. XV, 
174 und einige weitere bei Jaeger angef. OLGEntfeh. Auch in jüngſter 
Zeit hat das KO. in drei un veröffentlichten Entſch. v. 13. Febr. 1932, 
10 U 3391/31, v. 3. März 1932, 10 U 5369/80 u. v. 23. März 1932, 
10 U 2257/31 die Zugehörigkeit des Rechnungslegungsanſpruchs zur 
Konkursmaſſe betont. 

30) Vgl. die in Aum. tz angeführte K&Entſch. v. 1. Dez. 1915 


mit weiteren Zitaten. 


1 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26] 


Aufl übe 


1809 


tungsbücher, Kundenbücher, Umſatzſteuerbücher ... Geſchäfts⸗ 
briefe, Rechnungen, Frachtbriefe, Quittungen und ſonſtige 
Kaſſenbelege“ 0), kurzum alles, was an Unterlagen, die ſich 
auf das Geſchäft beziehen, vorhanden iſt. 

Demgemäß iſt zur Rechnungslegung nach Abnehmern, 
Stückzahl, Lieferzeit und Lieferpreis überhaupt gar nicht der 
Gemeinſchuldner, ſondern nur der Konkursverwalter in der 
Lage. Selbſtverſtändlich find Schwierigkeiten in der Durch— 
führung der Rechnungslegung denkbar, ſo etwa, wenn der Ge⸗ 
meinſchuldner die Bücher unordentlich geführt hat. Aber 
dieſe Schwierigkeiten ſprechen ebenfalls nicht gegen die Rech⸗ 
nungslegungspflicht des Konkursverwalters. Denn bei un⸗ 
ordentlicher Buchführung beſtehen dieſe Schwierigkeiten ja für 
den Gemeinſchuldner ſelbſt genau fo. Schon derjenige, der die 
Bücher ſelbſt unordentlich geführt hat, wird keine zuverläſſige 
Rechnung legen können, und erſt recht werden hierzu etwaige 
Nachfolger in der Führung der Geſchäfte — man denke etwa 
an die an Stelle der bisher Vertretungsberechtigten tretenden 
Liquidatoren — nicht in der Lage ſein. 

Noch ein weiterer Geſichtspunkt ſpricht aber für die Rech⸗ 
nungslegungspflicht des Konkursverwalters: Die „Geſchäfts⸗ 
bücher“ (im weiteſten Sinne des Wortes) werden vom Konkurs- 
verwalter fortgeführt, und zwar auf Grund der von ihm 
weitergeführten Geſchäfte. Führt der Konkursverwalter die 
Geſchäfte zunächſt genau in der Linie des Gemeinſchuldners 
fort, ſo werden ihm auch bei dieſer Geſchäftsführung Patent⸗ 
uſw. Verletzungen unterlaufen. Dieſe Verletzungshandlungen 
es Konkursverwalters begründen dann aber, was den Scha⸗ 
denserſatzanſpruch anlangt, Maſſeſchulden (8 59 Nr. 1 KO.), 
und daß aus dieſen Handlungen der Konkursverwalter auch 
ſelbſt rechnungslegungspflichtig iſt, wird von niemandem be⸗ 
zweifelt werden. Wollte man nun aber für die Zeit vor 
Konkurseröffnung den Gemeinſchuldner, für die Zeit nach 
konkurseröffnung den Konkursverwalter rechnungslegungs⸗ 
pflichtig ſein laſſen, ſo wäre eine heilloſe Verwirrung die 
Folge. Bekanntlich iſt die Rechnungslegung, insbeſ. bei gro⸗ 
bem Kundenkreis, großem Abſatz, eine äußerſt mühevolle Ar⸗ 
beit, die ſich nicht ſelten über Wochen und Monate und, im 
Falle der Beanſtandung ſeitens des Gläubigers, gar über noch 
längere Zeit hinzieht. Wie ſoll es nun praktiſch vor ſich 
gehen, wenn, aus denſelben im Beſitz des Konkursverwalters 
befindlichen Geſchäftsbüchern jeder Art, teils der Gemein- 

huldner (bis zur Konkurseröffnung), teils der Konkurs⸗ 
verwalter (ab Konkurseröffnung) Rechnung zu legen hätte? 
Dies alles ſpricht für die Richtigkeit der jetzt ſtändigen 
Rechtſprechung des Patentſenats des Kammergerichts 41), den 
umturäbermalter ſchlechthin als rechnungslegungspflichtig an⸗ 
ehen. 
2. Daß der Schadenserſatzanſpruch ſelbſt für die vor 
Konkurseröffnung liegenden Handlungen Konkursforderung, 
Mr die nach Konkurseröffnung liegenden Handlungen Mafie- 
ſchuld iſt, wurde bereits erwähnt. Ein Zweifel hierüber iſt 
nicht möglich. 
5 Ein Zweifel könnte nur über den zweckmäßigſten Antrag 
ale Gläubigers beſtehen. In der weit überwiegenden Anzahl 
Rech Rechtsſtreitigkeiten auf dem Gebiete des gewerblichen 
Feſtheſchutes iſt der Schadenserſatzantrag in der Form des 
miſtſtellungsantrages geſtellt, und zwar im Zuſammenhang 
it dem Rechnungslegungs⸗ ( Auskunftserteilungs-) Anſpruch. 
1 Anträge lauten faſt immer: 
8 (Unterlaſſung), 
= dem Kläger Rechnung zu legen, wieviel uſw., 
feſtzuſtellen, daß der Beklagte verpflichtet iſt, dem Kläger 
den aus der Rechnungslegung ſich ergebenden Schaden 
u erſetzen. 0 
* ie Form des Feſtſtellungsantrages wird gewählt, weil 
90 Kl. überhaupt erſt nach erfolgter Rechnungslegung in der 
5 ib, feinen Schaden einigermaßen genau zu berechnen, 
ti andererſeits iſt ein auf Schadenserſatz gerichteter Antrag 
10 weil nach herrſchender Anſicht der Rechnungslegungs⸗ 
60 ie allein die kurzen Verjährungsfriſten der einſchlägigen 
W he (5852 B05 B., § 39 Path., § 9 GebrMuſt,, 8 21 Unl⸗ 
nicht unterbricht. 


) Jaeger 9 1 Aum. 20. 


ö ) Vgl. Anm. 38. 


Durch die Konkurseröffnung wird nun der Patent⸗ uſw. 
Inhaber gezwungen, einen beſtimmten Schadensbetrag zu 
ſchätzen und dieſen geſchätzten Betrag im Konkursverfahren 
anzumelden (58 69, 138, 139 KO.) Das iſt eine erhebliche 
Unbequemlichkeit. Denn der Verletzte weiß, wie ſoeben er⸗ 
wähnt wurde, häufig auch nicht annähernd, wie viele patent⸗ 
verletzende Gegenſtände vom Gemeinſchuldner vertrieben, wie 
viele warenzeichenverletzende oder unlautere Handlungen von 
ihm begangen ſind. Es iſt alſo nur eine ganz oberflächliche 
Schätzung möglich, und es iſt daher ebenſo ein Riſiko, einen 
ſehr hohen Schadensbetrag anzumelden, wie es eine Selbſt⸗ 
ſchädigung des Verletzten ſein kann, wenn er einen niedrigen 
Betrag anmeldet. Dieſer Unbequemlichkeit kann ſich indeſſen 
der Verletzte nicht entziehen, da ja der Konkursverwalter für 
ſeine Einſtellung gegenüber der Forderung und für ſeine Ab⸗ 
ſchlagsverteilungen (88 149 ff. KO.) wiſſen muß, mit welchem 
Betrage er im Höchſtfalle zu rechnen, welchen Höchſtbetrag 
er alſo zurückzuſtellen hat. 

Wenn der Konkursverwalter die Forderung, ſei es ganz, 
ſei es teilweiſe, beſtreitet, ſo iſt die Feſtſtellung der Forderung 
durch Aufnahme des gegen den Gemeinſchuldner anhängig ge⸗ 
weſenen Rechtsſtreits gegenüber dem Konkursverwalter zu ver⸗ 
folgen (8 146 Abſ. 3 KO.). 

Wie hat nun, wenn z. B. der klagende Schutzrechtsinhaber 
feinen Schaden auf 25000 % bei der Anmeldung im Konkurs⸗ 
verfahren geſchätzt hat, die Urteilsformel zu lauten? Den Be⸗ 
trag von 25000 % kann das Gericht nicht zuerkennen; denn, 
bevor nicht der Konkursverwalter Rechnung gelegt hat, ſteht 
ja nichts darüber feſt, ob der Betrag vom Schutzrechtsinhaber 
richtig geſchätzt war. Es bleibt daher nur ein Urteil über den 
Grund, der Höhe nach durch den vom Gläubiger angemeldeten 
Betrag limitiert, übrig. So hat das KG. in dem bereits er⸗ 
wähnten Urteil v. 23. März 1932 (ogl. Anm. 38) im An⸗ 
ſchluß an den Antrag des Schutzrechtsinhabers richtig wie 
folgt tenoriert: 

„Die von der Klägerin zur Konkurstabelle angemel⸗ 
dete Schadenserſatzforderung im Betrage von 25 000 % 
wird ... dem Grunde nach feſtgeſtellt.“ 

Fraglich kann ſein, wie in dieſem Falle bezüglich der 
Koſten des Rechtsſtreits zu tenorieren iſt. Die Beantwortung 
dieſer Frage hängt davon ab, als welche Art von Urteil man 
den ſoeben wiedergegebenen Teil des Urteilstenors anſehen 
will. Außerlich hat dieſer Teil des Urteilstenors gewiſſe Ahn⸗ 
lichkeit mit einem Zwiſchenurteil, wie es bei Streit über 
Grund und Höhe eines Anſpruchs gemäß § 304 ZRD. er⸗ 
laſſen zu werden pflegt, wenn zunächſt nur über den Grund 
des Anſpruchs entſchieden wird. Würde nun tatſächlich ein 
echtes Zwiſchenurteil vorliegen, ſo müßte die Entſcheidung 
über die Koſten dem Schlußurteil vorbehalten werden. Das 
wäre aber eine wenig erfreuliche Löſung. Denn der Patent- 
uſw. Inhaber, der ja praktiſch den Prozeß in vollem Um⸗ 
fange gewonnen hat, möchte naturgemäß auch möglichſt ſchnell 
zu einem Titel wegen der Prozeßkoſten kommen, und anderer⸗ 
ſeits hat auch der Konkursverwalter ein Intereſſe daran, mög⸗ 
lichſt bald zu wiſſen, mit welchem Koſtenbetrage die Konkurs⸗ 
maſſe belaſtet wird. 

In Wirklichkeit liegt nun aber ein Zwiſchenurteil gemäß 
8 304 ZPO. über den Grund des Anſpruchs, auf das noch 
ein Endurteil über die Höhe des Anſpruchs und über die 
Koſtenverteilung zu folgen hätte, gar nicht vor. Dies ergibt 
ſich ſchon rein prozeßrechtlich daraus, daß nach erfolgter Rech⸗ 
nungslegung der Patent- uſw. Inhaber nicht etwa die Mög⸗ 
lichkeit hat, in dem gleichen Prozeß nun über die Höhe des 
Anſpruchs, die bisher, abgeſehen von dem zur Konkurstabelle 
angemeldeten Betrage, ja überhaupt noch mit keinem Wort 
eine Rolle geſpielt hat, entſcheiden zu laſſen, ſondern daß der 
Patentinhaber nach erfolgter Rechnungslegung einen neuen 
Rechtsſtreit über die Höhe des Anſpruchs anſtrengen muß. 
Der oben erwähnte Teil des Urteilstenors iſt daher nicht 
Zwiſchenurteil, ſondern ſelbſt bereits Endurteil. 

Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß in dem 
erwähnten Teil des Urteilstenors der Betrag von beiſpiels⸗ 
weiſe 25000 46 vorkommt. Der Betrag kommt nur deshalb 
vor, weil bis zu dieſem Höchſtbetrage der Kläger ſeinen An⸗ 
ſpruch zur Konkurstabelle angemeldet hat, und weil auch dem⸗ 
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gemäß das Urteil zum Ausdruck bringen will, daß der Höhe 
nach mehr als 25000 % nicht in Frage kommen können, nach⸗ 
dem ſich der Kläger in ſeiner Anmeldung auf dieſen Betrag 
beſchränkt hat. 

Darüber, ob die Forderung von 25000 % auch nur an- 
nähernd gerechtfertigt iſt, will das Urteil nichts ſagen und 
kann es nichts ſagen, da ſich dies ja erſt nach erfolgter Rech— 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
nungslegung einigermaßen ſicher beurteilen läßt. Infolge⸗ 
deſſen iſt der erwähnte Teil des Urteilstenors in Wirklichkeit 
nach wie vor nichts anderes als eine Feſtſtellung darüber, daß 
dem Schutzrechtsinhaber dem Grunde nach ein Anſpruch zu⸗ 
ſteht. Auch dieſer Teil des Rechtsſtreits iſt alſo endgültig ent⸗ 
ſchieden, und das Urteil hat daher die Koſtenentſcheidung ſo⸗ 
gleich mit zu enthalten.. 


—— 3 —＋— . — — — — — — 


Die Überſpannung öffentlicher Straßen mit privaten 
Antennen. 


Die aufgeworfene Frage iſt vom privatrechtliche und vom öffentlich⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkt aus zu betrachten. 

1. Privatrechtlich iſt 8 905 B&B. maßgebend. Danach er⸗ 
ſtreckt ſich das Grundeigentum auch auf den Raum über der Erd⸗ 
oberfläche. Das in dieſem Eigentumsrecht liegende Verbietungs⸗ und 
Ausſchließungsrecht (88 903, 1004 BGB.) erhält durch Satz 2 des 
8 905 die Begrenzung, daß das Verbietungsrecht dort verſagt, wo der 
Grundeigentümer am Ausſchluß kein (wirklich begründetes, erhebliches) 
Intereſſe mehr hat. Dieſe Begrenzung iſt nach den Protokollen zum 
BGB. zum Schutze der Entwicklung des modernen Verkehrs auf⸗ 
genommen worden. 

An Grundſtückseigentümerintereſſen werden von den Gemeinden 
geltend gemacht: die Gefahr der Schadenſtiftung durch herabgefallene 
Antennen, die eigene Luftraumnutzung, das äſthetiſche Intereſſe. Die 
Gefahr des Herabfallens iſt (vorausgeſetzt, daß die Antenne ordnungs⸗ 
mäßig verlegt iſt) außerordentlich gering, ein erhebliches Intereſſe an 
der Ausſchließung der Antenne daher abzulehnen (ebenſo OLG. Hamm 
ſogar für eine Hochſpannungsleitung). Die eigene Luftraumnutzung 
kommt praktifch nicht vor, die Gemeinden wiſſen auch ſelbſt nicht an⸗ 
zugeben, wie ſie den von der Antenne beanſpruchten Raum ausnutzen 
werden. Ein privates äſthetiſches Intereſſe der Stadt als Grundſtücks⸗ 
eigentümerin iſt nicht anzuerkennen. In ihrem äſthetiſchen Empfinden 
verletzt wird nicht die Stadtgemeinde, ſondern quivis ex populo, der 
die Antenne ſieht; es läge alſo höchſtens eine Verletzung des öffent⸗ 
lichen äſthetiſchen Intereſſes vor; dieſe ift bei 8 905 BGB. unerheblich. 

„Anerkennungsgebühren“, die die Städte für die Geſtattung er⸗ 
heben wollen, entbehren ſeit der Einführung des BGB. des recht⸗ 
lichen Zweckes. 

Eine Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen (der Stadtverwal⸗ 
tung und des Funkhörers) kennt § 905 BGB. nicht. 

Einen Gemeingebrauch an der Straße hat der Funkhörer nicht; 
er braucht ihn auch nicht. 

2. Offentlich-rechtlich könnte ein Baupolizeiverfahren in 
Betracht kommen. Doch iſt dies im allgemeinen nicht erforderlich, da 
der in der jetzt üblichen Form gezogenen Antenne die Eigenſchaft der 
„baulichen Anlage“ fehlt. Das an ſich mögliche Eingreifen der Wege⸗ 
polizei iſt ähnlich dem Eigentumsrecht (8 905 Satz 2 BGB.) im Luft⸗ 
raum beſchränkt. Das Gef. gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften uſw. 
v. 15. Juli 1907 („Verunſtaltungsgeſetz“) iſt nur in einem ſchon 
anderweit anhängig zu machenden Baupolizeiverfahren anzuwenden 
(ein ſolches Verfahren iſt vorher abgelehnt worden); außerdem muß 
eine gröbliche Verunſtaltung vorliegen, die bloße Beeinträchtigung des 
äſthetiſchen Empfindens bedentet jedoch noch keine gröbliche Verunſtaltung. 

Nähere Begründung: ArchFunkR. 5, 65— 73. 


Reichsbahnrat Dr. Charitius, Küſtrin. 


Vertragliche Beſchränkungen des Verkehrs mit patent- 
geſchützten Fachen. 
Verkürzte Wiedergabe des in „Markenſchutz und Wettbewerb“ 
1931, 558 veröffentlichten Aufſatzes. 

Der Inhaber eines Patents ſucht häufig durch vertragliche 
Bindung ſeines Abnehmers oder ſeines Lizenznehmers die Art und 
Weiſe des Verkehrs mit den ihm geſchützten Erzeugniſſen in ſeinem 
Intereſſe zu beſtimmen. Er ſchreibt z. B. vor, daß die patent⸗ 
geichügten Waren nur zu beſtimmten Mindeſtpreiſen oder mit einem 
deſtimmten Zubehör weiterverkauft werden, zuweilen auch, daß alle 
ſpäteren Erwerber gewiſſe zum Gebrauch notwendige Stoffe nur bei 
einer beſtimmten Quelle beziehen dürfen. Es iſt die Frage, ob 
ſolche Beſchränkungen nur den Vertragsgegner binden oder ob 
ihnen auch quaſidingliche Wirkung gegen jedermann verliehen 
werden kann. Beifpiel: Der Lizenzinhaber verkauft eine Sache 
unter Richtpreis; kann der Patentinhaber dem dritten und weiteren 
Erwerber, insbeſ. auch dem gutgläubigen, mit der actio negatoria 
die Benutzung der Sache unterſagen? 

Dibeherrſchende Anſicht, insbeſ. das RG., lehnt eine ding⸗ 
liche Wirkſamkeit grundfäglid ab, weil ſonſt eine untragbare Be⸗ 


läſtigung des Verkehrs und eine Gefährdung der Rechtsſicherheit 
eintreten würde !). Die rechtliche Begr. iſt im einzelnen verſchieden. 

Das RS. führt aus: Das Patentrecht gebe dem Patentinhaber 
als ſolchem wohl das Recht, darüber zu entſcheiden, ob ſein Pro⸗ 
dukt in den Verkehr gelangen ſoll, nicht aber die Macht, die Art 
und Weiſe des ſpäteren Verkehrs nach ſeiner Willkür zu ge⸗ 
ſtalten. Mit der Einbringung in den Verkehr erſchöpfe 
ſich das Patentrecht. Dieſe Begründung findet jedoch keine 
Stütze im Geſetz. Es iſt nicht erſichtlich, weshalb ſich das Be⸗ 
ſtimmungsrecht des Patentinhabers durch das erſte Inverkehr⸗ 
bringen verbrauchen ſoll. § 4 Patch. läßt eine ſolche Beſchränkung 
nicht erkennen. Der Patentinhaber iſt alſo nach dem Grundſatz der 
Vertragsfreiheit weder zeitlich noch gegenſtändlich darin beſchränkt, 
die Grenzen oder die Bedingungen für die Benutzung des ihm ge⸗ 
ſchützten Erzeugniſſes durch dritte Perſonen zu beſtimmen. 

Ebenſowenig überzeugt die im Schrifttum vielfach vertretene 
Theorie vom ſogenannten „Zuſammenhang der Benutzungsformen“. 
Falls der Patentinhaber ſelbſt die Ware in Verkehr gebracht oder 
ihre Herſtellung geſtattet hat, ſo ſoll hiernach jede weitere Be⸗ 
nutzung nur eine Fortſetzung der erſten vom Patentinhaber felbit 
gebilligten darſtellen?). Dieſer „Zuſammenhang der Benutzungs- 
formen“ mag in vielen Fällen einer begründeten Auffaſſung des 
Verkehrs entſprechen und bei der Vertragsauslegung berückſichtigt 
werden. Gegenüber einem abweichenden Willen der Parteien muß 
er jedoch bedeutungslos bleiben. 

Es kann aber nicht verkannt werden, daß der wirtſchaft⸗ 
liche Grundgedanke der herrſchenden Anſicht, die Verhütung einer 
übermäßigen Beläſtigung des freien Handelsverkehrs, in vielen 
Fällen berechtigt iſt. Man kann nicht, wie Iſay ) dies tut, die 
Möglichkeit einer ſolchen Beläſtigung ſchlechthin beſtreiten, ebenſo⸗ 
wenig wie es andererſeits zuläſſig iſt, mit der herrſchenden Meinung 
jede Verkehrsbeſchränkung als untragbare Beläſtigung anzuſehen. 
Es müffen vielmehr die Umſtände des einzelnen Falles berückſich⸗ 
tigt werden. 

Eine haltbare rechtliche Grundlage für die Verüchkſich⸗ 
tigung der vielgeſtaltigen Bedürfniſſe des Verkehrs geben die in der 
Patentrechtswiſſenſchaft bisher wenig beachteten Vorſchriften des 
Sachenrechts über den gutgläubigen Rechtserwerb. Ein gut 
gläubiger Erwerb patentrechtlicher Vefugniſſe als folder ift nicht 
möglich, wohl aber der Erwerb freien Eigentums an patent⸗ 
geſchützten Sachen. Gem. § 936 BGB. erlöſchen mit dem Erwerb 
des Eigentums die Rechte, mit denen die Sache belaſtet war, ſo⸗ 
weit der Erwerber gutgläubig iſt. Zu den Velaſtungen einer Sache 
gehören auch die patentrechtlichen Benutzungsbeſchränkungen ). Der 
Patentinhaber kann alſo einem Dritten, der das Eigentum an 
einem patentgeſchützten Erzeugnis erworben hat, ohne die ver⸗ 
traglichen Verkehrsbeſchränkungen zu kennen oder grobfahrläſſig 
überſehen zu haben, die Benutzung nicht unterſagen. Er iſt auf ſeine 
perſönlichen Anſprüche gegen feinen Vertragsgegner bejchränkt. 

Eine weſentliche Einſchränkung dieſer Regel gilt nur hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Sachen, die von vornherein ohne Genehmigung des 
Patentinhabers hergeſtellt worden ſind. An ſolchen dem Patent⸗ 
inhaber gewiſſermaßen „abhanden gekommenen“ Sachen iſt in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des Grundſatzes „Hand wahre Hand“ ein 
gutgläubiger Erwerb nicht möglich. Alle Vereinbarungen, die un⸗ 
mittelbar von vornherein den Umfang der Herſtellung beſchränken, 
find danach unter allen Umſtänden dinglicher Wirkung fähig ö). 


RA. Dr. Robert Sieveking, Hamburg. 


1) Vgl. hierzu NG. 51, 139 JW. 1902, 274; R.: Jur⸗ 
Rundſch. 1903, 325; RÖ.: SeuffArch. 60, 328; OLG. Karlsruhe: 
PalMuſtzeich Bl. 1905, 142; Pietzcher $6 Amn. 25; Kent 8 6 
Anm 194; Seligſohn 86 Anm. 7; Iſay, 4. Aufl. 84 Anm. 41, 
8 6 Anm. 30. 

2) Kohler S. 452 ff.; Iſay, 4. Aufl., Anm. 41, 86 Anm. 29; 
Pietzcher 84 Anm. 17. 

3) GewoiSch. 1930, 378. 

) Vgl. RGG.: MuW. IX, 142. 

6) Ebenſo im Ergebnis Bieter 8 4 Anm. 17. 
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Entgegnungen. 
Zugabeweſen und unlauterer Wettbewerb. 


Dem Urteil des KG.: JW. 1932, 10211 und den Ausführungen 
von Clovis Clad hann nicht zugeſtimmt werden. Es ſcheint mir 
nicht angängig, daß die Gerichte in wirtſchaftspolitiſche Auseinander⸗ 
ſetzungen eingreifen und für die eine oder andere „Meinung“ ein⸗ 
treten, wobei auch ſie nur auf wiſſenſchaftlichen, tatſächlichen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und wirtſchaftspolitiſchen Vorgängen aufbauen können. 
Auch kann in einer ſolchen, über die Rſpr. hinausgehenden wirtſchafts⸗ 
politiſchen Stellungnahme der Gerichte eine einſeitige Verwertung 
wiſſenſchaftlicher Grundſätze enthalten ſein. Dies trifft m. E. gerade 
für das Urt. des KG. v. 27. April 1931 zu, da aus ihm hervorgeht, 
daß die in der Wirtſchaft nicht uur außerordentlich bekämpften, ſon⸗ 
dern von vornherein abgelehnten Außerungen von Sombart über 
die Reklame und ihren Anteil am Wirtſchaftsablauf die Richtlinie für 
die Einſtellung des KG. abgeben. Weder das vom Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium eingeholte Gutachten des „Vorl. Reichswirtſchaftsrats“ 
noch die vom Reichsausſchuß für das Zugabeverbot beigebrachten Unter» 
lagen haben ausreichendes Material für und gegen die Frage erbracht, 
ob das Werbemittel der Zugabe preisverteuernd ſich auswirkt oder 
nicht. So erfreulich auch für die werblichen Kreiſe die endgültige 
Stellungnahme des KG. (31. ZivSen.) ſein mag, jo muß man doch 
wohl hervorheben, daß im Prozeßverfahren, das an mancherlei tat 
ſächlichen Mängeln litt, dieſe wirtſchaftspolitiſche Entſcheidung niemals 
getroffen werden Kann. 

„ Das Urt. des KG. iſt durch R.: JW. 1932, 1012 ff. aufgehoben. 
Mit Recht bemerkt Elſter, daß erfreulicherweiſe das RG. den Grund⸗ 
laß aufgeſtellt hat, daß das verfaſſungsmäßige Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung im Falle der Vertretung wirtſchaftspolitiſcher Anſchauungen 
nicht durch die Vorſchriften des Unl Wah. beeinträchtigt oder ausgeſchloſſen 
werden kann. Leider hat ſich das RG. in feinen ausführlichen Darlegungen 
an dieſen Grundſatz ſelbſt nicht gehalten, ſondern hat in offener Stellung⸗ 
nahme für die eine wirtſchaftspolitiſche Richtung auch wirtſchaftliche 
Behauptungen aufgeſtellt, die von der Praxis glatt negiert werden. Es 
wird ferner davon geſprochen, daß von den „insgeſamt 68 Induſtrie⸗ 
und Handelskammern“ ſich 65 für ein Zugabeverbot ausgeſprochen 
hätten, dabei iſt dem RG. und wohl auch dem BG. entgangen, daß 
e nicht 68, ſondern 127 Induſtrie- und Handelskammern gibt, und 
daß von dieſer Zahl ein ganz bedeutender Teil gerade für das Gegen⸗ 
wen ſich ausgeſprochen bzw. eine neutrale Haltung eingenommen hat. 
Dazu gehören fo bedeutende Induſtrie- und Handelskammern wie 
Frankfurt a. M., Leipzig uſw. Die Feſtſtellung, daß der Deutſche 
Induſtrie⸗ und Handelstag ein Zugabeverbot gefordert habe, entſpricht 
At den Tatſachen: Nur fein Einzelhandelsausſchuß hat 
Sefen Wunſch ausgeſprochen, während der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
ag als ſolcher ſich dieſer Auffaſſung nicht anſchließen konnte. 
guduſtrie, Großhandel, Banken uſw. haben den Antrag auf Erlaß 
mes Zugabeverbotes nicht unterſchrieben. Auch wird in das Gut⸗ 
achten des Vorl. Reichswirtſchaftsrats mehr hineingelegt, als es tat⸗ 
lid) beſagt oder beſagen wollte. Kurzum, es zeigt auch dieſes Urteil, 
aß die Rſpr. auf dem falſchen Wege wäre, wenn fie in wirtſchafts⸗ 
Politifche Erwägungen und Meinungskämpfe eingreifen wollte. 


RA. Karl Dittmar, Berlin. 


8 18 HGB. zwingt nicht zum Eirmengebrauch im 
Wettbewerbsverkehr. 


Base: GewRSch. 36 (1931), 1044 bringt hierzu eingehende 
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55 safung gefunden werden kann, wenn neben dem formalen Recht 
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Pflicht Ama den Familiennamen zu benutzen, von der Rſpr. die 


zu ef allmann: GewgSch. 35 (1930), 923, die von dieſem wiederum 
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Den dec. e 
zu Ar 
age Stra „Adolf B., Lichthaus“ geführt hätte, als nicht zwingend 
Firm. Die Möglichkeit, unterſcheidende Zuſätze an die Spitze der 
a zu 
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1930 ngen in intereſſanter Weiſe neben der Entſch. des KG. v. 3. Nov. 
i a allem eine Entfch. des RG. v. 12. Juni 1931 zugrunde, die 


Dr 75 
gemein eue Dentſche Buchgemeinſchaft geführt hat. Die Deutſche Buch⸗ 
ſchaft hatte ſich in ihrem Werbematerial und den Veilritls⸗ 
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erklärungen, die ſie weithin verſandte, nicht der genauen Firma be⸗ 
dient, ſondern hatte den Zuſatz „GmbH.“ weggelaſſen. 

Auch darauf, ob dieſe Ausführungen, ſoweit ſie das Wettbewerbs⸗ 
verhältnis betreffen, richtig ſind, ſoll hier im allgemeinen nicht näher 


eingegangen werden, ſondern nur auf die Ausführungen, die das RG. 


zu der alten Frage macht, inwieweit 818 HGB. zum richtigen Firmen⸗ 
gebrauch zwingt, wenn rechtlich bedeutſame Erklärungen vorliegen, die 
den richtigen Wortlaut der Firma verlangen. Die Ausführungen des 
RG. hierzu haben — ſoweit feſtſtellbar war — in weitem Umfange 
gerade in Wirtſchaftskreiſen außerordentliches Befremden erregt. Das 
RS. erklärt im Hinblick auf die Deutſche Buchgemeinſchaft, daß beim 
Verſand des Werbematerials und beim Verſand der Beitrittserklä⸗ 
rungen keine rechtlich erhebliche Handlung vorliegt, ſondern nur „eine 
ohne jede rechtsgeſchäftliche Bindung geſchehene Aufforderung zur Ab⸗ 
gabe von Vertragsangeboten durch den Empfänger bzw. den Leſer der 
betreffenden Ankündigungen“. 

Es ſoll, wie geſagt, offen bleiben, ob dieſe Ausführungen im 
vorl. Falle richtig ſind. Es ſcheint, als ob vielleicht doch verkannt 
wird, trotz der umfangreichen Darlegungen, die ſich im RGuUrt. über 
den allg. Sprachgebrauch hinſichtlich des Wortes „Mitglied“ befinden, 
daß namentlich i. Verb. m. den Vorteilen aller Art, die die Deutſche 
Buchgemeinſchaft bietet, der Hinweis auf eine Mitgliedſchaft in weiten 
Kreiſen des Publikums jedenfalls die Idee eines zur Förderung der 
eigenen Intereſſen der Mitglieder gegründeten Vereines erweckt, alſo 
eines Unternehmens, das nicht von anderen zur Erzielung von Ge⸗ 
winn betrieben wird, vielmehr gemeinnützig wirkt; gemeinnützig in 
dem Sinne wenigſtens, als ob alle Überſchüſſe den Beteiligten wieder 
zugute kommen, etwa wie beim Verſicherungsverein a. G., eine Auf⸗ 
faſſung, die allerdings nicht jo leicht zuſtande kommen kann, wenn 
der einzelne von der Rechtsform der GmbH. dieſes Unternehmens er⸗ 
fährt. Über das Unternehmen ſelbſt und ſeine Ziele iſt damit in keiner 
Weiſe abfällig geurteilt. Es kommt nur darauf an, welchen Eindruck 
die Werbung in weiten Kreiſen erweckt, und es ſcheint, als ob es der 
bisher anerkannten Rſpr., wonach im Wettbewerbsverkehr bei An⸗ 
Kündigungen u. dgl. der Eindruck des flüchtigen Leſers entſcheidet, 
nicht richtig entſpricht, wenn das RG. näher darlegt, daß ja das ein⸗ 
zelne Mitglied oder der, der es werden will, ſich aus dem ihm über⸗ 
ſandten ausführlichen Proſpekt nach jeder Richtung hin genau unter⸗ 
richten könne. 

Jedenfalls erſcheint es ſehr anfechtbar, wenn das RG. im An⸗ 
ſchluß an die obenerwähnten Ausführungen fortfährt: „Daß dies auch 
die allgemeine Auffaſſung der Handelskreiſe und überhaupt des Ver⸗ 
kehrs iſt und deshalb die genaue Firmenbezeichnung ſeitens der die 
geſchäftlichen Ankündigungen veranlaſſenden Geſchäftsunternehmen ſehr 
häufig nicht verwendet wird, lehrt die Erfahrung auf Grund der 
täglich ſich wiederholenden Beſtätigung dieſer Tatſache. Auch die in 
Betracht kommenden Verkehrskreiſe nehmen daran nicht den ge⸗ 
ringſten Anſtoß; ſie wiſſen genau, um was es ſich handelt.“ 

Niemand bezweifelt, daß die Ausführungen einer reichsgerichtl. 
Entſch. ſich im weſentl. auf den vorl. Fall beziehen. Niemand kann 
auf der anderen Seite beſtreiten, daß dieſe Sätze in ihrer Allgemein⸗ 
heit die große Gefahr allgemeiner Anwendung auch in anderen Fällen 
bieten, und dieſe Gefahr iſt um ſo größer, wenn ſolche Ausführungen 
gemacht werden an Hand eines Einzelfalles, bei dem ſie jedenfalls er⸗ 
hebliche Bedenken auslöſen müſſen. 

Mindeſtens müſſen ſie zum Anlaß genommen werden, um zu 
verhüten, daß die Gerichte bei der Feſtſtellung der Auffaſſung der 
Verkehrskreiſe ſich allein auf ihr eigenes Urteil verlaſſen. Daß die 
Feſtſtellung der Auffaſſung beſtimmter Verkehrskreiſe Schwierigkeiten 
bieten kann, iſt bekannt; daß für die Feſtſtellung der Auffaſſung des 
geſchäftl. Verkehrs gerade Erörterungen leichter als auf manchem 
anderen Gebiete durch Befragung der Hkn. möglich find, muß ebenſo 
hervorgehoben werden. Das Verf. des Pat A. in Warenzeichenſachen ber 
weiſt es Daß man die Hkn. befragt hätte, geht aus den Ausführungen 
des RGUrt. nirgends hervor, iſt deswegen wohl kaum anzunehmen. 
Die Gefahr verallgemeinernder Anwendung ſolcher Ausführungen des 
RO. zeigen die Ausführungen Caros zu einer, wie ſchon dargeſtellt, 
zwar anderen Frage. Wo ſoll das ſchließlich hinführen, wenn Caro 
an Hand ſolcher Entſch. für feine Frage der Verwechſlungsfähigkeit 
des Familiennamens in der Firma älterer Unternehmen dazu kommt, 
mit aus dieſem Urt. abzuleiten, daß eine ſolche Verwechflungsfähigkeit 
ſehr leicht vermieden werden kann? Sie kann ſeiner Meinung nach 
vermieden werden beim rechtmäßigen Firmengebrauch durch entſprechend 
hervorgehobene Zuſätze. Es ſcheint, als ob ſie nach ſeiner Meinung 
im Wettbewerbsverkehr, bei der Reklame insbeſ., wo die Firma auf 
Grund der Rſpr. des KG. und des RG., die er erwähnt, nicht im 
Wortlaut gebracht werden muß, vermieden werden kann dadurch, daß 
die Firma, wenn auch in abgekürzter Form, überhaupt nicht an⸗ 
gewandt werden darf und danach auch nicht angewandt zu werden 
braucht; wenigſtens findet ſich in ſeinen Ausführungen folgender Saß: 
„Dort, wo die „unveränderte“ Firma nicht geführt zu werden braucht, 
braucht die Firma überhaupt nicht geführt zu werden.“ 

Daß 8 18 HGB. formales Recht enthält, iſt richtig. Ob gerade 
auf dem Gebiete des Firmenrechts bei den ſtändig zunehmenden Aus⸗ 
wüchſen des Geſchäftslebens mit Hilfe der Rſpr. zweckmäßigerweiſe 
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dieſes formale Recht nach Möglichkeit beſeitigt wird, kann bezweifelt 
werden. Die Verkehrskreiſe jedenfalls, um die es ſich hier handelt, 
haben dieſem Kernpunkt der RGEntſch. durchaus Verſtändnis ent⸗ 
gegengebracht, daß die Rſpr. neben dem formalen Recht andere Ge⸗ 
ſichtspunkte berührt, und inſofern mag die Entwicklung zu der Streit⸗ 
frage, die Caro beſpricht und auf die ſich allein ſeine Ausführungen 
beziehen, erwünſcht ſein. Im Einzelfalle mögen dabei hinſichtlich der 
Grenze der Anwendung dieſer Rſpr. die Meinungen auseinandergehen. 
Daß es vermieden wird, daß noch einmal die Verkehrsauffaſſung der 
Wirtſchaftskreiſe in jo weitem Umfange die Feſtſtellung der Rſpr. 
nicht billigt, wie es im Falle Deutſche Buchgemeinſchaft zu ſein ſcheint, 
muß für die Zukunft erhofft werden. 
RA. Dr. Clovis Clad, Leipzig. 


Das nene italieniſche geidenſchutzgeſetz und der Schutz 
des Wortes „Seide“ in Deutſchland. 


Nach dem ital, Gef. v. 18. Juni 1931 („Gazzetta Ufficiale“ 
Nr. 923) iſt das Wort „Seide“ den Garnen, Stoffen und Fabrikaten 
vorbehalten, welche ausſchließlich aus Produkten oder Nebenprodukten 
der Kokons ſeidenſpinnender Inſekten erzeugt worden ſind (8 J). 
Weiterhin müſſen „ſeidene“ Fabrikate, gemäß obiger Begriffsbeſtim⸗ 


Dr. jur. Hermann Iſay, Rechtsanwalt am Kammergericht und 
Profeſſor an der Techniſchen Hochſchule Charlottenburg: 
Patentgeſetz und Geſetz, betreffend den Schutz von Ge⸗ 
brauchsmuſtern. Syſtematiſch erläutert. 6. unveränderte 
Auflage mit einem Nachtrag. Berlin 1932. Verlag Franz 
Vahlen. VII, 788 und 11 Seiten. Preis 28,90 . 


Dr. rer. techn. Lorenz Weber, Patentanwalt, Dipl.-Ing., Köln: 
Erſinderrecht und Allgemeinintereſſe. Eine Darſtellung 
des deutſchen Erfinderrechts als Kompromiß zwiſchen den 
Intereſſen des Erfinders und der Allgemeinheit. Berlin 1931. 
Carl Heymanns Verlag. 91 Seiten. Preis 5 &. 

Die Beſprechung der obengenannten Bücher bleibt vorbegilten. 
D. S. 


Dr. ing. Dr. jur. Fr. Lehmann, Patentanwalt in Dresden: 
Die abhängige Erfindung. Berlin 1931. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. VI und 115 Seiten. Preis 6 . 


Die großen Komm. zum Pat., namentlich Iſay und Pietz⸗ 
cker, behandeln die Frage der Abhängigkeit ſehr eingehend nach 
allen Richtungen. Trotzdem kann bei der Wichtigkeit dieſes Problems 
eine Monographie Neues bieten und daher willkommen ſein. Der 
Verf. geht mit berufener Kritik zu Werke. Die ſubtilen Unterſchei⸗ 
dungen zwiſchen vollkommener (Gegenſatz: unechter) und vollſtändiger 
(Gegenſatz: teilweiſer) Abhängigkeit werden begrifflich eingehend be⸗ 
handelt, weil ihre Klärung auch praktiſch von großer Wichtigkeit iſt. 
Ein Blick auf den Abhängigkeitsbegriff in anderen Rechtsgebieten 
wäre da vielleicht nützlich geweſen. Immerhin iſt ja gerade die patent⸗ 
rechtliche Abhängigkeit ſo ſehr ein Begriff für ſich, daß dort eine 
autonome Klärung verſucht werden kann. Verf. definiert: „Abhängig⸗ 
keit iſt das eine Nichtausübbarkeit einer Erfindung wegen Beſtehens 
einer älteren Erfindung begründende Zuſammentreffen (Kolliſion) zweier 
nicht identiſcher Erfindungen verſchiedener Inhaber (Konkurrenz), deren 
Rangverhältnis durch die Anmeldungen feſtgelegt wird, wobei die Wir⸗ 
kung erſt mit dem Entſtehen der Schutzrechte eintritt.“ Sprachlich 
etwas umſtändlich, iſt die Definition auch ſachlich nur inſofern richtig, 
als man unter „Nichtausübbarkeit“ etwas Relatives verſteht; denn an 
ſich iſt „Abhängigkeit“ eine Rechtsbeſchränkung, aber keine „Nichtaus⸗ 
übbarkeit“. Die Arbeit zieht auch die Frage der Abhängigkeit bei 
Gebrauchsmuſtern in den Bereich der Betrachtung. Wichtig erſcheint 
die Betonung, daß der Geſichtspunkt der Wirkung ſtarke Beachtung 
verdient. Auf Polemiken gegen Pietzckers Auffaſſungen kann hier 
im einzelnen nicht eingegangen werden. Die Abgrenzung der Abhängig⸗ 
keit gegenüber der Identität und dem Zuſatzverhältnis wird ſorgfältig 
behandelt, ebenſo das Vorbenutzungsrecht und anderes im Verhältnis 
zur Abhängigkeit. Auch das Prozeſſuale iſt Gegenſtand der Darſtellung. 
Lebendig wird das Ganze durch zahlreiche Beiſpiele. Gern lieſt man 
die mahnenden Worte: „Im Intereſſe der Geſetzesökonomie, die ge⸗ 
rade das Patentrecht auszeichnet, ſollte auch bei künftigen Entwürfen 
und Abänderungen des Geſetzes von der Regelung durch überflüſſige 


mung, mit einer Spezialmarlie verſehen ſein, aus der hervorgeht, ob 
es ſich um beſchwerte oder unbeſchwerte Seide handelt. 

Die italieniſche Geſetzgebung ſauktioniert ſomit den Rechts⸗ 
zuſtand, wie er ſich aus NO.: JW. 1930, 1703 auch ſür das deutſche 
Wirtſchaftsleben ergibt. 

RA. Dr. R. Waſſermann, München. 


Juternationale Rriminaliſtiſche Vereinigung. 
(Deutſche Landesgruppe.) 

Die diesjährige Tagung findet vom 11. bis 13. Sept. in Frank⸗ 
furt a. M. ſtatt. Beratungsgegenſtände: 1. Schwangerſchaftsunterbre⸗ 
chung und Unfruchtbarmachung insbeſ. bei ſozialer und eugeniſcher 
Indikation; 2. die Fortführung der Strafrechtsreform; 3. Verein- 
heitlichung des europäiſchen Strafrechts. Referenten werden u. a. 
(vorausſichtlich) ſein zu 1: Prof. Graf zu Dohna, Bonn; zu 2: 
Prof. Kohlrauſch, Berlin; zu 3: Prof, Delaquis, Hamburg. 
Mitgliedsanmeldungen (Jahresbeitrag 6.4) nimmt Dr. Elſter, 
Berlin W 10, Genthiner Str. 38 entgegen; Anmeldungen zur Teil⸗ 
nahme an der Tagung OLGR. Berndt, Frankfurt a. M., Paul⸗ 
Ehrlich⸗Str. 25 a. 


Beſtimmungen abgeſehen werden“. Geſetze ſind nicht dazu da, wiſſen⸗ 
ſchaftliche Definitionen zu geben. 
Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Dr. A. Baumbach: Zugabeweſen, Ausverkaufsweſen, Ge⸗ 
ſchüſts⸗ und Betriebsgeheimniſſe. Kommentar zur Ver⸗ 
ordnung zum Schutze der Wirtſchaft v. 9. März 1932. 
Zugleich Nachtrag zu A. Baumbach: Das geſamte Wett⸗ 
bewerbsrecht. 2. Aufl. Berlin 1932. Verlag von Otto Lieb⸗ 
mann. Preis 2 M. 

Die VO. v. 9. März 1932 wird in dem Nachtrag zu Baum⸗ 
bach „Das geſamte Wettbewerbsrecht“ in der dem Verf. eigenen 
kurzen, klaren und prägnanten Art erläutert. Im Vorwort bedauert 
Baumbach mit Recht, daß es überhaupt zu dieſer VO. gekommen 
iſt. Irgendeinen triftigen Grund für dieſes jeder großen Linie ent⸗ 
behrende Stüchwerk vermag ich nicht zu erkennen. Wer aber genötigt 
iſt, ſich mit der VO. zu befaſſen, wird in der Erläuterungsſchrift von 
Baumbach die gewohnte Anregung und Belehrung finden. 

RA. Prof. Dr. H. Kirchberger, Leipzig. 


Dr. Wenzel Goldbaum, Rechtsanwalt und Notar in Berlin: 
Entwurf zu einem Zugabeverbot. (Stiltes Rechtsbiblio⸗ 
thek Nr. 127.) Berlin 1932. Verlag von Georg Stilke. 
52 Seiten. Preis geh. 1,30 . 

Wenn auch dieſes Büchlein ſelbſt dadurch prahtifch überholt 
iſt, daß der von ihm kommentierte Entwurf inzwiſchen in veränderter 
Form Geſetz geworden iſt, ſo iſt es damit doch nicht wertlos ger 
worden, denn in ſeinen Grundzügen iſt der Entwurf in die Not. 
aufgenommen worden. Die Erläuterungen Goldbaums geben eine 
klare und durch praktifche Beiſpiele lebendig gefärbte Überjicht über 
den Rechtszuſtand im Zugabeweſen. Mit Recht hebt Goldbaum 
die Mängel des Entwurfs hervor, die nur zu einem unbedeutenden 
Teil in der ſpäteren NotVO. vermieden worden find. Es iſt zu wün⸗ 
ſchen, daß Goldbaum dieſe Erläuterungen demnächſt dem Rechts⸗ 
zuſtand, wie er durch die NotVO. geſchaffen worden iſt, anpaßt. 

RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


Sinnzuſammenhänge im modernen Wettbewerbsrecht. Ein 
Beitrag zum Aufbau des Wettbewerbsrechts von Dr. Eugen 
Ulmer, Profeſſor der Rechte an der Univerſität Heidelberg. 
Berlin 1932. Verlag von Julius Springer. Preis 1,80 . 

Die vorl. Antrittsvorleſung bezeichnet Ulmer als einen Bei“ 
trag zum Aufbau des Wettbewerbsrechtes, mit dem er helfen wil, 
die „Nöte in Theorie und Praxis des Wettbewerbsrechts“ zu über 
winden. Drei Phaſen können wir in der Entwickelung des Wett 
bewerbsrechtes unterſcheiden: die erſte iſt das Ringen um die et 

liche Anerkennung, ihr Erfolg find die Wettbewerbsgeſetze von 15 


-und 1909. Die zweite Phaſe kennzeichnet ſich durch das Vemithen, 
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die farbige Mannigfaltigkeit der wettbewerb⸗mäßigen Lebensverhält⸗ 
niſſe als Tatbeſtand unter das geſchriebene Geſetz zu „ſubſumieren“. 
Dies war die Glanzzeit der reichsgerichtlichen Rſpr., deren Richterrecht 
durch eine kaum zu bewältigende Kaſuiſtik hindurchleuchtet. Die dritte 
Phaſe, in der wir uns jetzt befinden, iſt die der Bemühung um 
ſyſtematiſche Gliederung und rechtsdogmatiſche Durchdringung des 
gewaltigen Rechtsſtoffes. Dies zeigt ſich nicht nur in den Bemühungen 
der Kommentarliteratur um eine Syſtematik des Wettbewerbsrechtes, 
ſondern auch in einer Fülle von monographiſchen Arbeiten, wie ſie 
gerade in letzter Zeit erſchienen ſind. 
Ulmer legt uns jetzt ſeine zweite Arbeit vor; die erſte war 
die Arbeit „Warenzeichen und unlauterer Wettbewerb“. In dieſer 
behandelte er im weſentlichen die Kolliſion von Sonderrecht und Wett⸗ 
bewerbsrecht, und je tiefer man in dieſe Arbeit eindringt und je 
mehr man ſich ſelbſt bemüht, die Kolliſionsfälle im Rechte der ge» 
werblichen Kennzeichen zu löſen, um ſo mehr erkennt man, was 
Ulmer in feiner erſten Arbeit geleiſtet hat. Es find eingehende, 
durch großzügige Parallelen zum ausländiſchen Recht vertiefte Unter⸗ 
ſuchungen, die den Verſuch machen, die ſchwierigen Probleme zu löſen. 
In der nun vorl. Arbeit verzichtet Ulmer auf eine Löſung. Er 
weiſt die Probleme auf und regt zu ihrer Löſung au. Es ſind im 
Kern zwei große Fragen, die Inter hier behandelt. Die eine be⸗ 
trifft den ſachlichen Geltungsbereich des Wettbewerbs- 
rechtes, die andere die Grundſätze des Wettbewerbs- 
utzes. Eine dritte, nicht weniger bedeutſame Frage ſtellt Ulmer 
an den Anfang ſeiner Ausführungen, glaubt aber, ſie „als endgültig 
beantwortet“ betrachten zu dürfen, was dem weiteren Gang der Unter⸗ 
ſuchung zwar nicht ſchadet, jedoch dem wirklichen Rechtszuſtand nicht 
gerecht wird. Dies iſt die Frage nach dem Schutzgegenſtand des 
Wettbewerbsrechts. Ulmer verkennt nicht den Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen Perſönlichkeitsrecht und Immaterialgut und ſchließt ſich der von 
aumbach und mir vertretenen Auffaſſung an, daß das Unter⸗ 
nehmen als Immaterialgut Schutzgegenſtand des Wettbewerbsrechtes 
it. Aber dies iſt leider noch nicht reſtlos anerkannt. In Rſpr. und 
Schrifttum ſucht man immer noch das Wohl der Allgemeinheit durch 
as Wettbewerbsrecht zu ſchützen, ſei es, daß man eine an ſich un⸗ 
lautere Wettbewerbshandlung deshalb als lauter durchgehen laßt, 
weil ſie angeblich zum Vorteil der Allgemeinheit ausſchlägt (fo eine 
wohl einſtimmig abgelehnte Auffaſſung Goldbaums), ſei es, daß 
man einen Verſtoß gegen die guten Sitten dann annimmt, wenn 
eine an ſich erlaubte Wettbewerbshandlung das Konſumentenintereſſe 
außer acht läßt (fo RG. 134, 342 in einer Entſch., die mit m. E. 
rechtsdogmatiſch untauglichen Mitteln der Not der Zeit gerecht zu 
Ben verſucht), ſei es ſchließlich, daß man in Wettbewerbsgeſetzen, 
wie z. B. der neuen Zugabe O., geradezu Geſetze zum Schutz des 
Publikums ſehen will! 

In der Abſteckung der dem Wettbewerbsrecht ſachlich gezogenen 
renzen geht Ulmer davon aus, daß der durch das Wettbewerbs⸗ 
echt geregelten freien Konkurrenz heute das große Gebiet der ge⸗ 
A Wirtſchaft, insbeſ. der Kartelle, gegenüberſtehe, das, anderen 

letzen folgend, ſeine Regelung in dem Wettbewerbsrecht nicht fin⸗ 
en könne. Deshalb will Ulmer die typiſchen Kartellmaßnahmen 
aus dem Wettbewerbsrecht ausgeſchieden wiſſen, will ſie behandelt 
1 0 ausſchließlich von einer „Schicht anders gearteter Normen“, 
1 ſich um den Kern des Wettbewerbsrechtes legt und deſſen natür⸗ 
ö he Begrenzung iſt. Der Umfang deſſen, ſo meint Ulmer, was 
Ben Wettbewerbärecht zu ordnen aufgegeben ift, hänge ab von dem 
Fa in dem die ſonderrechtliche Regelung eingreift. Vor 1923, dem 
Ye urtsjahr der KartVO., ſei es ausſchließlich Sache des Wett⸗ 
elternb rechtes geweſen, die Beziehungen zwiſchen Kartell und Außen⸗ 
Tel zu regeln. Heute ſei dieſe wettbewerbsrechtliche Regelung zum 
955 durch das Kartellrecht abgelöſt. Das Wettbewerbsrecht ſei nicht 
auf Veettbewerbsordnung schlechthin; die Belt. des Wettbewerbs, die 

1 landen oder Verbandsſatzungen beruhten, vor allem das innere 
Mit recht, ſchieden für den Juriſten aus dem Wettbewerbsrecht aus. 
ordn em Bekenntnis zu verſchtedenen Grundſätzen der Wirtſchafts⸗ 
Weſensd gehe ein Riß durch das Wettbewerbsrecht. Es beſtünden 
Wesen gegenſätze zwiſchen feinen Normen. Hier geht Ulmer einen 
aa dem er m. E. das Verhältnis von Wettbewerbsrecht und 
ſcheint recht in doppelter Hinſicht verkennt. Sein Ausgangspunkt 
dieſer mir zunächſt wirtſchaftswiſſenſchaftlich unrichtig zu ſein. In 

Beziehung darf nicht verkannt werden, daß freie Konkurrenz 
begriff onopol — und die Kartelle pflegt man ja unter dieſem Ober⸗ 
aal zu betrachten — Grenzbegriffe ſind, mit denen zwei Grenz⸗ 
rl der in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft möglichen Tauſch⸗ 

6 ationen bezeichnet werden. Wo die eine aufhört und die 
iſt 6 beginnt, iſt oft kaum feſtzuſtellen, und wie das reine Monopol 
ſchoft ie freie Konkurrenz ein Idealbild, das bisher in der Wirt⸗ 
iin und felten verwirklicht wurde. Weder behördliche noch vertrag⸗ 
Kaas og der Konkurrenz iſt mit dem kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 

lem unvereinbar. Seine Prinzipien aber find ſowohl die des 

iſt der verbs rechts wie des Nartellrechts. In beiden Rechtsgebieten 
Rır Ausgangspunkt nicht die eine oder andere Form der Kon⸗ 
ſtrebeng erhältwiffe, ſondern die Anerkennung des privaten Ertrag⸗ 
auf der Grundlage des privaten Eigentums an den Pro- 
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duktionsmitteln. Von anderen Prinzipien des Kartellrechtes könnte 
nur die Rede ſein, wenn der private Egoismus in der gebundenen 
Wirtſchaft keinen Raum hätte, wenn an der Stelle eines ebenfalls 
durchaus privatwirtſchaftlichen Kartellegoismus der Solidarismus 
eines höherſtehenden Gemeinſchaftsgeiſtes das Handeln der Kartell⸗ 
genoſſen beher⸗ſche und veredle. Auch rechtlich ſcheint mir der Irr⸗ 
tum Ulmers darin zu liegen, daß er Wettbewerbsrecht und Kar⸗ 
tellrecht in eine falſche Beziehung zueinander ſetzt. Wäre Gegenſtand 
des Kartellrechtes der vertragliche Zuſammenſchluß der Mitbewerber 
zum Zwecke der Bekämpfung von Auswüchſen des freien Wettbewer⸗ 
bes, dann wäre die Grenzziehung Ulmers richtig. Aber das Kartell 
recht iſt nicht das Sondergeſetz im Verhaltnis zum allgemeinen Wett⸗ 
bewerbsrecht. Vielmehr erſtrebt das Kartellrecht, das man früher 
bezeichnenderweiſe als einen Teil des Geſellſchaftsrechtes betrachtete, 
die Beaufſichtigung der Kartelle in ihrer Eigenſchaft als Organiſa⸗ 
tionen mit marktbeeinfluſſender Wirkung. Hier handelt es ſich nicht 
um Bekampfung unzuläſſigen Wettbewerbes, ſondern um die Bekamp⸗ 
fung von Mißbräuchen, wie fie bei der organiſationsmäßigen Rege- 
lung der üblichen Wettbewerbshandlungen entſtehen können. Ohne 
Kartellrecht wäre für die Bekämpfung dieſer Mißbräuche nicht etwa, 
wie Ulmer anzunehmen ſcheint, das Wettbewerbsrecht, ſondern es 
wären diejenigen allgemeinen bürgerlich⸗rechtlichen Beſt. anzuwenden, 
mit denen man von jeher dem Mißbrauch der wirtſchaftlichen Macht⸗ 
ſtellung auch einer Einzelperſon begegnet iſt. Selbſt dort, wo im 
Kartellrecht der Außenſeiter Schützling des Geſetzes iſt, iſt er dies 
nicht in ſeiner Eigenſchaft als Außenſeiter, als Konkurrent des Kar⸗ 
tells, ſondern als Einzelunternehmer gegenüber der Kollektivmacht, 
und das Geſetz hat, als man die Beſt. des 89 Kart O. ſchuf, an 
ihn nicht ſtärker gedacht, als an den bedrängten Lieferanten oder 
Abnehmer der kartellierten Unternehmen. Das gleiche gilt für die 
Kartellmitglieder, die in „latenter Konkurrenz“ zueinander ſtehen. 
Schließlich iſt es in erſter Linie im Gegenſatz zum Wettbewerbs⸗ 
recht das Gemeinwohl und die Geſamtwirtſchaft, die Schutzgegenſtand 
des Kartellrechts ſind. 

Der zweite Teil der Arbeit Ulmers iſt den wettbewerbsrecht⸗ 
lichen Bewertungsgrundſätzen gewidmet, wobei Ulmer zuerſt einen 
eigenen Grundſatz darſtellt und im weiteren die von mir in meinem 
Komm. aufgeſtellten Grundſätze behandelt und im weſentlichen ab⸗ 
lehnt. Sein Grundſatz iſt der Gleichheitsgrundſatz, der einmal die Be⸗ 
deutung haben ſoll, eine eindeutige Regelung im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit zu bieten, vor allem aber die gleiche Bindung aller Mit⸗ 
bewerber an Geſetz und Vertrag zu erreichen. Es iſt ein richtiger 
Gedanke Ulmers, daß dieſe gleiche Bindung an Geſetz und Ver⸗ 
trag, wie das Beiſpiel der Preisbindung der zweiten Hand bei Mar⸗ 
kenartikeln zeigt, die Gefahr in ſich berge, die Wirtſchaft zur Er⸗ 
ſtarrung zu bringen, und daß ſolcher Gefahr abzuhelfen gerade Auf⸗ 
gabe des Rechtsgebietes iſt, dem man ſo oft den Vorwurf gemacht 
hat, die Erſtarrung der Wirtſchaft zu fördern. Aus der Sphäre des 
Kartellrechts heraus greife der Geſetzgeber ein, um die Starrheit zu 
löſen. Daß dieſer Gleichheitsgrundſatz beſteht, iſt nicht zweifelhaft. 
Aber er iſt weder neu noch iſt er alleine geeignet, eine Syſtematik 
des Wettbewerbsrechtes zu ſchaffen. Ich glaube, den gleichen Grund⸗ 
ſatz mit anderen Worten aufgeſtellt zu haben, wenn ich ihn den 
Grundſatz der Geſetz⸗ und Vertragsmäßigkeit nannte, denn gleiche 
Bindung an Geſetz und Vertrag wird ja gerade von Ulmer als 
Ziel ſeines Gleichheitsgrundſatzes bezeichnet. Auf die Kritik Ulmers 
an meinen Grundſatzen kann ich im Rahmen dieſer Beſprechung nicht 
eingehen; hierauf werde ich demnächſt in anderem Zuſammenhang zu 
ſprechen kommen. 

Wie aber auch immer man ſich entſcheidet, die Ul mer ſchen 
Gedanken werden in den kommenden Auseinanderſetzungen über die 
Geſtaltung und den Aufbau des Wettbewerbsrechtes nicht minder be⸗ 
deutſam wirken, wie in den Sonderfragen des Rechtes der gewerb⸗ 
lichen Kennzeichnungsmittel die erſte Arbeit Ulmers gewirkt hat. 
Dies darf ich denn auch als Entſchuldigung anführen, wenn ich den 
mir gewährten Raum ungebührlich überſchritten habe. 

RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


Dr. Alexander Elſter, Berlin: Geſetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb vom 7. Juni 1909 in der Faſſung vom 
9. März 1932. Kurzer Kommentar für Praxis und Studium. 
Neunte, durchgearbeitete und weſentlich ergänzte Auflage der 
erläuterten Textausgabe von Juſtizrat Dr. Albert Pinner 
und Dr. Alexander Elſter. Berlin und Leipzig 1932. 
Verlag von Walter de Gruyter & Co. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 37.) Taſchenformat. 394 S. 
Preis geb. 7,50 A. 

Die neue Auflage des urſprünglich von Stephan, ſpäter 
von Pinner herausgegebenen Guttentagbandes iſt diesmal allein von 

Elſter bearbeitet. Sie gibt den Stand des Wettbewerbsrechts 


vom Frühjahr d. J. wieder und berückfichtigt insbeſ. ſchon die Be⸗ 
ſtimmungen betr. Jugabeweſen, Ausverkäufe, Werkſpionage, Einheits⸗ 
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preisgeſchäfte uſw., die die NotVO. v. 9. Marz 1932 enthält. Der 
Umfang der erläuterten Textausgabe iſt wieder ſehr geſtiegen, ſo daß 
ſie nun mit Recht die Bezeichnung kurzer Kommentar führt. Obwohl 
für die Praxis beſtimmt und im weſentlichen auf den Ergebniſſen der 
Rechtſprechung fußend, zeigt das Werk — beſonders in der Einleitung, 
aber auch in den einzelnen Ausführungen — die grundſätzliche Ein⸗ 
ſtellung des Verf. zu der Rechtsnatur des Wettbewerbsrechts. Für 
das Studium ſowie als erſtes Nachſchlagewerk für die Praxis iſt das 
Werk, auf das noch näher eingegangen werden ſoll, hervorragend ge⸗ 
eignet. D. S. 


Prof. Dr. Hans Kirchberger, Rechtsanwalt: Unlauterer, ſitten⸗ 
widriger und unerlaubter Wettbewerb. Berlin 1931. Ver⸗ 
lag Chemie GmbH. 79 Seiten. Preis 3,60 . 


Die gegenwärtige Situation im Wettbewerbsrecht, die zum Teil 
leidenſchaftlich in zerſtreuten Aufſätzen geführte Diskuſſton, der immer 
vernehmlicher werdende Ruf der Praxis nach ſyſtematiſcher Durch⸗ 
dringung legt uns in beſonderem Maße ein Bemühen um die Grund⸗ 
lagen dieſes Rechtsgebiets ans Herz. Wenn es daher der durch ſeine 
Spezialunterſuchungen auf wettbewerbsrechtlichem Gebiet bekannte Verf. 
unternimmt, durch Erläuterung der Begriffe unlauterer, ſittenwidriger 
und unerlaubter Wettbewerb zu grundſätzlicher Stellungnahme zu 
kommen, ſo darf er eines lebhaften Intereſſes gewiß ſein. 

Zu Beginn und am Ende der Arbeit wird die Scheidung zwiſchen 
unlauterem und unerlaubtem Wettbewerb betont (fie iſt nicht ihr Kern⸗ 
ſtück). Wie das franzöſiſche Recht zwiſchen concurrence déloyale und 
concurrence illoyale unterſcheidet, bei mala fides des Mitbewerbers 
den erſten, bei bona kides den zweiten Ausdruck bevorzugt (freilich 
mit vielfacher Vermengung und mit einer deutlichen Tendenz, dem 
Ausdruck concurrence deloyale die Alleinherrſchaft zuzuweiſen), jo 
will Kirchberger den objektiven Verſtoß gegen die Regeln des 
Wettbewerbs mit „unerlaubter Wettbewerb“ bezeichnet wiſſen (ein Be⸗ 
griff, der dann notwendigerweiſe zum Oberbegriff wird); und nur 
wo qualifizierend ein beſtimmtes ſubjektives Merkmal hinzukommt, 
will er den Ausdruck „unlauterer Wettbewerb“ verwenden. Es han⸗ 
delt ſich letztlich um eine Frage der Terminologie. Die Praxis und 
die herrſchende Lehre ſind ſich im ganzen (gelegentliche Abweichungen 
der Rſpr. kommen immer wieder vor) einig darüber, daß die Unter⸗ 
laſſungsklage des 8 1 UnlWG. auch bei nur objektiven Verſtößen 
wider die gute Ordnung des Wettbewerbs gegeben iſt. Kirchberger 
ſieht dabei mit Grund die Gefahr, daß der Begriff unlauterer Wett⸗ 
bewerb wieder und wieder dazu verführt, in unzuläſſiger Weiſe auf 
jubjektive Momente, möglicherweiſe ſogar auf die Geſinnung, ab⸗ 
zuſtellen. Sein Vorſchlag, ihn als Oberbegriff durch den des un⸗ 
erlaubten Wettbewerbs zu erſetzen, verdient daher Beachtung. Ich 
fürchte nur das Schwergewicht des eingebürgerten ſprachlichen Aus⸗ 
drucks, dem die Bezeichnung unerlaubter Wettbewerb ſo gefährlich 
nahekommt, und ich glaube eher, daß eine Terminologie ſich durch⸗ 
ſetzen wird, die an Stelle von unlauterem Wettbewerbsrecht einfach 
von Wettbewerbsrecht, ſtatt von unlauterer Wettbewerbshandlung von 
wettbewerbswidriger Handlung oder Wettbewerbsverſtößen ſpricht. 

Bei der Erläuterung des „ſittenwidrigen Wettbewerbs“ ſehen wir 
Kirchberger um die Scheidung der Begriffe Sitte und Sittlich⸗ 
keit bemüht. Iherings Zweck im Recht, Wundts Ethik und 
Somlos juriſtiſche Grundlehre ſtehen dabei Pate. Man kann den 
Gegenſatz zwiſchen Sitte und Sittlichkeit verſchieden faſſen. Auch bei 
Kirchberger klingen verſchiedene Deutungen an. Aber die für den 
Fortgang ſeiner Unterſuchungen wichtigſte, auf die hier allein abgeſtellt 
ſein ſoll, iſt die: daß es bei der Sitte um feſtſtehende Normen für 
äußeres Verhalten, um eingehaltene Regeln geht; daß ſich ein Zurück⸗ 
greifen auf das Anſtandsgeftthl, auf das Ethos erübrigt. So iſt es 
Kirchberger ſelbſtverſtändlich, daß zur Feſtſtellung des Sitten⸗ 
verſtoßes i. S. des 8 1 UnlWG. nur auf beſtehende Normen, nur auf 
die geübte Sitte verwieſen werden darf. Die Regeln der Sitte ſind 
ihm „ſtillſchweigend entſtandene, tatſächlich beſtehende und als ſolche 
feſtſtellbare Konventionalnormen“. Und entſprechend wird es der Rſpr., 
insbeſ. der des RG., zum Vorwurf gemacht, daß fie auf dem Weg 
über das Anſtandsgefühl der billig und gerecht Denkenden letztlich das 
Anſtandsgefühl des entſcheidenden Richters bei der Beurteilung des 
Verſtoßes gegen die guten Sitten ausschlaggebend fein laſſe. „Die Recht⸗ 
ſprechung verkennt, daß die guten Sitten als ſolche etwas Seiendes be⸗ 
deuten, nicht getrennt hiervon lediglich etwas Seinſollendes.“ Oder 
wie Kirchberger an anderer Stelle ſagt: „Die Arbeit, die be⸗ 
ſtehenden guten Sitten zu erforſchen, fällt in das Bereich der Statiſtik.“ 
Dem kritiſchen Leſer wird zunächſt zum Bewußtſein kommen, daß 
Kirchberger mit ſolcher Auslegung die bisherige Funktion des 
81 UnlWG. zu unterhöhlen unternimmt. 8 1 Unl WG iſt uns die 
Generalklauſel des Wettbewerbsrechts, dazu berufen, in den zahlloſen 
Fällen, da die unlautere Konkurrenz andere als die in den Einzel⸗ 
normen vorgeſehenen Wege geht, juriſtiſche Hilfe zu ermöglichen; ein 
Beruf, der nicht erfüllt würde, wenn ſtets nach feſtſtellbaren Kon⸗ 
ventionalnormen gefragt werden müßte. Und dieſen Beruf trägt 8 1 
Unl WG. legitimerweiſe. Er iſt dazu geſchaffen, in die vielfältigen 
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möglichen Lücken zu treten. Er iſt eine Nachbildung des 8 826 BGB., 
dem ſeinerſeits dieſelbe Aufgabe geſtellt iſt. Der Wille und die Ten⸗ 
denzen der geſetzgebenden Faktoren und darüber hinaus eine ganze 
lange Entwicklungsreihe von der actio de dolo über 8 826 BGB., 
§ 1 Unl WG. und ſtändig geſprochenes Recht weiſen in andere Richtung 
als die Kirchberger ſchen Deduktionen. Und eben darum können 
dieſe Deduktionen, denen wir an ſich die innere Folgerichtigkeit nicht 
abſprechen, juriſtiſch nicht wahr fein. Der aus Sprache und Philo⸗ 
ſophie abgeleitete Gegenſatz zwiſchen Sitte und Sittlichkeit reicht nicht 
aus, um den Begriff der guten Sitte in 8 1 Unl WG. zu erklären. 
Gerade weil wir neben den bereits feſtſtehenden Regeln immer neue 
zu ſchaffen haben, müſſen wir ſie ſchöpfen aus der Quelle, aus der 
die Normen zu fließen vermögen: dem in der Rechtsgemeinſchaft 
lebendigen Bewußtſein von einem die Rechtsgeltung erheiſchenden 
„ethiſchen Minimum“, dem Auſtandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden oder wie man ſonſt dieſen Born nennen mag, den uns 
Kirchberger verſchließen will. Es iſt nicht an dem, daß im Schrifl⸗ 
tum, wie Kirchberger meint, die Begriffe Sitte und Sittlichkeit 
verwechſelt werden. Jedenfalls gilt dies nicht für die Literatur zu 
88 138 und 826 BGB., die Kirchberger übrigens unberückk⸗ 
ſichtigt läßt. Es wird betont in der Lehre vom bürgerlichen Recht (bei 
v. Tuhr, Enneccerus u. a.), daß der Begriff der Verhehrsſitte 
(in 88 157, 242 BGB.) ein anderer ift als der der guten Sitte: die 
Regeln, die aus der guten Sitte ſich ergeben les liegt dies übrigens 
auch ſprachlich in dem gut begründet), wollen nicht ſtatiſtiſch feſt⸗ 
geſtellt, fie wollen urteilend, wertend erfaßt fein. Aber es kommt noch 
ein Weiteres hinzu: auch wenn der Richter angewieſen wird, unter 
Berückſichtigung der guten Sitten zu entſcheiden, jo kann es doch nicht 
ausbleiben, daß in und mit ſeinen Entſcheidungen Recht Richterrecht 
wird, das dem Zuge des Rechts folgend wieder in das Spannungs⸗ 
verhältnis zur Sitte treten kann, das uns ſonſt geläufig iſt. Es iſt 
ein alter Prozeß, den wir nicht erſtmalig beobachten. Es iſt ferner 
eine alte Frage, ob für den 8 1 UnlWG. die Auffaſſung der Mit⸗ 
bewerber oder aber die Auffaſſung der Allgemeinheit bzw. der billig 
und gerecht Denkenden als der Exponenten dieſer Allgemeinheit maß⸗ 
gebend ſei. Kirchberger bekennt ſich mit Entſchiedenheit zu der 
erſteren Meinung. Wir vermiſſen aber auch hier die feinere Nuancierung: 
Der Richter, der berufen iſt, im Streit der Mitbewerber zu entſcheiden, 
muß mit der Denkweiſe und den Gepflogenheiten der Parteien ver⸗ 
traut ſein. Und doch muß es ihm zuſtehen, die Normen mit nach dem 
Maß allgemeinerer und letztlich auch eigener Wertungen zu formen. 
Inwieweit, iſt eine Frage des Taktes. Wir können gerade im Wett⸗ 
bewerbsrecht mit beſonderer Feinheit das Wechſelſpiel beobachten: hier 
die Auffaſſung der am Geſchäftsverkehr beteiligten Kreiſe, von der 
der Richter weithin ſich leiten läßt. Dort die eigene Linie der Rſpr., 
die als ein Stück Verkehrserziehung nicht vermißt werden kann. Es 
iſt ein gegenſeitiges Infühlungſtehen, wie wir es etwa beobachten bei 
dem Wechſel von freierer zu ſtrengerer Auffaſſung bei dem Schutz der 
Herkunftsbezeichnungen oder bei der Angeſtelltenbeſtechung, wo ge 
legentlich die der e aug gegenüber ſtrengere Judikatur 
heilſam auf die Bildung der Sitte gewirkt hat (vgl. etwa den Korken 
gelderfall: RGSt. 48, 295). 

Es iſt ein gefährlicher Weg, den Kirchberger weiſt, wenn 
er die Sitte, ſo wie ſie im Kreiſe der Mitbewerber ſich herausbildet, 
für das ſchlechthin entſcheidende erklärt und wenn er dem Richter nur 
ein Meſſen, ein Regiſtrieren dieſes Werdegangs geſtattet. Er fühlt das 
ſelbſt. Und ſo ſieht er ſich um, ob es eine Möglichkeit gibt, „das 
Vakuum, welches der von ſeiner unerträglichen Aufblähung befreite 
81 UnlWG. hinterläßt“, unter einen anderen Tatbeſtand zu ſub⸗ 
ſumieren. Und als ſolchen anderweitigen Tatbeſtand nimmt er die 
Verletzung des Perſönlichkeitsrechts des Mitbewerbers an. Hier iſt 
er an dem Punkt, an dem er mit weithin bekannten Theorien, mit 
den Auffaſſungen Lobes und Kohlers zumal, ſich berührt. Es 
ſei hier betont: Wer Wettbewerbsrecht als Perſönlichkeitsrecht auf⸗ 
faßt, kann damit verſchieden weitgehende Meinungen verbinden. Es 
mag ſein, daß er nur den durch das Wettbewerbsrecht geſchützten 
Gegenſtand im Auge hat, daß ihm Schutzgegenſtand „die Perſönlich⸗ 
keiten in ihrer gewerblichen Betätigung“ (Lobe) iſt. Kirchberger 
geht weiter: Das Wettbewerbsrecht als Perſönlichkeilsrecht iſt ihm 
nicht nur Erklärung, Deutung des Wettbewerbsgeſetzes, es iſt ihm 
ein „ſonſtiges Recht“ i. S. des § 823 Abſ. 1 BOB. Kirchberger 
ſtellt ſo neu eine Frage zur Debatte, deren Gründe und Gegengründe 
oft diskutiert find. Man wird ihm heute einwenden müſſen: vielleicht 
hätte eine ſchöpferiſche Rſpr. im 19. Jahrhundert den Gedanken des 
Perſönlichlteitsrechts aufgreifen können, um von hier aus Schutz gegen 
den unlauteren Wettbewerb zu geben. Es wäre dann das Spezialgeſes 
gegen den unlauteren Wettbewerb — von ein paar ſtrafrechtlichen 
Normen abgeſehen — zu entbehren geweſen. Heute aber kann der 
Kriſtalliſationspunkt, um den ſich in jahrzehntelanger Rſpr. die Nor- 
men gebildet haben, nicht mehr durch einen anderen erſetzt werden. 
Es gibt eine Kultur auch der Rſpr., die pfleglich behandelt fein wil. 
Es ſcheint mir unglücklich, das Weltbewerbsrecht zu teilen in ſolches, 
das den Regeln der Sitte parallel (8 Un Wh.) und ſolches, das 
ihnen zuwiderläuft (8 823 Abſ. 1 BGB.). Man zerreißt damit un 
trennbar Zuſammenhängendes. Und man zerreißt insbeſondere jene 
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oben genannte fo wertvolle Fühlung zwiſchen Rſpr. und kaufmänni⸗ 
ſcher Auffaſſung in Wettbewerbsſachen. 

Noch ein Letztes leitet Kirchberger aus der Auffaſſung des 
Wettbewerbsrechts als Perſönlichkeitsrecht her: ein Inhaltliches. Das 
Recht der Perſönlichkeit iſt ihm das Recht einer freien Perſönlichkeit 
und daraus wird dann letzlich das Recht zu freier Konkurrenz ab⸗ 
geleitet. In der Tat: Ich glaube, daß es heute notwendig iſt, die 
Prinzipien der Wirtſchaftsordnung juriſtiſch zu aktivieren, fie bei der 
juriſtiſchen Ausgeſtaltung des Wettbewerbsrechts mit heranzuziehen. 
Aber ich glaube nicht, daß für das ganze Wettbewerbsrecht noch ohne 
weiteres die Geltung des Prinzips der freien Konkurrenz unterſtellt 
werden kann. Die Rſpr. zu den Maßnahmen des äußeren Orgaui⸗ 
ſationszwangs, zu Sperre und Boykott insbeſ. kann mit ihrer Forde 
rung nach dem Maßhalten im Mittel und Ziel meines Erachtens micht 
mehr als Auswirkung des Prinzips einer freien Konkurrenz erklärt 
werden. Und gerade dieſe Ripr., die dringliche Frage, inwieweit die 
Sätze, die bei den Organiſationskämpfen gefunden worden find, aus⸗ 
gedehnt werden können auf Kampfmaßnahmen mächtiger Einzelunter⸗ 
nehmungen und inwieweit der Sperre und dem Boykott das Preis⸗ 
unterbieten gleichgeſtellt werden kann (vgl. neueſtens RG. 134, 342 ff.), 
fordert heute zur Auseinanderſetzung mit den Grundregeln des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes heraus. 

So trennt mich Grundſätzliches von Kirchberger und feinen 
Theſen, und doch ſäume ich nicht anzuerkennen, daß Kirchbergers 
Schrift durch die konſequente Durchführung, die er feinen Gedanken 
gibt, zur Klärung und Förderung geeignet iſt. 


Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 


Ludwig Leibfried: Der unlautere Wettbewerb und ſeine 
Rechtsfolgen. Stuttgart 1932. Verlag von W. Kohlhammer. 
VI und 108 Seiten. Preis 2,40 . 


„Die vor der Not VO. v. 9. März 1932 erſchienene und daher 
bereits z. T. überholte Schrift ſtellt in allgemeinverſtändlichen Aus⸗ 
führungen die Tatbeſtände des Unl WG. dar. Die wichtigſten Ergeb⸗ 
niſſe der Rechtſprechung werden angeführt, jedoch fehlen Zitate. Das 
Sud) iſt unmittelbar für den Kaufmann beſtimmt; für den Juriſten 
dürfte die Benutzung des Werks kaum in Betracht kommen. 


D. S. 


Dr. Fritz Millner: Die rechtliche Struktur der Kartellquote 
und Probleme der Quotenübertragung. Eine wirtſchafts⸗ 
rechtliche Studie. Leipzig 1932. Verlag von Hans Buske. 
III u. 64 Seiten. Preis 3 h. 


Bei Lektüre des Buches, das bereits auszugsweiſe Kartqdſch. 
1930, 740 ff. abgedr. war, verſtärkt ſich der Eindruck, daß es ſich 
5 eine wohlgelungene und in gewiſſem Sinne notwendige Arbeit 
bendelt. Doch iſt der fo überaus wichtige und auch im Titel des Buches 
eſonders hervorgehobene Abſchnitt „Quotenübertragung“ wohl etwas 
N Kurz weggekommen. Gerade die hiermit zufammenhängenden Fragen, 
ſowie auch das, was unter der Überſchrift „Herabſetzung und Er⸗ 
höhung der Quote“ zuſammengefaßt iſt, intereſſiert den Praktiker des 
„Quotenrechts“ in ganz beſonderem Maße. 
1 An der Arbeit Millu ers fällt beſonders die theoretiſche Gründ⸗ 
lichkeit auf, mit der nicht nur die juriſtiſchen, ſondern auch die wirt⸗ 
Maflichen Probleme dieſer jungen und noch relativ wenig bearbeiteten 
. behandelt werden. Will man nämlich das Weſen der Kartell⸗ 
de nicht nur als Veteiligungsanſpruch in ſtreng rechtlichem Sinne, 
I ern in feiner ganzen Bedeutung erfaſſen, fo iſt eine „öRo- 
n miſche Grundlegung“ unbedingt erforderlich. Hierauf weiſt Verf. 
üb einem einleitenden Kapitel hin und läßt gründliche Unterſuchungen 
Tui Kartell und Kartellquote als wirtſchaftliche Erſcheinungs⸗ 
Bar folgen. Von den rechtlichen Betrachtungen intereſſieren be⸗ 
“a rd die Ausführungen über die „Aufſpaltung“ der Mitgliedſchaft⸗ 
1 5 in Vermögensrechte einerſeits und in Verwaltungsrechte anderer 
1 Hiervon ausgehend wird die Frage behandelt, ob und inwieweit 
ist ote ein „Recht“ iſt, ob fie nicht vielleicht mehr als ein Recht 
wücſt r wie dieſes Gebilde ſonſt juriſtiſch — wiederum unter Be⸗ 
Ve ichtigung ſeiner wirtſchaftlichen Eigenarten — aufzufaſſen iſt. 
nur jeht ſich dabei mit den bislang im Schrifttum aufgejtellten Mei⸗ 
1 FR auseinander und greift alsdann aus dem Material der ihm 
faßt genden Kartellverträge beſonders typiſche Beſtimmungen heraus, 
een zu Gruppen zuſammen und legt auf dieſe Weiſe die ver⸗ 
i Bi Möglichkeiten und deren rechtliche Beurteilung klar. In 
Prong  ethobe vor allem liegt der Wert des Buches auch für die 
gewieſe Auf das reichhaltige Literaturverzeichnis ſei beſonders hin⸗ 

ſen. RA. Dr. v. Holſtein, München. 


Generalrcgiſter für die erſten 30 Jahrgänge der Zeitſchrift 
arkenſchutz und Wettbewerb Bd. I XXX. (Monats- 
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ſchrift für Marken⸗, Patent⸗ und Wettbewerbsrecht.) Her⸗ 
ausgegeben von Prof. Dr. Martin Waſſermann, Ham⸗ 
burg, bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Kurt Bußmann, 
Hamburg. Berlin 1932. Dr. Walther Rothſchild. Preis 28 . 


Ein ungemein klarer, ſicherer und praktliſch geſtalteter Weg⸗ 
weiſer durch den immer gewaltiger werdenden Stoff, der in den erſten 
30 Jahrgängen der Zeitſchrift aus dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsſchutzes niedergelegt iſt. Bisher gab es nur einige Jahrgangs⸗ 
regiſter, beginnend mit dem Jahrg. 27/28, was vor dieſer Zeit liegt, 
wurde oft erſt nach mühevollem Suchen gefunden. So erfüllt das 
Generalregiſter einen langgehegten Wunſch. In hervorragender Weiſe 
hat es der Verf. verſtanden, die Fälle des Stoffes zu gliedern und ihn 
in denkbar überſichtlicher Form vorzuführen, die dem Benutzer auf 
ſchnellſtem Wege Auskunft darüber gibt, ob, wo und wie die ihn 
jeweilig intereſſierende Frage in der Zeitſchrift in Aufſätzen oder 
in Urteilen des RG. oder anderer Gerichte bereits behandelt iſt. Durch 
die nach verſchiedenen Geſichtspunkten geordneten Verzeichniſſe be⸗ 
rückſichtigt der Verf. jede denkbare Lage deſſen, der ſchnelle Aus⸗ 
kunft ſucht. Deshalb iſt auch die Aufnahme des nach Namen, Firmen 
und Stichworten (4. B. Wortzeichen) aufgeſtellten Verzeichniſſes neben 
dem nach rechtlichen Geſichtspunkten und dem nach Datum und 
Aktenzeichen der RGurteile geordneten ſehr zu begrüßen. Von der 
Richtigkeit der Angaben habe ich mich durch eine Anzahl Stichproben 
überzeugen können. — Jeder, der das Werk zur Hand nimmt, wird 
dem Verf. für ſeine mühevolle Arbeit aufrichtigſten Dank wiſſen. 


NER. Veltman, Leipzig. 


Rechtsanwalt Dr. Rudolf Wertheimer, Zweibrücken: Der 
Hetzboykott. Einige Gedanken zum Boykottproblem. Wies⸗ 


baden 1931. Weſtdruckerei. 55 Seiten. 
Das Schriftchen — eingeleitet und mitverfaßt von RA. Dr. 
Erich Kehr in Kaiſerslautern — knüpft an ein nur als Manu⸗ 


ſkript gedrucktes Gutachten von RA. Dr. Rudolf Callmann 
in Köln an, das ſeinerſeits durch einen boykottrechtlichen Beſchluß 
des OLG. Bamberg v. 3. Mai 1930 veranlaßt worden war. So⸗ 
wohl das Gutachten wie die Abhandlung beanſpruchen nicht, als 
eine vollſtändige Darſtellung des Boykottproblems bewertet zu wer⸗ 
den; ſie bauen vielmehr ausgeſprochenermaßen im allgemeinen auf 
der bisherigen Literatur dazu auf, beſonders den Schriften von 
Krückmann, Maſchke und von mir (Der politiſche Bay⸗ 
kott, 1925). Trotz ihrer Knappheit wird man beide, beſonders die 
gutgeſchriebene ausführlichere Darſtellung von Wertheimer, als 
beachtenswerte Förderungen des leider gerade heute hochaktuellen 
Stoffes bezeichnen dürfen. Der Fortſchritt insbeſ. gegenüber meiner 
Schrift liegt darin, daß beide Verf., Wertheimer mit beſon⸗ 
derer Ausführlichkeit, einen ſcharfen Schnitt machen zwiſchen dem 
eigentlich politiſchen Boykott einer⸗ und dem „völkiſchen“ — oder 
auch konfeſſionellen — andererſeits. Ich muß bekennen, daß ich in 
der Gleichſtellung beider früher zu weit gegangen bin, obwohl ich 
einen gewiſſen Unterſchied auch ſchon damals nicht verkannt 
habe (a. a. O. S. 35). Die Abgrenzung erſcheint um deswillen wichtig, 
weil die ſozialethiſche wie die rechtliche Beurteilung beider Fälle 
keineswegs ganz gleichartig liegt. Der politiſche Boykott bekämpft 
ein Verhalten der Verrufenen, ſei es repreſſiv, ſei es präventiv. 
Und wenn er auch, wenigſtens ſowohl nach meiner Auffaſſung 
wie der unſerer Verf. in der Regel nicht geduldet werden kann, 
ſo gibt es doch davon Ausnahmen, beſonders zugunſten des Defenſiv⸗ 
boykotts, und es können immerhin mehr oder minder achtbare 
Motive vorliegen, die den politiſchen Verruf wenigſtens von Moral 
wegen unter Umſtänden rechtfertigen mögen. Andererſeits verſtößt er 
in aller Regel gegen die Schutzvorſchrift des Art. 118 NRerf. 

Ganz anders der völkiſche oder konfeſſionelle Boykott, wie er heute 
nicht ſelten von „Ariern“ gegen „Semiten“ veranſtaltet wird, mog⸗ 
licherweiſe, wennſchon viel ſeltener, von Katholiken gegen Proteſtanten 
oder umgekehrt. Zutreffend betont Wertheimer, daß der Angriff 
ſich „nicht gegen eine Betätigung irgendwelcher Art, ſondern gegen 
das Vorhandenſein als ſolches richtet“ (S. 29). Solcher Verruf kann 
daher unmöglich als „Zwangs- oder Diſziplinarmittel“ bezeichnet 
werden; ſeine Opfer find, insbeſ. beim völkiſchen Boykott, über⸗ 
haupt nicht imſtande, ihm zu entgehen, da der „Semit“ ſelbſt durch 
eine etwaige Taufe die von dem Verrufer beanſtandete raſſiſche 
Eigenart nicht verliert. Ein ſolcher Boykott hat daher, anders als 
der eigentliche politiſche, „keinen eigentlichen Zweck neben der 
Schädigung“ (Wertheimer S. 31). Er ſteht folgerecht dem bloßen 
Racheverruf am nächſten und iſt normalerweiſe viel gefährlicher, 
weil unabwendbarer, als der politiſche, kann von Moral wegen 
noch weniger geduldet werden als dieſer, und fällt ganz regelmaßig 
unter die Vorſchrift des 8 826 BGB., während andererſeits hier die 
Schutzvorſchrift des Art. 118 Verf. im allgemeinen kaum durch⸗ 
greifen wird. Ich finde dieſe Ausführungen des Verf. durchaus über⸗ 
zeugend und müßte ihnen auch dann Beifall zollen, wenn ich — 
was nicht zutrifft — meinerſeits einer politiſch antiſemitiſchen Rich⸗ 
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tung angehören würde. Denn auch der politiſche Antiſemit ſollte 
es doch vermeiden, ſeinen völkiſchen Gegnern mit derlei gehaſſigen, 
die Grundlagen der Volksgemeinſchaft geradezu negierenden Mitteln 
entgegenzutreten. Schreitet man auf dieſem Wege fort, ſo kommt 
man ſchließlich auch zur Duldung oder zur Begünſtigung ſolcher 
Scheußlichkeiten wie die Schäudung jüdiſcher Friedhöfe, die wir 
menſchlich empfindenden Arier mindeſtens ebenſo ſchmerzhaft empfinden, 
wie unſere jüdiſchen Mitbürger. Ich billige es vollauf, wenn 
Wertheimer den von ihm ſogenannten „Hetzboykott“ als unter 
keinen Umſtänden von Moral wegen ſtatthaft erachtet. 

Schwieriger ſcheint mir die Frage der Abgrenzung. Ein 
allgemeiner Angriff auf alle Angehörigen einer beſtimmten 
Konfeſſion oder Raſſe mag noch ſo unerfreulich ſein — als unſtatt⸗ 
hafter Verruf wird er in aller Regel nicht gelten können, ſchon 
deshalb nicht, weil die Extenſität der Maßnahme zu der Intenſität 
der Wirkung in umgekehrtem Verhältnis zu ſtehen pflegt. Eine ge⸗ 
wiſſe individuelle Abgrenzung der Verrufenen ſcheint mir 
unerläßlich zu ſein, damit von einent unſtatthaften Verruf geredet 
werden kann. Das verkennen auch Wertheimer und Call- 
mann nicht; ich finde aber, daß ſie die Abgrenzung noch deutlicher 
und entſchiedener hätten vornehmen ſollen. Es wird dabei in wei⸗ 
terem Maße auf die örtlichen Verhältuiſſe ankommen; wird in 
einer Großſtadt mit vielen Hunderten von jüdiſchen Geſchäften 
der allgemeine Ruf „kauft nicht bei Juden“ erhoben, und ſei es 
ſelbſt unter Bezeichnung aller einzelnen betroffenen Geſchäftsleute, ſo 
hat das normalerweiſe keine oder doch viel weniger weittragende 
Folgen, als wenn ein entſprechender Vorgang ſich in einer Klein⸗ 
oder Mittelſtadt abgeſpielt hätte, two jedermann die „jüdiſchen“ Ge⸗ 
ſchäfte kennt. Beſonders unerträglich wäre es, wenn die Verrufer hier 
alle einzelnen Geſchäftsleute jüdiſcher Abſtammung namentlich boy⸗ 
kottieren. Aber auch ohne ſolche Namensnennung wird der völkiſche 
Boykott unter ſolchen Umſtänden leicht als individuelle Verrufs⸗ 
maßnahme gegen alle Angehörigen der befehdeten Raſſe (Kon⸗ 
feſſion) wirken und entſprechend beurteilt werden müſſen. Mir ſcheint 
daher das in Callmanns Gutachten bekämpfte Erkenntnis, das 
darüber anders befindet, in der Tat beanſtandet werden zu müſſen. 


Geh. IR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 


Dr. jur. Karl Fulda: Der Bühnenaufführungsvertrag. Ber⸗ 
lin 1932. Carl Heymanns Verlag. 87 S. Preis 5 M. 


Karl Fuldas Monographie über den Bühnenaufführungs⸗ 
vertrag iſt nicht als in rechtlicher Hinſicht das behandelte Geſamt⸗ 
gebiet erſchöpfend zu bezeichnen, ſtellt indeſſen einen prahtiſch ver⸗ 
wertbaren Beitrag zu der immer noch nicht ausreichenden und nicht 
ausreichend vertieften Durcharbeitung des Theatervertragsrechts dar. 

Das zur Erörterung ſtehende Rechtsgebiet hat in gewiſſem 
Sinne eine Vereinfachung durch Normaliſierung tarifvertraglicher 
Natur erhalten. Während zum Beiſpiel in der von mir 1917 ver⸗ 
faßten Schrift „Der Bühnenvertrieb“ Formulare allein aus der 
Praxis des Aufführungsvertragsrechts noch einen Umfang von etwa 
40 Seiten einnahmen, kann ſich Fulda heute darauf beſchränken, 
das Normalvertragsformular ſeiner Monographie anzuhängen (wobei 
es erwünſcht geweſen wäre, auch den Wortlaut des Tarifvertrages und 
der „Allgemeinen Beſtimmungen für den Geſchäſtsverkehr“, die we⸗ 
an Beſtandteil des Normalvertrages find, mit abgedruckt zu 
ſehen). 

Fuldas Schrift hat ihren Schwerpunkt in theoretiſchen Er⸗ 
örterungen urheberrechtlichen Charakters ſowie zur rechtlichen Natur 
des Aufführungsvertrages ſelbſt. Gleichwohl wird auch die Praxis 
— z. B. unter Verarbeitung ſchiedsgerichtlicher Rſpr. — berückſichtigt. 

Einzelheiten, die im Geſamtkomplex des Werkes eine gewiſſe 
bzw. eine eingehendere Würdigung erfordert hätten, werden vermißt: 

Zum Beiſpiel Erörterungen aus dem Gebiete des Tarifvertrag⸗ 
rechts, über die perſönliche Stellung des Autors als Dritten zu dem 
zwiſchen Aufführungskommiſſionär und Theaterunternehmer abge⸗ 
ſchloſſenen Aufführungsvertrages, über Recht und Pflicht zur Ver⸗ 
folgung unbefugter Aufführungen uſw. Auch das Fehlen eines Sach⸗ 
regiſters, deſſen Bedeutung von wiſſenſchaftlichen Verf. vielfach noch 
immer unterſchätzt wird, muß verzeichnet werden. 

Schwächen des Buches ſtehen unverkennbar entſchieden poſitive 
Momente gegenüber: 

Der Nachdruck, mit dem Fulda den abſoluten Charakter der 
übertragenen ausſchließlichen Aufführungsbefugnis fordert und dartut 
(8 6), ſpricht ebenſo von einem geſunden Rechtsgefühl, wie z. B. die 
Erwägungen zugunſten des grundſätzlich ſchwacheren Partners gegen⸗ 
über Willkür und Verſtößen gegen Treu und Glauben: es handelt 
ſich z. B. um Fälle, in denen der Theaterleiter verſucht, ſich einer 
vertraglichen Aufführung auf eine Art zu entledigen, die nicht als 
vertragsgemäß zu bezeichnen iſt, z. B. einmalig im Hochſommer bzw. 
kurz vor den Theaterferien, unter gleichzeitiger Ankündigung, die 
Aufführung erfolge lediglich unter dem Zwange eines Vertrages; auch 
die Feſtſtellung Fuldas über die grundſätzliche Bindung des neuen 
Leiters eines Theaterunter nehmens an alte Verträge gehört hierher. 
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Schließlich erſcheint wertvoll der Abſatz der Schrift, der die Erzwing⸗ 
barkeit der Aufführung erörtert. Mit Recht wendet ſich Fulda hier 
gegen einen — allerdings nicht veröffentlichten — Beſchl. der 4. Zi. 
des LG. 1 Berlin v. 1. Juli 1929. Fulda kommt zu dem begrüßens⸗ 
werten Ergebnis, daß eine Theateraufführung, ſchon weil keine In⸗ 
dividualleiſtung eines einzelnen, als eine erzwingbare Handlung 
i. S. des 8 888 3PO. zu betrachten ſei. Wenn Fulda darauf 
hinweiſt, daß von einigen Schriflſtelkern die Anwendbarkeit des 8 888 
ZPO. auf die Aufführungspflicht des Bühnenleiters „offenbar für 
to ſelbſtverſtändlich“ gehalten werde, „daß fie ſich mit der ohne jede 
Begr. vorgetragenen Feſtſtellung begnüge“, ſo kann ich für mich 
ſelbſt dieſe Annahme bejahen: jede andre Erwägung halte ich für 
rechtlich gezwungen und ungeſund. 

Es wäre zu wünſchen, daß Fulda die begonnenen Studien 
auf einem Teilgebiet des Theatervertragsrechts fortſetze und auf wei⸗ 
tere Gebiete erſtrecken würde, da gerade das Geſamtgebiet des 
Theaterrechts in tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht noch immer der 
ſchärferen Präziſierung und weiteren Durchleuchtung bedarf. 

RA. Dr. Erwin Reiche, Berlin. 


Werner Böhme, Dipl.-Ing. Dr. jur.: Die gewerbliche Nach⸗ 
ahmung in Technik und Kunſtgewerbe. Mit einem Geleit⸗ 
wort von Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 
(Induſtrierechtliche Forſchungen, veröffentlicht vom Seminar 
für Induſtrierecht an der Univerſität Hamburg. Heraus⸗ 
geber: Prof. Dr. Martin Waſſermann.) Berlin-Grunewald 
1932 Dr. Walther Rothſchild. XV, 124 S. Preis 6,80 . 


In dem Geleitwort Martin Waſſermanns heißt es: „Die 
vorliegende Schrift entſtammt der Feder eines Technikers, dem es 
durch gründliches Studium und fleißigen Beſuch des Seminars ge⸗ 
lungen iſt, in den Geiſt der deutſchen Rechtſprechung ſo tief ein⸗ 
zudringen, daß er die Doktorprüfung an der Rechts⸗ und Staatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fakultät unſerer Univerſität in einer das Durchſchnittsmaß 
weit überſteigenden Weiſe beſtanden hat.“ Die Lelktüre feiner Schrift 
beftätigt dieſen Vorſpruch durchaus. Sie zeigt (wie es einem Techniker 
zukommt) einen klaren Aufbau und (wie es einem Juriſten zukommt) 
ein tiefes Eindringen in die Probleme. Das Problem der erlaubten 
und unerlaubten Nachahmung techniſcher und Kunſtgewerblicher Erz 
zeugniſſe erfordert zweifellos ein ſolches tiefes Eindringen, weil es 
ſich um Grenzfragen des Urheber- und des Wettbewerbsrechts handelt. 
Auf Grenzgebieten muß ſich überlegenes Wiſſen und Können zeigen, 
ſonſt ſind ſie nicht zu beherrſchen. Denn hier iſt mit Formalismus 
nichts anzufangen, hier heißt es den Geiſt der von beiden Seiten ſich 
bietenden Disziplinen in feinem tieferen Sein zu erfaſſen, damit die 
Grenzſchwierigkeiten gelöſt werden können. Eine gewiſſe Selbſtändig 
keit des Urteils und eine wiſſenſchaftliche Freiheit ſind da vonnöten. 
Beides eignet dem Verfaſſer. Es iſt eine Freude, ſeine Stellungnahme 
zu dem Problem der Nachahmung geſchützter und ungeſchützter Er⸗ 
zeugniſſe zu leſen. Mit Recht lehnt er bei ſeiner Unterſuchung des 
„ſchöpferrechtlichen Tatbeſtandes“ ein ſchöpferrechtliches „Generalverbot“ 
ab, ſondern betont mit feinſinniger Abwägung die Notwendigkeit, die 
Intereſſen der Allgemeinheit zu berückſichtigen, die überall da eine 
Freiheit fordert, wo der ſpezielle ſchöpferrechtliche Schutz aufhört. Daß 
dieſe Forderung hie und da in der Rechtſprechung ftärker betont zu 
werden verdiene, hebt der Verf. mit Recht hervor. So kommt er in 
klar aneinandergereihten Unterſuchungen von dem ſpeziellen Schuß 
der Urheberrechtsgeſetze zu den „nicht geſetzlich feſtgelegten Immaterial⸗ 
güterrechten“ und prüft hier die Tragweite der 88 823, 826, 1004 
BGB. und 8 1 Unl WG. Die Möglichkeit eines „Konſtruktionsſchutzes“ 
für techniſche Neuerungen beurteilt der Verf. mit Recht ſehr ſkeptiſch. 
Nach einem Blick auf die franzöſiſche Rechtſprechung betrachtet er ein⸗ 
gehender die des NG. und KG. und kommt u. a. bei der kritiſchen 
Würdigung des Käthe⸗Kruſe⸗Puppen⸗ und ähnlicher Urteile, bei denen 
er den urheberrechtlichen Einſchlag — ähnlich früherer Darlegungen 
von mir — neben dem wettbewerbsrechtlichen richtig hervorhebt, zu 
dem Punkt, wo das Schöpferrecht mit dem Wettbewerbsrecht zu” 
ſammenſtößt und ein Ausgleich des Urheberrechts mit dem Geſchäfts⸗ 
ſchutzrecht ein notwendiges und ſchwieriges Problem wird. Hier ſteht 
bei Böhme (S. 70) der Satz, daß „das Schöpferrecht einen Teil des 
Wettbewerbsrechts bildet“ und daß „der andere Teil, das Geſchaͤfts⸗ 
ſchutzrecht, nicht jo weit über feine Grenzen ausgedehnt werden darf, 
daß er das ganze ſorgfältig hergeſtellte Gleichgewicht zwiſchen den 
Intereſſen der Schöpfer und der Allgemeinheit auf dem Gebiete des 
Schöpferrechts ſtört“. Eine ſolche Prägung, richtig verſtanden, und 
— wie hier — gegen eine leichtherzige Statuierung eines Schutzrechts 
für „Mühe und Arbeit eines Erzeugniſſes“ verwendet, kann von mir, 
wie aus vielen meiner Arbeiten hervorgeht, nur begrüßt werden. Um 
ſo mehr darf ich an dieſer Stelle der Verwunderung Ausdruck geben, 
daß der Verf. weder an dieſer noch an anderen Stellen feiner Dar 
legungen meine Arbeiten heranzieht, die ihm zu mancher Stütze hätten 
dienen können; dies um ſo mehr, als er im übrigen ſehr ſorgfältig 
und weitgehend das Schrifttum zitiert und benutzt. Freilich zitiert ei 
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das Schrifttum nur bis März 1931. Auf die ſorgſame Verfolgung 
der Hauptgedanken ſeiner Schrift in viele wichtige Einzelprobleme 
hinein kann hier nicht weiter eingegangen werden. Ich ſtimme dem 
Verf. auch zu, wenn er in der Zuſammenfaſſung am Schluß des 
Buches ſagt, zum Schutze des Schöpfers genügen die beſtehenden 
Schöpfergeſetze und das Intereſſe der Allgemeinheit zwinge zu 
ſtrenger Unterſcheidung zwiſchen ſchöpferrechtlichem und geſchäftsſchuß⸗ 
rechtlichem Tatbeſtand — was natürlich gar keine Spitze gegen 
Autorenrechte hat, ſondern nur der gerechten Begrenzung gegen Ufer⸗ 
loſigkeit dient. Dieſen Gedanken ſtützt er auch durch die Art, wie 
er die 88 823, 1004 BGB. und § 16 Unl WG. für den Schutz von 
„Kennformen“ behandelt zu ſehen wünſcht, und durch die Betonung 
der Grenzen des 8 1 Unl WG. und 8826 BGB. bei der Frage der 
Sittenwidrigkeit techniſcher und gewerblicher Nachahmungen. Bei ernſt⸗ 
licher — literariſcher oder rechtſprechender — Beſchäftjgung mit Fallen 
von Nachahmung, Nachbau u. dgl. werden die Gedanken der Böhme- 
ſchen Arbeit mit Nutzen und Erfolg herangezogen werden. 


Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Hoyer⸗Kreuter: Technologiſches Wörterbuch. Gewerbe, In⸗ 
duſtrie, Technik und ihre wiſſenſchaftlichen Grundlagen, Berg⸗ 
und Hüttenweſen, Aufbereitungsinduſtrie, Rohſtoffe, Werk- 
ſtoffe, Materialprüfung, Halb- und Fertigerzeugniſſe, Elek⸗ 
trotechnik, Fernmeldetechnik, Meßtechnik, Filmtechnik, optiſche 
Induſtrie, Waffentechnik, Arzt⸗ und Geſundheitstechnik, Un⸗ 
fallverhütung, Bauweſen, Chemiſche Technologie, Land- 
wirtſchaft und Forſtweſen, Nahrungsmittelinduſtrie, Textil⸗ 
induſtrie, Bekleidungsinduſtrie, Handel, Meſſeweſen, Bank⸗ 
weſen, Verkehr, Kraftfahrweſen, Schiffbau und Schiffahrt, 
Patentweſen, Zollweſen, Rechtskunde und zahlreiche andere 
Fachgebiete. Sechſte neubearbeitete Auflage. Herausgegeben 
von Dr. Ing. e. h. Alfred Schlomann unter Förderung 
des Deutſchen Verbandes Techniſch⸗Wiſſenſchaftlicher Vereine 
und des Vereins Deutſcher Ingenieure ſowie zahlreicher 
Induſtriefirmen des In⸗ und Auslandes. Erſter Band: 
Deutſch-Engliſch⸗Franzöſiſch. Zweiter Band: English- 
3 Berlin 1932. Julius Springer. Preis 


& Das Gebiet der Technik läßt ſich nicht in die ſtaatlichen 
ii enzen bannen. Die Technik umſpannt die Welt, aber die Sprachen 
0 Menſchen ſind verſchieden. Darum gibt es wohl kaum ein Ge⸗ 
ut, auf dem ein Wörterbuch für die kulturelle Verſtändigung ber- 
17755 notwendig iſt, wie dieſes Gebiet. Auch der Juriſt kann es 
En entbehren. Kein Patenterteilungsverfahren, kein Verletzungs⸗ 
erde auf dieſem Rechtsgebiet, in dem nicht ausländiſche Vor⸗ 
ſind fentlichungen zur Abgrenzung des Schutzbereiches erforderlich 

8 Auch der Juriſt wird daher die außergewöhnliche Leiſtung 
die drei Hauptkulturſprachen, Deutſch, Engliſch und Fran⸗ 
Ä umfaſſenden Wörterbuches mit Freude begrüßen, zumal, da 
wend erf. mit großer Sorgfalt nicht nur die Ausdrücke und Rede⸗ 
* dungen der allgemeinen Technologie und des induſtriellen Hand⸗ 
und ſondern auch des Handelsverkehrs, Zollweſens, der nationalen 

internationalen Rechtskunde in feinen Arbeitsbereich ein⸗ 
1 2 95 hat. Das Werk, dem umfangreiche und hervorragende Vor⸗ 
und gen ſo insbeſ. das große technologiſche Wörterbuch von Hoyer 
für rise zugrunde liegen, konnte um deswillen eine derartige, 
0 ie Induſtriellen wie für die Juriſten ſo dankenswerte Voll⸗ 
Ein menheit erreichen, weil der Verf, planmäßig gearbeitet hat im 
ſaſſendundnis mit den hervorragendſten, dieſes Arbeitsgebiet um 
er 1 en Vereinen, insbeſ. dem Verein Deutſcher Ingenieure, und 
lunge eilnahme wichtiger induſtrieller Unternehmungen. So iſt es ge 
1 beten bez 100000 Stichworte in jeder der drei Sprachen 


des ſetichproben — die diesſeits allerdings nur auf dem Gebiete 
heit, „s gemacht worden find — haben die abſolute Vollkommen 
fan läffigkeit und — ſoweit ſich überſehen laßt — auch Voll⸗ 
heiten en ergeben. Abgeſehen natürlich von den Unvollkommen⸗ 
daf, die 0 durch die Verſchiedenheit der Rechtslage und die Tatſache, 
R * Begriffe in den einzelnen Rechtsſyſtemen ſich nicht reſtlos 
Veiſpiel ſondern vielfach üͤberſchneiden, gegeben ſind. Wenn, um ein 
überſe hervorzuheben, „Warenzeichen“ mit „marque de fabrique“ 
mur iſt, jo iſt dies zu eng: Das deutſche „Warenzeichen“ iſt nicht 
uch”, N de fabrique“, ſondern auch „marque de commerce“. 


N. 
des Wach ohne Neid denkt der Juriſt daran, daß auf dem Gebiet 
o not ils eine derartige Arbeit noch fehlt. Und doch wäre ſie hier 
wendig! ©. S. 
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Dr. Wilhelm Maus: Das Überſetzungsrecht der wichtigſten 
Staaten der Berner Übereinkunft. Stuttgart 1930. W. 
Kohlhammer. 154 S. 8° ſowie XII S. tabellariſche An⸗ 
lagen. Preis 9 . 


Der Verf. hat die ſchwierige Frage des Überſetzungsrechts, das 
ja in der Entwicklung des 19. Jahrhunderts geradezu ein Prüf⸗ 
ſtein für die Fortſchritte des Urheberrechts geweſen iſt und noch 
heute durch die Beſonderheiten und die Vorbehalte verſchiedener Län- 
der manche Schwierigkeiten bietet, mit großer Klarheit und Sorg⸗ 
falt behandelt. Seine tabellariſchen Überjichten behandeln für die 
verſchiedenen Länder zunächſt den Träger des Überſetzungsrechts 
(Urheber, mehrere Urheber, mehrere eheden Werke, anonyme, 
pſeudonyme, beſtellte Werke, Stellvertretung) und ſodann den In⸗ 
halt des Überſetzungsſchutzes (Inhalt, Perſönlichkeitsrecht, Ausnahmen, 
Zeitungsinhalt) in der Art der ausgezeichneten Magnus ſchen 
Tabellen und zeigen damit zugleich die breite Grundlage, auf welcher 
der Verf. aufbaut. Verf. gibt zunächſt eine allgemeine Theorie 
des Urheberrechts, bei der er zu dem befriedigenden Ergebnis 
kommt, daß das Urheberrecht ein einheitliches Recht mik den 
beiden Seiten der perſönlichen und vermögensrechtlichen Befugnis 
iſt, und bei der er beſonders betont, daß die Grenzen des Urheber⸗ 
rechts gleitende ſeien, daß man ſich nicht mit der Anerkennung der 
inneren Form begnügen könne, ſondern anerkennen müſſe, daß 
auch der Inhalt des Geiſteswerks ſeine Bedeutung für die Er⸗ 
kenntnis und daher auch für den Begriff des Plagiats habe. Es 
liegt darin zweifellos ein berechtigter Grundgedanke; jeder, der 
praktiſch mit Urheberrecht zu tun hat, wird es immer wieder 
empfunden haben, daß man in den Abgrenzungsfragen vom In⸗ 
halt nicht ganz abſehen kann, ja daß man, was der Verf., 
ſoweit ich ſehe, nicht ſagt, beſonders bei der Frage der Neuheit 
den Wert des Geleiſteten nicht ganz außer acht laſſen kann. Das 
immer wieder hervortretende Streben der geiſtigen Schöpfer, am 
meiſten der bildenden Künſtler, den Wertgedanken heranzuziehen, 
im Gegenſatz zu der ſcheinbar ſakroſankten juriſtiſchen Theſe, daß 
es auf den Wert gar nicht ankomme, hat ſchon einen letzten 
Endes vernünftigen Sinn, der gerade durch Berückſichtigung des 
Inhalts bei der Würdigung der inneren Form verwertet werden 
kaun und dem ja taſtend auch Kohler mit ſeinem imaginären 
Bilde zuſtrebte. Hier liegen noch viele Fragen verborgen, die man 
praktiſch mit vorſichtiger Hand löſen muß; die Ausführungen des 
Verf. vermögen ſolche Bemühungen zu ſtützen. Es iſt hier nicht 
möglich, auf alle Einzelheiten der Darſtellung einzugehen, welche 
ſich in dem Buche mit dem innerſtaatlichen und dem zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Rechtsſchutze befaſſen. Hier wird in ſyſtematiſcher Folge und 
an der Hand des dargebotenen fremdrechtlichen Materials eine 
gute Zuſammenfaſſung gegeben, die natürlich viel Bekanntes 
widerholt, in ihrer klaren Durchdenkung aber die Sache fördert und 
in manchen Fragen, wie z. B. dem Radio- und dem Aufführungs⸗ 
recht beſondere Beachtung verdient. Im ganzen iſt die Arbeit, die 
offenbar eine Anfängerarbeit iſt, eine erfreuliche, ernſte Leiſtung, 
die unter Heranziehung einer reichen Literatur und mit vor⸗ 
ſichtiger Abwägung die Fragen nicht nur des Überſetzungsrechts, ſon⸗ 
dern auch des Urheberrechts im allgemeinen fördert. 

Geh. IR. Prof. Dr. Ernſt Heymann, Berlin. 


Jahrbuch des Deutſchen Rechtes. Begründet von IR. Dr. 
Hugo Neumann, Herausgeber: Dr. Dr. Franz Schlegel⸗ 
berger, Staatsſekr. i. Reichsjuſtizminiſterium, Honorarprof. 
d. Rechte a. d. Univ. Berlin, und Dr. Leo Sternberg, RA. 
a. Kammergericht u. Notar. 30. Jahrg. Bericht über das 
Jahr 1931. Berlin 1932. Verlag von Franz Vahlen. 
Preis 32 c, geb. 36 AM. 


Jahrbuch des Zivilrechts (Soergels Rechtſprechung). In Ver⸗ 
bindung mit Dr. Becker, SenPräſ., Geh. IR., Köln; 
Dr. David, KGVizepräſ. i. R., Hon Prof., Berlin; Dr. Ge⸗ 
told, Os R., Dresden; Dr. Gerth, MinR., Dresden; 
Dr. Günther, KOR., Berlin; Dr. Levis, SenPräſ., Karls⸗ 
ruhe; Dr. Loewiſch, OL GR., Jena; Dr. Scherling, 
SenPräſ., Hamm; Tr. Seeger, Senpräſ., Stuttgart, 
herausgegeben von Dr. Hs. Th. Soergel, Bayer. Hofrat. 
32. Jahrgang. Enthaltend ſämtl. Entſch. u. Aufſ. v. 31. Dez. 
1930 bis 31. Dez. 1931 zum geſ. Ziv⸗, Handels⸗, Prozeß-, 
Arbeits-, Aufwertungs⸗, Friedensvertrags⸗, Miet⸗ und Ver⸗ 
faſſungsrecht des Reiches u. d. Länder, insgeſ. zu 170 Reichs⸗ 
u. 123 Landesgeſ. u. Verordnungen. Stuttgart 1932. Verlag 
von W. Kohlhammer. 796 S. Preis 15 A. 
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Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem Gebiete 


des Zivil⸗, Handels⸗ und Prozeßrechts einſchl. der dieſes 
Gebiet betr. ſteuerrechtl. Entſch., verb. m. c. Überſicht über 
das NotVORecht u. d. AufwRecht. Unter Mitwirkung von 
OLGR. Dr. Buchwald, Hilfsrichter am RG., Leipzig, und 
Dr. Weber, AG R., Elſterberg i. V., herausgegeben von 
Dr. jur. Otto Warneyer, RG R., Leipzig, und Dr. jur. 
F. Koppe, RA., Hauptſchriftleiter der „Deutſchen Steuer⸗ 
zeitung“, Berlin. 30. Jahrg., enth. Schriftt. u. Ripr. 
v. Herbſt 1930—1931 nebſt e. alphab. Sachreg. Berlin 
1932. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 478 S. Preis 
geb. 115, Mb. 


Ende April und Anfang Mai 1932 find kurz nacheinander 
die drei Jahrbücher erſchienen. 

Die Bedeutung dieſer Werke, die ſeit drei Jahrzehnten zum 
Beſtandteil des rechtswiſſenſchaftlichen Schrifttums zählen, iſt wieder⸗ 
holt in der JW. gewürdigt worden (vgl. JW. 1930, 1847; 1931, 
1786: Neumanns Jahrbuch; JW. 1930, 2207; 1931, 1444: 
Warneyer; JW. 1929, 3148: Soergel). Deshalb Kann ſich die 
Beſprechung der Bücher auf eine Ankündigung beſchränken. 

Bei einem Vergleich mit den früheren Jahrgängen iſt zunächſt 
die für den Benutzer erfreuliche Tatſache feſtzuſtellen, daß die Preiſe 
zum Teil erheblich geſenkt worden ſind. Der Inhalt hat keine Ein⸗ 
ſchränkung erfahren, wohl aber iſt die große Stoffülle ſchärfer als 
früher zuſammengefaßt worden. 

Neumanns Jahrbuch überragt die beiden anderen Werke 
nach Inhalt und Umfang. Man darf wohl annehmen, daß keine 
einigermaßen wichtige veröffentlichte Entſcheidung in dem Jahrbuch 
fehlt. Beſondere Hervorhebung verdient die Zuſammenſtellung der zu 
einzelnen geſetzlichen Beſtimmungen ergangenen Entſcheidungen und 
die Aufzählung der einſchlägigen Aufſäße in Zeitſchriften. Allerdings 
führt das Beſtreben der Herausgeber, den Stoff in knappeſter Form 
ſchlagwortartig zuſammenzufaſſen, zuweilen dazu, daß für den Benutzer 
des Jahrbuchs die Hinzuziehung der aufgeführten Fundſtellen un⸗ 
entbehrlich wird. 

In Soergels Jahrbuch ſind die Rechtsſätze ausgeſchieden wor⸗ 
den, die eine feſtſtehende Rſpr. des RG. wiedergeben. Häufiger als 
bisher find auch zuſammengeh. Entſcheidungen zuſammengefaßt 
worden. Bei den arbeitsrechtlichen Geſetzen hat ebenfalls eine Be⸗ 
ſchränkung auf grundlegende und wichtige Entſcheidungen ſtatt⸗ 
gefunden. Sehr groß iſt bei Soergel die Verweiſung der einzelnen 
Rechtsſätze auf andere. 

Die Herausgeber von Warneyers Jahrbuch legen beſonderen 
Wert auf eine allgemein verſtändliche, auch für den Laien klare 
Wiedergabe der einzelnen Rechtsſprüche. Sie dienen hiermit dem 
Zwecke, nicht nur Juriſten, ſondern auch Kaufleuten, Banken und 
Aktiengeſellſchaften ein Nachſchlagewerk zu bieten. D. S. 


Bruns⸗Häntzſchel: Die Preßgeſetze des Erdballs. Band IV: 
Das italieniſche Preßrecht von Landgerichtsrat Dr. Erich 
Röhrbein. Berlin 1930. Georg Stilke. 100 Seiten. 
Preis geh. 4 AM. 


In ſeinem überaus geiſtvollen und anregenden Vortrag über 
„Preſſe und öffentliche Meinung“ auf dem vorjährigen Berliner 
Soziologentage (Verhandlungen des 7. Deutſchen Soziologentages, 
Tübingen, Mohr, 1931, S. 22) zitiert der bekannte Heidelberger 
Soziologe Carl Brinkmann den Ausſpruch eines — wie er 
ſagt — ſehr mutigen katholiſchen Soziologen (W. Gurian): „Es 
iſt zu billig, wenn man über Muſſolini ſpottet, der geſagt hat, 
daß die italienijche Preſſe die freieſte der Welt fei. In dieſem Wort 
iſt nur die heutige Situation aller geiſtigen Diskuſſionen extrem 
und darum deutlich ausgedrückt. Alle Diskuſſionsfreiheit iſt ge⸗ 
ſellſchaftlich heute mehr als je durch die Rückſicht auf anonyme 
Intereſſen und Traditionen — im Anterſchied zu den ſichtbaren 
des faſchiſtiſchen Italiens — genau begrenzt und feſtgelegt. Selbſt 
die Anzweiflung beſtimmter Gegebenheiten, die ſcheinbar un⸗ 
gebundene Kritik, bewegt ſich ſtets im geſchloſſenen Kreiſe be⸗ 
ſtimmter Intereſſen und ſozialer Mächte.“ Wenn man dieſer Worte 
eingedenk iſt, wird man davor bewahrt bleiben, allzuſehr durch⸗ 
drungen von dem Gefühl des „Wir Wilden ſind doch beſſere Men 
ſchen“ an die Betrachtung des italieniſchen Preßrechts heranzu⸗ 
treten. Der Verf. der vorliegenden — ſehr klaren und gründ⸗ 
lichen — Schrift hält ſich von ſolchem Phariſäertum erfreulicher⸗ 
weiſe fern. Er gibt eine durchaus objektive Darſtellung, die neben 
den Mängeln auch die Vorzüge des italieniſchen Syſtems erkennen 
läßt. Auch das neue italieniſche Preßrecht hält grundſätzlich daran 
feit, daß die Preſſe „innerhalb der geſetzlichen Schranken“ frei iſt. 
Aber dieſe Schranken ſind eben anders gezogen als in dem 


früheren liberaliſtiſch⸗kdemokratiſchen Staat (S. 20). Nicht freilich 
hat mau auf die Vorzenſur im alten Sinne zurückgegriffen. Aber 
die ſtaatliche Einwirkung auf die Preſſe ſetzt nunmehr ſogar noch 
viel früher ein als unter der Herrſchaft der Zenſur: ſie richtet ſich 
nicht fo ſehr gegen das Objekt der Zenſur, die Druckſchrift, ſon⸗ 
dern gegen deren Urheber, den Journaliſten. Nicht ohne Grund 
ſpricht der Verf. von einer Verbeamtung des Journaliſtenberufs 
in Italien (S. 21). Die Etappen auf dem Wege zu dieſem Ziel 
ſchildert er eingehend unter den Stichworten: Verufsregiſter, Not⸗ 
wendigkeit behördlicher Anerkennung, Überwachung im Diſziplinar⸗ 
wege uſw. Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſe Tendenz ſich in⸗ 
ſofern mit gewiſſen deutſchen Reformwünſchen (und öſterreichiſchen 
Regelungen) begegnet, als man auch bei uns vielfach eine An⸗ 
näherung des Journaliſten⸗ an den Beamtenberuf fordert. Aber 
dieſe Vorſchläge beziehen ſich doch immer nur auf ein Teilgebiet: 
das Streben nach einem „Rechtsſchutz gegen politiſche Unehrlichkeit“ 
(ogl. hierzu Gerlands gleichnamige Schrift, Werdendes Recht, 
Heft 3, Berlin 1931, insbeſ. S. 21 ff.; mein Preßrecht S. 102) 
führt zu dem Gedanken, ein Delikt der Preßbeſtechung — ähnlich 
dem Beamtendelikt — zu ſchaffen, was wiederum eine beamten⸗ 
ähnliche Stellung des Journaliſten vorausſetzt. Gerade auf dieſem 
Gebiete hat das neue italieniſche Recht keine Regelung getroffen! 
aber die übrigen der Hebung der journaliſtiſchen We und 
der Überwachung der Preſſe dienenden Vorſchriften ſind nach An⸗ 
ſicht des Verf. (S. 37/38) geeignet, die der Allgemeinheit ſchädliche 
Vertretung von Sonderintereſſen zu unterbinden. 

Es iſt nicht verwunderlich, daß eine oktroyierte Geſetzgebung, 
wie die italieniſche, manche Fortſchritte in kürzeſter Friſt durch⸗ 
ſetzen konnte, um die im demokratiſchen Staat oft lange und ver⸗ 
geblich gekämpft werden muß: das in Deutſchland endlich durch 
Gef. v. 4. März 1931 erreichte Verbot des Mißbrauchs der par 
lamentariſchen Immunität iſt in Italien bereits ſeit 1925 in Gel⸗ 
tung, eine ſtaaklich anerkannte Berufsſchule für Journaliſten mit 
zweijährigem Lehrplan ift geſchaffen (S. 23 u. 27), mit dem „In. 
ſtitut“ des Sitzredalkteurs aufgeräumt worden (S. 25/26) und 
manches andere. Aber im ganzen genommen iſt der für dieſe 
Verbeſſerungen gezahlte Kaufpreis der Unterbindung jeder freien 
Kritik (S. 20) doch wohl zu hoch. 

In einem Punkte iſt die Schrift — wie der Verf. ſelbſt be 
tont — ohne ſeine Schuld nicht ganz vollſtändig: Die Regelung der 
preßgeſetzlichen Verantwortlichkeit, wie fie jetzt in den Art. 57/58 
des neuen StGB. geſchaffen worden ift, konnte fie noch nicht ber 
rückſichtigen. Dieſe Regelung entſpricht der bereits in Art. 50 
des Vorentwurfs von 1927 vorgeſchlagenen (vgl. die Überſetzung 
von Bunge in Nr. 48 der Sammlung außerdeutſcher Straf? 
geſetzbücher), geht aber inſofern über fie hinaus, als nächſt der 
Verantworklichkeit des direttore und des redattore responsabile 
(bei per. Druckſchriften) bzw. des Verf., Herausgebers und 
Druckers (bei nichtper. Druckſchriften) nun hilfsweise auch die 
des Verbreiters ſtatuiert iſt. Dieſe Vorſchriften treten alſo nun“ 
mehr offenbar an die Stelle der vom Verf. (S. 53 ff.) erörterten 
Beſtimmungen des Albertiniſchen Edikts v. 26. Febr. 1848 und 
ſeiner Abänderungen. 

In einem Anhang (S. 7098) find der Schrift die weſenk⸗ 
lichen Geſetze und Dekrete in deutſcher überſetzung beigegeben. 

LGgt. Prof. Dr. Mannheim, Berlin. 


Voris Mirkin⸗Gezewitſch, Profeſſor am Internationalen In“ 
ſtitut der Univerfität Paris: Das ſowjetruſſiſche Preßrecht. 
Für die deutſche Ausgabe bearbeitet von Dr. Wolfgang 
Bretholz. (Bd. IX der Preßgeſetze des Erdballs, heraus- 
gegeben von Bruns⸗Häntzſchel.) Berlin 1931. Verlag von 
Georg Stilke. 84 S. Preis geh. 4 A. 


Dem Prefrecht iſt die Preſſefreiheit immanent. Wenn noch 
mehr, Preßrecht iſt gleich Preſſefreiheit (Liſzt), und Han gie 
folgend, Preßrecht materielle und formelle Freiheit bedeutet, nie 
könnte man dann das ſowjetruſſiſche Preßrecht bezeichnen, den 
Gegenpol der Freiheit? 

Aus der ſehr verdienſtlichen Sammlung „Die Preßgeſetze 2 
Erdballs“, herausgegeben von Bruns-Häntzſchel, iſt der IX. Bo- 
hervorzuheben, der das eigenartige ſowjetruſſiſche Preßrecht behand 
Aus der Divergenz mit den herkömmlich bekannten Grundſas“ 
des Preßrechts reſultiert ein nicht zu verkennendes Intereſſe für da 
der Sowjets und führt auch auf dieſem Gebiet in die Andersgeſtaltung 
des Staats- und Rechtslebens des heutigen Rußland ein. Schon 5 
Betrachtung des Inhaltsverzeichniſſes muß dies auffallen. Wir fie 
gein Kapitel über Freiheit, Ordnung der Preſſe, über Preſſegewerb 
recht, über den Rechtsſchutz der Preſſenachrichten, über Verbin 
der Preſſe u. dgl. Dagegen aber ſteht an der Spitze der gesandte 
Materie das „Preſſemonopol“, als abſoluter Herrſcher über che 
Sowielpreſſe. Die monopolfreie Preſſe — als Ausnahme, me 
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61. Jahrg. 1932 Heft 25/26] 


die Grundregel nur beſtätigt — bildet lediglich das Objekt Aller Be⸗ 
ſchränkungen, Verbotsmaßnahmen uſw. Liegt nicht ſchon in dem 
Prinzip der unbegrenzten Macht des Staates über ſeine Bürger 
ſchon die eigenartige Ausgeſtaltung des Preſſerechts begründet. Ob⸗ 
lektive Normen fehlen, Geſetze, Dekrete u. ä. m. ſtellen lediglich 
Richtlinien, Durchführungsbeſtimmungen dar. Es Kann infolgedeſſen 
auch von einem eigentlichen Preſſegeſetz, welcher Art es auch ſein möge, 
nicht geſprochen werden. Da die Staatsgewalt tatſächlich Organ der 
kommuniſtiſchen Partei iſt, jo kann man ſich die Syſtemloſigkeit 
aller Geſetzesnormen vorſtellen, einſchließlich die der Preſſe. 

Der Verf. verſucht eine Überſicht über die Rechtslage der Preſſe 
zu geben. Man kann, wie ſchon erwähnt, von einem Preſſerecht⸗ 
Preſſefreiheit nicht ſprechen, denn ſelbſt die ſowjetruſſiſche Rechts- 
ehre hält die Preſſefreiheit als unvereinbar mit der Ideologie des 
Sobpjetſtaates, des Klaſſenſtaates. Am dritten Tage der bolſchewiſtiſchen 
werrſchaft (28. Okt. 1917) wendet ſich ein Dekret gegen die bourgoiſe 
Preſſe, die als die mächtigſte Waffe der Bourgoiſie den Händen der 
Feinde entriſſen werden muß. Von dieſen Gejichtspunkten ausgehend, 
wird das ruſſiſche Preſſerecht immer ftärker geknebelt (Errichtung 
we Revolutionstribunals für die Preſſe von Dezember 1917 bis 
ar 1918, dann über die im März 1918 eingeführte Kriegszenſur 
. völligen Zerſtörung — Verbot — der bürgerl. Brefie laut Dekret 
5. Aug. 1918). Gleichzeitig tritt die Monopolifierung des ſowjet⸗ 
tuſſiſchen Zeitungsweſens in den Vordergrund. Das Monopol be- 
derrſcht nunmehr die geſamte Preſſe. Es muß immer wiederholt wer- 
den, daß die eigentliche Macht nicht in Händen des Staates, ſondern 
der kommuniſtiſchen Partei liegt (ſ. VO. der kommuniſt. Partei v. 
2. Ang. 1926). Die Spuren einer Privatpreffe in der Epoche der 
lehr ſchnell abgebauten „Neuen ökonomiſchen Politik“ (Nep) bewirkte 
führung von Zenſurmaßnahmen, verbunden mit administrativen 
5 w gerichtlichen Repreſalien, heute kaum von Bedeutung, noch recht- 
Yen Intereſſe. 
ih Die Ausführungen über das Preſſemonopol weiſen auf die 
Sologifchen Tendenzen der Monopolpreſſe hin, in ihre organiſatoriſche 
bud kur insbeſ. in die des Staatsverlags. Preſſerechtliche Normen 
Sin hier allerdings nicht zu finden. Das entſpricht auch dem 
June der oben angeführten Verordnung der Eck. v. 23. Aug. 1926: 
die u Ronkreten Vorſchriften i. S. unſerer Geſetzgebung kann nicht 
weiß de ſein, vielmehr handelt es ſich um Verfügungen und An⸗ 
ihrer gen allgemeiner Art, deren Inhalt und Auslegung den mit 
ſeitg Ausführung beauftragten Amtern überlaſſen bleibt.“ Anderer⸗ 
Han ſchafft das Dekret v. 6. Juni 1922 über die Begründung der 
en ptverwaltung in Literatur- und Verlagsangelegenheiten („Glawlit“) 
; eh, das, allerdings in ftark eingeſchränktem Sinne, als das 
pre liche ſowjetruſſiſche Preſſegeſetz angeſprochen werden darf. Ent⸗ 
Unzen dem Dekret ſollen die Juſtauzen begründet werden, die 
1 


rallänglichleiten in der Monopolpreſſe, in der Privatpreſſe, in 
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gen der Kontrolle, in denen der Zenſur (für die Privatpreſſe hatte 
„ Syſtem lückenloſer Vorzenſur und ſtrenger Herſtellungs- und 
kreig lungskontrolle entwickelt) zu beſeitigen hätten. Der Aufgaben⸗ 
ber Glawlit beſteht in Kürze in: 
a) Vorzenſur. 
b) Verlagsrechterteilung. 
bote °) Aufſtellung der für den Verkauf und Verbreitung ver- 
nen Drucke. 
d) Erlaß von VO. fe. in ſämtlichen Preſſeangelegenheiten. 
decken on dieſer Vorzeuſur ausgenommen find: nach 8 4 des Glawlit⸗ 
i Druckerzeugniſſe der kRommnuniſtiſchen Internationale, die 
und anch ſtiſche Parteipreſſe im allgemeinen, die des Staatsverlages 
(„ If uch die „Nachrichten des Allruſſiſchen Zentral-Exekutivkomitecs“ 
hr 2): Diefe Form der Zenſurfreiheit iſt auch nur eine be⸗ 
gesehen e, denn ihr ſteht die in § 1 der Glawlitinſtruktionen vor⸗ 
wache „ideologiſche Zenſur“ gegenüber, d. h. ideologiſche Über⸗ 
brefie d; Sonach unterliegt die geſamte Tages- und Nachrichten- 
Dru e beſonders gearteten Zenſur. Auch die Kontrolle über 
einem Pun und über die Preſſeverbreitung iſt ſyſtemlos, nur in 
daß bei Unkt iſt das Syſtem ſtreng durchgeführt, und zwar darin, 
liert bleibt diem der Herſtellung unbeaufſichtigt und unbontrol⸗ 
wenig üß Betrachtungen über die wirtſchaftliche Lage der Zeitung find 
derſichtlich, was auch bei der Kompliziertheit dieſes Spezial 
kereſſenters, Preſſeweſens in Kürze nicht zu erſchöpfen iſt. (Die In- 
von Ar ür dieſe Sparte des Zeitungsweſens ſeien auf die Schrift 
ische W. Juſt, „Die Preſſe der Sowjetunion, Methoden 
derwieſen er Maſſenführung“, Berlin 1931, Verlag C. Duncker, 


Sowjetpreſſe bedingt, eine Rechtslage allein Sowiet⸗ 
en. An dieſer Stelle iſt auch der beſonderen Einrichtung 
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der Arbeiter- und Bauernkorreſpondenten Erwähnung getan, eines 
Inſtituts, das Raum Sympathien erwecken kann. Der Zweck, Miß⸗ 
ſtände im öffentlichen Leben aufzudecken und der Preſſe zur Ver⸗ 
öffentlihung mitzuteilen, rief eine ſtarke Anfeindung ſeitens der Be⸗ 
völkerung hervor, was ſelbſt zu Mordanſchlägen gegen dieſe Korre⸗ 
ſpondenten führte (vgl. Anhang 13 und 14). Denn dieſe Korreſpon⸗ 
denten waren gleichſam zu ſtaatlichen und polizeilichen Kontrollbeamten 
geworden. 

Die Sowjetpreß⸗Strafrechtsnormen können nicht als ein Preſſe⸗ 
ſtrafrecht gewertet werden, weil die adminiſtrativen Maßnahmen, 
einem wahren Preſſeterror gleichend, gegenüber der gerichtlichen Ver⸗ 
folgung der Preſſedelikte im Vordergrund ſtehen. Darin iſt auch das 
Überwiegen revolutionärer Zweckmäßigkeit über die Grundſätze der 
Geſetzmäßigkeit zu erblicken, was der Verf. immer wieder wie ein 
Leitmotiv anſchlͤgt. Der in dem Anhang beigegebene Auszug der 
Beſtimmungen des StGB. 1926, betreffend die Preſſe, iſt leider in 
der alten Faſſ. angeführt ohne die am 6. Juni 1927 und 20. Mai 
1930 erfahrenen Anderungen. 

Wenn ſich auch der Verf. auf die Syſtemloſigkeit und Unüber⸗ 
ſichtlichkeit des Sowjetrechts letzlich beruft, wodurch es unmöglich fei, 
ein abſolut zuverläſſiges und vollſtändiges Bild von der Rechtslage 
zu geben, ſo kann ihm entgegnet werden, daß das entrollte Bild 
immerhin einen Einblick in das ſog. ſowjetruſſiſche Preßrecht ge⸗ 
währt hat. Es wäre aber wertvoller, wenn er ſich mehr auf den Tat- 
befund des Rechtes beſchränkt und dem Leſer ſelbſt die Analyſe über- 
laſſen hätte, ohne eindringlichſt die Ergebniſſe vorwegzunehmen. 

Die Wahl der im Anhang aufgenommenen Beſtimmungen, Ver⸗ 
fügungen uſw. iſt nicht als durchweg glücklich zu bezeichnen und außer⸗ 
dem nicht in den neueſten Faſſ. angeführt. So konnten im Anhang 
Ziff. 9, 12, 16 fortgelaſſen werden, hingegen Ziff. 3 in der neuen 
Faſſ. v. 6. Juni 1931 (GS. Nr. 31 Art. 273) gegeben fein; Ziff. 5 
durch die VO. des ER. v. 28. Aug. 1929 (GS. Nr. 62 Art. 571/72) 
ergänzt, Ziff.? in der letzten Faſſ. v. 8. Aug. 1930 (GS. Nr. 49 
Art. 592/93), Ziff. 8 ebenfalls in der neuen Faſſ. v. 16. April 1930, 
Ziff. 13 (II) zu ergänzen durch Zirk. d. V. Komm. d. Juſtiz Nr. 106 
v. 5. Sept. 1929. 5 

Das Preßrecht, deſſen Grundlagen noch gründlicher Unter⸗ 
ſuchungen bedürfen, wird begründeterweiſe als eine der ſchwierigſten 
Disziplinen der Rechtswiſſenſchaft bezeichnet. Jedes Beſtreben, dieſe 
Unterſuchungen zu fördern, muß mit Dank anerkannt werden. 


Dr. M. Feitelberg, Heidelberg. 


Rechtsanwalt Dr. Albert Sachs: Die öſterreichiſche Geſetz⸗ 
gebung betreffend den inländiſchen und zwiſchenſtaatlichen 
Markenſchutz nach dem Stande vom Juli 1931 uſw. Wien. 


Verlag von Moritz Perles. Preis in Kartonumſchlag 8,50 8, 
geb. 11 8. 


Dieſe Zuſammenfaſſung aller öſterreichiſchen Geſetze zum Marken⸗ 
ſchutz entſpricht einem praktiſchen Bedürfnis, da die Rechtsquellen ſehr 
verſtreut ſind und eine zuſammenfaſſende Geſetzesausgabe ſeit langem 
fehlte. Außer den Geſetzen ſind auch die nicht aufgehobenen Miniſterial⸗ 
erlaſſe abgedruckt. Die kurzen Erläuterungen des Verf. geben im 
allgemeinen die Leitſätze der gerade hier ſehr reichen höchſtrichterlichen 
Rechtſprechung kurz wieder. Die Zitate ermöglichen die oft angeſichts 
der ſehr kurzen Wiedergabe notwendige Nachprüfung. Die gemein⸗ 
ſamen Vorſchriften auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes, 
die Gebührenbeſtimmungen ſowie die Staatsverträge nebſt Durchfß O. 
ſind ebenfalls berückſichtigt, ſoweit ſie auf den Muſterſchutz Bezug 
haben. D. S. 


Trade-Marks Committee der International Law Asso- 
ciation. Tätigkeitsbericht 1930 mit einer Enquete über 
die Übertragbarkeit von Marken. Erſtattet von Rechtsanwalt 
Dr. Hanna Katz. Berlin 1932. Carl Heymanns Verlag. 
128 Seiten. 


Der vorliegende Jahresbericht des Trade-Marks Committee be- 
handelt deſſen Arbeit vom Warſchauer Kongreß im Auguſt 1928 bis 
zum New Porker Kongreß im September 1930. Außer den Nieder⸗ 
ſchriften über die Kommiſſionsberatungen enthält der Band auch die 
Außerungen, die dem Ausſchuß über die Frage der Übertragbarkeit 
der Marken zugegangen find. Die deutſchen Berichterſtatter Mintz 
und Reimer kommen bei ihren Unterſuchungen zu dem Ergebnis, 
daß die allein zweckmäßige Löſung die Streichung des 8 7 Abſ. 1 
S. 2 W656. ſei. Auch der öſterreichiſche Berichterſtatter (A bel) 
berichtet, daß die Mehrheit der öſterreichiſchen Intereſſenten die Über⸗ 
tragbarkeit der Marke losgelöſt vom Unternehmen wünſcht. D. S. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 

[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 

1. Patentrecht. 

1. 84 PatG. Bei Prüfung der Frage, was 
eine Patentſchrift offenbart, iſt aus zugehen von 
der Kenntnis des durchſchnittlichen Fachmannes, 
nicht vom Wiſſen eines Fachgelehrten. f) 

H., der Anmelder des Klagepatents, hatte beobachtet und 
in einem im Eingang der Beſchreibung des Klagepatents er- 
wähnten Vortrag zur Kenntnis der Fachwelt gebracht, daß bei 
ausreichender Erhöhung der Stromdichte in dem offenen 
Kanal eines Widerſtandsofens eine die Anzeige einer größeren 
inneren Bewegung aufweiſende Einſchnürung des Schmelz⸗ 
gutes auftrete, die bei weiterer Steigerung der Stromſtärke 
dauernd eine Vertiefung bis zur Unterbrechung des Strom⸗ 
kreiſes erhalte, infolge des darauf eintretenden Wiederzuſam⸗ 
menfließens des Metalls ſich wiederhole und ein Sprudeln 
des Metalls zur Folge habe, bei nicht umgehender Ausſchal⸗ 
tung des Stromkreiſes aber die Gefahr eines Einfrierens des 
Schmelzgutes mit ſich bringe. H. betrachtet dieſe als „Pinch 
(Kneif⸗) Effekt“ bezeichnete Erſcheinung als ſchädlich und 
erörtert die Mittel, um ſie nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Er erwähnt dabei die Herſtellung eines Ausgleichs der zuſam⸗ 
menziehenden Kraft durch ausreichenden hydroſtatiſchen Druck 
des Schmelzgutes, ſowie ferner die auf Grund des von ihm 
gefundenen Effekts einem Dr. Northrup gelungene Herſtel⸗ 
lung einer bei Gleich- oder Wechſelſtrom in gleicher Weiſe 
auftretenden ununterbrochenen Sprudelbewegung in einem 
mit einer Rückflußeinrichtung verſehenen Queckſilberleiter. 

Northrup (Physical Review 1907, 477 ff., Some new 
observed manifestations of forces in the interior of an 
electric conductor) führt den Pinch⸗Effekt auf eine von ihm 
berechnete zentripetale magnetiſche Druckwirkung zurück, die 
ſich zur Mittelachſe des Rohres hin erhöhe und eine nach der 
Oberfläche der Flüſſigkeitsſäule gerichtete Strömungsbewegung 
erzeuge. 

Das Klagepatent bezieht ſich nach der Beſchreibung auf 
eine Nutzbarmachung des Pinch⸗Effektes bei einem Ofen für 
elektriſche Behandlung geſchmolzener Materialien. Die für dieſe 
nach dem früheren Vortrag des Anmelders kennzeichnende 
Zuſammenziehung des Schmelzgutes bei Steigerung der 
Stromſtärke über ein gewiſſes Maß hinaus, die nach der An⸗ 
gabe der Beſchreibung bisher als unerwünſcht empfunden 
wurde und zur Anwendung nur geringerer Stromſtärken 


Zu 1. Die Entſcheidung iſt theoretiſch und prak- 
tiſch bedeutſam. Sie hat es zu tun mit der fundamentalen 
Frage jedes Patentverletzungsſtreites, mit der Frage nach dem ge⸗ 
ſchuͤtzten Erfindungsgedanken, oder, wie man es mei⸗ 
ſtens auszudrücken pflegt, nach dem Schutzumfang (Schub- 
bereich) des Patentes. 

1. Insbeſ. kehrt auch hier das Problem wieder, welches man 
als das tägliche Brot der Patentgerichte bezeichnen kann: wann 
hat das Patent, welches eine beſtimmte Ausführungsform eines 
allgemeineren techniſchen Gedankens zum Gegenſtande hat, einen 
über jene Ausführungsform hinausreichenden, nämlich dieſen all⸗ 
gemeineren Gedanken umfaſſenden Schutzbereich? Vorliegende Entfch. 
gibt die Antwort: wenn der Durchſchnittsfachmann ohne eigene 
erfinderiſche Betätigung aus der Patenſchrift den umfaſſenderen 
Erfindungsgedanken zu entnehmen vermag (und wenn, was ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, dieſer Gedanke etwas Neues, alſo eine Bereiche⸗ 


rung der Technik darſtellt). Man wird dieſem Prinzip durchaus 


nötigte, ſoll nach der Erfindung einer fortwährenden, leb⸗ 
haften und guten Durchmiſchung des Schmelzgutes unter 
gleichzeitiger Ausnutzung der mit größerer Stromdichte ver⸗ 
bundenen Vorteile ſchnellerer Wärmeüberleitung dienlich ge⸗ 
macht werden. Als Mittel zur Erreichung dieſes Zieles und 
zur Vermeidung der unerwünſchten Stromunterbrechung wird 
angegeben, durch verhältnismäßig kurze und weite Geſtaltung 
der Kanäle rings geſchloſſenen Querſchnitts und Anordnung 
ihrer Mündungen unter der Oberfläche des im Herdraum be⸗ 
findlichen Schmelzgutes die Wirkung zu erzielen, daß das 
Schmelzgut infolge der Einſchnürung durch den mit geeig⸗ 
neter Stromſtärke in energiſcher Weiſe hervorgerufenen Pinch⸗ 
Effekt in den Herdraum gepreßt wird und daß weiter infolge 
des geeignet zu bemeſſenden hydroſtatiſchen Drucks das im 
Herdraum befindliche Schmelzgut ausreichend an Stelle des 
herausgepreßten in die Kanäle nachſtrömt. Die erläuterten 
Ausführungsformen der Erfindung zeigen Elektroden⸗(Wider⸗ 
ſtands⸗) Ofen. Der Anſpruch iſt gerichtet auf einen „metall⸗ 
urgiſchen elektriſchen Ofen von geſchloſſenem Querſchnitt, da⸗ 
durch gekennzeichnet, daß die Kanäle ſo kurz und ſo weit ſind, 
daß in ihnen infolge des Pinch⸗Effektes und der Niveaudiffe⸗ 
renz eine auswärts und eine einwärts gerichtete Strömung 
des Schmelzgutes zuſtande kommt“. f 

Die Bekl. haben auf Grund des Inhalts der Patentſchrift 
und der Erteilungsakten ſowie des Standes der Technik die 
Auffaſſung vertreten, daß der Schutzbereich des Klagepatents 
zu beſchränken ſei auf Ofen der beſchriebenen beſonderen Aus⸗ 
führungsform und insbeſ. auf Elektrodenöfen (im Gegenſatz 
zu Induktionsöfen). Der Patentſchutz ſoll insbeſ. beſchränkt 
ſein auf Ofen mit Kanälen von derjenigen Höchſtlänge, auf 
welcher eine Strömung durch den Pinch-Effekt vorhanden iſt, 
und ſolchem Querſchnitt, daß entgegen dem infolge des Pinch⸗ 
Effektes nach außen treibenden Metallſtrom infolge des hydro⸗ 
ſtatiſchen Gegendrucks ein gegenläufiger Metallſtrom aus dem 
Herd nach innen gelangen kann. 

Als weſentlich iſt von ihnen ferner erklärt worden, daß 
der Badumlauf durch eine vermittels der benutzten Strom 
ſtärke herbeigeführte tatſächliche Querſchnittsverrin⸗ 
gerung des flüſſigen Leiters hervorgerufen werde, wie ſie 
H. in feinem Vortrag beſchrieben habe (Pinch⸗Effekt, alter 
Pinch⸗Effekt), daß aber unter das Patent Ofen nicht fielen, 
bei welchen nach den Abmeſſungen der Kanäle und der ver⸗ 
wendeten Stromſtärke eine Umlaufbewegung durch die Wir 
kung zentripetaler magnetiſcher Druckkräfte ohne das Auf⸗ 
treten einer Einſchnürungswirkung erzeugt werde (Northrup⸗ 
Effekt, neuer Pinch⸗Effekt). 

Die Kl. ſieht dagegen den geſchützten Erfindungsgedanken 
in der Anweiſung, bei elektriſchen Ofen mit Schmelzkanälen 
geſchloſſenen Querſchnitts, die mit dem Schmelzgut in Ver⸗ 
bindung ſtehen und mit Metall erfüllt ſind, und zwar bei 
Induktionsöfen wie bei Elektrodenöfen, die Abmeſſung der 
Kanäle und den hydroſtatiſchen Gegendruck ſo zu wählen, daß 
der in der Schmelzrinne auftretende Pinchdruck nicht ſchädlich 


zuſtimmen können. Allerdings ſcheint dasſelbe auf den erſten Blick 
nicht recht vereinbar zu ſein mit der Stellungnahme der Praxis 
(auch derjenigen des Rh.) zu den abhängigen Erfindun Er 
Als ein Hauptbeiſpiel der Abhängigkeit wird durchweg der Fal 
erwähnt, daß das zweite Patent eine einzelne Ausführungsform 
eines vom Schutzbereich des erſten Patentes erfaßten allgemeinere 
Erfmdungsgedaukens zum Gegenſtande hat. Da nun das zweite 
Patent eine erfinderiſche Leiſtung vorausſetzt, d. h. eine 
ſolche, die nicht ſchon durch das ältere Patent dem Durchschnitts 
fachmann erkennbar war, fo ſcheint es zunächſt, als ob der er 
wähnte Fall der Abhängigkeit begrifflich ausgeſchloſſen ſei. In 
Wirklichkeit trifft dies aber nicht zu. Das in vorl. Entſch. nieder 
gelegte Prinzip beſagt lediglich: das Patent auf eine beſtimme 
Ausführungsform (a,) eines zugrunde liegenden allgemeineren e L 
niſchen Gedankens (A) erſtreckt feinen Schutzbereich auf jenen a f 
gemeineren Gedanken A nur, wenn der Fachmann ohne weiten 
erſinderiſche Tätigkeit ihn aus der vatentierten Einzelform (Mh) 
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wirkt, ſondern einen Badumlauf in dem gewünſchten Maße 
erzeugt. Unter Pinchdruck verſteht ſie dabei jede zentripetale 
magnetiſche Druckwirkung ausreichender Stärke, um im Zu⸗ 
lammenwirken mit dem hydroſtatiſchen Druck den Badumlauf 
zu bewirken. 
Das BG. folgt im weſentlichen der kläg. Auffaſſung. 

Unter Würdigung des Inhalts der Patentſchrift, der Er⸗ 
teilungsakten und des Standes der Technik kommt es zu dem 
Ergebnis, der Anmelder habe als Erſter die Bedeutung der 
zentripetalen magnetiſchen Wirbelkraft für die vollkommene 
und ſtändige Durchmiſchung des Schmelzgutes in elektriſchen 
metallurgiſchen Schmelzöfen erkannt, einen Weg zu ihrer 
planmäßigen Ausnutzung in dieſer Richtung gewieſen und 
zamit die Herſtellung eines Ofens von bisher nicht erreichter 
Wirkung ermöglicht, indem er die Lehre gegeben habe, die 
Ange und den Querſchnitt des Schmelzkanals, Stromſtärke 
und Druckwirkung des im Herdraum befindlichen Schmelzgutes 
auf das im Schmelzkanal befindliche in das rechte, die er⸗ 
ſtrebte Wirkung zeitigende Verhältnis zueinander zu ſetzen. 
Danach hat der Ber. als Erfindungsgedanken des Klage⸗ 
patents bezeichnet den Vorſchlag, bei metallurgiſchen, elek⸗ 
triſchen Ofen Länge und Weite der Schmelzrohre ſo zu be⸗ 
meſſen, daß unter Berückſichtigung der zur Verwendung kom⸗ 
menden Stromdichte und der Menge des von dem Schmelz. 


rd aufzunehmenden und auf dem Rohrinhalt laſtenden 


Schmelzgutes durch Zuſammenwirken der im Rohre entſtehen⸗ 
zen, flüſſiges Metall aus dem Rohre ſchleudernden Wirbel⸗ 
traft und des dieſe dämpfenden hydroſtatiſchen Drucks des 
Herdinhalts eine möglichſt ſchnelle und innige, ununterbro- 
ene Durchmiſchung aller Badteile erzielt wird. Der Schutz⸗ 
Raich ſoll dabei diejenigen das Schmelzgut als ſchließlich 
üſſigen Leiter benutzenden Ofen umfaſſen, bei welchen kanal⸗ 
1 Teile zu dem Herdraum in eine die gewünſchte Druck⸗ 
a ung ermöglichende räumliche Beziehung geſetzt find, möge 
ſich um Elektroden enthaltende, an den offenen Enden mit 
8 Herdraum verbundene geſchloſſene Schmelzrohre (Elek⸗ 
woden⸗ [Widerſtands⸗] Hfen) handeln oder um Schmelzrohre, 
mühe, in U= oder halbkreisförmiger Geſtalt ausgebildet und 
m ihren beiden offenen Enden mit dem Herdraum verbun⸗ 
Sei die Funktion einer eine Primärwickelung umgebenden 
kundärſchleife ausüben (Induktionsöfen). 
d Das BG. hat ſich der Auffaſſung der Kl. angeſchloſſen, 
90 unter dem in der Patentſchrift angegebenen Mittel zur 
ung der geſtellten Aufgabe die Wirkung der im flüſſigen 
0 er auftretenden zentripetalen magnetiſchen Wirbelkraft im 
ſtehe meinen (unter Einſchluß des Northrup⸗Effektes) zu ver⸗ 
. ſei. In tatſächlicher Beziehung wird feſtgeſtellt, mit 
zug gerichtlichen Sachverſtändigen Prof. Dr. E. ſei davon aus⸗ 
au chen, daß die zentripetale magnetiſche Wirbelkraft, die ſtets 
Duett, wenn ein elektriſcher Strom einen flüſſigen Leiter 
zur fliege, auch ohne die auf derſelben Kraftwirkung be⸗ 
(ee, aber erſt bei größerer Stromſtärke auftretende Quer⸗ 
b indeberringerung die Wirkung habe, das in dem Kanal 
endliche flüſſige Metall nach oben zu drücken. Stillſchwei⸗ 
Vedi vorausgeſetzt wird dabei die von Prof. Dr. E. erwähnte 
15 young, daß die Kraft ausreichen müſſe, um die Reibung 
gehe zu überwinden. f 
terer Auf Grund dieſer Feſtſtellung folgert das BG. in wei⸗ 
des tatſächlicher Würdigung, es ſei zur Löſung der Aufgabe 
kraft agepatents allein die zentripetale magnetiſche Wirbel⸗ 
des auch ohne Steigerung bis zu einer Zuſammenziehung 
der d chmelzgutes ausreichend. Der Zuſam menhang zwiſchen 
en einen elektriſchen Strom in einem flüſſigen Leiter 
erört ten Wirbelkraft und der von H. in ſeinem Vortrag 
erten, bei genügender Stromſteigerung auftretenden Zu⸗ 


wünschen kann. Damit iſt durchaus vereinbar, daß eine zweite 
wonnen ungsform (az) nur mittels erfinderiſcher Tätigkeit ge⸗ 
mehr ji werden kaun, d. h. mittels einer Tätigkeit, welche nicht 
b 1 Bereich gewöhnlicher (naheliegender) fachmänniſcher Er- 
gedanke dt. M. a. W.: damit, daß der allgemeine Erfindungs⸗ 
ann 58 durch die patentierte Ausführungsform a, dem Fach⸗ 
keimegm te erfinderiſche Tätigkeit nahegelegt wird, braucht noch 
I ſei 1 die Ausführungsform a, in derſelben Weiſe nahegelegt 
and d. ernach hat die zweite Erſindung einen von dem Gegen⸗ 
Gegenſta erſten Patentes verſchiedenen ſelbſtäudig ſchutzſähigen 
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ſammenziehungserſcheinung ſei durch Northrup in jeinem 
bereits erwähnten Aufſatz und in einem ſolchen des Franzosen 
Barry im Jahrg. 1907 der Ztſchr. „Eclairage électrique“ 
geklärt worden. Mit Rückſicht hierauf habe der in der Patent⸗ 
ſchrift gegebene Hinweis auf eine beſtimmte Eigenſchaft des 
Pinch⸗Effektes genügt, um der Fachwelt die Erkenntnis zu 
offenbaren, daß eines der Mittel zur Erreichung des er⸗ 
ſtrebten Erfolges in der Ausnutzung der Wirkung der zentri⸗ 
petalen magnetiſchen Wirbelkraft beruhe. Für die Feſtſtellung 
der durch eine Patentſchrift vermittelten Bereicherung der 
Technik ſei aber lediglich entſcheidend die Erkenntnis, welche 
die Fachwelt aus der Patentſchrift habe ſchöpfen können, nicht 
die eigene, vielleicht über den Zuſammenhang der wirkſamen 
Kräfte irrige Erkenntnis des Erfinders. 

In vorhergehenden Erwägungen hat ſich das BG. auch 
die Erwägungen des im Rechtsſtreit der Kl. und der Osna⸗ 
brücker Kupfer- und Drahtwerke AktG. (33 0 190/28) ergan⸗ 
genen Urt. des LG. I Berlin zu eigen gemacht, daß der An⸗ 
melder in der Patentbeſchreibung auf die Erſcheinungen, 
welche die Gefahr eines Abreißens der Metallſäule mit ſich 
brächten, und auf ſeine Abſicht, dieſe zur Erzielung eines 
Badumlaufs zu verwenden, nur hingewieſen habe, um damit 
zum Ausdruck zu bringen, daß er dieſe Kraft nützlich machen 
wolle, ohne jedoch damit erklären zu wollen, daß er ſie nur 
in ihrer letzten Erſcheinung ausnutzen wolle. Er habe viel⸗ 
mehr inſoweit lediglich die Erkenntnis offenbaren wollen, 
daß man dieſe Kraft bei entſprechender Ofeneinrichtung auch 
in ihrer letzten Erſcheinung nicht zu fürchten brauche. 

Der BerR. erörtert weiter, ob der Anmelder nach der 
Patentſchrift für den Fall, daß der erſtrebte Erfolg durch die 
Wirkung der erörterten Wirbelkraft auch ohne Querſchnitts⸗ 
verringerung des Schmelzguts eintreten ſollte, ſeine Erfin⸗ 
dung lediglich auf die Anwendung der geſteigerten, eine 
Querſchnittsverringerung bedingenden Wirkung dieſer Kraft 
habe beſchränken wollen. Das wird verneint. Da beide Kraft⸗ 
wirkungen geeignet ſeien, den erſtrebten Erfolg herbeizuführen 
und nur im Umfang ihrer Wirkung auseinander gingen (nicht 
qualitativ, ſondern nur quantitativ verſchieden ſeien), ſo 
könne, ſelbſt wenn in der Patentbeſchreibung der Nachdruck 
auf die Wirbelkraft in ihrer geſteigerten Form wegen der ihr 
von dem Anmelder beigelegten, i. S. des Erfindungszieles 
beſonders vorteilhaften Wirkung gelegt ſein ſollte, daraus ein 
Verzicht des Anmelders auf eine Anwendung der Wirbelkraft 
in einer ſchwächeren, zur Erreichung des Erfolges noch aus⸗ 
reichenden Form nicht entnommen werden. 

Aus dieſen Gründen lehnt das BG. eine aus dem In⸗ 
halt der Patentbeſchreibung zu entnehmende Beſchränkung des 
Schutzumfangs auf den Pinch⸗Effekt (im Gegenſatz zum Nor⸗ 
thrup⸗Effekt) ab. 

Die Bekl. haben weiter die Auffaſſung vertreten, daß 
der Schutzbereich des Klagepatents auf Elektrodenöfen zu be⸗ 
ſchränken und keinesfalls auf Induktionsöfen zu erſtrecken ſei. 
Das ſoll ſich zunächſt aus der Faſſung der Patentſchrift er⸗ 
geben. Ins Feld geführt wird hierfür, daß bereits in der 
allgemeinen Beſchreibung des Gegenſtandes der Erfindung 
von „Kanälen“ in der Mehrzahl geſprochen werde und daß 
im Patentanſpruch von einer ein⸗ und auswärts gerichteten 
Strömung die Rede ſei, was alles nur für Elektroden⸗, nicht 
für Induktionsöfen zutreffe. Weiter haben die Bekl. darauf 
verwieſen, daß man bei dem Schmelzrohr eines Induktions⸗ 
ofens an eine untere Grenze gebunden ſei, ſo daß kurze 
Rohre, wie ſie nach dem Anſpruch ein Merkmal des Klage⸗ 
patents bildeten, dort nicht in Betracht kämen. Daraus ſoll 
entnommen werden, daß die Patentbeſchreibung auf Induk⸗ 
tionsöfen nicht bezogen werden könne. Das ſoll ſich ferner 


des erſten Patentes inſoweit hineinreicht, als er den dort der Fach⸗ 
welt offenbarten allgemeinen Erfindungsgedanken A auch ſeiner⸗ 
ſeits benutzt. Damit aber iſt der Tatbeſtand der abhängigen Er⸗ 
findung erfüllt. 0 
Vorl. Entſch. weicht alſo — wie mir ſcheint — von der bis⸗ 
herigen grundſätzlichen Einſtellung des RG. nicht ab. Allerdings 
läßt die Rſpr. des NG. im Laufe der Entwicklung gewiſſe 
Schwankungen erkennen hinſichtlich der größeren oder geringeren 
Geneigtheit, mit der einzelnen Ausſührungsform auch den all⸗ 
gemeinen techniſchen Gedanken als geſchützt anzuſehen. Dieſe 
Schwankungen erklären ſich ohne weiteres aus dem Unſtande, 
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auch daraus ergeben, daß zur Zeit der Anmeldung die Strom⸗ 
zuführung bei Elektrodenöfen im Gegenſatz zu der Strom⸗ 
erzeugung bei Induktionsöfen Schwierigkeiten bereitet habe 
und das Patent daher lediglich auf die Beſeitigung dieſer 
Schwierigkeiten bezogen werden könne. 

Das BG. hat auch gegenüber dieſen Ausführungen eine 
Beſchränkung des Schutzbereichs abgelehnt. Es gibt der Auf⸗ 
faſſung Ausdruck, daß zunächſt die Bezeichnung des Klage⸗ 
patents, die allgemeine Beſchreibung des Erfindungsgedankens 
und der Patenkanſpruch zu ſolcher Beſchränkung Anlaß nicht 
böten, und hat weiter im einzelnen ausgeführt, daß auch die 
beanſtandeten Einzelangaben der Patentbeſchreibung zu zwin⸗ 
genden Schlüſſen in dieſer Richtung nicht nötigten, daß viel⸗ 
mehr die offenbarte techniſche Lehre vom Techniker auch auf 
Induktionsöfen bezogen werden könne, da ſie ohne weiteres 
auch bei ſolchen mit Erfolg verwendet werden könne. Daß die 
gegebenen Ausführungsbeiſpiele ſich lediglich auf Elektroden⸗ 
öfen beziehen, hat der BerR. ebenfalls als nicht ausſchlag⸗ 
gebend gegenüber dem ſonſtigen Inhalt der Patentſchrift be⸗ 
trachtet. 

Dieſe Erwägungen des Berg. ſind nicht in allen Fällen 
frei von Rechtsirrtum. 

Nach feſtſtehender Rſpr. iſt der Schutzbereich eines Pa⸗ 
tents auf die Bereicherung zu erſtrecken, die ſie der Technit 
am Anmelde⸗ oder Prioritätstage bringt. Ob und in welchem 
Umfange eine Bereicherung der Technik vorliegt, iſt von zwei 
Umſtänden abhängig. Eine Bereicherung der Technik kann 
zunächſt nur in dem Umfang als erfolgt betrachtet werden, 
in dem der Inhalt der Patentſchrift dem durchſchnittlichen 
Fachmanne einen techniſchen Fortſchritt mit der Möglichkeit 
der Nachahmung ohne eigene erfinderiſche Betätigung offen⸗ 
bart. Dieſer Fortſchritt kann ſich auf einen weiteren Erfin⸗ 
dungsgedanken beziehen, als in der Patentſchrift ausdrücklich 
beſchrieben iſt, wenn die Vorſtellung eines ſolchen und die 
Möglichkeit ſeiner techniſchen Durchführung dem durchſchnitt⸗ 
lichen Fachmann durch die Erörterungen der Patentſchrift 
im Zuſammenhang mit dem fachmänniſchen Wiſſen am An⸗ 
melde⸗ oder Prioritätstag ohne erfinderiſche Bemühungen 
übermittelt wird. Ob der Erfinder ſelbſt dieſen Gedanken in 
ſeinem ganzen Umfang erkannt hat, ift dabei ohne Bedeutung, 
Einer in dieſem Sinne offenbarten techniſchen Lehre kommt 
jedoch weiter die Eigenſchaft einer Bereicherung der Technik 
nur dann zu, wenn ſie gegenüber deren bisherigem Stand 
etwas Neues bringt. Auch beim Vorliegen dieſer Voraus- 
ſetzungen beſchränkt ſich jedoch der Schutzbereich im Fall einer 
mit zweifelsfreier Klarheit erfolgten engeren Feſtlegung des 
Schutzbereichs in der Patentſchrift ſelbſt oder eines im Laufe 
der Erteilungsgeſchichte erfolgten unzweideutigen Verzichts 
ſeitens des Anmelders oder einer entſprechenden Beſchränkung 
durch die Exteilungsbehörde. 


Zur Beanſtandung gibt zwar die Stellungnahme des BG. 
keinen Anlaß, daß in den Erteilungsakten ein ausdrücklicher 
Verzicht des Anmelders auf die Benutzung des Pinch⸗Effekts 
in der allgemeineren Bedeutung oder eine entſprechende aus⸗ 
drückliche Beſchränkung durch die Erteilungsbehörde nicht 
erfolgt ſei. 

M. R. nimmt weiter das BG. an, das Erteilungsver⸗ 
fahren laſſe auch einen ausdrücklichen Verzicht des Anmelders 
auf den Schutz der offenbarten Lehre bei Induktionsöfen oder 
eine entſprechende ausdrückliche Beſchränkung der Erteilungs⸗ 
behörde nicht erſehen. Der Anmelder hat während der ge⸗ 
ſamten Dauer des Erteilungsverfahrens daran feſtgehalten, 
daß ſein erfinderiſcher Verdienſt in der Nutzbarmachung des 
Pinch⸗Effektes liege, und dem Hauptanſpruch in allen Wand⸗ 
lungen ſeiner Faſſung, abgeſehen höchſtens von der erſten 
Anmeldung, die in den Eingangsworten der Beſchreibung 


daß es ſich bei Abgrenzung deſſen, was nur mit erfinderiſcher Be⸗ 
tätigung, von dem, was ohne ſolche erkannt werden kann, not⸗ 
wendig um ein Wertmoment handelt. 

2. Sehr beachtenswert iſt aber der Hinweis des NS. auf die 
richtige Abgrenzung des Kreiſes der Fachleute. Es 
kommt auf den Fachmann des betreffenden techniſchen Zweiges an, 
nicht auf den theoretiſchen Vertreter der anzuwendenden Wiſſen— 
ſchaft oder, anders ausgedrückt, anf den Mann des prak- 


und in den Anſprüchen allein auf Elektrodenöfen Bezug 
nahm, einen allgemein auf metallurgiſch⸗elektriſche Ofen be⸗ 
züglichen Wortlaut gegeben. Die Erteilungsbehörde hat das 
bei der von ihr gutgeheißenen Faſſung nicht beanſtandet. 
Von einer Beſchränkung des Schutzes auf einen geringeren 
Umfang, als nach den Stande der Technik und dem Inhalt 
der Patentbeſchreibung möglich, oder von einem entſprechen⸗ 
den Verzicht des Anmelders kann danach nicht die Rede ſein. 
Anderes läßt ſich auch aus dem Verhalten des Anmelders 
gegenüber der Entgegenhaltung des Ofens gemäß dem ameri⸗ 
kaniſchen Patent 816 554 nicht herleiten. Dieſe Patentſchrift 
war gegenüber den Anſprüchen 2 und 3 in der dieſen in 
der Eingabe v. 4. März 1911 gegebenen Faſſung entgegen⸗ 
gehalten worden, die ſich, nachfolgend einem allgemein ge⸗ 
haltenen Hauptanſpruch, mit der Geſtaltung der zur Ein⸗ 
führung des Stromes dienenden Kanäle beſchäftigte. Aus dein 
Hinweis des Anmelders darauf, daß der entgegengehaltene 
Ofen als Induktionsofen Elektroden nicht aufweiſe, kann 
ſchon mit Rückſicht darauf, daß dieſe Unterauſprüche ſich er⸗ 
ſichtlich lediglich auf Elektrodenöfen bezogen, ein Verzicht des 
Anmelders auf die Verwendung des Erfindungsgedankens bei 
Induktionsöfen keinesfalls hergeleitet werden. 

Zu beanſtanden ſind ferner nicht die Erwägungen des 
Blü., in welchen abgelehnt wird, aus der Patentbeſchreibung 
einen zweifelsfreien Verzicht auf den Schutz von Induktions⸗ 
öfen entſprechender Bauart abzuleiten. 

Vom rechtlichen Standpunkt aus nicht ausreichend be⸗ 
gründet erſcheinen dagegen die Erwägungen, in welchen der 
BerR. zu dem Ergebnis gelangt, der Fachmann habe aus der 
Patentſchrift in Zuſammenhalt mit ſeinem ſonſtigen, ihm am 
Prioritätstage zu Gebote ſtehenden fachmänniſchen Wiſſen, 
insbeſ. der ihm durch die Abhandlung von Northrup über⸗ 
mittelten Belehrung die Erkenntnis entnehmen können, daß 
bei geeigneter Bemeſſung der ſonſtigen Verhältniſſe des Ofens 
durch die beim Stromdurchfluß auftretende Wirbelkraft, auch 
ohne Steigerung bis zu einer die Metallſäule zuſammen⸗ 
ſchnürenden Wirkung, ein ausreichender Badumlauf erzielt 
werden könne. 

Der Bor. iſt bei Prüfung dieſer Frage augenſcheinlich 
ſchon bei der Würdigung deſſen, was die Patentſchrift als 
ſolche ohne Berückſichtigung der Northrupſchen Vorveröffent⸗ 
lichung dem Fachmanne ſagt, von rechtsirrtümlicher Beurtei⸗ 
lung der Patentſchrift ausgegangen. Beizuſtimmen iſt ihm 
allerdings darin, daß die Patentſchrift, abgeſehen von der 
Würdigung nach dem Stand der Technik, aus ſich ſelbſt her⸗ 
aus auszulegen ſei, und daß außerhalb ihrer erfolgte Auße⸗ 
rungen über ihren Schutzinhalt, und ſeien es ſelbſt Außerungen 
des Anmelders in der Prioritätsanmeldung und des RPat A. 
in einem Zwangslizenzverfahren, außer Betracht zu bleiben 
hätten. Der Irrtum liege vielmehr in der Beurteilung der 
Patentſchrift ſelbſt. Der Anmelder erklärt in der Patent⸗ 
beſchreibung ausdrücklich, die bisher bei größerer Stromſtärke 
ſtellenweiſe auftretende und als ſchädlich betrachtete Zuſam⸗ 
menziehung des Schmelzgutes ſolle nicht vermieden, ſondern 
abſichtlich hervorgerufen werden. Es ſolle eine ſo hohe Strom⸗ 
ſtärke angewendet werden, daß in den Kanälen der Pinch⸗ 
Effekt in energiſcher Weiſe auftrete. Bei geeigneter Bewegung 
der Kanäle und des hydroſtatiſchen Drucks könne auch bei 
Anwendung ſolcher Stromſtärke eine zu einer Stromunter⸗ 
brechung führende Einſchnürung der Maſſe vermieden und 
vielmehr die Wirkung erzielt werden, daß infolge der Zuſam⸗ 
menſchnürung der Schmelzmaſſe das in den Kanälen enthal⸗ 
tene Schmelzgut mit großer Gewalt in den Herdraum gepreßt 
oder geſpritzt werde und ſo ein vorteilhafter Badumlauf unter 
gleichzeitiger Ausnutzung der ſonſtigen Vorteile höherer Strom⸗ 
ſtärke bewirkt werde. Auch nur eine Andeutung deſſen, daß die 
von Northrup angenommene Wirbelkraft auch bei geringerer 


tiſchen Lebens, nicht auf den Fachgelehrten. Im gegebenen 
Fall wird abgeſtellt auf das Fachwiſſen des Erbauers elektriſcher 
Schmelzöfen, nicht auf dasjenige des fachgelehrten Spezialiſten auf 
einem beſtimmten Gebiet elektrotechniſchen Wiſſens; was dieſem 
erkennbar iſt, braucht keineswegs auch jenem offenbar zu ſein, wie 
übrigens auch umgekehrt. Dieſe Abſtellung auf den Mann ber 
techniſchen Praxis if ein durchaus geſunder Gedanke, wenn auch 
natürlich im Einzelfall die Abgrenzung ſchwierig ſein wird und 
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Stromſtärke zur Erzielung eines Badumlaufs benutzt werden 
könne, findet ſich nirgends. Danach kann nicht beigetreten 
werden der vom BG. gebilligten Auffaſſung des landgericht⸗ 
lichen Urt. in einem anderen Verletzungsſtreit, H. habe im 
Streitpatent zum Ausdruck gebracht, daß er ſich ganz all⸗ 
gemein die bei ſtärkerer Wirkung zu dem Einſchnürungseffekt 
führenden Kräfte dienlich machen wolle. 

Dieſer Inhalt der Patentſchrift ſteht allerdings nach den 
bereits wiedergegebenen maßgebenden Rechtsgrundſätzen dem 
nicht entgegen, daß dem Klagepatent ein weiterer Schutz⸗ 
bereich zuzuerkennen iſt, wenn der durchſchnittliche Fachmann, 
wenn auch unter Zuhilfenahme des ſonſtigen, am Anmelde⸗ 
oder Prioritätstage ihm zur Verfügung ſtehenden techniſchen 
Wiſſens, ohne eigene erfinderiſche Betätigung der Patent⸗ 
ſchrift einen umfaſſenderen Erfindungsgedanken zu entnehmen 
vermag. Beim Vorliegen dieſer Vorausſetzungen kann im 
vorl. Fall der Schutzbereich ſehr wohl auf den Gedanken aus⸗ 
gedehnt werden, die bei ſtromdurchfloſſenen Leitern auftre⸗ 
tende Wirbelkraft im allgemeinen auch ohne Steigerung bis 
zu Zuſammenziehungserſcheinungen zur Erzielung eines Bad⸗ 
umlaufs, und zwar auch bei Induktionsöfen zu verwenden. 
Hervorzuheben ift dabei jedoch, daß lediglich die Schlußfolge⸗ 
rungen in Frage kommen, zu welchen ein durchſchnittlicher 
Fachmann des in Betracht kommenden techniſchen Gebiets ohne 
erfinderiſche Bemühung zu gelangen vermag. Daß der BerR. 
das berückſichtigt hat, iſt nicht ausreichend erſichtlich Als 
Fachmann kommt im vorl. Falle nicht der Fachgelehrte auf 
Sondergebieten des elektrotechniſchen Wiſſens, ſondern der 
Erbauer von Ofen der in Betracht kommenden Art in Frage. 
Daß ein ſolcher aus der Patentſchrift die erörterten Folge⸗ 
rungen zu ziehen imſtande geweſen ſei, iſt durch die Berufung 
auf die Gutachten des gerichtlichen Sachverſtändigen nicht 
ohne weiteres dargetan, es beſteht vielmehr inſofern ein ge⸗ 
wiſſer Widerſpruch zwiſchen der Annahme des BU. und den 
Ausführungen des Sachverſtändigen. Dieſer hat in ſeinem 
Gutachten ſelbſt zugegeben, daß ihm die Patentſchrift Klar⸗ 
heit über die Vorgänge in den Kanälen nicht gebracht habe, 
er hat es weiter für unwahrſcheinlich erklärt, allerdings noch 
ohne Kenntnis des H.ſchen Vortrages, daß der Vorgang der 

umpwirkung von anderen Fachleuten in ſeinen Einzelheiten 
genau verſtanden worden fei. Nun hat aber H. in ſeinem 
ortrage nur die ſchädliche Wirkung des Pinch⸗Effektes be⸗ 
tont und weiter auf die Queckſilberpumpe Northrups lediglich 
als einen phyſikaliſchen Verſuch hingewieſen. Dieſer Verſuch 
elbſt zeigt auch lediglich die Umlaufbewegung, die in einem 
Jueckſilber enthaltenden Gefäß mit einer beſonderen Rück⸗ 
lußeinrichtung zu erzielen iſt. Danach muß es höchſt zweifel⸗ 
haft erſcheinen, ob der Erbauer metallurgiſcher Ofen, ſelbſt 
ei Kenntnis der rein theoretiſchen Vorveröffentlichungen und 
er lediglich als Laboratoriumsverſuche zu wertenden Experi⸗ 
mente Northrups, ohne eigene erfinderiſche Bemühung der 
Patentſchrift bei ihrem gekennzeichneten Inhalt die Erkenntnis 
zu entnehmen vermochte, daß die von Northrup angenommene 
elektromagnetiſche Wirbelkraft auch in ſchwächeren Erſchei⸗ 
nungsformen als ſolchen, die den eigentlichen Pinch-Effekt zu 
110 igen vermögen, in metallurgiſchen Ofen mit der ihnen 
eidentümlichen Verbindung der Kanäle mit dem Schmelzgut 
9 5 Umlauf des Schmelzgutes zu erzielen, imſtande ſei, der 
10 5 auf das im Herdraum befindliche Schmelzgut eine vor⸗ 
1 ilhafte Wirkung zu erſtrecken vermöge. Dafür mag auch nicht 
unbeachtlich fein, daß Ofen der von H beſchriebenen Bauart 
zum praktiſchen Erfolg nicht geführt haben ſollen. 

(U. v. 21. Nov. 1931; 346/30 I. — Berlin.) [Ka.) 
ũ— ä(— 
wenn auch weiter in ſehr vielen Fällen tatſächlich die Er- 


kenntnisgrenze für Praktiker und für Theoretiker die gleiche 
em wird. 
tier 3. Der bisherigen Praxis entſpricht es auch, daß durch Paten- 
al ung einer einzelnen Ausführungsſorm a, der zugrunde liegende 
Fachmeime Erfindungsgedanke A (ſelbſt wenn er dem techniſchen 
an ohne eigene erfinderiſche Betätigung nahegebracht wird), 
end geſchüzt wird, wenn in dem Erteilungsverfahren ein 
ee Verzicht durch den Anmelder 5 a 
A: ä durch die 3 ilungsbehörde 
ſtattgefunden ne ch die Patenterteilungsbeh 
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** 2. 84 PatG. Der Schutzumfang eines Paten⸗ 
tes iſt nach dem Stand der Technik im gegebenen 
Falle zu beſchränken. Werden Gegenſtände ge⸗ 
liefert, die zur Ausübung eines Verfahrens⸗ 
patentes dienen, ſo kann es im einzelnen Falle 
zweifelhaft ſein, wieweit der Patentberech⸗ 
tigte damit die Benutzung des Verfahrens ge⸗ 
ſtattet hat. ) 

Die Kl. iſt ausſchließliche Lizenznehmerin des ſeit dem 
3. April 1921 geſchützten Dtſch. Reichspatents Nr. 362 520, 
betr. ein Verfahren zum Schließen der um Kiſten, Ballen 
und ſonſtige Packſtücke gelegten Bandeiſenreifen. Der Patent⸗ 
anſpruch lautet: „Verfahren zum Schließen der um Kiſten, 
Ballen und ſonſtige Packſtücke gelegten Bandeiſenreifen, deren 
Enden durch gemeinſam hergeſtellte, umgebogene Ausſtan⸗ 
zungen verbunden werden und wobei eine flache Blechhülſe 
Anwendung findet, welche die übereinanderſtoßenden Enden 
des Bandeiſens umfaßt, dadurch gekennzeichnet, daß nach dem 
Aufſchieben der flachen Blechhülſe und Anziehen des Band⸗ 
eiſens an einer oder beiden Seitenkanten der Hülſe mittels 
eines oder mehrerer Paare von Randeinſchnitten aus der 
Hülſe und den beiden darin liegenden Bandeiſenenden zungen⸗ 
artige Teile gebildet und ſo umgebogen und gegen die Hülſe 
gepreßt werden, daß dadurch eine Verſchiebung der Band⸗ 
eiſenenden und der Blechhülſe unmöglich und auch ein Auf⸗ 
biegen der gegebenenfalls geſchlitzten Blechhülſe verhindert 
wird.“ Die Bekl. hatte früher von der Kl. Spann⸗ und Ver⸗ 
ſchlußapparate und Blechhülſen (ſog. Cyklopverſchlußhülſen) 
bezogen und damit das Verfahren des Patents angewendet. 
Im Jahre 1927 wurden ihr von der Kl. ebenfalls Spann⸗ 
und Verſchlußapparate geliefert, die ſie in der Folgezeit 
zum Schließen ihrer Packſtücke benutzte, indeſſen unter An⸗ 
wendung von Blechhülſen, die ſie nicht von der Kl. bezogen, 
ſondern ſelbſt angefertigt oder anderweit geliefert erhalten 
hatte. Die Kl. erblickt darin eine Verletzung ihres Patents 
und vertraglicher Pflichten und hat auf Verurteilung zur 
Unterlaſſung, Rechnungslegung und Feſtſtellung der Scha⸗ 
denserſatzpflicht der Bekl. Klage erhoben. Das LG. hat die 
Bekl. durch Teilurteil verurteilt, bei Meidung von Strafen 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung die Anwendung des durch 
das Patent 362 520 geſchützten Verfahrens zum Schließen 
von Bandeiſenreifen außer bei Verwendung von Cyklopver⸗ 
ſchlußhülſen und ferner die Herſtellung und den Bezug von 
Bandeiſenverſchlüſſen bei anderen Lieferanten als der Kl. 
zum Zwecke ihrer gewerbsmäßigen Verwendung für ſolche 
Bandeiſenverſchlüſſe zu unterlaſſen, bei denen das Verfahren 
nach dem Patent 362 520 Anwendung findet. Die Berufung 
der Bekl. iſt zurückgewieſen worden, das RG. hat aufgehoben. 

Die Parteien ſtreiten über den Schutzumfang des Pa⸗ 
tents der Kl. Nr. 362 520. Die Bekl. hat unter anderem die 
vorveröffentlichten amerikaniſchen Patentſchriften 1290 707 
und 1319127 entgegengehalten. Das OLG. ſagt dazu, die 
Bekl. könne mit dem auf dieſe Druckſchriften geſtützten Ein⸗ 
wand, daß das Klagepatent zu Unrecht erteilt worden ſei, 
nicht gehört werden; denn die Patenterteilung bilde eine 
formale Legitimation, die den Einwand des freien Standes 
der Technik ausſchließe. Überdies ſei der Einwand ſachlich 
unbegründet, wie das LG. zutreffend ausgeführt habe. Das 
iſt rechtsirrtümlich. Der Einwand der Bekl. iſt unter einem 
anzutreffenden rechtlichen Geſichtspunkt gewürdigt worden. 
Die Bekl. ſteht auf dem Standpunkt, daß der Schutzumfang 
des Klagepatents nach dem Stande der Technik zur Zeit 
ſeiner Anmeldung der Einſchränkung dahin bedürfe, daß er 


Zu 2. Das Urteil behandelt zunächſt den Einwand der BeRl., 
daß fie nur den freien Stand der Technik benutze und erkennt ihn 
als berechtigt an; wenn es hier die Formel wählt, das Patent 
müſſe auf das darin offenbarte Neue beſchränkt werden, auch wenn 
es nicht mehr die Bedeutung einer Erfindung habe, ſo iſt dieſe 
Formel nicht mehr der Ausdruck feiner neueſten Rſpr., die zu⸗ 
ungunſten des Patentes weiter geht (vgl. das Urt. v. 25. Nov. 
1931: Mu W. 32, 92). 5 

Sodann erörtert das Urt. die Frage, in welchem Umfang die 
Bekl. durch Vertrag mit der Kl. zur Benutzung des Patents be⸗ 
rechtigt ſei. Hier find die Feſtſtellungen des BerR. nicht aus⸗ 
reichend, um den Tatbeſtand klarzuſtellen. Bemerkenswert iſt, daß 
das NÖ. eine Verpflichtung des Lizenznehmers zum Bezuge 
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ſich nur erſtrecke auf ein Verfahren, bei dem die aus der 
Hülſe und den Bandeiſenenden ausgeſchnittenen Zungen um 
180°, jedenfalls nicht nur um etwa 45°, herumgebogen und 
auf den Rand der Hülſe aufgepreßt würden. Sie behauptet, 
daß mit den ihr von der Kl. gelieferten Werkzeugen die 
Zungen nur um etwa 45° herumgebogen werden könnten und 
daß ſie daher durch Benutzung dieſer Geräte nicht in den 
Schutzbereich des Klagepatents eingegriffen habe. Als zum 
Stande der Technik gehörig hat die Bekl. auch die beiden 
amerikaniſchen Patentſchriften 1 290 707 und 1319127 an⸗ 
geführt. Der ſo verſtandene Einwand war erheblich und hätte 
zu einer Prüfung des Inhalts der beiden amerikaniſchen Pa⸗ 
tentſchriften führen müſſen. Dieſe Prüfung iſt bisher unter⸗ 
blieben. Der Sachverſtändige Prof. Dr. Sachſenberg und 
das LG. haben ſich nur mit den amerikaniſchen Patenten 
1260016 und 1322 723 beſchäftigt; auf die Patentſchriften 
1290 707 und 1319 127 war erſt im zweiten Rechtszuge hin⸗ 
gewieſen worden. Die Prüfung muß nun nachgeholt werden. 
Sollte ſie ergeben, daß der Erfindungsgedanke des Klage⸗ 
patents dadurch im weſentlichen vorweggenommen iſt, jo 
könnte dies nach der neueren Rſpr. des Sen. nicht dahin 
führen, daß die beiden entgegengehaltenen Patente unberück⸗ 
ſichtigt zu laſſen wären, ſondern der Schutzumfang des Klage⸗ 
patents müßte dann auf das darin offenbarte Neue beſchränkt 
werden, auch wenn ihm nicht mehr die Bedeutung einer Er⸗ 
findung zuerkannt werden konnte. 

Der Schutzumfang des Klagepatents kann auch für die 
Frage erheblich ſein, ob und welche vertragliche Verpflich⸗ 
tungen der Kl. gegenüber die Bekl. bei der i. J. 1927 er⸗ 
folgten Lieferung von Maſchinen übernommen hat, insbeſ. 
ob die Verpflichtung zum Hülſenbezug an die Vorausſetzung 
geknüpft war, daß die Kl. die Werkzeuge in einem durch das 
Klagepatent geſchützten Verfahren verwandte. 

Das OLG. führt aus: Zu Unrecht ſuche die Bekl. das 
Recht auf die Anwendung des der Kl. geſchützten Verfahrens 
daraus herzuleiten, daß ſie die ihr vor dem September 1927 
gelieferten Cyklopapparate gekauft habe ohne Verpflichtung, 
auch die Hülſen von der Kl. zu beziehen. Nach der Beſchrei⸗ 
bung des Patents Nr. 362520 ſei zu deſſen Anwendung die 
Benutzung von Apparaten und Hülſen erforderlich. Der Bekl. 
ſtehe daher das Recht zur Ausübung des geſchützten Verfah⸗ 
rens nur dann zu, wenn ſie Apparate und Hülſen von der 
Kl. bezogen habe. Sobald ſie Hülſen anderer Herkunft ver⸗ 
wende, verletze ſie das Patent der Kl. Hierfür verweiſt das 
OLG. auf Iſay, Pat., 4. Aufl., 8 6 A. 29. Aus dieſem 
iſt indeſſen ein ſo allgemeiner Rechtsſatz nicht zu entnehmen. 

Auszugehen iſt davon, daß durch Patent Nr. 362 520 
ein Verfahren geſchützt iſt, die zur Ausübung dieſes Ver⸗ 
fahrens dienende Maſchine, die Hülſe, das Bandeiſen und 
was dazu ſonſt etwa noch gebraucht wird, ſind dadurch nicht 
unmittelbar geſchützt. Unterſtellt man zunächſt, daß zur Aus⸗ 
übung des Verfahrens nur die Maſchine erforderlich wäre, 
ſo würde die Lieferung der Maſchine ſeitens des Patent⸗ 
berechtigten an einen Käufer in aller Regel die Erteilung der 
Berechtigung an dieſen in ſich einſchließen, die ihm gelie⸗ 
ferte Maſchine ihrer Beſtimmung gemäß zu benutzen, d. h. 
das geſchützte Verfahren damit auszuüben. Das Verfahren, 
ſoweit es mit dieſer Maſchine ausgeübt wird, würde dadurch 
gemeinfrei werden, wie nach der Lehre vom Zuſammenhang 
der Benutzungsarten eine geſchützte Ware pateutfrei wird, 
wenn ſie der Patentberechtigte in den freien Verkehr hat ge⸗ 
langen laſſen (vgl. RG. 133, 330). Ob es ſich ebenſo ver⸗ 
hält, wenn zur Ausübung des Verfahrens außer der Maſchine 
noch andere Gegenſtände benötigt werden und der Patent⸗ 


von Hülſen von der Kl. als „Bedingung“ der Lizenz bezeich⸗ 
net — eine Auffaſſung, gegen die ich ſchon früher Bedenken aus⸗ 
geſprochen habe (GewgiSch. 35, 374). 

Das Urt. wiederholt endlich wieder kurz ſeinen Satz, daß nach 
der Lehre vom Zuſammenhang der Benutzungsarten eine geſchützte 
Ware „patentfrei“ werde, wenn der Berechtigte ſie in den freien 
Verkehr habe gelangen laſſen. > 

Legt man hier den Nachdruck auf den freien Verkehr, jo 
kann man mit dem Satze auskommen. Gewöhnlich wird aber der 
Satz in viel weiterer Bedeutung herangezogen, um Patentver⸗ 
letzungen zu rechtfertigen (ogl. S. 245 der 5. Aufl. meines Komm.). 

RA. Prof. Dr. H. Iſay, Berlin. 
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berechtigte nur die Maſchine liefert, iſt Sache der Beurteilung 
nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Hier ſcheinen die 
Parteien darüber einig zu ſein — eine Feſtſtellung hat das 
BG. nicht getroffen —, daß die Kl. der Bekl. vor dem Jahre 
1927 außer der Maſchine auch alles ſonſt zur Ausübung des 
Verfahrens Erforderliche, insbeſ. die dazu notwendigen Hül⸗ 
ſen, geliefert hat, ohne ſie ausdrücklich dahin zu beſchränken, 
daß ſie das Verfahren nur mit Hülſen der Kl. benutzen dürfe. 
Es muß daher nach den geſamten Umſtänden, insbeſ. dem 
Verhalten der Kl. bei dieſen Lieferungen, unter Berückſichti⸗ 
gung von Treu und Glauben im Verkehr und der Verkehrs⸗ 
anſchauung, geprüft werden, ob danach anzunehmen iſt, daß 
die Kl. der Bekl. die Benutzung des geſchützten Verfahrens 
nur unter Anwendung der von der Kl. bezogenen Hülſen ge⸗ 
ſtatten wollte und ob der Bekl. das erkennbar geweſen iſt. 
Letzteres ſcheint das OLG. anzunehmen, ohne ſich aber klar 
darüber auszuſprechen, wie es den Sachverhalt in dieſer Be⸗ 
ziehung würdigt. Die Erteilung der Erlaubnis zur Benutzung 
des Verfahrens wäre dann an eine Bedingung geknüpft wor⸗ 
den, bei deren Nichtinnehaltung die Bekl. das Patent verletzt 
haben würde. Die Rechtslage wäre dann die gleiche, wie ſie 
das OLG. ohne Rechtsirrtum auf Grund ausdrücklich getrof⸗ 
fener Vereinbarung für die i. J. 1927 der Bekl. gelieferten 
Maſchinen als gegeben angenommen hat. 

Hiernach iſt es erforderlich, daß das OLG. erneut prüft, 
ob die Bekl. mit den ihr vor dem Jahre 1927 von der Kl. 
gelieferten Maſchinen und ſelbſtgefertigten oder von anderer 
Seite bezogenen Hülſen das durch das Patent 362 520 ge⸗ 
ſchützte Verfahren ausüben durfte und künftig ausüben darf, 
und dann erſt wird ſich ermeſſen laſſen, ob ihr die Ausübung 
dieſes Verfahrens ohne die Cyklopverſchlußhülſen allgemein 
oder nicht bei Benutzung der vor dem Jahre 1927 bezogenen 
Maſchinen zu unterſagen iſt. Das Ergebnis der Prüfung kann 
auch für die Frage der Wiederholungsgefahr von Erheblich⸗ 
keit werden. 

Der vom 2G, anerkannte Anſpruch auf Unterlaſſung der 
Herjtellung und des Bezugs von Bandeiſenverſchlüſſen bei 
anderen Lieferanten als der Kl. zum Zweck ihrer gewerbs⸗ 
mäßigen Verwendung für Bandeiſenverſchlüſſe nach dem Pa⸗ 
tent 362 520 läßt ſich aus dieſem Patent nicht herleiten. Dar⸗ 
über, ob er ſeine Grundlage in einer beſonderen neben dem 
Lizenzvertrage übernommenen ſchuldrechtlichen Verpflichtung 
der Bekl. findet, hat ſich das OLG. nicht ausgeſprochen. 

(U. v. 10. Febr. 1932; 223/31 J. Darmſtadt.) [Ra.] 


3. §4 PatG. Bei der Auslegung des Patent⸗ 
anſpruches iſt der Stand der Technik nicht zu ent⸗ 
behren. — Erfindungshöhe beim übertragungs⸗ 
patent. f) 


Das BG. legt das Patent 334673 dahin aus, daß es 
ſich nicht nur auf die Fälle beziehe, wo ein ſenkrechter Ge⸗ 
wichtsdruck auf die Membranbleche ausgeübt werde, ſondern 
daß es auch alle ſolche Fälle einſchließe, bei denen auf jede 
andere Weiſe von ebenen Platten eine Druckwirkung auf die 
Bleche ausgehe, die ausreiche, um während des Glühens und 
Erkaltens der Blechtafeln die in ihnen vorhandenen Span⸗ 
nungen auszulöſen. Von dieſem Ausgangspunkt aus bejaht 
der Vorderrichter den Eingriff der Bekl. in das Klagepatent, 
gleichviel ob die Bekl. nur das ihr durch Patent 460 168 
geſchützte Verfahren ausübe oder ob ſie die Membranbleche 
auf die von dem Kl. behauptete Art herſtelle oder ob ſie, wie 
der gerichtliche Sachverſtändige annehme, nach einem von den 
Angaben ihrer Patentſchrift abweichenden Verfahren zu 

Zu 3. Die Ausführungen der Entſch. bewegen ſich größtenteils 
auf tatſächlichem Gebiete. An rechtsgrundſätzlichem Inhalt kommen 
höchſtens zwei Bemerkungen in Betracht. Einmal wird hervorgehoben, 
daß eine ausdehnende Auslegung eines Patentes niemals lediglich aus 
rein logiſchen oder philologiſchen Erwägungen gewonnen werden 
könne, ſondern nur unter Verüchſichtigung des Standes der Technik 
bei Patenterteilung. Man wird dieſen Geſichtspunkt gewiß als zu⸗ 
treffend anerkennen müſſen, wenn man ſich auch klar darüber bleiben 
muß, daß damit nicht dem Wortlaut des Patentanſpruchs jede Er⸗ 
heblichkeit für die Auslegung des Schutzumfangs der Erfindung ab⸗ 
geſprochen werden ſoll. Vielmehr iſt dieſer Wortlaut ebenſogut zu 
berückſichtigen, wie die anderen Auslegungsmomente, zu denen die 


+3 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26] 


Rechtſprechung 


ebenen, ſpannungsfreien Blechen gelange. Begründet hat 
der Berg. feine Entſcheidung in folgender Weiſe. Allerdings 
ſei in der Patentſchrift 334673 nur von einem ſenkrechten 
Gewichtsdruck die Rede, der auf die Membranbleche aus⸗ 
geübt werde. Da aber die Belaſtung der Blechſtapel mit der 
gleichen Wirkung auch in anderer Weiſe erfolgen könne, z. B. 
durch einen Preßdruck in wagerechter Richtung, ſo ſtehe die 
Patentſchrift der Auslegung nicht entgegen, die darin an⸗ 
gegebene Art der Belaſtung nur als ein Beiſpiel aufzu⸗ 
faſſen und daher unter dem Begriff der Belaſtung jede 
Druckwirkung zu verſtehen, deren Ausübung während des 
Glühens und Erkaltens der Blechtafeln die Spannungen und 
Unebenheiten vollkommen beſeitige. Eine ſolche Auslegung 
ſei weder ausgeſchloſſen durch den Inhalt der Erteilungs⸗ 
akten noch durch den damaligen Stand der Technik, dieſer 
dargeſtellt durch die amerikaniſchen Patentſchriften 971628 
und 663 156. Erſtere ſei bereits im Erteilungsverfahren ent⸗ 
gegengehalten worden. Dort handle es ſich indeſſen um ein 
Verfahren zum Tempern von Raſierklingen, wobei die ge⸗ 
härteten und ebenen Raſierklingen, die auf einen beſtimmten 
Härtegrad angelaſſen werden ſollten, ſtapelweiſe zwiſchen 
Druckplatten eingeſchraubt würden, damit ſie ſich während 
des Härteprozeſſes nicht werfen könnten. Das Klagepatent da⸗ 
gegen habe zur Aufgabe, bereits aufgetretene Spannungen 
aus den Blechen wieder herauszubringen. Anders ſtehe es 
freilich mit der amerikaniſchen Patentſchrift 663 156 (Budke), 
wenn man der Beurteilung des gerichtlichen Sachverſtändigen 
folge. Letzterer habe erklärt, das dortige Verfahren arbeite 
unter genau den gleichen Bedingungen wie das Verfahren 
nach dem deutſchen Patent 334673. Aber ſelbſt wenn dies 
der Fall ſei, ſtehe die Budkeſche Patentſchrift der erweiterten 
uslegung des Klagepatents nicht entgegen. Denn dieſes be⸗ 
treffe die Herſtellung von Membranblechen. Bis zur Er⸗ 
findung des Kl. habe man aus Amerika die ſog. Ferrotyp⸗ 
bleche bezogen und hieraus die Membrane für Fernſprecher 
ausgeſchnitten. Erſt durch das Klagepatent ſei die Her⸗ 
ſtellung von Membranblechen, die gerade für Fernſprecher 
geeignet geweſen, bekannt geworden. Somit verbliebe auf 
jeden Fall als Inhalt der Erfindung des Kl. die Übertragung 
des Budkeſchen Verfahrens zur Herſtellung von Blechen für 
uͤchenherde und Kochmaſchinen auf die Herſtellung von ſpan⸗ 
nungsfreien und ebenen Membranen. Der Erfinderſchritt 
des Übertragungsgedankens ergebe ſich auch daraus, daß in 
den neunzehn Jahren ſeit Ausgabe der amerikaniſchen Patent⸗ 
ſchrift 663 156 niemand vorher darauf gekommen ſei, ihre 
Vorſchläge nutzbar zu machen für die Herſtellung von ebenen, 
ſpannungsfreien Membranblechen. Stelle nun die Bekl. ihre 
Nembranbleche ſo her, wie der Kl. es angebe, ſo ſei der 
ingriff in das Klagepatent ohne weiteres klar. Aber auch 
nach dem Patent der Bekl. werde während des Glühvorgangs 
ein Preßdruck ausgeübt, und zwar durch die Unterſchiede in 
den Ausdehnungskoeffizienten des Glühgutes und des Glüh⸗ 
kaſtens. Wie aus den Gutachten der Sachverſtändigen her⸗ 
vorgehe, trete auch hier ein — wenngleich geringer — 
eaktionsdruck auf. Wenn beide Sachverſtändigen meinten, 
daß dies als eine Belaſtung i. S. des Klagepatents nicht 
deduſehen ſei, ſo beruhe dieſe Anſchauung wiederum nur auf 
er irrigen Auffaſſung des Begriffs der Belaſtung. Genügen 
aufe vielmehr jede Druckwirkung, die ausreiche, um die im 
klagepatent beſchriebene Wirkung hervorzubringen. 
A 1. Zu beanftanden iſt ſchon der Ausgangspunkt des 
orderrichters, wenn er ſagt, dem Wortlaut des Patent⸗ 
— pruchs ſtehe eine erweiterte Auslegung „nicht entgegen“. 
aßgebend kann vielmehr immer nur ſein, welche Lehre die 
offenbarte Erfindung der Fachwelt gegeben hat. Ohne Be⸗ 
rückſichtigung des damaligen Standes der Technik kann man 
— 


Torgänge des Erteilungsverfahrens und namentlich der Stand der 
echnik gehören. Wenn die letzteren Momente erkennen laſſen, daß 
ber erfinderiſche Gedanke, für welchen der Schutz begehrt und erteilt 
fo rde, in dem Wortlaut einen zu engen Ausdruck gefunden habe, 
15 ſteht die Wortfaſſung der Annahme eines weiteren Schutzumfangs 
cht im Wege. Man hat übrigens den Eindruck, daß im vorliegen. 
n Falle das BG, kaum einen anderen grundſätzlichen Standpunkt 
einnehmen wollen. — Ebenſo iſt es zu billigen, wenn für die 
Wlegung des Schutzumfangs eines Übertragungspatentes 
auch ſonſt maßgebenden Regeln über die Erfindungshöhe für an⸗ 


alſo niemals aus rein logiſchen oder philologiſchen Er⸗ 
wägungen heraus zu einer ausdehnenden Auslegung kommen. 

Nun war der Technik bereits das Verfahren des Ameri⸗ 
kaners Budke (amerikaniſches Patent 663 156) bekannt ge⸗ 
worden. Dieſes Verfahren bezog ſich auf das Richten von 
Metallblechen (straightenig metal sheets). Der gerichtliche 
Sachverſtändige hat dazu erklärt: „Das durch das ameri⸗ 
kaniſche Patent 663 156 im Jahre 1900 geſchützte Verfahren 
arbeitet unter genau den gleichen Bedingungen wie das 
Döhnerſche.“ 

Danach bewertet der gerichtliche Sachverſtändige das 
Patent des Kl. als übertragungspatent: das von Budke ge⸗ 
zeigte Verfahren für metal sheets wird angewandt auf 
Membranbleche. Irgendwelche Rechtsgründe, die einer ſolchen 
Auffaſſung entgegenſtünden, ſind vom Vorderrichter nicht 
vorgebracht und auch ſonſt nicht erſichtlich. 

Auch bei einem Übertragungspatent bemißt ſich, wie bei 
anderen Patenten, der Schutzumfang nach der Größe des Er⸗ 
findungsſchrittes. Lag die übertragung nahe, ſo wird dies 
regelmäßig gegen die Erſtreckung des Schutzumfangs über den 
unmittelbaren Gegenſtand des Patents ſprechen. Beiſpiels⸗ 
weiſe wird es bei benachbarten Gebieten der Technik für den 
Fachmann nahe liegen, nach entſprechenden Verfahren auf 
dem Nachbargebiet Umſchau zu halten. Nun hatte die Bell, 
wie von der Rev. zutreffend geltend gemacht wird, behauptet, 
der Werkſtoff, mit dem ſich das amerikaniſche Patent 663 156 
und das Klagepatent befaßten, ſei genau derſelbe, und es 
ſei auch nicht richtig, daß das amerikaniſche Patent dicke 
Metallplatten zum Gegenſtand habe; vielmehr beruhe die 
Herſtellung der ſog. Ferrotypbleche gerade auf der ameri⸗ 
kaniſchen Patentſchrift 663 156. Wenn das zutrifft, ſo wäre 
vorerſt nicht erſichtlich, welche Hemmungen auf techniſchem 
Gebiet der Fachmann zu überwinden hatte, um das durch 
das amerikaniſche Patent gezeigte Verfahren auf Membran⸗ 
bleche anzuwenden. Die Prüfung dieſer Frage erübrigt ſich 
nicht durch den Hinweis des Vorderrichters, daß ſeit der An⸗ 
meldung des amerikaniſchen Patents neunzehn Jahre ver⸗ 
ſtrichen ſeien, ehe man in Deutſchland auf den Gedanken ge⸗ 
kommen ſei, das dort gezeigte Verfahren auf die Herſtellung 
von ebenen ſpannungsfreien Membranblechen anzuwenden. 
Dieſer Umſtand würde nur dann einen Schluß darauf zu⸗ 
laſſen, daß Hemmungen beſtanden, deren Überwindung er⸗ 
finderiſche Kraft erforderte, wenn zugleich feſtſtände, daß das 
amerikaniſche Patent in Deutſchland bekannt geworden war. 
Denn für die Frage, ob jene Hemmungen beſtanden, gilt die 
Fiktion des $ 2 Abſ. 1 PatG. nicht. 

2. Die vom BG. ausgeſprochene Verurteilung tft aber 
auch dann nicht bedenkenfrei, wenn man annimmt, daß der 
Schutzumfang des Klagepatents über den Wortlaut ſeines 
Patentanſpruchs reicht und den allgemeinen Gedanken ent⸗ 
hält, alle Verfahren einzuſchließen, bei denen auf irgend⸗ 
eine Weiſe, ſei es nun durch Gewichtsdruck oder 
durch Reaktionsdruck, zur Herſtellung von ebenen ſpan⸗ 
nungsfreien Membranblechen Blechtafeln während des Glü⸗ 
hens und nachfolgenden langſamen Erkaltens durch voll⸗ 
kommen ebene Platten unter Belaſtung gehalten werden. 
Denn es iſt bisher nicht in rechtlich einwandfreier Weiſe 
aufgeklärt, ob man das vom gerichtlichen Sachverſtändigen 
angenommene Verfahren der Bekl. (die von ihm als drittes 
Verfahren bezeichnete Herſtellungsweiſe) noch als ein ſolches 
Verfahren anſehen kann, bei dem der Reaktionsdruck eine 
irgendwie weſentliche Rolle ſpielt. Die letztere Frage iſt keine 
rechtliche, ſondern eine rein techniſche und wird von dem 
Sachverſtändigen erörtert. (Wird noch ausgeführt.) 

3. Die Annahme der ſubjektiven Patentverletzung iſt vom 
Vorderrichter nicht rechtlich bedenkenfrei begründet worden. 


wendbar erklärt ſind. Die Übertragung des auf einem Gebiet bereits 
bekannten techniſchen Gedankens auf ein benachbartes techniſches 
Gebiet kann dann nicht Gegenſtand des Patentſchutzes werden, wenn 
dieſe Übertragung für den Fachmann naheliegend, oder, wie es die 
Cutſch. ausdrückt, keinen Hemmungen unterlag, „deren Überwindung 
erfinderiſche Kraft erforderte“. Ob im vorliegenden Fall die Unter⸗ 
gerichte jenen ſicherlich auch von ihnen gebilligten Grundſatz richtig 
angewendet haben, iſt lediglich eine Frage der techniſchen, alſo tatſäch⸗ 


lichen Würdigung. ) 
Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 
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Das der Bekl. günftige Gutachten des Sachverſtändigen läßt 
ſich nicht, wie es im BU. geſchieht, mit der Begründung 
abtun, daß es erſt im zweiten Rechtszug erſtattet worden ſei. 
Vielmehr folgt daraus zunächſt, daß ein objektiv urteilender 
Fachmann das von der Bekl. ausgeübte Verfahren als 
weſensverſchieden angeſehen hat von dem Verfahren des Kl. 
Dieſem Umſtand muß aber für die Schuldfrage immerhin 
Beachtung beigemeſſen werden. Es trifft nicht zu, daß der 
Sachverſtändige, wie das BG. meint, nur aus patentrecht⸗ 
lichem Irrtum zu einem der Bekl. günſtigen Ergebnis ge⸗ 
langt ſei. 

(U. v. 17. Juni 1931; 323/30 I. — Berlin.) 


. 84 PatG. 

1. Auch durch Lieferung neutraler Teile 
iſt eine Patentverletzung unter dem Geſichts- 
punkt der mittelbaren Benutzung möglich, wenn 
der Verkäufer ſie ausgeſprochen zur Benutzung 
des geſchützten Verfahrens angeboten hat. 

2. Vorausſetzung iſt weiter, daß der Abneh— 
mer die gelieferten Verfahrensmittel patent⸗ 
verletzend benutzt. 

3. Kann die Ausübung des Verfahrens durch 
den Abnehmer nur erfolgen, wenn er eine vom 
Patentberechtigten gelieferte Vorrichtung be⸗ 
ſitzt, ſo liegt keine Patentverletzung vor, da 
durch die Lieferung in den freien Verkehr die 
Vorrichtung patentfrei geworden iſt. ) 

Dem Kl. iſt mit Wirkung v. 10. Febr. 1925 ab das 
Patent 433 974 erteilt. Die Patentanſprüche lauten: „1. Ver⸗ 
fahren zum Abbinden iſolierter oder Iſolieren blanker elek⸗ 
triſcher Leitungen, dadurch gekennzeichnet, daß auf paſſende 
Längen abgeſchnittene Stücke von Gummiſchläuchen möglichſt 
kleiner lichter Weite in mindeſtens zwei verſchiedenen Rich⸗ 
tungen mechaniſch aufgeweitet und nach Einſtecken der Leitung 
die Aufweitungskräfte derart aufgehoben werden, daß das 
Schlauchſtück unter Spannung die Leitung umſchließt. 2. Ver⸗ 
fahren nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, daß nach Ein⸗ 
ſtecken der Leitung die Aufweitungskräfte zunächſt in der einen 
und dann erſt in der anderen Richtung aufgehoben werden. 
3. Gerät zur Ausübung des Verfahrens nach Anſpruch 1 
und 2, gekennzeichnet durch einen entſprechend der lichten 
Weite des aufzuweitenden Schlauchſtückes bemeſſenen, geſpal⸗ 
tenen Dorn, deſſen Teile an den auseinanderbeweglichen 
Schenkeln eines zweckmäßig zangenartigen Werkzeuges derart 
ſitzen, daß die Mündungen des dadurch aufgeweiteten 
Schlauchſtückes freiliegen.“ 

Die Bekl. befaßt ſich, wie nicht ſtreitig iſt, gewerbsmäßig 
damit, kleine Gummiröhrchen von engem Innendurchmeſſer, 
die an beiden Enden offen ſind, herzuſtellen, ſog. Gummi⸗ 
tüllen. Sie bietet fie an „zum Abbinden und Iſolieren elek⸗ 
triſcher Leitungen“. Wie das OLG. zutreffend angenommen 
hat, ſind dieſe Gummitüllen nicht unmittelbar Gegenſtand des 
Patents des Kl., ſondern werden nur bei Ausübung des in 
den Patentanſprüchen 1 und 2 geſchützten Verf benutzt. Da 
die Bekl. das Verf. ſelbſt nicht ausübt, könnte ſie, wie gleich⸗ 
falls in der Vorinſtanz richtig erkannt iſt, nur aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Beihilfe und aus dem der mittelbaren Be⸗ 
nutzung eines patentierten Verfahrens haftbar gemacht werden. 
Bei ſeinen Ausführungen zur Frage der Beihilfe überſieht 
indes der Vorderrichter, daß Beihilfe vorſätzliches Mitwirken 
zur vorſätzlichen Tat eines anderen erfordert und daß daher 
dieſer rechtl. Geſichtspunkt bei dem hier behaupteten Sach⸗ 
verhalt ohne weiteres entfällt. N 
Zu 4. Die Entſch. weicht inſofern von der bisherigen Nipr. 
ab, als ausgeſprochen wird: Zur Verurteilung wegen mittelbarer 
Patentverletzung genüge es nicht, daß Hilfsmittel ausgeſprochen für 
ein geſchütztes Verfahren geliefert werden, ſondern es müſſe hinzu⸗ 
kommen, daß der Abnehmer ſelber eine Patentverletzung begeht. 

Wenn das vom Patentinhaber bewieſen werden muß, fo 
verliert die Waffe der mittelbaren Patentverletzung ihre Schärfe. Viel⸗ 
leicht iſt es aber nicht ſo gemeint, und das RG. will nur dem 
Bekl. die Möglichkeit geben, ſeinerſeits zu beweiſen, daß alle Emp⸗ 
fänger das Recht zur Benutzung des Verfahrens hätten. 

Will aber das RG. die Fälle ausſchließen, in denen die Ab⸗ 
nehmer nicht gewerbsmäßig benutzen? Gerade für dieſe Fälle hatte 
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Gleichwohl behalten zwei Annahmen tatſächlicher Art, 
von denen das OLG. ausgeht, auch Bedeutung für die Be⸗ 
urteilung aus dem Geſichtspunkt der mittelbaren Benutzung. 
Der erk. Sen. hat die Berechtigung der letzteren Betrachtungs⸗ 
weiſe bereits in einer größeren Zahl von Entſch. anerkannt 
(RGurt. v. 25. Mai 1927: MuW. 27/28, 1391); vom 
25. Jan. 1928: MuW. 27/28, 272; v. 22. Febr. 1928: 
MuW. 27/28, 312; v. 3. Okt. 1928: MuW. 29, 75; RG. 
122, 243 [246 2); endlich RGurt. v. 31. Jau. 1931: MuW. 
31, 209 = Mitt. v. Verb. dtſch. Pat Anw. 1931, 101 — 
GewSchR. 1931, 385). 

Die Gummitüllen, um die es ſich hier handelt, laſſen 
allerdings wie nach den Feſtſtellungen des BG. angenommen 
werden muß, eine verſchiedenartige Verwendung zu; ſie ſind 
nicht beſonders auf das geſchützte Verf. des Kl. abgeſtimmt 
und daher als neutrale Teile anzuſehen. Gleichwohl iſt auch 
bei ſolchen neutralen Teilen eine mittelbare Benutzung des 
Verf. möglich, wenn der Verkäufer ſie ausgeſprochen zur 
Benutzung dieſes geſchützten Verf. angeboten und geliefert 
hatte. Dies iſt nach den Werbeſchriften der Bekl. der Fall, 
inſofern, als die Verwendung der Gummitüllen zum Ab⸗ 
binden nur unter Benutzung des geſchützten Verf. möglich 
ſein ſoll. Ohne dieſe Unterſtellung fiele jede Beziehung zwi⸗ 
ſchen dem Verkauf der Tüllen und dem geſchützten Verf, fort. 

Allein damit ſind die Vorausſetzungen einer mittelbaren 
Benutzung noch nicht erfüllt. Hinzukommen muß noch, daß der 
Abnehmer ſelber die ihm von ſeinem Verkäufer gelieferten 
Verfahrensmittel patentverletzend benutzt. Hier ergeben ſich 
zwei Möglichkeiten. Entweder kann man die Gummitüllen 
in der vorher genannten Weiſe auch ohne das nach Anſpruch 3 
geſchützte Gerät (Zange und Hilfsgerät) aufweiten, oder es 
iſt dies bloß möglich mit dieſem Gerät. Hierzu ſagt der 
Vorderrichter, nachdem er als richtig unterſtellen zu wollen 
erklärt, daß ein Abbinden mittels Gummitüllen nur nach 
dem geſchützten Verf, des Kl. ausführbar ſei: „Dann kann 
auch nur jemand in dieſer Weiſe abbinden, der die Zange des 
Kl. gekauft hat oder beſitzt.“ 

Dieſe Annahme des BG. entſcheidet den Rechtsſtreit. 
Wenn hier die Rev. von Lizenznehmern des Kl. ſpricht und 
ihnen ſolche Abkäufer der Bekl. gegenüberſtellt, die nicht 
Lizenznehmer ſeien, ſo überſieht ſie dabei die Lehre vom Zu⸗ 
ſammenhang der Benutzungsarten. Hat einmal der Patent⸗ 
berechtigte eine geſchützte Ware, im vorl. Falle die Zange, 
in den freien Verkehr gelangen laſſen, dann iſt die Ware 
patentfrei geworden und kann in jeder Weiſe zu dem Zwecke, 
zu dem ſie beſtimmt iſt, benutzt werden; für eine Lizenz⸗ 
erteilung iſt dann inſoweit kein Raum mehr. Etwaige Be⸗ 
schränkungen, die der patentberechtigte Verkäufer ſeinen Ab⸗ 
nehmern auferlegt, haben dann bloß ſchuldrechtl. Bedeutung; 
patentrechtlich ſind ſie belanglos (näheres hierüber z. B. bei 
Pietzcker 84 Anm. 17; Krauße, $4 Anm. 5 zu a). 
Anders läge der Fall nur, wenn etwa die Abnehmer der 
Bekl. ſich eines patentwidrig (von unbefugter Seite) in den 
Verkehr gebrachten Geräts. 

(U. v. 14. Okt. 1931; 71/31 J. — Hamburg.) 
= RG. 133, 326.) 


[Ka.] 


5. 84 PatG. Der Frage einer Patentverlet⸗ 
zung muß die Prüfung des Schutzumfanges des 
Patentes vorangehen. f) 

Zutreffend geht das BGG. davon aus, daß es nach dem 
Urt. des RG. v. 23. Nov. 1929 unter Beachtung der dort ge⸗ 
gebenen Richtlinien den Sachverhalt in jeder Hinſicht neu zu 


) JW. 1927, 2001. ) JW. 1929, 1004. 


das ORG. den Wert des Geſichtspunkts der mittelbaren Be 
nutzung beſonders betont. 
RA. Prof. Dr. Hermann Iſay, Berlin. 


Zu 5. Die Entſch. beruht weſentlich auf dem Geſichstpunkt, 
daß im Bu. verſäumt worden ſei, zwecks Ermittelung des Schutz. 
umfangs des ſtreitigen Patentes den Stand der Technik zur Zeit 
der Patentanmeldung zu unterſuchen. Inſofern bewegt ſie ſich vor⸗ 
nehmlich auf tatſächlichem Gebiet, oder, beſſer geſagt, ſie rügt den 
Mangel ausreichender tatſächlicher Feſtſtellungen. In rechtsgrund⸗ 
ſäßl. Beziehung wiederholt fie die oft gehörte, m. E. aber nicht 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26) 
würdigen habe. Demgemäß hat es, was bisher unterblieben 
war, zunächſt den Inhalt der Erteilungsakten geprüft und iſt 
dabei, wie es mit näherer Begründung ausführt, zu dem Er⸗ 
gebnis gelangt, daß der Anmelder nur die Verbeſſerung der 
bisher verwendeten Stopfhacke im Auge gehabt habe. Zu die⸗ 
ſem Zweck habe er vorgeſchlagen, das Stopfwerkzeug in der 
Form einer gewöhnlichen Stopfhacke auszubilden und es 
demgemäß aus einem langen Stiel und einem an deſſen 
unterem Ende befeſtigten Preßlufthammer herzurichten, ſo daß 
es der Arbeiter in gleicher Weiſe wie die gewohnte Stopf⸗ 
hacke halten könne. In der gleichen Richtung bewege ſich der 
Beſchluß der Beſchwerdeabteilung des RPat A. Dort werde als 
Fortſchritt gegenüber den bisher benutzten Vorrichtungen be- 
tont, daß dem mit Hilfe von Luft bewegten Stopfer die 
äußere Form der gewöhnlichen Stopfhacke gegeben ſei, worin 
eine erfinderiſche Neuerung liege. Unerheblich ſei, daß das 
Patent ſeinem Wortlaute nach nicht eine Stopfhacke, ſondern 
eine Stopfvorrichtung ſchütze; denn die Wahl des ſcheinbar 
umfaſſenderen Wortes „Vorrichtung“ erkläre ſich lediglich 
aus der zwiſchen dem Patentamt und dem Anmelder ent- 
ſtandenen Meinungsverſchiedenheit darüber, ob der An- 
meldungsgegenſtand eine Vorrichtung oder ein Verfahren be⸗ 
treffe. Entſcheidend fei, daß der Fachmann aus dem geſamten 
Verlauf des Erteilungsverfahrens und aus der Patentſchrift 
nicht entnehmen könne, daß der Anmelder an etwas anderes 
gedacht habe als an die erwähnte Weiterbildung der 
Stopfhacke. 

Demnächſt hat das KG. unterſucht, ob die Bekl. von 
den in dem Klagepatent gegebenen techniſchen Anweiſungen 
ganz oder teilweiſe Gebrauch mache und dabei mit gleichen 
oder gleichartigen Mitteln im weſentlichen dieſelben Wirkungen 
erziele. Dieſe Frage und damit das Vorliegen einer Patent⸗ 
verletzung hat es im Anſchluß an das Gutachten des von ihm 
zugezogenen Sachverſtändigen verneint und iſt ſo abermals 
zur Abweiſung der Klage gelangt. 

Dieſe Begr. beanſtandet die Rev. mit Recht als unzu⸗ 
reichend. Die Entſch. des Rechtsſtreits hängt davon ab, wel⸗ 
cher Schutzumfang dem Patent 278 197 zukommt. Darüber 
aber hat ſich das KG. überhaupt nicht ausgeſprochen. Dem 
erſten Teil ſeiner Ausführungen, von denen im übrigen da⸗ 
hingeſtellt bleiben kann, ob ſie in allen Teilen zwingend ſind, 
iſt nur zu entnehmen, daß es als Gegenſtand der Erfindung 
ein in Form einer Stopfhacke ausgebildetes Werkzeug be⸗ 
trachtet. Es fehlt aber an jeder Begr. dafür, weshalb ent⸗ 
gegen allgemeiner Regel der Schutzumfang des Patents auf 
den Gegenſtand der Erfindung beſchränkt ſein ſoll. Denn daß 
das KG. eine zur dementſprechenden Einſchränkung des Schutz⸗ 
bereichs ausreichende Erklärung des RPat A. im Erteilungs⸗ 
verfahren oder einen unzweideutigen Verzicht des Anmeldens 
als erfolgt angenommen haben ſollte, ergibt ſich aus ſeinen 
Ausführungen nicht. Eine ſolche Annahme würde ſich auch 
nicht rechtfertigen laſſen. Verzichten kann man nur auf etwas, 
das man ſich mindeſtens als möglicherweiſe vorhanden vor⸗ 
geſtellt hat. Es fehlt aber an jedem Anhalt dafür, daß der 

umelder ſich bewußt geweſen ſei, man könne die Vorteile 
des Anmeldegegenſtandes auch dann erreichen, wenn man dem 
Cbopſwerkzeug nicht gerade die Form einer Stopfhacke gäbe. 
Ebenſowenig erhellt, daß das RPat A. die Möglichteit der 
inegwirklichung des Erfindungsgedankens in anderer Form 
85 Betracht gezogen hat. Dazu beſtand auch keine Veranlaſſung, 
# das RPat A. zwar den Gegenſtand der Erfindung, aber 
nicht deren Schutzumfang klarzuſtellen hatte. 

Das BG. hätte daher den Schutzumfang des Klage— 
ehr glücklich formulierte Regel, daß der Schutzumfang eines 
Patentes nicht identiſch ſei mit ſeinem Gegenſtand, womit 
geſagt fein will, daß der Patentſchutz jo weit reicht, wie der Er 
Indungsgebanke, und fi) nicht beichränkt auf die fpezielle Durch⸗ 
gehen ſerm, wie ſie in dem begehrten und erteilten Patent dar⸗ 
1 8 7 iſt. Des weiteren wird auf den allgemein anerkannten 
gebe ich verwieſen, daß zwecks Ermittelung des Erfindungs⸗ 
Samen nicht nur der Gang des Erteilungsverſahrens, alſo der 
bei 5 der Erteilungsakten, ſondern auch der Stand der Technik 
pi atentanmeldung zu berückſichtigen ſei. Dies iſt ebenſo zu⸗ 
Fehde wie der weitere Hinweis darauf, daß der ſo feſtgeſtellte 

r eiu gsgedanke in vollem Umfang geſchützt ſei, wenn nicht im 

nungsverfahren durch Verzicht des Anmelders oder durch 
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patents ermitteln müſſen, und dies konnte nach Lage der 
Sache nur auf Grund des Standes der Technik zur Zeit der 
Anmeldung des Patentes geſchehen. Denn nur danach läßt 
ſich zutreffend beurteilen, inwiefern die Technik durch das in 
der Patentſchrift Offenbarte bereichert worden iſt. Deshalb 
iſt auch im letzten Abſatz des reichsgerichtl. Urt. v. 23. Nov. 
1929 geſagt worden, es ſei bei der gebotenen Prüfung des 
Schutzumfangs des Klagepatents neben dem Inhalt der Er⸗ 
teilungsakten vor allem der Stand der Technik zu berück⸗ 
ſichtigen. Dieſer Richtlinie iſt das KG. nicht gefolgt, da der 
Stand der Technik in dem jetzt angefochtenen Urt. ebenſo⸗ 
wenig berührt wird, wie dies in dem erſten BU. der Fall 
geweſen iſt. Das Verſäumte muß nun nachgeholt werden. 
Auf der ſo gewonnenen Grundlage i. Verb. m. dem Inhalt 
der Patentſchrift und der Erteilungsakten wird ſich das BG. 
über die Aufgabe, die ſich der Erfinder geſtellt hat, und über 
die von ihm zu deren Löſung vorgeſchlagenen Mittel, d. h. 
über den dem Patent zugrunde liegenden Erfindungsgedanken, 
auszuſprechen haben. Im Anſchluß daran iſt zu unterſuchen, 
ob die Bekl. nicht von den im Klagepatent gegebenen tech⸗ 
niſchen Anweiſungen ganz oder doch zum Teil Gebrauch 
macht und dabei mit gleichen oder gleichwertigen Mitteln 
im weſentlichen dieſelben Wirkungen erzielt. Ohne Klar⸗ 
ſtellung des Erfindungsgedankens und des danach zu be⸗ 
ſtimmenden Schutzumfangs des Patents iſt eine zutreffende 
Beurteilung hierüber nicht möglich. Deshalb fehlt den Er⸗ 
örterungen, die das KG. zu dieſem Punkt angeſtellt hat, die 
erforderliche Grundlage. 


(u. v. 3. Okt. 1931; 62/31 I. — Berlin.) [8a.] 


6. 84 PatG. Zum Begriff der offenkundigen 
Vorbenutzung. Nicht jedes Vertragsverhältnis 
ſchafft auch ein Vertrauens verhältnis. 7) 

Die Bekl. haben geltend gemacht, daß Belagsplatten, die 
genau dem Anſpruch 1 des Patents entſprochen hätten, vor 
deſſen Anmeldung im Inlande offenkundig vorbenutzt ſeien. 
Sie haben daraus einerſeits hergeleitet, daß der Geltend⸗ 
machung des Patents der Einwand der Erſchleichung ent⸗ 
gegenſtehe, weil die Kl. ſelbſt die offenkundige Vorbenutzung 
bewirkt, ſie daher genau gekannt habe, trotzdem aber bei der 
Anmeldung des Schutzrechts maßgebend mitgewirkt habe; 
andererſeits haben ſie geltend gemacht, daß im Falle der er⸗ 
wieſenen offenkundigen Vorbenutzung eine Beſchränkung des 
Schutzbereichs auf den Wortlaut des Patentanſpruchs er⸗ 
forderlich ſei. Das BG. hat den Einwand zurückgewieſen mit 
der Begr.: Die Bekl. hätten ſelbſt nur behauptet, daß Unter⸗ 
legsſcheiben gemäß Anſpruch 1 des Patents vor deſſen An⸗ 
meldung an die Bekl. zu 1 geliefert ſeien; da dieſe zu jener 
Zeit Generalvertreterin der Kl. geweſen ſei, jo ſei ſie krafe 
des beſtehenden Vertrauensverhältniſſes auch ohne ausdrück⸗ 
liche Verpflichtung zur Geheimhaltung verbunden geweſen; 
das gleiche gelte auch von R. und B., denen die Bekl. zu 1 
die Platten zur Benutzung überlaſſen habe. Dieſe hätten 
wiederum zu der Bekl. zu 1 in einem Vertrags- und damit 
in einem Vertrauensverhältnis geſtanden, das ſie ohne wei⸗ 
teres zur Geheimhaltung verpflichtet habe. Die Anbringung 
an Bauſtellen bedeute keine offenkundige Vorbenutzung, weil 
durch ſie Fremden nicht die Möglichkeit geboten worden ſei, 
die beſondere Ausgeſtaltung und die Art der Anbringung zu 
erkennen. Das BG. hat hierbei nicht beachtet, daß die Bekl. 
behauptet haben, daß die Kl. vor der Patentanmeldung die 
Scheiben an beliebige Abnehmer (im Inlande) in vielen tau⸗ 
ſend Stücken ohne Verpflichtung zur Geheimhaltung aus⸗ 


Willensakt der Erteilungsbehörde eine Einſchränkung herbeigeführt 
worden ſei. Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 


Zu 6. Soweit ſich die Ente. mit dem offenkundigen Vor⸗ 
benutzungsrecht beſchäftigt, kann man ihr darin zuſtimmen, daß — ab⸗ 
geſehen davon, daß die wichtigſte Schutzbehauptung übergangen war — 
die tatſächlichen Feſtſtellungen dürftig waren und an dem einfachen 
Sachverhalt, wie er geweſen ſein muß, vorbeigingen, ſo insbeſ. daran, 
daß bei Anbringung der Platten auf einem größeren Bauplatz nicht 
nur die Arbeiter, ſondern auch unvermeidlich andere Einblick in die 
Anbringungsart erhielten. Ob das aber die rechtliche Begründung 
trifft, darf bezweifelt werden. Als Rechtsfrage intereſſiert mehr die 
Geheimhaltungspflicht. Selbſtverſtändlich iſt, daß nicht jeder Vertrag 
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geliefert hätten. Wäre dieſe Behauptung richtig, ſo könnte 
an der offenkundigen Vorbenutzung kein Zweifel beſtehen. Die 
Rev. macht aber weiter mit Recht geltend, daß die Annahme, 
R. und B. in einem Vertrauensverhältnis zur Bekl. zu 1 
geſtanden hätten, der genügenden Begr. entbehrt. Nicht jedes 
Vertragsverhältnis ſchafft auch ein Vertrauensverhältnis. 
Standen R. und B. lediglich im Verhältnis von Käufern zur 
Verkäuferin der Bekl. gegenüber, ſo würde eine Geheim⸗ 
haltungspflicht für ſie im Zweifel nicht begründet worden 
fein (Rrauße, Komm. S. 43). Da nicht feſtgeſtellt worden 
iſt, daß die Bekl. und durch dieſe R. und B. darauf hin⸗ 
gewieſen find, daß es ſich um eine geheim zu haltende Er⸗ 
findung handele, ſo iſt nicht von der Hand zu weiſen, daß 
die Kenntnisnahme der Unterlegſcheiben durch R. und B. eine 
offenkundige Vorbenutzung in ſich ſchloß. Das BG. meint 
ferner, daß die Anbringung der gemäß Anſpruch 1 des Pa⸗ 
tentes geſtalteten Unterlegsplatten an den Bauſtellen keine 
offenkundige Vorbenutzung bedeuten könne. Dies iſt inſofern 
nicht zu beanſtanden, als nach Aufbringung des Putzes die 
Unterlegsſcheiben und die Spanndrähte vollſtändig verdeckt 
ſind und die Art ihrer Anbringung allerdings der Wahr⸗ 
nehmung entzogen iſt. Es iſt aber nicht beachtet, daß wäh⸗ 
rend der Anbringung der Platten und Drähte deren Art not⸗ 
wendig zur Kenntnis der damit betrauten Arbeiter und auch 
des Bauunternehmers oder wenigſtens ſeiner zur Kontrolle 
beſtellten Organe kommen mußte. Auch ſchon aus dieſem 
Grunde ermangelt der Ausſpruch, offenkundige Vorbenutzung 
ſei nicht erwieſen, der erforderlichen rechtlichen Begründung. 

Auch die Ausführungen des BG. über die Frage, ob den 
Bekl. ein Vorbenutzungsrecht an dem Gegenſtand der Erfin⸗ 
dung zuſtehe, unterliegen rechtlichen Bedenken. Die Frage 
wird im weſentlichen mit der Begr. verneint, daß die Bekl. 
die Kenntnis der Erfindung, alſo den Erfindungsbeſitz, von 
der Kl. erhalten haben und daß dies lediglich auf Grund des 
damals zwiſchen den Parteien beſtehenden Generalvertreter⸗ 
verhältniſſes geſchehen ſei. Es habe damals zwiſchen den 
Parteien ſowohl hinſichtlich der Verwertung der Torfoleum⸗ 
platten, wie hinſichtlich der für deren Befeſtigung zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Unterlagsſcheiben ein auf beſonderem Ver⸗ 
trauen beruhendes Zuſammenarbeiten ſtattgefunden. Die ſich 
hieraus für die Bekl. ergebenden Pflichten ſeien nicht dadurch 
in Wegfall gekommen, daß die Bekl. die Verwertung der 
Unterlegsſcheiben in verhältnismäßig geringem Umfange un⸗ 
abhängig von der Kl. im eigenen Namen und für eigene 
Rechnung vorgenommen hätten. Dadurch hätten die Bekl. 
außerhalb ihres Generalvertreterverhältniſſes keinen beſon⸗ 
deren, aus Billigkeitsrückſichten des Schutzes würdigen Beſitz 
an der Erfindung erworben. Denn ſie hätten weder Kraft 
noch Zeit noch Kapital auf die Herſtellung, den Vertrieb oder 
die Ausnutzung derartiger Unterlegsſcheiben über den Rah⸗ 
men der ſich aus ihrem Vertreterverhältnis ergebenden Pflich⸗ 
ten aufgewendet. Das BG. lehnt ſich bei dieſer Begr. offen⸗ 
ſichtlich an RG. 123, 58 ff.) an, wo ähnliche Erwägungen 
angeſtellt worden ſind. Es beachtet aber nicht, daß der Tat⸗ 
beſtand dort weſentlich anders war. Dort hatte der Patent⸗ 
inhaber ſeine Erfindung vor Patentanmeldung einem anderen 
zwar überlaſſen, aber nur zu einem beſtimmten vorübergehen⸗ 
den Zweck, um danach Maſchinen anzufertigen, die er ſelbſt 
nicht anfertigen konnte, und ſie einer von ihm (dem Patent⸗ 
inhaber) zur Verwertung ſeiner Erfindung gegründeten fran⸗ 
zöſiſchen Geſellſchaft anzubieten. In der Entſch. wird aus⸗ 
geführt, daß jener Dritte zur Anfertigung der Maſchinen, 


9) JW. 1929, 1190. 


ein Vertrauensverhältnis ſchafft; angreifbar aber, darauf Wert zu 
legen, ob die Geheimhaltungspflicht (ausdrücklich) auferlegt iſt. Sie 
kann ſich ſehr wohl aus der Natur der gegenſeitigen Rechtsbeziehungen 
ergeben, und bei einem Generalvertretervertrag dürfte es ſehr nahe⸗ 
liegen, dieſe Geheimhaltungspflicht ohne weiteres zu bejahen. Es 
kommt darauf an, ob der Vertreter die Wichtigkeit der Geheimhaltung 
von ſich aus erkennen kann; dann muß er auch in dieſem Punkte 
die Intereſſen der vertretenen Firma ſchügen, Aber ſelbſt wenn dieſe 
Geheimhaltungspflicht beſtand, ſo kann ſie die Offenkundigkeit der 
Vorbenutzung nicht hindern, wenn dieſe ſich aus der weiteren tatſäch⸗ 
lichen Entwicklung (Art des Inverkehrbringens, der Verwendung) ergibt. 

Ganz anders beim Vorbenutzungsrecht, das nur als ſinguläres 


ſolange der Vertrag beſtanden habe, berechtigt geblieben ſei, 
daß er aber nach Erreichung des Zweckes, d. h. nachdem die 
Maſchinen gebaut und der franzöſiſchen Firma angeboten 
worden ſeien, keinerlei Anſprüche mehr darauf gehabt habe, 
daß ihm der Beſitz der Erfindung weiterhin belaſſen werde; 
es ſtänden ihm keinerlei Billigkeitsgründe zur Seite. Im 
vorl. Falle iſt aber nichts darüber feſtgeſtellt worden, daß die 
Kl. ihren ſpäter zum Patent angemeldeten Erfindungs⸗ 
gedanken den Bekl. zu einem beſtimmten Zwecke anvertraut 
hätte. Allerdings haben ſie die Kenntnis des Gedankens nur 
kraft ihres Vertreterverhältniſſes von der Kl. erhalten. Aber 
darüber, daß ſie ihn nur im Intereſſe der Kl. und nur wäh⸗ 
rend der Dauer des Vertretungsverhältniſſes hätten in Be⸗ 
nutzung nehmen dürfen, ergeben die feſtgeſtellten Tatumſtände 
nichts. Die Kl. hat ſelbſt nicht behauptet, daß der Gebrauch, 
den die Bekl. noch als Generalvertreter in eigenem Namen 
und für eigene Rechnung von den Unterlegsplatten gemacht 
haben, widerrechtlich geweſen ſei. Es fehlt an einem genügen⸗ 
den Anhalt dafür, daß er nach Beendigung dieſes Vertrags⸗ 
verhältniſſes widerrechtlich geworden ſein ſollte. Es kann auch 
ohne weiteres angenommen werden, daß die Bekl. zur Ein⸗ 
führung der Unterlegsplatten bei ihrer eigenen Kundſchaft 
Mühen und Koſten aufgewendet haben. Die Annahme des 
BG., es ſtänden ihnen keinerlei Billigkeitsgründe zur Seite, 
die die Zubilligung eines Vorbenutzungsrechts rechtfertigen 
könnten, entbehrt daher der genügenden Grundlage. 
(U. v. 16. Jan. 1932; 113/31 I. — Berlin.) [Ra.] 


7. Weſen des Kombinationspatents. Der 
Neuheit einer Erfindung ſteht der Umſtand nicht 
entgegen, daß das Mittel zur Löſung der ge- 
ſtellten Aufgabe ſchon in einem entfernteren 
Gebiet der Technik verwendet worden iſt. — Die 
Höherwertigkeit einer Erfindung ſchließt die 
Verletzung eines älteren Patentes nicht aus. Der 
Schutzumfang eines Patentes ergreift regel⸗ 
mäßig auch die Aquivalente. 

Der Vorderrichter hat das ältere Patent der Kl., 
DRP. 371 685, ohne Grund beiſeite gelaſſen. Nur am Schluſſe 
ſeines Urt. erwähnt er es als Stand der Technik gegenüber 
dem Patent 373896. Bei dem Patent 371685 muß, wie 
ſtets, zunächſt Aufgabe und Löſung erörtert werden. Beides 
zuſammen ſtellt den Erfindungsgedanken dar. Für die Patent⸗ 
fähigkeit ferner, die im Verletzungsſtreit nicht zur Erörterung 
ſteht, kommen u. a. in Frage die „Vorteile“ einer Erfindung, 
ferner der mit ihr verfolgte „Zweck“. Da die angefochtene 
Entſch. dieſe Begriffe nicht genügend auseinanderhält, mußte 
dies vorweggeſchickt werden. Über die Aufgabe, die dem Pa⸗ 
tent 371685 zugrunde liegt, ſpricht ſich die Patentſchrift 
mit voller Deutlichkeit aus. Dort heißt es: „Die Erfindung 
verwirklicht den ſchon früher ausgeſprochenen Gedanken, eine 
große Anzahl Preßſtellen auf kleinſtem Raum zu vereinigen, 
in der Weiſe, daß die jeweils vor dem Arbeitsplatz befind⸗ 
lichen Preſſen dem Arbeiter leicht erreichbar ſind und ſchnell 
beſchickt werden können.“ Dieſe (ſomit an ſich nicht neue) 
Aufgabe wird gelöſt durch Anordnung einer größeren Anzahl 
von Trägerſcheiben, die ſchrittweiſe weitergeſchaltet werden. 
Das Neue beſteht alſo nach der Patentſchriſt in der Mehr⸗ 
reihigkeit der Trägerkörper, deren Einzelpreſſen keine 
Eigenbewegung haben. Vorbekaunt war nur Preſſen mit 
einem Träger. Nun heißt es zwar im Patentanſpruch 1, 
„daß fie — die Einzelpreſſen — bei ihrem ſchrittweiſen Um⸗ 


Recht beanſprucht wird. Iſt offenkundige Vorbenutzung nicht gegeben, 
ſo wird man dem Vertreter des Erfindungsbeſitzers nur in ſeltenen 
Fällen ein eigenes Vorbenutzungsrecht zubilligen dürfen (dies „au“ 
billigen“ dürfte doch wohl gemeink ſein, wenn die Entſch. von „Billig⸗ 
keitsgründen“ ſpricht). Der Handelsverkehr muß im Intereſſe gegen⸗ 
ſeitigen Vertrauens darauf halten, daß der Vertreter (insbeſ. der 
Generalvertreter) nicht das, was auf Grund dieſes Verhältniſſes zu 
feiner Kenntnis Rommt, unmittelbar nachher gegen ſeinen früheren 
Geſchäftsherrn ausbeutet. Wenn allerdings der Geſchäftsherr in ber 
ſchränktem Maße duldet, daß der Vertreter die ihm anvertrauten 
Werte für ſich und für eigene Rechnung verwertet und das ſelbſt nicht 
als widerrechtlich hinſtellen kann, ſo wird in dieſem Umfange 
ein Vorbenutzungsrecht anerkannt werden können. 
RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 
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lauf vom Umfang der Maſchine her beſchickt werden können“. 
Hiermit wird aber bloß der mit der Vorrichtung erſtrebte Vor⸗ 
teil angegeben. Keineswegs wird dadurch ausgeſchloſſen, daß 
auch eine nur zweireihige Preſſe mit achſial gerichteten Einzel⸗ 
preſſen in den Patentbereich fällt. Bei einer ſolchen Bauart 
würde nur auf den Vorteil bequemerer Bedienung verzichtet 
werden; es handelte ſich dann bloß um eine verſchlechterte 
Nachahmung. Überdies iſt dabei der Begriff des Arbeitsplatzes 
nicht erörtert. Es iſt nicht ohne weiteres erſichtlich, weshalb 
nicht der Arbeiter ſeinen „Arbeitsplatz“ auch dann beibehält, 
wenn er die nämliche Maſchine, ſtatt von einer Seite aus, 
von zwei ſich gegenüberliegenden Seiten zu bedienen hat. Denn 
hin⸗ und hergehen muß der Arbeiter an der Maſchine auf alle 
Fälle, ſei es nun auf einer Längsſeite oder auf zwei kurzen 
Querſeiten. Indeſſen braucht hierauf wegen des vorher ge- 
nannten Grundes nicht näher eingegangen zu werden. 

Bei dieſer Auslegung des Patents 371685 kann von 
einem Kombinationspatent nicht geſprochen werden. Selbſt⸗ 
verſtändlich ſind nahezu alle Vorrichtungen, in erſter Linie 
aber Maſchinen, Kombinationen: immer ſollen alle Teile zu⸗ 
ſammenwirken, um das gewollte Ergebnis zu erreichen. Aber 
im Patentrecht betrachtet man deshalb noch nicht alle dieſe 
Teile als zugehörig zu einer patentrechtlichen Kombination, 
wenn irgendeine Vorrichtung an der Maſchine unter Patent⸗ 
ſchutz ſteht. Die Kombination ginge ſonſt ins uferloſe. Unter 
Patentſchutz ſteht aber nach den Patentanſprüchen 1 und 2, die 
hier in Betracht kommen, die Mehrreihigkeit der 
nebeneinander angeordneten Einzelpreſſen, ge⸗ 
nauer (nach Anſpruch 2) die Mehrreihigkeit der Trä⸗ 
gerſcheiben bei Klebepreſſen für Schuhwerk. Dieſe Mehr⸗ 
reihigkeit iſt ſowohl bei der älteren wie bei der neueren Bau⸗ 
art der Preſſen der Bekl. vorhanden, bei letzterer ſogar in 
der Weiſe, daß ſie trotz achſialer Richtung der Preſſen infolge 
Hinzufügung des drehbaren Sternes für die Trägerſcheiben 
ganz ſo bedient werden können, wie die Maſchinen der Kl. 

Das zweite Patent der Kl., DRP. 373 896, betrifft eine 
Verbeſſerung ihrer älteren Preſſe durch Hinzufügung der 
freitragenden (fliegenden) Welle. Angemeldet iſt 
die ihm zugrunde liegende Erfindung am 24. Sept. 1922. 
Damals war die Patentſchrift des älteren Patents 371 685 
noch nicht ausgegeben. Die letztere Patentſchrift kommt alſo 
dem jüngeren Patent gegenüber nicht als Stand der Technik 
in Betracht. Der Untftand, daß in der Beſchreibung der 
Patentſchrift 373 896 die Mehrfachpreſſen mit mehrreihigen 

rägerſcheiben als bekannt hingeſtellt worden ſind, iſt hierfür 
ohne jede Bedeutung. Denn die jüngere Anmeldung mußte 
ihren Gegenſtand gegenüber der damals noch ſchwebenden äl⸗ 
teren Anmeldung entſprechend einſchränken. 

lber Aufgabe und Löſung läßt auch bei dieſem Patent 
die Patentſchrift keinen Zweifel: die Geſamtanordnung wird 
von einem mittleren Ständer getragen, auf welchem die 
Welle gelagert iſt. Die Vorteile dieſer neuen Vorrichtung be⸗ 
handelt die Patentſchrift in Zeile 19f. Demgemaß bezieht 
ſich der Patentanſpruch 1 auf die fliegende Welle bei 

ehrfachpreſſen mit mehrreihigen Trägerkör⸗ 
pern. Somit handelt es ſich auch hier um kein Kombinations⸗ 
patent. Die Bekl. verwenden aber bei ihren für die RevInſt. 
noch in Frage kommenden Bauarten fliegende Wellen. 

Bei Beſprechung des Patents 373 896 heißt es in den 
Gründen des BU., diefes Patent fei „zum größten Teil“ ein 
tombinationspatent. Es verbinde eine Anzahl „Konſtruk⸗ 
ionselemente“ (nämlich umlaufende einzelne Preſſevorrich⸗ 
tungen, Tragkörper mit den auf ihnen angeordneten Preſſe⸗ 
vorrichtungen, gemeinſame horizontale Welle für mehrere 
Tragkörper, fliegende Welle) und füge „als weiteren Er⸗ 
lindungsgedanken“ „die aus dem Bau der Maſchine ſich er- 
gebende Art von deren Bedienung hinzu“, wodurch „die zur 

atentierung führende Bereicherung der Technik“ herbei⸗ 
geführt worden ſei. Zunächſt iſt nicht erſichtlich, was unter 
einem Patent verſtanden werden ſoll, das „zum größten 
Keil“ Kombinationspatent iſt. Verkannt wird damit das 
"Seien der Kombination. Die Patentfahigkeit beruht hier auf 

in erfinderiſchen Gedanken, mehrere Mittel zu gemein 
mer Zuſammenarbeit zu vereinigen (fog. funktionelle Ver⸗ 
ſchmelzung), um fo durch ihre neue Vereinigung eine über das 
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allgemeine Fachwiſſen hinausgehende Wirkung zu erzielen. 
Ob die einzelnen Mittel zum Teil oder gänzlich vorbekannt 
waren, iſt dabei gleichgültig. Soweit es nicht der Fall iſt, 
genießen fie Elementenſchutz. Alles dies ſind Grundſätze, die 
in der reichsgerichtlichen Rſpr. feſtſtehen. Ferner ift die An⸗ 
nahme der als „neuer Erfindungsgedanke“ erwähnten Be⸗ 
dienungsart inſofern zu beanſtanden, als zwiſchen Aufgabe 
und Löſung nicht unterſchieden iſt. Eine Maſchine in be⸗ 
ſtimmter Weiſe bedienen zu können, kann in aller Regel 
nur eine Aufgabe ſein; ihre Löſung würde dann in der Art 
beſtehen, wie die Einzelpreſſen angebracht und gerichtet ſind. 
Endlich trifft in dieſem Abſchnitt des Urt. auch die Bemerkung 
den entſcheidenden Punkt nicht, es ſei die fliegende Welle 
vorbekannt geweſen. Für die Frage des Vorbekanntſeins 
kommt es nicht darauf an, ob ein Mittel auf irgendeinem 
Gebiet der ungeheuer weitverzweigten Technik einmal ver⸗ 
wendet worden iſt, ſondern ob es entweder auf dem ſtrei⸗ 
tigen Gebiet der Technik vorbekannt war oder doch auf einem 
benachbarten Gebiet, ſo daß ein Fachmann, der auf Ver⸗ 
beſſerungen ſann, beim Durchforſchen der Nachbargebiete das 
dort vorbekannte Mittel vorfinden konnte. Nun hat der Sach⸗ 
verſtändige S. angegeben, daß beiderſeitig fliegende Wellen 
in Schleifereibetrieben, bei Seilſchwebebahnen und Wind⸗ 
motoren vorbekannt geweſen ſind. Das ſind keine benach⸗ 
barten Gebiete. Allerdings waren nach S. einſeitig fliegende 
Wellen auch ſchon bei Schuhmaſchinen vorbekannt und die 
Zweiſeitigkeit ſoll nach S.s Anſicht nahegelegen haben. Ob 
das in der Tat ſo iſt oder ob es nach Kenntnis des Patents 
der Kl. nur ſo ſcheint, iſt eine Frage, zu der das BG. 
keine Stellung genommen hat. Tatſache iſt jedenfalls, daß 
die Patenterteilungsbehörde ſchon allein für die Verwendung 
der zweiſeitig fliegenden Welle das Patent erteilt hat und 
daß hier zur Einſchränkung des ſo erteilten Patents zu 
einem bloßen Kombinationspatent unter Hereinnahme von 
N des Gattungsbegriffs die rechtliche Grundlage 
ehlt. 

Daß der Grund nicht zutrifft, aus dem nach Meinung 
des OLG. die ältere mehrreihige Preſſe der Bekl. das 
Patent 373 896 nicht verletzen ſoll, war ſchon vorher dar⸗ 
gelegt worden. 


Die Verneinung einer Patentverletzung bei der neueren 
Bauart der Bekl. läßt ſich ebenfalls nicht aufrechterhalten. 
Der Hauptgrund des Vorderrichters iſt, eine Patentverletzung 
ſei nicht vorhanden, wenn die nämliche Aufgabe auf eine 
Weiſe gelöſt werde, die gegenüber der bisher bekannten Wir⸗ 
kung „eine die Technik bereichernde Wirkung“ äußere; es 
liege dann keine Gleichwertigkeit, ſondern Höherwertigkeit 
vor. Als Belegſtelle bezieht ſich das BG. auf Iſay, Patch., 
4. Aufl., S. 67 81 Anm. 36. Dort wird aber nur die Frage 
der Patentfähigkeit behandelt. Der Vorderrichter verkennt, 
daß eine Erfindung, die eine erfinderiſche Weiterbildung 
eines älteren Patents iſt, ſehr wohl patentiert werden kann, 
ohne daß jedoch der Inhaber eines ſolchen Patentes, weil es 
eben ein Abhängigkeitspatent iſt, die ihm dadurch geſchützte 
Erfindung ohne Einwilligung des Inhabers des älteren Pa⸗ 
tents ausführen dürfte (vgl. Krauße, Pat., S. 28 81 
Anm. 7 zu Ja; S. 68 84 Anm. 3). Soweit aber der In⸗ 
haber des Abhängigkeitspatents ohne ſolche Erlaubnis ſein 
Patent benutzt, verletzt er gleichzeitig das ältere Patent. 

Die Hilfserwägung des OLG. beruht, wie es ſcheint, 
auf einem Mißverſtändnis der Grundſätze in RG. 119, 73. 
Der Vorderrichter beachtet nicht genügend, daß ſich der 
Schutzumfang eines Patents nur in Ausnahmefällen nicht auf 
die Aquivalente erſtrecken läßt. Iſt eine äquivalente Aus⸗ 
führungsform vorbekannt, ſo iſt es, ſofern es ſich wirklich 
bloß um Aquivalente handelt, ſchon gegen alle Regel, daß es 
dann überhaupt noch zu einer ſpäteren Patenterteilung hat 
kommen können. Umgekehrt betrachtet: Gegenüber einem be⸗ 
reits erteilten Patent wird man im Patentverletzungsſtreit die 
Angabe, eine äquivalente Ausführung ſei vorbekannt, nur 
mit Vorſicht aufnehmen können. Um ſo mehr muß ſich in aller 
Regel das Patent auf nicht vorbekannte Aquivalente erſtrecken, 
wenn nicht beſondere Sachlagen obwalten. Und wie es ſich 
mit dieſen verhält, iſt in RG. 119, 73 zur Genüge dargetan, 
insbeſ. S. 74 Abſ. 2. Man kann die dortigen Ausführungen 
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auch in dem Grundſatz zuſammenfaſſen: je mehr bearbeitet 
ein Einzelgebiet der Technik bereits iſt, um ſo enger der 
Schutzumfang der dann noch darauf erteilten Patente; es iſt 
alſo der umgekehrte Fall des Pionierpatents. Und in dieſem 
Sinne iſt die a. a. O. hervorgehobene „Bedeutung der Erfin⸗ 
dung“ zu verſtehen. Von alledem findet man nun im BU. 
nichts. Als vorbekannt werden dort zunächſt Dinge angeführt, 
die mit der hier geſchützten Erfindung nichts zu tun haben. 
Der Umſtand, daß es bereits Preſſen in der Schuhherſtellung 
gegeben hat mit einer Trägerſcheibe, ſcheidet aus, weil nicht 
zur Erfindung gehörig. Sodann wird angeführt, die Kl. 
habe „nur eine die Wirkſamkeit erhöhende, nämlich verviel⸗ 
fachende Wirkung“ erreicht. Hier ſpielt der Gedanke hinein, 
daß es regelmäßig keine Erfindung iſt, durch Vervielfältigung 
der Mittel eine entſprechend vervielfältigte Wirkung zei er⸗ 
reichen. Dies würde hier dann gegeben ſein, wenn weiter 
nichts gezeigt wäre als die Nebeneinanderſtellung einer An⸗ 
zahl von Klebemaſchinen. Überſehen wird, daß durch die An⸗ 
bringung mehrerer Träger mit Einzelpreſſen an einem 
Maſchinengeſtell nebſt gleichzeitiger Weiterſchaltung unter 
Raum- und Materialerſparnis eine Vereinfachung des Ar⸗ 
beitsganges erreicht wurde. Ebenſo unzureichend iſt die Er⸗ 
wägung, das Mittel der freitragenden Welle ſei „in der Tech⸗ 
nik“ längſt bekannt geweſen; hierzu kann auf das früher Ge⸗ 
ſagte verwieſen werden. Nichts iſt alſo dafür beigebracht, daß 
man es mit einem ſolchen Fall zu tun hätte, wie er RG. 119, 
731) zu Grunde lag Hierzu kommt noch eine weitere Bean⸗ 
ſtandung, zu der das BU. Anlaß gibt. Es wird geſagt: 
„überdies hat die Kl. ihr Patent 373 896 nicht als Zuſatz⸗ 
patent zum Patent 371685 erwirkt. Sie muß ſich alſo ihre 
eigene frühere Löſung ohne fliegende Welle als vorbekannt 
entgegenhalten laſſen.“ Nicht beachtet wird hierbei die Lehre 
vom Zuſatzpatent (vgl. Krauße, Pat®., 87 ©. 137, 138 
Anm 4 zu aa u. 8). Danach käme die ältere Patentſchrift 
371 685 als Stand der Technik für das ſpätere Patent 373 896 
nur dann in Betracht, wenn jene vorveröffentlicht wäre. Das 
Ergebnis wäre aber auch kein anderes, wenn bei ſonſt gleicher 
Sachlage das ſpätere Patent als Zuſatzpatent zum älteren 
Patent erteilt worden wäre. 

Aus der rechtskräftigen Teilabweiſung der Kl. laſſen 
ſich keine patentrechtlichen Schlußfolgerungen auf den Schutz⸗ 
umfang der Klagepatente herleiten, weil die Rechtskraft ſich 
nicht auf die Urteilsgründe erſtreckt. Ebenſowenig läßt ſich 
bezweifeln, daß die Verwendung eines dreiarmigen Sterns, 
an dem die Tragkörper für die Preſſen angebracht ſind, nur 
eine Fortbildung der fliegenden Welle darſtellt. 

Das Rev. ift hiernach in der Lage, über den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch ſchon jetzt i. S. der Klage zu erkennen, und 
zwar ſowohl wegen Verletzung des Patents 371685 wie wegen 
Verletzung des Patents 373896, und ferner ſowohl wegen der 
von den Bekl. ausgeführten älteren, wie wegen der neueren 
Bauarten mehrreihiger Preſſen. 

(U. v. 19. März 1932; 23/1 1. — Zweibrücken.) [Ka.] 
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Zu 8. Die Entſch. bringt, wenn ſie ſich auch nur als Be⸗ 
ſtätigung früherer Rechtsübung gibt, doch in Wirklichkeit eine Fort⸗ 
bildung der Grundſätze über das Vorbenutzungsrecht. Zwar hat das 
RS. ſchon ſeit längerem angenommen, man dürfe die in der Vor⸗ 
benutzung verkörperte Erfindung nicht wie ein Patent auslegen. Wäh⸗ 
rend es bei einem Patent zuläſſig iſt, einen der Erfindung zugrunde 
liegenden allgemeineren Gedanken als mitgeſchützt anzusehen, ſelbſt 
wenn der Erfinder das Prinzipielle in ſeiner Erfindung nicht er⸗ 
kannt hat, ift eine entſprechende Ausdehnung des Vorbenutzungsrechts, 
wenn es an der Erkenntnis des Vorbenutzers fehlt, nie zugelaſſen 
worden. Andererſeits hat die Praxis des RG. es doch bisher zu⸗ 
geſtanden, bei Bemeſſung des durch die Vorbenutzung begründeten Be⸗ 
ſitzſtandes auch die Kenntnis des Vorbenutzers von der Tragweite der 
Erfindung zu berückſichtigen. Umfaßte der Erfindungsbeſitz auch an⸗ 
dere Löſungswege als den katſächlich benutzten, jo iſt das Vorbenutzungs⸗ 
recht auch auf dieſe, nicht bloß auf glatte Aquivalente ausgedehnt 
worden. Die Entſch. v. 15. Febr. 1902 (PatMuſtZeichBl. S. 180), 
v. 29. April 1911 (ebenda S. 289) und v. 3. Jan. 1914 (ebenda 
S. 156) gehen übereinſtimmend von dem nachſtehenden Grundſatz aus: 
„Enthält das bei der Vorbenutzung Ausgeführte einen techniſchen Ge 
danken, der ohne weiteres über die bei der Vorbenutzung verwendete 


Formgebung hinausgeht und, einmal offenbart, auch in einer ab⸗ 


* S. § 5 Pat G. Das Vorbenutzungsrecht er⸗ 
mächtigt zur Weiterbenutzung nur ſo, wie die 
Vorbenutzung ſtattgefunden hat. Das Treffen 
von Veranſtaltungen begründet das Vor⸗ 
benutzungsrecht nur, wenn der ernſtliche Wille 
vorhanden iſt, die Erfindung zu benutzen. 7) 


Zum Vorbenutzungsrecht des Bekl. wird im BU. ge⸗ 
ſagt: Aus den Darlegungen des gerichtlichen Sachverſtändigen 
erhelle, daß die Bekl. zur maßgeblichen Zeit eine ge⸗ 
nügende Erkenntnis des Erfindungsgedankens gehabt habe. 
Aus dem Anſpruch 7 des L.ſchen Entw. ergebe ſich bereits, 
daß „die Anſprüche 1 und 4 des Klagepatents hier vorweg⸗ 
genommen ſind“. Der Sachverſtändige betone ausdrücklich, 
daß auch für den Durchſchnittsfachmann zur Zeit der Patent⸗ 
anmeldung dieſer Erfindungsgedanke ohne weiteres zu er⸗ 
kennen geweſen ſei. Der zeichneriſche Teil des L.ſchen Entw. 
zeige ſoviel grundſätzl. Einzelheiten, die unverändert in eine 
Schaltungsanordnung für einen Ortswähler hätten eingebaut 
werden können. Nur wirtſchaftl. Gründe hätten die praktiſche 
Ausgeſtaltung vorläufig gehemmt. Auch ſonſt ſeien alle Vor⸗ 
ausſetzungen eines Vorbenutzungsrechts gegeben. Insbeſ. ſei 
nachgewieſen, daß der Lſche Entw. aus dem Juli 1911 
ſtamme. Es handle ſich um Zeichnungen, die für den Betrieb 
der Bekl. gefertigt worden ſeien. Man habe beabſichtigt, 
dieſe Erfindung durch Patentanmeldung zu ſichern und, „ſo⸗ 
bald die Gelegenheit ſich bot“, praktiſch in Benutzung zu 
nehmen. Nur „die wirtſchaftl. Ausführung“ habe ſich ver⸗ 
zögert, „wie dies bei derartigen, der Poſtbehörde unter⸗ 
ſtellten Anlagen natürlich iſt“. Alſo ſei auch der ſubjektive 
Wille vorhanden geweſen, die Erfindung alsbald in Be⸗ 
nutzung zu nehmen, und dieſer Wille ſei genügend zum Aus⸗ 
druck gelangt. 

Mit Grund greift die Rev. dieſe Ausführungen als 
rechtlich nicht ſchlüſſig an. Aus den von der Bekl. ſelbſt 
überreichten farbigen Schaltſkizzen (a. a. O. Abb. 2 und 3) 
ſpringt zunächſt in die Augen, daß dieſe beiden als Vor⸗ 
benutzung bezeichneten Schaltungen ja gerade den anderen 
Löſungsweg zeigen, den das Klagepatent ausdrücklich nicht 
beſchrieben hat und der, wie vorher gezeigt, nicht den un⸗ 
mittelbaren Gegenſtand dieſes Patents bildet. Nun glaubt 
allerdings die Bekl. — und dem ſcheint auch der Vorder⸗ 
richter zuzuſtimmen —, ihr Vorbenutzungsrecht erſtrecke ſich 
auch auf den erſten Löſungsweg (keine Umgehungsleitung, 
aber beſondere Schaltvorgänge auf den Ortsſtromkreiſen), 
weil ſie in bezug auf den allgemeinſten, beiden Löſungs⸗ 
wegen gemeinjamen Erfindungsgedanken des Pionierpatents 
im Erfindungsbeſitz geweſen ſei. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch 
patentrechtlich nicht haltbar. Das Vorbenutzungsrecht ermäch⸗ 
tigt den Vorbenutzer, ſeine Vorbenutzung ſo, wie ſie ſtattfand, 
einſchließlich der glatten Aquivalente fortzuſetzen. Die Bekl. 
könnte alſo gegebenenfalls ruhig die Schaltungen nach den 
Abb. 2 und 3 a. a. O. weiter herſtellen. Aber nicht hat 


weichenden Form wiedergegeben werden kann, ſo wird auch die ab⸗ 
weichende Ausführung durch das Vorbenutzungsrecht gedeckt, voraus 
geſetzt, daß der Vorbenutzer feine Benutzungshandlung als Verwirk⸗ 
lichung der allgemeineren Idee erkannt hat“ (vgl. hierzu Pietzker, 
Anm. 17 zu 8 5). Offenſichtlich war das BG. von dieſer Rſpr. aus“ 
gegangen, wenn es feſtgeſtellt hat, daß die von den Bekl. vorbe⸗ 
nutzte Erfindung eine Pioniererfindung darſtelle und ſich deshalb auch 
auf den allgemeinen Erfindungsgedanhen erſtrecke, der beide hier in 
Betracht kommenden Löſungswege (1. Umgehungsleitung, 2. beſondere 
Schaltvorgänge) umfaſſe, und daß die Bekl. auch den vollen Erfin- 
dungsbeſitz an dieſer allgemeinen Erfindungsidee gehabt hätten. Dieſer 
Auffaſſung tritt das RG. nunmehr mit Beſtimmtheit entgegen. Am 
Schluſſe der Entſch. heißt es: „Selbſt wenn man alſo mit dent 
Vorderrichter als erwieſen anſieht, daß L. den vollen Erfindungs⸗ 
beſitz gehabt hat, iſt damit der Erwerb eines Vorbenutzungsrechts noch 
nicht nachgewieſen.“ Weil die Vorbenutzungsbehandlung, ſo wie ſie ſich 
rein tatſächlich vollzogen hat, nämlich die Veranſtaltungen zur Lie⸗ 
ferung der Münchner Fernſprechanlage, nur den einen Löſungstg 
(Umgehungsleitung), nicht aber den des klägeriſchen Patents (De? 
ſondere Schaltvorgänge) zum Gegenſtand gehabt hat, beſchränkt die 
Entſch. das Vorbenußzungsrecht auf den tatſächlich benutzten Löſungs⸗ 
weg; ſie lehnt es ab, der Vorbenutzungshandlung mit Rückſicht aul 
eine über die tatſächlichen Vorgänge hinausgehende Erkenntnis 
Vorbenutzers eine größere Tragweite zu geben. 

Man wird die in der Eutſch. zum Ausdruck gelangte Tendenz 
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der Vorbenutzer das Recht, ſich auch die Aus⸗ 
führungsformen zu eigen zu machen, die gerade 
der Patentinhaber gezeigt hat, und die der Vor⸗ 
benutzer dann als beſonders zweckmäßig erkennt, 
gleichviel ob dieſe beſonderen Ausführungsformen gegenüber 
dem allgemeinen Erfindungsgedanken ſelbſt wieder erfinderiſch 
ſind oder nicht. 

In dieſer Weiſe hat ſich bereits R.: 3IndR. 1913, 205 
ausgeſprochen: Die Vorbenutzung kann über das, was wirklich 
vorbenutzt iſt, nicht hinausgehen und würde ſich deshalb auf 
eine zweckmäßigere und vollkommenere Ausgeſtaltung, wenn 
ſolche durch die Patente .. geſchützt wären, nicht erſtrecken. 
Dieſem Standpunkt hat ſich auch das Schrifttum angeſchloſſen 
(zu vgl. z. B. Iſay, 85 Anm. 17 Abſ. 5; Pietzcker, 85 
Anm. 8 a. C.; Adler, bei Grünhut Bd. 27 S. 582ff.). 

Es kommt alſo darauf an, was als vorbennutzt zu gelten 
hat und ferner, inwiefern das ſo Vorbenutzte bereits den in 
der Verletzungsform dargeſtellten Erfindungsgehalt des Klage⸗ 
patents enthält. Unſtreitig kann hier nur in Betracht kom⸗ 
men eine Vorbenutzung in der Form des Treffens von Ver⸗ 
anſtaltungen. Denn auch die Fernſprechanlage in M. iſt 
von der Bekl. erſt nach der Anmeldung des Klagepatents 
geliefert worden. Dieſe Anlage entſpricht der Abb. 2 in 
Bd. Bl. 189. Dagegen iſt bisher nicht ſchlüſſig dargelegt, 
inwiefern die Schaltung nach Abb. 3 daſelbſt als ein Treffen 
von Veranſtaltungen angeſehen werden könnte. Sowohl Abb. 2 
wie 3 ſtellen die Prinzipſchaltungen der ſpäteren Anmeldung 
der Bekl. dar, auf die ihr dann das Patent 281 402 erteilt 
worden iſt. Die Anmeldung eines Schutzrechts beweiſt aber 
bloß den Erfindungsbeſitz, iſt jedoch nicht gleichbedeutend 
mit der Benutzung der Erfindung. Das gleiche gilt von 
dem Entw. einer Anmeldung. Selbſt wenn man alſo mit 
dem Vorderrichter als erwieſen anſieht, daß L. den vollen 
brfindungsbeſitz gehabt hat, iſt damit noch nicht nachgewieſen 
er Erwerb eines Vorbenutzungsrechts. Es iſt dies um ſo 
weniger der Fall, als nach feſtſtehender Rſpr. das Treffen 
u Veranſtaltungen nur dann ein Vorbenutzungsrecht zu 
egründen vermag, wenn der ernſtl. Wille vorhanden iſt, 
die Erfindung ſofort zu benutzen. In dieſer Beziehung ſagt 
aber der Vorderrichter nur, die Bekl. habe beabſichtigt, die 
Schaltung praktiſch in Benutzung zu nehmen, „ſobald die 
Gelegenheit ſich bot“. Dies reicht nicht aus. Selbſtverſtänd⸗ 
ich wird der Anmelder dieſe Abſicht immer haben, es ſei 
enn, daß es ſich um ein Sperrpatent handelt. 

(A. v. 21. Okt. 1931; 38/31 J. — Berlin.) [Ka.] 
13759. 35 PatG. Bei Prüfung der groben Fahr⸗ 
zäſſigkeit find auch die objektiven Geſichts⸗ 
punkte zu beachten; wichtig iſt namentlich der 
diveils gegebene Verletzungsfall. Unerheblich iſt 

de Androhung der Nichtigkeitsklage. f) 

1 Für die Rev Inſt. handelt es ſich nur um die Frage, von 
hen Zeitpunkt ab die Bekl. grob fahrläſſig in das Klage⸗ 
— 


zur billigen können. Einem Erfinder, der feine Erfindung durch die 
ſaltentanmeldung der Allgemeinheit offenbart hat, den ganzen Ge⸗ 
it der Offenbarung zugute kommen zu laſſen, iſt durchaus angezeigt. 
ie che, Erwägungen können gegenüber dem bloßen Vorbenutzer, der 
er Erfindung für ſich behält, nicht Platz greifen. Jede Ausdehnung 
urch Aubenutzungsrechts Könnte nur auf Koſten deſſen gehen, der ſich 
ma 9 die Anmeldung der Erfindung um die Allgemeinheit verdient 
auf t. Es ſcheint durchaus angemeſſen, das Vorbenutzungsrecht ſtreng 
10 die tatſachlich benutzte Ausführungsform mit Einſchluß der glatten 

Wdalente zu beſchränken. a 

Ming. Klauer, Berlin. 


auf gi 9. Der vom NG. behandelte Streitſtoff beſchränkt ſich 
der gl Frage, von welchem Zeitpunkt ab die Bekl. in das Patent 
das . grob fahrläſſig eingegriffen hat. Nach dieſer Richtung hatte 
das LG. zugunſten der Bekl. einen ſpäteren Termin feſtgeſtellt als 


fachen Gr Das NG, reprobiert die Annahme des OLG. aus mehr⸗ 


weiſung t 
Prufung 


ünden, von denen ſchon der eine das Urt. auf Rückver⸗ 
rägt, daß nämlich das BG. es unterlaſſen habe, in eine 
Tarſac der von der Kl. behaupteten und vom L,. foſtgeſtellten 
N einzutreten, ob jeder Fachmann „ohne weiteres“ die Ver⸗ 
mußte des kel. Patentes durch die Vorrichtung der Bekl. erkennen 


Das BG, hat den Einwand, daß der Betriebsdirelktor der Belkl., 
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patent eingegriffen hat, ob erſt ſeit dem 27. Nov. 1926, wie 
das OLG. annimmt oder ſchon ſeit dem Tage, an dem das 
Warnungsſchreiben der Kl. eingegangen iſt. 

Maßgebend für den Standpunkt des BG. waren folgende 
Erwägungen: Die Bekl. könne ſich nicht darauf berufen, daß 
B. keine Vertretungsvollmacht gehabt habe. Denn ſie habe 
jahrelang geduldet, daß B., der Erfinder der beanſtandeten 
Vorrichtung, die Verhandlungen für ſie mit der Kl. geführt 
habe, und ſie habe ſo den Anſchein erweckt, als ſei B. ihr 
Bevollmächtigter. Zugunſten der Bekl. müſſe freilich der Um⸗ 
ſtand ausſchlagen, daß B. der Erfinder und Herſteller des 
beanſtandeten Gruppenantriebs geweſen ſei. Denn erfahrungs⸗ 
gemäß würden viele Erfinder von einer ſtarken Zuverſichtlich⸗ 
keit beherrſcht, glaubten hartnäckig an die Neuheit ihres Er⸗ 
findungsgedankens und ließen ſich nur ſchwer davon über⸗ 
zeugen, daß ſie nichts neues erdacht, ſondern in fremde 
Schutzrechte eingegriffen hätten. Dies treffe auch auf B. zu, 
wie ſeine Briefe zeigten. In dieſen beſtreite er nicht nur den 
Eingriff in das Klagepatent, ſondern drohe „ſogar“ der Kl. 
die Erhebung der Nichtigkeitsklage an. Von wiſſentlicher Pa⸗ 
tentverletzung könne daher keine Rede ſein, aber auch vorerſt 
nicht von grober Fahrläſſigkeit. Erſt die perſönliche Beſpre⸗ 
chung B.s mit den Bevollmächtigten der Kl., Prof. R. und 
Oberingenieur K., v. 26. Nov. 1926 müſſe dem Direktor B. 
die Überzeugung verſchafft haben, daß die Bekl., wenn ſie mit 
der weiteren Herſtellung und Lieferung ihrer Gruppenantriebe 
fortführe, ein beträchtliches Riſiko eingehe. Denn B. habe 
aus dieſer perſönlichen Beſprechung die Folgerung gezogen, 
einſtweilen von der weiteren Benutzung der Schaltung ab⸗ 
zu ſehen. 

Mit Recht wendet ſich hiergegen die Rev. Das BG. 
nähert ſich dem von Iſay (Pat., 5. Aufl., 835 Anm. 9) 
vertretenen Standpunkt, wonach ein Gewerbetreibender, weil 
er ſich vor ſchwerwiegende Maßnahmen geſtellt ſehe, dazu 
neige, den Schutzumfang eines fremden Patents enger an⸗ 
zunehmen, als es der Sachlage entſpreche. Ob indeſſen der⸗ 
artige Umſtände bei der Frage der groben Fahrläſſigkeit Be⸗ 
rückſichtigung verdienen, erſcheint äußerſt zweifelhaft (ogl. 
Krauße, Pat., S. 297 a. E., 835 Anm. 4 zu Ile). Zu 
beobachten iſt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt ($ 278 
BGB.). Dieſer verkehrsüblichen Sorgfalt im zivilrechtlichen 
Sinne wohnt ein objektiver Beſtandteil inne; perſönliche Eigen⸗ 
heiten des Einzelnen werden regelmäßig nicht auf Beachtung 
rechnen können, und zwar um ſo weniger, wenn es, wie der 
Vorderrichter annimmt, eine allgemeine Lebenserfahrung ſein 
ſollte, daß ſich Erfinder nur ſchwer von dem Eingriff ihrer 
Erfindungen in ältere Schutzrechte überzeugen ließen. Denn 
wenn dies ſo allgemein bekannt ſein ſollte, müßten ſolche Er⸗ 
finder zur Wahrung der verkehrsüblichen Sorgfalt einen ob⸗ 
jektiv urteilenden Fachmann zu Rate ziehen. Hierbei wird 
übrigens noch verkannt, daß auch Erfinder, die etwas „neues 
erdacht“ haben, nach der Lehre von der Abhängigkeitserfin⸗ 
dung ſehr wohl in fremde Schutzrechte eingreifen können. 


deſſen Handeln ihr zur Laſt gelegt werde, keine Vertretungsvoll⸗ 
macht gehabt habe, unter Billigung des NG. verworfen, weil ſie 
jahrelang geduldet habe, daß er für ſie die Verhandlungen mit der 
Kl. geführt hat. Andererſeits hat das BGG. der Bekl. zugute ge⸗ 
halten, daß dieſer Betriebsdirektor gleichzeitig Erfinder der patent⸗ 
verletzenden Vorrichtung geweſen ſei, und daß es daher menſchlich 
entſchuldbar ſei, wenn er mit einer gewiſſen Hartnäckigkeit zunächſt 
an ſeiner Überzeugung von der Neuheit ſeiner Erfindung feſtgehalten 
habe. Deswegen könne von wiſſentlicher Patentverletzung keine Rede 
ſein und von grober Fahrläſſigkeit erſt ſeit der perſönlichen Be⸗ 
ſprechung des Betriebsdirektors mit den fachkundigen Bevollmäch⸗ 
tigten der Kl. Dieſe Berückſichtigung der rein ſubjektiven Stellung⸗ 
nahme des Patentverletzers bei Prüfung ſeines Verhaltens mißbilligt 
das RG. unter Hinweis auf 8 276 BGB. ($ 278 iſt ein offenbarer 
Schreibfehler). Die verkehrsübliche Sorgfalt ſei nach objektiven 
Maßſtäben zu beurteilen und nicht nach perſönlichen Eigenheiten 
des einzelnen Menſchen. Dieſe Rechtsauffaſſung ift für den hier zur 
Beurteilung ſtehenden Tatbeſtand unbedenklich zutreffend, wenn auch 
fubjektive Momente anderer Art bei der Unterſuchung, ob Fahr⸗ 
läſſigkeit vorliegt, nicht völlig ausgeſchaltet werden können. So hat 
das RG. in ſtänd. Rſpr. angenommen, daß „die Anſchauungen eines 
gewiſſen engeren Verkehrskreiſes und die typiſchen Eigenſchaften der 
einem ſolchen beſtimmlen Verkehrskreiſe angehörenden Gruppe von 
Menſchen“ bei Abwägung der zu erfordernden Sorgfalt zu be⸗ 
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Allein es braucht hierauf aus verſchiedenen Gründen 
nicht näher eingegangen zu werden. Das BG. entnimmt die 
Überzeugung Bis, daß feine Erfindung von den Mitteln des 
Klagepatents keinen Gebrauch mache, daraus, daß B. der Kl. 
„ſogar“ die Nichtigkeitsklage angedroht habe. Hieraus laſſen 
ſich aber keinerlei Schlüſſe ziehen, weil bekanntlich die Er⸗ 
hebung der Nichtigkeitsklage der übliche Gegenzug iſt, den 
die meiſten Verletzungsbekl. unternehmen, zumal wenn die 
fünfjährige Friſt des § 28 Abſ. 2 PatG. noch nicht abge⸗ 
laufen war. 

Mit Recht weiſt ferner die Rev. darauf hin, daß es ſich 
hier nicht um das Verſchulden B.3, ſondern um das der Bekl. 
handelt. Die Bekl. hat ſelbſt vorgetragen, daß ihre beiden ge- 
ſetzlichen Vertreter Kaufleute ſeien, alſo Nichttechniker. B. hatte 
die Vorrichtung nach ſeinen Angaben herſtellen laſſen, derent⸗ 
wegen die Bekl. haftbar gemacht werden ſollte. Es wird zu 
prüfen ſein, ob es nicht bei ſolcher Sachlage Pflicht der Bekl. 
geweſen wäre, den Rat eines unbeteiligten und patentrechtlich 
erfahrenen Fachmanns einzuholen. 

Überſehen worden iſt aber auch noch ein weiterer Ge⸗ 
ſichtspunkt von entſcheidender Wichtigkeit. Die Frage, ob die 
Bekl. grob fahrläſſig gehandelt hat, läßt ſich nicht abſtrakt 
ohne Berückſichtigung des gegebenen Verletzungsfalls beant⸗ 
worten. In erſter Linie wäre vielmehr zu prüfen geweſen, wie 
ſich die Verletzungsform zur geſchützten Vorrichtung verhält. 
Das LG. hatte dieſe Prüfung vorgenommen und war zu dem 
Ergebnis gelangt, jeder Fachmann habe „ohne weiteres“ er⸗ 
kennen müſſen, daß die Vorrichtung der Bekl. in das Klage⸗ 
patent eingreife. Sollte das aber der Fall fein, jo läge ſchon 
hiermit die grobe Fahrläſſigkeit der Bekl. klar zutage. 

(U. v. 14. Nov. 1931; 99/31 J. — Frankfurt.) [Ka.)] 


2. Lizenzrecht. 


10. 88 60, 63, 70 ff. Gmb G.; 88 19, 22, 117, 134 
K O.; 88 50, 56, 851, 857 3 PO. 

1. Die Rechtsperſönlichkeit einer aufgelöſten 
Kapitalgeſellſchaft beſteht unter der Voraus- 
ſetzung fort, daß noch verteilbares Vermögen 
vorhanden iſt. Kommt als ſolches Vermögen nur 
ein einziger Anſpruch in Frage, ſo wird die 
Parteifähigkeit der Geſellſchaft in Liquidation 
für die Geltendmachung dieſes Anſpruchs fhon 
dadurch begründet, daß ſie den Anſpruch ernſt⸗ 
lich geltend macht. 

2. Ein Lizenzvertrag iſt nicht ſo weitgehend 
und ſo feſt in den Pachtvertrag einzuordnen, daß 
deſſen Regeln unter allen Umſtänden, insbeſ. 
auch hinſichtlich der ausſchließlichen Lizenzen, 
Anwendung finden müßten. Die Anwendung der 
Regeln über den Pachtvertrag iſt aber dann ge⸗ 
rechtfertigt, wenn das Recht des Lizenzinhabers 


rückſichtigen ſind (RG. 119, 400 = JW. 1928, 1049 und die dort 
angef. früheren Entſch., RGRKomm., Anm. 3 zu 8276 zit.). Ein 
ſolcher Sonderfall liegt hier nicht vor. 

Das RG. rügt endlich, daß das BG. überſehen habe, es handle 
ſich gar nicht um das Verſchulden des Betriebsdirektors, ſondern der 
bekl. Geſellſchaft ſelbſt, deren geſetzliche Vertreter ſich darauf berufen 
hätten, daß ſie keine Fachleute ſeien. Das RG. verlangt darauf⸗ 
hin die Nachprüfung, ob ſie nicht verpflichtet geweſen wären, ſach⸗ 
kundigen Rat eines unbeteiligten Fachmannes einzuholen. Hier 
könnte das Bedenken erhoben werden, ob nicht die Handlungs⸗ 
weiſe des Betriebsdirektors, wie fie gegen die Bekl. ausgewertet 
werde, auch zu ihren Gunſten wirken müſſe, ſo daß der ge⸗ 
ſamte Tatbeſtand nur aus der Perſon des Betriebsdirektors zu be⸗ 
urteilen wäre. Dieſes Bedenken erſcheint aber nicht begründet. 
Denn der Fall iſt nicht anders zu beurteilen, als wenn ein wirkliches 
Vollmachtsverhältnis vorgelegen hätte. Neben dem Bevollmächtigten 
darf der Machtgeber ſelbſt handeln. Daraus folgt, daß der Macht⸗ 
geber ſelbſtändig und unabhängig von der Tätigkeit des Bevoll⸗ 
mächtigten verpflichtet iſt, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu 
beobachten. h 

Da eigenes Verſchulden der geſetzlichen Vertretung der Bell. 
in Betracht kommt, bedurfte die Frage keiner Prüfung, ob die Bekl. 
in der Lage geweſen wäre, den Entlaſtungsbeweis aus § 831 Abf. 1 
Satz 2 BGB. zu führen. 

IR. Dr. Albert Breslauer, Breslau. 
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nach dem Vertrag in dauernder Abhängigkeit von 
dem Recht und Betrieb des Lizenzgebers bleibt. 

3. Wenn der Konkursverwalter auch wohl 
über eine Betriebslizenz nicht durch Übertra⸗ 
gung verfügen kann, ſo iſt ihm doch die Verwer⸗ 
tung des Rechts beim Betriebsabbau nicht ver- 
wehrt. f) 

Die Bekl., die Firma St. & R., war Inhaberin eines 
Reichspatents, das eine Vorrichtung zur Herſtellung von 
Drahtgewebeziegeln ſchützt. Die Kl., die W.⸗G.⸗GmbH. in 
Liquidation, damals als aktive Geſellſchaft, ließ in d. J. bis 
1926 in ihrem Betrieb drei Maſchinen zur Herſtellung von 
Drahtgewebeziegeln arbeiten. Die Bekl. hielt ihr Patent für 
verletzt und verfolgte ihre Rechte gegenüber der jetzigen Kl. 
und deren damaligen Geſchäftsführer V. im Wege der Klage 
und EinſtwVerf. Am 24. März 1926 kam es zu einem Ver⸗ 
gleich, den die Bekl. mit der Kl., vertreten durch V. und mit 
V. perſönlich ſchloß. Den Beſtimmungen vorausgeſchickt 
wurde, „daß V., wie er verſichert ..., ermächtigt iſt, allein 
den Vergleich für die W.⸗G.⸗Werke abzuſchließen und daß 
Herr V. perſönlich für die Wirkſamkeit den W.⸗G.⸗Werken 
gegenüber einſteht“. 

In 81 erkennen die Kl. und V. an, daß die von ihnen 
bisher benutzten Drahtziegelpreſſen das Patent der Bekl. ver⸗ 
letzen und daß demgemäß die erhobenen Klageanſprüche zu 
Recht beſtehen. 

In § 2 erteilt die Bekl. der Kl., „um die Stillegung ihrer 
Fabrik zu verhindern“, „eine nicht übertragbare Lizenz auf 
das Patent ... unter folgenden Bedingungen“: 

83 beſtimmt eine Lizenzgebühr von 10 Pf. je Quadrat⸗ 
meter Drahtziegelgewebe, den die Kl. v. 24. März an liefert. 

Nach 8 4 ſoll die Kl. auch nach Ablauf des Patents noch 
fünf Jahre lang eine (geringere) Lizenzgebühr für jeden ge⸗ 
lieferten Quadratmeter Drahtziegelgewebe zahlen. 

In 8 6 wird der Kl. zugeſtanden, für die Zeit bis fünf 
Jahre nach Ablauf des Patentes Gewebeziegel nach einem 
umgrenzten nord⸗ und weſtdeutſchen Gebiet und nur dahin 
zu liefern mit dem Zuſatz: „Nach dieſen, den W.⸗G.⸗Werken 
vorbehaltenen Gebieten dürfen andererſeits während der Dauer 
des Vertrages, alſo bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Er 
löſchen des Patents weder von der Firma St. & R. noch von 
den M.⸗D.⸗Werken noch von der St.⸗Verkaufs⸗Gmbc. Draht⸗ 
ziegel geliefert werden. Die Firma St. & R. ſteht dafür ein, 
daß auch die anderen genannten Firmen innerhalb dieſer 
Zeit Drahtziegelgewebe nach dem den W.⸗G.⸗Werken vor⸗ 
behaltenen Gebiet nicht liefern.“ 

8 7 ſchafft Bindungen für die Kl. an Preis⸗ und Liefe⸗ 
rungsbedingungen der St.⸗Verkaufsgeſellſchaft. 

89: „Die W.⸗G.⸗Werke arbeiten zur Zeit mit drei be⸗ 
triebsfertigen Drahtziegelpreſſen. Weitere Drahtziegelpreſſen 
dürfen von den W.⸗G.⸗Werken während der Dauer des Ver⸗ 
trages weder ſelbſt angefertigt noch von dritter Seite bezogen 


Zu 10. A. 1. Das RG. ſteht im Einklang mit dem Schrifttum 
in ſtändiger Rſpr. auf dem Standpunkte, daß die Auflöſung einer 
Handelsgeſellſchaft i. S. des HGB. und der Nebengeſetze nicht das 
Aufhören der rechtlichen Exiſtenz der Geſellſchaft, ſondern nur das 
Aufhören des Erwerbszwecks bedeutet, daß die rechtliche Exiſtenz 
der Geſellſchaft vielmehr erſt dann endet, wenn verteilbares Ver⸗ 
mögen nicht mehr vorhanden iſt. 

Der Schluß der Entſch. enthält eine Einſchränkung dieſes Saßes 
dahin, daß das Vorhandenſein eines höchſtperſönlichen Rechts allein, 
das Fortbeſtehen der Geſellſchaft nicht zur Folge haben kann. Mit 
Recht weiſt das NO. auf den Widerſpruch hin, der entſtehen würde, 
wenn eine Geſellſchaft ihre Fortexiſtenz an ein Recht knüpfen 
Könnte, deſſen Beſtehen ſeinerſeits das Fortbeſtehen der Geſellſchaft 
vorausſetzt. Es würde dadurch das Erlöschen eines höchſtperſönlichen 
Rechts durch Untergang des Subjekts illuſoriſch gemacht werden. 

Andererſeits wird der allgemeine (Grundſatz, daß Geſellſchaften 
fo lange beſtehen bleiben, als Vermögensobjelte vorhanden find, dahin 
ergänzt, daß die Behauptung der Geſellſchaft, ihr ſtänden noch Ver 
mögensobjekte zu, zum Fortbeſtehen der Geſellſchaft genügt, auch 
daun, wenn ſich im Prozeß nachher herausſtellt, daß die vermeintlichen 
Rechte der Geſellſchaft gar nicht beſtehen. Die Entf. iſt nicht nur 
aus praktiſchen Gründen begrüßenswert, ſie ſteht auch mit dem 
allgemeinen Grundſatz durchaus in Einklang. Denn es iſt nicht zu 
verkennen, daß ſchon die Behauptung des Beſitzes eines Vermögens. 
rechts, das im Prozeß geltend zu machen iſt, einen u. U. recht er 
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werden. Dagegen erklärt ſich die Firma St. & R bereit, bei 
Beſtellung komplette neue Webſtühle mit Drahtziegelpreſſen zu 
liefern oder ein Werk namhaft zu machen, von dem ſie dieſe 
Maſchinen beziehen dürfen.“ 

§ 11 räumt der Bekl. Kontrollrechte hinſichtlich der 
maſchinellen Einrichtung der Kl. ein. 

814 ſetzt für Überſchreitung der Belieferungsgebiete 
gegenüber beiden Teilen Vertragsſtrafen feſt. 

In 8 16 übernimmt die Kl. die der Bekl. entſtandenen 
Prozeßkoſten. Nach 817 ſollen alle gegenſeitigen Anſprüche 
zwiſchen den Parteien, Schadenserſatzanſprüche der Bekl. auch 
gegen V. abgegolten ſein. 

Bald nach dieſem Vergleichsſchluß im Mai 1926 fiel die 
Kl. in Konkurs. Von dem Konkursverwalter erwarb die Bekl. 
die vorhandenen drei Drahtgewebeziegelmaſchinen käuflich. 
Das Verfahren wurde durch Ausſchüttung der Maſſe (11,74% 
Dividende) beendet. 

Nach Aufhebung des Konkurſes haben die Geſellſchafter 
der Kl. die Eintragung der Geſellſchaft als Liquidationsgeſell⸗ 
ſchaft erwirkt und Liquidatoren beſtellt, um Rechte aus der 
Lizenz des Vergleichs geltend zu machen. Insbeſ. hat die Kl. 
von der Bekl. Erfüllung des Vergleichs nach deſſen § 9 durch 

ieferung von drei betriebsfertigen Drahtziegelmaſchinen Zug 

um Zug gegen Zahlung des Kaufpreiſes verlangt, gleichzeitig 
mit dem Erbieten, der Bekl. den im Konkursverfahren an der 
angemeldeten Koſtenforderung (gemäß § 16 des Vergleichs) 
erlittenen Schaden mit 5909,59 AM zu erſetzen. Den An⸗ 
ſpruch hat die Kl. auch auf die, wie ſie meint, V. durch den 
Vergleich erwachſenen Rechte gegründet, Rechte, die V. am 
14. Juli 1929 der Kl. abgetreten hat. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

In der BerInſt. hat die Kl. in erſter Reihe beantragt: 

1. feſtzuſtellen, daß die Kl. zur Ausübung der in dem 
Vergleich für die Kl. und V. begründeten Rechte noch be⸗ 
rechtigt und daher die Bekl. verpflichtet iſt, die von der Kl. 
eſtellten drei betriebsfertigen Drahtziegelpreſſen nenefter Kon⸗ 
ſtruktion nebſt den dazugehörigen Webſtühlen Zug um Zug 
gegen Zahlung des Liſtenpreiſes zu liefern oder der Kl. ein 
Berk namhaft zu machen, von dem fie dieſe Maſchinen be⸗ 
ztehen darf; 

95 2. hilfsweiſe die Bekl. Zug um Zug gegen Zahlung des 
Liſtenpreiſes zur Lieferung dreier Drahtziegelpreſſen zu ver⸗ 
urteilen; 

3. hilfsweiſe feſtzuſtellen, daß der Vergleich v. 24. März 
1926 infolge Rücktritts unwirkſam geworden ift und daß die 
Kl. berechtigt iſt, Drahtziegelpreſſen der Art, wie ſie ſie vor 


heblichen Vermögenswert darſtellt. Man denke nur an die durch eine 
Eee Behauptung gegebene Möglichkeit eines Vergleichs. Prozeſſual 
würde eine gegenteilige Anſicht zu höchſt unerwünſchten Konſequenzen 
Uhren. Es müßte jede ſachlich unbegründete Klage einer Liquidations⸗ 
wſellſchaft wegen mangelnder Parteifähigkeit abgewieſen werden, 
— 1 während der Dauer des Prozeſſes die Verteilung des Vermögens 
u t Ausnahme der des eingeklagten Anſpruchs beendet wird. Eine 
U dieſe Weiſe wegen mangelnder Parteifähigkeit abgewieſene Geſell⸗ 
wi t könnte, wenn nachher ein anderes Vermögensſtück gefunden 
1 durch das die Parteifähigkeit der Geſellſchaft unanfechtbar be⸗ 
mündet wird, den Anſpruch, mit dem fie abgewieſen iſt, erneut ein⸗ 
magen, ohne daß ihr die Einrede der Rechtskraft entgegengehalten 

en Könnte. 
He 2. Das NG. nimmt keine Stellung zu der Frage, ob, falls nach 
zzeendigung des Konkurſes noch Vermögen vorgefunden wird, dies 
Suede der nachträglichen Ausſchüttung vom Konkursverwalter nach 
ben; 6 RD. zu verteilen ift, alſo etwaige Anſprüche vom Konkurs- 
iſt valter geltend zu machen find, oder ob ein Liquidator zu beſtellen 
e Staub- Pinner, Anm. 11 zu 8308 HGB.; Staub- 
1 chenburg, Anm. 18 zu 863 GmbHG.). Im vorliegenden Fall 
wurde Liquidation jedenfalls deshalb das gegebene, weil behauptet 
kursnaſſe geltend gemachte Anſpruch gehöre gar nicht zur Kon⸗ 

5 

3. Die Entſch. enthält eine wichtige Ergänzung des durch das 
Fi b. 25. Okt. 1927 (JW. 1928, 633 ff.) feſtgelegten Satzes, daß 
schafter Liquidation befindliche GmbH. durch Beſchluß aller Geſell⸗ 
ſchaft - die Liquidation aufheben und wieder zur arbeitenden Geſell⸗ 
en werden könne. Die Frage, ob die vorliegende Klage mit dem 
Si w einer liquidierenden Geſellſchaft in Widerſpruch ſtehe, weil 
Nebs bende Zwecke verfolge, bleibt zwar unentſchieden. In einem 


. 


fallen & wird aber klar ausgeſprochen, daß eine in Konkurs ge- 


der 9 bg. jedenfalls nur dann fortgeſetzt werden bann, wenn 
onkurs durch Iwangsvergleich beendet iſt. Die Entſch. v. 


Rechtſprechung 
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Abſchluß des Vergleichs von dem Ingenieur H. geliefert be⸗ 
kommen und benutzt hat, ſelbſt herſtellen zu laſſen und zu 
benutzen. 

Ber. und Rev. wurden zurückgewieſen. 

Die Kl. iſt aus einem nach Ausſchüttung der Maſſe gem. 
§ 163 KO. beendeten Konkurs hervorgegangen. Dieſer Her⸗ 
gang führt zu der nach $56 ZPO. von Amts wegen an⸗ 
zuſtellenden Erwägung, ob die Kl. parteifähig iſt. Der Berg. 
geht in Übereinftimmung mit der Rſpr. des RG. von der 
Meinung aus, die Rechtsperſönlichkeit einer aufgelöſten 
Kapitalgeſellſchaft beſtehe unter der Vorausſetzung fort, daß 
noch verteilbares Vermögen vorhanden ſei (RG. 41, 95; 59, 
325; 92, 77; Urt. v. 9. April 1927, 1304/26; BayRpflg. 
1930, 392). Auch ſür den hier vorliegenden Fall der nach 
8 60 Ziff. 4 GmbHG. eingetretenen Auflöſung macht der Ber⸗ 
Richter mit Recht keine grundſätzliche Ausnahme (RG. 118, 
3371), ebenſo Brodmann, GmbHG. § 63 Anm. 3b und 
87 Anm. 2 ſowie Scholz: 3 R. 93, 116). Nur ſteht hier 
gerade zur Unterſuchung, ob der Vermögensteil, den (allein) 
die Kl. über den Konkurs hinaus gerettet zu haben meint, 
noch in ihrer Hand beſteht. Aus dieſer Lage iſt nicht her⸗ 
zuleiten, daß von dem Befinden über das Beſtehen des ſtrei⸗ 
tigen Anſpruchs im Rechtsſtreit die Rechts⸗ und Parteifähig⸗ 
keit der Kl. abhängig ſei und folgerecht, falls das Beſtehen 
der Lizenz ſamt Nebenrechten verneint wird, ſich der von An⸗ 
fang beſtehende Mangel der Parteifähigkeit herausſtelle. Für 
den rechtlichen Fortbeſtand der Geſellſchaft in Liquidation 
muß es vielmehr im Geiſt der vorbezeichneten Rſpr. genügen, 
daß die Kl. die ſtreitigen Rechte ernſtlich in Anſpruch nimmt. 
Es kann insbe). nicht i. S. des Prozeßgeſetzes (8 50 ZPO.) 
liegen, daß die — auch zur Entſch. über die Parteifähigkeit 
notwendige — Sachprüfung, falls das Recht nicht beſteht, nur 
zu einem Prozeßurteil und nicht zur ſachlichen Erledigung des 
Streitſtoffes führen darf. 

Iſt danach die Parteifähigkeit der Kl. nicht zu be⸗ 
anſtanden, jo möchten Bedenken ſachlich⸗rechtlicher Art (nicht 
aber hinſichtlich der Rechtsfähigreit, Handlungsfähigkeit oder 
geſetzlichen Vertretung) gegen die Verfolgung der hier ſtrei⸗ 
tigen Anſprüche aus dem Umſtand in Frage kommen, daß 
deren Durchſetzung, die Lieferung der Maſchinen — zur Er⸗ 
zeugung — nicht wohl andere als werbende Zwecke verfolgen 
kann, mag auch der Erlös in erſter Reihe zur teilweiſen Til⸗ 
gung der im Konkurs unbefriedigten Forderungen beſtimmt 
ſein. Ob dem die Beſtimmungen der 8$ 70 ff. GmbHG. ent⸗ 
gegenſtehen, insbeſ. angeſichts des Umſtands, daß für den Fall 
der Kl. jedenfalls § 60 Ziff. 4 des Gef. die Fortſetzung der 


1) JW. 1928, 633 ff. 


25. Okt. 1927 ließ dieſe Frage ausdrücklich offen und gründete ſich 
nur darauf, daß 8 60 Ziff. 4 GmbHG. die Fälle, in denen eine auf- 
gelöſte Geſellſchaft fortgeſetzt werden könne, jedenfalls nicht er⸗ 
ſchöpfend regele. Nunmehr zieht das NG. ausdrücklich ein argumen- 
tum e contrario aus 860 Ziff. 4 GmbH., und erklärt die Fort⸗ 
ſetzung der Gmbh. nach einem durch Ausſchüttung der Maſſe be⸗ 
endeten Konkurs für unzuläſſig. Man wird dieſe Anſicht billigen 
müſſen. Es entſpricht dem wirtſchaftlichen Zweck des Konkursver⸗ 
fahrens, daß, wenn es zur Verwertung der Maſſe und nicht zum 
Zwangsvergleich führt, der Betrieb von dem bisherigen Inhaber nicht 
mehr fortgeführt werden ſoll. 
5 4. Von grundſützlicher Bedeutung find die Ausführungen des 
NG. zur Auslegung des 8 1 KO. Die Entſch. des NG. zu dieſem 
Punkte iſt im Ergebnis richtig, auch der Begründung kann man 
grundſätzlich zuſtimmen. Es muß aber im einzelnen feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß nicht ſämtliche Widerſprüche ausgeräumt ſind. 
h Bekanntlich gehören nach 81 RD. zur Konkursmaſſe nicht 
die unpfändbaren Vermögensſtücke. Das RG. ſtellt jedoch in dieſer 
Entſch. mit Recht feſt, daß dieſer Grundſatz nicht uneingeſchränkt gilt. 

a) Für gewiſſe unpfändbare Rechte gelten nach ausdrücklicher 
Vorſchrift der KO. Sonderregelungen. Dies iſt der Fall z. B. für 
Miet- und Pachtverhältniſſe und Dienſtverträge, die nach Maßgabe 
der 88 19 ff. KO. der Verfügung des Konkursverwalters unterliegen, 
obgleich weder das Nutzungsrecht des Pachters noch der Anſpruch auf 
Dienſtleiſtung pfändbar ſind. Schon dieſe Ausführungen, an deren 
Richtigkeit ja kein Zweifel beſtehen kann, vermögen die vorliegende 
Entſch zu tragen, da das RG. annimmt, daß auf die hier ſtreitige 
Lizenz Pachtrecht zur Anwendung kommt. ; 

b) Das RG. begründet aber feine Entſch, noch mit einer weiteren 
Erwägung, der ein richtiger Kern zugrunde liegt, die aber vom NG. 
nicht konſeguent durchgeführt wird. Es ſoll nämlich eine weitere 
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Geſellſchaft nicht zuläßt, kann indes dahinſtehen. Denn die 
Rev. ſcheitert daran, daß die von der Kl. verfolgten Rechte 
nicht beſtehen. 

Inſoweit iſt mit dem BerR. der geltend gemachte An⸗ 
ſpruch aus 8 9 des Vergleichs auf Lieferung dreier Draht⸗ 
ziegelpreſſen als ein von dem Lizenzrecht ausſtrahlender, zu 
einer ſelbſtändigen rechtlichen Behandlung nicht geeigneter An⸗ 
ſpruch anzuſehen. Entſcheidend wird alſo, ob das in den 
8 2ff. des Vertrages geſtaltete Lizenzrecht trotz der Vorgänge 
im Konkurs beſtehen geblieben iſt. Der BerR. wendet die 
Regeln des Pachtvertrags auf das hier ſtreitige Lizenzrecht, 
folgerecht 819 KO., an. Er meint, in dem Verhalten des 
Konkursverwalters in bezug auf den Lizenzvertrag liege deſ⸗ 
fen friſtloſe Kündigung, insbeſ. in der Aufgabe der Fabri⸗ 
kationsräume, dem Verkauf der vorhandenen Maſchinen an 
die Bekl. und ſchließlich in der ſtändigen Stellungnahme auch 
der Bekl. gegenüber, daß eine Vertragserfüllung nicht mehr in 
Frage komme. Mit dieſer friſtloſen Kündigung habe ſich die 
Bekl., die von vornherein die Anſicht vertreten habe, eine 
Fortführung des Betriebs ſei ausgeſchloſſen, mindeſtens durch 
den Ankauf der Maſchinen ſtillſchweigend einverſtanden er⸗ 
klärt. Die tatſächliche Feſtſtellung der einverſtändlichen Auf⸗ 
hebung des Lizenzvertrages iſt der Kern dieſer Erwägung. 
Ein Recht des Konkursverwalters zur friſtloſen Kündigung iſt 
aus § 19 KO. nicht herzuleiten; es unterliegt aber keinem 
Bedenken, daß der Konkursverwalter da, wo ihn das Geſetz 
zur einſeitigen Löſung von Vertragsbeziehungen des Gemein⸗ 
ſchuldners durch Kündigung ermächtigt, wie in den Fällen 
der 88 19 oder 22 KO., er eine Aufhebung auch mit dem 
Vertragsgegner vereinbaren kann. Die Rev. teilt den Stand⸗ 
punkt des BerR. inſoweit, als auch ſie in Übereinſtimmung 
mit vielfacher Behandlung von Lizenzverträgen in der Rſpr. 
des RG. (RG. 54, 272; 75, 400; 90, 1622); 116, 78°); 
122, 70 4)) grundſätzlich Anwendung der für Pachtverhältniſſe 
3) JW. 1927, 1592. 


2) JW. 1917, 857. ) JW. 1928, 3041. 


Ausnahme von dem Grundſatze, daß unpfändbare Rechte nicht zur 
Konkursmaſſe gehören, für diejenigen Rechte gelten, deren Unpfänd⸗ 
barkeit nicht auf ihrer Unübertragbarkeit, ſondern auf ihrer un⸗ 
trennbaren Verbundenheit mit dem Betriebe beruht. Dieſe Rechte 
ſind nicht pfändbar, weil der Betrieb im ganzen nicht pfändbar iſt, 
und infolgedeſſen auch eine Verwertung derjenigen Rechte, die mit 
dem Betriebe untrennbar verbunden ſind, im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
wege nicht möglich iſt. Der Betrieb iſt nicht etwa deshalb unpfändbar, 
weil er unübertragbar wäre, ſeine Übertragbarkeit ſteht ja außer⸗ 
halb jeden Zweifels. Er iſt aber nach herrſchender Meinung nur eine 
Summe von tatſächlichen Verhältniſſen und kein Recht. Pfändbar 
find aber nur Rechte (Stein⸗Jonas, Anm. I 1 zu 8857 3PO.; 
RG. 70, 228 = JW. 1909, 202; ähnlich auch RG. 95, 237). Es iſt nun, 
wie das RG. ganz klar erkannt, nach den Vorſchr. der KO. zweifellos, 
daß der Konkursverwalter über den Betrieb des Gemeinſchuldners ver⸗ 
fügen kann. Es wäre alſo ein durch nichts gerechtfertigter Forma⸗ 
lismus, wenn der Konkursverwalter über Rechte, die mit dem Be⸗ 
triebe untrennbar verbunden ſind, nur deshalb nicht ſollte verfügen 
können, weil ſie infolge ihrer Zugehörigkeit zum Betriebe un⸗ 
pfändbar ſind, um ſo mehr, als der Gemeinſchuldner mit dieſen 
Rechten jedenfalls ohne Zuſtimmung des Konkursverwalters auch 
nichts anfangen könnte. Denn er könnte die Rechte nur zuſammen 
mit dem Betriebe veräußern, dieſer aber unterliegt nicht ſeiner Ver⸗ 
fügung, ſondern der des Konkursverwalters. Führt man dieſen 
Grundſatz konſequent durch, ſo kommt man zu dem Schluß, daß alle 
Rechte, die nur zuſammen mit dem Betriebe übertragbar ſind, der 
Verfügung des Konkursverwalters unterliegen, obgleich ſie nicht 
pfändbar ſind. Der Konkursverwalter könnte ſie nicht nur durch 
Kündigung oder vertragsmäßige Aufhebung verwerten, er könnte 
ſie auch gemeinſam mit dem Betriebe veräußern. Dies iſt für das 
Warenzeichen herrſchende Meinung (vgl. Jaeger, Anm. 8 zu 8 1 
KO.), es muß auch für die Betriebslizenz gelten. Ob für die Firma 
wegen ihrer Verbundenheit nicht nur mit dem Gewerbebetrieb, ſon⸗ 
dern auch mit dem Inhaber perjönlich etwas anderes gilt, kann hier 
ununterſucht bleiben (vgl. Jaeger, Anm. 7 zu 91 KO.). 

Das RG. zieht aber die vorerwähnte Konſequenz nicht. Es iſt 
vielmehr der Anſicht, daß die im vorliegenden Fall im Vertrage 
v. 24. März 1926 vereinbarte Unübertragbarkeit der Lizenz auch 
den Konkursverwalter binde, ſo daß dieſer die Lizenz auch nicht 
zuſammen mit dem Betriebe habe veräußern, ſondern nur in anderer 
Form verwerten können. Das KG. hatte unter Berufung auf § 851 
Abſ. 2 ZPO. die Zugehörigkeit der Betriebslizenz zur Konkursmaſſe 
bejaht, weil die Unübertragbarkeit nur auf Vertrag beruhe. Das NS. 
verwirft dieſe Anſicht, weil es ſich um eine ausſchließliche Lizenz 
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gegebenen Regeln für zutreffend hält. Sie macht aber gel⸗ 
tend, daß es ſich hier um Berechtigungen handle, die nach dem 
Vertrag unübertragbar und deshalb der Verfügung des 
Konkursverwalters entzogen ſeien. Der Ber. trägt dieſem 
Einwand dadurch Rechnung, daß er auf die 88 851 Abſ. 2, 
857 3PO. verweiſt. Fehl geht die Entgegnung der Rev., die 
entſprechende Anwendung des § 851 Abſ. 2 ZPO. ſcheitere 
daran, daß es ſich um eine Betriebslizenz handle, der Betrieb 
als ſolcher ſei aber nicht pfändbar. Der Betrieb iſt indes 
das (wirtſchaftlich gedachte) Subjekt der Lizenz, nicht aber, 
worauf es nach 8 851 Abſ. 2 ZPO. ankommen würde, der 
kraft des Lizenzrechts „geſchuldete“ Gegenſtand. Die Be⸗ 
zugnahme des BerR. auf die 88 851 Abſ. 2, 857 ZPD. 
iſt trotzdem nicht ahne Bedenken. Nach ſeiner Vertragsaus⸗ 
legung hat für die Kl. eine örtlich (und wohl auch ſachlich) 
beſchränkte, aber in dieſer Umgrenzung ausſchließliche Lizenz 
unübertragbar begründet werden ſollen. Die Lizenz iſt, 
insbeſ. als ausſchließliche, deren abſoluten („dinglichen“) Cha⸗ 
rakter die Rſpr. des RG. (RG. 57, 38; 75, 400; 76, 235°); 
83, 93 6)) anerkennt (vgl. auch Kiſch, Handbuch des Patent⸗ 
rechts, 8 49 IV S. 221; A. Seligſohn, Patch. 8 6 Nr. 5 
und 6; Pietzcker, Patch. 8 6 Anm. 31; Iſay 86 A 
merkung 10 ff.), ein von den Vertragsparteien im ganzen 
gewillkürter Ausſchnitt aus den Befugniſſen (Vorteilen), die 
die Ausnutzung des Patentrechts gewährt. Es geht deshalb 
kaum an, die Unübertragbarkeit der Lizenz, die eine von den 
Seiten des Ausſchnitts iſt, ſo anzuſehen wie die einem ſeiner 
Art nach übertragbaren Recht im Einzelfall durch Partei⸗ 
abrede beigelegte Unübertragbarkeit i. S. von (8851 Abſ. 2 
PO.) 8399 BGB. Indes trifft die Erörterung der Rev. 
mit dem BU., wenn nach der beiden gemeinſamen Anſchau— 
ung die Regeln des Pachtvertrages anzuwenden ſind, nicht den 
entſcheidenden Punkt. Die grundſätzliche Unübertragbarkeit 
und die daraus folgende Unpfändbarkeit gilt allgemein für das 

5) JW. 1911, 666. ) JW. 1913, 1152. 
handele und die Unübertragbarkeit im vorliegenden Falle einen Teil 
des von den Vertragsparteien gewillkürten Ausſchnittes aus den Be⸗ 
fugniſſen des Patentinhabers darſtellt. 

Dies iſt inkonſequent. Man unterſcheidet bekanntlich ausſchließ⸗ 
liche und einfache Lizenzen. Die ausſchließliche Lizenz iſt im Zweifel 
frei vererblich und übertragbar (Jſay, Anm. 37 zu 96 Path.; 
Seligſohn Anm. 5 ebenda) und pfändbar (Stein⸗Jonas, 
Anm. II 4 zu 8857 3PO.). Die einfache Lizenz iſt entweder eine 
perſönliche Lizenz, die an die Perſon des Lizenzunehmers geknüpft 
und deshalb unübertragbar iſt, oder eine Betriebslizenz, die nicht 
an die Perſon, ſondern an den Betrieb des Lizenznehmers geknüpft 
und zugleich mit dem Betrieb übertragbar ift (Jſay, Anm. 37 au 
8 6 PatG.; Seligſohn Anm. 6 ebenda). Nach der Anſicht des NO. 
handelt es ſich im vorliegenden Falle um eine ausſchließliche Lizenz, 
die ſchlechthin unübertragbar und an den Betrieb geknüpft iſt, alſo 
gewiſſermaßen Elemente aller drei Arten von Lizenzen in ſich 

ließt. 

I Sie Unübertragbarkeit eines Rechts kann auf geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift beruhen (z. B. Nießbrauch), fie kann darauf beruhen, daß die 
Leiſtung an einen anderen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres 
Inhalts vorgenommen werden kann, insbeſ. weil dann die Leiſtung 
wirtſchaftlich eine andere würde (8 399 erſter Halbſatz BGB.) oder 
weil die Übertragung des Rechts durch Vertrag ausgeſchloſſen iſt 
(8399 zweiter Halbſatz Beh B., vgl. Staudinger, I 1 und 2 zu 
8399 BGB). Daß der Übertragung von Lizenzen geſetzliche Vor“ 
ſchriften nicht entgegenſtehen, iſt zweifellos. Ob die Übertragung der 
Geſtattung der Benutzung des Patents an einen Dritten den In- 
halt der Lizenzgewahrung verändern würde, hängt davon ab, ob die 
Lizenz dem Betriebe oder dem Lizenzinhaber gewährt iſt. Nur dann, 
wenn die Lizenzgewährung an einen Dritten pirtſchaftlich etwas 
anderes wäre, als die an den urſprünglichen Lizenznehmer, würde 
ein ſeiner Natur nach höchſtperſönliches Recht vorliegen. Das wird 
bei einer Betriebslizenz, mag es ſich um eine einfache oder aus“ 
ſchließliche Lizenz handeln, nur ſehr ſelten der Fall ſein. Die Verein 
barung, daß die Lizenz nicht übertragen werden kann, vermag P 
Höchſtperſönlichkeit allein nicht zu begründen, weil fie im allgemeinen 
wirtſchaftlich nur den Willen des Lizenzgebers kundgibt, bei einer 
etwaigen Überlaſſung des Rechts aus der Lizenz mitzuwirken. i 
Unübertragbarkeit beruht hier ausſchließlich auf Vertrag. Es Kann 
auf ſie jederzeit verzichtet werden, ohne daß damit wirtſchaftlich Da 
Recht des Lizenznehmers oder die Belaſtung des Lizenzgebers en 
andere werden würde. Die Unübertragbarkeit iſt alſo dem Konkurs, 
verwalter gegenüber unbeachtlich. Eine wirklich höchſtperſönlt 

Leiſtung liegt nur vor, wenn aus Gründen, die vom Willen ber 
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aus dem Pachtvertrag entſpringende Nutzungsrecht des Päch⸗ 
ters (RG. 70, 229); Stein⸗Jonas 8 857 IV Abſ. 2; 
aeger, KO. 819,1). Es mag zunächſt dahinſtehen, ob 
nach der Grundregel des 8 1 KO. daraus folgen würde, daß 
ein Eingriff in den Pachtvertrag dem Konkursverwalter ver⸗ 
jagt iſt. Für den Fall der Miete und Pacht, ebenſo wie für 
den inſoweit gleichartigen Fall des Dienſtvertrags in 8 22 
O., liegt jedenfalls eine geſetzliche Sonderregelung vor, die 
außer Zweifel ſtellt, daß dem Konkursverwalter die Verfügung 
auch hinſichtlich des unübertragbaren, alſo unpfändbaren 
Pächterrechts in dem Sinne zuſteht, daß er in dem Zu⸗ 
lammenhang des Geſamtvertrages es aufgeben kann. Eben 
ieſer Zuſammenhang mit den von dem Pächter als laufender 
egenwert der Nutzung zu gewährenden und ohne weiteres auf 
der Konkursmaſſe laſtenden Leiſtungen iſt es, der den Geſetz⸗ 
geber, wiederum wie in dem Fall des $ 22 KO., dazu geführt 
hat, die Entſch. über Fortſetzung oder Aufhebung des Rechts⸗ 
verhältniſſes in die Hand der Konkursverwalter zu legen (vgl. 
Jaeger a. a. O.). Daraus folgt von dem Standpunkt aus, 
15 die Rev. mit dem Ber. einnimmt, dieſe Lizenz fei 
Rechtspacht, ohne weiteres die Befugnis des Konkursverwalter 
85 Verfügung über das Lizenzrecht und ſeine Ausſtrahlungen. 
zun iſt allerdings nicht zu verkennen, daß wie erwähnt, die 
ertragsauslegung durch den BerR. die Annahme nahe legt, 
r Vergleich habe eine ausſchließliche Lizenz („Lizenz“ im 
weiteren Sinne gebraucht), ein abſolutes, wenn auch in ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen beſchränktes Recht der lizenznehmenden 
5 l. begründen wollen. Wird weiter erwogen, daß die Lizenz 
ie ganze Geltungsdauer des Patentrechts und fünf Jahre 
rüber hinaus umfaſſen ſollte, fo daß in dem abgegrenzten 
Teil die Patentnutzung nie wieder an den Lizenzgeber heim⸗ 
gefallen wäre, ſo können erhebliche Zweifel entſtehen, ob die 
en den Pachtvertrag geltende Regel des 8 19 KO. der Lage 
des Falles gerecht wird. Die Rſpr. des RG., in Überein⸗ 
ſümmung mit dem Schrifttum, iſt entfernt davon, den Lizenz⸗ 
rtrag jo weitgehend und feſt in den Pachtvertrag einzu⸗ 
0 dnen, daß deſſen Regeln unter allen Umſtänden, insbeſ. 
auch hinſichtlich der ausſchließlichen Lizenzen, Anwendung 
Sen müßten (RG. 75, 400; 90, 1623); 122, 70°); 
Seligſohn 86 Anm. 6; Iſay 86 Anm. 6; Pacht ab- 
— 


a) JW. 1909, 202. 
) JW. 1928, 3041. 


1 
Dateien, unabhängig ſind und in dem Juhalt des Rechts ſelbſt 
gen, ein Wechſel der Glaͤubiger den Inhalt der kraft des Rechts 
N 00 deten Leiſtung verändern würde (RRͤomm. Anm. 2 zu 
Erich BHB.). Dies ift der Fall, wenn die Lizenz nicht an den Be⸗ 
an ſondern an die Perſon des Lizenznehmer geknüpft it. Es 
it u denkbar, daß eine Lizenz an eine beſtimmte Perſon gebunden 
ti ud außerdem zur Vorausſetzung hat, daß dieſe Perſon einen be⸗ 
gebt uren Betrieb unterhält. Daß dies im vorliegenden Fall ſo wäre, 
„aus dem Tatbeſtand nicht hervor, kann auch nicht vermutet wer⸗ 
tra gba 03 SW. hatte alſo Recht, wenn es annahm, daß die Unüber⸗ 
alte arkeit im vorliegenden Fall nur auf Parteivereinbarung beruhte, 
den Konkursverwalter nicht band. 
teht man aber auf dem Standpunkt, daß die Unübertragbarkeit 
em orliegenden Fall nicht auf Parteivereinbarung beruht, ſondern 
daß 3 der Lizenz immanent iſt, ſo muß man auch annehmen, 
des Be zizenz nicht nur an den Betrieb, ſondern auch an die Perſon 
etriebsinhabers geknüpft iſt. Dann wird die Entſch. des NO. 
achtkün dem Hinweis auf die Spezialvorſchriften der KO. über die 
beſtand ndigung (f. oben 4a) und auf die Unmöglichkeit, den Fort⸗ 
lichen rn GmbH. nur auf das Vorhandenſein eines höchſtperſön⸗ 
ie ne ct zu gründen (. oben Ziff. 1), getragen. Es entfällt aber 
Ben. sründung, die ſich darauf ſtützt, daß die Lizenz nur an den 
und nicht an die Perſon des Inhabers geknüpft iſt. Denn 
cht kann nicht kraft ſeines Inhalts höchſtperſönlich, aber nicht 
die Perſon des Gläubigers gebunden ſein. Daran, daß Rechte, 
lonkurzie Perſon des Gemeinſchuldners geknüpft find, nicht zur 
ha alle gehören, ſoweit nicht Spezialvorſchriften eingreifen, 
klaren ) da3 RS. offenbar nicht rühren wollen. Dies würde auch im 
Widerſpruch zu 8 1 Abſ. 4 KO. ſtehen. 


RA. Dr. Georg M. Hamburger, Berlin. 


8) JW. 1917, 857. 


Daher, on der Geſtaltung des Lizenzrechts find die Parteien frei. 


lehnend Pietzcker, 86 Anm. 16 zu e; Kiſch 8 4911). 
Indes überwiegen trotz der hervorgehobenen Zweifelspunkte 
dennoch für das vorliegende Verhältnis die der Pacht ent⸗ 
ſprechenden Merkmale. Nicht nur fällt ins Gewicht, daß ein 
(anteilsmäßig geſtaltetes) laufendes Nutzungsentgelt beſtimmt 
iſt und in 8 7 Bindungen an die Preis- und Lieferungsbedin⸗ 
gungen der erſten Nutzer, die ebenſo wie das Kontrollrecht des 
§ 11, kein geſellſchaftliches (vgl. RG. 126, 65 10), ſondern 
ein fortdauerndes Abhängigkeitsverhältnis von dem Quellen⸗ 
recht zum Ausdruck bringen. Auch die Erzielung der Rechts⸗ 
früchte bleibt in dauernder Abhängigkeit von dem Recht und 
Betrieb des Lizenzgebers, der nach dem im Mittelpunkt des 
Streits ſtehenden § 9 den Erſatz der Maſchinen liefern ſoll und 
als einzige Bezugsquelle erlaubt iſt. Schließlich lag bei der 
anteilsmäßigen Beſtimmung der Lizenzgebühr eine weitere 
laufende Gegenverpflichtung der Kl. in der nach Treu und 
Glauben anzunehmenden Ausführungspflicht (M. Selig⸗ 
ſohn in der Feſtgabe für Kohler S. 290; Kiſch a. a. O. 
§ 49 II 4c). 

Würde ſich aus dieſen Erwägungen die Anwendung von 
8 19 KO. auf die zu beurteilenden Verhältniſſe rechtfertigen 
laſſen, ſo führt zu demſelben Ergebnis entſcheidend ein ande⸗ 
rer in der Sache liegender Geſichtspunkt. Wie auch die Rev. 
aus den Feſtſtellungen des BerR. entnimmt, handelt es ſich 
um eine Betriebslizenz, deren Konkursfremdheit ſich aus 
nichts anderem ergeben ſoll als daraus, daß ſie untrennbar 
an den Betrieb geknüpft iſt. Stein⸗Jonas, ZPO. zu 
8 857 1 4 Abſ. 3 weiſt für die Unpfändbarkeit der Betriebs⸗ 
lizenz darauf hin, daß der Betrieb ſelbſt der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht unterliege. Auch die Rſpr. des RG. erkennt 
an, daß nach deutſchem Verfahrensrecht der Betrieb als ſol⸗ 
cher, als rechtliche Geſamtheit, der Zwangsvollſtreckung nicht 
zugänglich iſt (RG. 70, 22811); 95, 235). Aber es zeigt 
ſich, daß die Gleichſetzung von pfändungsfreien und konkurs⸗ 
freien Gegenſtänden nach 81 Abſ. 1 KO. auch abgeſehen von 
den dort gemachten Ausnahmen gerade in dieſem Punkt nicht 
unverbrüchlich iſt. Denn in § 117 Abſ. 2 und in 8 134 Ziff. 1 
KO. wird (den Notwendigkeiten und der allgemeinen Übung 
gemäß) ohne weiteres unterſtellt, daß der Konkursverwalter 
(mit der vorgeſchriebenen Genehmigung) das Geſchäft des Ge⸗ 


10) JW. 1930, 1724. 41) JW. 1909, 202. 


gegebenen, von Wiſſenſchaft und Rſpr. ausgebildeten Grundſätzen. Ein 
Lizenzvertrag braucht alſo nicht ein Pachtvertrag zu ſein; dennoch iſt 
er, wenn die tatſächlichen Vorausſetzungen gegeben ſind, in be⸗ 
ſtimmten Beziehungen nach den Regeln des Pachtvertrages 
zu behandeln. 

Aber die Entſch. verliert ſich m. E. zu ſehr in Konftruktionen, 
ſtatt ſich an den Sachverhalt zu halten. Sie konftruiert eine Aufhebung 
des Lizenzvertrages und ſtößt deshalb auf die Frage, ob der Konkurs⸗ 
verwalter über das Lizenzrecht habe verfügen können. Nach dem Sach⸗ 
verhalt hat er das gar nicht getan; er hat die Maſchinen verkauft. 
Dazu war er berechtigt; etwaige im Lizenzvertrag liegende Schwierig⸗ 
keiten fielen dadurch weg, daß er an die Patentinhaberin verkaufte. 
Dann bleibt nur die Frage, ob die GmbH. auf dem Wege über die 
Errichtung einer Liquidationsgeſellſchaft auf den Vergleich zurück⸗ 
greifen konnte. Bei Prüfung dieſer Frage durfte nicht überſehen 
werden, daß die Lizenz nur erteilt wurde, „um die Stillegung der 
Fabrik zu verhindern“. Das iſt mehr als ein Motiv; im Lizenzvertrag 
grenzt es die Lizenz ebenſo inhaltlich ab, wie es die Klauſel der Un⸗ 
übertragbarkeit tut. Trat der Konkurs ein, ſo erloſch die Lizenz. 

Die theoretiſchen Konſtruktionsfragen haben m. E. in dieſem Falle 

— wie gelegentlich auch ſonſt — dazu geführt, den entſcheidenden 
Punkt aus dem Blickpunkt der Rechtskonſtruktion heraus zu ſuchen. 
Das „Leitbild“ hat wieder einmal verleitet; ein Beweis, daß wir in 
Deutſchland noch viel mehr lernen müſſen, daß der Sachverhalt und 
nur er das wichtigſte iſt. 
Zur Theorie: Die Unübertragbarkeit band ihrem Inhalte nach 
in dieſem Fall die Lizenz an den Betrieb. Die Unpfändbarkeit der 
Lizenz wurde dadurch unterſtrichen. Das hindert aber nicht, daß ſie 
mit dem Betrieb zuſammen in die Maſſe fällt. Die Unpfändbarkeit 
verhindert das Losreißen vom Betrieb; der Betrieb iſt aber, wenn 
auch kein ſelbſtändiges Recht, Rückgrat des Vermögens und gehört 
deshalb in die Maſſe. Dadurch zieht er die an ihm haftenden Rechte 
mit ſich, und der Konkursverwalter kann verfügen. Dies genauer 
auszuſpinnen, geſtattet die Knappheit des Raumes nicht; nur dies: 
zwiſchen Veräußerung der Lizenz an Dritte und Aufhebung des Lizenz⸗ 
vertrages iſt natürlich ein großer Unterſchied. 


NA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 
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meinſchuldners (fein Unternehmen, feinen Betrieb) im ganzen 
veräußern kann. Kommt es zur Veräußerung nicht, ſo iſt 
es doch eine für den Zweck des Konkurſes nach § 117 KO. 
grundlegende Aufgabe des Konkursverwalters, das Geſchäft 
ſoweit erforderlich durch Betriebsabbau, zu verwerten. Es 
kann nicht angenommen werden, daß dabei ſeiner Verfügung 
ein Recht, das nur um des Betriebes willen, nicht zugunſten 
des Inhabers ſelbſt beſteht, entzogen ſein ſollte. Sicherlich 
kann von einer Verfügung über das Recht durch Übertragung 
die Rede nicht ſein, weil die Begrenzung des Rechts dem 
entgegenſteht. Aber die Verwertung des Rechts bei dem Be⸗ 
triebsabbau, deſſen entgeltliche Aufgabe, insbeſ. gegen Fort⸗ 
fall der damit verbundenen auf der Konkursmaſſe laſtenden 
Pflichten, kann dem Verwalter nach den Zwecken des Ver⸗ 
fahrens um ſo weniger verwehrt ſein, als die Vollendung des 
Betriebsabbaus, ſein Untergang, von ſelbſt auch den des 
Rechts mit ſich zieht. Im übrigen iſt es im vorliegenden Fall 
auch zur Auflöſung des Betriebs gekommen und darüber hin⸗ 
aus zur Auflöſung der ihn haltenden juriſtiſchen Perſon, mit 
einem kleinen Reſt, eben dieſer Lizenz. 

Wäre ſelbſt das Recht nicht an den Betrieb als ſolchen, 
ſondern an die Rechtsperſon der Kl. gebunden worden, ſo 
würde nach dem Sinn einer ſolchen Bindung, die eine Rechts⸗ 
grenze enthält, die Fortdauer des Rechts unannehmbar ſein. 
Die Kl. kann nicht gleichzeitig ihr eigenes Beſtehen (ihre 
Rechtsperſon) an nichts anderes als an eben dies Recht klam⸗ 
mern und deſſen Beſtand wieder mit ihrer eigenen Fortexiſtenz 
begründen. Das Erlöſchen eines jubjektiv perſönlichen Rechts 
durch Untergang des Subjekts iſt eine wirtſchaftlich bedeutende 
Rechtsausſicht für den damit Belaſteten. Es iſt nicht an⸗ 
gängig, deren Verwirklichung durch ſolche Rechtsformungen 
hintanzuhalten. 

Die Kl. ſucht den Fortbeſtand der Lizenz auch aus einer 
Rechtsſtellung von V. zu begründen. Abgeſehen, daß das Er⸗ 
löſchen des Rechts mit Betriebsuntergang bei Anerkennung 
eigner Rechte von V. gelten müßte, hat der BerR. feſtgeſtellt, 
V. hätten ſolche Rechte nicht zugeſtanden werden ſollen. 

Schließlich iſt dem Ber R. beizutreten auch in der Abwehr 
des Hilfsanſpruchs auf Feſtſtellung, daß die Kl. berechtigt ſei, 
Drahtziegelpreſſen der Art, wie ſie von ihr vor dem Ver⸗ 
gleich benutzt wurden, wieder herſtellen zu laſſen. Der Bert. 
hat von ſeiner gebilligten Rechtsauffaſſung aus zutreffend an⸗ 
genommen, daß die Aufhebung der Vergleichsregelung im 
Konkurs nicht zurückwvirkend den Vergleich und damit das 
Anerkenntnis in deſſen 8 1 hinfällig mache. Aus der An⸗ 
nahme, die Lizenz ſei mit dem Abbau des Betriebs wirkſam 
aufgegeben oder mit ſeiner Auflöſung untergegangen, ergibt 
ſich die gleiche Folgerung. 

(U. v. 26. Okt. 1931; 117/31 VIII. — Berlin.) [H.] 
(RG. 134, 91/92.) 


Zu 11. Die entſpr. Anwendbarkeit der Vorſchr. über den 
Verkauf eines Rechts auf den Lizenzvertrag ſoll ebenſowenig disku⸗ 
tiert werden wie der Satz, daß § 437 Abf. 1 BGB. ſich nicht auf 
den Verkauf eines Rechts beziehe, deſſen Entſtehung objektiv un 
möglich iſt. Was hier intereſſiert, iſt wieder einmal der Sachverhalt, 
bei dem man ſich fragt, ob ein Recht übertragen iſt, deſſen Ent⸗ 
ſtehung objektiv unmöglich war. Daß die Erteilung der Patente 
ausgeſchloſſen war, iſt nicht anzunehmen. Es handelt ſich alfo 
nur um denjenigen Inhalt des Lizenzvertrages, der über den 
Patentſchutz hinausgeht, alſo um die Zuſagen über die praktijche 
Bedeutung der mit Recht erwarteten Patente, wonach dieſe „jeden 
Wettbewerb anderer in folder Art von Uhren ausſchließen ſollten “. 
Freilich iſt ſehr fraglich, ob das nicht ſchon reine Interpretation iſt; 
denn unmittelbar anſchließend wird wörtlich angeführt, „die 
für den Schutz der einzelnen Konſtruktionen ſorgen ſollten“, was 
ganz etwas anderes iſt. Aber man muß ſich nun einmal an den 
Sachverhalt halten, wie das RG. ihn an Hand des Urt. des OLG. 
annimmt: die erwarteten Patente reichten nicht aus, um „jeden 
Wettbewerb anderer in ſolcher Art von Uhren anszuſchließen“. 

In RG. 68, 293 — JW. 1908, 448 war die Entſtehung des 
Gebrauchsmuſters ausgeſchloſſen; dieſe Entſch. fällt damit für unſeren 
Fall aus. In Rc. 78, 10 JW. 1912, 139 liegt der Sachverhalt 
ähnlich wie in dem hier beſprochenen Falle: Es wird Lizenz ge⸗ 
währt für Benutzung eines Patentes in der irrigen Meinung, daß 
die Keſſel, die der Lizenznehmer vom Lizenzgeber bezog, unter dies 
Patent fielen; nachträglich ſtellt ſich heraus, daß dies nicht zutrifft. 
Der Lizenzgeber konnte zwar auch andere, unter des Patent fallende 
Keſſel liefern, was freilich die Parteien nicht vorgeſehen hatten; 
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11. 88 437, 440, 326 BG B. Bei einem ſeinem 
Inhalt nach rechtlich unmöglichen Lizenz⸗ 
vertrage können Anſprüche aus 88 437, 440 BGB. 
nicht entſtehen. ) 

Durch Vertrag v. 23. Juni 1928 übertrug die Bell. 
zu 1 dem Bekl. zu 6, M., die Generalvertretung für die 
von ihr zu liefernde „Wumbus⸗Uhr mit Bild und Sprache 
3 DR PA.“ im Bezirk Mittel⸗Baden. Dieſe Uhr ſollte mit 
menſchlicher Stimme die Stunden ausrufen und die Erzeug⸗ 
niſſe von Firmen anpreiſen, deren Reklamebilder ſie gleich⸗ 
zeitig zeigte. Dem Vertrage lag ein Werbeſchreiben zugrunde, 
das die Vorzüge der Uhr anpries, für den Generalvertreter 
einen Mindeſtjahresgewinn von 4375 AM errechnete und dar⸗ 
auf hinwies, daß drei zur Anmeldung gelangte deutſche 
Reichspatente für den Schutz der einzelnen Konſtruktionen 
ſorgten. Eine von der Bekl. zu 1 gelieferte Uhr entſprach nicht 
den Anpreiſungen und wurde von dem Bekl. zu 6 gegen Zu⸗ 
ſage der Lieferung einer neuen Uhr zur Verfügung geſtellt. 
M. hatte die Mängel dieſer im U.-Theater in K. aufgeſtellten 
Uhr bereits in einem Schreiben v. 5. Dez. 1928 gerügt und 
eine entgegenkommende Antwort v. 8. Dez. erhalten, als er 
am 18. Dez. 1928 ſeine Generalvertretung mit allen Rech⸗ 
ten und Pflichten, wie überhaupt ſein Geſchäft mit Aktiven 
und Paſſiven, insbeſ. mit der Uhr nebſt Zubehör und allen 
für ſie bereits getätigten Abſchlüſſen, auf die Rechtsvorgängerin 
der Kl., die Firma F. und H. übertrug. Als Gegenleiſtung 
ſollte er einen Kaufpreis von 10000 % und 10% des 
Reingewinns weiterer Apparate erhalten. 3600 AA ſind 
ihm inzwiſchen gezahlt worden. Die Bekl. zu 1 hat dem Ein⸗ 
tritt von F. und H. in den Vertrag zugeſtimmt, eine ord⸗ 
nungsmäßig arbeitende Uhr aber trotz Friſtſetzung nicht ges 
liefert. 

Die Firma F. & H. und jetzt die Kl. verlangen deshalb 
11000 % Schadenserſatz, nicht nur von der Bekl. zu 1 und 
vier weiteren an deren Geſchäften und den Vertragsverhand⸗ 
lungen beteiligten Einzelperſonen, ſondern auch von dem 
Bekl. zu 6, der, wie ſie erklären, aus dem Vertrage, aus 
Verſchulden beim Abſchluß des Vertrages und aus unerlaubter 
Handlung hafte; er habe gewußt, daß die Wumbus⸗Uhr um 
brauchbar ſei. Der Bekl. zu 6 entgegnet, er habe den Kl. 
von allen ihm bekannten Mängeln Mitteilung gemacht. 

Das BG. hat den Bekl. zu 6 dem Grunde nach ber 
urteilt. Seine Rev. hatte Erfolg. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß das BG. auf der Grund⸗ 
lage ſeiner Vertragsauslegung nicht ohne weiteres zur An⸗ 
nahme einer Schadenserſatzpflicht des Bekl. M. kommen 
durfte. Nach Anſicht des BG. war eigentlicher Gegenſtand 
der Verträge, die der Bekl. zu 6 einerſeits mit der Bekl. 
zu 1, andererſeits mit den Kl. (in der früheren Firma) ges 
ſchloſſen hatte, die Lizenz an drei alsbald entſtehenden 


gleichwohl ſtellt das NG. Teilnichtigkeit mit Wirkung für den 
ganzen Vertrag feſt: der Vertrag wäre nicht zum Abſchluß ge 
kommen, wenn bekannt geweſen wäre, daß ein Patentſchutz für die' 
jenigen Keſſel, die den Gegenſtand des Vertrages bildeten, 1 
vorhanden ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Gedanken⸗ 
gang ſtreng logiſch war — obgleich hierauf hingewieſen werden muß 
denn die Behandlung der Lizenzverträge leidet häufig unter nich 
ausreichender Durcharbeitung des Sachverhalts —, jedenfalls wird 
hier eine nähere Begr., weshalb man ſich für die Unmöglichkeit 
entschied, nicht gebracht. Die Anwendbarkeit des 8 306 BB. wird 
als das Gegebene hingeſtellt. NG. 78, 265 = JW. 1912, 482 bringt 
einen anders gelagerten Fall: Das Patent, an dem Lizenz EV 
teilt iſt, wird in unweſentlichem Maße zum Teil vernichtet; ab 
es ſtellt ſich ſpaͤter ein Vorbenutzungsrecht eines gewichtigen Kor“ 
kRurrenten heraus. Im Vertrage iſt Lizenz zur Alleinfabrikation 
ſowie zum Alleinvertrieb erteilt. Davon kann keine Rede me 
fein, da der Dritte in wirkſamſter Weiſe den durch das Patent ge 
schützten Gegenſtand mitvertreibt. Gleichwohl kein Gedanke 
Nichtigkeit, ſondern nur Erörterung, ob der Lizenzgeber für da 
Nichtbeſtehen fremder Veuutzungsrechte voll aufzukommen habe. * 
Die beiden Vorentſch. find angeführt, um die Rechtslage etwas 
näher zu beleuchten. Auch im letztangeführten Falle kaun der Ligen) 
geber ein Alleinfabrikations- und »bertriebsrecht tatſächlich Mt 
verſchaffen, aber durch die jurift. Brille geſehen, könnte er es dor 
wenn er nämlich den Vorbenutzer auskaufen oder ſonſt ausſchalt“ 
würde; gelänge ihm dies, fo ſtänden die Gegenſtände des Lizen 
vertrages unter wirllſamem Schutz. Im vorhergehenden t ade 
dagegen läßt ſich wenigſtens für einen Teil der Keſſel, und ger 
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Wumbus-Uhr⸗Patenten, die jeden Wettbewerb anderer in ſol⸗ 
cher Art von Uhren ausſchließen ſollten. Weil aber der Ge⸗ 
anke ſolcher Uhr durchaus nicht neu war, bezogen ſich, wie 
bas BG. feftitellt, die Patentanmeldungen tatſächlich nur auf 
Einzelheiten der Konſtruktion und Schaltung im Innern 
der Uhr. Danach konnte alſo der Bekl. zu 6, konnten auch die 
N, ein Lizenzrecht, wie es der Vertrag nach Auffaſſung des 
>. vorſah, „von der Bekl. zu 1 überhaupt nicht erhalten, 
weil dieſer ein Ausſchließungsrecht an der Wumbus⸗Wunder⸗ 
uhr weder zuſtand noch der Erwerb eines ſolchen Rechtes 
überhaupt möglich iſt“. Dieſe Worte, die die Gründe des 
U. neben anderen ähnlichen Sätzen enthalten, hebt die Rev. 
gent Recht hervor, um darzutun, daß ein Lizenzrecht des ge⸗ 
ennzeichneten Inhalts ſeiner Art nach rechtlich un⸗ 
wöglich zur Entſtehung gelangen konnte. In ſolchem Falle 
ommt dann aber eine Haftung aus 8 437 BOB. für den 
rechtl. Beſtand des verkauften oder font (8 445 daf.) ver⸗ 
ußerten Rechts überhaupt nicht in Frage, ſondern es han⸗ 
m ſich um einen auf eine von vornherein unmögliche Lei⸗ 
Vers gerichteten und deshalb nach 8 306 BGB. nichtigen 
ertrag (vgl. RGRKomm., 1 zu 8 437). Einen dergeſtalt 
über den Patentſchutz hinausgehenden Lizenzvertrag hat der 
A bereits in einem früheren Falle (RG. 78, 101)) für 
a: erklärt, wenn er auch hier wie ſonſt (vgl. z. B. RG. 
, 365 2)) die Anwendbarkeit oder doch entſprechende An⸗ 
wendbarkeit der Vorſchr. über den Verkauf eines Rechtes auf 
ein„Lizenzvertrag nicht in Frage ſtellt. Und ebenſo hat er 
men Vertrag beurteilt, deſſen Gegenſtand eine durch Ge⸗ 
rauchsmuſtereintragung (im Gegenſatz zur Patenteintragung) 
schr ſcheinbar geſchützte, in Wahrheit des Gebrauchsmuſter⸗ 
(8. log. unfähige Erfindung war (RG. 68, 292%. Hier 
= 293/94) wie in dem — an ſich entgegengeſetzt liegenden 
Bc Falle NG. 90, 244 iſt dargelegt, daß der 8 437 Abſ. 1 
f. B. feiner Entſtehungsgeſchichte nach (vgl. Prot. d. Komm. 
Alb 2. Lefung d. Entw. des BOB. Bd. I S. 669) nur die 
nwendung der Grundſätze über den Verkauf einer nicht be⸗ 
ein ben Sache ausſchließen, ſich aber nicht auf den Verkauf 
nes Rechtes beziehen ſoll, deſſen Entſtehung objektiv un⸗ 
möglich iſt. 


U. d. 10. Okt. 1931; 66/31 I. — Berlin.) [Ka.] 


ber 12. Wählt der Patentinhaber als Schadens- 

fr zechnung entgangene Lizenzgebühren, ſo er⸗ 
boͤpft ſich darin fein Anſpruch. f) 

4 Als berechtigt erweiſt ſich die Rev. inſoweit, als ſie — 

leich mit unzutreffender Begr. — den Betrag be⸗ 


) JW. 1912, 139. ) JW. 1912, 478. ) JW. 1908, 448 


ae bie den Gegenſtand des Vertrages bilden, der Schutz über⸗ 
pen: Past herbeiführen. Darin zeigt ſich eine Richtlinie. Aber ſie 
doch nicht zur Löſung unſeres Falles, weil hier der erwartete Schutz 
Weith onſtruktionen der Uhren ſelbſt deckt und fo dieſe Art gegen 
Ubrebewerb abſchließt. Nur eben nicht allgemein „ſolche“ Art von 
Reſſend ain — erheblicher? — Unterſchied in der Reichweite der be⸗ 
kt Vertragsbeſtimmung, der vielleicht doch nicht klar genug 
nut worden iſt. 
den M bleiben eben Zweifel genug. Iſt eine Vereinbarung über 
Oder lemvertrieb Inhalt des Rechts, das „verkauft“ wird? 
i Mt fie eine Begleitvereinbarung? Die Antwort läßt ſich, wie 
kreten bei den Lizenzverträgen, nur im Vertrage und in den kon⸗ 
e die Umftänden des jeweiligen Falles finden: eine Tatſache, 
ordent einheitliche Bearbeitung dieſes ſchwierigen Gebietes fo außer- 


lich erſchwert. 
RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 


daß a 12. Die Entſch. wendet den allgemeinen Grundſatz an, 
erſatzanſ Patentinhaber, wenn er der Berechnung feines Schadens- 
nicht — die ihm entgangene Lizenzgebühr zugrunde legt, 
araus eben noch den Schaden erſetzt verlangen kann, der ihm 
wiſſe Rerwwächſt, daß durch eine jede Patentverletzung eine ge⸗ 
tigung mit onhigung des Marktes verurſacht wird, deren Beſei⸗ 
mit der it Aufwendungen verbunden ift. Dieſer Grundſatz deckt ſich 
mehreren Schrifttum allgemein vertretenen Anſicht, daß nicht die 
erechnun dem verletzten Patentinhaber zuſtehenden Schadens⸗ 
35 c.. arten miteinander kumuliert werden dürfen (vgl. Iſay, 
um 15; Kiſch, Handb. S. 459; Seligſohn, 5 35 
unten Sdlerdings finden ſich zuweilen auch, fo bei den letzt⸗ 
vorl. Entſch chriftſtellern, Wendungen, die im Widerſpruch zu der 
ſch. zu ſtehen ſcheinen. Indeſſen ift der Widerſpruch mehr 


mängelt, den die Kl. zugeſprochen erhalten hat. Es ſei nicht 
gerechtfertigt, der Kl. „außer einer normal erhöhten Lizenz 
auch noch einen weiteren Schadensbetrag dafür zuzuſprechen, 
daß ihr Abſatz beeinträchtigt worden ſei“. Dies war viel⸗ 
mehr die — allerdings unzutreffende — Begr. des LG. ge⸗ 
weſen. Das LG. hatte ausgeführt, aus eigener Sachkenntnis 
beurteilen zu können, daß eine Lizenz bis zu 20% des Um⸗ 
ſatzes der Übung im geſchüftlichen Verkehr und auf dem ſtrei⸗ 
tigen Fachgebiet entſpräche. Weitere 10000 % ſeien der Kl. 
zuzubilligen für Aufwendungen zur Beſeitigung der Markt⸗ 
verwirrung, die ohne das Verhalten des Bekl. nicht nötig 
geweſen ſeien. Das KG. dagegen hat die Lizenzgebühr ein⸗ 
heitlich nach dem Satze von 25% mit der zu Eingang wieder⸗ 
gegebenen Begr. zugebilligt, alſo nicht, wie das LG. in 
Höhe eines Hundertſatzes zuzüglich einer feſten Entſchädi⸗ 
gungsſumme. Nun hatte aber die Kl. ſelbſt nur einen Satz 
von 20% als angemeſſene Lizenzgebühr bezeichnet. Schon 
hiernach erſcheint die recht beträchtliche Mehrzubilligung von 
10000 % bedenklich. In rechtlicher Beziehung kommt aber 
noch folgendes in Betracht. Die Schadensberechnung auf 
Lizenzgrundlage iſt nicht dazu da, dem Patentinhaber, der 
einen über die angemeſſene Lizenzgebühr hinausgehenden 
Schaden gehabt zu haben behauptet, den dafür zu führenden 
Beweis abzunehmen. Berechnet der Patentinhaber ſeinen 
Schaden als Entſchädigungslizenzgebühr, jo iſt immer nur 
zu prüfen, welchen Betrag der Patentinhaber für die Ertei⸗ 
lung einer vertraglichen Lizenz hätte erlangen können. Sicher⸗ 
lich bemißt ſich dies nach den Umſtänden des Einzelfalles 
(vgl. RG. 95, 220 [224]; Seligſohn, Pat. S. 416; 
8 35 Anm. 12 b). Aber für Erwägungen, wie fie der Vor⸗ 
derrichter ſeiner Mehrzubilligung zugrunde gelegt hat, iſt 
hier kein Raum. Als feſte Grundlage bleibt daher nur der 
Satz von 20% beſtehen. 


(U. v. 2. Dez. 1931; 88/31 J. — Berlin.) [Ka.] 


** 13. 88 26, 36 Abſ. 2 L:StempSt®. Für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob der Fiskus die recht⸗ 
mäßig erhobene Stempelſteuer wegen ſpäter ein⸗ 
getretener Umſtände zurückgeben muß, iſt der 
Rechtsweg nicht gegeben. f) 

Die Kl. ſchloß am 30. Jan. 1925 mit der T.⸗ AktG. 
einen Lizenzvertrag. Sie erhielt die Alleinlizenz für Deutſch⸗ 
land an gewiſſen Schutzrechten für den „ſprechenden Bild⸗ 
film“ auf die Dauer von zunächſt fünfzehn Jahren. Als 
Gegenleiſtung hatte ſie 10% ihrer Bruttoeinnahmen aus der 


ein ſcheinbarer als ein wirklicher. Man wird wohl unterſcheiden 
muſſen, wie folgt. Der Patentinhaber kann, wenn er die ent⸗ 
gangene Lizenzgebühr liquidiert, nicht daneben den Schaden erſetzt 
verlangen, der ihm an ſeinem eigenen Abſatz oder Gewinn durch 
die bloße Tatſache der Benutzung des Patentverletzers erwächſt (in⸗ 
ſofern nicht ganz klar Kiſch a. a. O.); denn er hätte ſich, wenn 
er wirklich eine Lizenz erteilt hätte, dieſe Minderung des eigenen 
Abſatzes und Gewinns gefallen laſſen müſſen; Gleiches muß alſo 
auch dann gelten, wenn er feinem Schaden die Lizenzgebühr zu⸗ 
grunde legt. Anders aber verhält es ſich bezüglich desjenigen 
Schadens, den der Patentinhaber dadurch erleidet, daß die vom 
Patentverletzer in Verkehr gebrachten Produkte gegenüber den 
patentierten, etwa infolge unvollkommener Ausführung oder 
ſchlechten Materials, eine gewiſſe Minderwertigkeit auf⸗ 
weiſen, durch welche der Ruf und damit die Abſatzfähigkeit des 
Originalproduktes beeinträchtigt werden. Dieſen Schaden kann 
der Patentinhaber durchaus neben der Lizenzgebühr verlangen. 
Denn. auch wenn er eine Lizenz erteilt hätte, ſo wäre dieſe doch 
nur in dem Sinne gemeint geweſen, daß der Benutzer (Lizenz- 
nehmer) nur vollwertige Patentgegenſtände in Verkehr bringen 
dürfte. Die Verbreitung minderwertiger Gegenſtände würde durch 
die Lizenz nicht gedeckt ſein und daher den Benutzer trotz der von 
ihm gezahlten Lizenzgebühr und außer derſelben zum Erſatze der 
durch ſolche Minderwertigkeit dem Patentinhaber erwachſenden 
Schädigungen verpflichten. Folgerichtig kann der Patentinhaber, 
der keine Lizenz erteilt hatte, neben dem auf Lizenzgrundlage 
berechneten Schaden auch noch die gewerbliche Beeinträchtigung 
erſetzt verlangen, die auf der Minderwertigkeit der unbefugt ver⸗ 
breiteten Produkte beruht. 
Geh. JR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 


Zu 13. In NG. 121, 276 ift eindeutig 8 13 GVG. dahin aus⸗ 
gelegt, daß die Klage vor den ordentlichen Gerichten nur zuläſſig iſt, 
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Verwertung der ſprechenden Bildfilme durch Vorführung oder 


Verleih zu entrichten. Für den Fall, daß die Lizenzgebühren 
in den einzelnen Jahren die in § 9 des Vertrags beſtimmten 
Minimalgrenzen nicht erreichten, ſollte die Kl. befugt ſein, 
ſich durch Nachzahlung der fehlenden Summen innerhalb ein⸗ 
undzwanzig Tagen die Alleinlizenz für das begonnene Lizenz⸗ 
jahr zu ſichern; wenn ſie dieſe Möglichkeit verſäumen würde, 
ſollte ihr nur noch eine einfache Lizenz zuſtehen. 

Schon im erſten Vertragsjahr blieb die Lizenzgebühr 
hinter der Mindeſtgrenze zurück, die zur Erhaltung der Allein⸗ 
lizenz erforderliche Nachzahlung iſt nicht geleiſtet worden. 
Im November 1927 iſt der Vertrag aufgelöſt worden. 

Das Fin A. hat für den Vertrag einen Stempel von 
17550 J erfordert. Eine von der Kl. erhobene Klage auf 
die Feſtſtellung, daß ſie nicht verpflichtet ſei, dieſen Betrag 
zu zahlen, iſt rechtskräftig abgewieſen worden. Später ſind 
von der Stempelforderung 12 550 AM niedergeſchlagen, 
1000 34 am 19. Mai 1930 von der Kl. gezahlt, der Reſt iſt 
ihr geſtundet worden. 

Im vorl. Rechtsſtreit fordert die Kl. Erſtattung von 
999,50 AM. Sie behauptet, es feiern nur 90,46 AM Lizenz⸗ 
gebühren während der Vertragsdauer gezahlt worden. 

LG. und BG. haben verurteilt, RG. hat aufgehoben. 

Die Kl. ſtützt die Rückforderung des von ihr gezahlten 
Stempelbetrags auf $ 36 Abſ. 2 LStempStGG. Danach wird 
die Stempelſteuer, wenn einem der Vertragſchließenden ein 
Wahlrecht oder die Befugnis eingeräumt iſt, innerhalb be⸗ 
ſtimmter Grenzen den Umfang der Leiſtung zu beſtimmen, 
nach dem höchſtmöglichen Werte des Gegenſtands des Ge⸗ 
ſchäfts berechnet; iſt aber die Leiſtung nicht bis zu den be⸗ 
ſtimmten Grenzen erfolgt, ſo wird nach Ausführung des Ge⸗ 
ſchäfts die gezahlte Stempelſteuer bis auf den der wirklichen 
Leiſtung entſprechenden Betrag erſtattet. 

Die von Amts wegen zu prüfende Frage, ob für den 
Klageanſpruch der Rechtsweg zuläſſig iſt, iſt im Gegenſatz zum 
BU. zu verneinen. 

Nach § 26 LStempSt®. iſt der Rechtsweg zuläſſig „in 
Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung einer 
Stempelabgabe“. Allein dieſe Beſtimmung, die eine Aus⸗ 
nahme von dem Grundſatz des preuß. Abgabenrechts bedeutet, 
daß der Rechtsweg im allgemeinen unzuläſſig iſt (RG. 121, 
2762), iſt für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs in 
preuß. Stempelſachen maßgebend. Aus dem Umſtand, daß in 
anderen Vorſchr. des LStempStG. dem Staat die Pflicht 
zur Erſtattung gezahlter Stempelbeträge auferlegt iſt, kann 
weder auf die Zuläſſigkeit noch auf die Unzuläſſigkeit des 


1) JW. 1928, 2707. 


wenn es ſich um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handelt und nicht 
entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichten begründet iſt oder reichsgeſetzlich beſondere Gerichte beſtellt 
oder zugelaſſen ſind. Weiter iſt feſtgeſtellt, daß eine bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeit gegeben iſt, wenn der mit der Klage erfolgte Anſpruch auf 
bürgerlich⸗ rechtlicher Grundlage entſtanden iſt oder wenn er zwar im 
öffentlichen Recht wurzelt, der Rechtsweg aber — ſei es reichs⸗, 
ſei es landesrechtlich — eröffnet worden iſt. Die bekannteſte Aus⸗ 
nahme von dieſem Grundſatz in der preuß. Geſetzgebung iſt in 8 26 
PrStempStG. enthalten, nach dem „in Beziehung auf die Verpflich⸗ 
tung zur Entrichtung einer Stempelabgabe der Rechtsweg zuläſſig iſt“. 
Mit Recht weiſt das NÖ. auf die Mehrdeutigkeit dieſer Vorſchr. hin. 
Der Wortlaut allein würde den Entſch. der beiden erſten Inſtanzen 
recht geben können. Aber Rſpr. (RG. 60, 350), Schrifttum (vgl. 
Loeck⸗Eiffler, 10. Aufl., Anm. 2b zu § 26; Meſſerſchmidt⸗ 
Kollat, 5. Aufl., S. 183; Wenz S. 124) und Praxis haben die 
Vorſchr. fo ausgelegt, wie es in der obigen Entſch. geſchieht, daß 
nämlich die Klage nur zuläſſig iſt über die Frage, ob nach den zur 
Zeit der Einforderung, Zahlung oder Beitreibung des Stempels vor⸗ 
handenen Vorausſetzungen eine Verpflichtung zu ſeiner Entrichtung be⸗ 
ſtand, 826 alſo eng auszulegen iſt. Nur dieſe Vorſchr. iſt für die 
Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges anzuwenden. Alle anderen 
Vorſchr. des StempStG. über Erſtattung von Steuern haben für die 
Frage der Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges keine ſelbſtändige 
Bedeutung. Nur ſoweit die Vorausſetzungen des 3 26 erfüllt ſind, iſt 
es eine „bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“. So weiſt NG. mit Recht darauf 
hin, daß für Erſtattungsanſprüche nach 8 25 Abſ. 1a StempStc. die 
bürgerlichen Gerichte zuſtändig ſein können, nicht dagegen für ſolche 
nach 8 25 Abſ. 1b und e oder gar Abſ. 2. Der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten gilt daher, wie das RG. nunmehr in An⸗ 
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Rechtswegs in den ſo geregelten Fällen geſchloſſen werden. 
So enthält § 25 LStempStG., der in weitem Umfang die 
Erſtattung anordnet, in Abſ. 1a zumeiſt Fälle, in denen auch 
der Rechtsweg zuläſſig iſt, während Abſ. Le Fälle behandelt, 
bei denen der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt (RG. 83, 194). Der 
Umſtand, daß $6 Abſ. 2 2LStempSt®. die Erſtattung des, 
Stempels anordnet, iſt alſo für die hier zu entſcheidende 
Frage ohne Belang. Ausſchlaggebend iſt die Entſcheidung der 
Frage, ob der Streit der Parteien die Verpflichtung der Kl. 
zur Entrichtung der vom Fin A. erhobenen Stempelſteuer 
betrifft, ob dieſe Verpflichtung alſo dadurch berührt wurde, 
daß ſich aus der Ausübung des von der Kl. behaupteten 
Wahlrechts eine Vertragsleiſtung von geringerem Werte als 
dem der Stempelberechnung zugrunde liegenden ergab. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Die Ausnahmevorſchrift des § 26, 
deren Mehrdeutigkeit nicht zu verkennen iſt, verträgt keine 
ausdehnende Auslegung, ſondern muß in engem Anſchluß an 
den Wortlaut verſtanden werden. Sie hat nur ſolche Fälle 
im Auge, in denen es ſich darum handelt, ob nach den zur 
Zeit der Einforderung, Zahlung oder Beitreibung des Stem⸗ 
pels vorhandenen Vorausſetzungen eine Verpflichtung zu ſei⸗ 
ner Entrichtung beſtand (RG. 60, 350). Darüber iſt für 
den ſtreitigen Anſpruch auf die im Vorprozeß erhobene Feſt⸗ 
ſtellungsklage entſchieden worden. Steht dagegen, wie im 
vorl. Falle, im Streit, ob nachträglich eingetretene Umſtände 
in Frage ſtellen, ob der Fiskus die auf Grund einer beſtehen⸗ 
den Verpflichtung gezahlten Beträge behalten darf, ſo ſind 
die Vorausſetzungen des 8 26 nicht gegeben. 

(U. v. 27. Nov. 1931; 142/31 VII. — Berlin.) [Su] 
= NG. 134, 247.) 


3. Gebrauchs muſterſchutz. 


** 14. Beim Gebrauchs muſter iſt nicht nur das 
geſchützt, was bei der Anmeldung ausdrücklich 
als neu beanſprucht worden iſt; vielmehr iſt dem 
geſamten Inhalt der Anmeldung zu entnehmen, 
was als eine Raumform angemeldet werden 
ſo ll. 7) 

Die Bekl. und ein Teil der Sachverſtändigen haben aus 
der Entſch. in RG. 120, 224 (226) ) entnehmen zu ſollen ge⸗ 
glaubt, daß beim Gebrauchsmuſter dem Erfinder nur das 
geſchützt fei, was er bei der Anmeldung ausdrücklich als neu 
in Anſpruch genommen habe. Dem iſt der Vorderrichter ent⸗ 
gegengetreten. Er hat, allerdings ohne zu RG. 120, 2242) 
Stellung zu nehmen, unter Bezugnahme auf das RGUrt. vom 
4. April 1925: JW. 1926, 441 (auch im Recht 1925, 229 


2) JW. 1928, 1294. 2) JW. 1928, 1294. 


wendung der Auslegungsgrundſätze des 8 26 feſtgeſtellt hat, ebenſowenig 
für einen Erſtattungsanſpruch nach $6 Abſ. 2 StempSt®., weil zur 
nächſt die Steuerpflicht in voller Höhe begründet war und erſt nach” 
trägliche Umſtände eingetreten find, die einen nun im Verwaltungs- 
wege zu ſtellenden Anſpruch auf Erſtattung geben. Der Antrag muß 
bei dem mit erweiterter Zuſtändigkeit ausgeſtatteten Finel., in deſſen 
Bezirk der Stempel verwendet iſt, geſtellt werden (vgl. Ziff. 29 der 
AusfBeſt. z. StempSt®.). Über die Beſchw. gegen einen ablehnenden 
Beſcheid entſcheidet das LFin A. und endgültig auf eine weitere Beſchw. 


der preuß. Finanzminiſter. 
RA. Dr. Deiter, Hannover. 


Zu 14. Die vorſtehende Entſch. hat nur eine klärende, feſt⸗ 
ſtellende Bedeutung. Sie hebt ſcharf den Unterſchied zwiſchen „Gegen⸗ 
ſtand des Gebrauchsmuſters“ und „Schutzumfang des Gebrauchs, 
muſters“ hervor. Der „Gegenſtand des Gebrauchsmuſters“ kann nicht 
allein aus dem — etſaigen — Schutzanſpruch entnommen werden. 
Zu feiner Feſtſtellung muß die Anmeldung in allen ihren Teilen 
herangezogen werden: Beſchreibung, Schutzanſpruch, Modell, Zeich⸗ 
nung. Dieſe Feſtſtellungen find aber nicht allein auf Grund des 
Wortlautes der ſchriftlichen Anmeldeunterlagen, des Modelles reſp. 
des Inhalts der Zeichnung zu treffen. Falls ſich Unklarheiten, Zweifel 
ergeben, muß zur Beſeitigung derſelben der Stand der Technik 
herangezogen werden. 

Es muß aber aus den Anmeldeunterlagen entnommen werden 
können, was der Aumelder als „neue“ Geſtaltung der Raumform 
angeſehen wiſſen will. Eine ausdrückliche Angabe des „Neuen“ 1 
indeſſen nicht erforderlich. Es ſei der Vollſtändigkeit halber noch 
ein wichtiger Saz aus dem auch im vorſtehenden Urt. wiederholt 
erwähnten Urt. (RG. 120, 224 ff. ZW. 1928, 1294) angeführt: 
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Nr. 694) und RG. 107, 100 (103) ausgeführt: Man müſſe, 
wie beim Patent, ſo auch beim Gebrauchsmuſter, annehmen, 
daß der Erfinder alles habe anmelden wollen, was er habe 
anmelden dürfen. Maßgebend für die Ermittlung dieſes Wil⸗ 
lens ſei nicht allein der Schutzanſpruch ſelbſt, ſondern auch die 
beigefügte Beſchreibung und die Zeichnung. Demnach beziehe 
ſich der Schutz auf alle durch das Gebrauchsmuster verwirk⸗ 
lichten techniſchen Fortſchritte, auch wenn fie im Schutzanſpruch 
ſelbſt nicht ausdrücklich hervorgehoben ſeien, ſofern ſie nur 
neu ſeien und in der Zeichnung oder dem Modell eine räum⸗ 
liche Verkörperung gefunden hätten, ſo daß ſie ohne weiteres 
in den Schutzanſpruch hätten aufgenommen werden können. 
„Dieſen Ausführungen tft im großen und ganzen beizu⸗ 
ſtimmen. Nur ſind ſie dahin zu berichtigen, daß es ſich hier 
lediglich um den Gegenſtand des Gebrauchsmuſters, nicht um 
ſeinen Schutzumfang handelt, und daß ferner nur die Angabe 
der techniſchen Neuerung ſelbſt, nicht aber die Angabe des da⸗ 
durch erſtrebten techniſchen Vorteils in Frage ſteht. So ver⸗ 
ſtanden ſteht aber mit ihnen auch der in RG. 120, 224°) 
entwickelte Standpunkt im Einklang. 

Die Grundregel, an der das RG. ſtets feſtgehalten hat, 
iſt: Aus dem Inhalt der Anmeldung muß — ge- 
gebenenfalls im Wege der Auslegung — zu ent⸗ 
nehmen ſein, was als neue Raumform angemel- 
det werden ſoll. Wie in NG. 120, 224 (227) ) gejagt 
worden iſt: was nicht in der Anmeldung als neu hervor⸗ 
gehoben iſt, kann nicht Gegenſtand des Gebrauchsmuſters ſein. 
Maßgebend hierfür ſind jedoch keineswegs allein die Schutz⸗ 
anſprüche, zumal da geſetzlich eine Zuſammenfaſſung in Schutz⸗ 
anſprüche nicht vorgeſchrieben iſt. Mitzuprüfen iſt alſo auch 
er geſamte übrige Inhalt der Anmeldung mit Zeichnung 
und Modell. Wo Zweifel ſind, iſt der Stand der Technik 
heranzuziehen, wie dies in RG. 120, 228°) näher ausein⸗ 
andergeſetzt ift. Was dagegen nicht angegeben zu ſein braucht, 
iſt die Begründung für die beanſpruchte Neuheit gegenüber 
dem bisherigen Stand der Technik und die Begründung für 
den Erfindungscharakter der Neuheit. Etwas anderes ſollte 
auch in RG. 120, 227°) a. E., 228 oben nicht geſagt werden 
Eu ogl. Wertheimer: JW. 1928, 12941. 

Von dieſen Grundſätzen iſt das RG., wie bereits in RG. 
120, 226 betont wurde, in den dort genannten früheren 
Entſch. nicht abgewichen. So wird in NG. 107, 100 (103) 
ausgeführt, daß der Fachmann aus der Anmeldung erkennen 
müffe, worin der Erfinder die neue Geſtaltung erblickt habe, 
wenn es auch nicht notwendig einer Anſpruchformung be⸗ 
dürfe. Ferner heißt es im RGürt. v. 4. April 1925 a. a. O. 
nur, daß es unſchädlich ſei, wenn der Anmelder den neu 
aufgefundenen Vorzug (alſo den techniſchen Fortſchritt) 
unzutreffend oder überhaupt nicht angebe. Endlich enthält 
auch das RGurt. v. 7. Okt. 1916: Z. f. IR. 1916, 231 
nichts Abweichendes. Am Schluſſe dieſes Urteils iſt nur ge⸗ 
jagt es fei belanglos, daß die dortige Kl. urſprünglich das 
Sa in ihrem Gebrauchsmuſter in anderen Vorzügen er⸗ 
blickt und mit ihren Angaben darüber mehrfach gewechſelt 
Me. Hieraus läßt ſich alſo nicht entnehmen, daß überhaupt 
von dem Inhalt der Gebrauchsmuſteranmeldung die Rede 
lein ſoll, und außerdem handelt es ſich dort weſentlich um 
1 der Fortſchrittlichkeit, von der das früher Ge 

gilt. 

(A. v. 16. Sept. 1931; 7/31 J. — Düſſeldorf.) (a.] 
Rc. 133, 260.) 
— — 
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Bei 
el beſtehenden Zweifeln ift als Gegenſtand des Gebrauchsmuſters 
1955 das anzusehen, was nach dem Stand der Technik als neu 
505 ſchuzfäbig erſcheint und daher, wie zu vermuten iſt (11) von 
00 i Anmelder für den Gebrauchsmuſterſchutz in Anſpruch genommen 
werden ſollte.“ 
des Nachdrücklich iſt darauf hinzuweiſen, daß bei der Ermittlung 
Ne Gegenſtandes des Gebrauchsmuſters lediglich die techniſchen 
te ch eren gen in Frage kommen. Der vom Erfinder erſtrebte 
anders che Vorteil muß nicht erſichtlich gemacht werden. Ein 
er wieder und verſchieden von dem aus den Anmeldeunterlagen 
Een „Gegenſtand des Gebrauchsmuſters“ iſt der Schuß- 
feng des Gebrauchsmuſters. 5 
IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Rechtſprechung 


1839 


15. Bei der Auslegung des Schutzumfanges 
eines Gebrauchs muſters ift anzunehmen, daß der 
Anmelder das anmelden wollte, was neu war. 
Der Erfindungsgedanke bedarf aber einer tech⸗ 
niſchen Wirkung, die rein ſprachliche Bedeutung 
macht ihn nicht ſchutzfähig. f) 


Nach der Darſtellung des Bekl. liegt die erfinderiſche 
Neuheit ihres Gebrauchsmuſters darin, daß dem Leſer die 
gleichzeitig ſtattfindenden Funkſendungen verſchiedener Orte 
innerhalb eines abgegrenzten Feldes derart vor Augen ge⸗ 
bracht werden, daß der Leſer durch einen Blick auf das Feld 
davon unterrichtet wird, welche Vorträge in dieſem Augen⸗ 
blick gerade in der Sendung begriffen ſind. Es ſoll alſo nicht 
notwendig ſein, ſeinen Augenmerk auf ein früheres Feld zu 
lenken, um feſtzuſtellen, ob ein beſtimmter Vortrag noch läuft. 
Der Vortrag ſoll vielmehr in jedem Felde aufgeführt ſein, 
in deſſen dort angegebenen Zeitraum auch nur ein Teil von 
ihm fällt, ſo daß alſo bei längerer Dauer eines Vortrags er 
in mehreren aufeinander folgenden Feldern erſcheint. Das 
RG. hat geprüft, ob dieſer Gedanke offenbart ſei, und das in 
Übereinſtimmung mit dem LG. verneint. Zu dem Satz in der 
Gebrauchsmuſterbeſchreibung „Dieſe Anordnung und Ein⸗ 
teilung verfolgt den Zweck, durch zuſammenhängende Wieder⸗ 
gabe gleichzeitig ſtattfindender Funkſendungen an verſchiedenen 
Orten innerhalb eines abgegrenzten Feldes die leichte und 
bequeme Auffindung und Einſtellung beliebiger Rundfunk⸗ 
ſendungen zu der beſtimmten Zeit zu ermöglichen“ ſagt es: 
Nach allg. Sprachgebrauch werde unter „Wiedergabe gleich⸗ 
zeitig ſtattfindender Rundfunkſendungen“ nur die Wieder⸗ 
gabe gleichzeitig beginnender Sendungen verſtanden; 
nichts deute auf eine wiederholte Angabe derſelben Sendung 
hin. Die Auslegung des Bekl. fei eine unhaltbare Wortaus⸗ 
legung. Ihr ſtehe vor allem auch die Gebrauchsmuſterzeich⸗ 
nung entgegen, in der der behauptete Erfindungsgedanke 
nirgends erſichtlich gemacht ſei, obgleich dies durch ein Bei⸗ 
ſpiel leicht hätte geſchehen können. Der Senat ſei daher über⸗ 
zeugt, daß der Bekl. den von ihm in Anſpruch genommenen 
Erfindungsgedanken nicht gehabt, geſchweige denn ihn im 
Gebrauchsmuſter erkennbar gemacht habe. Was übrig bleibe, 
ſei allenfalls die Anordnung von Zeitfeldern mit Angabe 
des Vortragsbeginns. Dieſe Anordnung ſei, wie das LG. an 
der Hand der veröffentl. Zeittafeln der Radio⸗Umſchau dar⸗ 
lege, offenkundig vorbenutzt. Die Anordnung, welche der 
Bekl. als geſchützt anſehe, entbehre aber auch der Schutzfähig⸗ 
keit als Gebrauchsmuſter. Es handele ſich um eine Art gra⸗ 
phiſcher Darſtellung von Vorgängen, die über eine techniſche 
Wirkung hinausgehe, und zwar literariſchen Urheberſchutz ge⸗ 
nießen könne, aber nicht den Schutz eines Gebrauchsmuſters. 

Die Rev. beanſtandet die Auslegung der Gebrauchs⸗ 
muſteranmeldung, und nicht ohne Grund. In dem vom KG. 
angezogenen Satz des erſten Abſatzes der Beſchreibung wird 
es als Zweck der neuen Anordnung bezeichnet, „durch zu⸗ 
ſammenhängende Wiedergabe gleichzeitig ſtattfinden⸗ 
der Funkſendungen an verſchiedenen Orten innerhalb eines 
abgegrenzten Feldes die leichte und bequeme Auffindung und 
Einſtellung beliebiger Rundfunkſendungen zu der beſtimmten 


Zu 15. Das vorſtehende Urteil bringt zwei Grundſätze des Ge⸗ 
brauchsmuſterrechts zum Ausdruck. 

a) Bei der Feſtſtellung des Schutzumfangs eines Gebrauchs⸗ 
muſters wird vom NG. regelmäßig — erfinderfreundlich! — untere 
ſtellt, der Anmelder habe das offenbart und angemeldet, was bet 
dem Gegenſtand des Gebrauchsmuſters nach dem Stand der Technik 
am Tage der Anmeldung als „neu“ anzuſprechen war. 

b) Der im Gebrauchsmuster zum Ausdruck gelangende Gedanke 
muß eine techniſche Wirkung äußern, ſonſt iſt ein ſchutzfahiger 
Gegenſtand nicht vorhanden. Ob eine dreidimenſionale Raumform un⸗ 
bedingt nötig iſt und nicht auch Flächenmuſter gebrauchsmuſterſchuß⸗ 
fähig find, ist ftreitig. Das NG. iſt bisher einer Entſch dieſer recht 
wichtigen Frage ausgewichen. Es hat auch in der vorl. Entſch. dazu 
keine endgültige Stellung genommen, weil, wie das BG. wieder⸗ 
holt ſchon betont bat, es jedenfalls nicht genügt, wenn der Er⸗ 
findungsgedanke lediglich in Schriftzeichen in Erjdemung tritt, 
die ohne eine techniſche Wirkung zu erſtreben oder zu erzielen, ſich 
lediglich an den menſchlichen Geiſt wenden. Dies ſelbſt dann, wenn 
die übermittelte Kenntnis bedeutſam iſt. 
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Zeit zu ermöglichen“. Übereinſtimmend damit heißt es an⸗ 
ſchließend hierin im erſten Satz des zweiten Abſatzes, daß das 
Aufſuchen der gleichzeitig ſtattfindenden Vorträge 
verhältnismäßig mühſam und zeitraubend geweſen ſei. Gleich⸗ 
zeitig ſtattfindende Vorträge ſollen alſo verzeichnet 
werden, damit man ſich leicht und ſchnell darüber zu unter⸗ 
richten vermag, welcher Vortrag zu einer beſtimmten Zeit au⸗ 
gehört werden kann. Davon, wann dieſe Vorträge beginnen, 
iſt mit keinem Wort die Rede. „Gleichzeitig ſtattfindend“ iſt 
nicht gleichbedeutend mit „gleichzeitig beginnend“. Dieſe An⸗ 
ſicht beider Vordergerichte hat den Wortlaut der Beſchreibung 
jedenfalls nicht für ſich. Es liegt aber auch in der Natur der 
Sache, daß der Rundfunkhörer nicht immer nur Wert darauf 
legen kann, zu erfahren, welche Vorträge gleichzeitig beginnen, 
ſondern ſich in vielen Fällen damit begnügen muß, die zu 
einer beſtimmten Zeit ſtattfindenden Vorträge zu ermitteln, 
mögen ſie auch bereits zu einer früheren Zeit begonnen haben. 
Seine Verhältniſſe werden es ihm oft nicht geſtatten, einen 
Vortrag, den er hören möchte, von Aubeginn anzuhören; er 
wird ſich nicht ſelten damit begnügen müſſen, einen ſpäteren 
Teil eines Vortrags zu hören, deſſen Anfang er aus Mangel 
an Zeit oder aus ſonſtigen Gründen nicht anhören konnte. 
Fraglich kann nur ſein, ob der Gedanke, die zu einer be⸗ 
ſtimmten Zeit ſtattfindenden Vorträge, auch wenn ſie bereits 
früher begonnen haben, in jedem Feld zu verzeichnen, hin⸗ 
reichend offenbart iſt. Die in dieſer Beziehung beſtehenden Be⸗ 
denken greifen aber nicht durch, zumal in Anbetracht des bis⸗ 
her anſcheinend überſehenen Umſtandes, daß auf der Gebrauchs⸗ 
muſterzeichnung im Uhrfeld 14 an erſter Stelle „Köln 12,00“ 
ſteht. Dadurch iſt hinreichend zum Ausdruck gebracht worden, 
daß die Uhrfelder nicht nur den Beginn der Vorträge angeben, 
ſondern auch ſolche Vorträge enthalten ſollen, die ſchon früher 
begonnen haben, aber zur Zeit noch fortgeſetzt werden. Über⸗ 
dies iſt nach der Rſpr. des Sen. bei der Auslegung des Schutz- 
anſpruchs eines Gebrauchsmuſters davon auszugehen, daß der 
Anmelder das hat offenbaren und anmelden wollen, was nach 
dem Stande der Technik neu war. Neu aber iſt der von dem 
Bekl. in Anſpruch genommene Erfindungsgedanke; das Gegen⸗ 
teil hat das KG. bei feiner Erörterung des Standes der Tech⸗ 
nik nicht feſtgeſtellt; es iſt auch nicht behauptet worden. Be⸗ 
rücksichtigt man dies, fo find aus dem Inhalt der Gebrauchs⸗ 
muſteranmeldung keine Bedenken dagegen herzuleiten, dieſen 
Erfindungsgedanken als geſchützt anzuſehen. 

Die Entſch. hängt daher davon ab, ob die zweite Er⸗ 
wägung des KG. zutrifft, daß es nämlich mangels einer tech⸗ 
niſchen Wirkung an einem des Gebrauchsmuſterſchutzes fähigen 
Gegenſtand fehle. Das iſt der Fall. In der Anmeldung wird 
als Gegenſtand des Gebrauchsmuſters eine „Anordnung für 
Rundfunk⸗Vortragsfolgen“ bezeichnet. Nach § 1 GebrMuſtgGh. 
können jedoch nur Modelle von Arbeitsgerätſchaften oder Ge⸗ 
brauchsgegenſtänden oder von Teilen ſolcher, alſo körperliche 
Gegenſtände, den Schutz als Gebrauchsmuſter genießen, in⸗ 
ſoweit fie dem Arbeits- oder Gebrauchszweck durch eine neue 
Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen ſollen. Als 
Gegenſtand des Gebrauchsmuſters könnte daher vorliegend nur 
ein Blatt aus Papier oder ähnlichem Stoff in Betracht kom⸗ 
men, ſoweit es dem Arbeits⸗ oder Gebrauchszweck in der an⸗ 
gegebenen Weiſe zu dienen beſtimmt iſt. Die neue Anordnung, 
die den Gebrauchsmuſterſchutz begründen ſoll, tritt räumlich 
nicht nach drei Richtungen, ſondern nur als Flächenmuſter in 


Erſcheinung. Die im Schrifttum ſtreitige Frage, ob dies aus⸗ 


reicht, iſt vom RG. bisher nicht entſchieden worden (vgl. 
RG. 48, 77; 114, 146, 1471); 115, 134). Auch hier bedarf 
es dazu keiner Stellungnahme. Denn, wie der Sen. bereits 
in RG. 48, 77 ausgeſprochen und ſeither feſtgehalten hat (vgl. 
RG. 106, 238 2)), genügt es jedenfalls nicht, wenn der Er⸗ 
findungsgedanke lediglich in Schriftzeichen in die Erſcheinung 
tritt, die ohne techniſche Wirkung ſich nur ihrer ſprachlichen 
Bedeutung entſprechend an den menſchlichen Geiſt wenden, um 
ihm etwas Wiſſenswertes mitzuteilen. Der Rundfunkhörer ſoll 
nach dem Vorſchlage des Bekl. darüber unterrichtet werden, 
welche Runfunkvorträge zu einer beſtimmten Zeit ſtattfinden. 
Einem anderen Zweck dient das Gebrauchsmuſter des Bekl. 
nicht. Dieſe Wiſſensübermittelung ſoll möglichſt leicht ſein 


9 JW. 1927, 99. 2) JW. 1924, 185. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


und ohne größeren Zeitverluſt vonſtatten gehen. Dem dient 
die Anweiſung, ſich nicht auf die Angabe des Beginns und der 
Endzeit jedes Vortrages zu beſchränken, ſondern in mit der 
Uhrzeit bezeichnete Felder alle in einem beſtimmten Zeitraum 
ſtattfindenden Vorträge aufzunehmen, auch wenn ſie zu einer 
früheren Zeit beginnen oder endigen. Dies ſoll ferner durch 
die Art und Weiſe erleichtert werden, in der nach dem Vor⸗ 
ſchlage der Anmeldung die Uhrzeiten zu bezeichnen ſind. So⸗ 
weit hiernach überhaupt von einer auf einer Fläche ſtattfinden⸗ 
den räumlichen Anordnung geſprochen werden kann, iſt fie von 
keinerlei techniſchen Bedeutung, ſondern ſoll lediglich den an⸗ 
gegebenen Zweck der Wiſſensübermittelung fördern, wie es in 
ähnlicher Weiſe auch ſonſt allgemein durch verſchiedenartigen 
Druck, geſperrte, fette Schriftzeichen, Gliederung in Abſätze, 
überſchriften, Randziffern u. dgl. geſchieht. Für den Schutz 
ſolcher Maßnahmen iſt das Gebrauchsmuſter nicht beſtimmt. 
(U. v. 14. Okt. 1931; 369/30 I. — Berlin.) Ka.) 
4. Geſetz zum Schutze von Warenbezeichnungen. 

16. 88 1, 12, 15 WbzG. 

1. Eine Erweiterung des Schutzes des für 
betriebsfremde Waren eingetragenen Zeichens 
auf die Betriebsware, für die das Zeichen nicht 
eingetragen iſt, iſt nicht zuläſſig. 

2. Für den Zeichenſchutz iſt nicht die bei An⸗ 
meldung des Zeichens oder ſpäter kundgegebene 
Auffaſſung des Anmelders und Inhabers, ſon⸗ 
dern die des Verkehrs über die ſinnfällige Be⸗ 
deutung des Zeichens maßgebend. Sind nach die⸗ 
fer ſchon kleine Abweichungen erheblich, jo kön⸗ 
nen dieſe die Verwechſlungsgefahr ausſchließen. 

Kl. fordert von der Bekl.: Unterlaſſung, ihre Packungen 
für Schokolade oder gleichartige Waren durch Anbringung lot⸗ 
rechter farbiger Streifen in der Weiſe zu kennzeichnen, daß 
die Oberfläche der Packungen in zwei ungleich große Recht⸗ 
ecke zerlegt wird. BG. hat verurteilt, RG. aufgehoben. 

Das BG. erblickt das den Geſamteindruck beherrſchende 
Merkmal aller Klagezeichen in dem „mehr oder weniger nahe 
dem linken Rande der Oberfläche angeordneten ſenkrechten 
Streifen, der dieſe in zwei ungleich große gleichfarbige Recht⸗ 
ecke zerlegt“, wie das am einfachſten und deutlichſten in dem 
überhaupt nur aus einem ſenkrechten Streifen nahe der linken 
Kante der Oberfläche beſtehenden Klagezeichen Nr. 386 202 
zum Ausdkuck komme. Dieſes ſtützt nach Anſicht des BG. 
daher ſchon für ſich allein die Klageanſprüche. Der Umſtand, 
daß das Pat A. die Eintragung dieſes Zeichens gerade für 
Schokolade und andere Kakaverzeugniſſe ſowie Zuckerwaren 
und Konditorwaren abgelehnt habe, ſei entſprechend den Aus⸗ 
führungen des RG. in der Bergmännle⸗Entſch. (RG. 122, 
2071)) für den vorliegenden Fall rechtlich ohne Bedeutung, 
da es u. a. für Backwaren eingetragen ſei und dieſe mit 
Schokolade und anderen Kakaverzeugniſſen, wie fie in den 
beauftandeten Packungen der Bekl. vertrieben würden, zeichen? 
rechtlich gleichartig ſeien. Dagegen ſieht das BG. in den 
anderen Klagezeichen das Wort „Mn“ und den Mauer⸗ 
turm nur als Verzierung an, der keine ſelbſtändige Kenn⸗ 
zeichnungskraft zukomme. 

Danach hält das BG. die Gefahr der Verwechſlung der 
Packungen der Bekl. mit den der Kl. zeichenrechtlich geſchützten 
Packungen für gegeben, da erſtere meiſt einen wie bei den 
Klagezeichen am linken Rande angeordneten ſenkrechten Strei⸗ 
fen aufweiſen, der die Oberfläche der Packungen in zwei un⸗ 
gleich große gleichfarbige Rechtecke zerlege. Dieſe ſind nach 
Anſicht des BG. auch dann, wenn die Oberfläche als Ganzes 
geſehen verſchiedene Farben auſweiſt, gleichfarbig, weil ſich 
das durch den Streiſen unterbrochene Bild, z. B. einer Land⸗ 
ſchaft jenſeits des Streifens in denſelben Farben fortſetze. 
Die bei den Packungen der Bekl. vorhandenen Abweichungen 
beſeitigen nach Anſicht des BG. die Verwechſlungsgefahr nicht. 
Das gelte nicht nur von dem Worte „Venetia“ auf allen 
Packungen der Bekl., ſondern auch von ihrem Bildſchmuck 
und der Tatſache, daß letztere ſich ſtets des roten Streifens 
bediene, während der auf den im Verkehr befindlichen Packun⸗ 
gen der Kl. angebrachte faſt ſtets blau ſei. 


9 JW. 1929, 1199. 
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Gegen dieſe Begründung des BG. wendet jich die Rev. 
mit Recht. Unzutreffend iſt zunächſt ſchon der Standpunkt 
des BG., daß die Klageanſprüche bereits auf Grund des 
Warenzeichens der Kl. Nr. 386 202 gerechtfertigt ſeien. Die⸗ 
ſes Zeichen beſteht überhaupt nur aus einem ſenkrechten Strei⸗ 
fen nahe der linken Kante einer andersfarbigen Fläche (eines 
Etiketts, einer Packung, eines Plakats, wie die der Anmel⸗ 
dung und Eintragung beigefügte Beſchreibung zuläſſiger⸗ 
weiſe erläutert). Es iſt auffallenderweiſe für ſämtliche 40 Wa⸗ 
renklaſſen des amtlichen Warenverzeichniſſes im Februar 1925 
angemeldet und auf die auf Vorhalt des Pat A. wegen der 
Bekriebsfremdheit der Waren (8 1 WbzG.) im Juni 1925 
von der Kl. abgegebene eigenartige Erklärung, „die Ausfuhr 
deutſcher Schokoladenerzeugniſſe ſei nur dann möglich, wenn 
mit dem Abſatz deutſcher Fertigfabrikate gleichzeitig der Bezug 
von ausländiſchen Erzeugniſſen aller Art verbunden werde“, 
vom Pat A. ſchließlich für faſt ſämtliche Waren des amtlichen 
Warenklaſſen⸗Verzeichniſſes eingetragen worden, ſoweit nicht 
ie Kl. ihre Anmeldung für eine Anzahl Waren auf Grund 
von Widerſprüchen ſelbſt zurückgenommen und ſoweit nicht 
das Pata. auf Grund für berechtigt erachteter Widerſprüche 
die Eintragung abgelehnt hatte. Letzteres iſt geſchehen u. a. 
Mr Schokolade, Kakao, Zuckerwaren, Konditorwaren mit Rüd- 
icht auf die Verwechſelbarkeit des angemeldeten mit dem Zei⸗ 
en Nr. 148 216. So iſt das fragliche Klagezeichen eingetra⸗ 
gen für Beleuchtungs⸗, Heizungs⸗, Koch⸗, Waſſerleitungs⸗, 

ade⸗ und Kloſettanlagen, Düngemittel, Land⸗, Luft⸗ und 
> ſſerfahrzeuge, Brennmaterialien, Betten, Särge, Tapeten, 

ußwaffen, Geſchoſſe, Munition, Zement, Kalk, Kies, Gips, 
Pech, Aſphalt, Tabak, Tabakfabrikate, Uhren uſw. Davon, 
ar ie Kl. neben ihrer bekannten und von ihr ſelbſt im 
ſangerubrum nur angegebenen Schokoladenſabrik inzwiſchen 
15 1925 ein Import- und Exporthaus größten Umfangs ge⸗ 
Waden ſein ſollte derart, daß für ihren Betrieb faſt ſämtliche 
0 des amtlichen Warenverzeichniſſes in Betracht kämen, 
Al. lie im Prozeß nichts behauptet, iſt auch nichts feſtgeſtellt. 
er Wahrſcheinlichkeit nach find daher faſt alle ihr durch 
el Zeichen geſchützten Waren betriebsfremde. Wenn nun 

9 weder die Bekl. eine Widerklage, noch ein anderer die 

obularklage aus § 9 Nr. 2 W636. auf Löſchung dieſes 
wagezeichens für die von der Kl. bis jetzt noch nicht auf- 
genommenen, ihr geſchützten Waren erhoben hat und an ſich 
bis arenzeichen mit ſeinen geſetzlichen Wirkungen beſteht 
gel es gelöſcht wird, ſo erſcheint es doch ſchon bei den dar⸗ 
1 “ten Umſtänden wenig geeignet, zur Stützung der Klage⸗ 

Mühe mit verwertet zu werden oder dieſe ſogar allein 
zu ſtützen. 


ſenk Im übrigen entbehrt dieſes nur aus einem ſchmalen 
* rechten Streifen nahe der linken Kante der Packung be⸗ 
nach ide Klagezeichen aber auch in erheblichem Maße der 
riſti 8056. erforderlichen Eigenart, um ein charakte⸗ 
i des Kennzeichnungsmittel für die Herkunft von Waren 
f einem beſtimmten Betriebe darzuſtellen, wie der erk. Sen. 
auf den auf mehrere nur aus je einem einzelnen Streifen 

beer Verpackung der Ware (Seife, Waschmittel) bestehenden 
1928 zeichen der Firma L bereits in dem Urt. v. 10. Juli 
gilt ı u 26/28: Mu W. 27/28, 526 ausgeſprochen hat. Das 
Art En beſonders für die Schokoladenbranche. Denn in der 
zeichen d der einzelne Streifen in den eingetragenen Waren⸗ 
lich al der Kl. erſcheint und von ihr verwendet wird, näm⸗ 

als farbiger Überdruckſtreifen um die ganze Packung 
„kann er nach der Auffaſſung des unbefangenen Be- 


ft 


Ban nden Verwendungsart als bildliche Wiedergabe eines 
umfan iſt ein Überdruckſtreifen aber nach dem vorgelegten 
fabriken an Material von Packungen anderer Schotoladen- 
Verbreiten ade in der Schokoladenbranche außerordentlich weit 
Drogen „ Das iſt auch in zahlreichen, vom LG. im Vor⸗ 
Industrie. forderten gutachtlichen Außerungen der deutſchen 
niſſe ie und Handelskammern und anderer die Verhält⸗ 
ieſe Au Branche genau keunender Stellen betont worden. 
uffaſſung entſpricht allein dem Eindruck, den der 
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Verkehr beim Anblick dieſes Streifenzeichens und aller an⸗ 
deren ebenfalls den ſenkrechten einzelnen Streifen enthalten⸗ 
den Klagezeichen vom Sinn und Zweck desſelben hat. Sie 
entſpricht übrigens auch der vom OLG. Breslau getroffenen 
Feſtſtellung in dem Rechtsſtreit der jetzigen Kl. gegen die B.er 
Firma S. (RG. v. 16. März 1926: MuW. XXV, 235). Der 
Standpunkt des BG. in dem jetzt angefochtenen Urteil, wo⸗ 
nach das charakteriſtiſche Merkmal dieſes und der übrigen 
Klagezeichen die Zerlegung der Oberfläche einer Packung in 
zwei ungleich große gleichfarbige Rechtecke fein foll, verletzt 
den zeichenrechtlichen Grundſatz, daß maßgebend für den 
Geſamteindruck und daher für das charakteriſtiſche Merkmal 
eines Warenzeichens die Auffaſſung des Verkehrs iſt. Da⸗ 
gegen iſt nicht entſcheidend die hiervon etwa abweichende An⸗ 
ſicht des ſpäteren Zeicheninhabers über den Inhalt des Zei⸗ 
chens bei der Anmeldung und nachher. Deshalb wäre es auch 
rechtlich unerheblich, ob die Kl. in der ihrer Zeichenanmel⸗ 
dung betr. das hier behandelte Zeichen Nr. 386 202 beige⸗ 
fügten Beſchreibung als Inhalt des angemeldeten Zeichens 
jene Zerlegung angegeben hätte. Eine der Anmeldung eines 
Warenzeichens beigefügte „Beſchreibung“ gem. § 2 Abſ. 1 
WbzG. dient, wie der erk. Sen. wiederholt entſchieden hat, 
nur zur Erläuterung eines ſonſt nicht genügend deutlichen 
Zeichenbildes. Dagegen iſt ihr Inhalt ohne Bedeutung, ſo⸗ 
weit er mit dem Bilde im Widerſpruch ſteht oder Zuſätze zu 
ihm macht, die ihm nach dem für ſeinen Eindruck maßgeben⸗ 
den Urteil des Verkehrs fremd ſind (z. B. RG. 115, 2362), 
ferner Gem NS. 1928, 597). 

Danach erblickt der Verkehr in dem Warenzeichen der 
Kl. 386 202 nur das, was es wirklich darſtellt, nämlich einen 
ſtarken ſenkrechten Strich oder Streifen nach der Art eines 
um die Packung herumgelegten Zierbandes. Dieſes Kenn⸗ 
zeichnungsmittel iſt beſonders in der Schokoladenbranche für. 
ſich allein nur ein ſehr ſchwaches Zeichen. Es genügen des⸗ 
halb ſchon verhältnismäßig geringe Abweichungen, um eine 
Verwechflungsfähigkeit mit dieſem Zeichen auszuſchließen. 

(U. v. 11. Dez. 1931; 476/30 II. — Berlin.) (Ku. 


17. 58 4, 12 Wbz G.; 81 Unl WG. Das Waren⸗ 
zeichen 4711 genießt nur Schutz der eingetragenen 
Zahl, nicht Motivfhug. Es wird durch andere 
Zahlen nur verletzt, wenn Verwechſlungsgefahr 
mit der Zahl beſteht; dieſe beſteht, wenn die ge⸗ 
wählte Zahl nicht eine beſondere erkennbare Be⸗ 
deutung beſitzt. f) 


Die Kl., die in ihrer Firma die Zahl 4711 unter dem 
Anſchein einer Grundſtücksnummer führt, iſt Inhaberin des 
eingetragenen reinen Zahlenzeichens 4711 (international regi⸗ 
ſtriert: Nr. 33 732) für Eau de Cologne, Haar⸗ und Toilette⸗ 
waſſer, Parfümerien, kosmetiſche Mittel, Haar⸗, Bart-, Mund⸗, 
Zahn⸗ und Hautpflegemittel, Pomaden, Puder, Sachets, Riech⸗ 
ſalze, Raſier⸗, Toilette und Glyzerinſeifen. Die Bekl. ſtellen 
nach einem angeblich für 30000 GM. erkauften Rezept, das 
von Rechtsvorgängern der Verkäuferin 1827 von einem Jo⸗ 
hann Maria Georg Farina aus Düſſeldorf in Köln erworben 
ſein ſoll, Kölniſch Waſſer her und vertreiben es mit Bezeich⸗ 
nung und Ausſtattung, die die Zahl 1827 enthält. Die Eti⸗ 


) JW. 1927, 102. 


Zu 17. A. In feinem Urt. von 1926 (JW. 1927, 2536 f.) hat 
das NÖ. gegenüber dem leingetragenen) Zahlenzeichen 4711 für 
Parfümerien das (nichteingetragene) Zahlenzeichen 1871 für gleich⸗ 
artige Waren als zuläſſig befunden. Unter Billigung jenes Urt. 
wird dagegen in der vorl. Entſch. das (nichteingetragene) Zahlen⸗ 
zeichen 1827 für unzuläſſig erklärt. Ein ſehr ſonderbares 
Ergebnis. 

Gegen das Urt. von 1926 hatten Roſenthal, Lion, 
Endemann (an den im obigen Urt. angef. Stellen) geltend 
gemacht: Der Schutzumfang der bekannten Marke für Parfümerien 
ſei nicht ſtarr auf die Zahl 4711 fixiert; vielmehr ſei eine Zahl 
als Warenzeichen in dieſem Geſchäftszweig eine langjährige Be⸗ 
ſonderheit, ſo daß der Schutzanſpruch ſich über die konkrete 
Kennzeichnung hinaus auf die Kennzeichnungsart allgemein er⸗ 
ſtrecke. Des näheren mag auf die angeführten Aufſätze verwieſen 
werden. Es wurde dort alſo zugunſten der Inhaberin von 4711 
für einen „Motiv“ ſchutz an der Zahlenbezeichnung eingetreten (wozu 
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fetten tragen den Aufdruck: „Urächtes Kölniſch Waſſer Ori⸗ 
ginal Anno 1827“ und Kölniſch Waſſer, Nach ächter Kölner 
Vorſchrift aus, Anno 1827. Die Kl. verlangt Unterlaſſung, 
Dufterzeugniſſe unter dem warenzeichenmäßig hervorgehobenen 
Zahlenzeichen 1827, ſei es in oder ohne Verbindung 
mit der Angabe „Urächtes Kölniſch Waſſer Original Anno“ 
oder der Angabe „Nach aechter Kölner Vorſchrift aus Anno“ 
anzupreiſen, feilzuhalten und in Verkehr zu ſetzen. 

Das OLG. hat verurteilt, die Rev. iſt zurückgewieſen. 

Der Kl. ſteht zeichenrechtlich Motivſchutz hinſichtlich der 
Bezeichnung ihrer Waren mit einer Zahl nicht zu. Vgl. Urt. 
dieſes Sen.: IW. 1926, 2536; MuW. 1926, 68, in dem 
gegenüber der Bezeichnung „Precioſa 1871“ für Kölniſch 
Waſſer Motivſchutz nicht angenommen und die Verwechſlungs⸗ 
gefahr zwiſchen den Zahlen 4711 und 1871 verneint iſt; es 
wird ausdrücklich abgelehnt, der Kl. „ein weit über die Gren⸗ 
zen des Zeichenrechts hinausgehendes Monopol“ an ſämtl. 
vierſtelligen Zahlen zu geben, da es dafür an der geſetzl. 
Grundlage fehle. Das BG. meint, das Zahlenzeichen 4711 
habe durch ſeine Bedeutung im Verkehr einen weitreichenden 
Schutz gewonnen, der ſich weder auf das Zahlenbild 4711 be⸗ 
ſchränke noch auf Zifferngruppen, die durch Übereinſtimmung 
mehrerer Ziffern und ihrer Reihenfolge dieſem Zahlenbild 
nahekommen. Daraus, daß 4711 das einzige bekannte Zahlen⸗ 
zeichen ſei, ergebe ſich die Gefahr, daß der warenzeichen⸗ 
mäßige Gebrauch irgendeiner vierſtelligen Zahl für Kolniſch 
Waſſer zu Verwechſlungen mit dem Zeichen der Kl. im Ver⸗ 
kehr führe, zumal unter „Kölniſch Waſſer mit der Zahl“ all» 
gemein ein Erzeugnis der Kl. verſtanden werde. Anſcheinend 
ſtützt ſich das BG. hierbei auf die Entſch. des RPat A. vom 
15. Mai 1930, E 19988/4 WZ, wonach die 88 1 und 4 
Ziff. 1 WbzG. der Eintragung eines von der Kl. neuerdings 
angemeldeten und daraufhin eingetragenen Varenzeichens 
„Das Kölniſche Waſſer mit der Zahl“ nicht entgegenſtehen. 


erſt als zweites die Frage kommt, ob ſich dieſer Schutz auf alle 
Zahlen erſtreckt oder nur auf beſtimmte Zahlengruppen). Den⸗ 
ſelben Standpunkt nahm im vorl. Fall das OLG. Hamburg als 
BerInſt. ein. Im gleichen Sinne haben ſich geäußert: Katz: 
MuW. 23, 70 („„In weiten Grenzen würde die Benutzung von 
vierſtelligen Zahlen für Parfümeriewaren als Nachahmung zu 
gelten haben“) und OG. München v. 18. März 1926: MuW. 
27/28, 470 („Schon durch die Wahl einer vierſtelligen Zahl über- 
haupt hat die Bekl. in die Schutzrechte der Kl. eingegriffen“). 

Das RG. hat in dem ziemlich kurz begründeten Urt. von 
1926 den Motivſchutz abgelehnt. Es hat damals rein nach dem 
Zahlenbild die Gefahr der Verwechſlung von 4711 mit einer „io 
völlig verſchiedenen“ Zahl wie 1871 verneint; dies zumal 1871 
als geſchichtlich bedeutungsvolle Jahreszahl beim Beſchauer be⸗ 
ſtimmte Vorſtellungen auslöſe. Im jetzigen Fall hingegen wertet 
das RG. die Verwechſlungsfrage bei 1871, und ebenſo bei der 
nunmehr ſtreitig gewordenen Jahl 1827, nur no als „Grenz⸗ 
fall“. Da nun 1827 keine Bedeutung als deutſche Geſchichts⸗ 
zahl habe, wohl aber vierftellig ſei und in zwei Ziffern mit 
4711 übereinſtimme, jo ſei hier Verwechſelbarkeit mit 4711 ge⸗ 
geben. Die Zahl 1871, ebenfalls vierſtellig, hatte ſogar in drei 
Ziffern mit 4711 übereingeſtimmt und war trotzdem für un⸗ 
verwechſelbar damit erklärt worden, dies alſo anſcheinend einzig 
auf die hiſtoriſche Bedeutung der Zahl 1871 hin. Dem im obigen 
Prozeß unterlegenen Inhaber von 1827 müßte, wenn man der 
zeichenrechtl. Betrachtungsweiſe des RG. folgt, geraten werden, 
daß er in ſeiner beanſtandeten Zahl 1827 eine einzige Ziffer 
ändert und als neues Zeichen die Zahl 1807 wählt; dieſe iſt 
ebenſo wie 1871 eine deutſche Geſchichtszahl und hat ſogar nur 
zwei giffern mit 4711 gemein. 

Aber die ſtarr auf das Zahlenbild gerichtete Betrachtung 
bietet keine ausreichende Unterlage für die grundſätzl. Entſch. 
über Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeik eines konkurrierenden Zahlen⸗ 
zeichens. Auch das NO. iſt von der — unzutreffenden — Zu⸗ 
laſſung des Gegenzeichens 1871 im Urt. von 1926 zu der 
— zutreffenden — Unterſagung des Gegenzeichens 1827 im 
obigen Urt. in Wahrheit nicht dadurch gelangt, daß ſich nun 1871 
und 1827 ſo gewaltig voneinander unterſchieden, ſondern dadurch, 
daß es dem in beiden Urt. bekämpften Motipſchutz vorliegenden⸗ 
falls doch unbewußt Einlaß gewährt. Denn als Zahlenbilder ſind 
auch 4711 und 1827 gar nicht verwechſelbar. Daß die zwei 
Ziffern 1 und 7 beidemal vorkommen, hat in der Erinnerung 
des Beſchauers keine Bedeutung, weil ſie im Gegenzeichen an 
anderen Stellen ſtehen. Die Ziffer 1, die hier an den erſten Platz 
gerückt iſt, wechſelt damit ihre Bedeutung und gibt der Geſamt⸗ 
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Danach ſpricht das BG. der Kl. einen durch die Eigenart, 
die der Verwendung einer Zifferngruppe als Warenbezeich⸗ 
nung überhaupt und insbeſ. für Parfümerieerzeugniſſe zu⸗ 
komme, begründeten Motivſchutz zu. Dem Einwand, daß da⸗ 
mit ſämtliche vierſtelligen Zahlen dem allg. Gebrauch entzogen 
würden, ſetzt er entgegen, der „beſtimmungsgemäße“ Ge⸗ 
brauch der Zahlen im Verkehr werde durch das Zeichenrecht 
der Kl. nicht berührt, ihr Ausſchließungsrecht beſchränke ſich 
auf die Benutzung von Zahlen zur Warenbezeichnung; das ſei 
ein der Beſtimmung der Zahlen an ſich fremder Zweck, und 
die Verwendung von Zahlen als Warenzeichen ſei für den 
Verkehr nicht notwendig. 

Zwar ſind Zahlen als „Warenzeichen“, d. h. als ein von 
einem Geſchäftstreibenden willkürlich gewähltes Merkzeichen 
für die aus ſeinem Betriebe herkommenden Waren, um ſie von 
den Waren anderer Geſchäftstreibender zu unterſcheiden, nicht 
notwendig, oft ſind ſie aber notwendig, um Waren ſachlich 
zu beſchreiben nach Art und Zeit der Entſtehung oder Her⸗ 
ſtellung, nach Maß, Menge, Gewicht und Preis, insbeſ. auch 
zur Unterſcheidung von Waren desſelben Geſchäftsbetriebes 
untereinander (Katalognummern u. dgl.). Dazu bedarf es oft 
auch einer gewiſſen Hervorhebung der Zahl, z. B. bei Jahr⸗ 
gängen. Deshalb ſollen Zahlen, wie die Buchſtaben oder ſolche 
Wörter, die nur Art, Zeit und Ort der Herſtellung, Be⸗ 
ſchaffenheit, Beſtimmung, Preis und Mengen⸗ oder Gewichts⸗ 
verh. angeben, nach 8 4. Ziff. 1 WbzG. der Allgemeinheit vor⸗ 
behalten ſein, ſoweit ſie nicht mit anderen Merkzeichen in 
Verbindung geſetzt und durch die Kombination ihrer ſelb⸗ 
ſtändigen Bedeutung und Funktion entkleidet werden. Die 
Faſſung des Geſ. beruht auf dem Geſ. v. 12. Mai 1894 
(RGBl. 441), fie iſt aber mit ihrem alten Wortlaut wieder 
aufgenommen in die neue Faſſung des $ 4 nach dem Geſ. vom 
31. März 1913 (RGBl. 236) zur Ausführung der rev, Pariſer 
Übereinkunft v. 2. Juni 1911 zum Schutz des gewerbl. Eigen⸗ 


zahl ein gänzlich verändertes Geſicht; vor allem wirkt 1827 als 
Jahreszahl, 4711 dagegen nicht. Um mit 4711 wirklich bilde 
mäßig verwechſelbar zu ſein, müßte das Gegenzeichen ganz 
anders ausſehn. Man betrachte die praktiſchen Streitfälle, 
die zuſammengeſtellt ſind in der Abhandlung „Die Weltmarke 
4711“ (Mu W. 27/28, 421, 465, 502, 543); dort finden ſich Gegen⸗ 
zeichen wie 7412, 7117, 1174, 4788, 4611. Verglichen mit 
ſolchen Annäherungen wirkt, 1827 geradezu harmlos. Nach dem 
Zahlenbild ſind 1827 und 4711 ebenſo „völlig verſchieden“, wie 
dies in dem früheren Urt. des RO. bez. 1871 gegenüber 471¹ 
feſtgeſtellt worden war; ja die Verſchiedenheit iſt ſogar noch 
größer, wenn man nämlich die übereinſtimmenden Ziffern nachzählt⸗ 
Auch das NG. hätte in einem Fall, in dem außer 47/11 
auch ſonſt Zahlen gebräuchlich wären, beſtimmt nicht 1827 mit 
4711 für verwechſelbar erklärt. Als es vielmehr im obigen Urt. 
die Verwechſelbarkeit bejahte, da hat es ſchon nicht mehr ledig⸗ 
lich die reinen Zahlenbilder berückſichtigt, ſondern hat, ohne dies 
auszuſprechen, die Ausnahmeſtellung der Kennzeichnungsweiſe über 
haupt mitſprechen laſſen und iſt ſo mit einer angreifbaren Be 
gründung zu einem beifallswerten Ergebnis gelangt. Ein Saß 
im wettbewerblichen Teil der Entſch Gründe nimmt auch gleich die 
Bejahung der Verwechſlungsgefahr vorweg „für ähnliche Jahres“ 
zahlen, die ohne rechtfertigenden ſachlichen Grund hervorgehoben 
werden“. Dieſer Saß läßt für künftige Fälle eine weitere Ab; 
löſung des RG. von dem reinen Ziffernbild und eine Annäherung 
an die Gegenmeinung erhoffen, ſei es nun von der zeichenrecht 
lichen oder der wettbewerblichen Seite her. 4 
Zu widerſprechen iſt aber, wenn in zeichenrechtlicher Hinſicht 
das RG. den Motivſchutz an einer Zahl für ſchlechthin aus“ 
geſchloſſen und das Schutzrecht mit der eingetragenen Biffer 
für zeicheurechtlich erſchöpft erklärt. Regiſtriert wird natürlich 
nur die Zahl 4711 und nicht irgendeine Zahl; in die Rolle Rann 
ja nur eine veſtimmte Erſcheinungsform eingetragen werden. 
Deswegen muß aber nicht der Schutzanſpruch an dieſe einzige 
Zahlenzuſammenſetzung gebunden ſein. Heute weiß zwar jede 
daß Parfümerien einer beſtimmten Herkunft durch eine 3a h 
gekennzeichnet ſind; aber bei weitem nicht jedermann weiß, 
durch welche Zahl. Die Durchſetzung der Zahl in genere iſt alſo 
ungleich ſtärker als die der Zahl in specie. Daher geht auch der 
Schutzanſpruch über die konkrete Zahl hinaus, durch die er I! 
regiſtermäßig manifeſtiert. RA. Dr. E. Lion, Hamburg. 


B. Das vorl. Urt. iſt zu bewerten als Fortſchritt zur Ausbildung 
feſter Rechtsgrundſätze über den Schutz der Zahl als Warenzeichen 
Eine Ziffergruppe iſt als ausgeprägtes und abgeſchloſſenes Zahlenbil 
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tums, das die Faſſung dieſer Übereinkunft (des ſog. Unions⸗ 
vertrages) (RGBl. 1913, 209 ff.) veröffentlicht und damit die⸗ 
jenige Beſt. in Art. 6 Abſ. 2 Ziff. 2 dieſes zwiſchenſtaatl. 
Vertr. in die inländiſche Geſchebung gebracht hat, die der 
Eintragung reichsgeſetzl. nach 8 4 Ziff. 1 verbotener Waren⸗ 
zeichen erſt den Weg gebahnt hat: „Bei der Würdigung der 
Unterſcheidungskraft einer Marke ſind alle Tatumſtände zu 
berückſichtigen, insbeſ. die Dauer des Gebrauchs der Marke.“ 
Dieſe zunächſt der Zulaſſung ausländ. Marken im inländ. 
Regiſter dienende Vorſchr. iſt entſpr. auf im Gebrauch be⸗ 
findl. einheimiſche Warenzeichen angewendet worden (vgl. 
das gen. Urt. JW. 1926, 2536 ſowie Entw. eines neuen 
WbzG. v. 1913 [Hagens, WbzG. S. 88]). Die Überwin⸗ 
dung des feſtgehaltenen Grundſatzes des $ 4 im Einzelfall iſt 
alſo nur möglich und war auch für die Kl., die danach i. J. 
1915 die Eintragung des reinen Zahlenzeichens 4711 durch⸗ 
geſetzt hat, nur möglich dadurch, daß eine beſtimmte 

ahl, hier gerade 4711, Kennzeichnungskraft für die Her⸗ 
kunft der Ware von der Kl. durch langjährigen Gebrauch und 
umfaſſende Werbearbeit erlangt hat. Die Beſtimmung des 
Unionsvertr. Waſhingtoner und heutiger (Haager) Faſſung 
v. 6. Nov. 1925 ſetzt im Ausland eingetragene, alſo 
erwählte und im Gebrauch befindliche Zeichen voraus 
und iſt daher übertragen auf Inländer nur ſo anzuwenden, 
daß beſtimmte Zeichen, die ſich im Gebrauch durch den Ge⸗ 
ſchäftstreibenden durchgeſetzt haben, das Eintragungshindernis 
es § 4 zu überwinden vermögen (vgl. die Begr. S. 58 zu 
dem Entw. eines neuen WbzGG. v. 1913 [Hagens, WbzG. 
S. 880). Für den „Gedanken“ (das Motiv), irgendeine Zahl 
als unterſcheidendes Merkzeichen zu wählen, wäre ein Zeichen⸗ 
ſchutz auch auf dem Umweg über die zwiſchenſtaatl. Regelung 
rechtlich nicht zu erlangen geweſen. Das zeigt auch der Aus⸗ 
Zit rob. dieſer Beſt. Die Einfügung des Art. 6 Abi. 2 
iff. 2 Satz 2 iſt erfolgt wegen der Bedenken der ſchwediſchen 
ertreter, ob die Entwurfsfaſſung die alten ſchwediſchen 
iſenmarken, die zum Teil aus einer Zahl oder einem Buch⸗ 
ſtaben beſtanden, vor der Abweiſung der Eintragung in ande⸗ 
ren Vertragsländern ſichere. Bei Nebeneinanderbeſtehen ſol⸗ 
cher Zahlen⸗ und Buchſtabenmarken ſollte der Wahl einer 
Zahl oder eines Buchſtabens ihrer Eigenart halber für einen 
veſtimmten Geſchäftszweig oder überhaupt eine ausſchließende 
Wirkung gegenüber anderen Geſchäftstreibenden nicht ein⸗ 
geräumt werden. Die Anſpr. der Zeicheninhaberin gehen nun 


ſahig, in dem lebendigen Verkehr die Vorſtellung zu erwecken und zu 
befeſtigen, daß die gekennzeichnete Ware aus einem beſtimmten Be⸗ 
kiebe herſtammt. Das darf heute als geltendes Recht hingeſtellt werden. 
3 ber die Entwicklung iſt hierbei noch keineswegs abgeſchloſſen. Das 
Problem bleibt, wieweit der Schutzumfang der eingetragenen Marke 
11 erſtreckt werden ſoll. Sicherlich darf er nicht auf die einzelne 
angegebene Ziffergruppe begrenzt werden; ſonſt wäre jedem Kon⸗ 
kurrenten die Benutzung von 4710 oder 4712 für ſeine gleichartigen 
beszeugniſſe geſtattet. — Hier gebietet die Überlegung Halt. Weshalb 
denn nicht 7 Es handelt ſich dabei doch um ganz andere und von 4711 
1 unterſchiedene Zahlen. Von hier aus hatte das RG. den Ge⸗ 
ns der Ziffergruppe 1871 früher für unanfechtbar erklärt. Wie 
ſütangt es jetzt zu dem Ergebnis, daß die Verwendung der Zahl 1827 
8 „Urächte Kölniſch Waſſer“ dem Wettbewerber zu unterſagen 
5 Wir müſſen uns darauf beſinnen, daß ſich die Rſpr. hierbei noch 
einem Übergangszuſtand befindet. Sie kann nicht von vornherein 
Ver lten, abſchließenden Regeln auftreten, die dem heute ſo geprieſenen 
bh angen nach der „Normung“ aller Verkehrsgegenſtände und Ver⸗ 
tedebräuche genügten. Die den Dingen ſelbſt innewohnende ge 
Ne Ordnung muß erſt erforſcht und an den Einzelfällen erprobt 
rden. Die dabei errungenen, vielfach verſchiedenarkigen Ergebniſſe 
— 5. den Eindruck von Schwankungen hervorrufen. Das iſt un⸗ 
ſoll idlich bei jeder „Eingabelung“ auf das Schußziel. Die Kritik 
hier den nachhelfenden Beobachtungspoſten einnehmen. N 
Bern on da aus zeigt ſich, daß die Entſch. letzthin nicht auf die 
eimandchſlungsgefahr der gebrauchten konkreten Ziffergruppen mil“ 
zu 187 abgeſtellt werden kann. Die Gegenüberſtellung von 4711 
N 1 oder 1827 macht keinen Eindruck; denn es iſt Klar, daß 
dennoch d abſolut verſchieden iſt von jeder denkbaren anderen. Wenn 
ga och die Rſpr. und auch die Doktrin dem Wettbewerb bei dem 
bei engebrauche ein Maß ſetzen wollen, fo ift der Verſuch, die Grenze 
ziehe en ähnlichen oder den nicht verwechſelbaren Zahlengruppen zu 
bein A vornherein ausſichtslos. Auch die Erwägung, daß 1871 
aufe 6 olke die Erinnerung an große vaterländiſche Ereigniſſe wach⸗ 
was bei den breiten Schichten heute übrigens leider kaum noch 
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immer extenſiver dahin, jede Anbringung irgendeiner Zahl in 
hervortretender Weiſe zu verbieten. Das zeigt ihr neueſtes, 
auch erfolgreiches Unternehmen, für ſich die Eintragung des 
Wortzeichens „Das Kölniſche Waſſer mit der Zahl“ durch⸗ 
zuſetzen, mit dem nach ihrer Behauptung dem eingetragenen 
Zahlenzeichen ein Motivſchutz nach der Verkehrsauffaſſung 
zugeſprochen worden ſein ſoll, der ſich nicht auf die einzelnen 
Zifferwerte beſchränke. Es mag ſein, daß das Bedürfnis, die 
Kennzeichnungskraft des einmal eingetragenen reinen Zahlen⸗ 
zeichens zu erhalten, und die Unmöglichkeit, mit der Ein⸗ 
tragung von ſog. Defenſivzeichen, die ſehr zahlreich, oft un⸗ 
endlich ſein müßten, zu helfen, auf einen derartigen hem⸗ 
mungsloſen Anſpr., wobei die Art der Zahl, das Zahlenbild, 
keine Rolle mehr ſpielt, hindrängt. Für ſeine Bewilligung 
fehlt jedoch (vgl. Urt. des Sen. v. 9. Juli 1926) jede geſetzl. 
Unterlage. Die Wahl eines Zahlen- oder Buchſtabenzeichens, 
für das die gleiche Behandlung geboten und wobei nur die 
Auswahl und die Verwechſlungsfähigkeit beſchränkter iſt, 
bringt wegen ihrer i. allg. naturgemäß geringen Kennzeich⸗ 
nungskraft gewiſſe Unzuträglichkeiten mit ſich. Sie muß der 
Inhaber in Kauf nehmen, wie der Kaufmann, der ſeiner 
Firma allg. gebräuchl. Bezeichnungen des Gegenſtands des 
Unternehmens einverleibt (JW. 1931, 1916). Dem iſt nicht 
abzuhelfen durch Gewährung eines „Motivſchutzes“, über 
deſſen Umfang (Roſenthal: JW. 1927, 104; Lion: JW. 
1928, 341; Endemann: GewRSch. 1930, 728; dieſem 
widerſprechend Spielmann ebd. 1015) keine Einigkeit be⸗ 
ſteht. Beſchränkung auf Parfümerien und vierſtellige 
Zahlen (Roſenthah, alle Zahlenzeichen im gleichen Ge⸗ 
ſchäftszweige (Lion), jede Zahlengruppe, die als 
beherrſchendes Schlagbild in einem fremden Waren⸗ 
zeichen benutzt wird, ohne Rückſicht auf den Geſchäftszweig 
(Endemann a. a. O. und S. 727: „Wenn ich hier und im 
folgenden gerade auf die Kennzeichnung der Parfümflaſchen 
verweiſe, ſo dient das nur zur Vereinfachung der Dar⸗ 
legungen; keineswegs ſoll damit für den Schutzumfang der 
Marke 4711 eine ſachliche Grenze gezogen werden.“). Die Kl. 
hat ſelbſt gegen die Benutzung der Zahl 4711 für andere Waren, 
z. B. Strümpfe, erfolgreich geklagt, Erfolg allerdings nur auf 
wettbewerbsrechtl. Grundlage erſtritten. Auch Endemann 
ſcheint a. a. O. S. 731 nur einen wettbewerbsrechtl. Schutz 
des Zahlenmotivs aufzuſtellen. Wenn von einem „Motiv“ 
geſprochen wird, ſo wird der Gedanke nicht wie ſonſt gerade 


zutrifft), während die Zahl 1827 keinerlei geſchichtliche Bedeutung 
habe, dürfte ſchwerlich überzeugen und eine Unterſcheidung der vom 
RG. ſog. „Grenzfälle“ nicht rechtfertigen. Denn die Eindruckskraft 
und damit die Geltung eines Warenzeichens einſchließlich des Zahl⸗ 
zeichens hängen in keiner Weiſe ab von dem Vorſtellungsinhalte, den 
ſie bei den Durchſchnittskäufern erregen. Niemand „denkt“ ſich etwas 
bei der Marke Salamander; und deshalb iſt es für die tatſächliche 
Verkehrsgeltung der Marke 4711 völlig gleichgültig, von woher ſie 
ihren „Ausgangspunkt“ genommen habe. Das vorl. Urt. legt ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht darauf, daß dieſe Zahl von der örtlichen Er⸗ 
zeugungsſtätte entnommen worden iſt; es gründet darauf die Folgerung, 
daß das Schutzrecht zeichenrechtlich erſchöpft ſei mit der 
eingetragenen Zahl 4711. Ein originaler, als ſolcher ſchutz⸗ 
würdiger Gedanke der Anwendung der reinen Zahl als Warenzeichen 
habe alſo bei der Anmeldung dieſer Marke nicht vorgelegen. Von 
einem Motivſchutze könne nicht die Rede ſein bei einem aus rein 
äußerlichen Gegebenheiten erwählten Zeichen. Das kann ſchwerlich 
überzeugen. Denn die beſondere Schlagkraft des Zahlenmotivs iſt eine 
der Marke 4711 immanente Eigenſchaft. Sie iſt da und nicht ab⸗ 
hängig von dem Willen deſſen, der ſie einſt ſchuf. 

Man mag die Überlegungen wenden wie man will: ſo viel iſt 
klar, daß zeichenrechtlich der Rechtsſchutz genau bei der Ziffer⸗ 
gruppe 4711 anfängt und endigt. Das wäre ein unerträgliches Er⸗ 
gebnis. Eine Bankerotterklärung der Rechtsbildung infolge unrichtiger 
Einſtellung. Die befriedigende Löſung, zu der auch das vorl. Urt. 
ſtrebt, muß von dem allbeherrſchenden höheren Gebote der Lauterkeit 
im Wettbewerb aus errungen werden. Das mag, um dem Urt. volle 
wegweiſende Bedeutung zu ſichern, etwas näher erörtert werden. 

Eine Zahlengruppe kann ſich im Verkehrsleben als das be⸗ 
herrſchende Kennzeichnungsmittel für die Herkunft einer Ware durch⸗ 
ſetzen. Aus dem hiermit errungenen ſozialen Beſitzſtand folgt das Gebot 
der Achtung vor dem verwirklichten Werbemittel. Gegenſtand dieſer 
befeſtigten Beſitzherrſchaft ift nach der Anſchauung der Volksgemein⸗ 
ſchaft die beſondere, ſonſt unbenutzte Funktion des Zahlenbildes. Es 
iſt nicht die erwählte individuelle Ziffergruppe, ſondern die Zahl 
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dem gewählten Zahlenzeichen 4711 und dem damit zu ver⸗ 
bindenden nächſten Oberbegriff Tauſender entnommen, ſon⸗ 
dern ſogleich dem äußerſten Begriff Zahl mit unendlichem 
Inhalt. Es wird verfahren, als wenn bei einem Wortzeichen 
gegenüber allem, was Wort iſt, bei einem Bildzeichen gegen⸗ 
über allem, was Bild iſt, ein Motivſchutz in Anſpr. ge 
nommen werden wollte. Zur Begründung wird aus der Ver⸗ 
gleichung angeblich aller ſonſtigen Zeichen eine Eigenart und 
Neuheit des Gedankens behauptet, die in der Wahl einer 
reinen Zahl als Warenzeichen oder wenigſtens als Zeichen 
für Parfümerien liegen ſoll. Ob dabei alle eingetragenen 
oder eingetragen geweſenen oder tatſächlich gebrauchten Zei⸗ 
chen berückſichtigt ſind, ſteht dahin. Sicher iſt, daß der Ge⸗ 
brauch der Zahl nach der eigenen Darſtellung der Kl. ihren 
Ausgangspunkt nimmt von der Wiedergabe der örtl. Er⸗ 
zeugungsſtätte, die ſie noch in ihrer Firma führt, daß ſie in 
der Zeit der Unmöglichkeit der Eintragung reiner Zahlen⸗ 
zeichen die Zahl i. Verb. m. anderen Merkzeichen, namentlich 
der Glocke (Zeichen Nr. 140 150 und 147858), hat eintragen 
laſſen und ihre Ware dann entſprechend bezeichnet hat und 
dies heute noch tut, und es beſteht aller Grund zu der An⸗ 
nahme, daß der Vorgang bei der Wahl des reinen Zahlen⸗ 
zeichens entſprechend war, wie bei dem neuen Wortzeichen: 
„Das Kölniſche Waſſer mit der Zahl“. Die Kl. hat nie vorher 
dieſes Wortzeichen ſelbſt benutzt. Das Primäre iſt immer die 
ſich bildende und beobachtete Bezeichnungsweiſe des Verkehrs, 
der die Kl., urſprünglich von der Bezeichnung einer Erzeuger⸗ 
ſtätte ausgehend, mit der Wahl des entſprechenden Zeichens 
nachgefolgt iſt. Ein originaler, als ſolcher ſchutzwürdiger Ge⸗ 
danke der Anwendung der reinen Zahl als Warenzeichen für 
Parfümerieerzeugniſſe liegt bei der Kl. nicht zugrunde. Ihr 
Schutzrecht iſt zeichenrechtl. erſchöpft mit der eingetragenen 
Zahl 4711, die beim Publikum Kennzeichnungskraft erlangt hat, 
und dem der zeichenrechtl. Schutz mit der Maßgabe des 8 20 
WbzGG. zukommt, daß Abweichungen, ſofern die Gefahr der 
Verwechſlung beſteht, die Anwendung des WbzG. nicht aus⸗ 
ſchließen. Es muß alſo hinſichtlich der Zahl eine Ver⸗ 
wechſlungsfähigkeit beſtehen, die z. B. zwiſchen der Zahl 4711 
und 1000000, einer durch ihre Eigenart hervorſtechenden, 
leicht merkbaren und jedermann geläufigen Ziffer, nicht ge⸗ 
geben wäre. Auch bei Zahlen, die als Jahreszahlen gelten 
können, kann ſie nur mit Vorſicht bejaht werden. Auf die 
Höhe der Ziffernſtellen kommt es für die Verwechſlungsgefahr 
weniger an (ogl. Urt. des Sen. v. 21. Febr. 1930, II 169/29: 
verwechſlungsfähig „Nr. 13“ und „Nr. 2113“). Das neue 
Wortzeichen, auf das die Klage nicht geſtützt iſt, ſpielt keine 
Rolle; zwiſchen ihm und der Etikettenaufſchrift der Bekl. be⸗ 
ſteht keine Verwechſlungsgefahr. Bild und Klang ſind durch⸗ 
aus verſchieden, und aus dem Sinn des Wortzeichens könnte 
die Kl. in bezug auf das Verbot von Zahlen aus 88 12 und 20 
WbzGh. keine weiteren Rechte herleiten, als aus ihrem Zahlen⸗ 
zeichen ſelbſt. Denn die Worte „mit der Zahl“ bedeuten nicht 
etwa jede beliebige Zahl, da die Kl. ſich niemals einer anderen 
Zahl als 4711 bedient hat. Sie ſtellen in den beteiligten 
Kreiſen nur einen Hinweis auf die bekannte Zahl 4711 dar. 
Sie decken nur die von der Kl. wirklich verwendete Zahl. Den 
Motivpſchutz gegenüber jeder Zahl hat der Sen. auch ſchon 
im Urt. v. 23. Juni 1931, II 458/30 abgelehnt. 


Hiernach kommt es darauf an, ob zwiſchen den ge- 


als ſolche, welche die Ideenverbindung und das Erinnerungsvermögen 
wachruft: der Anblick einer dominierenden Zahl auf ber Parfümflaſche 
verurſacht nach bewährter Erfahrung bei dem Publikum die Vorſtellung 
eines Erzeugniſſes von bekannter guter Art und Herkunft. Welche 
einzelnen Ziffern dabei auftreten, bleibt bei der gemeinüblichen ober⸗ 
flächlichen Beobachtung und Betrachtung im täglichen Wirtſchaftsleben 
gleichgültig: das als Zahlengruppe erſcheinende Geſamtbild regt an 
und nur dieſes haftet. Dieſe Tatſache kann jedermann durch die Er⸗ 
fahrung an ſich ſelbſt wie bei anderen erforſchen und beſtätigen. Das 
Ergebnis muß auf das Gebiet des Wettbewerbes übertragen werden. 
Es verſtößt gegen die Forderungen des gewerblichen Anſtandes, wenn 
der Konkurrent die von dem andern eingeführte Bezeichnungs⸗ 
art ſich aneignet und damit die in dem Zahlenzeichen als 
ſolchen liegende Werbekraft für ſich ausnutzt. Der Wett⸗ 
bewerber wird zu ſolchem Plagiat greifen, wenn er überzeugt iſt und 
die Erfahrung ihm beſtätigt, daß das von ihm gewählte, wenngleich 
etwas anders geſtaltete Zahlenzeichen bei der Käuferſchaft gleiche Vor⸗ 
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brauchten Zahlen 4711 und 1827 Verwechſlungsgefahr beſteht. 
Auszugehen iſt davon, daß die Eintragung der reinen Zahl. 
4711 gerade auf der Annahme beruht, daß ſie ſich beim Pu⸗ 
blikum durchgeſetzt hat. Eine nahe und umfängliche Ver⸗ 
wechſlungsgefahr beſteht alſo nicht. Nach 8 20 WbzG. ge⸗ 
nügt es jedoch, wenn ein nicht ganz unbeträchtlicher Teil des 
kaufenden Durchſchnittspublikums der Verwechſlung anheim⸗ 
fallen kann. Hier handelt es ſich um einen Grenzfall, wie in 
dem durch Urt. v. 9. Juli 1926 entſchiedenen Fall der Zahl 
1871. Von letzterem unterſcheidet ſich der gegenwärtige je⸗ 
doch inſofern, als die Zahl 1871 beim Volke ihre ganz be⸗ 
ſondere Bedeutung hat durch die Erinnerung an die Errich⸗ 
tung des Dt. Reiches und an den Friedensſchluß nach dem 
ſiegreichen Krieg. Dieſer Umſtand hat eine gewichtige Rolle 
bei der Ablehnung der Verwechſlungsgefahr geſpielt. Eine 
ſolche Bedeutung geht der Zahl 1827 völlig ab. Nicht einmal 
die Bedeutung als Jahrgang der Erzeugung der dargebotenen 
Ware kommt in Betracht; denn niemand wird glauben oder 
darauf Gewicht legen, ein vor mehr als 100 Jahren erzeugtes 
Kölniſches Waſſer kaufen zu können. So hat die Zahl als 
ſolche, ohne Betrachtung der weiteren wörtlichen Mitteilung, 
auf welche der Durchſchnittsbeſchauer erfahrungsgemäß meilt. 
nicht achtet, etwas rein Zufälliges, Farbloſes; ſie wirkt rein 
als Zahl. Dabei iſt ſie vierſtellig wie die klägeriſche; zwei 
Ziffern 7 und 1 kommen in beiden vor. Wenn auch die 
Reihenfolge dieſer Ziffern anders und eine übereinſtimmende 
Zahlenfolge innerhalb der vier Ziffern nicht vorhanden iſt und 
die Zahlen geſprochen verſchieden klingen, ſo kann doch dem 
Tatſachenrichter vom Rev. nicht entgegengetreten werden, 
wenn er die Verwechſlungsgefahr bejaht. In feiner Begr. 
des von ihm angenommenen unlauteren Wettbewerbs der 
Bekl. erklärt er tatſächlich, ſie haben die Kennzeichnung ihrer 
Erzeugniſſe mit der in irreführender Weiſe hervorgehobenen 
Zahl 1827 in bewußter Anlehnung an das Zeichen 4711 vor⸗ 
genommen. Damit wird nicht nur die Irreführungsabſicht, 
welche für ſich allein auch zur Bejahung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs nicht zureichen würde, wenn nicht die Möglichkeit des 
Erfolgs hinzuträte, bejaht, ſondern auch die Erfolgsmöglich⸗ 
keit. Für deren Gegebenſein iſt in der Regel der Wettbewerber 
ſelber eine Gewähr, wenn er einen zur Aufwerfung der Frage 
der Verwechſlungsgefahr geeigneten Tatbeſtand ſchafft, ohne 
einen lauteren Grund dafür aufweiſen zu können. Den Bell. 
hält aber der Vorderrichter entgegen, ein anderer Grund — 
als die Abſicht der Irreführung — ſei für ihre warenzeichen⸗ 
mäßige Hervorhebung der Zahl 1827 nicht zu erkennen. Dem 
muß der Sen. beitreten, woraus die Bejahung der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr für den vorl. Fall folgt, i. allg. auch ſonſt 
für ähnliche Jahreszahlen, die ohne rechtfertigenden ſachl. 
Grund hervorgehoben werden. 
(u. v. 18. Sept. 1931; 498/30 II. — Hamburg.) (Ku. 


18. 812 WbzG. 

1. Die Entſch. darüber, ob eine durch Waren- 
zeichen geſchützte Packung wegen ſtärkſter ander⸗ 
weiter Verwendung im Verkehr für die gleiche 
Ware noch Kennzeichnungskraft hat, ſteht nicht 
dem Patentamt, ſondern dem ordentlichen Ger 
richt zu. Der Umfang der Beweisaufnahme zur 
Ermittlung des behaupteten Gebrauchs richtet 


ſtellungen erwecken wird wie das nachgeahnite urſprüngliche. Eine 
ſolche Irreführung, gegen die das Publikum geſchützt werden muß, iſt 
nach allgemeiner Lebenserfahrung ſtets zu befürchten, wenn für dem 
Konkurrenten kein ſachlich anzuerkennendes Bedürfnis vorliegt, wes⸗ 
halb er, ſtatt zu einer der bereitſtehenden anderen Bezeichnungsarten 
zu greifen, gerade ſich der Schlagkraft des vom Gegner eingeführten 
Zahlenmotivs bedient. Dieſe in meinem Aufſatz im GewgrSch. 1930, 728 
verwendeten Gedanken ſollen den Weg zeigen, wie von der bisher 
unternommenen, wenig erfolgreichen Unterſuchung der einzelnen Zahlen⸗ 
gruppen auf ihre Verwechſlungsfähigkeit abgerückt und zu einem ab⸗ 
ſchließenden, Rechtsgewißheit verheißenden Richtſatz gelangt werden 
kann. Das vorl. Urt. ſcheint ſich ſolchem Vorgehen in feinen Schluß“ 
worten zu nähern. Wenn wir uns überlegen, daß die Rechtskraft des 
Erkenntniſſes nur die Zabl 1827 ergreift und den Mißbrauch m 
1821 oder 7114 formal offenläßt, ſo kritt das Bedürfnis nach einem 
ſchärfer durchgreifenden Prinzip deutlich hervor. s 
Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
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Die Bekl. haben gegenüber dem auf Eintragung der be⸗ 
anſtandeten Packung als Warenzeichen in der deutſchen Zeichen⸗ 
rolle für die Kl. geſtützten Unterlaſſungsanſpruch aus 8 12 

836. und zur Begr. ihrer auf Löſchung dieſes deutſchen 

arenzeichens der Kl. gerichteten Widerklage geltend gemacht, 
daß dieſe Packung ſeit langen Jahren vor der Anmeldung 
des Zeichenſchutzes durch die Kl. allgemein üblich geweſen ſei. 
enn ſie ſei bereits ſeit langer Zeit von den Fabrikanten 
des Solinger Bezirks für zum Export beſtimmte Raſier⸗ 
lingen minderer Qualität verwendet worden. In Kenntnis 
dieſer Verhältniſſe habe die Kl. den formalen Zeichenſchutz 
erwirkt, um ſtörend in den geordneten Gewerbebetrieb zahl- 
reicher Fabrikanten dieſes Geſchäftszweigs einzugreifen und 
ſich ſo die Früchte einer Arbeitsweiſe, auf die ſich ihre Kon⸗ 
urrenten ſeit langen Jahren eingeſtellt, allein anzueignen. 

Der Anſicht des B., daß der deutſche Zeichenſchutz der 
Kl. an der fraglichen Packung ihr nach Lage der Sache den 
Unterlaſſungs⸗ und Vernichtungsanſpruch gegen die Bekl. 
nicht gewährt, war beizutreten. Dazu hätte es aber der 
Heranziehung des ſubjektiven Moments der Kenntnis der Kl. 
von der weiten Verbreitung der fraglichen Packung in den 
Kreiſen der Solinger Fabrikanten von Raſierklingen minderer 
Güte ſowie der Abſicht der Kl., durch Erwerb des Zeichen⸗ 
ſchutzes an dieſer Packung in den geordneten Gewerbebetrieb 
anderer ſtörend einzugreifen, nicht bedurft. Denn wenn die 
fragliche Packung zur Zeit des Erwerbs des Zeichenſchutzes 
der Kl. an ihr ſo weit verbreitet war wie die Bekl. be⸗ 
haupten, ſo war die Kennzeichnungskraft dieſer Packung als 
5 Herkunftsangabe für Raſierklingen einfacherer Sorte nicht 
mehr vorhanden, es ſei denn, daß die Kl. den Beweis führen 
würde, daß es ihr durch beſ. Maßnahmen z. B. durch ganz 
großzügige Reklame gelungen ſei, der fraglichen Packung 

ennzeichnungskraft als Hinweis auf ihren Betrieb zu ver⸗ 
affen (RG.: ZW. 1928, 350 352). Selbſtverſtändlich reicht 
ehufs Rückbildung einer zur Zeit der Eintragung in der 
betr. Brauche weit verbreiteten bildlichen oder wörtlichen Be⸗ 
bichnung zur individuellen Herkunftsangabe nicht etwa ſchon 
ar Eintragung für einen beſtimmten Geſchäftsbetrieb aus. 
wielmehr gilt hier der gleiche Grundſatz, den der erk. Sen. 
ür zeichenrechtlich geſchützte Beſchafſenheitsangaben, beſchrei⸗ 
—— 


Zu 18. Ich halte die Eutſcheidungsgründe des NG. nicht für 
zutreffend. Nach dem durch die Beweisaufnahme feſtgeſtellten Sach⸗ 
halt war das Zeichen der Kl., weil die als Zeichen eingetragene 
Bock bereits ſeit langer Zeit von den Fabrikanten des Solinger 
h für Raſierklingen verwendet worden war, m. E. zur Zeit 
= Anmeldung Freizeichen. Unter einem ſolchen verſteht man all» 
ein eine Bezeichnung, bie ſich im freien Gebrauch aller oder ge 
r Klaſſen von Gewerbetreibenden befunden hat. Dieſe Definition 
Fa alten Markenſchutzgeſetzes von 1874 wird allgemein als zutref⸗ 
* und auch für das gegenwärtige Recht paſſend anerkannt. Nach 
ſtändigen Praxis des RG. — die auch in der vorl. Entſch. an⸗ 
ent wird — iſt nicht das Gericht, ſondern nur das Patentamt 
t dane über die Freizeicheneigenſchaft zu entſcheiden. Hat das Pa- 
8 Rer. ein Zeichen eingetragen, ſo haben die Gerichte den Einwand, 
der ine ein Freizeichen vor, unbeachtet zu laſſen. Dieſer Grundſatz, 
wei m Urt. ausdrücklich anerkannt wird, ſoll hier aber nicht gellen, 
es ſich hier um etwas ganz anderes handelt, nämlich „um die 
adauptung der infolge ſtärkſter Verwendung für die gleiche Ware 
elnden Kennzeichnungskraft der für die Kl. geſchützten Packung, 
— Heichenſchutz an ſich als beſtehend angeſehen wird“. Hierfür 
der me Gerichte zuftändig fein. Das würde dazu führen, daß, wenn 
der c;. begenüber einem Zeichen, das unzweifelhaft jahrelang vor 
iſt, 55 tragung im freien Gebrauch aller Gewerbetreibenden geweſen 
icht wendet, es ſei ein Freizeichen, ſo würde er damit vom Gerichte 
eich hort. Wenn er aber ſagt, es fehle dem Zeichen die Kenu⸗ 
Falle ngskraft, fo iſt das Gericht zuſtändig. Das iſt richtig in dem 
auf ei wenn der Bekl. einwendet, die Verwechſlungs fahigkeit beruhe 
nem Beſtandteile des kombinierten Klagezeichens, der für ſich 


Verfehlt iſt der Standpunkt der Rev., daß der Einwand 
der Bekl. über die weit verbreitete Verwendung der frag⸗ 
lichen Packung bereits zur Zeit der Eintragung als Waren⸗ 
zeichen für die Kl. überhaupt nicht berückſichtigt werden dürfe, 
weil es ſich hierbei um die Behauptung der Freizeicheneigen⸗ 
ſchaft der fraglichen Packung handle, die Entſch. hierüber aber 
ausſchließlich dem Pat. zuſtehe. Der Einwand, deſſen 
Entſch. nach der Rſpr. des RG. nicht zur Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte gehört, ſondern ausſchließlich dem Pat⸗ 
Amt obliegt, hat zum Gegenſtande die Behauptung des an⸗ 
geblichen Verletzers, die dem anderen geſchützte Bezeichnung 
habe, weil ſchon zur Zeit ſeiner Eintragung im Gemein⸗ 
gebrauch ſtehend, für jenen nicht geſchützt werden dürfen, ihre 
trotzdem erfolgte Eintragung gewähre ihm daher keinen Schutz, 
er (Bekl.) nehme das Recht der Benutzung ohne Rückſicht auf 
den Zeichenſchutz des anderen auf Grund der Gemeinfreiheit 
der Bezeichnung für ſich in Anſpruch (RG. 44, 65; 102, 
3571)). Hier handelt es ſich um etwas ganz anderes, näm⸗ 
lich um die Behauptung der infolge ſtärkſter Verwendung 
für die gleiche Ware mangelnden Kennzeichnungskraft der für 
die Kl. geſchützten Packung, deren Zeichenſchutz an ſich als 
beſtehend angeſehen wird. 

Ebenſo wie die Entſtehung einer Verkehrsgeltung als 
Vorausſetzung für den Erwerb des Ausſtattungsſchutzes i. ©. 
des § 15 Wbzö. nicht die einheitliche Auffaſſung aller 
Beteiligten überhaupt innerhalb des Deutſchen Reiches er⸗ 
fordert, ſo muß auch für die Annahme der Verkehrsauffaſſung 
die Überzeugung eines beträchtlichen Teils der Beteiligten, 
deren Kreiſe örtlich begrenzt ſein können, ausreichen. Es 
muß auch hier — entſprechend Baumbachs Komm. z. 
UnlWG., 2. Aufl., S. 349 — in bezug auf die Entſtehung 
des Ausſtattungsbeſitzes i. S. des $ 15 genügen, daß die 
Auffaſſung von der Gemeinfreiheit der fraglichen Packung 
in einem Teil eines einheitlichen Wirtſchaftsgebiets herrſcht 
und dort dementſprechend gehandelt wird, um der Auf⸗ 
faſſung in dieſem ganzen Gebiet Schutz zu verſchaffen. 

Soweit von der Rev. durch den Hinweis auf das Ver⸗ 
fahren des Pat A. behufs Feſtſtellung, ob ein Freizeichen vor⸗ 
liegt, die Beweisaufnahme des BG. als nicht genügend um⸗ 
fangreich gerügt werden ſoll, konnte die Rüge deshalb keinen 
Erfolg haben, weil die Entjch. über den Umfang der Beweis⸗ 
aufnahme Sache des BG. iſt und Beanſtandungen durch die 
Rev. in dieſer Beziehung nur inſoweit zuläſſig ſind, als es 


922, 1205. 


Freizeichen fei, im übrigen beſtehe keine Verwechſlungsfähigkeit. Ein 
ſolcher Fall liegt hier nicht vor. Hier ſtimmte — wie es in dem 
nicht mit abgedruckten Tatbeſtande des reichsgerichtlichen Urt. heißt — 
die Packung der Bekl. genau mit der der Kl. geſchützten Packung 
überein. Die in dem Urt. wiedergegebene Antinomie „Maßgebend für 
den Zeichenſchutz iſt die Eintragung bis zu ihrer Löſchung, maß⸗ 
gebend für die Frage der Kennzeichnungskraft aber iſt der Verkehr“, 
iſt zwar ſehr hübſch, trifft aber unſeren Fall nicht. Sie gilt, wie ge⸗ 
ſagt, für den Fall, daß in einem Kombinationszeichen ein Teil Frei⸗ 
zeichen iſt. Wenn, wie hier, die beiden Zeichen ſich völlig decken, 
kann man nicht zwiſchen Zeichenſchutz und Kennzeichnungskraft unter- 
ſcheiden. Worin ſoll der Schutz beſtehen, wenn er nicht einmal gegen 
ein identiſches Zeichen durchdringt? 

Etwas anderes wäre es, wenn nach der Eintragung des Zeichens 
ganze Klaſſen von Gewerbetreibenden Jahre hindurch das Zeichen be⸗ 
nutzt hätten, ohne von dem Zeicheninhaber daran gehindert zu werden. 
Dann wäre nach der Praxis des RG. das Zeichen vielleicht zur Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe geworden und damit ſeiner Wirkungskraft ent⸗ 
kleidet. Aber auch dies will nach der neuen Aſpr. das RG. nur aus⸗ 
nahmsweiſe und unter ganz beſonderen Umſtänden zulaſſen. (RG. 
08, 8 = JW. 1924, 691; 110, 339 = ZW. 1925, 2452; 117, 
408 — JW. 1928, 343.) Dieſer Tatbeſtand liegt hier nicht vor. 
Denn die Klage iſt bald nach der Eintragung angeſtrengt, und es iſt 
in dem Urt. auch nur von der vor der Eintragung liegenden allge⸗ 
meinen Benutzung die Rede. . . 

Wie aus der Entſch. hervorgeht, hatte das OL. für fein Urt. 
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ſich um Übergehungen von Beweisanträgen der Kl. handeln 
würde. 

Hiernach war der Klageanſpruch, ſoweit er auf das 
deutſche Zeichenrecht der Kl. geſtützt iſt, unbegründet, ohne 
daß es der Heranziehung des ſubjektiven Moments der Er⸗ 
wirkung des Zeichenrechts durch die Kl. in Kenntnis der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe in der Abſicht des ſtörenden Eingriffs 
in die Gewerbebetriebe anderer Fabrikanten gleicher Branche 
bedurfte. 

Rechtlich durchaus verfehlt war der Verſuch der Kl, ihre 
Klageanſprüche auch auf ihren Warenzeichenſchutz an der 
fraglichen Packung in Mexiko und auf ihren angeblichen 
Ausſtattungsſchutz an dieſer in Mexiko zu ſtützen. Selbſt 
wenn ihr in Mexiko beide Rechte zuſtänden, würden ihr dieſe 
nicht die Möglichkeit geben, den Bekl. die Herſtellung, das 
Herſtellenlaſſen, die Inverkehrſetzung ſolcher Packungen in 
Deutſchland zu verbieten und die Vernichtung der im Beſitz 
der Bekl. befindlichen zu verlangen. Es iſt nicht einzuſehen, 
inwiefern eine Verletzung ihrer mexikaniſchen Schutzrechte in 
Deutſchland geſchehen ſollte durch Herſtellung und Inverkehr⸗ 
ſetzung der fraglichen Packung hierſelbſt. Es könnte ihr 
höchſtens das Recht eingeräumt werden, den Bekl. zu ver⸗ 
bieten, zur Ausfuhr nach Mexiko beſtimmte Ware 
— aber nur dieſe — in der fraglichen Packung zu ver⸗ 
Senden (ebenſo RGG.: MuW. XXX, 430 betr. Standard⸗Ver⸗ 
gaſerlampen). Aber dieſen Klageanſpruch hat die Kl. nicht 
geltend gemacht. 


(U. v. 5. Jan. 1932; 143/31 II. — Düſſeldorf.) (Ku. ], 

19. 8 12 Wb z G. 

1. Die bloß mündliche Benennung einer frem⸗ 
den Ware mit dem für ſie geſchützten Wortzeichen 
iſt keine „Anbringung des Zeichens“). 

2. Eine Warenbezeichnung genießt den Na⸗ 
mensſchutz des 812 BGB., wenn fie auf ein be⸗ 
ſtimmtes Geſchäftsunternehmen als Herkunfts- 
ſtelle hinweiſt, d. h. wenn eine von dem Unter⸗ 
nehmen vertriebene Ware unter der (meiſt ſchlag⸗ 
wortartigen) Bezeichnung ſo bekannt iſt, daß 
dieſe die Bedeutung eines Kennzeichnungsmit⸗ 
tels des Unternehmens ſelbſt beſitzt'). 


3. Der Wiederverkäufer kann eine Ware un⸗ 
ter ihrem Warennamen vertreiben, auch wenn 
er ſie nicht unmittelbar vom Herſteller, ſondern 
von einem Zwiſchenhändler bezogen hat. Dies 
gilt auch dann, wenn der Händler ſie nicht unter 
dieſem Warennamen in Verkehr gebracht hat. 
Eine vertragliche Bindung des unmittelbaren 
Abnehmers gegenüber dem Herſteller, den Wa⸗ 
rennamen nicht zu gebrauchen, verpflichtet nicht 
den dritten Erwerber der Ware. 


4. Die Echtheit einer Ware beſtimmt ſich aus⸗ 
ſchließlich nach ihrer Herkunft. f) 
(U. v. 25. Sept. 1931; 427/30 II.) [Ku.] 


1) RG. 73, 232 — JW. 1910, 486; 100, 9 JW. 1920, 646. 
2) RG. 117, 215 = JW. 1927, 3045. 


noch das ſubjektive Moment der Kenntnis der Kl. von der weiteren 
Verbreitung der fraglichen Packung und der Abſicht der Kl., durch 
Erwerb des Zeichenrechts in den Gewerbebetrieb Anderer ſtörend ein⸗ 
zugreifen, verwertet. Das RG. erklärt von feinem Standpunkte aus 
dies für überflüfjig. Ich bin der Anſicht, daß erſt durch die Hinzu⸗ 
nahme des ſubjektiven Moments der Einwand des Bekl. unter dem 
Geſichtspunkte der Argliſt Anſpruch auf Berückſichtigung durch das 
Gericht verdient hätte. 
IR. Dr. Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 


Zu 19 u. 20. I. Die beiden Urt. v. 25. Sept. 1931 (II 427/30 
u. II 437/80) find der Abſchluß eines Streites zwiſchen der Rhenania⸗ 
Oſſag und einem Wiederverkäufer. Der Bekl. hatte urſprünglich 
mit der Kl. einen Tankſtellenvertrag abgeſchloſſen, der ſpäter friſtlos 
aufgehoben wurde (vgl. JW. 1929, 3061). Der Bekl. hat dann 
ſpäter von dritter Seite Betriebsſtoffe, die von der Kl. ſtammten, be⸗ 
zogen und beim Weiterverkauf Firma und Warenzeichen der Kl. 


enutzt. . 
Anfangs hatte der Bekl. an feinem Tankſchrank die Aufſchrift 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


20. S1 Unl WG.; 837 96%; 8 12 Wozch. Die 
Verwendung des Firmennamens eines anderen 
zur Bezeichnung der von ihm herrührenden, 
wenn auch nicht von ihm gekauften Ware iſt auch, 
wenn die Ware ſelbſt vom Firmeninhaber an⸗ 
ders bezeichnet wird, kein Eingriff in das Fir- 
menrecht. f) 


Der Bekl. hat ſich des Firmenbeſtandteils „Rhenania“ 
der Kl. zur Bezeichnung von Autobenzin bedient, der von der 
Kl. hergeſtellt und von ihm neben anderen Benzinarten in 
ſeiner Tankſtelle vertrieben iſt. Es liegt keine Verletzung des 
Namens⸗ oder Firmenrechts der Kl., des $ 37 Abſ. 2 HGB., 
oder des 8 1 UnlWG. vor. Der Käufer einer echten Ware 
kann ſich beim Weiterverkauf zu ihrer Bezeichnung oder 
Empfehlung des Namens des Fabrikanten bedienen. Die Auf⸗ 
ſchrift „Rhenania“ oder „Rhenania⸗Benzin“ auf feiner Tank⸗ 
ſtelle wäre dem Bekl. ſelbſt dann geſtattet, wenn der Name 
als Wortzeichen eingetragen wäre (Urt. d. Sen. v. 12. April 
1929, II 426/28), weil ſie nur die Ankündigung der Ware 
darſtellt, eine Ankündigung echter Ware unter dem Zeichen 
durch den Wiederverkäufer aber nicht unter 8 12 WbzG. fällt. 
Dies gilt auch, wenn der Wiederverkäufer die Ware nicht un⸗ 
mittelbar von der Kl., ſondern von einem Zwiſchenverkäufer 
bezogen hat. Die Rev. macht für die Verletzung des Namens⸗ 
rechts geltend, der Bekl. habe den Namen der Kl. „Rhenania“ 
für die von ihr ſtammende Ware ſo benutzt, daß das Publi⸗ 
kum über die Verkaufsorganiſation der Kl. zu der irrigen 
Annahme veranlaßt werden könne, die Kl. habe die Tankſtelle 
des Bekl. ſelbſt beliefert, da ſie nach ihrer Verkaufsorganiſation 
die Tankſtelleninhaber und Selbſtverbraucher von Autotreib⸗ 
ſtoff grundſätzlich ſelbſt beliefere. Die Möglichkeit, daß ein⸗ 
zelne Tankſtellenkunden des Bekl. infolge der Bezeichnung 
„Rhenania“ oder „Rhenania⸗Benzin“ glauben könnten, der 
Bekl. werde von der Kl. unmittelbar beliefert, begründet nicht 
die Unzuläſſigkeit ihrer Verwendung. Maßgebend wäre allein 
eine Irreführung des Publikums über die Herkunft der unter 
dieſer Bezeichnung angekündigten Ware. Eine Irreführung in 
dieſer Beziehung liegt nicht vor. Die angekündigte Ware 
ſtammte von der Kl., es war alſo echte Ware, die der Bekl. 
nach dem Firmenwort der Kl. durchaus als „Rhenania⸗ 
Benzin“ bezeichnen durfte. 

Er war hierzu berechtigt, obgleich die Kl. das von ihr 
hergeſtellte Benzin mit dem Warenzeichen „Shell“, ohne ihre 
Firmenbezeichnung vertreibt. Nach $ 12 Wbzeh. iſt, wenn eine 
Ware rechtmäßig, d. h. vom Zeicheninhaber oder mit deſſen 
Genehmigung von einem Dritten mit dem Zeichen verſehen 
und zum erſten Male in Verkehr geſetzt iſt, die Wirkung des 
Zeichenrechts, d. h. das Monopol des Zeichenberechtigten, 
„die ſo bezeichneten Waren in Verkehr zu ſetzen“ erſchöpft 
(Hagens, 812 Anm. 22; Seligſohn, § 12 Anm. 9). Es 
beſteht auf Grund des Zeichenrechts kein Recht für den 
Zeicheninhaber gegenüber dem Wiederverkäufer, daß dieſer 
die Ware nur mit dem Zeichen weiterverkauft. Er kann ſie 
ohne jedes Zeichen oder mit einem eigenen Zeichen weiter⸗ 


Stellin angebracht. Den Anträgen der Kl., dieſe Anbringung, weil 
ſie gegen ihren Willen erfolgte, zu unterſagen, iſt nicht ſtattgegeben, 
da es ſich nach Anſicht des NG. nicht um ein Verſehen der Ware 
handele und eine Ankündigung echter Ware unter Benutzung des 
Warenzeichens erlaubt ſei. Dieſes Urt. (JW. 1929, 3061) hat Bur 
ſtimmung erfahren in JW. 1929, 3061 durch Wertheimer und 
1930, 1683 durch Lion. 

Der Bekl. hat nun ferner für Betriebsſtoff, der von der Kl. 
ſtammt, aber nicht unmittelbar von ihr durch den Bekl. bezogen iſt, 
die Bezeichnungen Rhenania, Rhenania⸗Benzin, Shell⸗Benzin oder 
Shell benutzt. 

Im erſten Prozeß (II 427/0) ſollte dem Bekl. verboten were 
den, Betriebsſtoffe unter dem der Kl. geſchützten Namen Shell 
oder unter einem anderen ihr geſchützten Namen zu vertreiben, wenn 
der Betriebsſtoff nicht von ihr unter dieſem Namen in den Handel 
gebracht worden iſt. Im anderen Falle (11437/30) verlangt die 
Kl. Unterlaſſung, in öffentlichen Anpreiſungen die Worte Rhenania 
oder Nhenania-Benzin zu verwenden oder unter dem Namen „Rhe⸗ 
nania⸗Benzin“ Benzin irgendwelcher Herkunft und insbeſ. Fabrr⸗ 
kate der Kl. in den Handel zu bringen. (Die Urt. find mit Tat⸗ 
beſtand ungekürzt in Mu. 1931, 613/616 veröffentlicht.) P 

II. Die zeichenrechtlichen Gründe beider Urt. find zum Teil 
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veräußern. Die Annahme der Rev., das Warenzeichen des Er⸗ 
zeugers werde dadurch geſchwächt oder die Garantiefunktion 
des Warenzeichens leide, wenn die Ware des Erzeugers nicht 
unter dem Warenzeichen erſcheine, unter dem ſie in Verkehr 
geſetzt ſei, iſt verfehlt. 

Der Bekl. iſt auch berechtigt, „Rhenania⸗Benzin“ oder 
„Shell⸗Benzin“ zu einem niedrigeren als dem durch die Kl. 
vorgeſchriebenen Preis zu verkaufen. Auf Vertr. kann die Kl. 
den Unterlaſſungsanſpruch bzgl. des Preiſes nicht ſtützen, weil 
zwiſchen den Parteien kein Vertragsverhältnis beſtehe. Eben⸗ 
ſowenig liegt eine unerlaubte Handlung vor. Der Bekl. konnte 
wie jedermann das Benzin der Kl. in beliebigen Mengen be⸗ 
ziehen. Er konnte es auch von Zwiſchenhändlern (z. B. der 
Deutſchen Gaſolin AktG.) zu einem Preiſe erhalten, bei dem 
er es noch mit Nutzen unter dem von der Kl. für ihre 
Pumpen vorgeſchriebenen Verkaufspreis weiterverkaufen kann. 
Die Zwiſchenhändler waren nicht verpflichtet, die Einhaltung 
des Kleinkaufpreiſes ihren Abnehmern vertraglich aufzuerlegen. 
Der Bekl. hat auch keinen Verſtoß gegen die guten Sitten 
begangen. Denn er ging bei ſeiner Preisunterbietung weder 


eine Wiederholung der in dem erſten Urt. (JW. 1929, 3061) aus- 
geſprochenen Grundſatze. Inſoweit kann auf die Anm. von Wert⸗ 
eimer und Lion a. a. O. verwieſen werden. Durch die Klage⸗ 
abweiſung iſt die Kl. nicht ſchutzlos. Sie hat die Möglichkeit, durch 
erträge mit ihren Abnehmern ſich gegen dieſe Benutzung ihrer 
Zeichen zu ſchützen. Dieſer Schutz beruht aber auf wettbewerblicher, 
nicht auf zeichenrechtlicher Grundlage. 
Zeichenrechtlich iſt in der Entſch. II 427/30 von Bedeutung, 
daß das RG. in Anlehnung an die bisherige Rſpr. die mündliche 
enennung der nicht mit dem Warenzeichen verſehenen Ware mit 
dem geſchützten Wort als erlaubt bezeichnet (vgl. auch Hagens, 
um. 15 zu 812 WbzGG.; Callmann, Anm. 140 C zu 8 16 Unl⸗ 
WG..) Nach dem Geſetzestext ift die Einſtellung des RG. nicht zu 
beanſtanden. Magnus: MuW. XIII Sonderheft S. 10; Waſſer⸗ 
mann: IW. 1913, 1185; Gülland⸗Queck: Mu W. XIII, 542 
haben auf dieſen im Geſetzestext liegenden Mangel hingewieſen und 
für das neue Geſetz eine Anderung verlangt (vgl. auch Abel, Syſtem 
es zſterr. Markenrechts S. 215 ff. und das holländ. Urt. betr. 
Ichthhol in WuW. XXX, 414). 
III. Die Ausführungen über den Namensſchutz für Waren⸗ 
zeichen laſſen Zweifel offen. Das NG. will der Warenbezeichnung 
en Schutz aus § 12 BGB. verleihen, „wenn fie auf ein beſtimmtes 
Geſchäftsunternehmen als Herkunftsſtätte hinweiſt, d. h. wenn eine 
don dem fraglichen Unternehmen vertriebene Ware unter der meiſt 
ſchlagwortartigen Bezeichnung im Verkehr derart bekannt geworden 
iſt, daß letztere die Bedeutung eines Kennzeichnungsmittels für das 
beltimmte Unternehmen ſelbſt erlangt hat“. Baumbach, WER, 
„Auflage, S. 340 iſt der Meinung, daß $ 12 BGB. die Ver⸗ 
wendung des Namens zur Warenkennzeichnung treffe. Der Verkehr 
könne im Gebrauch des Zeichens den Namensgebrauch des Zeichen- 
inhabers finden, wenn dieſer dem Verkehr als Inhaber bekannt 
lei, ſo vielleicht bei Aſpirin Hinweis auf die J.⸗G.⸗Farbeninduſtrie. 
=: Wortlaut der jetzt vom NG. gefällten Entſch. rechtfertigt die 
Schlußfolgerungen Baumbachs, die ſchon aus dem Eskimo⸗-Urt. 
(AG. 117, 215 = 1927, 3045) gezogen find. 
1 812 BGB. bezweckt den Schutz des Namens und ſoll, analog 
angewendet, den Schutz des Handelsnamens herbeiführen. Firmen⸗ 
ſchlagworte und Warenbezeichnung können identiſch fein (3. B. 
Matte, Salamander, Eskimo). Eine Warenbezeichnung kann Kenn⸗ 
18 für das ganze Unternehmen ſein, ohne gleichzeitig Beſtand⸗ 
ke der Firma oder Firmenſchlagwort zu ſein, wenn ſie dem Ver⸗ 
Ster gegenüber als Bezeichnung des Unternehmens gilt; ſo z. B. 
beden wolle, 4711. Sie unterſcheiden ſich jedoch weſentlich von den 
ki enden Warenbezeichnungen, die lediglich eine Warenart kenn⸗ 
i hnen und nicht den ganzen Betrieb decken, wie das von Baum⸗ 
Mi) genannte Aſpirin, oder Perſil, Odol, Lyſol uſw. Will das NO. 
A feinen Gründen zum Ausdruck bringen, daß auch für dieſe reinen 
er Obezeichnungen, deren Bedeutung nicht unterjchäßt werden ſoll, 
Schutz des § 12 BOB. gewährt werden ſoll? 
— IV. Das RG. iſt der Verwiſchung des Begriffs Waren 
rich nicht mit genügender Schärfe entgegengetreten. Das RO. 
Jau von einem verkehrsbekannten Warennamen, an dem ein 
Ba ividualrecht beſtehen könne. Bislang verſtand man unter einem 
rennamen eine Bezeichnung für die Gattung der Ware. Wenn 
da: Individualbezeichnung vom Verkehr für die ganze Waren 
dun ug verwendet wird, ohne daß noch jemand fie mit einem be⸗ 
n Betrieb in Verbindung bringt, ſo iſt die Umwandlung zum 
chrannamen vollzogen und die Bezeichnung iſt für den Gemein⸗ 
Be 118 frei geworden. Die Frage, die hier unter Verwendung des 
Mar Warenname behandelt wird, iſt eine ganz andere. Die 
— ür eine beſtimmte Ware entwickelt ſich allmählich zum 
zeichen für den ganzen Betrieb. Aus einem Warenzeichen iſt 
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auf die Vernichtung der Kl. aus noch bedrohte er ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz. - 
(U. v. 25. Sept. 1931; 437/30 II. — Düſſeldorf.) (Ku. 


21. 8 12 Wbz G.; 816 Un l WG.; § 12 BGB. 

1. Der Inhaber einer Firma kann nicht den 
Gebrauch eines feiner Firma als Beſtandteil 
angehörenden Wortes verbieten, wenn dieſes 
Wort ſich vor oder nach deſſen Aufnahme in die 
Firma, innerhalb oder außerhalb des geſchäft⸗ 
lichen Verkehrs zum Gattungsbegriff ent⸗ 
wickelt hat. 


2. Iſt ein ſolches Wort Teil eines Waren⸗ 
zeichens, ſo verliert es zwar ſeinen Schutz durch 
den fremden Gebrauch im außergeſchäftlichen 
Verkehr nicht, kann aber zu einem Verbot nur 
beim Gebrauch als Warenbezeichnung führen. f) 

Für die Rev Inſt. handelt es ſich nur um die Frage, 
ob die Bekl. berechtigt iſt, ſich des Wortes „Buchgemein⸗ 


ein Firmenkennwort geworden. Das ändert weder etwas an der 
Schutzfähigkeit noch an dem Weſen der Bezeichnung als Waren- 
zeichen. Der Zeicheninhaber iſt nicht verpflichtet, die Marke ſtets 
nur für eine Sorte Waren zu verwenden. Er kann ein Zeichen für 
alle Warenarten ſeines Betriebes verwenden. Dadurch wird der 
Zeichenſchutz weder aufgehoben noch eingeſchränkt. Es tritt nur 
neben den Zeichenſchutz noch der Schutz aus 8 16 UnlWG. und 
§ 12 BGB., wenn dieſes Zeichen nunmehr auch Firmenkennzeichen 
geworden iſt. 

V. Nicht beiſtimmen kann ich dem RG., wenn es im borl. 
Falle die Verletzung des Namensrechts ablehnt. Das NG. begründet 
dieſe Ablehnung lediglich mit dem Satz: „Selbſtverſtändlich kann 
ſich der Käufer einer echten Ware beim Weiterverkauf zu ihrer Be⸗ 
zeichnung oder Empfehlung des Namens des Fabrikanten bedienen.“ 

Die Beſt. des § 12 BGB. wird ſeit geraumer Zeit im über⸗ 
tragenen Sinne für Firmenſchutz in Anwendung gebracht. Der un⸗ 
befugte Gebrauch des Namens wird in der Verwechſlungsfähigkeit 
der Firma des Mitbewerbers mit der Firma des Verletzten erblickt. 
Man darf nicht vergeſſen, daß, vom namensrechtlichen Standpunkt 
aus geſehen, dieſe Anwendung des 8 12 BGB. eigentlich von dem 
Grundgedanken der namensrechtlichen Schutzvorſchr. abführt. 8 12 
BGB. richtet ſich nicht nur dagegen, daß der Verletzer den fremden 
Namen als ſeinen eigenen anführt, ſondern daß er den Namen des 
Namensträgers, ohne dazu befugt zu ſein, gebraucht und dadurch 
in die Intereſſenſphäre des Namensträgers eingreift. 

Soll der Namensſchutz dem Handelsnamen zugute kommen, ſo 

muß auch der auf der perſönlichkeitsrechtlichen Natur des Namens⸗ 
rechts beruhende Schutz zur Wirkung gebracht werden. Zwar hat das 
RG. in feinem Marhenſchutzverbandurteil (JW. 1931, 1920) zum 
Ausdruck gebracht, daß es ſich bei der Anwendung der namensrecht⸗ 
lichen Schutzanſprüche für Handelsnamen um vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche handele (ſo auch Opet a. a. O.). Dadurch wird jedoch die 
urſprünglich perſönlichkeitsrechtliche Natur des Namensrechts in keiner 
Weiſe beeinflußt. 
Arnbefugt ift der Gebrauch eines fremden Namens, wenn ihn 
jemand irgendwie mit ſich in Verbindung bringt und für ſich als 
Vorſpann benutzt (vgl. Callmann, Anm. 98a zu 8 16). Selbſt⸗ 
verſtändlich darf der Name des Fabrikanten einer Ware im 
Handel verwendet werden, wenn deſſen Ware weiterverkauft wird. 
Hier liegt es jedoch anders. Hier hat der Bekl. den Namen der 
Kl. an feinem Tankſchrank angebracht. Bei der Prüfung des uns 
befugten Gebrauchs iſt auf die Eigenart dieſer Verkaufsſtellen Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. Auch wenn die Tankftelle die Ausſtattung der Kl. 
nicht trägt, wird doch das Publikum, wenn es den Namen einer ihm 
bekannten Olfirma an der Tankſtelle ſieht, einen gewiſſen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Tankftelleninhaber und der Herſtellerin, u. U. ſogar 
eine gewiſſe Kontrolle durch die Herſtellerin, vermuten. Die Kl. wünſchte 
nicht, daß der Betriebsſtoff unter ihrem Namen verkauft würde. Dem 
Firmeninhaber muß aus perſönlichkeitsrechtlichen Gründen das Recht 
zugeſtanden werden, über die Verwendung ſeines Namens Beſt. zu 
treffen, wenn man überhaupt Namensſchuß für Firmen zur Anwen⸗ 
dung bringen will. Durch die Benutzung der Firma in der Tank⸗ 
ftelle kann ſehr ſtark in die Intereſſen der Kl. eingegriffen werden. 
Die Kl. wird als Quelle benannt, obwohl unmittelbar von ihr nicht 
bezogen iſt. 

Sonach wäre aus namensrechtlichen Geſichtspunkten aufzu⸗ 
klären geweſen, ob und inwieweit eine Intereſſenverletzung bei der 
Kl. vorlag. Ra. Dr. Kurt Bußmann, Hamburg. 


Zu 21. Das Urt. iſt zu billigen. Es ſetzt den Schlußpunkt hinter 
eine Entwicklung, die einen intereſſanten Beitrag zu dem Problem 
der allmählichen Verwandlung einer ſchutzfähigen „beſonderen Be⸗ 
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ſchaft“, das ſeit 1924 Beſtandteil der Firma der Kl. und 
ſeit 1927 als Warenzeichen für ſie eingetragen iſt, auf An⸗ 
kündigungen uſw. als Sammelausdruck zu bedienen. Bloße 
Gattungsbegriffe als Bezeichnung eines Unternehmens ge⸗ 
nießen im Regelfall weder nach $ 12 BGB. noch nach $ 16 
UnlWG. Schutz, weil ihnen das unterſcheidende Merkmal 
fehlt (ogl. RGB.: JW. 1926, 1434), und eine Ausnahme von 
dieſer Regel nur mit Hilfe ſtärkſter Werbetätigkeit denkbar 
wäre, wobei an den Beweis ſtrenge Anforderungen zu ſtellen 
wären. Dieſer Fall, daß das fragliche Wort als Gattungs⸗ 
begriff bereits im Verkehr war zur Zeit ſeiner Aufnahme 
in die Firma der Kl., ſcheidet aber aus. Denn nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. hat die Kl. das bis dahin un gebräuchliche 
Wort „Buchgemeinſchaft“ zum erſten Male gebraucht, d. h. 
als erſte. Es könnte ſich deshalb nur um den Fall handeln, 
daß das fragliche Wort ſich nach der Aufnahme als Be⸗ 
ſtandteil in die Firma der Kl. zur Gattungsbezeichnung für 
Buchunternehmen entwickelt hätte, die in ähnlicher Art be⸗ 
trieben werden wie das der Kl. Eine ſolche Entwicklung 
könnte auch außerhalb des geſchäftlichen Verkehrs z. B. durch 
wiſſenſchaftliche Vorträge oder durch Aufſätze in Fachzeit⸗ 
ſchriften oder ſonſt in der Preſſe u. dgl. herbeigeführt oder 
gefördert werden, indem dort der fragliche Name als Gat⸗ 
tungs bezeichnung verwendet wäre (Roſenthal 8 5 N 5a 
und dort wiedergegebene Begr. des KG. in 10 U 4260/29). 
Nun hat die Bekl. als Beweis für eine ſolche Verwendung 
des Namens „Buchgemeinſchaft“ in den Feſtreden mehrerer 
ſachkundiger Perſonen am „Tage des Buches“ 1929 die Nr. 6 
v. 6. April 1929 des Börſenblattes für den Deutſchen Buch⸗ 
handel überreicht. Danach haben dieſe übereinſtimmend das 
Wort „Buchgemeinſchaft“ ganz allgemein als Bezeichnung 
einer beſtimmten Art des Büchervertriebes und die Mehr⸗ 
zahl „Buchgemeinſchaften“ für die Unternehmen dieſer Art 
gebraucht. Das Wort iſt gleichbedeutend gebraucht mit dem 
Wort „Buchgemeinde“, mit dem es in jenen Vorträgen ſtän⸗ 
dig wechſelt. Dieſe Vorträge ergeben mit aller Deutlichkeit 
die Verwendung der Bezeichnung „Buchgemeinſchaft“ als 
Sammelname für die beſtimmte Art des Büchervertriebs, 
wie ihn die Parteien und viele andere Buchvertriebsunter⸗ 
nehmen ähnlicher Art und ähnlichen Namens ausüben. Die 
Redner ſprechen daher an zahlreichen Stellen ohne jedes Be⸗ 
denken auch von Buchgemeinſchaften, wenn ſie zuſammen⸗ 
faſſend die verſchiedenen Buchvertriebsunternehmen dieſer Art 
bezeichnen wollen. Sie ſtellen dieſe als einen beſonderen 
Typ dem hergebrachten Syſtem des Verlages und des Sorti⸗ 
mentsbuchhandels gegenüber. Dieſe bei allen Rednern über⸗ 
einſtimmende Ausdrucksweiſe zur Bezeichnung eines beſtimm⸗ 
ten Typs des Büchervertriebs legt auch den Schluß nahe, daß 
dieſe Bezeichnungsart in ihrer Bedeutung als Gattungs⸗ 
begriff zum mindeſten einem nicht ganz unerheblichen Teil 
ihrer Zuhörer geläufig geweſen iſt. Aber auch wenn letzteres 
nicht der Fall geweſen ſein ſollte, läßt doch die überein⸗ 
ſtimmende Art der Verwendung des fraglichen Wortes in dem 
angegebenen Sinne durch die Fachleute in aller Offentlichkeit 


zeichnung“ in einen Gattungsbegriff liefert. Die Entſch. lehrt, 
daß letzten Endes der Verkehr doch ſtärker iſt als der Wunſch des 
einzelnen, eine charakteriſtiſche Bezeichnung für ein beſtimmtes Unter⸗ 
nehmen zu monopolijieren. 

Die Kl. iſt ſtets mit außerordentlicher Energie allen Verſuchen 
entgegengetreten, den Begriff „Buchgemeinſchaft“, der einen weſent⸗ 
lichen Beſtandteil ihrer Firmenbezeichnung bildet, auch ſonſt von ihr 
im geſchäftlichen Verkehr verwendet wird und ihr als Warenzeichen 
geſchützt iſt, als Sammelbegriff für die ihr ähnlichen Unternehmungen 
des ſog. Kollektivbuchhandels oder gar für gleichgerichtete 
geſchäftliche Zwecke zu verwenden. Auf den ſonſt häufig anwendbaren 
Geſichtspunkt der ſtillſchweigenden Duldung oder der Verwirkung 
Konnte die Verſagung des Rechtsſchutzes hier alſo nicht geſtützt wer⸗ 
den. Trotzdem hält das RG. die Entwicklung des Kunſtwortes 
„Buchgemeinſchaft“ zum Gattungsbegriff für vollzogen. Zwar hat 
das KGG. bereits in einem Urt. v. 6. Febr. 1926 (GewRSch. 1926, 
545) — Fall der Evangeliſchen Buchgemeinſchaft — angeſichts der 
häufigen Benutzung des Begriffs in Fachkreiſen „Anſätze einer Ent⸗ 
wicklung zum Gattungsbegriff“ feſtſtellen müſſen, jedoch das Vor⸗ 
liegen eines Gattungsbegriffs im Augenblick (alſo Anfang 1926) 
noch verneint. Den gleichen Standpunkt hat das LG. II Berlin 
noch im März 1929 — Fall der Büchergilde Gutenberg — ein- 


genommen. Sogar im vorliegenden Fall hat das KG. der Bezeichnung 
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i. Verb. m. der Tatſache, daß von der Kl. gegen dieſe Be⸗ 
zeichnungsart keinerlei Widerſpruch erhoben iſt, keinen Zwei⸗ 
fel darüber zu, daß das Wort „Buchgemeinſchaft“ ſich damals 
bereits zum Gattungsbegriff in dem von der Bekl. be⸗ 
haupteten Sinn entwickelt hatte. Dann hat aber die Bekl. 
nicht rechtswidrig gehandelt, als ſie ſich des Wortes „Buch⸗ 
gemeinſchaft“ in ihren Proſpekten bedient hat. 

Da das Wort „Buchgemeinſchaft“ — jedenfalls allein 
für ſich — hiernach in weiteſten Kreiſen nur noch als Gat⸗ 
tungsbezeichnung, nicht aber als ſchlagwortartige Bezeichnung 
der Firma der Kl. gilt, ſo kann dieſe aus dem Namens⸗ 
recht die Bedeutung des Wortes durch die Bekl. nicht ver⸗ 
bieten, ebenſo daher auch nicht aus $ 16 UnlWG. 

Auch aus dem i. J. 1927 von ihr erworbenen Waren⸗ 
zeichen recht an dem Worte „Buch-Gemeinſchaft“ ſteht ihr 
ein ſolches Unterſagungsrecht nicht zu, allerdings nicht aus 
dem vorſtehend dargelegten Grunde. Denn die Entwicklung 
eines Warenzeichens zur Gattungsbezeichnung könnte ſich nicht 
durch Benutzung des geſchützten Wortes in wiſſenſchaftlichen 
Aufſätzen, in Vorträgen oder in einer ſonſtigen nicht ge⸗ 
ſchäftlichen Zwecken dienenden Art, ſondern enkſprechend der 
Zweckbeſtimmung des Warenzeichens nach 8 1 WbzG., als 
Unterſcheidungsmittel für die Herkunft von Waren aus einem 
beſtimmten Betriebe zu dienen, nur durch Verwendung im 
geſchäftlichen Verkehr vollziehen oder gefördert werden 
(RG. 117, 408 )). Im übrigen darf, wie der erk. Sen. 
wiederholt ausgeſprochen hat (3. B. RG. 108, 82); 110, 
339; 117, 4125) ), die Umwandlung eines eingetragenen 
Wortzeichens in eine freie Beſchaffenheitsangabe nur ganz 
ausnahmsweiſe und unter ganz beſonderen Umſtänden an⸗ 
genommen werden. Die Umwandlung kann insbeſ. jo lange 
nicht anerkannt werden, als noch ein beteiligter Verkehrskreis, 
ſei es auch nur von Perſonen, die mit dem Vertriebe der 
betr. Ware oder mit der Herſtellung oder mit dem Vertriebe 
einer ähnlichen Ware befaßt ſind, an der Bedeutung des 
Wortes als Hinweis auf die beſtimmte Herkunftſtelle feſt hält 
(RG. 117, 4140). Davon, daß die beanſtandete Bezeich⸗ 
nung im Geſchäfts verkehr von anderen Unternehmungen 
ähnlicher Art wie die der Kl. als Hinweis auf ihren eigenen 
Betrieb verwendet ſei, hat die Bekl. ſelbſt nichts behauptet. 
Auch mit Bezug auf ihre eigene Art der Verwendung hat 
ſie ſtets betont, daß dieſe nur als Bezeichnung der Art der 
in Frage kommenden Unternehmen, d. h. nur als Gattungs⸗ 
name für dieſe benutzt ſei an den beanſtandeten Stellen, nicht 
aber als Herkunftsbezeichnung für Bücher aus ihrem Unter 
nehmen, alſo nicht als Hinweis auf ihren Betrieb im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr. Dieſer Standpunkt der Bekl. iſt zutreffend. 
Aus dieſen Ausführungen folgt einerſeits, daß der Zeichen 
ſchutz der Kl. an dem Worte „Buchgemeinſchaft“ für den vorl. 
Rechtsſtreit als fortbeſtehend anzuſehen iſt, andererſeits, 
daß es ſich bei der Art der beanſtandeten Verwendung des 
fraglichen Wortes an den oben angegebenen Stellen micht 
um einen warenzeichenmäßigen Gebrauch des der Kl. 
geſchützten Wortes handelt. Allein deshalb liegt eine Ver 


2) JW. 1924, 691. 


2) JW. 1928, 348. 
) JW. 1928, 343. ) JW. 1928, 343. 


„Buchgemeinſchaft“ noch die Eigenſchaft als Gattungsbegriff ab‘ 
geſprochen. Demgegenüber ſtellt das NG. die Tatſache, daß dieſe 
Bezeichnung mindeſtens ſeit 1929 ohne Bezugnahme auf ein be⸗ 
ſtimmtes Unternehmen in Fachkreiſen und darüber hinaus als Kenn⸗ 
zeichnung für eine charaltteriſtiſche Organiſationsform des Bücher⸗ 
vertriebs, nämlich den sch Kollektiobuchhandel allgemein gebrauch! 
wird. Dies wird namentlich beſtätigt durch den wiederholten Gebrauch 
des in Rede ſtehenden Begriffs in den Vorträgen prominenter Ver 
treter des Schrifttums und Verlagsbuchhandels anläßlich des Tag? 
des Buchs 1929 ſowie durch die Verwendung des Wortes „Buch 
gemeinſchaft“ als Gattungsbegriff im Vorwort zu Werner Mahr 
holz, Deutſche Literaturgeſchichte der Gegenwart. Der werbe 
insbeſ. die Fachwelt hat ſich der urſprünglich ſchlagwortartigen 4 
zeichnung der Firma der Kl. bemächtigt und dadurch eine Gattungs 
bezeichnung erzeugt, für die von der Kl. weder aus dem Geſichts 
punkt des Namensrechts noch des unlauteren Well 
bewerbs ( 16 Unl Wh.) Schutz verlangt werden kann. Das ſind 
die notwendigen Folgen aus der Bejahung des Gattungsbegriffs. 
Während ſich aber die vorſtehend geſchilderte Entwicklung be. 
Gattungsbegriffs durch Benutzung des geſchützten Wortes in 8 
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letzung des Zeichenrechts der Kl. nicht vor. Davon, daß ſich 
er erk. Sen. durch dieſe Auffaſſung in Widerſpruch ſetzen 
würde mit ſeiner Entſch. v. 12. Juni 1931, II 392/30, kann 
eine Rede ſein; es handelte ſich dort in der Rev Inſt. um 
ganz andere Anſprüche. Hiernach ſind die beiden allein in 
Betracht kommenden Klagegründe — Verletzung des Namens⸗ 
und des Zeichenrechts der Kl. — nicht gegeben. 8 
(U. v. 11. Dez. 1931; 490/30 II. — Berlin) [Ru] 


22. 88 12, 13 Wb z G.; Madrider Abk. v. 2. Juni 
1911. Gegen die internationale Regiſtrierung 
des Warenzeichens einer Firma, die in einem 
dem Madrider Abk. beigetretenen Lande ihre 
Riederlaſſung hat, kann nicht eingewendet wer- 
den, daß das Zeichen nur eine Ortsangabe ent- 
Halte. Die Verwechſelungsgefahr beſteht bei 
Zeichen, die mehrere Beſtandteile enthalten, 
in dem Gebrauch des charakteriſtiſchen Merk- 
mals. Keine Verwirkung des Unterlaſſungs⸗ 
und Schadenserſatzanſpruches, wenn ſich in der 
Zeit kein feſter Beſitzſtand des Verletzers her— 
ausgebildet hat. ) 

f Die ſeit 1921 für die Kl. beſteheude internationale Regi⸗ 
üllerung von Wortmarken, die ſämtlich das Wort „Marien⸗ 
zader“ i. Verb. m. der Bezeichnung dortiger Brunnen und 
Quellen enthalten und für Marienbader Mineralwaſſer ein⸗ 
getragen find, genießen, da das Deutſche Reich und die 
Ichechoſlowakei — erſteres ſeit dem 1. Dez. 1922, letztere 
‚Yon ſeit dem 5. Okt. 1919 — dem Madrider Markenabk. 


1. b. Faſſ. v. 2. Juni 1911 beigetreten ſind, in Deutſchland 


den gleichen Schutz, den fie durch Eintragung in die deutſche 
Beichenrolle erlangen würden. Ihr Schutz in Deutſchland 
Dt mit dem 1. Dez. 1922, dem Tage des Beitritts des 
1 eutſchen Reichs, begonnen. Daß ſie in die deutſche Zeichen⸗ 
olle eingetragen ſind, iſt zwar nicht behauptet worden, aber 
Halt lich geſchehen zugleich mit den übrigen in ſehr großer 
ER vor dem 1. Dez. 1922 vom RPat A. ungeprüft über⸗ 
mmenen international regiſtrierten Marken. 

Gegenüber dem international eingetragenen Zeichen kön⸗ 
de ie Bekl. mit dein Einwande, ſie hätten als Ortsangabe 
. § 4 Nr. 1 WC. nicht eingetragen werden dürfen, 
det gehört werden. Die Zeichen genießen für die Dauer 
Jer Eintragung den geſetzlichen Zeichenſchutz, wie der erk. 
Cin bez. des nach 8A a. a. O. gleichliegenden Falles der 
ütragung einer Beſchaffenheitsangabe oder eines Stadt⸗ 
mac ens u. dgl. wiederholt entſchieden hat. Deshalb liegt 
© die Ausführung des BG., die ſich mit der Frage der 
chutzfähigkeit“ des Wortes „Marienbader“ in den Wort- 
N der Kl. befaßt, ohne weiteres neben der Sache. 8 4 
nisse enthält die wichtigſten materiellen Eintragungshinder⸗ 
bench die das Pat A. bez. der angemeldeten Bezeichnung zu 
er hat. Dahin gehört bei zur Eintragung angemeldeten 
derkunſtsomn die Prüfung, ob es ſich um eine ROLE 
a re 

u des Anmelders handelt oder ob auch ande 
hate geſchaftrichen Zwecken dienenden Art vollzogen 
vom N ſich auf dem Gebiete des Warenzeichenrechts, das 
; mit Rückſicht auf das der Kl. i. J. 1927 erteilte Waren“ 
nfall3 geprüft werden mußte, ein Warenzeichen nur durch 
5 — in geſchäftlichem Verkehr zur Gattungs⸗ 
1 zu entwickeln (vgl. den Lyſol⸗Fall RG. 117, 408 ff.; 


liſcher Bede 343). Dies iſt ein Unterſchied von ſehr erheblicher prak- 
des W edeutung. Denn er hat zur Folge, daß die Verwendung 
d. l bortes „Buchgemeinſchaft“ als Gattungsbegriff, 


den N ammelname in Aufſätzen, Proſpekten, Re- 
verkeh gl allgemein erlaubt, dagegen im Geſchäfts⸗ 
Wortes der warenzeichenmäßige Gebrauch des ſelben 
bezeichn 1 3. B. in der Firmenbezeichnung oder als Herkunfts 
ob der N für Bücher) unſtatthaft ift. Es fragt ſich allerdings, 
iſt, um loße zeichenrechtliche Formalſchutz auf die Dauer ftark genug 
lich zu die Benutzung des Ausdruckes im Geſchäftsverkehr unmög⸗ 
Umwantlachen, oder ob nicht in abſehbarer Zeit auch die vollzogene 
Beſchaf ng dos für die Kl. eingetragenen Wortzeichens in eine freie 
h fenheitzangabe anerkannt werden muß. 
RA. Dr. Kurt Runge, Leipzig. 


Richtig — daß die i. J. 1931 international 


te 22. 1. 
en Marken der Kl. Zeichenſchuz im Deutſchen Reiche ge⸗ 


Rechtſprechung 1849 


einen Anſpruch auf Verwendung des gleichen oder zum Ver⸗ 
wechſeln ähnlichen Namens für ihre Erzeugniſſe haben. Das 
gilt ſelbſtverſtändlich auch dann, wenn es ſich um gleich⸗ 
lautende Namen verſchiedener Ortlichkeiten handelt. Der Um⸗ 
ſtand, daß die Kl. „alleinige Rechtsträgerin“ der Marienbader 
Mineralquellen iſt, iſt alſo nicht entſcheidend für die Prü⸗ 
fung. Im übrigen kommt dieſe aber im Kolliſionsverfahren 
überhaupt nicht in Betracht. 

Das BG. bejaht die Verwechſelungsgefahr der von den 
Bekl. verwendeten Bezeichnungen „Marienbader“, „Deutſch⸗ 
Marienbader“, „Deutſch-Marienbad“ einerſeits und der 
Warenzeichen der Kl. andererſeits, in denen es als 
charakteriſtiſchen Beſtandteil das Wort „Marienbader“ 
feſtſtellt. Dieſe Begründung des BG. geht von der 
zeichenrechtlich zutreffenden Auffaſſung aus, daß es bei Zei⸗ 
chen, die aus mehreren Beſtandteilen zuſammengeſetzt ſind, 
für die Prüfung der Verwechſelungsgefahr auf das charakte⸗ 
riſtiſche, d. h. den Geſamteindruck beherrſchende Element an⸗ 
kommt. Von dieſem Grundſatz ausgehend ſtellt das BG. als 
ſolches Element das Wort „Marienbader“ feſt. Das iſt rein 
tatſächlicher Art. 

Weiter nimmt das BG. die zeichenrechtliche Gleichartig- 
keit der beiderſeits vertriebenen Waren rechtlich bedenkenfrei 
an. Es ſtellt feſt, daß auch das von der Bekl. vertriebene 
Waſſer trotz ſeiner Bezeichnung als „Tafelwaſſer“ in ihrem 
Reklamematerial als „Heil waſſer“, „Waſſer zu Heil⸗ 
zwecken“, „Brunnen für Hauskuren“ bezeichnet wird. 

Das BG. ſtellt aber auch für den Fall, daß chemiſch⸗ 
mediziniſch ein Unterſchied zwiſchen Heil- und Tafelwaſſern 
gemacht werden müßte, die zeichenrechtliche Gleichartigkeit der 
beiderſeits vertriebenen Waſſer feſt, da dieſe ſich nach ihrer 
wirtſchaftlichen Bedeutung und ihrem Verwendungszweck ſo 
nahe ſtänden, daß ſie erfahrungsgemäß in den gleichen Ver⸗ 
triebsſtätten (Apotheken, Drogerien) feilgehalten und dort von 
den gleichen Kreiſen geſehen und gekauft würden und bei der 
Gleichheit bzw. ſtarker Ahnlichkeit ihrer Bezeichnungen in 
bezug auf die Herkunftsſtätte verwechſelt werden könnten. 

Dieſe Begr. iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Vergebens 
verſucht die Rev. durch den Hinweis auf den verſchiedenen 
Zweck und Geſchmack der beiderſeitigen Waſſer dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen des BGG. zu erſchüttern. Dieſe Art der Verſchieden⸗ 
heit der Waren ſchließt nicht die Verwechſelungsgefahr aus. 
Denn dieſe betrifft die auf die Herkunftsſtätten verweiſenden 
Warenbezeichnungen, dagegen nicht — jedenfalls nicht un⸗ 
mittelbar — die Waren ſelbſt. 

Weiter hat das BG. die Inanſpruchnahme des Schutzes 
des $ 13 WbzG. durch die Bekl. für die beanſtandeten Be⸗ 
zeichnungen als örtliche Herkunftsangabe und als Firmen⸗ 
beſtandteil der Bekl. in erſter Linie deshalb für unbegründet 
erklärt, weil es ſich in Anbetracht der beſ. Art der Ver⸗ 
wendung, insbeſ. der Stellung und Hervorhebung im übri⸗ 
gen Text um die warenzeichenmäßige Benutzung der be⸗ 
anſtandeten Bezeichnungen handle. 

Dieſe rechtlich zutreffende und prozeſſual nicht zu be⸗ 


nießen. Befremdend und unverſtändlich — was das RG. als Be⸗ 
gründung anführt: „Daß ſie in die deutſche Zeichenrolle eingetragen 
ſind, iſt zwar nicht behauptet worden, aber vermutlich geſchehen zu⸗ 
gleich mit den übrigen in ſehr großer Zahl vor dem 1. Dez. 1922 
vom RPat A. ungeprüft übernommenen international regiſtrierten 
Marken“ ... „Doch kann die Frage der Eintragung im Inlande 
auf ſich beruhen; eine Löſchung iſt hier jedenfalls nicht erfolgt.“ Aus⸗ 
ländiſche international regiſtrierte Marken genießen nach Art. 4 
MMA. Zeichenſchuz im Deutſchen Reich eben kraft ihrer Regiſtrie⸗ 
rung in Bern. Das gilt ebenſo von den ungeprüft übernommenen, 
vor dem 1. Dez. 1922 regiſtrierten wie von den ſpäter regiſtrierten 
Marken. Für alle dieſe Marken iſt zur Erlangung des deutſchen 
Zeichenſchutzes Eintragung in die deutſche Zeichenrolle nicht nötig. 
Der 87 VO. v. 9. Nov. 1922 ſchreibt deshalb auch im Abſ. 2 aus⸗ 
drücklich vor: „In die Zeichen rolle werden die Marken 
nicht eingetragen.“ Zum Zwecke der Überſichtlichkeit werden 
vom Rat. dieſe Marken zwar in ein Nebenregiſter (deutſches 
Marhenregiſter) aufgenommen; die rechtliche Bedeutung der Zeichen⸗ 
rolle — rechtserzeugende Wirkung der Eintragung — kommt dieſem 
Regiſter aber nicht zu (Merkblatt des Matt. Ziff. VIII Abſ. 2: 
PatMuſtgeichgl. 28, 143 = MuW. 27/28, 417; Freund⸗ 
Magnus-⸗Jüngel S. 22/23). Werden die ausläudiſchen inter- 
national regiftrierten Marken in die deutſche Zeichenrolle aber über⸗ 
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mängelnde Begr. des BG. hätte vollkommen ausgereicht, um 
den auf § 13 WbzG. geſtützten Einwand unbegründet er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Es hätte deshalb der beiden weiteren 
Gründe des BG. — nämlich Nichtbeſtehen einer Notwendig⸗ 
keit für die Bekl., die örtliche Herkunftsſtätte ihrer Waſſer 
„Deutſch⸗Marienbad“ zu Ehren der Ehefrau mit dem Vor⸗ 
namen Marie des Gründers des Betriebes zu nennen, ferner 
wahrer Zweck der Wahl dieſer Bezeichnung ſei die Abſicht 
der Bekl. geweſen, den weltbekannten Ruf der Ware der Kl. 
und ihrer Herkunftsſtätte Marienbad in Böhmen für ſich 
unlauter auszunutzen — nicht mehr bedurft. Die Angriffe 
der Rev., es liege nicht der geringſte Anhalt dafür vor, daß 
1909 bzw. 1913 bei Wahl des Wortes „Marienbader“ bzw. 
„Deutſch⸗Marienbader“ irgendeine unlautere Abſicht obge⸗ 
waltet habe, wie ſich ſchon aus der völligen Unmöglichkeit 
eines Vergleichs der kleinen Mineralquelle im Teutoburger 
Walde mit dem Weltbad Marienbad in Böhmen und ſeinen 
Heilquellen ergebe, deshalb beruhe die Auffaſſung des BG. 
auf Vermutungen, denen die nötige Grundlage fehle, ſind 
nicht ohne weiteres von der Hand zu weiſen. Grundſätzlich 
ſoll, wie das ſchon in anderen Fällen vom erk. Sen. geſchehen 
iſt, betont werden, daß von der Bezichtigung einer Unlauter⸗ 
keit einer Prozeßpartei regelmäßig abzuſehen iſt, wenn es 
einer ſolchen Begr. für die Entſch. — wie es hier der Fall 
iſt — nicht bedarf. Das gilt aber um fo mehr, wenn die 
Unterlagen für einen ſo ſchweren Vorwurf verhältnismäßig 
ſchwach ſind wie hier. Aus dem gleichen Grunde bedurfte es 
auch der Heranziehung der Vorſchr. des 8 16 WbzG. zur 
Begr. des Unterlaſſungsanſpruchs nicht, da auch die An⸗ 
wendung dieſer Geſetzesvorſchrift den Täuſchungszweck zur 
Vorausſetzung hat. 

Der Einwand der Verwirkung wegen zu langen Wartens 
mit der Klagerhebung konnte keinen Erfolg haben. Auf die 
angebliche Argliſt der Bekl. kommt es für die Verwirkungs⸗ 
frage nicht an. Weder die Gutgläubigkeit oder Bösgläubig⸗ 
keit des Verletzers, d. h. ſeine Kenntnis oder Unkenntnis von 
der Verletzung, noch die Frage, ob ihm bekannt iſt, daß der 
Verletzte beſondere Gründe zum Abwarten hat und dieſe viel⸗ 
leicht nicht zutreffen, ſind für die Frage der Verwirkung ent⸗ 
ſcheidend. Maßgebend iſt vielmehr, ob ſich eine 
Verkehrsgeltung der vom Verletzer mißbrauch⸗ 
ten Bezeichnung für ihn herausgebildet hat. Das 
iſt der in der Rſpr. des erk. Sen. und im Schrifttum viel⸗ 
fach ſog. „wertvolle feſte Beſitzſtand“. Verkehrsgeltung iſt 


haupt nicht eingetragen, ſo kann von ihrer Löſchung vollends keine 
Rede fein (8 10 BD.). . 

2. Solange ein Zeichen in der Rolle eingetragen ift, beſteht, auch 
wenn es offenſichtlich nicht Hätte eingetragen werden dürfen, das 
Zeichenrecht in vollem Umfange. Die Eintragung bindet die Gerichte; 
fie find nicht befugt, die Schutzfähigkeit des Zeichens nachzuprüfen 
und ihm die Schutzrechte des § 12 zu verſagen (z. B. RGB.: Mu W. 
XXIII, 45 ff.; RG.: JW. 1931, 1475 — MuW. XXX, 557; 
Baumbach S. 348, 360). Über die Kennzeichnungskraft der ein⸗ 
zelnen Beſtandteile entſcheidet aber unabhängig von der Tat⸗ 
ſache der Eintragung die Anſchauung des Verkehrs (RGB.: GewReSch. 
34, 1046; RG.: MuW. XXX, 551 — JW. 1931, 410). 

Alle fünf klägeriſchen Marken ſetzen ſich aus mehreren Wörtern 
zufammen: „Marienbader Excelſior Quelle“, „Natürliches Marien- 
bader Mineralſalz“, „Marienbader Ferdinandsbrunnen“, „Marien⸗ 
bader Rudolfsquelle“, „Marienbader Kreuzbrunnen“. Zu unterſuchen 
war, welche Bedeutung dem einzelnen, allen fünf Zeichen ge⸗ 
meinſamen Veſtandteil „Marienbader“, der ja zweifellos eine 
Ortsangabe ift, zeichenrechtlich zukommt, d. h. ob er nach der An⸗ 
ſchauung der beteiligten Verkehrskreiſe die Herkunft der unter den 
klägeriſchen Marken vertriebenen Mineralbrunnen und Salze kenn ⸗ 
zeichnet. Anſcheinend war das KG. in eine Prüfung der Marken 
nach dieſer Richtung eingetreten. Das RG. mißbilligt dies, ſtützt ſich 
lediglich auf die Eintragung (irrig ſ. o.) der Marken und ſetzt ſich 
damit in Widerſpruch zu den obigen, von ihm ſelbſt aufgeſtellten und 
gegenüber inländiſchen Zeichen ſtändig befolgten Grundſätzen. Oder 
ſollen etwa für international regiſtrierte auslandiſche Marken andere 
Grundſätze gelten? Das würde gegen Art. 4 MM A., 8 7 Abſ. 1 
BD. v. 9. Nov. 1922 verſtoßen, wonach der Schutz, den eine aus⸗ 
ländiſche Marke kraft ihrer internationalen Regiſtrierung im Deut⸗ 
ſchen Reich genießt, der gleiche, keineswegs ein größerer iſt, als der 
eines in die deutſche Zeichenrolle eingetragenen inländiſchen Zeichens. 

3. Hinſichtlich der Verwechſelbarkeit der Zeichen hält das NG. 
an feinem altbewährten Grundſatz feſt (3. B. RGB.: MuW. XXX, 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
nur zu bejahen, wenn der überwiegende Teil der in Be⸗ 
tracht kommenden Abnehmerkreiſe in der Bezeichnung den 
Hinweis auf die Herkunft aus einem beſtimmten Unter⸗ 
nehmen, hier alſo aus einer anderen Urſprungsſtätte, als 
derjenigen der Bekl. erblickt. Daß dieſe Vorausſetzung hier 
nicht gegeben iſt, das Wort „Marienbader“ vielmehr ſeine 
kennzeichnende Kraft für die Heilquellen des weltbekannten 
böhmiſchen Bades Mariebad behalten hat, und dasſelbe 
Wort als Hinweis auf den Betrieb der Bekl. höchſtens rein 
lokale Geltung erlangt hat in allernächſter Umgebung ihres 
Unternehmens, ergibt ſich aus dem eigenen Vorbringen der 
Beklagten. 


(U. v. 12. Jan. 1932; 150/31 II. — Berlin.) [Ku.] 

23. 88 12, 16 WbzG.; 88 1, 3 Unl WG. Gleich- 
zeitige Bedeutung einer Bezeichnung als 
Sorten- und Herkunftsangabe. Schon die Ver⸗ 
wechſlungsfähigkeit in einer Beziehung genügt 
zur Rechtfertigung des Verbots. Zuſätze find 
unwirkſam, wenn fie nicht die Annahme von 
Sorte und Herkunft ausſchließen. Keine Ver⸗ 
wirkung infolge Zeitablaufs, wenn der Ver⸗ 
letzer weiß, daß der Berechtigte nur wegen Un⸗ 
ſicherheit der Rechtslage keine Anſprüche er- 
hebt. f) 

BG. und RG. haben den Bekl. zur Unterlaſſung ver⸗ 
urteilt, weil er unter Verletzung des der Kl. zuſtehenden 
Warenzeichens „Original F. von Lochows Petkuſer Saatgut“ 
und in unlauterem Wettbewerb Roggenſaat unter den Be 
zeichnungen „Original Brſtedts Petkuſer Roggen“, „Original 
Brſtedts Schladener Winterſaat Petkuſer Typ” und „Origi⸗ 
nal Brſtedts Schladener Petkuſer Roggen“ in Verkehr ge⸗ 
bracht habe. 

Von der Verwirkungsfrage abgeſehen wird das angel 
Urt. ohne weiteres durch 8 12 Wb5G. getragen. Nach den 
nicht beanſtandeten tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſtanz 
ſtammt die unter Zeichenſchutz ſtehende Roggenſorte ihrem 
Urſprung nach von dem verſtorbenen Züchter Dr. v. L. in 
Petkus und wird unter „Petkuſer Roggen“ ſtets der Roggen 
der Kl. verſtanden. Das BG. ſieht in dem Worte „Pet⸗ 
kuſer“ den charakteriſtiſchen, ſchlagwortartig wirkenden Ber 
ſtandteil des der Kl. geſchützten Zeichens und erblickt darin, 
daß die Bell. ſich dieſen in ihren Benennungen zu eigen 


557; RG.: JW. 1931, 1895 — MuW. XXXI, 261), daß bei zu 
ſammengeſetzten Zeichen der Geſamteindruck entſcheidet und daher 
jedesmal zu unterſuchen iſt, welcher Beſtandteil als charakteriſtiſches 
Merkmal den Geſamteindruck derart beherrſcht, daß er dem Beſchauer 
ins Auge fällt und ſich feiner Erinnerung einprägt. 

4. Bezüglich der Anſpruchsverwirkung ſtand das NG. urfprüng“ 
lich auf dem Standpunkt, daß dem Verleßzer die Einrede der Argliſl, 
eines ſittenwidrigen Verhaltens des Verletzten nur dann zuſtehe, wenn 
er gutgläubig geweſen, d. h. wenn er von dem Vorhandenſein des 
älteren verwechſlungsfähigen Zeichens nichts gewußt hatte (fo ne 
NS: MuW. XXIX, 542). Dieſen Standpunkt hat das RG. in“ 
zwiſchen verlaſſen. Entſcheidend iſt, daß der Verletzer ſich einen Be 
ſitztand gegründet hat, den er für einen von dem Verletzten ge 
duldeten und erlaubten anſehen durfte. Dazu iſt erforderlich, da 
der Verletzer das Zeichen ungehindert längere Zeit hindurch be⸗ 
nutzt und dem Zeichen unter Mühen und Koſten bei dem überwiegen 
den Teil der in Betracht kommenden Abnehmerkreiſe Geltung als 
Hinweis auf ſein Unternehmen verſchafft hat. Auf dieſe Weiſe läßt 
die Nichtgeltendmachung des Zeichenrechts einen wertvollen festen 
Beſigſtand des Verletzers zur Entſtehung kommen (Rig. Mu. 
XXXI, 495), und zwar ohne daß Kenntnis bzw. grobfahrläſſige Un⸗ 
kenntnis des Verletzten von den Wettbewerbshandlungen des Ver 
letzers unbedingt notwendig wäre (RGB.: MuW. XXXII, 10). Dieſe 
Grundſätze bringt obiges Urt. unter ausdrücklicher Hervorhebung , 
daß rein lokale Geltung zur Begründung eines ſchutzwürdigen Beſit 
ſtandes nicht ausreicht, erneut zur Anwendung. 

Sinnentſtellender Druckfehler: bei „hier alſo aus einer anderen 
Urſprungsſtätte, als derjenigen der Bell. . ..“ muß es ſtatt „eine 
heißen „Reiner“. 

Geh. RegR. Dr. Jüngel, Oranienburg. 


Zu 23. Ein Urt., dem durchaus beizuſtimmen iſt. Es beruht auf 
dem Gedanken, den Zwiſchenſchutz möglichſt ſtark zu geftalten. Bu 
füge zu einem Warenzeichen ſchließen regelmäßig die Verwechſlun 
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mache, einen Eingriff in das Zeichenrecht der Kl., der durch 
die ſonſtige Faſſung der von der Bekl. geführten Bezeich⸗ 
nungen nicht behoben werde und in den Augen des flüchtig 
leſenden Durchſchnittslandwirts, der als Hauptintereſſent für 
die Waren der Parteien in Frage komme, die Gefahr der 
erwechſelung begründe. Dieſe im weſentlichen tatſächlichen 
Erwägungen geben auch rechtlich zu Bedenken keinen Anlaß. 
Mit dem ſchlagwortartigen Charakter des Wortes „Petkuſer“ 
verbindet ſich der doppelte Sinn einmal einer Sortenbezeich⸗ 
nung, ferner aber einer Herkunftsangabe, inſofern ſich der 
Verkehr gewöhnt hat, den Ortsnamen ſtatt des Namens des 
Züchters zur Kennzeichnung der Urſprungsſtätte des frag⸗ 
lichen Roggens, d. h. des beſtimmten, für ſeine Erzeugung 
allein in Betracht kommenden Betriebes, zu verwenden. Mit 
Recht hält das BG. die Verwendung dieſes einen Beſtand⸗ 
teils des Zeichens der Kl. zur Verletzung ihres Zeichenrechts 
durch die Bekl. für genügend, wenn eben gerade das Wort 
„Petkuſer“, wie die Vorinſtanz annimmt, in den Bezeich⸗ 
nungen der Bekl. einen Hinweis auf die Erzeugungsſtätte der 
Kl. und damit eine Irreführung des Publikums zu be⸗ 
gründen geeignet iſt (vgl. RG. 109, 214). Die Rev. hält 
in der Verwendung des Wortes „Petkuſer“ durch die Bekl. 
Eine Herkunftsbezeichnung, damit aber einen warenzeichen⸗ 
mäßigen Gebrauch, angeſichts des ſonſtigen Inhalts ihrer Be⸗ 
nennungen nicht für vorliegend, jedoch zu Unrecht. Wenn ſie 
darauf hinweiſt, daß ſchon der Vorſatz „Original Brſtedts“ 
eine ſolche Annahme ausſchließt, da jeder Landwirt ein 
£ tiginal-Saatgut als ſelbſtändiges Züchtungsprodukt er- 
lane, und ſomit das Wort „Petkuſer“ nur auf die Grund- 
age der Brſtedtſchen Weiterzuͤchtung hinweiſe, ſo iſt dem⸗ 
gegenüber zu berückſichtigen, daß Zuſätze zu einem Zeichen⸗ 
vort in der Regel überhaupt die Verwechſelungsgefahr nicht 
dusſchließen, vielmehr Verwirrung ſtiften (RG.: Mu W. 17, 
. ſofern ſie nicht den unbefangenen Durchſchnitts⸗ 
1 rbraucher ganz unzweideutig erkennen laſſen, daß es ſich 
( eine andere Ware als die des Zeicheninhabers handele 
RO. 110, 3392)). Dieſe Vorausſetzung erachtet aber die 
vor inſtanz bei den Bezeichnungen des von der Bekl. in Ver⸗ 
br gebrachten Roggenſaatgutes eben in tatfählicher Würdi⸗ 
gung der Umſtände nicht als gegeben. Mit Recht hat danach 
Pi Vorinſtanz die Bezeichnung „Original Brſtedts Petkuſer 
ſoggen“ als ohne weiteres unzuläſſig beanſtandet. Gleiches 
lt aber auch für die Bezeichnung „Original Brſtedts 
Och ladener Petkuſer Roggen“. Auch inſoweit hält das 
. die Verwechſelungsgefahr für begründet, da bei Tänge- 
ortverbindungen oft nur das Schlagwort geleſen werde 
0 dieſes eben auf den Betrieb der Kl. hinweiſe. Dieſe 
8 für die Verwechſelungsgefahr ſprechenden 
nanſtände fällt in das Gebiet des Tatſächlichen. Die Bezug⸗ 
en: der Rev. auf das Urt. des NG. bezüglich der Be⸗ 
Wauung „Radeberger Pilſener“ (RG. 79, 250 )) geht fehl. 
Ba dort klar, daß das Wort „Pilſener“ nur Gattungs⸗ 
alg nung ſein konnte, ſo liegt der Fall hier inſofern anders, 
„Petkus“ Schlagwort für den Betrieb der Kl. iſt, die in 
diese Teilen des Reichs Vermehrungsſtellen unterhält. Bei 
nicht Sachlage braucht die Ortsbezeichnung „Schladener“ 
iel notwendig auf einen anderen Betrieb hinzudeuten, iſt 
ich mehr die Möglichkeit gegeben, daß es ſich bei der frag⸗ 


ren Bit) 


gen are nach der Anſchauung nicht unterrichteter Inter⸗ 
dem tenkreiſe um ein in Schladen gewonnenes Produkt aus 


Betriebe der Kl. handelt. Auch die Verwechſelungs⸗ 
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9 IW. 1926, 367. ) IW. 1925, 2452. ) IM. 1912, 759. 

N 
bach nicht aus, ſie ſtiften nur Verwirrung und widerſprechen des⸗ 
in biete ) den guten Sitten des Wettbewerbs. Zu bemerken iſt: auch 
Mm Urt. gelangt der Standpunkt des RG. zum Ausdruck, daß 
5 Annahme einer Verwechſlungsgefahr im Verkehr genüge, wenn 
die 15 einem Teil der Intereſſenten die Meinung erweckt wird, 
des ben Gegenzeichen verſehene Ware ſtamme aus dem Betriebe 
Fehtften habers des eingetragenen Zeichens. Bemerkenswert iſt die 
nur dung, daß im Verkehr bei langen Wortverbindungen meiſt 
ſagt darin enthaltene Schlagwort geleſen werde. Damit iſt ge 
uus dieſes den Ausſchlag für die Auffaſſung des Publikums 
ofen; dc) die ganze Wortverbindung als verivechllungsfähig 

werden kann. 

cachtlich iſt die Feſtſtellung, der Verwirkungsgedanke im Wekt— 
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fähigkeit der Bezeichnung „Original Brſtedts Schladener 
Winterſaat Petkuſer Typ“ ſieht die Vorinſtanz um deswillen 
als dargetan an, weil durch die Bezeichnung „Typ“ der An⸗ 
ſchein, daß die Ware aus dem Betriebe der Kl. ſtamme, nicht 
behoben werde, auch die in dem Worte „Typ“ liegende Ab⸗ 
ſchwächung durch das vorangeſetzte „Original“ wieder auf⸗ 
gehoben werde. Jedenfalls kann kein Rechtsverſtoß darin 
erblickt werden, wenn das BG. von einer derartigen tatſäch⸗ 
lichen Anſchauungsweiſe ausgeht und die Beiſätze der Bekl. 
nicht für ausreichend erklärt, eine Verwechſelungsgefahr mit 
der Ware der Kl. auszuſchließen (vgl. auch RG. 86, 123%; 
R.: JW. 1903, 392; Mu W. 12, 656) 

Die Rev. macht in dieſem Zuſammenhang der Kl. einen 
Mißbrauch ihres formalen Zeichenrechts zum Vorwurf, in⸗ 
ſofern ſie wider Treu und Glauben handele, wenn ſie ſich 
auf die Herkunftsbezeichnung „Petkuſer“ ſtütze, obwohl ſie 
auch einen Teil ihrer ſog. Eliten außerhalb von Petkus züch⸗ 
ten laſſe und ſich ihr Saatgut dadurch notwendig gegenüber 
der eigentlichen Petkuſer Züchtung verändern müſſe. Indes 
geht auch dieſer Einwand fehl. Iſt der Name „Petkuſer“, 
wie das BG. feſtſtellt, ein allgemein bekannter Hinweis auf 
den Betrieb der Kl., ſo iſt mit dieſer Bezeichnung aller 
Roggen als geſchützt anzuſehen, der aus dem geſamten Be⸗ 
triebe der Kl. hervorgeht, gleichviel, wo er gezüchtet oder 
vermehrt worden iſt. Der Ortsname iſt dann mit dem 
Perſonennamen „von L.“ gleichbedeutend. An der Schlüſſig⸗ 
keit der Klage wird damit nichts geändert, denn für dieſe 
kommt es nur darauf an, daß ſich die Bekl. durch die Ver⸗ 
wendung des Wortes „Petkuſer“ die Warenbenennung der 
Kl. zu eigen macht und ſo das Zeichenrecht der Kl. verletzt. 
Ein Recht dazu gibt ihr das Verhalten der Kl. nicht. Daß 
etwa der Name „Petkuſer“ vor der Eintragung des Zeichens 
der Kl. ein freier Warenname geworden ſei, wird vom BG. 
einmal aus tatſächlichen Gründen abgelehnt und unter Ver⸗ 
weiſung auf die Rſpr. mit Recht als gegenüber der vom 
Gericht auf ihre Zuläſſigkeit nicht nachzuprüfenden Zeichen⸗ 
eintragung als unerheblich zurückgewieſen. 

Bedarf es nach alledem zur Begr. des Klageanſpruchs 
keiner weiteren geſetzlichen Beſtimmung, ſo iſt doch auch die 
Heranziehung des § 16 WbzG. durch das BG. für die Be⸗ 
urteilung von dem von ihm eingenommenen tatſächlichen 
Standpunkte aus nicht zu beanſtanden, da durch den Ge⸗ 
brauch des Wortes „Petkuſer“ ſeitens der Bekl. ein Irrtum 
über Beſchaffenheit und Wert ihrer Ware erregt werden kann. 

Auch die Begr. des angef. Urt. mit 88 1, 3 UnlWG. 
weiſt keinen Rechtsverſtoß auf. Die Vorinſtanz erblickt in der 
Verwendung des Wortes „Petkuſer“ durch die Bekl. eine 
wiſſentlich unlautere und verkehrstäuſchende Ausnutzung der 
jahrelangen Züchter⸗ und Reklamearbeit der Kl. und ihrer 
Vorgänger und damit eine ſittenwidrige Wettbewerbshand⸗ 
lung. Nach der Feſtſtellung des BG. hat die Bekl. wiſſent⸗ 
lich das Publikum in den irrigen Glauben verſetzt, daß ihre 
Roggenſaat aus dem Betriebe der Kl. ſtamme, um dadurch 
ihren Abſatz mit Hilfe des Rufes der Kl. zu ſteigern. Daß 
das ſittenwidrig i. S. des Wettbewerbs iſt, nimmt das BG. 
zutreffend an. Soweit die Verurteilung auf 8 3 UnlWG. 
beruht, nimmt die Vorinſtanz an, daß der Roggen der Bekl. 
dem Petkuſer in den weſentlichen Eigenſchaften auch nicht 
annähernd gleiche, und ſie ſich danach mit der Verwendung 
des Wortes „Petkuſer“ einer unrichtigen, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebotes begründenden Beſchaffenheits⸗ 
angabe bediene. Im übrigen wird die Verurteilung aus 8 3 


9 JW. 1915, 281. 


bewerbs⸗ und Warenzeichenrecht beruhe auf dem Grundſatz von Treu 
und Glauben. Daher ſei ein Verfolgen eines Rechts dann zu ver⸗ 
ſagen, wenn ſie ſo ſpät geſchieht, daß der Verletzer ſeinen mik Mühe 
und Koſten geſchaffenen Beſitzſtand für einen von Kl. geduldeten und 
crlaubten anſehen konnte. Wichtig iſt, daß die Annahme einer 
Duldung dann ausgeſchloſſen wird, wenn ein Anſpruch deshalb nicht 
früher geltend gemacht worden iſt, weil ein Erfolg aus tatſächlichen 
Gründen (z. B. ungeklärte Anſchauung in den Kreiſen der Sach⸗ 
verſtändigen) als zweifelhaft oder gar als ausgeſchloſſen erſcheinen 
konnte. Aus einem ſolchen Fügen unter den „Zwang der Verhält⸗ 
niſſe“ kann alſo kein ee hergeleitet werden. 
IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


232* 


1852 


UNIWG. auch durch den Hinweis auf die in der Verwendung 
des Wortes „Petkuſer“, wie dieſes nach der Feſtſtellung der 
Vorinſtanz von den Intereſſenten verſtanden wird, zu er⸗ 
blickende falſche Urſprungsangabe der Bekl. getragen. 

Die Zurückweifung des Verwirkungseinwands wird zu 
Unrecht angegriffen. Die Rev. beruft ſich inſoweit insbeſ. 
darauf, daß Dr. von L. bzw. nach ihm die Kl. die Bezeich⸗ 
nung der Bekl. „Original Brſtedts Petkuſer Roggen“ bis 
1928 wiſſentlich geduldet habe. Nun beruht der Verwirkungs⸗ 
gedanke im Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht (vgl. RG. 
v. 27. Okt. 1931, II 25/31 5)) auf dem Grundſatz von Tren 
und Glauben, inſofern die Rechtsverfolgung verſagt, wenn 
ſie ſo ſpät erfolgt, daß der Verletzer ſeinen mit Mühe und 
Koſten geſchaffenen Beſitzſtand für einen vom Kl. geduldeten 
und erlaubten anſehen durfte. So liegt aber nach der Feſt⸗ 
ſtellung der Vorinſtanz die Sache im Streitfall gerade nicht. 
Danach hat von L., nachdem er vor dem Kriege dem Züchter 
Brſtedt die Bezeichnung „verbeſſerter Petkuſer“ verboten 
hatte, von einem gerichtlichen Vorgehen gegen die Bekl. ab⸗ 
geſehen, nicht weil er das Verhalten der Bekl. gebilligt, ſon⸗ 
dern weil er ein ſolches Vorgehen bei den damaligen un⸗ 
geklärten Anſchauungen in den Kreiſen der Saatzuchtſach⸗ 
verſtändigen für erfolg⸗ und zwecklos angeſehen hat. Die 
Vorinſtanz ſagt auch ausdrücklich, daß dies der Bekl. bekannt 
geweſen ſei, dieſe alſo gewußt habe, weshalb von L. nicht 
klagte. Dann kann ſie aus ſeinem Verhalten aber auch nicht 
geſchloſſen haben, daß der Genannte ihre Verwendung des 
Wortes „Petkuſer“ dulden wollte, ſondern höchſtens, daß er 
ſich dem Zwange der Verhältniſſe fügte. Daraus würde alſo 
nach Treu und Glauben nicht zu ſchließen ſein, daß von L. 
bzw. nach ihm die Kl. die Entſtehung des Beſitzſtandes der 
Bekl. als erlaubt hätten hinnehmen wollen. Die Kl. hat 
nach Erlangung des Zeichenrechts alsbald ihre Rechte geltend 
gemacht. Ob die Bekl. auf ihre Reklame mit dem Worte 
„Petkuſer“ Mühe und Koſten verwendet hat, kann unter die⸗ 
ſen Umſtänden nicht für ihre Zuläſſigkeit entſcheidend ſein. 
Ihr damit bezüglich des Wortes „Petkuſer“ erlangter Beſitz⸗ 
ſtand war rechtswidrig und wurde durch das vom BG. feſt⸗ 
geſtellte Verhalten der Kl. und ihres Rechtsvorgängers nicht 
rechtmäßig. Ihr Intereſſe an der Beibehaltung jener Kenn⸗ 
zeichnung vermag nichts daran zu ändern, daß eben durch 
dieſe Kennzeichnung, nicht aber durch ihren Wegfall der min⸗ 
deſtens in weiten Kreiſen der Verbraucher auf die Zugehörig⸗ 
keit jenes Kennwortes zu dem Erzeugnis der Kl. eingeſtellte 
Markt in Verwirrung gebracht wird. 

(U. v. 15. Jan. 1932; 206/31 II. — Celle.) [Ku.] 


24. 88 12, 15 WbzG. Erſtrecken ſich Ausſtat⸗ 
tungs- und Zeichenſchutz nur auf eine beſtimmte 
Schattierung einer Farbenzuſammenſtellung 
(grünblau gold), ſo kann die allg. Bezeichnung 
dieſer Zuſammenſtellung (blau gold) auch durch 
langjährigen Gebrauch dieſer Bezeichnung den 
Schutz nicht erweitern und nicht zum Verbot des 
Gebrauchs der gleichen Bezeichnung für eine 
andere nicht verwechſelbare Schattierung (dun⸗ 
kelblau gold) führen. ) 

Beide Parteien ſtellen Parfümerieartikel her. Beide Par⸗ 
teien verwenden für die Ausſtattung ihrer Waren und bei 
ihrem Werbematerial die Farben „blau“ und „Gold“. Das 
Blau der Kl. iſt grünlich⸗blau („bremerblau“, türkisblau), 
das der Bekl. iſt viel dunkler, etwa violett. Die Farben- 
zuſammenſtellungen ſind infolge der verſchiedenen Tönungen 


5) JW. 1932, 942. 


gu 24. Daß hier RG. und KO. entgegengeſetzt entſchieden haben, 
zeigt, wo die Streitfrage und die Problematik liegt. Um es vorweg 
zu ſagen, halte ich die Auffaſſung des RG. für die richtigere. Es 
handelt ſich um zweierlei: a) um die Grenzen der Unterſcheid⸗ 
barkeit, Kennzeichnungskraft und Verwechſlungs⸗ 
fähigkeit von Farben, und b) um die Beziehungen 
zwiſchen Bildwirkung und Wortwirkung. Beide Punkte 
(a und b) ſtehen in engem Zuſammenhang miteinander, wie das RG. 
mit Recht erkennt; es geht dies aus den Sätzen hervor: „Eine Ver⸗ 
kehrsgeltung der fraglichen Wort verbindung könnte — wenn Über ⸗ 
haupt — nur dann entſtanden ſein, wenn die in dieſer Beziehung ge⸗ 
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Kl. bezeichnet aber 
des Blau mit Gold 
in ihrem Werbe⸗ 


des Blau nicht verwechſelungsfähig. Die 
die von ihr ſtets in der gleichen Tönung 
verwendeten Farben als „Blau⸗Gold“ 


material. Die Worte Blau⸗Gold finden ſich auch in ver⸗ 
ſchiedenen Warenzeichen. I: 
Die Bekl. verwendet bei einer ihrer Packungen die 


Farbenzuſammenſtellung „dunkelblau“ und „Gold“ und weiſt 
darauf in ihrem Werbematerial beſonders hin. 

Die Kl. teilt mit, daß ihr der Ausſtattungsſchutz 1. S. 
des 8 15 WbzG. an der Wort verbindung „Blau⸗Gold“ 
zuſtehe, die ſich als Kennzeichen für ihre Waren im Verkehr 
bereits durchgeſetzt habe, als die Bekl. angefangen habe, I 
der gleichen Farbenbezeichnung zu bedienen. Auch verwei 
ſie auf ihren Zeichenſchutz für dieſe Wortverbindung. 

Das RG. hat die Klage abgewieſen. 

Die Kl. wendet ſich zwar nur gegen die Workverbin⸗ 
dungen, nicht gegen die Farben zuſammenſtellung der Bekl. 
Letztere iſt nicht verwechſelungsfähig mit derjenigen der Kl. 
infolge der verſchiedenen Tönungen des Blau. Jedoch iſt die 
Treunung von Wortverbindung und Farbenzuſammenſtellung 
nicht möglich. 

Die Worte „Blau⸗Gold“ ſind weder Phantaſieworte noch 
geben fie einen ſelbſtändigen Sinn unabhängig von den tal 
ſächlich von der Kl. verwendeten Farben. Das ergibt ſich 
zwingend aus der Verwendung von Farbenbezeichnungen 
i. Verb. damit, daß die Kl. ſich ſeit Jahrzehnten der in einer 
Tönung des Blau mit Gold gehaltenen weit bekannten Aus? 
ſtattung ihrer Waren bedient. Eine andere Auffaſſung von 
der Bedeutung der Worte „Blau-Gold“ der Kl. iſt beim 
Publikum als unverſtändlich ausgeſchloſſen. Auch die Kl. kann 
mit dieſen Worten nur den Zweck verfolgen, an ihre in den 
beteiligten Kreiſen Verkehrsgeltung genießende wirklich ver⸗ 
wendete Farbenzuſammenſtellung zu erinnern, an dieſe das 
Publikum immer wieder zu erinnern, wo es keine Gelegenheit 
hat, ſie zu ſehen (z. B. in Zeitungsanzeigen, Proſpekten uſw. ). 
Auch das Publikum ſieht in dieſen Worten nicht abſtrakte 
Eigenſchaftsworte, die die blaue und goldene Farbe überhaupt 
betreffen, ſondern es betrachtet ſie lediglich als Hinweis auf 
die von der Kl. benutzten Farben. 

Mangels ſelbſtändiger Bedeutung neben den von der Kl. 
wirklich verwendeten Farben genießt dieſe Wortzuſammen? 
ſetzung keinen Ausſtattungsſchutz, der un abhängig von Der 
wirklich verwendeten Farbenzuſammenſtellung wäre. Das wäre 
anders bei einer Wortverbindung, die auer jener Zweck. 
beſtimmung des Hinweiſes etwas Charakteriſtiſches beſitzt, das 
eine ſchlagwortarkige Kennzeichnung der Ware bewirkt. Das 
wäre bei der Wortverbindung „Blau-Gold“ um ſo nötiger, 
als ſie eine reine Veſchaffenheitsangabe enthält, deren Durch⸗ 
ſetzung im Verkehr als Kennzeichen für ein einzelnes Ge? 
ſchäftsunternehmen mit der Wirkung, daß alle anderen von 
dem warenzeichenmäßigen Gebrauch der betr. Wortverbindung 
ausgeſchloſſen würden, klarer und beſtimmter Grundlagen 
bedürfte. f 

Die hier ſtreitige Wortverbindung iſt eine geläufige, 
nichts Charakteriſtiſches bietende Ausdrucksweiſe ohne eigen? 
artige Wortgeſtaltung. Man ſtellt bei der Bezeichnung einen 
Farbenzuſammenſtellung im Sprachgebrauch allg. die die 
Farben bezeichnenden Worte nebeneinander bei Flaggen, 
„Schwarz⸗weiß⸗rot“, „Schwarz-rot⸗gold“, „Schwarz⸗weiß 
„Blau⸗weiß“, „Grün-weiß“ uſw., ebenſo bei ſtudentiſchen Ver⸗ 
bindungen; ferner z. B. „Schwarz⸗weiß⸗Kunſt“, „Schwarz“ 
weiß⸗Mode“ ufw.). Darauf, ob dieſe allg. übliche Bezeich 
nungsweiſe in der Parfümertebranche noch nicht verwende 


nannten Farben ‚Blau‘ und ‚Gold' für das Unternehmen der Kl. 
Verkehrsgeltung erlangt hätten“, und: „Das würde ſonſt dazu führen, 
daß die Kl. über die Bezeichnung dieſer Farben einen ! 
ſtattungsſchutz an allen Schattierungen der blauen Farbe erlangten 
würde“ Hier ift der für die Entſch. dieſes Falles größere Gericht?" 
punkt klar und treffend ausgeſprochen: wenn die Farben noch N 
zeichnende Unterſcheidungen, aber gleiche Hauptbenennung („blau“ für 
alle Arten blau) haben, fo iſt Bild und Wort nicht identiſch; 10 
Bild wäre unterſcheidungskräftig, die nivellierende Wortbezeichnung . 
es aber nicht. Diefe Feſtlegung ift der Gewinn dieſes RÜULE. Seine 
Richtigkeit beruht aber noch insbeſ. darauf, daß angeſichts bet ich“ 
grenztheit der Hauptfarben die monopoliſtiſche Ausschließen 
keit in unerträglicher Weiſe übertrieben würde, wenn man auf de 
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t es nicht an; fie iſt kein ſelbſtändiges Sprach- 
ebiet. 

„Danach könnte die Bezeichnung „Blau-Gold“ als ſolche 
niemals Verkehrsgeltung erlangen. 

Eine Verkehrsgeltung der Wort verbindung „Blau⸗ 
Gold“ könnte, wenn überhaupt, nur entſtanden ſein, wenn die 
Farben „Blau“ und „Gold“ für das Unternehmen der Kl. 
zerkehrsgeltung erlangt hätten. Dann wären die Worte nur 
die den Tatſachen entſprechenden Wiedergaben der den Aus⸗ 
ſtattungsſchutz genießenden Farben. Dies iſt hier nicht der 
Fall. Die Kl. verwendet ſtets nur die grünlich⸗blaue Farb⸗ 
tönung mit goldener Aufſchrift, niemals eine andere blaue 

chattierung als dieſes ſog. Bremer Blau (türkisblau) mit 
Gold. Sie kennzeichnend für die Herkunft von Parfümerie⸗ 
artikeln aus dem Betriebe der Kl. Nur an dieſen Farben 
hat die Kl. Ausſtattungsbeſitz i. S. des § 15 Wbz ö., nicht 
an „Blau“ überhaupt (mit Gold), z. B. dunkelblau oder 
violett, wie es die Bekl. (mit Gold) benutzt, weil die Kl. ſich 
deſſen gar nicht bedient. Hat die Kl. aber nur an dem ſog. 
Bremer Blau mit Gold Ausſtattungsſchutz erworben, dann 
kann ſie auch nicht darüber hinaus Ausſtattungsſchutz an der 
allg. Bezeichnung „Blau⸗Gold“ erlangen. Das würde dazu 
führen, daß die Kl. über die Bezeichnung dieſer Farben 
einen Ausſtattungsſchutz an der allg. Farbenzuſammen⸗ 
tellung „Blau⸗Gold“ erlangen würde, obgleich ſie ſich nur 
ter bekannten grünlich⸗blauen Tönung mit Gold bedient hat 
und die Farben blau in verſchiedenen Tönungen mit Gold 
nach der Feſtſtellung des BG. von zahlreichen anderen Par⸗ 
fümeriefabrifen zur Ausſtattung ihrer Erzeugniſſe verwendet 
werden. Die Kl. könnte, wenn der Ausſtattungsſchutz an der 
Gezeichnung „Blau⸗Gold“ anerkannt würde, der Bekl. die 
eiterverwendung der bekannten Ausſtattung „dunkelblau— 
55 unterſagen, ebenſo übrigens den anderen Parfümerie⸗ 
wtanten. Es iſt ein grundlegender Irrtum des BG., daß 
aus geſchmackvolle Ausſtattung der Ware ſelbſt durch den 
rührt wertes hinſichtlich der Wortverbindung nicht be⸗ 
erde“. 


(u. v. 2. Okt. 1931; 387/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


ub 25. 88 12, 20 Wbz GG. Bei Kombinationszeichen 
1 erwiegt regelmäßig der Wortbeſtandteil, da 
lich der Verkehr zur Bezeichnung der Ware mehr 
er Wortes als des Bildes bedient. Verwechſ⸗ 
nn gefahr ift anzunehmen, wenn auch nur die 
{ fernte Möglichkeit beſteht, daß die mit einem 
15 Warenzeichen verſehene Ware zu Täu⸗ 
ungen über ihre Herkunft führen könnte. 


Bud Für die Kl. ift feit dem 12. April 1898 der griechiſche 
0 ſtabe Q i. Verb. m. dem Worte „Omega“ als Warenzeichen 
mar Tagen, und zwar für Meſſerſchmiedewaren, nämlich 
der ler und Scheren aller Art uſw. Die Bell ift Konturrentin 
On U. Sie hat ſich gegenüber der Schweizer Firma B 
(chen Watch Co. in B. zur Lieferung von jährlich 5000 Ta- 
einer eſſern verpflichtet. Dieſe Taſchenmeſſer enthalten außer 
W gewöhnlichen Klinge einen Uhrenöffner; auf jeder der 


W — 
auge Hauptfarbenbenennung die Farbtöne aus der Kennzeich⸗ 
weite aft ausmerzen würde. Dieſer Geſichtspunkt iſt von großer Trag⸗ 
des Fach für analoge Fälle auf anderen Gebieten. Der Schutzumfang 
die im ibtons würde zu ſehr ausgedehnt und erweitert werden, 
berni r ese der Allgemeinheit gelegene Einſchränkung des Monopols 
t. Zumal bei Farben, da deren Hauptgruppen beſchränkt find 
Ugemeinheit zum Mitgebrauch offen ſein müſſen. Der Aus⸗ 
wenn blau“ bietet mithin keine Identität zwiſchen Wort und Bild, 
dementen verſchiedenartige Farbtöne wie türkisblau und violettblau 
im det worden find. Und da die Mehrzahl der Menſchen jo ab. 
en — Farbtöne gut zu unterſcheiden vermag, ſo iſt in der Tat 
Corp, Mungökraft hier einerſeits erlangt für das Bremer Blau 
eidban und andererſeits für das Violettblau. Solche gut unter⸗ 
ehrz Pa Kennzeichnungskraft begrenzt naturgemäß auch die Ver- 
Bugeftim, ung dieſes Ausſtattungsſchutzes. Deshalb kann dem KG. nicht 
Schutz mt werden, wenn es der „knapperen“ Wortfaſſung „blau“ 
dunke geben will, denn dieſe Wortfaſſung blau ftatt türkis oder 
laſſung zu iſt nicht etwa nur „Knapper“, fie hat vielmehr durch Weg⸗ 
beunzei ch pezifizierung die Übereinſtimmung zwiſchen Wort und 
6 hnendem Bild der Ausſtattung eingebüßt. 
Dr. Alexander Elſter, Berlin. 
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beiden ſchwarzen Schalen iſt in großen Buchſtaben das Wort 
„Omega“ und außerdem das zur Hälfte ſichtbare Bild einer 
liegenden Taſchenuhr angebracht. Der Firma B., welche Uhren 
vertreibt und einen großen Umſatz in verſchiedenen Ländern 
hat, iſt in Deutſchland für „Uhren und Teile derſelben“ ſeit 
dem 7. Sept. 1896 das jetzt auch international eingetragene 
Warenzeichen Q i. Verb. m. dem Worte „Omega“ geſchützt. 

Die Kl. verlangt Unterlaſſung der Anbringung des 
Wortes „Omega“ auf Taſchenmeſſern. 

LG. und OLG. haben abgewieſen. Die Rev. hatte Erfolg. 

Das BG. hält zunächſt die Darſtellung der Bekl., der 
Anfertigerin der von der Firma B. als Reklameware be⸗ 
nutzten Taſchenmeſſer, für richtig, wonach dieſe Meſſer nur 
für die Firma B. hergeſtellt und von ihr an Uhrmacher und 
Uhrenhandler — ihre Abnehmer — in beſchränktem Umfange 
verſchenkt wurden, ſo daß die Stücke „kaum“ in den Beſitz 
anderer Perſonen kämen als ſolcher, die ſich gewerbsmäßig mit 
Uhren befaßten. Dieſe Abnehmer der Firma B. könnten ſich 
jedoch über die Herkunft und die Eigenſchaft der Meſſer als 
Reklamegeſchenke der gen. Firma nicht täuſchen, zumal da ſie 
die Stücke von deren Vertretern ausgefolgt erhielten. Eine Ver⸗ 
wechſlungsgefahr beſtehe aber auch dann nicht, wenn im ein⸗ 
zelnen Fall ein ſolches Meſſer von dem Uhrmacher oder 
Uhrenhändler an eine andere Perſon weitergegeben werden 
ſollte. Denn es ſei bekannt, daß die Herſteller von Taſchen⸗ 
meſſern ihre Marke oder ihren Namen auf dem Gang der 
Klinge (d. i. der dem Drehpunkt der Klinge zunächſtliegende 
Teil) anzubringen pflegten. Ausnahmen hiervon in Geſtalt der 
Anbringung des Zeichens auf der Schale des Meſſers kämen, 
abgeſehen von Reklameſtücken, bei Meſſern für ganz beſtimmte 
Gebrauchszwecke oder Verufszweige vor, wie bei den für 
Amerika hergeſtellten Pfadfindermeſſern oder bei den Meſſern 
mit Eiſenſchale für Südſpanien. Das hier in Rede ſtehende 
Meſſer mit dem Worte „Omega“ auf der Schale rufe ſofort 
den Eindruck der Reklame in ſtärkſter Form hervor, und durch 
das Bild der halben Uhr werde der Beſchauer ohne weiteres 
darauf geführt, daß es ſich bei der Firma, die eine derartige 
Reklame mache, um eine Uhrenfirma handeln müſſe. Unter 
dieſen Umſtänden ſei eine Verwechſlungsgefahr (Verwechſlung 
mit den Waren der Kl.) nicht begründet, nicht das Zeichen 
der Kl., ſondern das der Firma B. trete auf den Meſſern in 
Erſcheinung. Weiterhin legt das Urt. noch dar, daß auch in 
außerdeutſchen, namentlich in romaniſchen Ländern und in 
Nordamerika bezüglich der Anbringung eines Warenzeichens 
auf der Meſſerſchale im weſentlichen dieſelben Verhältniſſe 
herrſchten; das Publikum erkenne auch dort ſogleich den rich⸗ 
tigen Sachverhalt, wenn es Taſchenmeſſer zu Geſicht bekomme, 
die auf der Schale das Wort „Omega“ i. Verb. m. einer hal⸗ 
ben Uhr zeigten und offenſichtlich der Reklame dienten. 

Mit der auf dieſe Ausführungen geſtützten Abweiſung der 
Klage verletzt das BG. 88 12, 20 WbzöG. Unſtreitig hat die 
Bekl. die auf Beſtellung der Firma B. angefertigten Taſchen⸗ 
meſſer mit dem Wortbeſtandteil „Omega“ des Warenzeichens 
der Kl. verſehen und durch Lieferung an die Firma B. in den 
Verkehr geſetzt. Damit hat ſie widerrechtlich in das Zeichen⸗ 
recht der Kl. eingegriffen, mag ſie gewußt haben oder nicht, in 
welcher Weiſe die Firma B. die Meſſer im einzelnen zu ver⸗ 
wenden gedachte. Dem ſteht nicht entgegen, daß ſie auf den 
Meſſern neben dem (halben) Bild einer Taſchenuhr von dem 
Warenzeichen der Kl. nur das Wort „Omega“ anbrachte. 
Denn bei Kombinationszeichen überwiegt regelmäßig der Wort⸗ 
beſtandteil, da ſich der Verkehr zur Bezeichnung der Ware 
mehr des Wortes als des Bildes bedient (RG. 109, 229); 
Hagens, WozG. § 20 Anm. 14). Gerade deshalb beſtand bie 
Gefahr, daß im Publikum die Vorſtellung hervorgerufen 
wurde, es ſolle durch die Bezeichnung der von der Bekl. her⸗ 
geſtellten Meſſer mit „Omega“ auf den Betrieb der Kl. hin⸗ 
gewieſen werden. Denn die Sache liegt nicht ſo, daß von vorn⸗ 
herein anzunehmen geweſen wäre, die Meſſer würden nur in 
den Beſitz ſolcher Perſonen gelangen, denen bekannt ſei, daß 
ſich das Wort „Omega“ auf den Betrieb der Uhrenfirma B. 
beziehe. Mögen auch die Meſſer trotz ihrer unbeſtrittenen 
Eigenſchaft als Reklameware im allgemeinen nicht über 
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den Kreis der ſich mit Uhren gewerbsmäßig beſchäftigenden 
Perſonen (Uhrmacher und Uhrenhändler) hinausdringen, ſo 
kommen doch gelegentlich Ausnahmen hiervon vor. Damit iſt 
aber ohne weiteres die Möglichkeit gegeben, daß die Meſſer, 
wenn vielleicht auch nur vorübergehend, in den Beſitz ſolcher 
Leute kommen, die das Warenzeichen der Kl. oder wenigſtens 
ſeinen Wortbeſtandteil „Omega“ kennen und dann annehmen, 
die Reklamemeſſer ſtammten aus dem Betrieb der Kl. Keines⸗ 
falls hatte die Bekl., wenn ſie die Omegameſſer an die Firma 
B. lieferte, eine Gewähr dafür, daß es zum Hinausdringen der 
Meſſer in ſolche Kreiſe überhaupt nicht kommen könne. Unter 
dieſen Umſtänden beſteht kein Zweifel daran, daß die Bekl. 
das Zeichen der Kl. warenzeichenmäßig benutzt hat, d. h. ſo, 
daß darin ein Hinweis auf die Herkunft der Meſſer aus dem 
Geſchäftsbetrieb der Kl. zu finden war und eben dadurch Ver⸗ 
wechſlungen der Reklamemeſſer mit deren Erzeugniſſen hervor⸗ 
gerufen werden konnten. 

Ob, wie der BerR. annimmt, die Herſteller von Taſchen— 
meſſern ihre Marke oder ihren Firmennamen in der Regel 
auf den Gang und nur ausnahmsweiſe, z. B. gerade bei Re⸗ 
klameware, auf der Schale anbringen, iſt bedeutungslos für die 
Frage, ob die Bekl. das Zeichenrecht der Kl. verletzt hat. 


(U. v. 24. Nov. 1931; 73/1 II. — Düſſeldorf.) (Ku. 


26. 815 WbzG. Ausſtattungsſchutz iſt auch an 
Beſchaffenheitsangaben möglich. f) 

Die Kl. nimmt den Ausſtattungsſchutz für ihre Bezeich⸗ 
nung „Essentia aurea Goldtropfen“ in Anſpruch und ver⸗ 
langt deshalb von der Bekl. Unterlaſſung der Verwendung 
der ihrigen faſt gleichlautenden (Essentia aurea Spezial⸗ 
goldtropfen). 

1. Das BG. weiſt den Anſpruch aus zwei Gründen zu⸗ 
rück. In erſter Linie lehnt es ſchon grundſätzlich die Möglich⸗ 
keit des Erwerbs eines Ausſtattungsſchutzes an der fraglichen 
Bezeichnung ab, weil ſie eine Beſchaffenheitsangabe, ferner 
weil ſie eine allgemeine ſeit Jahrzehnten, vielleicht ſchon ſeit 
einem Jahrhundert übliche pharmazeutiſche Bezeichnung für 
ein altes Volksmittel ſei, um das es ſich bei der Arznei 
der Parteien handle. Die Bezeichnung weiſe darauf hin, 
daß die Arznei eine goldfarbige oder mit Gold in irgend⸗ 
einer Form verſetzte Ware ſei. Daß es ſich bei beiden 
Beſtandteilen der Bezeichnung ſowohl einzeln wie in ihrer 
Verbindung um eine Kennzeichnung handelt, die ſeit 
vielen Jahrzehnten, vielleicht ſchon ſeit einem Jahrhundert 
Gemeingut der pharmazeutiſchen Bezeichnungsweiſe iſt und 
daher ſeitdem zum allgemeinen pharmazeutiſchen Sprachſchatz 
gehört, ſtellt das BG. in eingehenden Ausführungen über die 
Geſchichte dieſer Arznei und ihrer Bezeichnung feſt. Unter 
Hinweis auf die Vorſchriften der 88 4 und 13 WbzG. und auf 
die Übung des RPat A., den mit „Gold“ zuſammengeſetzten 
Bezeichnungen wie „Goldeſſenz“, „Goldſpiritus“, „Gold⸗ 
waſſer“, vor allem auch „Goldtropfen“ ſelbſt ſowie der Be⸗ 
zeichnung „Laudanum Goldtropfen“ die beantragte Eintra⸗ 


Zu 26. Der vorſtehend abgedruckte Text ſtellt nur einen Teil 
der Begründung dar. Der vollſtändige Wortlaut findet ſich in 
MuW. 1932, 11ff. Da aber der Herausgeber der JW. durch die 
Kürzung der Entſch. und die ihr vorangeſtellte Überſchrift „Aus⸗ 
ſtattungsſchutz iſt auch an Beſchaffenheitsangaben möglich“ zu er⸗ 
kennen gegeben hat, daß nur dieſer Teil der Gründe für die Leſer 
der JW. Bedeutung haben dürfte, ſo betrachte ich es als meine 
Aufgabe, nur zu dieſem Teil Stellung zu nehmen. Er bietet über⸗ 
dies Intereſſe genug. Er bildet einen neuen Schritt vorwärts auf 
dem Wege, den das NG. ſeit dem Jahre 1927 eingeſchlagen hat, 
um den Ausſtattungsſchutz von den Feſſeln zu befreien, die ihm der 
§ 15 W636. durch die Worte „zum Zwecke der Täuſchung in Handel 
und Verkehr“ angelegt hat. Im Gegenſatz zu einer jahrzehntelangen 
Übung hat das RG. zuerſt in der Entſch, v. 27. Sept. 1927 
(II 59/27) die Ausſtattung als Rechtsgut anerkannt, und in ſeiner 
Entſch. v. 2. Marz 1928 (II 319 8; JW. 1928, 2634) dem ein⸗ 
getragenen Warenzeichen vollſtändig gleichgeſtellt. Ja, in einem 
wenige Tage ſpäter erlaſſenen Urt. v. 17. April 1928 (IT 411/27; 
JW. 1928, 2075) hat es ſogar die Belt. des 8 9 Nr. 2 Wozch., 
die ſich ausdrücklich auf eingetragene Warenzeichen beziehen, auf 
die Ausſtattung angewandt. (Meine hiergegen geäußerten Bedenken 
finden ſich in JW. 1928, 1198). Unter den Begriff Ausſtattung 
fallen nach der neueren Rſpr. auch Worte. Man kann verſchiedener 
Meinung darüber ſein, ob Handel und Verkehr an einer derartigen 


gung als Warenzeichen aus § 4 Nr. 1 zu verſagen und unter 
Hinweis auf die weitere Tatſache, daß das Pat A. die Ein⸗ 
tragung der Bezeichnung „St.s Essentia aurea Nr. 7190 
Spezialgoldtropfen“ nur mit Rückſicht auf die weiteren Be⸗ 
ſtandteile bewilligt hat, gelangt das BG. in erſter Linie zur 
grundſätzlichen Ablehnung der Möglichkeit des Er 
werbs eines Ausſtattungsſchutzes an ihrer Bezeichnung durch 
die Klägerin. 

Dieſer Standpunkt des BG. iſt rechtsirrig. Er ſteht, wie 
die Rev. mit Recht rügt, im Widerſpruch mit der Rſpr. des 
erk. Sen. Danach iſt der Erwerb des Ausſtattungsſchutzes i. S. 
des § 15 WbzG. an ſich auch an Beſchaffenheitsangaben und 
allgemein üblichen Bezeichnungen eines beſtimmten Gewerbes, 
der Wiſſenſchaft, Kunſt uſw. möglich. Maßgebend iſt allein 
die tatſächliche Frage, ob ſich ein ſolches Wort oder eine 
Wortverbindung im Verkehr als Hinweis auf einen beſtim⸗ 
ten Betrieb i. S. der Herkunftsſtätte der ſo bezeichneten 
Waren durchgeſetzt hat. Selbſtverſtändlich ſind, wie der erk. 
Senat ſtets betont hat, an den Nachweis des Erwerbs eines 
Beſitzſtandes an ſolchen Worten mit Rückſicht auf die weit⸗ 
reichenden Rechtswirkungen einer derartigen Annahme, näm⸗ 
lich den Ausſchluß aller anderen Mitbewerber von dem waren⸗ 
zeichenmäßigen Gebrauch des betreffenden Wortes, beſonders 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (vgl. z. B. JW. 1927, 774° 
Mu W. XXVI, 255 betr. „Batſchari⸗Krone“ und v. 2. Okt. 
1931, II 387/30 betr. „Blau-Gold“: MuW. XXXI, Dezember⸗ 
heft). Die Vorſchrift des § 4 Nr. 1 WbzG., auf den ſich das 
BG. für feinen Standpunkt in erſter Linie ſtützt, ſchließt allein 
die Eintragungsfähigkeit ſolcher Worte als Warenzeichen aus; 
dieſe Vorſchriſt gilt nicht für den Ausſtattungsbeſitz i. S. des 
815 WbzGl., deſſen Erwerb ſich nur nach tatſächlichen Ger 
ſichtspunkten beſtimmt, über deſſen Begründung und Verluſt 
allein der Verkehr entſcheidet. Inwiefern aber die Beſtim⸗ 
mung des § 13 WbzG. dem Erwerbe des Ausſtattungsbeſitzes 
an Worten der angegebenen Art entgegenſtehen ſollte, wie das 
BG. weiter meint, iſt nicht recht verſtändlich. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift hindert nicht einmal die Eintragung des betreffenden 
Wortes als Warenzeichen für einen Betrieb, behält aber trotz 
dem das Recht zum nicht warenzeichenmäßigen Gebrauch des 
gleichen oder zum Verwechſeln ähnlichen Wortes der fraglichen 
Art jedem anderen vor. Dieſe Geſetzesvorſchrift hat alſo den 
Zeichenſchutz und, da fie für $ 15 W638. ſinngemäß anwend⸗ 
bar iſt, auch den Ausſtattungsſchutz eines anderen an dem 
fraglichen Wort zur Vorausſetzung. 

Erleichtert wäre, wie der erk. Sen. ebenfalls wiederholt 
ausgeſprochen hat, der Erwerb des Ausſtattungsſchutzes für 
Worte, insbeſ. Wortverbindungen, trotz ihres Charakters als 
Beſchaffenheitsangabe, wenn dieſe Verbindungen als ſolche 
etwas beſonders Kennzeichnendes beſäßen, das als neu und 
eigenartig beim Hören und Sehen auffiele und ſich daher 
i. Verb. m. einer Ware aus einem beſtimmten Betriebe leichter 
dem Gedächtnis einprägen würde. Aber die Kl. hat dieſe Be⸗ 
ſonderheit bei der von ihr verwendeten Bezeichnung ſelbſt 
Bevorzugung der nicht eingetragenen Worte ein Intereſſe haben, 
ob fie beſonders in Fällen berechtigt iſt, in denen ein triftiger 
Grund für die Unterlaſſung der Warenzeichenanmeldung nicht vor 
liegt. Wenn man aber einmal den Weg des NG. beſchreitet, daun 
iſt es nur logiſch, auch auf die nicht eingetragene Ausſtattung die 
Grundſätze anzuwenden, die das Pat A. ſeit 1913 in ſtänd. Übung 
auf diejenigen Zeichen awvendet, welche nach dem Wortlaut des 
§ 4 Nr. 1 W6Ö. in die Zeichenrolle nicht eingetragen werden ſollen, 
deren Eintragung aber ſeit dem Waſhingtoner Abk. von 1911 ſtän⸗ 
dig erfolgt, wenn der Anmelder dem Pat A. den Nachweis erbringt 
daß ſich das Zeichen „im Verkehr durchgeſetzt hat“. Nähere Bei 
ſpiele hierüber in meinem Aufſatz in GewhisSch. 1929, 1 ff. Faſt 
in jeder Nummer des Warenzeichenblattes, faſt in jeden Hefte DEF 
Itſchr. „Les Marques Internationales“ finden ſich eingetragene 
Zeichen oder internationale Marken, die lediglich aus Zahlen ol 
Vuchſtaben oder Herkunſtsaugaben beſtehen; theoretiſch find fie nicht 
unterſcheidungskräftig; aber der Verkehr kümmert ſich bekanntlich 
nicht um papierne Geſetzesvorſchr., ſondern geht häufig feine eigenen 
Wege. Es Kommt täglich vor, daß ein Zeichen ſich im Verkehr dur 
ſetzt, welches ſeinem Wortlaute nach nur eine Herkunftsangabe dar 
ſtellt, oder welches lediglich aus einer Farbenzuſammenſtellung be 
ſteht. Jeder Kraſtführer erblickt in den Farben „Blau-Weiß“ das 
Kennzeichen des Venzol⸗Verbandes; die Farben „Rot⸗Gelb“ zeigen 
ihm, daß der Treibſtoff oder das Ol von der Shell ſtammt. Solch 
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nicht behauptet; ſie liegt auch nicht vor. Das zeigt ſchon 
die Wortverbindung ſelbſt, ergibt ſich aber auch aus ihrer 
vom BG. feſtgeſtellten Allgemeingebräuchlichkeit. 

Der erſte Entſcheidungsgrund des BG. rechtfertigt daher 
nicht die Klageabweiſung. Es beſtehen keine grundſätzlichen 
Bedenken, daß die Kl. ſich an ihrer Bezeichnung durch ſtarke 
Einwirkung auf den Verkehr einen geſchützten Beſitzſtand ver⸗ 
ſchafft hat. Rechtsirrig iſt die Anſicht des BG., daß Beſtre⸗ 
bungen, allgemein übliche und notwendige Bezeichnungen 
unter Aufwand großer Reklamekoſten zum Schaden der Mit⸗ 
bewerber zu einem Kennzeichnungsmittel für einen beſtimmten 

etrieb zu machen, dem guten kaufmänniſchen Gebaren wider⸗ 
ſprächen und daher gegen die guten Sitten verſtießen (8 826 
B.). Das BG. verkennt hier den Rechtsbegriff des Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten. 

(U. v. 6. Nov. 1931; 539/30 II. — Berlin.) [Ku] 


27. 815 Wba®. Der unter der Schlagzeile 
einer Zeitung angebrachte rote Strich verſchafft 
ihr, weil nur techniſch funktionellen Zwecken die— 
nend, keinen Ausſtattungsſchutz, ſelbſt wenn er 
nebenbei Kennzeichnungscharakter für den Ver- 
lag hat. f) 

Das LG. hatte die Klage in erſter Linie deshalb ab⸗ 
gewieſen, weil die Kl. an der durch die ftändige Verwendung 
eines roten Striches unter der Schlagzeile ihrer beiden Zei⸗ 
tungen geſchaffenen äußeren Aufmachung derſelben entgegen 
ihrer Anſicht einen Ausſtattungsſchutz nicht erworben haben 
15 nne, da dieſer Strich nur zur Hervorhebung diene, alſo 
techniſch⸗funktionelle Zwecke erfülle. Dieſe Auffaſſung des 
G entſpricht der ſtändigen Rſpr. des erk. Sen. (RG. 54, 
1743 69, 311); 71, 3842); 100, 254°); 107, 100; 112, 
3539); GewRSch. 1912, 7; JW. 1921, 398; Mu. XXIII, 
187; XXVI, 252 u. 27./28. Jahrg., 524), der ſich auch 
das Schrifttum angeſchloſſen hat (vgl. Seligſohn, Anm. 2 
Abſ. 3 zu § 15 WbzöG.; Roſenthal, N. 74a zu 81 Unl⸗ 
ch.; Callmann, N. 131 ff. zu 816 Unl WG.; Baum⸗ 
bach, UnlWG. Kap. 82 S. 346 f.; Hagens, Anm. 7 u. 8 
zu 815 WG). Das BG. halt dieſe Auffaſſung für ver- 
fehlt und meint auch, daß für ſie „bisher nirgends eine Recht⸗ 
ler igung gegeben worden ſei“. Dieſe letztere Annahme iſt un⸗ 
dich An ſich hätte es zwar einer ausdrücklichen Begr. für 
e obige Auffaſſung, daß eine Geſtaltung der Ware, durch die 
eine techniſche Verbeſſerung, d. h. eine den Gebrauch und die 

enutzung derſelben erleichternde und fördernde Einrichtung 
beſchaffen iſt, des Ausſtattungsſchutzes nicht fähig iſt, nicht 
eur Denn dieſer Grundſatz ergibt ſich ohne weiteres aus 
en Begriff des Ausſtattungsbeſitzes einerſeits und der Ge⸗ 
Ceinfreiheit ſolcher eines Sonderſchutzes (3. B. Patent- oder 
ſeisrauchsmuſterſchutz entbehrenden Einrichtungen anderer⸗ 
gits. Im übrigen iſt aber in mehreren der oben erwähnten 

utſch. des erk. Sen. auf dieſe Frage ausführlich eingegangen, 
. B. in RG. 69, 31); 71, 384 0. So heißt es in letzterer: 
1— 


) JW. 1908, 503. 
W. 1921, 307. 
I JW. 1908, 503, 


2) JW. 1909, 669. 
9 JW. 1926, 1157. 
0) JW. 1909, 669. 


Ergehn; ! 
boni zeitigt eine zielbewußt geübte Werbetätigkeit. Es iſt 
am auch wohl denkbar, daß ein an ſich im Gebrauch mehrerer 
(Angnbetreibender befindlicher Heilmittelname ſich zum Kennzeichen 
eintraautung, eines einzelnen verwandelt und als Warenzeichen 
ſehun bar wird. Aber dazu bedarf es einer ganz beſonderen „Durch⸗ 
die FR Solche war im vorl. Falle nicht vollzogen. Deshalb wurde 
age in allen drei Inſtanzen m. R. abgewieſen. 
NA. Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 


kein 27. Der rote Strich unter der Schlagzeile von Tages⸗ 
und —.— er geht nicht nur die Empfindungen des Menſchen für 
der 5 er ſolche Mittel der Senſationserregung an; er kann, wie 
Die orliegende Fall zeigt, auch dem Juriſten zum Problem werden. 
Jahre , bie für ihre Zeitungen „Nachtausgabe“ und „Montag“ ſeit 
die ngen dich der Hervorhebung der Schlagzeile durch roten Strich be⸗ 
[ty em an ihm unter dem Geſichtspunkt des Ausſtattungs⸗ 
Mein 815 WG.) ein Monopol in Anſpruch. Entgegen der 
6, ug des SS. (31. ZivSen.) verſagt ihr der 2. BivSen. des 
Vechteg n Schuh. Überzeugt, daß die Anerkennung eines Ausſchluß⸗ 
zu einer Überſpannung des Monopolgebankeng führen würde, 


„Die Ausſtattung einer Ware i. S. des § 15 WbzG. iſt etwas 
Außerliches, eine äußere mit den Augen wahrnehmbare Zutat 
u der Ware und muß vermöge dieſer äußeren, beſonderen 
und deshalb charakteriſtiſchen Zutat geeignet ſein, ein unter⸗ 
ſcheidendes Merkmal dieſer Ware von gleichartigen Waren 
anderer Gewerbetreibenden zu bilden und ſo ein Kennzeichen 
der Ware als Hinweis auf ihre Herkunft aus einem beſtimm⸗ 
ten Betriebe zu ſein. Wo eine derartige charakteriſtiſche Kenn⸗ 
zeichnung von ſeiten eines beſtimmten Gewerbetreibenden nicht 
vorliegt, insbeſ. nicht vorliegen kann, weil ſich ein jeder 
des Merkmals, das im einzelnen Falle die Kennzeichnung der 
Herkunft bilden ſoll, ohne Rückſicht auf die Benutzung ſeitens 
des anderen bedienen darf, kann auch von einer unter dem 
Schutz des 8 15 ſtehenden Ausſtattung nicht die Rede fein‘, 


Ebenſo iſt es verfehlt, wenn das BG. meint, die Richtig⸗ 
keit dieſer Auffaſſung werde durch die Rſpr. über die Frage 
des ſog. ſklaviſchen Nachbaues von Maſchinen und anderen 
Gegenſtänden, die einen Sonderſchutz nicht genießen, widerlegt. 
Darauf iſt zu erwidern: Nach der Rſpr. des erk. Sen. (vgl. 
z. B. das Elektrolux⸗Urt.: MuW. XXX, 529; ferner MuW. 
XXXI 378 = JW. 1931, 1904 und v. 1. Dez. 1931, II 
32/1931) iſt ſelbſt ſtlaviſcher Nachbau, ſoweit er ſich auf die 
techniſch⸗funktionelle Seite als ſolche bezieht, vorausgeſetzt, 
daß kein Sonderſchutz beſteht, ſchlechthin zuläſſig und verſtößt 
nicht gegen SL UnlWG.; 8826 BGB. Die objektive Ver⸗ 
wechſelungsgefahr genügt hier alſo nicht zur Annahme eines 
unlauteren Wettbewerbs. Vielmehr muß zu ihr noch die Ab⸗ 
ſicht der Täuſchung des Publikums durch bewußte Irre⸗ 
führung über die Herkunft des Gegenſtandes, alſo die ge⸗ 
wollte und gebilligte Herbeiführung der Verwechſelbarkeit 
mit Waren eines Wettbewerbers hinzutreten. Der bewußten 
Herbeiführung der Verwechſelungsgefahr ſteht es, wie in dem 
zit. Elektrolux⸗Urt. weiter ausgeführt wird, rechtlich gleich, 
wenn der Nachbauer es unterläßt, ſeiner Rechtspflicht gemäß 
alles zu tun, um die ihm bekannte Verwechſelungsgefahr zu 
beſeitigen, obgleich das z. B. durch eine unterſcheidende Wa⸗ 
renbezeichnung möglich wäre. 


In ſeiner Eventualbegr. ſtellt ſich das BG. aber auf den 
von Anfang an vom erk. Sen. in feiner Rſpr. (z. B. in 
RG. 69, 317); 100, 2548) vertretenen Standpunkt, daß der 
über die Erfüllung der techniſchen Funktion hinausgehende 
Teil einer Aufmachung der Ware des Ausſtattungsſchutzes 
i. S. des 815 WbzG. fähig ſei. Dieſer Auffaſſung hat ſich 
auch der überwiegende Teil des Schrifttums angeſchloſſen 
(ogl. z. B. Seligſohn a. a. O.; Callmann, N. 1310 
zu § 16 Unl WG.; Iſay: GewRSch. 1926, 449; Baum⸗ 
bach a. a. O.; Kahn: GewRcSch. 1927, 31). Nach der 
Feſtſtellung des BG. dient der rote Strich unter der Schlag⸗ 
zeile in den beiden Blättern der Kl. wie jeder Strich unter 
einer ſchriftlichen Außerung an ſich zunächſt dem techniſchen 
Zweck der Hervorhebung des Unterſtrichenen, indem das Auge 
des Beſchauers auf dieſe Weiſe auf die betr. Worte gelenkt, 


) JW. 1908, 503. e) JW. 1921, 397. 
und daß daher dem RG. im Ergebnis zuzuſtimmen iſt, glaube ich 
doch erhebliche Bedenken gegen die Begründung anmelden zu ſollen. 

Das NG. baut auf feinen bekannten Sätzen über die techniſche 
Funktion auf. Da der rote Strich in erſter Linie der Hervorhebung 
der Schlagzeile dienen ſolle, alſo „techniſch⸗funltionellen“ Charakter 
habe, ſei der Ausſtattungsſchutz zu verſagen. Man wird dieſe Be⸗ 
gründung um fo eingehender prüfen müjjen, als gerade in letzter 
Zeit in der Literatur ſcharfe Angriffe gegen die Rſpr. des RG. über 
die techniſche Funktion erhoben worden ſind. Die Entſch. v. 24. Juni 
1930 über die Zigarrenpackung (GewRSch. 1930, 976) hat den 
Widerſpruch ausgelöſt, der, zunächſt von Goldbeck und von Moſer 
erhoben, zu eingehenderen Unterſuchungen von Schumann (Gew⸗ 
Ach. 1931, 691 ff.) und Fiſcher (GewRSch. 1932, 97ff.) ge 
führt hat. 

Allein die Bedenken, die gegen die vorliegende Entſch. ſprechen, 
ſind beſonderer Art. Sie kommen in der bisherigen Literatur nicht 
zum Ausdruck und konnten es auch gar nicht: die Judikatur über 
das Verſagen des Ausſtattungsſchuzes gegenüber Geſtaltungen und 
Zutaten, die eine techniſche Funktion erfüllen, iſt erwachſen aus 
einer Auseinanderſetzung zwiſchen wettbewerbsrechtlichen Gedanken 
und den Sätzen des Patent-, insbeſ. aber des Gebrauchsmuſterrechts. 
Die Einrichtungen, die dem Arbeits- oder Gebrauchszweck dienen 
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ihnen alſo größere Aufmerkſamkeit geſchenkt wird als viel⸗ 
leicht ohne Unterſtreichung. Man kann ſomit auch in dieſer 
Beziehung von dem roten Strich als „Blickfänger“ ſprechen, 
während das BG. dieſe Bezeichnung nur als Grundlage für 
ſeine Auffaſſung von der Erlangung der Verkehrsgeltung des 
roten Striches als Kennzeichen für die Herkunft der betr. 
Zeitung aus dem Verlag der Kl. betrachtet wiſſen will. Aber 
die techniſche Funktion hindert nach Anſicht des BG. nicht, 
daß der rote Strich gleichzeitig Ausſtattungscharakter 
haben kann. Es ſtellt dann feſt, daß derſelbe in der Tat 
Kennzeichnungskraft erlangt habe auf Grund ſeiner immer 
gleichmäßigen Verwendung ſeit Jahren bei der im Verlage 
der Kl. erſcheinenden „Berliner Nachtausgabe“ in dem Sinne, 
daß das Publikum in der Verwendung eines roten Striches 
unter der Schlagzeile einer Zeitung einen Hinweis auf ihre 
Herkunft aus einem ganz beſtimmten Betrieb erblicke. Hier 
ſoll nun der rote Strich unter der Schlagzeile als „Blick⸗ 
fänger“ wirken, der die beiden Blätter „Nachtausgabe“ und 
„Montag“ „leicht und ſchnell erkennbar aus der Zahl ſon⸗ 
ſtiger Zeitungen hervorhebt“. 

Daraufhin nimmt das BG. in erſter Linie an, daß der 
rote Strich überhaupt keine techniſche Funktion habe, d. h. 
überhaupt nicht dem Zweck der Hervorhebung der Schlagzeile 
diene. Zum mindeſten trete die technische Funktion hinter die 
Kennzeichnungsfunktion ſoweit zurück, daß ein des Ausſtat⸗ 
tungsſchutzes fähiger Überſchuß des Kennzeichnungselementes 
über das techniſche Element hinaus vorhanden ſei. 

Für die erſte Annahme fehlt es an jeder prozeßgerechten 
Grundlage. Nachdem das BG. ſelbſt feſtgeſtellt hat, daß „dieſer 
rote Strich wie jeder andere Strich unter einem Schreibtext 
an ſich zunächſt ein techniſches Element, nämlich das der Her⸗ 
vorhebung des Unterſtrichenen enthält“, hätte es der Feſt⸗ 
ſtellung ſchwerwiegender Tatſachen bedurft, um dieſe der all⸗ 
gemeinen Lebenserfahrung entſprechende grundſätzliche Auf⸗ 
faſſung des BG. als mit den beſonderen Umſtänden des Falles 
im Widerſpruch ſtehend für den vorliegenden Rechtsſtreit nicht 
verwendbar anzuſehen. Dazu reichen aber keinesfalls die vom 
BG. angegebenen Momente aus, die ja nur gewiſſe Verwen⸗ 
dungsfälle betreffen, welche Ausnahmen darſtellen, die die all⸗ 
gemeine Gültigkeit des vom BG. ſelbſt betonten Grundſatzes 
in keiner Weiſe beeinträchtigen. Aber auch die Eventualauf⸗ 
faſſung des BG., daß die techniſche Funktion hinter die Kenn⸗ 
zeichnungsfunktion fo weit zurücktrete, daß ein des Ausſtat⸗ 
tungsſchutzes fähiger Überfhuß des Kennzeichnungselementes 
über das techniſche Element hinaus vorhanden fei, unterliegt 
erheblichen rechtlichen Bedenken. Grundſätzlich gilt allerdings, 


(die Sternkarte für Nähſeide in RG. 54, 174; 69, 31; das Ge⸗ 
häuſe für Gasmeſſer in RG. 100, 254; die Packung für Zigarrillos 
in der oben zitierten Entſch. v. 24. Juni 1930) und die des Schutzes 
der techniſchen Sondergeſetze entbehren, ſollen nicht auf dent Umweg 
über 8 15 WbzG. oder 8 1 Unl WG. zum Gegenſtand eines Monopols 
erhoben werden. Sie ſollen, ſoweit es um die techniſche Funktion 
geht, dem Gemeingebrauch offen ſtehen. Aus dieſem Gedanken heraus 
verſteht ſich auch die enge Berührung mit dem Problem des fRlavifchen 
Nachbaus. Es ift kein Zufall, daß man in Judikatur und Literatur 
bisher, ſoweit eine Beſtimmung des Begriffs der techniſchen Funktion 
verſucht wurde, ſich eng an die Begriffe des Gebrauchsmuſterrechts an- 
gelehnt hat, daß man die techniſche Funktion in dem Dienſt für 
Arbeits⸗ und Gebrauchszwecke gefunden hat. 

Das Beſondere an der vorliegenden Entſch. iſt nun offenbar 
das, daß beim roten Strich von Arbeits- und Gebrauchszwecken Reine 
Rede ſein kann, daß er vielmehr ausſchließlich Zwecken der Wer⸗ 
bung, der Suggeſtion, der Senſationserregung dient. Es muß daher 
irre führen hier einfach die Grundſätze anzuwenden, die in der Aus⸗ 
einanderſetzung mit den kechniſchen Sonderrechten gefunden wurden. 
Der Fall liegt auf einer anderen Ebene als die bisher entſchiedenen 
Fälle. Er erlaubt nicht die unveränderte Übernahme bisheriger Prä⸗ 
judizienarbeit. Verſuchen wir ihn in die Welt einzuordnen, in die er 
gehört, ſo ſcheint mir der maßgebende Geſichtspunkt, daß der rote 
Strich Ausdrucksmittel, beſonders naheliegendes Ausdrucksmittel für 
Werbungszwecke iſt. Am nächſten kommt der Verwendung des roten 
Strichs etwa der Gebrauch beſonders prägnanter Druckthpen. Man 
kann den Verſuch machen, zwiſchen ſolchen Ausdrucksmitteln und 
dem Ausdruck ſelbſt, feinem Inhalt, zu ſcheiden. Es iſt zuzugeben, 
daß beides häufig ineinander übergeht (verzierte Schreibweiſe uſw.). 
Aber jedenfalls: die Unterſcheidung zeigt, daß an gewiſſen nahe⸗ 
liegenden Ausdrucksmitteln ein Monopol nicht verliehen werden 
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wie oben bereits auf Grund der Rſpr. des erk. Sen. betont 
iſt, daß „ſoweit über das Techniſche hinaus ein äſthetiſcher 
Erfolg erzielt wird, der Ausſtattungsſchutz nicht abzulehnen 
iſt“ (Baumbach a. a. O.). Sind alſo das techniſch prak⸗ 
tiſche und das kennzeichnende Moment bei einem Gegenſtand 
gleichzeitig vorhanden, dann kann der Ausſtattungsſchutz in⸗ 
ſoweit in Anſpruch genommen werden, als die kennzeichnenden 
Merkmale unabhängig von der techniſchen Geſtaltung find 
(vgl. Callmann, Anm. 131 d zu 8 16 UnlWG.). Dieſer 
Grundſatz war bereits in RG. 69, 319) an dem Beiſpiel einer 
eigenartig geformten Flaſche dargelegt. Iſt aber ſchon, wie 
dieſe Entſch. weiter hervorhebt, die Prüfung, wo eine Ge⸗ 
ſtaltung aufhöre, einem techniſchen Element zu dienen und 
lediglich durch Zwecke der Ausſtattung bedingt ſei, im Einzel⸗ 
falle um deswillen ſchwer, weil ſich feſte Grenzlinien nicht 
aufſtellen laſſen, vielmehr das eine in das andere überfließt 
(ebenſo Baumbach, a. a. O. und Callmann, Anm. 1310 
zu 816 Unt WG.), fo muß das ganz beſonders in einem Falle 
wie dem vorl. gelten. Denn hier bei dem einfachen roten 
Strich läßt ſich die techniſche Funktion — Hervorhebung der 
unterſtrichenen Mitteilung — nicht von der Ausſtattungsform 
trennen im Gegenſatz zur Sachlage bei der vorerwähnten 
Flaſche. Das weſentliche aber iſt bei ihm der Zweck der Her⸗ 
vorhebung, alſo die Förderung des Gebrauchszwecks. Die Er⸗ 
füllung dieſes Zwecks aber nimmt den roten Strich, ſo wie 
er verwendet wird, in vollem Umfange in Anſpruch, ohne daß 
etwas von ihm übrig bleibt, was darüber hinaus den Kenn⸗ 
zeichnungscharakter haben könnte. Hiernach läge alſo der Fall 
ſo, daß eine und dieſelbe Aufmachung einer Ware in vollem 
Umfange zum mindeſten im weſentlichen zur Förderung des 
Gebrauchszwecks der Ware dient und höchſtens daneben auch 
Kennzeichnungscharakter beſitzt. Der erk. Sen. hat aber be⸗ 
reits in ZW. 1921, 398 (zuſtimmend Kent a. a. O.) den 
Ausſtattungsſchutz abgelehnt, wenn die Aufmachung der Ware 
im weſeutlichen einen techniſchen Zweck verfolgt (überein- 
ſtimmend Callmann, Anm. 131 d a. E.). 
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28. § 20 Wbz G. 
1. Es gibt keinen Gegenſatz zwiſchen Verwechſ⸗ 
lungsmöglichkeit und Verwechſlungsgefahr. 


2. Beſteht dieſe nach Klang und Wortbild der 
beiden Zeichen, ſo kann ſie nicht dadurch wieder 
beſeitigt werden, daß die Worte eine verſchie⸗ 
dene Bedeutung haben. 


9% JW. 1908, 503. 


kaun. Es führt hier eine einheitliche Linie vom Großdruck über 
das Unterſtreichen des Gedruckten zum Rotunterſtreichen. Auf ſolche 
Grenzen der Monopoliſierung ſtoßen wir im Wettbewerbsrecht überall, 
Wir finden ſie auch dann, wenn wir nach dem Inhalt der Reklame 
fragen. So find etwa die Beſchaffeuheitsangaben keine ſchutzfähigen 
Kennzeichnungsmittel. Sie müſſen dem Gemeingebrauch offen ſtehen. 
Freilich: das Beiſpiel lehrt, daß ſolche Grenzen, die der Monopol⸗ 
bildung zunächſt gezogen werden müſſen, unter Umſtänden über⸗ 
ſchritten werden können. Wir wiſſen, daß kraft ihrer auf intenſiver 
Werbung beruhenden beſonderen Verkehrsgeltung Bezeichnungen wie 
Elberfelder Farben, Lavendel⸗Orangen u. a. ſchlecßlich als kenn ⸗ 
zeichnungskräftig und ſchutzfähig anerkannt wurden. Es handelt 
ſich hier um beſonders feine Abwägungsfragen. Je naheliegender 
eine Bezeichnung iſt, deſto größere Anforderungen müſſen an die 
Durchſetzung im Verkehr, an den wettbewerbs rechtlichen Beſitzſtand 
geſtellt werden. Für den roten Strich jedenfalls müßte eine Durch⸗ 
ſetzung von jo außerordeutlichem Maß begehrt werden, wie ſie nach 
Lage des Falls ſicherlich nicht erreicht war. 

Grenzen der Monopolbildung gibt es alſo aus verſchiedenen 
Gründen. Die Grenze, die durch die kechuiſche Funktion geſetzt wird, 
iſt keineswegs die einzige. Die Grenzen können ebenſo int Reich 
der Werbung ſelbſt, wie im Reich der Technik ihren Grund haben. 
Nötig iſt nur, daß dieſer Grund erkannt und Rlargelegt wird. Das 
NG. iſt, wie ich glaube, der beim Aufbau auf Prajudizien nahe“ 
liegenden Gefahr erlegen, bei der Begründung des richtig geſchauten 
Ergebniſſes den Weg über die bereits gebahnte Straße zu wählen, 
Er war nicht der richtige. 


Prof. Ulmer, Heidelberg. 
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3. Auch zuſammengezogene Firmennamen 
haben Unterſcheidungskraft. ) 

Wenn das BG. der von ihm bejahten Verwechſlungs⸗ 
möglichkeit beider Zeichen („Gesca“ und „Nesca“) an 
ſich die Gefahr einer Verwechſlung im Verkehr gegenüberſtellt 
mit dem Bemerken, daß letztere „mehr verlange“, ſo iſt das 
in dieſer Allgemeinheit nicht richtig, ſondern nur inſoweit, als 
die Gefahr der Verwechſlung allerdings die geſteigerte Ver⸗ 
wechſlungsmöglichkeit bedeutet, für dieſe Gefahr aber anderer⸗ 
ſeits der Verkehr als Maßſtab dienen ſoll mit ſeinem nicht 
lunge nachdenkenden und nicht genau betrachtenden Durch⸗ 
ſchnittskäufer. Rechtsirrig iſt auch, wenn das BG. die Ver⸗ 
wechſlungsfähigkeit der beiden Wortzeichen, die es nach Klang 
und Wortbild bejaht, trotzdem wieder als beſeitigt anſieht, 
falls die beiden Worte einen verſchiedenen Sinn haben. Nach 
ben in der ſtändigen Rſpr. des erk. Sen. aufgeſtellten Grund⸗ 
lätzen kann die Verwechſlungsgefahr bei Wortzeichen nach 
Wortbild, Klang und Sinn gegeben ſein, und zwar genügt die 
zeichenrechtliche Ahnlichkeit bereits auf einem dieſer drei Ge⸗ 
biete; iſt fie auf einem derſelben gegeben, jo wird fie ſelbſtver⸗ 
handlich nicht wieder aufgehoben dadurch, daß ſie auf einem 
der beiden anderen Gebiete nicht gegeben ſein ſollte. Deshalb 
Hl es rechtsirrig, wenn das BG. den Mangel eines erkenn⸗ 
Alarn Sinnes der beiden Wortzeichen, deren Ahnlichkeit nach 
1 ang und Wortbild es feſtſtellt, für die Frage der Verwechſ⸗ 
ungsfähigkeit überhaupt noch heranzieht. 

95 Soweit das BG. ſeine Auffaſſung von der „Schwache“ 
des Wortzeichens der Kl. darauf ſtützt, daß es ſich um ein 
0 ortgebilde handelt, das an ſich keinen Sinn gebe, ſondern 
ft eine Zuſammenziehung der Firmenbezeichnung darſtelle, 
it g ein Standpunkt ebenfalls rechtsirrig. Auch Wörter, die an 
keinen Sinn geben, entbehren deshalb nicht ſchon der 
8 arakteriſierungskraft; deren Stärke hängt allein von der 
erkehrsauffaſſung ab, wie der erk. Sen. mehrfach entſchieden 
En auch fiir andere Fälle von an ſich nach 8 4 WbzÖ. nicht 
ſcharagbaren Dingen. Bezüglich der durch den Verkehr ge- 
Aetenen Charakteriſierungskraft mag an Zeichen wie Hapag, 
ſtab „ Adca erinnert werden. Aber auch viele andere Buch⸗ 
ei enhäufungen ohne an ſich erkennbaren Sinn genießen als 
Sigetragene Wortzeichen nach der Rſpr. des RG. vollen 
Aber gegen Verwechſlungsgefahr, ſei es auf Grund ihrer 
„(ereinſtimmenden Klangwirkung (z. B. X — Halen, Mixofix 
Mucke; R.: JW. 1915, 579; Degea— Teageh, RG. : 
urn: XXIV, 137), ſei es auf Grund übereinſtimmender Bild- 
276 Klangwirkung (3. B. Mutag — Matag, RG.: JW. 1925, 
de 0; Mitropa = Gaſtropa, RS.: ZW. 1927, 1597). Auch 
ud imſtand des Nebeneinanderbeſtehens der Zeichen „Eſſka“ 
nah „Eska“ neben dem klägeriſchen Zeichen genügt nicht ohne 
f ere Begründung zur Annahme des Verluſtes der Unter⸗ 
ſicht berg dlraft des Klagezeichens. Deshalb entbehrt die An⸗ 
des Beh., daß der Verkehr bei dem Anblick der beiden hier 

ber et kommenden Zeichen auf Einzelheiten achte und da- 
Unte as Zeichen des Bekl. zu 1 von dem der Kl. genügend 
iſt scheibe, der ausreichenden Begründung. Im Gegenteil 
a für den Fall einer gewiſſen geringeren Unterſchei⸗ 
mit Uskraft des Klagezeichens durch das Nebeneinanderbeſtehen 
Verwechſtunn unte beiden fremden Zeichen die Gefahr der 

N 

1 mit dem Zeichen des Bekl. zu 1 gegeben. Denn 


ausge 28. Der Entih. iſt durchweg zuzuſtimmen. Die in ihr 
und ſprochenen Grundſätze entſprechen der ſtänd. Rſpr. des RG. 
falten en m. W. von allen Bearbeitern des WbzG. geteilt. Auf 
5 iſt nur, daß ein OLG. fie nicht angewendet hat. Die vom 
Vermemachte Unterſcheidung zwiſchen Verwechſlungsmöglichkeit und 
oben llungsgefahr iſt neu, aber nicht ſehr fruchtbar. Nach dem 
zugt nicht abgedruckten Teile des Urt. heißt es im Bu., es könne 
wech 0 werden, daß ein beliebiger einfacher Mann, über die Ver⸗ 
bein ngsfähigkeit der Worte „Geska“ und „Nesca“ befragt, dieſe 
bonderde, allein darauf komme es nicht an, da 8 20 WbzG. 
von eine einer an ſich gegebenen Verwechſlungsmöglichkeit, ſondern 
man i er Verwecſſtungehefahe im Verkehr ſpreche. Danach würde 
werken Drei verſchiedene Begriffe haben: Verwechſlungsfähigkeit, 
nicht ungsmöglichteit und Verwechſlungsgefahr. Ich verkenne 
; Verwechſlungsgefahr eine naheliegende Verwechſlungsmög⸗ 
dern oder „fähigkeit bedeutet, aber ſolche feinen Diſtinktionen 
ein Bern, die Rſpr. wenig. Fur fie iſt viel maſgebender, daß 
rde ebiger einfacher Mann“ die Verwechſlungsfähigkeit bejahen 

g IR. Dr. Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 


dieſes entbehrt der auch bei ſchwachen Zeichen zur Ausſchlie⸗ 
ßung der Verwechſlungsgefahr erforderlichen verhältnismäßig 
geringen Unterſcheidung im Verhältnis zum Klagezeichen (vgl. 
RG.: ZW. 1926, 1979). Die Abſicht des BG., daß wegen der 
Verſchiedenheit des Anfangsbuchſtabens in beiden Wörtern 
der Unterſchied genügend groß iſt, erſcheint willkürlich. Nicht 
mit Unrecht verweiſt die Rev. auf die im Klang der Wörter 
viel bedeutſamere Rolle voller Vokale. Rechtsirrig iſt es auch, 
wenn das BG. die Gefahr einer Verwechſlung im Verkehr des⸗ 
halb verneint, weil das Zeichen Nesca im Verkehr ausſchließ⸗ 
lich verwendet werde, um eine patentierte, ganz eigenartige 
Spezialität, nämlich Zigarren, Zigaretten und Zigarillos mit 
doppelfarbigem Deckblatt, damit zu verſehen, und weil die 
Bekl. es im eigenen Intereſſe nicht für andere Tabakwaren 
verwenden würden, um es nicht als Kennzeichnungsmittel 
ihrer Spezialität zu entwerten. Maßgebend für die Frage des 
Zeichenſchutzes ſind die eingetragenen Waren. Dieſe ſind bei 
der Kl. „Tabakfabrikate“, bei dem Bekl. zu 1 „ſämtliche Tabak⸗ 
waren“. Daß die beiderſeits vertriebenen Waren unter dieſen 
Begriff fallen, iſt unbeſtreitbar. Keine der Parteien iſt gehin⸗ 
dert, ihre bisherige Übung, ihr Zeichen nur für eine Speziali⸗ 
tät zu gebrauchen, jeden 445 aufzugeben. 


(U. v. 5. Jan. 1932; 151/31 II. — Stuttgart.) [u] 


29. 820 Wo z G. Gegen das auf Verwechſlungs⸗ 
gefahr beruhende Verbot zum Gebrauch einer 
Warenbezeichnung gewährt die Erlaubnis zum 
Gebrauch dieſer Bezeichnung, die von einer ſie 
als Warenzeichen führenden ausländiſchen 
Firma erteilt iſt, keinen Schutz. ) 

Mit Recht iſt das BG. der Anſicht, daß ſich die Bekl. 
der Kl. gegenüber nicht auf die ihr von der Kopenhagener 
Firma E. angeblich erteilte Erlaubnis zur Benutzung des 
Wortes „Ela“ als Bezeichnung für ihre Schuhwaren berufen 
könne. Denn dadurch, daß die Firma E., die ſchon im Juni 
1923 deutſchen Warenzeichenſchutz für Schuhwaren auf das 
Wort „Ela“ erlangt hat, der Bekl. die erwähnte Erlaubnis 
erteilt haben ſollte, wurden nur ſchuldrechtliche Beziehungen 
zwiſchen dieſen beiden Beteiligten geſchaffen; das Recht der 
Kl. aber, gegen die Bekl. wegen Verletzung ihres Zeichenrechts 
— eben durch Führung der Bezeichnung „Ela“ — vorzu⸗ 
gehen, wurde durch jene Erlaubnis nicht berührt. Die Rev. 
meint, das BG. hätte prüfen müſſen, ob nicht das Zeichen 
„Epa“ der Kl. deshalb nur eine geringe Kennzeichnungskraft 
beſitze, weil die Bezeichnung „Ela“ für die Kopenhagener 
Firma im Verkehr ſei. Allein einer ſolchen Prüfung bedurfte 
88 nicht, weil das einmal eingetragene und unangefochten ge⸗ 
bliebene Zeichen der Kl., mag ſeine Kennzeichnungskraft an 
ſich ſtark oder gering ſein, der Bekl. gegenüber den vollen ge⸗ 
ſetzlichen Schutz genießt, ohne Rückſicht darauf, ob die Firma 
E. ihr Warenzeichen „Ela“ führt oder nicht. Auch darauf 
kommt im Verhältnis der Kl. zur Bekl. nichts an, ob die 
Firma E. als Inhaberin des älteren Zeichens „Ela“ die Kl. 
auf Unterlaſſung der Führung des Zeichens „Epa“ in An⸗ 
ſpruch nehmen könnte. 

Gleichfalls unbegründet ift die Rüge, daß das BG. die 
Art und Weiſe, wie die Bekl. die Bezeichnung „Ela“ benutze, 


Zu 29. Mit den Vorinſtanzen hat das RG. die für Schuh⸗ 
waren benutzten Wortzeichen „Epa“ und „Ela“ für verwechſlungs⸗ 
fähig erklärt. Mit Recht. Wichtig in der obigen Entſch. iſt die darin 
erörterte Frage der ſog. zeichenrechtlichen Lizenz und ihre 
Tragweite. Bemerkenswert iſt, daß das NO. die Bezeichnung „zeichen⸗ 
rechtliche Lizenz“ nicht gebraucht. Man muß ihm nur zuſtimmen, daß 
es dieſen nur Mißverſtändniſſe erzeugenden unrichtigen Ausdruck 
durch Nichtgebrauch zu beſeitigen verſucht. Das RG. ſpricht nur von 
einer „Erlaubnis zur Benutzung“ des Zeichens. Es vertritt auch 
hier feinen in ſtändiger Rſpr. feſtgehaltenen Standpunkt (vgl. u. a. 
MuW. 1931, 374; auch Hagens 87 A. 8), die Erlaubnis zur 
Benutzung eines Zeichens ſchaffe nur ſchuldrechtliche Beziehungen 
zwiſchen dem Zeicheninhaber und demjenigen, dem dieſe Erlaubnis 
gewährt worden iſt. Baumbach ſagt in ſeinem ſyſtematiſchen Kom⸗ 
mentar: „Das geſamte Wettbewerbsrecht“ (II) S. 279, man lehre, 
daß nur eine ſchuldrechtliche Lizenz möglich jei. Man hat aber m. W. 
immer das Heranziehen des Wortes Lizenz für die überlaſſene Be⸗ 
nutzung eines Warenzeichens als unzutreffend bezeichnet. Eine nur 
ſchuldrechtliche Lizenz wäre ein Widerſpruch in ſich. Daß eine Lizenz 
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nicht berückſichtigt habe. Allerdings hatte die Bekl. u. a. vor⸗ 
getragen, daß die „Ela“-Geſchäfte Schuhwaren zu verſchiedenen 
Preiſen verkauften, während die „Epa“-Geſchäfte dem Publi⸗ 
kum als Einheitspreisgeſchäfte bekannt ſeien. Dieſes Vor⸗ 
bringen iſt jedoch inſofern nicht richtig, als auch in den ſog. 
Einheitsläden der Kl. Waren in verſchiedenen Preislagen 
feilgehalten werden. Schon deswegen brauchte das BG. auf 
jenes Vorbringen nicht einzugehen, mochte auch vielleicht die 
Staffelung der Preiſe in den Geſchäften der Bekl. vielfältiger 
ſein als in denen der Kl. 

(U. v. 5. Jan. 1932; 162/31 II. — Berlin.) [Ku.] 


30. 8 20 Wo z G. Die Hinzufügung eines 
Namens zu einer fremden Warenbezeichnung 
dient in der Regel nicht zur Unterſcheidung, 
ſondern richtet Verwirrung an, falls das Pu- 
blikum auf den Namen achtet. 

Für die Firma des Kl. iſt das bekannte Zahlenzeichen 
4711 eingetragen in der bereits vorher ſeit Jahrzehuten 
von ihr benutzten beſonderen figürlichen Ausgeſtaltung der⸗ 
art, daß die Zahl von einem runden oder ovalen Schweif 
bogen umgeben wird, der von dem vorgeſetzten Buchſtaben N 
als Beſtandteil von No ausgeht. 

Weiter iſt für die Firma des Kl. der Schweifbogen des 
N noch beſonders geſchützt. 

Für die Firma des Bekl., Rudol⸗Fabrik in L., iſt 
folgendes Warenzeichen eingetragen: Rudol No 333. 

LG. u. OLG. haben abgewieſen, das RG. hat verurteilt. 

Das BG. ſtellt ſelbſt feſt, daß die Geſtaltung des kläge⸗ 
riſchen Zeichens, die darin beſteht, daß die Zahl in den 
Schweifbogen des N geſtellt iſt, „jo eigenartig iſt, daß ſie in 
keiner Weiſe gegen die Zahl ſelbſt zurücktritt, ſondern neben 
dieſer eine eigene Kennzeichnungskraft beſitzt“. Nun kann 
nach der Rſpr. des erk. Sen., wie auch das BG. nicht ver⸗ 
kannt hat, die Hinübernahme eines charakteriſtiſchen Teils 
eines Zeichens — hier könnte man ſogar von der Hinüber⸗ 
nahme des ganzen, nämlich des zweiten Zeichens des Kl. 
ſprechen — in ein anderes Zeichen die Verwechſlungsgefahr 
begründen, wenn er in dieſem ſeine Selbſtändigkeit behalten 
hat, alſo nicht in ihm derart untergegangen iſt, daß er durch 
ſeine Einfügung in das neue Zeichen aufgehört hat, für den 
Verkehr die Erinnerung an das alte Zeichen wachzurufen. 
Das gilt nicht nur für Bildzeichen, ſondern auch für Work 
zeichen und für Zeichen, die aus Wort und Bild zuſammen⸗ 
geſetzt ſind. Die Anſicht des BG., letzteres ſei hier der Fall: 
der aus dem Zeichen des Kl. in das des Bekl. hinüber⸗ 
genommene, dort charakteriſtiſche Teil trete hier gegenüber 


mit der gleichen Wirkung wie bei der ausſchließlichen Lizenz an ge⸗ 
werblichen Schutzrechten bei Zeichen unmöglich iſt, ergibt ſich, wie 
Baumbach zutreffend erwähnt, ſchon daraus, daß das Zeichen 
an dem Betrieb haftet. Das daraus fließende Ausſchlußrecht uſw. 
kann alſo nicht ohne das Fundament des Betriebes geltend gemacht 
werden. Liegt eine vertragliche Erlaubnis zur Benutzung eines für 
einen anderen eingetragenen Warenzeichens vor, ſo kann der be⸗ 
rechtigte Benutzer dieſes Zeichens, der wegen der Verwechſlungsfähig⸗ 
keit mit einem eingetragenen Zeichen in Anſpruch genommen wird, 
ſich nicht darauf berufen, bei der Prüfung der Verwechſlungsgefahr 
müſſe in Betracht gezogen werden, daß das Zeichen, deſſen Be⸗ 
nutzung ihm geſtattet ift, auch von dem Zeicheninhaber im Verkehr 
verwendet wird, feine Keunzeichnungstzraft, alſo erheblich ſei oder 
gar daß das ſpätere Zeichen der Löſchung infolge Verwechſlungs⸗ 
gefahr mit dem älteren Zeichen, deſſen Benutzung ihm vertraglich 
geſtattet iſt, unterliege. Dem eingetragenen Zeichen gegenüber unter⸗ 
liegt immer derjenige, der nach ſchuldrechtlicher Befugnis ein anderes 
verwechſlungsfähiges Zeichen, mag es auch eingetragen fein, benutzt. 
Es ſei hier darauf hingewieſen, daß man von einer Kennzeichnungs⸗ 
Kraft eines von den Inhabern mehrerer ſelbſtändiger Geſchäfte ge⸗ 
brauchten Zeichens kaum noch ſprechen kann, weil ja gerade das 
Charakteriſtikum des Zeichenſchutzes fehlt: der Hinweis auf eine be⸗ 
ſtimmte Herſtellungs- oder Vertriebsſtätte. 

Die Erwägung, ob man für ſolche Zeichen nicht einen Löſchungs⸗ 
anſpruch im Wbz Gh. geben ſollte, ſei angeregt. Es dürfte aber jeden⸗ 
falls den guten Sitten des Wettbewerbsrechts nicht entſprechen, das 
formale Ausſchlußrecht aus einem Zeichen geltend zu machen, dem 
durch die Entwicklung der Verhältniſſe die bei ſeiner Eintragung 
vorhandene Unterſcheidungskraft verlorengegangen iſt. 

JR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


dem Worte Rudol derart zurück, daß der Geſamteindruck 
von dieſem Worte beherrſcht werde, entſpricht nicht dem 
vom erk. Sen. oft ausgeſprochenen Erfahrungsſatz, daß die 
Hinzufügung eines Namens zu einer fremden Warenbezeich⸗ 
nung in der Regel nicht zur Unterſcheidung dient, vielmehr 
Verwirrung ſtiftet, falls das Publikum überhaupt auf den 
Namen achtet. Das gilt auch hier. Denn der Name Rudol iſt 
ganz farblos, er ſagt dem Publikum nichts. Das Zeichen des 
Bekl. wirkt ſomit nicht durch den Namen Rudol — das gleiche 
wäre natürlich der Fall, wenn ein Teil es als „Rudolf“ 
leſen würde —, ſondern es wird erſt durch das ihm an⸗ 
gefügte Bild eigenartig; es iſt das den Geſamteindruck des 
Zeichens beherrſchende Element, auf dieſes richtet ſich das 
Auge des Beſchauers unwillkürlich, weil ihm ganz unver⸗ 
ſtändlich iſt, was die dreiſtellige Zahl, die unmöglich eine 
Sortenangabe ſein kann, hinter dem Namen bedeuten ſoll. 
Nun hat aber der Bekl. nicht nur die Zahl 333 verwendet, 
ſondern ſie auch in faſt gleicher Geſtaltung wie der Kl. in 
den Schweifbogen des N hineingeſtellt. Berückſichtigt man 
einerſeits, daß nach der Feſtſtellung des BG. dieſe cigen- 
artige Geſtaltung unabhängig von der Zahl 4711 eigene 
Kennzeichnungskraft beſitzt, andererſeits, daß der einzige Um⸗ 
ſtand, durch den nach Anſicht des BG. die Verwechſlungs⸗ 
gefahr ausgeſchloſſen wird, nämlich die Hinzufügung des 
Wortes Rudol, nach den obigen Darlegungen tatſächlich nicht 
beſteht, ſo ergibt ſich ſchon jetzt ohne weiteres das Vor⸗ 
handenſein der Verwechflungsgefahr. Daran ändert auch die 
Verſchiedenheit der beiderſeitigen Zahlenkombinationen nichts. 
Denn wenn auch, wie bereits im Eingange ausgeführt iſt, 
dem Kl. weder auf Grund der Verkehrsgeltung, die er durch 
jahrzehntelange Verwendung der Zahl 4711 unter ſtärkſter 
Reklame für dieſe geſchaffen hat, noch auf Grund ſeines 
Zeichenſchutzes ein Monopol an jeder mehrſtelligen Zahl 
zuſteht, ſo muß doch die Verwendung einer ſolchen unter 
gleichzeitiger Benutzung der eigenartigen Auf⸗ 
machung für die Umrahmung der Zahl im Zeichen 
des Kl. durch den Bekl. in ſeinem Zeichen eine Verwechſlungs⸗ 
gefahr begründen. 

Dabei darf hier nicht an eine Verwechſlungsgefahr im 
engeren Sinne gedacht werden, die gegeben iſt, wenn das 
Publikum beim Anblick des beanſtandeten Zeichens annehmen 
würde, die ſo gekennzeichneten Waren ſtammten aus dem⸗ 
ſelben Geſchäftsbetrieb wie die gleiche oder gleichartige Ware 
mit einem ihm bekannten faſt gleichen Zeichen. Dieſe Art 
der Verwechſlungsgefahr muß hier ausſcheiden, da eine Gleich” 
artigkeit der beiderſeitigen Waren im zeichenrechtlichen Sinne 
nicht gegeben iſt. Eine Verletzung des Zeichenrechts des 
Kl. liegt ſomit wegen Fehlens der Gleichartigkeit der beider⸗ 
ſeitigen geſchützten Waren nicht vor. Es kommt deshalb 
hier nur in Betracht entweder der Fall der Verwechſlungs⸗ 
gefahr im weiteren Sinne, d. h. die Erweckung des Anſcheins, 
als ſtehe der Geſchäftsbetrieb, aus dem die widerrechtlich ber 
zeichnete Ware ſtammt, in beſonderer Beziehung zu dem des 
Kl., der deshalb Einfluß auf Herſtellung und Vertrieb dieſer 
Ware habe. Dieſer Fall iſt trotz des Fehlens der Gleichartig⸗ 
keit der beiderſeitigen Waren durchaus möglich. Oder der Fall 
der Irreführung des Publikums ſcheidet mit Rückſicht auf 
die Ungleichartigkeit der beiderſeitigen Waren überhaupt aus, 
und es iſt maßgebend der Geſichtspunkt illoyaler Ausnutzung 
eines mit Mühe und Koſten geſchaffenen fremden Arbeits- 
ergebniſſes durch Verwendung eines allgemein bekannt ge 
wordenen charakteriſtiſchen Elements der Warenbezeichnung 
des Kl., um mit Hilfe der Zugkraft desſelben die Abſatz⸗ 
möglichkeiten der eigenen Ware zu erhöhen (vgl. z. B. die 
Urt. des erk. Sen. in Sachen Merx w. Merf: NG. 10% 
272 ff. 1), in Sachen Kwatta: RG. 109, 213 ff. 2), in Sachen 
Neuerburg: RG. 114, 903), in Sachen Salvator: JW. 1927, 
653, in Sachen Salamander: RG. 115, 401, in Sachen 
Asbach⸗Uralt: JW. 1927, 1564). Dabei iſt auch der Geſichts⸗ 
punkt von maßgebender Bedeutung, daß der Inhaber eines 
Zeichens, der dieſem unter Aufwendung bedeutender Werbe⸗ 
koſten in Verbindung mit der guten Beſchaffenheit ſeiner ſo 
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bezeichneten Ware Verkehrsgeltung verſchafft hat, das größte 
Intereſſe daran hat, daß ſein Zeichen nicht an Werbekraft 
einbüßt, nicht „verwäſſert“ wird durch die Häufigkeit des 
Gebrauchs ſeitens anderer Firmen, ein Erfolg, der ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch dann eintreten würde, wenn die Verwen⸗ 
dung durch dieſe für nicht gleichartige Waren geſchähe (vgl. 
z. B. RG. 98, 2315) und das zit. Neuerburg⸗Urteil). 

In dem einen tvie in dem anderen Falle, d. h. ſowohl 
in dem Falle der Begründung der Verwechſlungsgefahr im 
weiteren Sinne wie auch im Falle illoyaler Ausnutzung 
fremder Arbeit und fremder Verkehrsgeltung und guten 
Rufes ohne Rückſicht auf Irreführung des Publikums liegt 
ein Verſtoß des Bekl. gegen die Grundſätze des lauteren 
Geſchäftsverkehrs vor. Denn das BG. hat ausdrücklich als 
bewieſen feſtgeſtellt, daß ſich der Bekl. bewußt an beide 
Zeichen des Kl. angelehnt hat. Verſtößt aber der Erwerb des 
Zeichenſchutzes in der eingetragenen Form des Zeichens gegen 
die guten Sitten, fo kann feine Löſchung und die Unterlaſſung 
einer Verwendung verlangt werden (vgl. z. B. das Goldina⸗ 
Urteil des erk. Sen.: RG. 111, 192). Dieſe Anſprüche ſind 
aus § 826 BGB. begründet; ihre Herleitung aus § 1 Unl⸗ 
WG. würde inſofern Bedenken unterliegen, als die Parteien 
wegen der Verſchiedenartigkeit der in Betracht kommenden 
Waren nicht im Wettbewerb zueinander ſtehen Callmann, 
Note 121 e zu § 16 UnlWG.). Außer 8 826 BGB. iſt auch 
die Vorſchrift des 8 9 Abſ. 1 Ziff. 3 WbzG. anwendbar, da 
das Zeichen des Bekl. der Täuſchung dienen ſoll (vgl. Call⸗ 
mann ebenda). 


(U. v. 23. Juni 1931; 458/30 II. — Dresden.) [Ru] 


5. Lite ratururheberrecht. 

31. 88 1, 2, 9, 41 Lit UrhG.; 816 Un WG. 
1. Der Werktitel genießt urheberrechtlichen 
Schutz nicht auf Grund des 9 Lit UrhG., ſondern 
als Teil des Werkes gem. 8 41 Lit UrhG. 

. 2. Die Möglichkeit des Vorkommens von 
Titeln, die für ſich nach Inhalt und Form ein 
Schriftwerk ausmachen, iſt offenzulaſſen. 

8. Titel, die wiederholt eingetretene, viel 
wörterte Geſchehniſſe zum Gegenſtand haben, 
ge z. B. einen Opernbrand, zählen zu den Wen⸗ 
dungen des gebräuchlichen Sprachſchatzes, die 
teine gedankliche Eigenart beſitzen und daher 
einen Urheberrechtsſchutz — auch nicht als Werk- 
eil — rechtfertigen. 

. + Der Schriftwerktitel „Der Brand im 
Spernhaus“ und der Filmtitel „Brand in der 
re weifen genügend Unterfheidungsmert- 
Babe auf, um die Verwechſelungsgefahr i. S. des 
316 Un [WG. aus zuſchließen. f) 

91 A. Auf urheberrechtlicher Grundlage kann die Kl., 
be das BU. zutreffend annimmt, mit ihren Anſprüchen aus 
N 1 „Der Brand im Opernhaus“ nicht durch⸗ 


1. Das BG. führt darüber aus: Als weſentliche Stütze 
ſelbſtändigen urheberrechtlichen Titelſchutzes habe man 
bei er — auch in den früheren Urt., die einen ſolchen Schutz 
Hahten — 8 9 LitlIchG. herangezogen. Danach ſei allerdings 
— 


eines 


) JW. 1925, 2449. 


G. PEN 31. Die Frage, ob die Nachahmung des Titels des 
Rech taerſchen Bühnenwerkes „Der Brand im Opernhaus“ eine 
Geſiesverlezung darſtelle, ift von den Gerichten zunächſt unter dem 
worde punkte des Urheberrechts an Werken der Literatur geprüft 
Verba Das NG. nimmt im obigen Urt. an, der Titel eines 
Teil 8 diene nicht nur zu deſſen Bezeichnung, ſei vielmehr ein 
enießen Werkes und könne als ſolcher urheberrechtlichen Schutz 
lahm u. In früheren Entſch. (ſ. RG. 12, 116; Rchst. 17, 199 
Schrift es einen anderen Standpunkt ein, auf dem auch die im 
ſelbſt, tum herrſchende Anſicht ſteht. Für dieſe ſpricht das Geſetz 
Wen, wenn es in 8 9 neben dem Werke ſelbſt den Titel des 
ſieht es nennt, dieſen alſo nicht als einen Teil des Werkes an- 
gedaul das NG. geht von der Erwägung aus, daß oftmals ein 
Mi Ber Zuſammenhang des Titels mit dem ſonſtigen oder 


der Erwerber des Urheberrechts, ſoweit keine andere Ver⸗ 
einbarung beſtehe, nicht befugt, an dem Werke ſelbſt, an 
deſſen Titel und an der Bezeichnung des Urhebers etwas 
zu ändern. Dieſes anerkanntermaßen auch im Verhältnis zu 
Dritten geltende Verbot richte ſich aber nur gegen Verände⸗ 
rungen des Titels, nicht gegen deſſen unveränderte Verwen⸗ 
dung. Selbſtverſtändlich werde dabei vorausgeſetzt, daß der 
unzuläſſigerweiſe veränderte Titel mit dem Werke, dem er 
zugehöre, verbunden bleibe, ſei es, daß das Werk ſelbſt un⸗ 
verändert, ſei es, daß es mit (gleichfalls unzuläſſigen) Ver⸗ 
änderungen wiedergegeben werde. Auf den Fall dagegen, daß 
der Titel mit einem ganz anderen Werk als dem urſprüng⸗ 
lichen verbunden werde, beziehe ſich 8 9 LitUrhGG. überhaupt 
nicht. Ein Schutz gegen ſelbſtändige Verwendung des Titels 
(völlig von dem urſprünglichen Werke losgelöſt) könne der 
Vorſchr. um ſo weniger entnommen werden, als ſie ſich nur 
gegen die veränderte, nicht gegen die unveränderte Verwen⸗ 
dung des Titels richte. Ein dem Titel zu gewährendes ſelb⸗ 
ſtändiges Urheberrecht ſetze voraus, daß die unveränderte Ver⸗ 
wendung des Titels verboten ſei. 

Dieſer Auslegung des § I LitUrh&. iſt beizuſtimmen. 
Die Rev. ſucht dagegen eine weitergehende zu begründen: 
Wenn die Vorſchr. eine Veränderung des Werktitels ver⸗ 
biete, ſo müſſe Verwendung des unveränderten Titels 
für ein anderes Werk von dem Verbote vollends betroffen 
werden. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch abzulehnen, weil ſie dem 
8 9 eine Wirkung beilegt, die ihm weder nach ſeinem Wort⸗ 
laute zukommt noch aus ſeiner Stellung im Zuſammenhange 
des Geſ. zu folgern iſt. Entnahme des Titels aus dem ur⸗ 
ſprünglichen Werk in ein anderes wird bereits von den Vor⸗ 
ſchriften erfaßt, welche verbieten, das Werk unter Verletzung 
der Urheberbefugnis zu einem Teile zu vervielfältigen, 
zu verbreiten, öffentlich mitzuteilen, aufzuführen, vorzuführen 
oder vorzutragen ($ 41 LiturhG.). 

2. Der urheberrechtliche Schutz des ganzen Werkes er⸗ 
ſtreckt ſich danach auf deſſen Teile. Der Titel aber iſt ein 
Teil des Werkes. 

a) Zu den Werken gehören nach 8 1 Lit UrhG.: 
1. Schriftwerke (aller Art, unter den in der Rechtsanwendung 
dafür anerkannten Vorausſetzungen) einſchließlich choreogra⸗ 
phiſcher und pantomimiſcher Werke; 2. Werke der Tonkunſt; 
3. Abbildungen (einschl. plaſtiſcher) wiſſenſchaftlicher oder tech⸗ 
niſcher Art, welche nicht ihrem Hauptzwecke nach als Kunſt⸗ 
werke zu betrachten ſind. 

Wie die Werke, ſo ſind die Titel von allerverſchieden⸗ 
ſter Art. Als Bezeichnungsmittel im geiſtigen und geſchäft⸗ 
lichen Verkehr kleiden ſie ſich um der bequemen Verſtändi⸗ 
gung und ſicheren Unterſcheidung willen meiſt in Worte. Doch 
könnte ein Titel auch bildlich geſtaltet, oder es können in ihm 
Wort und Bild verbunden ſein. Dem Werke gleichartig 
braucht — wie erſichtlich an Ton⸗ und Bildſchöpfungen, die 
eine Wortbezeichnung als Titel tragen — der Titel nicht zu 
ſein. — Das Kunſtwerkrecht kann außer Betracht bleiben, 
ſchon weil dort das Gef. (88 12, 32 Abf. 2 KunſtUrhG. vom 
9. Jan. 1907) ausdrücklich nicht von Titel, ſondern von „Be⸗ 
zeichnung des Werkes“ ſpricht. 

„Mag der Titel dem Bezeichnungszwecke dienen, jo er⸗ 
ſchöpft ſich doch fein Weſen nicht notwendig in dieſer Zweck⸗ 
verbindung. Oftmals beſteht ein gedanklicher Zuſammenhang 
des Titels mit dem (ſonſtigen oder eigentlichen) Inhalte. Der 


eigentlichen Inhalt des Werkes beſtehe. Es führt beiſpielsweiſe 
Sprüche, Widmungsgedichte an, wo der Titel das Werk nicht ſelten 
derart beleuchte und ſogar ergänze, daß ohne ihn der Sinn nur 
ſchwer, zuweilen überhaupt nicht verſtändlich wäre. In ſolchen 
Fällen gehört der Titel untrennbar zum Ganzen, er tjt in Wirk⸗ 
lichkeit eben nicht nur Titel, ſondern Beſtandteil des Werkes. 
Und wenn der Titel eines Gedichtes in deſſen Anfangsworten be⸗ 
ſteht, fo iſt er, weil er dieſe einfach wiedergibt, ſelbſtverſtändlich 
ein Teil des Werkes. In allen dieſen Fällen läßt ſich der Titel 
vom Werke nicht loslöſen und kaum je für ein anderes Werk 
verwenden. Das Vorkommen ſolcher Titel ganz beſonderer Art 
rechtfertigt nin aber nicht den Schluß, daß der Titel eines Werkes 
ſtets als ein Teil davon anzuſehen ſei. 

Betrachtet man nun, wie es auch das RG. tut, den Titel 
„Der Brand im Opernhaus“ zunächſt abgeſondert von dem Werke 
ſelbſt, ſo muß man zu dem Ergebnis kommen, daß ihm mangels 


233” 


BE WE 


1860 Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Titel kann z. B. (wie bei Gedichten häufig) in Anfangsworten 
des Werkinhaltes beſtehen und ihn dergeſtalt einleiten. Er 
kann (wie bei Sprüchen, Widmungsgedichten u. dgl. nicht 
ſelten) das Werk derart beleuchten und ſogar ergänzen, daß 
ohne ihn der Sinn nur ſchwer, nur unſicher oder unvoll⸗ 
ſtändig, zuweilen überhaupt nicht, verſtändlich wäre. Den 
Gedankengehalt des Werkes kann er auf mannigfaltige Weiſe 
bezeichnen oder andeuten. Innere Verbindung geſtellt ſich zur 
äußeren ſelbſt dann, wenn der Titel den Inhalt im Dunkeln 
läßt, verhüllt oder durch abſichtsvolle Faſſung über ihn 
irreführt. 

In jedem Falle, auch wenn die Gedankenverbindung 
mit dem Inhalte nicht ohne weiteres erhellt, kommt dem 
Titel als Kennwort und Handhabe für das Werk im Geiſtes⸗ 
und Geſchäftsverkehr erhebliche Bedeutung zu. Schon deshalb 
muß er, ſelbſt als bloßes Bezeichnungsmittel, zum Werke ge⸗ 
rechnet, alſo für einen Teil des Werkes erachtet werden (ſo 
ſchon unter dem Gef. v. 11. Juni 1870 [BGBl. 339] gegen 
die damals h. M. Dernburg, Preuß. PrivR. II (5. Aufl. 
1897] S. 944 Anm. 9; derſ., Bürgerl. R. VI [1907/10] 
S. 101 8 35 IV für das Gef. v. 19. Juni 1901; Gold⸗ 
baum, UrhR. u. UrhVertrR. 1. Aufl. 1922] S. 122—125 
2. Aufl. S. 27/28]; Elſter, Urh.⸗, Erfind.⸗ u. WettbR., 
1. Aufl. S. 28 8 7, 2. Aufl. S. 40—43; derſ.: GewgcSch. 
1925, 46 ff.). 

Zutreffend bemerkt daher das BU: „Für den Titel 
gelten ... die allg. Grundſätze, wonach das Urheberrecht nur 
„Werken“ gewährt iſt, ſich aber auch auf deren Teile erſtreckt 
(88 1, 2, 41 LitürhG.).“ Ferner: „Der Titel muß wegen 
ſeiner engen äußeren und inneren Verbindung mit dem Werke 
als deſſen Teil angeſehen werden, zumal da aus 8 9 Lit⸗ 
UrhG. zu entnehmen iſt, daß der Titel innerhalb des ur⸗ 
heberrechtlichen Schutzes des Werkes ſelbſt keinesfalls ſchlecht⸗ 
ter geſtellt ſein ſoll als die übrigen Teile des Werkes.“ 

b) Die Anwendung dieſer Grundſätze führt jedoch zu 
weſentlichen Einſchränkungen. 

aa) Das KG. läßt eine ſolche Beſchränkung ſchon in⸗ 
ſofern eintreten, als es die Frage verneint, ob dem Titel 
„Der Brand im Opernhaus“ als ſelbſtändigem Schrift⸗ 
werke Schutz gebühre. Das iſt im Ergebnis zu billigen. 
Jener Titel iſt nach Gedankeninhalt und Ausdruck nicht von 
ſolcher Eigenart, daß ihm die Eigenſchaft eines Schriftwerks 
i. S. des 81 Abſ. 1 Nr. 1 LitürhGf. zugeſprochen werden 
könnte; Gehalt und Form ſtehen dem Alltäglichen zu nahe, 
als daß ſich in ihnen ſchöpferiſche Eigentümlichkeit finden 
ließe (RG. 123, 120 ff; 122, 135), 129). Nicht beizuſtimmen 
iſt dem weitgehenden Satze des BU.: Der Titel könne be 
griffsmäßig kein abgeſondertes Daſein führen; ſeine Beſt., 
ein Werk zu bezeichnen, ſetze die Verbindung mit dieſem 
— einem „wirklichen“ Werke — voraus. So allgemein hin⸗ 
geſtellt erſcheint das bedenklich. Zwar werden Titel, die für 
ſich ſelber nach Inhalt und Form ſchon ein Schriftwerk aus⸗ 
machen, ſelten ſein. Die Möglichkeit jedoch, daß ſie vor⸗ 
kommen, iſt offenzulaſſen. Sie wird auch durch die nahe Ver⸗ 
bindung des Titels mit dem Werk und durch den Zweck, es 
im Verkehr zu bezeichnen, nicht notwendig ausgeſchloſſen. 

bb) Somit läge, wenn der Filmtitel „Brand in der 
Oper“ dem Georg Kaiſerſchen Nachtſtück „Der Brand im 
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der erforderlichen Formgeſtaltung die Eigenſchaft eines Schrift⸗ 
werkes i. S. des § 1 U. nicht zukommt. Das iſt auch die 
Anſicht des RG., indem es annimmt, daß hier Gehalt und Form 
dem Alltäglichen zu naheſtehen, als daß ſich darin eine ſchöpferiſche 
Eigentümlichkeit finden ließe. Aber die bloße Eigentümlichkeit, 
die Nichtalltäglichkeit der Wortfaſſung macht einen Werk⸗ 
titel noch lange nicht zu einem „Schriftwerk“. Es gibt viele 
Titel von literariſchen Werken, die fi bee ſind und doch 
eine Formgeſtaltung, wie ſie der Begriff des Schriftwerkes ver⸗ 
langt, nicht aufweiſen, weil hierzu ein einzelnes Wort oder eine 
kurze Wortfolge nicht genügt, vielmehr eine eigenartige Anord⸗ 
nung der Gedanken erforderlich iſt, wovon naturgemäß bei einem 
Wort oder einer knappen Wortverbindung nicht die Rede ſein 
kann. Wenn alſo das RG. die Verneinung der Schriftwerkeigen⸗ 
ſchaft in bezug auf den Titel des Kaiſerſchen Bühnenwerlkes nur 
auf den Mangel der Eigentümlichkeit ſtützt, To trifft dieſe Be⸗ 


Opernhaus“ entnommen wäre, Eutlehnung, zum mindeſten 
inhaltliche Wiederholung, eines Teils dieſes Werkes („Teil⸗ 
nachdruck“) vor. In einem ſolchen Falle käme es nach ſtän⸗ 
diger Geſetzesauslegung darauf an, ob ein erheblicher Teil 
des Kaiſerſchen Bühnenwerkes unbefugt vervielfältigt worden 
wäre. Die Erheblichkeit wäre nach Umfang und inhaltlicher 
Bedeutung des Entnommenen im Vergleich zum ganzen 
Schriftwerke Kaiſers zu bemeſſen (RG. 116, 3032) und dort 
angef. Belege). Der äußere Umfang der vier Titelworte 
„Der Brand im Opernhaus“ iſt im Verhältnis zum ganzen 
Werke ſehr gering. Auch der Anteil am Gedankengehalte des 
Werkes iſt klein, obwohl die Anſicht der Bekl., daß der 
Theaterbrand nur einen undeutlichen Hintergrund der eigent⸗ 
lichen Handlung bilde und der Bühne fern bleibe, nicht völlig 
zutrifft. Dafür, daß die Titelwahl ſelbſt gerade für dieſes 
Bühnenſtück eine beſonders hohe ſchöpferiſche Leiſtung bedeute 
und damit etwas urheberrechtlich Weſentliches ausmache, be⸗ 
ſteht kein Anhalt. Das BU. verneint es und bemerkt, daß 
der Titel hier keinen Werkteil mit ſelbſtändigem Gedanken- 
gange bilde; daß er keine Gedankenentwicklung enthalte, die 
die Eigenart von Inhalt und Form erſt ermögliche. Hieran 
knüpft es die allg. Betrachtung: „Der Titel... ift im Ne 
gelfalle weder fähig noch dazu beſtimmt, für ſich allein, ab⸗ 
geſondert von jeglichem Werke, einen beſtimmten Gedanken⸗ 
gang wiederzugeben. Gegenſtand des Schutzes iſt hier nicht 
die im Titel ſelbſt enthaltene geiſtige Leiſtung, ſondern die 
— einen beträchtlichen wirtſchaftlichen Wert darſtellende — 
Beziehung, die der Titel in der Vorſtellung des Publikums 
zu einem auf Grund ſeines guten Rufes oder der dafür ge⸗ 
machten Reklame als beſonders ſchätzenswert vorgeſtellten 
Werke beſitzt.“ Mit dieſer zutreffenden Kennzeichnung leitet 
das BG. aus der urheber rechtlichen in die wettbe⸗ 
werbs rechtliche Klagbegründung über. 


Die vom BG. ausgeſprochene Verneinung ſelbſtändigen, 
eigenartigen Gedankeninhalts unterliegt keinem rechtlichen Be⸗ 
denken. Denn eine große Menge von Werknamen auf den 
verſchiedenen Gebieten des Schrifttums ſind Freititel, 
teils als gemeinübliche, zum Verſtändnis nützliche oder ger 
radezu notwendige Bezeichnungen von Gegenſtänden der For⸗ 
ſchung, Wiſſenſchaft, Kunſt, Dichtung, Unterhaltung uſw., 
teils als ſchlagwortartige Wendungen oder Wortverbindungen, 
die als Titel nichts Eigenartiges mehr bedeuten und deshalb 
keinen Urheberſchutz rechtfertigen können, teils aus anderen 
Gründen, die mit der Gemeinfreiheit eines gewiſſen allg. 
Sprachſchatzes zuſammenhängen (ogl. Beiſp. aus der ſog. 
ſchönen Literatur: Max Schneider, Deutſches Titelbuch, 
1927). Viel haben zu den Freititeln in der Dichtung die ge⸗ 
ſchichtlchen Perſonen und Ereigniſſe beigetragen. Im vorl. 
Falle meldet ſich deshalb der Zweifel, ob nicht beide Titel 
— der des Bühnenſtücks und der des Lichtſpiels — den Leſer 
und Hörer zunächſt nur an die häufigen Theaterbrände er⸗ 
innern, die Menſchenopfer gefordert, Sachſchaden verurſacht, 
Aufſehen erregt haben und eine Zeitlang Gegenſtand allg. 
Aufmerkſamkeit geweſen find. Kaiſer nennt in feinem Büh⸗ 
nenwerk ausdrücklich einen Brand der Pariſer Oper von 1763 
als deſſen geſchichtlichen Hintergrund. Unter den Bauverhält⸗ 
niſſen früherer Zeit waren Theaterbrände keineswegs ſelten. 
An großen Bränden dieſer Art verzeichnete der Brockhaus 
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gründung den entſcheidenden Punkt nicht genau. Doch ſcheint an 
einer ſpäteren Stelle des Urt. der richtige Gedanke hervor⸗ 
zutreten, indem es dort heißt, daß Titel, die für ſich ſelber ſchon 
nach Inhalt und Form ein Schriftwerk ausmachen, ſelten ſeien, 
wenn auch die ara nlLReit, daß ſie vorkommen, offenzulaſſen ſei. 
Damit kommt wohl zum Ausdruck, daß das NG. doch nicht, wie 
es zuerſt den Anſchein hatte, allen eigentümlichen, nicht alltag 
lichen Titeln den Charakter eines Schriftwerkes zuſprechen mil 
wie es ja in der Tat eine ſeltene Ausnahme ſein wird, daß ein 
Werktitel den Anforderungen genügt, die an dieſen Begriff #4 
ſtellen find. Nun beſchränkt ſich aber das NG. nicht auf die Unter, 
ſuchung der Frage, ob der Titel „Der Brand im Opernhaus 
für ſich ſelbſt ein Schriftwerk ſei, ſondern geht, da es ja den 
Titel als Teil des Werkes anſieht, auch auf die Frage ein, © 
dieſer Titel als Teil des Dramas Schutz genieße. Es gelangt an 
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von 1903 aus dem 19. Jahrh. mehr als zwanzig (14. Aufl., 
Bd. 15 S. 742). Auch ſeitdem haben ſich ſolche Brände wie⸗ 
derholt. Beſonders tief hat ſich dem Gedächtnis die Feuers⸗ 
brunſt eingeprägt, die im Dez. 1881 das Wiener Ning⸗ 
theater zerſtörte und Hunderten von Menſchen das Leben 
koſtete. Nach der Häufigkeit derartiger Geſchehniſſe liegt es 
nahe, Wortverbindungen wie die beiden von dieſem Rechts⸗ 
ſtreite betroffenen Titel bereits unter die Wendungen des ge⸗ 
bräuchlichen Sprachſchatzes zu rechnen, die auf eine gewiſſe 
Gattung ſchwerer, in weiten Kreiſen beachteter Unglücksfälle 
hindeuten. Welche Beziehungen den Inhalt des Werkes mit 
dem Bühnenhausbrande verknüpfen, macht erſt das Werk 
ſelbſt offenbar; der Titel iſt inſofern farblos, vielleicht in 
gewiſſem Maße ſpannend, aber ohne einen Gedankeninhalt 
von Eigenart. 

B. Verneint das BG. ohne Rechtsirrtum, daß der von 
der Kl. erhobene Anſpruch wegen Urheberrechtsverletzung an 
dem Schriftwerkstitel „Der Brand im Opernhaus“ begründet 
ſei, fo fragt ſich noch, ob wettbewerbliche Gründe (8 16 
Unl WG.) ihn rechtfertigen. Das verneint es ebenfalls. 

1. Im Einklange mit der Rſpr. des RG. nimmt es an: 
Auch zwiſchen einem Film und einem Schriftwerke (Bühnen⸗ 
werke) gleichen Titels kann Gefahr der Verwechſelung be⸗ 
ſtehen. Wer den Film nicht kennt, kann durch deſſen Ankün⸗ 
digung in die Meinung verſetzt werden, daß er eine Bearbei⸗ 
tung des Schriftwerkes ſei (RG. 112, 119%). Es bemerkt: 
Zwiſchen Film und Schriftwerk erwachſe ſomit keine unmittel⸗ 

are, ſondern nur eine mittelbare Verwechſelungsgefahr, in⸗ 
dem Nichtunterrichtete zu dem (irrigen) Glauben gelangten, 
er den gleichen Titel wie das Schriftwerk tragende Film 
decke ſich zwar nicht mit dem Schriftwerke ſelbſt, aber mit 
einem durch deſſen Bearbeitung hergeſtellten Film. Der tat⸗ 
ſachlich vorhandene (gleichbetitelte) Film werde alſo nicht mit 
em Schriftwerke (Bühnenſtücke) ſelbſt verwechſelt, ſondern 
mit einem nur in der Vorſtellung der Leute, nicht in der 
Wirklichkeit vorhandenen, das Schriftwerk inhaltlich wieder⸗ 
gegebenen Film. Statt dieſes Gedankens einer mittelbaren 
N erwechſelung würde zur Geſetzesanwendung auch die Feſt⸗ 
ellung genügen, daß im Verkehr eine auf Verwechſelung 
imauskommende Täuſchung hervorgerufen werde: nämlich der 
Een, daß „Der Brand in der Oper“ eine Verfilmung des 
aiſerſchen Nachtſtücks „Der Brand im Opernhaus“ ſei. 

Nach irrtumsfreier Darlegung über die Anwendung des 
5.16 Unl WG. nimmt ſodann das KG. an: Die Kl. verfügt 
Sy das Verfilmungsrecht an dem Werk „Der Brand im 
mt ruhause, und der Verkehr muß, wie bisher ſo noch jetzt, 
er dem Erſcheinen eines nach dieſem Werke hergeſtellten 
Films rechnen. Die Vorausſetzung für die Anwendung 

es § 16 Un l WG. liegen alſo an ſich vor. 
St 2. Das Bu. verneint jedoch, daß im gegenwärtigen 
e wilfalle die Gefahr der Verwechſelung gegeben ſei; 
9 mimmt an, daß die beiden Titel „Der Brand im Opern⸗ 
sh und „Brand in der Oper“ ausreichende Unterſchei⸗ 
ingsmerkmale aufweiſen. 
rn a) Aus der Übereinſtimmung der bei beiden Titeln zu⸗ 
ae liegenden Vorſtellung eines Opernbrandes ergebe ſich 
= r eine Möglichkeit, zu verwechſeln. Aber die Gefahr 
r Verwechſelung i. S. des 8 16 Unl WG. folge daraus 
1 — 
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n a 
ſchtnnene Teil ſowohl bezüglich ſeines Umfanges als auch hin⸗ 
zwelfe ſeiner inhaltlichen Bedeutung unerheblich ſei. Dies iſt 
titel ellos richtig, trifft aber wohl auf die allermeiſten Werk- 
elte zu, ſo daß ſolche, ſelbſt wenn man ſie als Teile des Werkes 
— 5 läßt, in den ſeltenſten Fällen Gegenſtand des urheberrecht. 
aus" chudes fein können. Das Bebürfnis nach biefem chien 
nicht groß, weil ein wirklich ſchutzwürdiger Titel ausreichen 
chuß im 5 16 UnſWch. findet. 
Bran uch die Anwendbarkeit dieſer Beſt. auf den Titel „Der 
Zweif los Opernhaus“ verneint das NG. mit vollem Recht. 
in 15 os ſteht es, wenn jemand ein Bühnenwerke geſchrieben hat, 
derem ein Theaterbrand eine Rolle ſpielt, jedem frei, für ein au⸗ 
a uhnen⸗ oder Filmmerk denſelben Gegenſtand zu wahlen, 
delt. & ihn nur weſentlich abweichend vom erſten Werke behan- 
leht dies feſt, ſo ergibt ſich weiter, daß der Verf. des 
it Werkes dieſem auch einen dem Gegenſtande entſprechen⸗ 
itel geben darf, auch wenn dieſer mit dem Titel des erſten 
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noch nicht. Wie auf dem Gebiete der Warenzeichen und Fir⸗ 
men, ſo müſſe auch auf dem der Titel zwiſchen „ſtarken“ (mit 
größerer Kennzeichnungskraft) und „ſchwachen“ (mit geringe⸗ 
rer Kennzeichnungskraft) unterſchieden werden. Um einen 
ſchwachen Titel handle es ſich beſonders dann, wenn die Werk⸗ 
bezeichnung nicht in ſich ſelbſt, durch ihren Inhalt oder ihre 
Form, etwas Eigenperſönliches, frei Erfundenes darſtelle, 
ſondern nur einen Hinweis auf allg. bekannte Tatſachen oder 
tatſächliche Beziehungen enthalte, deren Verwertung jedem 
freiftehe und durch ausſchließliche Rechte nicht gehindert ſei. 
Auch der vorl. Titel „Der Brand im Opernhaus“ ſei in 
dieſem Sinne wenig unterſcheidungskräftig. Er deute auf eine 
Art von Ereigniſſen hin, die im wirklichen Leben wiederholt 
vorgekommen ſeien und größtes Aufſehen erregt hätten. 
Einen Brand im Opernhauſe, wie er ſich verſchiedentlich 
ſchon wirklich ereignet habe, als beherrſchendes Ereignis einer 
Filmhandlung zu wählen, könne niemanden verwehrt werden. 
Gerade derartige unheilvolle Geſchehniſſe ſtelle man wegen 
des damit verbundenen erſchütternden Aufſehens gern in 
Filmen dar; namentlich für den Tonfilm biete ein Brand in 
einem Opernhauſe ſtarke Möglichkeiten. Daher könne aber auch 
ein Hinweis des Titels darauf, daß das Brandunglück in 
einem Opernhauſe das beherrſchende Ereignis des Films 
bilde, nicht verboten werden. Zuſammenfaſſend bemerkt das 
Bl.: „Soweit eine Verwechſelungsmöglichkeit lediglich auf 
der Verwendung und Zuſammenſtellung der Worte „Brand“ 
und „Oper“ beruht, bietet 8 16 Unl WG. der Kl. keinen 
Schutz; denn ſoweit lediglich dieſe beiden Grundbeſtandteile 
in Frage kommen, hat der Titel des Kaiſer ſchen Stückes 
nicht das Weſen einer beſonderen Bezeichnung und muß 
die etwa vorhandene Verwechſelungsmöglichkeit, da ſie zum 
Geſ. nicht in Widerſpruch ſteht, in Kauf genommen werden. 
Die bereits erwähnten Unterſcheidungsmerkmale genügen des⸗ 
halb, um eine Verwechſelungsgefahr i. S. des Geſ. zu be⸗ 
ſeitigen. Die trotzdem übrigbleibende Möglichkeit der Ver⸗ 
wechſelung hat ihren Grund nicht in der Übereinſtimmung der 
Titel als ſolcher, ſondern darin, daß in beiden Titeln auf ein 
der allg. Verwendung ofſenſtehendes, bekanntes Thema hin⸗ 
gewieſen iſt.“ 

Die Gründe, aus denen das KG. annimmt, daß „Der 
Brand im Opernhaus“ ein „ſchwacher“ Titel ſei, 
beruhen auf der Beobachtung von Lebenserſcheinungen der 
Vergangenheit und Gegenwart, verknüpft mit Erfahrungen 
der Seelenkunde; ſie ſind überwiegend tatſächlicher Art und 
weiſen keinen erſichtlichen Irrtum auf, den das Rev. be⸗ 
achten müßte. Es trifft nicht zu, daß das BO. die Kreiſe, auf 
die es für die Verwechſelungsgefahr ankommt, unrichtig be⸗ 
ſtimmt habe. Ob Schrifttum und Kunſt ſchon ein Bühnenwerk 
oder eine ſonſtige Dichtung aufzuweiſen haben, worin ein 
Opernbrand den Hintergrund bildet oder die Entwickelung 
beherrſcht, gibt für die Gefahr der Verwechſelung nicht not- 
wendig den Ausſchlag. 

b) Das BG. erwägt weiter: Allerdings könne, wie auf 
dem Gebiete der Warenzeichen und Firmen ſeſtſtehe, auch ein 
an ſich wenig unterſcheidungskraftiges Kennzeichnungsmittel 
ausnahmsweiſe dadurch Unterſcheidungskraft erlangen, daß 
es durch ſehr weite und langedauernde Verbreitung „Ver⸗ 
kehrsgeltung“ erlangt habe. Daß dies hier der Fall fei, 
verneint aber das Urteil. 


Werkes übereinſtimmt. Das wäre nur dann nicht zuläſſig, wenn 
die Faſſung des erſten Titels etwas enthielte, was der Gegen⸗ 
ſtand des Werkes nicht verlangt, was vielmehr dem Bereiche der 
Phantaſie des erſten Verf. angehört, und wenn auch dieſe Faſſung 
von dem zweiten Verf. in den Titel ſeines Werkes übernommen 
wäre. Davon kann aber im vorl. Falle nicht die Rede ſein. Der 
Titel „Der Brand im Opernhaus“ iſt ein rein ſachlicher. Die 
Phantaſie des Dichters G. Kaiſer hat zur Entſtehung dieſes Titels 
nichts beigetragen. Dieſer kann alſo nicht als „beſondere“ Bezeich⸗ 
nung i. S. des § 16 UnlWG. angeſehen werden, wie auch nach 
Lage der Sache eine „unbefugte“ Benutzung dieſes Titels nicht 
anzunehmen iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt es bedeutungslos, 
ob eine Gefahr der Verwechſelung, deren Annahme allerdings an⸗ 
geſichts der geringen, den Kern der Sache nicht berührenden Ub- 
weichung des Titels „Brand in der Oper“ von dem Titel „Der 
Brand im Spernhaus“ ſehr naheliegt, wirklich beſteht oder nicht. 
Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 
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Das BU. konnte ſomit auf dieſer Grundlage das Er⸗ 
gebnis ziehen: „Wenn auch der Verkehr .. an und für ſich 
damit rechnen muß, daß das Kaiſerſche Stück noch ver⸗ 
filmt werden wird, wenn alſo dem Titel des Theaterſtücks 
grundſätzlich der Schutz aus 8 16 UnlWG. auch gegenüber 
einen Filmtitel nicht abgeſprochen werden kann, fo iſt doch 
der Schutz ein nur beſchränkter; er greift nicht Platz, wenn 
der Filmtitel von dem Titel des Theaterſtückes in dem hier 
vorl. Maße abweicht.“ M. R. wird hiernach verneint, daß 
der äußere Tatbeſtand des § 16 Abſ. 1 Unl WG. vorliege. — 
Die Ausführung der Rev., daß durch die beſondere Bezeich⸗ 
nung einer Druckſchrift ein ſchutzwürdiges Perſönlichkeitsrecht 
entſtehe, iſt demgegenüber unerheblich. Der Begriff „Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht“ bezeichnet das Weſen eines beſonders ge⸗ 
arteten, von der Rechtsordnung geſchützten Gutes. Damit aber 
der Schutz gewährt werde, müſſen die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen dafür (hier 8 16 Unl WG.) erfüllt fein. 

3. Endlich vermerkt das Urt., daß es unter dieſen Um⸗ 
ſtänden auf den böſen Glauben oder das Verſchulden der 
Bekl. (8 16 Abſ. 2 UnlWG.) nicht ankommt. Grundſätzlich ſei 
zwar das Verhalten der Parteien bei der Prüfung der Ver⸗ 
wechſelungsgefahr mitzuberückſichtigen; die nachgewieſene A b⸗ 
ſicht der Verwechſelung ſchaffe eine Vermutung für die Ver⸗ 
wechſelungsfähigkeit. Aber die in der Rechtsanwendung 
ausgebildeten Regeln vom eingeſchränkten Schutze ſchwacher 
Titel beruhten, unabhängig vom Verhalten der Beteiligten, 
auf einer Berückſichtigung allg. Anforderungen des Verkehrs. 
Die Meinung des Zweitbenutzers eines Titels, daß er ein 
Recht des Erſtbenutzers verletze, vermöge nichts an jenen um 
der Allgemeinheit willen beſtehenden Grundſätzen ändern. 


(U. v. 13. Febr. 1932; 263/31 I. — Berlin.) [Ka.] 
= RG. 135, 209.) 


6. Kunſtwerkrecht. 


** 32. 88 459 ff. 242 BG B. Die Herkunft eines 
Kunſtwerks von einem anderen (geringeren) als 
dem vertraglich genannten Meiſter iſt ein Sach⸗ 
mangel, der nur innerhalb der Gewährleiſtungs⸗ 
friſt geltend gemacht werden kann. Die Ge⸗ 
pflogenheit gewiſſer bedeutender Kunſthändler 
irrtümlich unter falſchem Namen verkaufte 
Kunſtwerke auch noch nach Ablauf der Friſt zu⸗ 
rückzunehmen, hat kein Reichsgewohnheitsrecht 
gebildet. Die Berufung auf beiderſeitigen Irr⸗ 
tum gibt es nicht bei abgewickelten Verträgen, 
deren Folgen mit geſetzlichen Behelfen beſeitigt 
werden können. ) 


Der Kl. hat am 18. Jan. 1928 von der Bekl. ein Ol⸗ 
gemälde gekauft „Eichen am Waſſer“, das ihm als ein 


Zu 32. Die Entſch. iſt zunächſt deshalb wichtig, weil fie die be⸗ 
kannte Behandlung der Sachmängelgewährleiſtung beim Spezies⸗ 
Rauf nach 88 459 ff. BGB. als lex specialis gegenüber der An⸗ 
fechtung wegen Irrtums über verkehrsweſentliche Eigenſchaften nach 
5 119 Abſ. 2 ausdehnt auf die erſt im der ſpäteren Praxis zur 
Geltung gelangten allgemeinen Grundſätze von der mangelnden 
Geſchäftsgrundlage und der culpa in contrahendo, wenn als ſolche 
Grundlage die Exiſtenz einer von beiden Parteien beim Kaufabſchluß 
vorausgeſebten, in Wahrheit aber nicht vorhandenen Eigenſchaft der 
Kaufſache oder ein Verſchulden des Verkäufers bei der Angabe 
oder Nichtangabe von für den Käufer wichtigen Eigenſchaften in 
Frage kommt. In der Tat treffen die Erwägungen, nach denen eine 
Konkurrenz der Irrtumsanfechtung die Einſchränkungen der Sach⸗ 
mängelhaftung des Verkäufers nach 88 459—461, 464, 466, 467 
BGB. illuſoriſch machen würden (ogl. RG. 61, 171; 62, 282; 70, 
423 und dazu meine Schrift Anfechtung, Sachmängelgewähr und 
Vertragserfüllung beim Kauf, Berlin, Vahlen 1913, S. 9 ff.), auch 
auf die Anwendung dieſer Grundſätze modernen Richterrechts zu. 
Hat ſich ſchon eine allgemeine Haftung für culpa in con- 
trahendo nach unſerem oder beſſer: trotz unſerem Geſetzbuch, das ja 
bald von dolus (88 179 Abſ. 1, 463 Satz 2, 523 Abſ. 1, 524 Abſ. 1, 
600), bald von culpa (88 307, 663, 694), bald von casus in 
contrahendo (58 122, 179 Abſ. 2, 459 Abſ. 2, 538 Abſ. 1 Anfang) 
ausgeht, mehr aus rechtspolitiſchen als aus hieb⸗ und ſtichfeſten Er⸗ 
wägungen der lex lata in der Praxis durchgeſetzt, ſo war doch 
hinſichtlich der Verſchweigung von Fehlern und der unrichtigen Zu 
ſicherung von Vorzügen der Kaufſache, die Exiſtenz einer Spezial 
regelung in 8463 WEB, lebenſo übrigens wie hinſichtlich der 
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Originalölgemälde von Jakob J. (Iſaaksſohn) van Ruisdael 
bezeichnet wurde, und dem ein Gutachten des verſtorbenen 
Muſeumsdirektors Geheimrats Bode in Berlin beigegeben 
war, das ſo, wie es die Parteien laſen, die Herkunft des Wer⸗ 
kes von dieſem Künſtler beſtätigt. Das Bild wurde ſofort über⸗ 
geben. Der Kaufpreis von 15000 % iſt bezahlt. Der Kl. be⸗ 
hauptet, das Werk ſtamme nicht von „dem berühmten Mei⸗ 
ſter“ Jakob J. van Auisdael, ſondern von feinem „weit 
weniger berühmten Vetter und Nachahmer“ Jakob S. (Salo⸗ 
monſohn) van Ruhsdael. Er hat daher am 18. Okt. 1929 den 
Kaufvertrag wegen Irrtums anfechten laſſen und verlangt 
mit der Klage den Kaufpreis im Betrag von 15000 % nebſt 
8% Zinſen ſeit 1. Jan. 1929 zurück. Alle Inſtanzen haben die 
Klage abgewieſen. 

Der Senat bleibt nach erneuter Prüfung bei der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RG. (RG. 61, 171 [175]; 62, 281 [285]; 
70, 423 [429] 1); Urt. dieſes Sen. v. 13. Dez. 1929, II 203/29) 
ſtehen, daß beim Kauf die nach 88 459 ff. BGB. eintretende 
Gewährſchaftshaftung wegen Sachmängel als beſondere ge⸗ 
ſetzliche Ordnung dieſes Geſchäfts die allgemeine Irrtums⸗ 
anfechtung nach 8 119 BGB. wegen Fehlens von verkehrs⸗ 
weſentlichen Eigenſchaften der Kaufſache ausſchließt. Dieſe 
Rſpr., der auch der Vorderrichter folgt, ift faſt allgemein an⸗ 
erkannt und neuerdings wieder von Düringer⸗Hachen⸗ 
burg⸗Werner Bd. IV Einl. Anm. 142 gebilligt. Der Kl. 
tritt dieſer Rſpr. im allgemeinen auch nicht entgegen. Weil 
ihm indeſſen die Gewährſchaft nichts mehr nützt, da er ſich 
der von der Bekl. erhobenen begründeten Einrede der ſechs⸗ 
monatigen Verjährung des geſetzlichen Wandlungsanſpruchs 
gegenüber ſieht und ſchon im erſten Rechtszug den Vorwurf 
der Argliſt der Bekl., welche dieſer Verjährung im Wege 
ſtünde, ausdrücklich wieder aufgegeben hat, ſucht er darzu⸗ 
legen, um einen Mangel des Bildes — des echten Erzeug⸗ 
niſſes eines anerkannten anderen niederländiſchen Mei⸗ 
ſters — könne es ſich im vorl. Falle nicht handeln. Nach 
ſeiner Reviſionsausführung liegt nur ein beiderſeitiger, ihn 
als Käufer zur Anfechtung mit einer Ausſchlußfriſt von 
30 Jahren nach § 121 Abſ. 2 BGB. berechtigender Irrtum 
über den wirklichen Meiſter vor, von dem das Bild ſtammt. 
Der Vorderrichter verwechſle einen Sachmangel mit einem 
„typiſchen“, „reinen“ Willensmangel. Ihm ſei ein anderes 
(ein aliud) „geliefert“, als was er gekauft habe. 

Dieſer letzteren Aufſtellung treten mit Recht die beiden 
Vorderrichter durch die Erklärung entgegen, es liege ein 
Spezieskauf vor; gekauft ſei das eine, körperlich zum Kauf 
geſtellte Bild; mit ihm ſei übergeben, was gekauft. An dieſer 
Feſtſtellung tatſächlicher Art vermag die Rev. nicht zu rütteln; 
ſie iſt auch gar nicht imſtande zu behaupten, daß nach einem 
Begriff: niederländiſcher Meiſter Jakob J. van Ruisdael be⸗ 
ſtellt und nun als vom Verkäufer zur Erfüllung beſtimmtes 
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Offenbarung pon gefahrerheblichen Umſtänden durch den Verſiche⸗ 
rungsnehmer nach SS 16, 17 VVG.) nicht zu beſtreiten. Dem hatte 
ſich dann auch für den Kauf ſchon der 5. Sen. des RO. in 
einem wenig beachteten Urteil: Seuff Arch. Nr. 7 vor zehn 
Jahren nicht verſchloſſen. Dieſem Standpunkt bleibt auch unſer 
Urteil zu Recht treu. Damit iſt unſere Praxis wenigſtens in 
der Frage der Beſchaffenheit der Kaufſache zu der klaſſiſchen Dolus- 
Haftung der Römer zurückgekehrt. Die einzige Stelle, die in 
den Digeſten eine Haftung und gar aufs Erfüllungsintereſſe wegen 
kulpos falſcher Angaben ausſpricht, die 1.13 8 3 D. 19, 1 habe 
ich ſchon vor 20 Jahren (Haftung des Verkäufers für die Ber 
ſchaffenheit der Kaufſache I S. 114ff.) als unecht dargetan (gegen 
Leonhard, Schuldrecht I, 546 ff., 553). Aber auch eine Los 
ſagung des Käufers vom Kaufe bei Fehlen beiderſeits als Ge 
ſchäftsgrundlage vorausgeſetzter Eigenſchaften würde die Schranken 
des Käuferſchuges z. B. aus 88 460 Satz 2, 477 ſprengen. Daß 
man dieſe poſitiven Schranken nicht durch eine bloße Berufung 
auf 8242 BOB. beſeitigen, und erſt recht keine Kondiktion einer 
Zahlung aus gültigem Kauf nach Verjährung der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche angeſichts des § 478 BGB. zulaſſen kann, il 
erſt recht gewiß. Vgl. in letzterer Beziehung auch ſchon die zu“ 
treffenden Entſch. NG. 74, 292 ff. und 128, 215. Wie ich ſchon 
„Anfechtung“ S. 9ff. ausgeführt habe, it übrigens jeder Irrtums 
ſchutz des Käufers nach § 119 Abſ. 2 außerhalb des Gewährleiſtungs / 
rechts zu verſagen, vorausgeſetzt, daß der Irrtum Eigenſchaften der 
Kaufſache betrifft, die nicht ihre Zugehörigkeit zu der umfaſſenden 
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Stück das Bild eines anderen Meiſters Jakob S. van Ruys⸗ 
dael geliefert worden wäre. An der Rechtslage vermöchte das 
auch gar nichts zu ändern, wenn das auch nach der Meinung 
des Verkäufers zur Erfüllung taugliche Stück als ſolche an⸗ 
genommen war. Denn auch dann könnte das Bild nicht ein⸗ 
fach nachträglich zurückgewieſen, ſondern nur als mangelhaft 
im Wege der Wandlung des Kaufs zurückgeſchlagen werden. 
Aber auch der Behauptung, daß es ſich hier nicht um einen 
Mangel des Bildes handle, iſt nicht beizutreten. 

Was unter einem „Fehler“ der Sache i. S. des $ 459 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. zu verſtehen iſt, iſt neuerdings in be⸗ 
onders eingehender Weiſe erörtert worden. Namentlich 
Haym ann, RcPraxis, 1929, Bd. III S. 317ff. und 
Leonhard, Schuldrecht Bd. 2, 1931, S. 50 verlangen für 
den Begriff eine mißbilligte Abweichung von der Norm. 
Dieſes objektive Merkmal müſſe unter allen Umſtänden ge⸗ 
geben fein. Die bloße Abweichung von den Anſichten der Par⸗ 
teien über die Sache genüge nicht; die Geſetzesworte „oder 
dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch“ kämen nur 
für die Erheblichkeit des Fehlers in Betracht. Auf der Gegen⸗ 
ſeite ſtehen Enneccerus-Lehmann, Recht der Schuld- 
verhältniſſe, 1930, § 108 Ja und Note 3a; Hedem ann, 

chuldrecht, 2. Aufl, 1931, § 37 Va1 (S. 235); Siber, 
Schuldrecht, 1931, 8 51 III 14 (S. 235): Werner: JW. 
1927, 668 1e Anm. (Urt. v. 27. Nov. 1926, 139/26; RO. 
115, 286 2)); übereinſtimmend 1932 Düringer⸗Hachen⸗ 
burg⸗Hoeniger Bd. V, 1. Halbbd. Einl. Anm. 182 a. 
Sie nehmen einen „Fehler“ nach 8 459 auch ſchon bei un⸗ 
günſtiger Abweichung von derjenigen Beſchaffenheit an, die 
ür den nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch erwartet 
werden muß. Dieſer Anſchauung, welche dem Wortlaut des 
\ eſetzes Rechnung trägt, das den „nach dem Vertrag voraus⸗ 
geſegten“ Gebrauch dem „gewöhnlichen“ gleichordnet, und 
1 ein es ermöglicht, den Bedürfniſſen des heutigen ſpeziali⸗ 


) IM. 1927, 668. 


Gattung von Gütern aufheben, der ſie die gemeine Verkehrs⸗ 
uſchauung zurechnet (S. 11). Vielleicht wollte der Kl. (wie viel⸗ 
aut auch ſchon in dem analogen Fall des 2. Sen. bei Gruch 66, 
70 ff.) auch an dieſe Einſchräukung des Ausſchluſſes der Anfechtung 
Nenüpfen, wenn er dem Vorderrichter vorwarf, er verwechſele einen 
achmangel mit einem Willensmangel, ihm ſei ein aliud 
beheſert worden. Vielleicht ſollte damit weniger ein Gattungskauf 
erf ptet werden, der durch Lieferung eines vertragswidrigen species 
Gül worden wäre, wie es ſchon das Gericht in dem früheren Fall 
Tuch. 66, 453 allein würdigte, als vielmehr betont werden, der 
Käufer habe beim Kauf des beſtimmten Bildes einen 
0 anderen Autor nämlich Jacob J. van Ruisdael vorgeſtellt als den 
irklichen Maler Jacob S. van Ruysdael, und fo gehöre das 
wirgeſtellte Bild einer anderen Gattung an als das 
nich kel ch e. Aber auch fo iſt die Verteidigung der Anfechtung 
icht haltbar. Denn auch nach der irrigen Vorſtellung des Käufers 
—— das Bild ein Kunſtwerk der Malerei, ſogar einer ganz 
mit mmten Epoche holländiſcher Malerei und es kann der Fall nicht 
li dem in meiner zitierten Schrift (S. 11) erörterten Beiſpiel ver⸗ 
Aachen werden, daß ich eine beſtimmte Flaſche, deren Inhalt ich für 
rrunſehe, kaufe, während es Wein iſt. Da in unſerem Fall alſo kein 
N gm über die Gattung vorliegt — man kann nicht in jedem be 
3 Künſtler, wie es freilich auch der Kl. in dem früheren 
jenen wegprozeß (Gruch. 66, 453) wollte, eine beſondere Gattung 
Ic —, fo iſt das Anfechtungsrecht zu Recht als durch das Gewähr ⸗ 
horn ngsrecht ausgeſchloſſen vom NG. angeſehen worden. Deſſen An⸗ 
Parc aber, vor allem die hier in Frage kommende Wandlung, 
Zeit nach 8 477 BOB. mangels Argliſt des beklagten Verkäufers zur 
der Klage längſt verjährt. 

freien Der Widerspruch verdient die Entſch. inſofern, als fie das 
weil ge Bild für fehlerhaft erklärt nach 8 459 Abſ. 1 B00 B., 
Sn von einem anderen (wenn auch gleichfalls bedeutenden) 
dieſe et herrührt als beide Parteien beim Kauf annahmen. Gegen 
feige bisherigen Tradition, ja ſchon jedem Sprachgefühl wider⸗ 
modern e Ausweitung des aus dem römiſchen Adilenrecht in ſo viel 
An ne Geſetzgebungen übernommenen Fehlerbegriffs des 88 459 
den Ze 3 Sat 2, einer Unterart des „Mangels“ des 8 462, der 
Cigens hler des 8459 Abſ. 1 und die Abweſenheit von zugeſicherten 
Urteil Haften nach 8459 Abſ. 2 zuſammenfaßt, hatte ich die im 
gehe ads gerte aber leider ſachlich kaum berückſichtigte „beſonders ein⸗ 

tine Erörterung“ in Rh Feſtſchrift 3, 317ff. gerichtet. Ich ſuchte 
der 5 zeigen, daß es nicht augehe, daß der 2. Sen. des Rh., 
351 Ei Einklang mit dem KG. durchaus zutreffend es in NO. 97, 
gelehnt hatte, ein als „Sologeige“ verkauftes Juſtrument 
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fierten Verkehrs mit Sachen gerecht zu werden, iſt im An⸗ 
ſchluß an die neuere Rſpr. des RG. beizutreten. Auf ihr be⸗ 
ruhen die zum Handel mit Gemälden ergangenen neueren Ur⸗ 
teile nicht bloß des erkennenden, ſondern auch anderer Senate: 
v. 14. März 1922, II 492/21: Gruch. 66, 452; v. 6. Juli 
1926, II 496/25: RG. 114, 2933); v. 27. Nov. 1926, 
139/26: RG. 115, 286 = JW. 1927, 668 12; v. 28. Juni 
1927, VI 86/27: Warn. 1927 Nr. 140. Der „nach dem Ver⸗ 
trag vorausgeſetzte“ Gebrauch beſteht beim Erwerb von Bil⸗ 
dern eines beſtimmten Meiſters darin, daß dem Käufer die 
Möglichkeit verſchafft wird, ſich des Beſitzes eines Werkes 
gerade dieſes Meiſters zu erfreuen, ſich in die Malweiſe und 
ſonſtige Eigenart dieſes Künſtlers zu vertiefen und ſie ſich 
jederzeit vor Augen zu halten. Andere Vorteile, beſonders 
ſolche geldlicher Art, wenn ein Künſtler oder Werk von ſtar⸗ 
kem Ruf in Frage ſteht, können damit Hand in Hand gehen, 
doch iſt dies unweſentlich. Rührt dann das Werk nicht von 
dem Künſtler her, als deſſen Werk es nach beiderſeitiger An⸗ 
ſchauung gekauft iſt, ſo liegt ſtets ein Fehler der Kaufſache 
vor. Gleichgültig iſt dabei, ob es ſich um eine Kopie oder die 
Fälſchung eines von ihm ſtammenden Bildes handelt oder die 
wertvolle Schöpfung eines anderen Meiſters. Der Vorder⸗ 
richter läßt dahingeſtellt, wie zu entſcheiden wäre, wenn der 
wahre Schöpfer des Bildes ebenſo berühmt oder noch höher 
geſchätzt wäre als der Künſtler, dem die Parteien es zu⸗ 
geſchrieben haben. Für dieſen Fall gilt grundſätzlich das 
gleiche, wie ſogleich einleuchtet, wenn man ſich den Fall denkt, 
daß der Käufer nach beiderſeitigem Wiſſen ausſchließlich 
Werke eines beſtimmten Meiſters ſammelt. Nur wird aller⸗ 
dings im gedachten Falle der Erwerber meiſt von der Geltend⸗ 
machung des Fehlers Abſtand nehmen und das Beſtreben und 
das Recht des Verkäufers in den Vordergrund treten, ſich 
durch eine Irrtumsanfechtung nach § 119 Abſ. 2 BGB. oder 
durch Ber. auf den Wegfall der Geſchäftsgrundlage vom Ver⸗ 
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als fehlerhaft zu bezeichnen, wenn es ſich entgegen der Vor⸗ 
ſtellung der Parteien nur als eine an Schönheit und Stärke des 
Tons zurückſtehende „Orcheſtergeige“ herausſtelle, in NG. 99, 147 
eine beſtimmte Sendung Fiſch, die als Walfiſchfleiſch verkauft 
war, darum allein als fehlerhaft nach 8 459 Abſ. 1 bezeichne, weil 
es ſich in Wirklichkeit unn — übrigens an ſich untadliges — Haffiſch⸗ 
fleiſch handelte. Ebenſo war es nicht haltbar, wenn der 1. Sen. 
(RG. 115, 286 ff.) zwei als Originale von Oſtade und Teniers 
verkaufte Gemälde als fehlerhaft behandelte, weil es ſich um wert⸗ 
volle alte Nachbildungen dieſer Meiſter handelte. Schon unſer 
Sprachgefühl empört ſich dagegen, daß eine untadlige Kaufſache nur 
darum als mit einem Fehler (vitium, morbus, den vices oder 
defauts caches des code civil Art. 1641, 1643 uſw. den ver⸗ 
borgene Gebreken des Art. 1540 des Nederlandſche Wetbouken 
uſw.) behaftet erklärt wird, weil die beiden Vertragsparteien ihr 
irrtümlich vielleicht ſogar willkürlich beſtimmte Eigenſchaften — 
noch nicht mal notwendige Vorzüge — zuſchreiben. Eine geſunde 
Hauskatze wird nicht dadurch fehlerhaft, daß fie als eine Angora⸗ 
katze verkauft wird, ein 1907er Wachenheimer nicht darum 
fehlerhaft, weil er als 1911 er Nierſteiner verkauft war; erſt recht 
nicht, wenn der Wachenheimer gar noch beſſer iſt als der Nier⸗ 
fteiner. Das NG. dagegen hätte nach unſerer letzten Entſch. gegen 
über dem inſofern noch begreiflicherweiſe zweifelnden KG. den 
Mut, einen echten Rafael als ein fehlerhaftes Bild zu behandeln, 
wenn er als Guido Reni verkauft war. Noch ſchlimmer iſt es, 
wenn wir in dem oben zitierten Spitzwegurteil des 2. Sen. leſen 
müſſen: „Sind Gemälde, die unter der Zuſicherung des Verkäufers, 
es ſeien echte Spitzwegs, verkauft find, in Wahrheit nicht echt, jo 
find fie mit einer wertmindernden Eigenſchaft, alſo mit einem 
Fehler (1) i. S. der 88 459 ff. BB. behaftet“ (Gruch. 66, 454). 
Das bedeutet eine unglückliche Vermengung der Tatbeſtände des 8 459 
Abſ. 1 und 2; die Abweſenheit eines zugeſagten Verzugs iſt noch 
lange kein Fehler. Der vom RG. zitierte Düringer⸗Hachen⸗ 
burg⸗Hoeniger, V, 1 Anm. 182 a begnügt ſich leider mit 
einer Reproduktion ſolcher Rſpr. und einem Zitat meiner gegen⸗ 
teiligen Haltung, ohne auf deren Argumente mit einem Wort ein⸗ 
zugehen. 

Woher kommt dieſe abſonderliche Ausweitung des Fehler⸗ 
begriffs, die an der Stelle der aus der Natur der Gattung, der die 
Kaufſache angehört, erhellenden regelmäßigen Beſchaffenheit die 
willkürlichen Vorſtellungen der Parteien in jedem einzelnen Fall ent⸗ 
ſcheiden läßt. Man vergleiche damit die edlen durchſichtigen Grundzüge 
des römiſchen und gemeinen Rechts, die wie in unſer BGB. in zahlloſe 
moderne Geſetzbücher aufgenommen find: Betrifft der Irrtum 
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kaufsvertrag zu löſen, wie ſich dies in dem von der Rev. 
mündlich angezogenen Fall RG. 124, 115% (Verkauf alter 
chineſiſcher Vaſen als Erzeugniſſe der Neuzeit) gezeigt hat. 
Von einem Fehler des Bildes und einer Gewährleiſtung, 
ebenſo dann aber auch von einem Irrtum und einer Anfech⸗ 
tung hierwegen könnte natürlich nicht die Rede ſein in den 
Fällen eines ſpekulativen Erwerbs, wo der Verkäufer nicht 
nur keine Zuſicherung erteilt, wie ſie auch hier nicht an⸗ 
genommen worden iſt, ſondern vielleicht eine ſolche ausdrück⸗ 
lich ablehnt, der Käufer aber ſelbſt damit rechnet, das Bild 
könnte auch von einem anderen als dem bezeichneten Meiſter, 
3. B. einem feiner Schüler ſtammen, und lediglich in der Hoff⸗ 
nung kauft, die Annahme der Parteien werde richtig ſein. 
Hier mangelt es eben an der vertraglichen Vorausſetzung der 
Sacheigenſchaft der Herkunft des Bildes von einem beſtimmten 
Meiſter, mag ein ſolcher auch beim Handel mit mehr oder 
weniger Sicherheit genannt worden ſein. 

Die hier vertretene Anſchauung wahrt die rechtspolitiſch 
wünſchenswerte, vom RG. auch nach anderer Richtung — 
beim Geltungsbereich des 8 477 BGB. (RG. 129, 280 
282] 5)) — durchgeführte Beſchränkung des Käufers auf 
die zeitlich begrenzte Gewährſchaftshaftung auch für den Kunſt⸗ 
handel. Sie wird nicht getroffen von dem Vorwurf eines 
Denkfehlers, den die Rev. dem Vorderrichter entgegenhält, 
weil die Wertſchätzung eines Malers wechſeln könne und voll⸗ 
kommen außerhalb der juriſtiſchen Betrachtungsweiſe liege. 
Juriſtiſch ſind eben die Gegebenheiten des Handels und Ver⸗ 
kehrs zu beachten, von denen aus der Kl. ſelbſt ſeine Klage 
angeſtrengt hat, indem er das Bild als eine „Arbeit des un⸗ 
bedeutenderen Jakob Salomonſzon Ruysdael“, eines „weit 
weniger berühmten Vetters und Nachahmers“ des berühmten 
Meiſters Jakob J. Ruisdael beanſtandet. Andern ſich dieſe 
Gegebenheiten, ſo kann ſich daraus die Unanwendbarkeit recht⸗ 


) JW. 1929, 1457. 5) JW. 1930, 3472. 


der Kaufparteien die Gattung der verkauften species (Erz wird 
als Gold, Eſſig als Wein verkauft), ſo vernichtet ſolcher error de 
substantia, der erreur sur la substance m&me de la chose be3 
code eivil Art. 1110, der material error der Engländer die 
Gültigkeit des Vertrags, fehlt innerhalb der richtig vorgeſtellten 
Gattung dem Stück eine der Gattung regelmäßige anhaftende Eigen⸗ 
ſchaft (vitium) oder ein beſonders zugeſicherter Vorzug (adversus 
dietum promissumye venire), jo kann der Käufer wandeln oder 
mindern. Da von den vom NG. zitierten gegneriſchen Schrift⸗ 
fielen Hedemann (S. 234) keinerlei Definition des Fehlers 
gibt, ſondern nur an ſich zutreffende Beiſpiele (trüber Wein, 
umpfige Gerſte, Uhr, die nicht geht, Haus, das nicht bewohn⸗ 
bar), mit denen der von ihm ſchließlich zitierte Fall RGB. 115, 
286 (die als echten Oſtade und Teniers verkauften Bilder waren 
wertvolle Nachbildungen des 17. Jahrhunderts), keinerlei Ver⸗ 
wandtſchaft hat, ſo bleibt Siber, der a. a. O. in der Tat 
Fehler als „Abweichungen von der Beſchaffenheit“ bezeichnet, die 
den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen Gebrauch oder 
die erhöhte Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten 
Gebrauch aufheben oder mindern.“ Aber dieſes ausſchließliche Ab⸗ 
ſtellen auf eine Beeinträchtigung des Gebrauchszwecks ließe Schnitt⸗ 
roſen fehlerhaft erſcheinen, weil ſie Stacheln haben, Glasgeſchirr 
um feiner Zerbrechlichkeit willen, Arbeitstiere, weil ſie durch 
Alter und Abnutzung leiden. Natürlich iſt auch der Gebrauchszweck, 
nicht bloß der gewöhnliche, ſondern auch der vertragsmäßig vor⸗ 
ausgeſetzte für die Erheblichkeit des Fehlers wichtig, für ſeine 
Exiſtenz aber nur bei Arbeitsprodukten, wie Ma⸗ 
ſchinen, dreſſierten Tieren, wo das vitium nicht von den Geſetzen 
der Natur, des Seins, ſondern denen des Sollens der Technik ab⸗ 
hängt leine Uhr, die nicht „ordentlich geht“, ein baufälliges Haus, 
obwohl beides gleichgültig wird, wenn die Uhr für eine Antiken⸗ 
ſammlung, das Haus zum Abbruch verkauft wird). Die befon- 
deren e aber, die die Parteien im Vertrag der 
Kaufſache ſetzen, machen dieſe nicht fehlerhaft, wenn 
dieſe nur nach den allgemeinen Regeln, der jie als Natur⸗ oder 
Kunſtprodukt unterliegt, tadellos iſt. Zucker wird nicht fehlerhaft, 
auch wenn er als Liebestrank, vielleicht ganz gutgläubig ver⸗ 
kauft wird, fo wenig wie Löffel aus Nickel, wenn fie als ſilberne 
verkauft ſind. Trotzdem braucht der Käufer dieſe Sachen nicht zu 
nehmen, aber nicht, weil ſie fehlerhaft ſind, ſondern 
weil ſie den vom Verkäufer gemachten Zuſagen nicht 
entſprechen; denn ein Verkäufer, der eine Sache, einerlei, ob ein 
Natur⸗ oder ein Arbeitsprodukt nach dem Vertrag zu einem be⸗ 
ſtimmten Gebrauchszweck verkauft, ſichert damit in der Regel die 
Eigenſchaften zu, die dieſer Gebrauchszweck erfordert (gegen Leon⸗ 
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licher Grundſätze ergeben, ohne daß dieſe ſelbſt des Wandels 
bedürften. Mit der Wertfrage hat aber die vorſtehende Dar⸗ 
legung nichts zu tun. Die Meinung der Rev., daß die Ge⸗ 
währſchaftshaftung mit ihrer kurzen Befriſtung auf den 
„echten Kunſthandel“ überhaupt keine Anwendung finden 
könne, weil ſie nur auf den alltäglichen Markt⸗ und Tauſch⸗ 
verkehr zugeſchnitten ſei, iſt abzulehnen. Das ſteht nicht nur 
mit der bisherigen Rſpr. im Widerſpruch, ſcheitert vielmehr 
ſchon daran, daß das Geſetz 8 477 BGB. ſelbſt für den Ver⸗ 
kauf von Grundſtücken eine kurze Verjahrung anordnet. Wenn 
der Käufer Fehler der Kaufſache, ſei es auch in Anſehung 
ihrer Herkunft von einem beſtimmten Erzeuger, die auch auf 
anderen Gebieten des Handels und Verkehrs eine Rolle ſpielt, 
binnen der ganzen Friſt von 30 Jahren für die ordentliche 
Klagenverjährung geltend machen könnte, ſo wäre das ein für 
den Kunſthandel wie für jeden anderen Handel unerträglicher 
Zuſtand. Demgegenüber fällt die Nötigung für den Käufer, 
ſeinen Kaufgegenſtand binnen eines halben Jahres auf heim⸗ 
liche Mängel, bei Kunſtwerken auf ihre Echtheit nachprüfen 
zu laſſen, weit weniger ins Gewicht. Dieſe Nachprüfung wäre 
dem Kl. 1928 ſo gut wie 1929 möglich geweſen. Das Fehlen 
einer entſprechenden Beſchränkung — neben der Unverzüglich⸗ 
keit der Irrtumsanfechtung — auf der Seite des Verkäufers, 
der den Gegenſtand aus der Hand gibt und ihn ſelten weiter⸗ 
verfolgt, iſt allgemein und erklärt ſich daraus, daß hierfür 
ein praktiſches Bedürfnis nicht hervorgetreten iſt. 

Die Rev. beſchwert ſich noch über die Ablehnung eines 
Beweisantrags über „ein Gewohnheitsrecht oder einen Han⸗ 
delsgebrauch im Kunſthandel“, Bilder zurückzunehmen, wenn 
ſie ſich nachträglich als unecht herausſtellten. Nach dem von 
der Rev. angeführten Schriftſatz hat der Kl. unter Berufung 
auf die Induſtrie⸗ und Handelskammer behauptet, „im Kunſt⸗ 
handel ſeriöſer Firmen“ ſei es, wie „er jetzt erfahre“, durch⸗ 


hard, Scha. II S. 50, der leider hier nicht folgerichtig iſt). Eine 
bloße einſeitige Kenntnis des Verwendungszwechs des Käufers genügt 
freilich nicht, darum iſt RG. 123, 148 nicht zu beanſtanden. Alſo nicht 
die Kategorie des Fehlers (vitium) nach § 459 Abſ. 1, ſondern die 
der Abweſenheit einer zugeſicherten Eigenſchaft nach 8 459 Abſ. 2 gibt 
in all den hier einer Kritik unterzogenen praktifchen Beiſpielen 
die ungezwungene Hilfe, die unſer Rechtsbewußtſein, oder wie das 
NG. jetzt ſagt, die die „Bedürfniſſe des heutigen (nur des heu⸗ 
tigen? 7) ſpezialiſierten Verkehrs mit Sachen“ fordern. Beim Ver⸗ 
kauf von Kunſtwerken als Produkten eines beſtimmten Künſtlers, 
die ſich ſpäter als von einem anderen, einerlei, ob Pen ed oder 
rößeren, hergeſtellt erweiſen, liegt eigentlich ein beſonders deut⸗ 
iches Beiſpiel einer unrichtigen 0 vor. Davon war im 
Spitzweg⸗Prozeß nicht bloß unbefangen das OLch. Hamburg, fon- 
dern auch noch das NG. ausgegangen. Niemand im gemeinen 
Recht, aber auch niemand im Schoß der zweiten Notrufe zur 
Abfaſſung des Geſetzbuchs (Prot. I, 686 ff.) hatte das mindeſte 
Bedenken getragen, den Käufer hier überall zur Wandlung wegen 
Abweſenheit zugeſicherter Eigenſchaften zuzulaſſen, ſo wenig wie 
die Römer hier bei zugeſagter Abſtammung des Sklaven oder 
Vieh das venire adversus quod dictum promissumve (wohl 
morbus vitumve) verneint hätten. Denn für den „Fehler“ 
— das heißt ſeine Exiſtenz, nicht ſeine Erheblichkeit — iſt ein ob⸗ 
jektives Moment, die natura rei und beim Arbeitsprodukt die vom 
typiſchen Gebrauchszweck abgeleiteten Regeln der Technik, für 
eine Zuſicherung aber der Parteiwille maßgebend. Die typiſche 
Aufgabe eines Kunſtwerles iſt, uns durch die Schönheit, in der ein 
geiſtiger Gehalt hier ſinnlichen Ausdruck gefunden hat, zu erheben. 
Was dieſem Telos durch Verletzung allgemein anerkannter Vor⸗ 
ſchriften künſtleriſcher Technik zuwiderläuft, macht das Werk fehler⸗ 
haft, ſo nachträgliche Eingriffe wie ein Attentat auf Farben oder 
Leinwand, aber auch jeder Verſuch des Werks, z. B. durch bewußte 
Irreführung wie falſches (MG. 114, 239; Gruch. 66, 452) oder 
verändertes (RGHWarn. 1927, 245) Signum oder ſonſtwie (Lg. 
1916, 1181) über den Urheber irrezuführen. Fehlt es an 
einem Verſtoß gegen ſolche objektiven Momente, ſo kann das 
hiernach untadelige Kunſtwerk nicht dadurch fehlerhaft werden, 
daß es die Parteien zu Unrecht einem anderen Künſtler zuſchreiben. 
Es iſt übrigens, wie ich gegenüber der Auffaſſung des DRG. Köln 
und der Zuſtimmung des RG. und Werners: W. 1927, 668 be⸗ 
tonen möchte, gar nicht richtig, daß dadurch allein ſchon der ger 
wöhnliche Gebrauchszweck durch einen beſonderen, nach dem Ver⸗ 
trag vorausgeſetzten Gebrauchszweck i. S. des 8 459 Abſ. 1 erſetzt 
werde. Die Aufgabe eines Kunſtwerks (uns durch ſeinen inneren Ge⸗ 
halt zu erheben) wird auch nach dem Sinn des Kaufvertrags 
keine andere, wenn der Vertrag über den Urheber eine falſche 
Angabe macht. Nur in Ausnahmefällen, z. B. wenn jemand nur 
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aus üblich“, ein Bild ſelbſt nach Jahren zurückzunehmen, 
wenn ſich nachträglich herausſtelle, daß die Vertragsparteien 
den einen Meiſter irrtümlich für einen anderen angeſehen 
haben. In Verbindung damit hat er von einem „Handels⸗ 
brauch erſtrangiger Kunſthandlungen, alſo Gewohnheitsrecht“ 
geſprochen, wodurch ſein Standpunkt anerkannt ſei. Zur Er⸗ 
härtung hat er hernach noch die Erklärung eines H. B. vor⸗ 
Brest, worin gejagt wird, daß ihr Konzern „ſelbſtverſtändlich 
ür alle ſeine Objekte voll einſtehe und volle Garantie leiſte, 
fo daß fie... Gemälde betreffend bei irrtümlicher Zuſchrei⸗ 
bung die fraglichen Gegenſtände anſtandslos zurücknehmen“; 
der Schreiber hält es „für ſelbſtverſtändliche Pflicht, daß jede 
ſeriöſe Firma ebenſo handelt“. Der Kl., der hiernach keinen 
begrifflichen Unterſchied zwiſchen Gewohnheitsrecht und Han⸗ 
delsbrauch macht und beiden die Kraft beimißt, ein Reichs⸗ 
geſetz (8 477 BGB.) für einen beſchränkten Kreis außer Wir⸗ 
kung zu ſetzen, kann jedoch mit feiner Prozeßrüge nach $ 286 
35. nicht durchdringen. Es mag fein, daß vom Vorder⸗ 
richter für die Ablehnung des Beweisantrags zu Unrecht an⸗ 
geführt wird, es ſei „nicht dargetan“, daß dieſe Übung auf 
einer Rechtsüberzeugung beruhe — was eben der Kl. mit ſei⸗ 
nem Beweismittel dartun wollte. — Aber als zweiten Grund 
für die Ablehnung führt der Vorderrichter an: nach eigenem 
Vortrag des Kl. (der danach ſelbſt auch von ſolchem Handels⸗ 
brauch nichts gewußt hat) beſchränke ſich dieſer „Handels- 
rauch“ auf einen Teil des Kunſthandels, nämlich „erſt⸗ 
rangige“ Unternehmen; Vorausſetzung für ein Gewohnheits⸗ 
recht oder einen Handelsbrauch ſei aber das, daß das be⸗ 
treffende Verhalten von allen Beteiligten als bindende Norm 
anerkannt werde. Nach dieſer zutreffenden Kennzeichnung des 
einſeitig die Kunſthandlungen treffenden Vorbringens, wah⸗ 
rend am Handel mit Kunſtwerken Kaufleute und Nichtkauf⸗ 
leute teilnehmen, kann von einem Reichsgewohnheitsrecht, dem 


Werle eines beſtimmten Künſtlers ſammelt, iſt die Urheberſchaft 
weſes Meiſters und damit auch die Namhaftmachung des Ur⸗ 
gebers für einen beſonderen, den vertragsmäßig vorausgeſetzten 
Mas rauch maßgebend. Aus dieſem ſeltenen Sonderfall durfte das 
965 hinſichtlich der allgemeinen Merkmale des Fehlers nach 
450 Abl. 1 (und damit auch § 463 Satz 21) gar nichts gegen 
2° Koh, folgern! Beim Ankauf durch einen Händler wird ſolcher 
Fall beſonders ſelten ſein. Hier überall bleibt es bei der Relevanz 
gewöhnlichen Gebrauchszwecks, die dem Kunſtwerl eigene 

Önheit zu genießen, mag nun die vorausgeſetzte Urheberſchaft 
des benannten Meiſters zutreffen oder nicht. Dieſe iſt für den 
mäufer gewiß vielfach wichtig, und je wichtiger, je berühmter der 
vermeintliche Urheber iſt, ſo daß die Franzoſen und Engländer 

eim vielfach einen Subſtanzirrtum ſehen, aber der Gebrauchs- 
ö ed wird in aller Regel hierdurch nicht berührt, das heißt der 
gewohnliche nicht durch einen vertragsmäßig vorausgeſetzten er⸗ 
etzt. übrigens lauten noch nicht einmal die Meinungen der Urteile 
über dleſen angeblichen beſonderen Gebrauchszweck unter Nante 
aftmachung des Urhebers verkaufter Gemälde übereinſtimmend. 
> Doch. Köln hatte JW. 1927, 668 unter Billigung des J. Sen. 
AR gemeint, er beſtehe darin, daß der Käufer ſich in ſeiner 

ohnung der Werke der anerkannten Meiſter erfreue und in 
Br Kreiſen der Kunſtſachverſtändigen als der Be— 
iber bedeutender und wertvoller, höchſt ſeltener 

unſt werke gelte, während jetzt unſer Urteil unter Ver 
bung dieſer — milde gejagt — etwas dürftigen Tendenzen des 
ſicht geſchilderten Käufers ihm mehr Kunſtwiſſenſchaftliche Ab⸗ 
"Ct unterſtellt, „ſich in die Malweiſe und ſonſtige Eigenart dieſes 
Soner zu vertiefen und ſie ſich jederzeit vor Augen zu halten“. 
ſerlen dieſe kunſttheoretiſchen Abſichten etwa auch für einen Händ⸗ 
0 oder für einen — Raffke gelten? Aber ſelbſt wenn ein ſolcher 
ms aus der bloßen Namhaftmachung eines bedeutenden Autors 
na gert werden dürfte, jo macht die Beeinträchtigung eines fo 
5 9. borgeſtellten Gebrauchszwecks das Kunſtwerl nicht fehler⸗ 
aß Lin modernes Landſchaftsbild wird dadurch nicht fehlerhaft, 
5 Ungebildete einander als von Jakob J. van Ruisdael her⸗ 
pin verkauften, und erſt recht wird der wirkliche Ruisdael 
ir fehlerhaft, wenn er als moderne Landſchaft oder meinet 

gen als Pouſſin verkauft wird. 5 
nach ſt in der Tat die Kategorie der zugeſicherten Eigenſchaft 
une 406 ll mangels Argliſt des Verkäufers die einzige, die nach 
* Sefep dem Käufer in ſolchen Fällen Schutz gewähren kann, 
In der Weg, hier einen Irrtum über die Zugehörigkeit zur Sat 
viele anzunehmen, wie es in der franzöſiſchen und eugliſchen Praxis 
nicht c geſchieht (vgl. Lenel: Archgivpr NF. 3, 167 ff), ſcheint 
DM gangbar und würde zur Irrtumsaufechtung zurückführen. Das 
bogert aber immer wieder dieſen einfachen Weg zu gehen, weil 
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die Kraft zur Außerwirkungſetzung eines Reichsgeſetzes aller⸗ 
dings zukäme, das aber durch das beantragte einzelne Gut⸗ 
achten auch gar nicht bewieſen werden könnte, in bezug auf 
die Ausſchaltung des § 477 BGB. für den Kunſthandel keine 
Rede ſein. Ein Handelsbrauch aber kann nach § 346 HGB. 
nur innerhalb der Geſetze „in Anſehung der Bedeutung und 
Wirkung von Handlungen und Unterlaſſungen“ zur Geltung 
kommen, dagegen eine derartige ausdrückliche, allerdings nicht 
zwingende und deshalb unter den Vertragsparteien abding⸗ 
bare, aber aus Gründen der Rechtsſicherheit und des Rechts⸗ 
friedens gegebene Geſetzesbeſtimmung nicht allgemein abändern 
(RG. 103,147; 112,321; Staub⸗Koenige, 12./13. Aufl., 
§ 346 A. 10; Düringer⸗Hachenburg⸗Werner Bd. IV 
5 346 A. 2,9; Werner: JW. 1927, 764% Anm.). Er 
könnte aus der Geſchäftsübung der einen beſonders hohen 
Rang im Kunſthandel einnehmenden Firmen mit Wirkung für 
dieſen kaufmänniſchen Geſchäftszweig insgeſamt nicht ent⸗ 
nommen werden. Anderes als eine ſolche beſchränkte Geſchäfts⸗ 
übung ergibt auch die ſchriftliche Außerung von B. nicht. 
Selbſtverſtändlich kann jede Firma nach Belieben von der Er- 
hebung des Verjährungseinwandes, der auch vom Gericht 
nicht von Amts wegen zu beachten iſt, abſehen und daraus 
für ſich die gebotene Folge ziehen. Ein Handelsbrauch für 
einen gewiſſen qualitativ beſtimmten Teil eines Ge⸗ 
ſchäftszweiges, deſſen Abgrenzung ein vergebliches Unter⸗ 
nehmen wäre, kann ſich nicht bilden, weil dazu gehört, daß die 
Übung einer allgemeinen Überzeugung der beteiligten Kreiſe 
entſpricht und durch einen ausreichenden Zeitraum ſtändig 
fortgeſetzt wird (RG. 110, 47 [48] )). 

Schließlich meint die Rev.: Wenn beide Teile davon aus⸗ 
gegangen ſeien, daß es ſich nach dem Bodeſchen Gutachten 
um einen Jakob J. Ruisdael handle, ſo widerſpreche es dem 
§ 242 BGB, wenn die eine Partei die andere an einem 
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es übrigens entgegen dem klaren Willen der Mehrheit der zweiten 
Kommiſſion, um das Anwendungsbereich des geſetzespolitiſch ver⸗ 
unglückten, nicht der römiſchen Klaſſik, ſondern den Byzantinern 
entſtammenden § 463 BB, einzuſchränken, die Zuſicherung nur 
als Garantievertrag anerkennen will. Dies führt zwar für die ſtrenge 
Haftung aufs poſitive Intereſſe des 8 463 BGB. zu befriedigenden 
auch dem römiſchen Recht (J. 31 D. 21, 2 entſprechenden Ergebniſſen, 
beraubt aber, da dieſer ſelbe enge Begriff der Garantie auch der Zu⸗ 
ſicherung nach 88 459 II, 462 BB. vom RG. zugrunde gelegt wird, 
den Käufer jeglichen Schutzes, wenn der Verkäufer ihm gutgläubig, 
aber ohne Garantie eine ernſt zu nehmende jubftanziierte Angabe über 
Eigenſchaften der Kaufſache macht, auf die hin erſt der Käufer ſich 
zum Kauf oder zum Kauf zu dieſem Preis entſchließt. Daruber aber, 
daß in dieſen Fällen dem Käufer wenigſtens der Vertrauensſchutz durch 
Wandlung oder Minderung zu gewähren ſei, war auch in der 
zweiten Kommiſſion keinerlei Meinungsverſchieden⸗ 
heit. Die beſtand nur darüber, daß eine überſtimmte Minderheit die 
Rechte aus dem heutigen § 463 nur bei Garantieverſprechen gewähren 
wollte, während die Mehrheit unter Ablehnung jeder Scheidung in ein⸗ 
fache und qualifizierte Zuſicherung dabei ſtehen blieb, „der Auffaſſung 
des Verkehrs wie den Grundſätzen von Treu und Glauben entipreche 
es, daß derjenige, der eine Zuſicherung erteile, auch uneingeſchränkt 
dafür einſtehen müſſe“ (Prot. I, 688). Die Wohltat einer dementgegen 
auf Garantie eingeſchränkten Auslegung des 8463 Satz 1 wird aber 
dadurch zur Plage, ſolauge das NG. ſich nicht entſchließt, im Ein⸗ 
klang mit dem römiſchen und gemeinen Recht wie dem klaren Willen 
der Kommiſſionen beider Entw. unſeres BGB., bei jeder ernſthaften 
Zuſicherung auch ohne Garantieverſprechen, dem unrichtigen dietum, 
der Adilen, dem Kaufer den Schutz durch Wandlung und Minderung 
nach Sc 40 II. 462 zu gejtatten. In dieſer in meiner zit. Abhand⸗ 
lung in der RG5.⸗Feſtſchrift eingehend begründeten Lehre liegt alſo 
nicht etwa eine „ſtarke Erweiterung des Gebiets der Zuſicherung“ 
(Lehmann bei Enneccerus, 5 108 Note 3a), ſondern nur 
die Rückkehr zu der herrſchenden gemeinrechtlichen 
Theorie und Praxis ſowie dem nach den Materialien 
völlig unzweifelhaften Willen des Geſetzes. Nicht bloß 
Leonhard hat allerjüngſtens (Schuldrecht II, 51 ff.) dieſe Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen zwei Arten von Zuſicherung nach 88 459 1 
und 463 in ganz ausgezeichneter Begr. ganz in meinem Sinne dar⸗ 
getan, ſondern ſchon vordem und unabhängig noch von meiner 
jungſten Arbeit der vom RGB. gar nicht herangezogene Kommentar von 
Dertmann, der nicht bloß zu § 459 Ziff. 1, 4, 5 den Fehler 
ganz vom objektiven Standpunkt unter Abſage von unklaren Miſch⸗ 
lehren entwickelt und von der Zuſicherung abgrenzt, ſondern vor 
allem auch die Bedentung der Zuſicherung als einſeitiger Angabe nach 
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auf ſolcher Grundlage zuſtande gekommenen Geſchäft feſthalte; 
auch ein ſcheinbar durch beiderſeitige Erfüllung abgewickelter 
Fall unterliege, wie die AufwRſpr. zeige, noch der Beurtei⸗ 
lung nach $ 242 BGB. Indeſſen iſt es verfehlt, hier von 
einem ſcheinbar abgewickelten Fall zu reden wie in der Aufw⸗ 
Rſpr., wo entweder nach heutiger Anſchauung nur eine Teil⸗ 
erfüllung erfolgt oder — bei der Ausgleichspflicht infolge der 
Hypothekenaufwertung — durch nachträgliche geſetzliche Maß⸗ 
nahmen das Gleichgewichtsverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung geſtört worden iſt. Hier iſt das Geſchäft durch 
beiderſeitige Leiſtung vollſtändig erfüllt und dem Kl. auf Zeit 
ein ordentlicher geſetzlicher Behelf zur Geltendmachung eines 
Mangels des Kaufgegenſtandes geboten geweſen. Das Geſetz 
hat ihm dieſe Geltendmachung durch Klage und mit der Maß⸗ 
gabe des 8 478 BGB. auch durch Einrede mit einem beſtimm⸗ 
ten Zeitablauf entzogen, wenn der Vertragsgegner ſich auf 
dieſen beruft. Danach kann es nicht der Wille des Geſetzgebers 
fein, auf dem Umwege über $ 242 BGB. wieder eine Haf⸗ 
tung des Verkäufers für den Mangel zu gewähren. Dies Zu⸗ 
rückgreifen auf den im allgemeinen Teil des Rechts der 
Schuldverhältniſſe ſtehenden 8 242 BGB., ebenſo wie eine 
Ber. auf die Annahnte der Verfertigung des Werkes durch 
den Künſtler Jakob J. van Ruisdael als Geſchäftsgrundlage 
wird durch die im beſonderen Teil des Schuldrechts beim Kauf 
geordnete Gewährſchaftshaftung notwendigerweiſe genau ſo 
ausgeſchloſſen, wie die Irrtumsanfechtung. 

Auch die Haftung für ein — nur fahrläſſiges — Ver⸗ 
ſchulden im Vertragsſchluß bei Angaben über Sacheigenſchaften 
wird, wie ſchon der Vorderrichter erklärt hat, durch die Ge⸗ 
währſchaftshaftung aufgezehrt (Urt. des RG. v. 31. Mai 1922, 
V 576/21: Seuff Arch. 75, 15; v. 2. Juli 1929, III 488/28; 
v. 17. Febr. 1931, III 86/30; v. 16. Juni 1931, II 353/30). 
Nach RG. 128, 211 (218) iſt auch ein Bereicherungsanſpruch 
wegen des gezahlten Kaufpreiſes nach Eintritt der Verjährung 
des Wandelungsanſpruches ausgeſchloſſen. 

(U. v. 11. März 1932; 307/31 II. — Berlin.) [Ku.] 
= NG. 135, 340.) 


33. 8 15 KSchG. Die naturgetreue Nachbil⸗ 
dung von Blumen als Kunſtwerk? Nachbildung 
i. S. des 8 15 KSchG. iſt ſie jedenfalls nicht. 
Auch wenn ihr, mangels Eigenart, die Fähig- 
keit zum Geſchmacksmuſter fehlt, kann ſie doch 
den Gegenſtand für einen Wettbewerbsverſtoß 
bieten (Verwechſlungsgefahr und Schutz des Ver- 
kehrs-Beſitzſtandes) 7) 

A. LG. und ORG. prüfen, ob die künſtlichen Echeverien 
und Sempervivum des Kl. kunſtgewerbliche Erzeugniſſe 


§ 459 II von der als Garantie nach 8463 Satz 1 zu 8 463 Ziff. 1 
entwickelt. 

Nicht bloß im Iuntereſſe einer ſauberen Dogmatik iſt es zu⸗ 
nächſt für den Spezieskauf zu begrüßen, wenn wir das Gebiet. des 
Fehlers und der Zuſicherung (nach ihren beiden Arten als Vor⸗ 
ſtellungsmitteilung nach 8 459 II und als Garantiegeſchäft nach 
8 463 Satz 1) klar abſtecken, ſondern auch praktiſch iſt die hier dem 
NO. gegenüber entwickelte Lehre von der größten praktiſchen Be⸗ 
deutung. Denn die Haftung auch des gutgläubigen Verkäufers für 
ernſthafte dicta mit Wandlung und Minderung iſt im Intereſſe eines 
lauteren Verkehrs dringend zu wünſchen (meine „Anfechtung“ S. 43 
zu Note 1; Manigk: IW. 1922, 1219; RzFeſtſchrift 3, 340 ff. 
u. Leonhard, Schuldrecht II, S. 53); die Rünftliche, aller Tradi⸗ 
tion widerſtreitende Ausdehnung des Fehlerbegriffs auf die Abweſen⸗ 
heit ſolcher ernſthaft zugeſagten Vorzüge oder wenigſtens im Vertrag 
bekräftigter Annahmen des Käufers iſt davon ja nur ein Symptom, 
und ferner wirkt die der Tradition entjprechende Einengung des 
Fehlerbegriffs auf die Abweſenheit von Merkmalen, die nach einem 
Geſetz der Natur oder der Technik zu erwarten waren, wohltätig zu⸗ 
rück auf die Anwendung des verfehlten § 463 Satz 2, der ſtatt wie 
im klaſſiſchen Recht den Verkäufer nur mit Vertrauinsintereſſo 
haften zu laſſen, gemäß dem interpolierten corpus juris ihn durch 
Haftung mit dem Erfüllungsintereſſe beſtraft (RGFeſtſchrift Bd. 3, 
344). In dieſer letzteren Hinſicht iſt beſonders das Urteil des 2. Sen. 
Entſch. 70, 82 ff. lehrreich. 

Zweifellos zutreffend iſt, daß das RG. die Gewährſchaftshaftung 
mit ihrer kurzen Verjährung auch auf den Kunſthandel anwendet und 
daß ein entgegenſtehendes angebliches Gewohnheitsrecht nicht mit ſo 
allgemeinen Wendungen begründet werden könnte, wie es die Rev. 
in unſerem Fall verſucht. 

Prof. Dr. Franz Hahmann, Köln. 
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ſeien (S 2 Gef. v. 9. Jan. 1907), und verneinen es. Zu den 
Werken der (das Kunſtgewerbe mit umfaſſenden) bildenden 
Künſte gehört nach ſtändiger Geſetzesauslegung jede in nicht 
organiſchem Stoffe ſichtbar gewordene Geſtaltung, in der ein 
eigenes künſtleriſches Schaffen zutage tritt; jede eigenperſön⸗ 
liche geiſtige Schöpfung, die mit den Darſtellungsmitteln 
der Kunſt durch formgebende Tätigkeit hervorgebracht und 
vorzugsweiſe für die Anregung des äſthetiſchen Gefühls durch 
Anſchauen beſtimmt iſt; und zwar ohne Rückſicht auf den 
höheren oder geringeren Kunſtwert und ohne Rückſicht darauf, 
ob das Werk neben dem äſthetiſchen Zwecke noch einem prak⸗ 
tiſchen Gebrauchszwecke dient (RG. 18, 107; 23, 117; 76, 
34/4); 115, 181); 117, 2345); 124, 71); RGSt. 6, 
343; 23, 134; 43, 330). LG. und OLG. nehmen mit fehler⸗ 
freier Begr. an, daß die künſtlichen Blumen des Kl., um die 
es ſich hier handelt, jenen Anforderungen, die an Kunſtwerke 
zu ſtellen ſind, nicht genügen. 

Das LG. bemerkt: Die Muſter des Kl. können, wie 
ihr Anblick erweiſt, nicht als künſtleriſche Schöpfung ange 
ſprochen werden. Augenſcheinlich hat der Kl. nicht beabſichtigt, 
mit ſeinen Gebilden eine eigenartige äſthetiſche Wirkung 
außerhalb der reinen gewerbsmäßigen Zweckmäßigkeit zu er- 
zielen. Er wollte offenbar nur ein rein gewerbliches Muſter 
ſchaffen, das er in ſeinem Fabrikationsbetriebe gewerblich 
auszunutzen gedachte. Auch fehlte es bei den Muſtern des Kl. 
an der ſchöpferiſchen künſtleriſchen Idee, deren Formgebung 
durch das KSchG. geſchützt wird. Er beſchränkt ſich darauf, 
die in der Natur vorhandenen Vorbilder ohne eigenen ſchöp⸗ 
feriſchen künſtleriſchen Gedanken nachzuahmen. 

2. Das OLG. fügt beiſtimmend hinzu: 

a) Den Erzeugniſſen des Kl. fehle jede Eigentümlichkeit, 
jede auf dem Gegenſtande ſelbſt beruhende eigenartige äſthe— 
tiſche Wirkung. Die vom Kl. bewerkſtelligte getreue Nach⸗ 
bildung des Naturerzeugniſſes ſei keine eigentümliche (eigen- 
artige) Schöpfung. Dieſe aus dem Augenſchein an vorge: 
legten Muſtern gewonnene Beurteilung reicht aus, um das 
Ergebnis, daß die Kunſtwerkseigenſchaft fehle, rechtlich zu 
begründen. Einen offenbaren Irrtum tatſächlicher Art ent⸗ 
hält fie nicht. Allerdings dürfen die Ausführungen des OLG. 
(nebſt denen des LG., die es billigt) nicht in dem Sinne 
verſtanden werden, als ſei die getreue Nachbildung der Natur 
grundſätzlich nie unter die Kunſtwerke zu rechnen, weil ihr 
notwendig die Eigentümlichkeit mangle. Naturnachahmungen 
können nach Gegenſtand, Ausführungsmitteln, Geſtaltungs⸗ 
weiſe und Wirkung dermaßen verſchieden fein, daß ſich eine ſo 
weitgehende Regel nicht rechtfertigt. Auch vermag die Voll⸗ 
kommenheit der Form in vielen Fällen auszugleichen, was 
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Zu 33. Das Urteil gibt zu Bedenken Anlaß. 

J. M. R. wird ein Schutz auf Grund des Kunſt Sch. mangels 
Vorliegens eines eigenperſönlichen Formgutes abgelehnt. Wem es 
lediglich darum zu tun iſt, Nachahmungen natürlicher Pflanzen 
möglichſt naturgetreu hervorzubringen, der ſcheidet bewußt jede 
perſönliche Formung dabei aus, der will eben gerade nicht ein 
Werk der bildenden Kunſt ſchaffen. Nicht geglückt und Gefahr 
ſpäteren Irrtums in ſich bergend, erſcheint mir der Satz „Auch 
mag die Vollkommenheit der Form in vielen Fällen ausgleichen, 
was durch enge Anlehnung au das natürliche Vorbild dem Ge⸗ 
dankeninhalt des Werkes fehlt“. Denn nicht um die Voll⸗ 
kommenheit der Form (in objektiver Würdigung) handelt es ſich, 
ſondern um die Vollkommenheit als Objektivierung des ſchaffen⸗ 
den Subjektes, während der Gedankengehalt des Kunſtwerks für 
deſſen urheberrechtliche Bewertung nebenſächlich iſt, es ſei denn, 
daß man „Gedanke“ und „Werkſchöpfungsidee“ (i. S. KohlersN 
gleichſetzt. 

II. Den geſchmacksmuſterrechtlichen Ausführungen muß wider“ 
ſprochen werden. Es erſcheint irrig, auch beim Geſchmacksmuſter 
das Ergebnis eigenperſönlicher Schöpferkraft zu fordern. Denn 
GeſchmMuſtch verlangt neben der Neuheit nur die Eigentümlich⸗ 
keit, d. h. Hoffmann: GewgiSch. 1932, 134 ff.) den unter⸗ 
ſcheidenden Charakter, nicht aber die eigenperſönliche, auf ein 
ſchaffendes Individuum, auf deſſen Urheberſchaft zurückzuführende 
Formgebung, deren Vorliegen vielmehr das Muſter zum Kunſt⸗ 
werk erheben würde. Es muß einmal der ſcharfe Unterſchied 
zwiſchen Kunſtwerk und Geſchmacksmuſter Klar herausgearbeitet 
werden: das Kunſtwerke iſt perſönlich, das Geſchmacksmuſter ſach⸗ 
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61. Jahrg. 1932 Heft 25/26] 
durch enge Anlehnung an das natürliche Vorbild dem Ge- 
dankengehalte des Werkes fehlt. Immer bleibt es daher eine 
Frage tatſächlicher Würdigung, ob ſich im einzelnen Falle 
die Nachbildung noch als Ausdruck eigenperſönlicher Schöpfer⸗ 
kraft erweiſt (RG. 72, 163 )). Einen Fehler in der Rechts⸗ 
altwendung läßt die Würdigung des BG. nicht erkennen. 

b) Das OLG. ergänzt feine Erwägungen noch in fol- 
gender Richtung: In der Rechtslehre finde ſich die Auffaſſung, 
daß dem, welcher ein Original kopiert, ein eigenes ſchutz⸗ 
würdiges Urheberrecht auch dann zuſtehe, wenn ſeiner Kopie 
kein äſthetiſcher uberſchuß innewohne; daß alſo der Nach- 
bildner einen eignen Unterlaſſungsanſpruch gegen denjenigen 
Aube, der nicht das Original, ſondern die Kopie nachbilde. 
Tiefer — von anderen abgelehnten — Anſicht ſei nicht bei- 
zutreten. Denn das Weſen des Kunſtwerkſchutzes fordere eine 
eigentümliche Schöpfung. 815 Abſ. 2 Gef. v. 9. Jan. 1907 
nne ſchon deshalb nicht angewandt werden, weil der Kl. 
licht ein anderes Kunſtwerk, ſondern die Natur nachgebildet 
habe. Das iſt zutreffend. Die „Nachbildung eines bereits 
vorhandenen Werkes“ (§ 15 Abſ. 2) umfaßt nicht die Nach- 
Mdung natürlicher Blumen durch Herſtellung von künſt 
lichen, die ihnen gleichen. Gegenſtand des Kunſtwerks und 
Urbild ſind verſchiedene Dinge. 

„e Weiter erwägt das OLG., ob etwa der beſondere 
Fall vorliege, daß das Original der Nachbildung durch einen 
ritten entzogen ſei, und verneint es: Natürliche Echeverien 
und Sempervivum ſeien auch in den vom Kl. herausge⸗ 
brachten Formen und Farben im Handel und daher auch für 
die Bekl. erreichbar. 
ch Das BU. zieht ferner die Frage nach dem jchöp- 
leriſchen berſchuſſe der vom Kl. hergeſtellten künſtlichen 
umen beſonders in Betracht. Es bemerkt dazu: Eine eigen⸗ 
borſönliche geiſtige Tätigkeit des Kl. präge ſich auch in der 
ahl der Originalſtücke aus der Gattung nicht aus. Zwar 
mache der Kl. geltend, daß er weit gereiſt ſei, um beſonders 
chöne Stücke ausfindig zu machen. Seine vorgelegten Muſter 
„eben jedoch in dieſer Richtung gegenüber den allgemein im 
Handel befindlichen natürlichen Pflanzen nichts Schöpferiſches 
— ennen. Dem Kl. möge vielleicht zugerechnet werden, daß 
als Erſter dieſe Pflanzen als für die Kranzinduſtrie be⸗ 
londers geeignet befunden habe. Dieſe Erkenntnis allein aber 
Annuge nicht, um dem Erzeugnis ſoviel ſchöpferiſche Geiſtes⸗ 
ligkeit zuzubilligen, wie man für ein Kunſtwerk fordern 
müſſe. — Auch hier iſt nirgends erſichtlich, daß das BG. 
echtsgrundſätze außer acht gelaſſen, verkannt oder unrichtig 
ugewandt habe. 
. Die Verneinung der Kunſtwerkseigenſchaft 
eiſt nach allem dem keinen Rechtsirrtum auf. 

B. (Geſchmacks muſterſchutz). 
er I. (Schutzfähigkeit). Das LG. geht, der herrſchenden 
Heſehesauslegung gemäß, davon aus, daß ein ſchutzfähiger 
pe ſchmacksmuſter⸗Gegenſtand nur vorliegt, wenn durch eigen⸗ 
erſonliche Formengebung ein neues und eigentümliches (ei- 
genartiges) Erzeugnis geſchaffen worden iſt, ein bisher im 
en noch nicht vorhanden geweſenes Muſter ſich als Er⸗ 

nis ſchöpferiſcher Geiſtestätigkeit darſtellt. 
m a) Die Muſter des Kl. find Erzeugniſſe der Induſtrie 

nſtlicher Blumen. Das LG. ſpricht den allgemeinen 
dies aus: Soweit dieſer Gewerbszweig ſich darauf beſchränke, 
könne türlichen Blumen möglichſt naturgetreu nachzubilden, 
Sa 6 man nicht von eigner ſchöpferiſcher Kraft der Herſteller 
ahm en. Denn ihre Tätigkeit beſtehe dann nur in Nach⸗ 
an dan der in der Natur vorhandenen Vorbilder. Es fehle 
5 Es für ein Geſchmacksmuſter erforderlichen eigenperfön- 

gen äſthetiſchen, neuen und eigenartigen Formgebung. Von 
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lich: 
iht das Runfherk birgt ſeinen Wert in ſich, das Muſter erhält 
on feiner Funktion. 
N. 1. Für die wettbewerbrechtlichen Betrachtungen gilt das zu 
Ferefii . 1932, 1881 Ausgeführte. Eine Klarſtellung, worin die 
erfo 5 des einzelnen oder des Publikums beſteht, iſt noch nicht 
orlie „Sie kann in der Vorſpiegelung fremder Arbeit als eigener 
Leiſtunen, nämlich dann, wenn der Wettbewerber ſelbſtſchöpferiſche 
handelten vorſtellt, während es ſich lediglich um Nachahmungen 
= RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
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ihr könne erſt die Rede ſein, wenn das geſchaffene Muſter 
in Form oder Farbe (z. B. durch Stiliſierung) von der 
natürlichen Blume abweiche, oder wenn durch beſondere ſchöp⸗ 
feriſche Zutaten bei ſonſt naturgetreu nachgeſchaffenen Blumen 
neue und eigenartige äſthetiſche Wirkungen hervorgerufen 
würden. Dann erweiſe ſich die Nachbildung natürlicher Blu⸗ 
men als Betätigung eigenperſönlicher Schöpferkraft, und im 
Falle der Neuheit entſtehe ſo ein geſchmacksmuſterfähiges 
Gebilde. 

Die Muſter des Kl. ſeien bloß möglichſt naturgetreue 
Nachbildungen von Echeverien und Sempervivum. Zu ihrer 
Herſtellung habe der Kl. keine eigene ſchöpferiſche Kraft auf⸗ 
wenden müſſen. Das Vorbild ſei ihm von der Natur gegeben 
worden; ſeine Arbeitsleiſtung habe ſich darauf beſchränkt, zu 
möglichſt naturgleicher Nachgeſtaltung die Werkzeuge zu ſchaf⸗ 
fen und die Stoffe auszuwählen. Bei der Schaffung eines 
Muſters, das in bloßer Naturnachahmung beſtehe, mangele 
die eigne Formgebung, alſo die Eigentümlichkeit i. S. des 
Geſchmacksmuſterrechts. 

Das OLG. ſchließt ſich dem an und bekundet die über⸗ 
zeugung, daß es den Erzeugniſſen des Kl. an der für Ge⸗ 
ſchmacksmuſter weſentlichen Eigentümlichkeit gebreche. Es läßt 
dahinſtehen, ob in dieſer Beziehung an ein Geſchmacksmuſter 
geringere Anforderungen zu ſtellen ſeien als an ein Kunſt⸗ 
werk, ſpricht aber den Erzeugniſſen des Kl. jede Eigentüm⸗ 
lichkeit, auch die für Geſchmacksmuſter nötige, ab. Dieſe 
Eigentümlichkeit beſtehe darin, daß mit der Geſtaltung der 
Gegenſtände, für die der Schutz begehrt wird, eine eigenartige 
äſthetiſche Wirkung erzielt werde, die auf dem Gegenſtande 
ſelbſt beruhe. Das aber ſei bei den Erzeugniſſen des Kl. nicht 
der Fall. Dieſe ſeien bewußte Nachbildungen der Natur; und 
zwar ſeien ſie ihr ſo getreu nachgebildet, daß man ſie von 
den natürlichen Blumen kaum noch unterſcheiden könne. Der 
äſthetiſche Genuß für den Beſchauer werde nicht durch die 
Geſtaltung des Nachbildes hervorgerufen, ſondern durch die 
Form, welche die Pflanze in der Natur aufweiſe. Die ſchöp⸗ 
feriſche Tätigkeit des Kl., darin beſtehend, daß der Nach⸗ 
bildung die Form des Naturerzeugniſſes verliehen werde, 
möge hohen techniſchen und gewerblichen Wert beſitzen. Aber 
ſie führe nicht dazu, die Nachbildung als eine eigenartige, 
„eigentümliche“ Schöpfung i. S. des Mufter®. v. 11. Jan. 
1876 anzuſehen. Den Einwurf des Kl., daß viele Beſchauer, 
obwohl ſie natürliche Pflanzen der nachgebildeten Art gar 
nicht kennten, ſeine Nachbildung doch als eigenartig und ſchön 
empfänden, erachtet das OLG. für unſtichhaltig. Es bemerkt 
dazu: Auch bei ſolchen Beſchauern ſeien die Gedanken der 
Eigenart und Eigentümlichkeit und der äſthetiſche Genuß 
zwingend mit dem Naturerzeugnis verbunden, welches in der 
künſtlichen Nachbildung dargeſtellt ſei; ſie würden nur durch 
die Empfindung hervorgerufen, ein ſchönes Naturerzeugnis 
zu ſehen. Erkenne der Betrachter, daß eine Nachbildung vor⸗ 
liege, ſo gelange er von jener Befriedigung ſeines Schönheits⸗ 
gefühls je nach Befinden zur Bewunderung und Anerkennung 
der techniſchen Leiſtung, die ſich in der Löſung einer ſolchen 
Aufgabe, die Natur nachzuahmen, offenbare. 

Auch dieſe Ausführungen des OLG. laſſen ſich — wie 
die entſprechenden über die Erforderniſſe des Kunſtſchutzes — 
nicht verallgemeinern. Ein Rechtsſatz, daß Nachbildungen nach 
der Natur völlig des Muſterſchutzes unfähig ſeien, beſteht 
nicht. Aber auch einen Rechtsſatz dahin, daß Nachbildungen 
einfacher Naturgegenſtände von dieſem Schutze ausgeſchloſſen 
ſeien, gibt es nicht. Beim Geſchmacksmuſterſchutz iſt es (ent⸗ 
ſprechend wie beim Kunſtwerkſchutze) nur eine Frage tat⸗ 
ſächlicher Würdigung, ob ſich im einzelnen Falle die Nach⸗ 
bildung noch als eine Betätigung eigenperſönlicher Schöpfer⸗ 
kraft erweiſe (RG. 72, 1659). Die Möglichkeit, daß bloße 
Nachbildungen von Blumen nach der Natur Geſchmacksmuſter⸗ 
ſchutz erlangen, kann alſo nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen 
werden. Den im Schrifttum vertretenen Stimmen, welche das 
befürworten, iſt nicht beizupflichten. Auch Modelle künſt⸗ 
licher Blumen können — namentlich durch freiſchaffende 
Tätigkeit, die nicht im Bereiche des Mechaniſchen verharrt — 
ein ſolches Maß von geiſtiger Schöpferkraft aufweiſen, daß 
die für ein Geſchmacksmuſter nötige Eigentümlichkeit erreicht 
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wird. Selbſt nach der Einſchränkung rechtlich bedenklicher 
Verallgemeinerungen bleibt jedoch im BU. die tatſächliche 
Würdigung übrig, daß den Erzeugniſſen des Kl. die Eigen⸗ 
tümlichkei et — jedenfalls die für Geſchmacksmuſter erforder⸗ 
liche — fehle. Daß hierin ein rechtlicher oder ein offenbarer 
tatſächlicher Irrtum liege, iſt nicht erſichtlich. Die Reviſions⸗ 
angriffe gegen dieſen Teil der Urteilsgründe dringen 
nicht durch. 

b) Das OLG. läßt dahingeſtellt, ob der Kl. als erſter 
Echeverien nachgebildet hat, um fie als Kranzblumen zu 
vertreiben; es entſcheidet ſomit nicht über die Frage, ob den 
Modellen des Kl. Neuheit zuzuſprechen ſei. Das war zu⸗ 
läſſig, wenn bereits ein anderes weſentliches Erfordernis des 
Geſchmacksmuſterſchutzes, die Eigentümlichkeit, ohne Rechts⸗ 
irrtum verneint wurde. 

II. a) Das BU. unterſtellt als richtig, daß der Kl. ein un⸗ 
gewöhnliches Maß von techniſcher Arbeit, Geiſtestätigkeit und 
Koſten bei der Geſtaltung ſeiner Nachbildung von Echeverien 
und Sempervivum und bei deren Einführung in den Verkehr 
aufgewendet habe. Ferner nimmt es als wahr an, die Bekl. 
habe wegen der günſtigen Aufnahme, die den Erzeugniſſen 
des Kl. im Verkehr zuteil geworden iſt, auch ihrerſeits die 
Nachbildung ſolcher Pflanzen und ihren Vertrieb zum Gegen⸗ 
ſtande des eigenen Geſchäfts gemacht. Es unterſtellt weiter 
als zutreffend, die Bekl. habe das entſprechende von ihr auf 
den Markt gebrachte Erzeugnis nicht der Natur, ſondern dem 
Erzeugniſſe des Kl. nachgeahmt. Aber es erachtet ſolche Nach⸗ 
ahmung nicht für grundſätzlich unſtatthaft, weil das künſtliche 
Gebilde des Kl. wegen mangelnder Eigentümlichkeit „keinen 
Formalſchutz“, alſo keinen Geſchmacksmuſterſchutz, genieße. 
Zwar verkennt es nicht, daß ſich die Bekl. durch ſolche Nach⸗ 
bildung fremder Naturnachbildung außerordentlich erleichtert 
habe, ein brauchbares, lohnendes Erzeugnis für ihren Handels⸗ 
betrieb zu gewinnen. Jedoch meint es: Nur dann würde mög⸗ 
licherweiſe im vorl. Falle die Aufnahme der künſtlichen Her⸗ 
ſtellung von Echeverien und Sempervivum in den Fabrik- und 
Geſchäftsbetrieb der Bekl. gegen die guten Sitten verſtoßen, 
wenn die Erzeugniſſe der Bekl. in allen Einzelheiten fo getren 
den Erzeugniſſen des Kl. nachgebildet wären, daß ſie von 
ihnen nicht unterſchieden werden könnten, und wenn aus die⸗ 
ſem Grunde und den ſonſtigen Begleiterſcheinungen des In⸗ 
verkehrbringens damit gerechnet werden müßte, daß Ver⸗ 
wechſelungen der Erzeugniſſe der Parteien entſtehen könnten, 
die der Bekl. beſondere Vorteile brächten.“ Solche Ver⸗ 
wechſlungsgefahr liege jedoch nicht vor. Wie ſich aus 
den vorgelegten Muſtern ergebe, handele es ſich beim Erzeug⸗ 
nis der Bell. nicht um eine in den Einzelheiten genaue (ſog. 
ſklaviſche) Nachahmung; ſondern es zeige ſich bei der Bekl. 
eine Herſtellunssart, die von der des Kl. ganz verſchieden ſei. 
Allerdings beſtünden die Blätter der Kunſtblumen bei beiden 
Parteien aus Papier oder Pappe. Beim Kl. aber ſeien ſie 
mit einer Wachsmaſſe überzogen; bei der Bekl. dagegen ſei 
die Pappmaſſe mit Erhaltungsmitteln durchtränkt (impräg⸗ 
niert), auf dieſe Weiſe widerſtandsfähig gemacht und nicht 
mit einem Wachsüberzug verſehen. Dieſer Unterſchied ſei an 
den von den Parteien vorgelegten Muſtern ſo augenfällig, daß 
„Verwechſlungen der Erzeugniſſe der Bekl. mit ſolchen des 
Kl. nicht eintreten können“. 


b) Der Rev. iſt angeſichts dieſer Feſtſtellungen zwar 
nicht ohne weiteres zuzugeben, daß die Gefahr der Ver⸗ 
wechſlung dennoch vorliege. Wohl aber fragt ſich, ob die 
Verneinung ſolcher Gefahr im BU. auf einer völlig zureichen- 
den Grundlage beruht. Ausführungsformen künſtlicher Blu⸗ 
men wie die bei Gericht vorgelegten des Kl. und der Bekl. 
mögen ſich, unmittelbar nebeneinander zur Schau geſtellt, 
für einen nicht völlig oberflächlichen Betrachter hinreichend 
unterſcheiden. Für den Verkehr aber kommt es darauf an, ob 
ſie nicht, einzeln und getrennt voneinander geſehen, doch 
verwechſelt werden können. Hierfür iſt auch von Bedeutung, 
welche Kreiſe ausſchließlich oder hauptſächlich dergleichen künſt⸗ 
liche Blumen, beſonders Kranzblumen, beziehen. Sind es 
allein oder überwiegend Großhändler, fo mag ihnen une 
bedenklich der geübte Blick zugetraut werden, den das OLG. 
vorausſetzt. Sollten es aber weitere Kreiſe ſein, in denen man 
nicht durchweg mit ſolcher Sachkunde im Unterſcheiden von 
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Herſtellungsart und Eigenſchaften der Ware zu rechnen hat, 
fo wäre doch die Frage, ob die Annahme des BU. haltbar ſei, 
nochmals unter Berückſichtigung der bislang nicht feſtgeſtellten 
Umſtände zu prüfen. Dabei kann möglicherweiſe die neuere 
Entwicklung der Technik im Herſtellen künſtlicher Blumen und 
der Einfluß des Kl. auf ſie von Bedeutung ſein. 


e) Selbſt wenn bei nochmaliger Unterſuchung das Er⸗ 
gebnis dahin lauten ſollte, daß für die tatſächlich in Betracht 
kommenden Abnehmerkreiſe die ſtreitigen Erzeugniſſe, auch 
einzeln und getrennt voneinander geſehen, keiner Täuſchung 
über den Urſprung und ſomit keiner Verweſlungsgefahr aus⸗ 
geſetzt ſeien, ſo wäre doch zu bedenken, ob nicht ſogar ohne 
ſie ein Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegen 
könne. 

Das OLG. nimmt (unterftellend) einſtweilen als wahr 
an: Der Kl. habe ein ungewöhnliches Maß von techniſcher 
Arbeit, Geiſtestätigkeit und Koſten bei der Geſtaltung ſeiner 
Nachbildungen und bei ihrer Einführung in den Verkehr auf⸗ 
gewendet; und die Bekl. habe wegen der günſtigen Auſnahme, 
die den Erzeugniſſen des Kl. zuteil geworden ſei, auch ihrer- 
ſeits die Nachbildungen ſolcher Pflanzen und deren Abſatz in 
ihren Geſchäftsbetrieb aufgenommen. Es unterſtellt weiter: 
Die Bekl. habe das von ihr auf den Markt gebrachte Er⸗ 
zeugnis nicht der Natur, ſondern dem Gebilde des Kl. nach⸗ 
geahmt, allerdings nicht ſklaviſch, ſondern mit Abweichungen 
namentlich in der Anfertigungsweiſe. Sollte ſich das Unter⸗ 
ſtellte bei der nötigenfalls folgenden Ermittelung als richtig 
beſtätigen, fo bliebe doch immerhin übrig: Die Bekl. wollte im 
geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbes künſt⸗ 
liche Blumen verfertigen und vertreiben. Sie hätte als Vor⸗ 
bilder bei der künſtlichen Anfertigung ebenſo wie der Kl. 
natürliche Blumen benutzen können: ſolche wären ihr zu⸗ 
gänglich geweſen. Sie hat aber dieſen ihr offenſtehenden Weg, 
nach der Natur zu geſtalten, nicht gewählt, ſondern zum 
eignen Vorteil die vom Kl. geſchaffenen künſtlichen Blumen 
nachgebildet. Das war für ſie bedeutend leichter; auch die 
damit verbundene Erſparnis unterliegt keinem Zweifel. Da⸗ 
durch verſchaffte ſich die Bekl. im Verhältnis zum Kl., deſſen 
mühevoll und koſtſpielig hergeſtellte Muſter ſie benutzte, große 
geſchäftliche Vorteile. 

Grundſätzlich ſteht dem Gewerbetreibenden allerdings frei, 
fremde Arbeit und deren Ergebniſſe, die mit Mühen, Zeit⸗ 
und Koſtenaufwand errungen worden ſind, auszunutzen. Denn 
Gewerbefleiß, Handel und Verkehr der Gegenwart beruhen auf 
dem Erbe der Vergangenheit. Neue Arbeiten brauchen ver⸗ 
nünftigerweiſe den bisher errungenen Stand der Dinge nicht 
unbeachtet zu laſſen; um unfruchtbare Wiederholungen zu 
vermeiden, müſſen fie an das Erreichte anknüpfen und auf 
ihm weiterbauen. Erkenntniſſe und Fertigkeiten, die bereits 
gewonnen ſind, dürfen, ſoweit nicht beſondere Schutzgeſetze 
entgegenſtehen, benutzt werden. Unter gewiſſen Umſtänden 
aber verſtößt, auch wenn kein geſetzliches eigens anerkanntes 
Ausſchließungsrecht (Urheber-, Erfinder⸗ oder Muſterrecht) 
verletzt wird, die Ausbeutung fremder Arbeit gegen 
die guten Sitten. So namentlich (J.) wenn fie täuſchend wirkt 
und die Gefahr von Verwechſlungen oder anderen irreführen⸗ 
den Vorſtellungen erzeugt; (2.) wenn eine ungerechtfertigte 
Bereicherung beabſichtigt wird‘, (3.) wenn die Ausnutzung 
erſchlichen iſt (vgl. Callmann, UnlWG., 1929, S. 116 
Anm. 48 zu 8 1). Hier wird, wenn nicht etwa doch nach wei⸗ 
teren Aufklärungen Verwechſlungsgefahr als gegeben anzu⸗ 
ſehen iſt, von neuem zu prüfen ſein, ob die Maßnahmen der 
Bekl. ein Ergebnis bezwecken, das in ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung auf Koſten des Kl. beſteht, und ob die angewandten 
Mittel ſich mit den Lebensbedingungen eines redlichen Ge⸗ 
ſchäftsverkehrs vertragen. Jeder Geſchäftsinhaber wird 5 
und das nimmt der Kl. für ſich in Anſpruch — vermöge ſeines 
Perſönlichkeitsrechtes am Bereiche ſeiner Gewerbetätigkeit von 
der Rechtsordnung in dem Verkehrsbeſitzſtande ge 
ſchützt, den er mit redlichen Mitteln erworben hat (Köhler, 
Der unlautere Wettbewerb [1914] S. 17, 22 ff., 95 ff. 
Baumbach, Wettbewerbsrecht, 1. Aufl. [1929], S. 514; 
2. Aufl. [1931], S. 401/83; Callmann a. a. O. S. 123 
Anm. 57 zu Il; Roſenthal, Unl WF. (8. Aufl. 1930] 
S. 5, 183 ff. Anm. 53, 53a, 56, 59, 59a zu § 1). Die 
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Kampfmittel eines Wettbewerbers aber, die jenen Beſitz⸗ 
and angreifen, entſprechen den guten Sitten in der Regel 
nicht, wenn ihre allgemeine Anwendung mit dem geordneten 
Gange des redlichen Verkehrs unvereinbar wäre (RG. 73, 
296/97; 88, 185/86; 117, 217); 119, 41560; 120, 979); 
154, 351). Das könnte im vorl. Falle z. B. zutreffen, wenn 
die Bekl. bei der Nachahmung von Muſtern des Kl. oder bei 
der engen Anlehnung an ſie darauf ausgegangen wäre, mit 
den eigenen Nachbildungen den Kl. im Preiſe zu unterbieten. 
Pier wie ſonſt wird zu prüfen ſein, ob ein in den beteiligten 
Geſchäftskreiſen etwa verbreiteter Gebrauch als maßgeblich zu 
behandeln oder als Mißbrauch abzulehnen ſei. 
(U. v. 19. März 1932; 345/31 J. — Dresden.) (Ka. 


7. Unlauteres Wettbewerbsgeſetz. 
34. 88 1, 3 Unl WG. Eine für verſchieden⸗ 
artige Fabrikationszweige nicht zu entbehrende 
eſchaffenheitsangabe kann nicht Schlagwort⸗ 
charakter für eine einzelne Firma gewinnen. 
. Beide Parteien ſind Schlittſchuhfabrikanten; ſie ſtehen 
eit längerer Zeit in ſcharfem Wettbewerb. Für die Kl. iſt 
as Bildzeichen eines vorwärtsſtürmenden Schlittſchuhläufers 
eingetragen. 
Seit dem Jahre 1927 ſtellt die Kl. auch ſolche Schlitt— 


ſchuhe her, die aus einem Stück gearbeitet find. Sie macht 


{ unter dem Schlagwort „Ganz aus einem Stück“ in bebeuten- 
em Maße Propaganda für ſie und behauptet, daß ſich dieſes 
berlagwort als Kennzeichen für dieſe Art ihrer Ware in 

en Verkehrskreiſen durchgeſetzt habe. 

S „Die Bekl. benutzt ſeit 1928 auf der Verpackung ihrer 

chlittſchuhe für Kunſtſchlittſchuhlauf die nicht eingetragene 

Abbildung eines jungen, ebenfalls Schlittſchuh laufenden 

annes. Weiter kündigt die Bekl. ſeit einiger Zeit ihre nicht 
= einem Stück hergeſtellten, ſondern geſchweißten, ge⸗ 

Neteten oder gelöteten Schlittſchuhe unter den fett gedruckten 

5 rten: „Glatt wie aus einem Stück“ an, ohne die Schwei⸗ 

ung, Nietung oder Lötung zu erwähnen. 

N u te Kl. fordert mit der vorliegenden Klage von der Bekl.: 

nterlaſſung der Verwendung der beanſtandeten Abbildung 

r des Schlagworts, ferner Feſtſtellung ihrer Schadens⸗ 

Yappfticht, Auskunfterteilung und Beſeitigung. 

3 le Vorinſtanzen haben unter Abweiſung des auf Ver⸗ 
zung des Zeichenrechts geſtützten Klageanſpruchs auf Unter- 
| Han der Verwendung der beanftandeten Abbildung uſw. die 
| 2 l. wegen unlauterer Nachahmung des Schlagworts „Glatt 

bir aus einem Stück“ inſoweit zur Unterlaffung und Aus- 

uſterteilung verurteilt und die Schadenserſatzpflicht der 
el, feſtgeſtellt. 
Das NG. hat die Klage ganz abgewieſen. Es führt aus: 

Anti Das BG. erblickt in der in ſtarkem Druck gehaltenen 

ündigung der Bekl. mit Bezug auf ihre Schlittſchuhe 

Glatt wie aus einem Stück“ einen Verſtoß gegen 88 1, 3 

ſtark 005 8 826 BoB. Es geht davon aus, daß die Kl. 

Besch Propaganda für ihren beſchreibenden Spruch für die 

each ewe ihrer Schlittſchuhe: „Ganz aus einem Stück“ 
wordenen 
werden 


hat und daß wegen dieſes zum Schlagwort ge- 
Satzes viele Leſer die Worte: „Glatt wie“ überſehen 
6 auf lr, zumal ſie ſich unter ihnen nichts vorſtellen können, 
N ir rund der Propaganda der Kl. „Ganz aus einem Stück“ 
11 entnehmen, daß die Herſtellung der Schlittſchuhe aus 
em Stück ein Vorzug ſei. 

| 1 Aus dieſer Sachlage zieht das BG. den doppelten Schluß: 
1 0b die Betl. unrichtige Angaben mache, die den Anſchein 
und ch der Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe be⸗ 
ers günſtigen Angebots mache, ba ihre Schlittſchuhe 
e aus einem Stück hergeſtellt ſind; 2. daß die 
2 5 in der Abſicht handelt, durch die Verwendung der mit 
bare lagwortartigen Beſchaffenheitsangabe der Kl. verwechſel⸗ 
ehen beſchreibenden Bezeichnung dem Käufer von ihm an⸗ 
durcnnmene Vorteile vorzutäuſchen, und daß die Bekl. hier- 

. ’_ gegen die guten Sitten verſtoße. 
mit 3 wendet ſich gegen dieſe Konſtruktion des BO. 
1 — Sie beruht auf der Vorausſetzung, daß die Kl. 
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ihre Angabe „Ganz aus einem Stück“ derart bekanntgemacht 
hat, daß zum mindeſten ein nicht unerheblicher Teil der be⸗ 
teiligten Verkehrskreiſe, der die Worte der Bekl. „Glatt wie 
aus einem Stück“ lieſt, ohne weiteres von der irrigen Vor⸗ 
ſtellung befangen iſt, es handle ſich um die Worte der Kl. 
„Ganz aus einem Stück“. Zunächſt gibt ſchon das BG. 
keine Begründung für ſeine Annahme, daß die Worte der 
Kl. Schlagwortcharakter erlangt haben ſollen. Sie ſollen ihrer 
eigenen Angabe nach erſt ſeit 1927 von ihr verwendet ſein; 
außerdem tragen die von ihr ſelbſt überreichten Proſpekte 
und ſonſtiges Reklamematerial für ihre Schlittſchuhe nur in 
ganz vereinzelten Fallen die fraglichen Worte. Vor 
allem aber handelt es ſich, wie das BG. jedoch ganz überſehen 
hat, um eine Beſchaffenheitsangabe, deren Mono⸗ 
poliſierung für die Kl. das Herausziehen dieſer Worte — das 
BG. geht ſogar noch viel weiter, indem es auch eine an⸗ 
geblich „verwechſelbare“ Wortzuſammenſtellung ebenſo be— 
handelt — aus dem Verkehr, d. h. für jeden anderen bedeuten 
würde. Nun ſind aber dieſe Worte „Ganz aus einem Stück“ 
für die verſchiedenſten Fabrikationszweige bekanntlich ganz 
unentbehrlich. Eine Monopoliſierung dieſer Wortverbindung 
ausſchließlich für die Kl. würde alſo ganz außerordentlich 
ſtarker Unterlagen bedürfen, ſofern man ſie nach dem Cha⸗ 
rakter der Worte überhaupt zulaſſen dürfte. An ſolchen Vor⸗ 
ausſetzungen aber fehlt es nach dem von der Kl. ſelbſt bei⸗ 
gebrachten Material. Dann fällt aber die vom BG. an⸗ 
genommene Verwechſelungsgefahr von ſelbſt fort, und die 
von der Bekl. verwendeten Worte „Glatt wie aus einem 
Stück“ ſind ihrer Wortbedeutung nach zu behandeln. Und 
da ſie das Wort „wie“ (aus einem Stück) enthalten, ſo ſagen 
ſie auch nichts Unrichtiges über die Beſchaffenheit der Schlitt⸗ 
ſchuhe der Bekl., und zwar weder etwas Unrichtiges im ab⸗ 
ſtrakten Sinne noch nach dem für 83 UnlWG. maßgeben⸗ 
den Maßſtab der Auffaſſung der Kreiſe, an die ſie ſich richten. 
(U. v. 5. Juni 1931; 418/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


35. 8 1 Unl WG. Eine Konſumgenoſſenſchaft 
handelt i. S. des UnlWG. ſittenwidrig, wenn 
ſie in einem Flugblatt das breite Publikum 
unter Hinweis darauf, daß die Konſumgenoſ⸗ 
ſenſchaften beſonders mit einer erhöhten Um⸗ 
ſatzſteuer belegt worden find, zum Beitritt auf⸗ 
fordert, obwohl ihr bekannt iſt, daß die Um⸗ 
ſatzſteuer nicht beſonders für Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften, ſondern für alle ſolche Betriebe ein⸗ 
geführt iſt, deren Jahresumſatz einen gewiſſen 
Betrag überſteigt. Dies gilt auch dann, wenn 
das Umſ StG. ſich am Sitz der Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaft dahin auswirkt, daß fie allein im weſent⸗ 
lichen von der erhöhten Umſatzſteuer betroffen 
wird. f) 

Soweit das Flugblatt ſich dagegen wendet, daß die 
Konſumgenoſſenſchaften überhaupt von einer Sonderumſaß⸗ 
ſteuer betroffen werden, und es als ungerecht bezeichnet, daß 
die übrigen Einzelhandelsbetriebe, wenigſtens zum Teil, da⸗ 
von verſchont ſind, und ſoweit damit gegen politiſche Par⸗ 
teien, die für die Sonderſteuer eingetreten ſind, und die 
hinter den Anhängern des Geſetzes ſtehenden Wirtſchafts⸗ 
kreiſe angekämpft wird, handelt es ſich um einen wirtſchafts⸗ 
politiſchen Kampf. Gegen dieſen Teil des Flugblattes wendet 
ſich der klagende Verein nicht. Er wäre auch an ſich nicht zu 


Zu 35. Das Urteil iſt voll zu billigen. Die durch 8 3 UnlWch. 
verpönten Irreführungen werden nicht dadurch erlaubt, daß ſie 
außerhalb einer Reklame ſtattfinden. Wer „über geſchäftliche Ver⸗ 
haltuiſſe unrichtige Angaben macht, die geeignet find, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen“, der handelt wett⸗ 
bewerbsfremd, ſittenwidrig, auch wo er ſolche Angaben außerhalb 
einer Ankündigung macht (Baumbach, Wettbewerbsrecht, 2. Aufl., 
S. 208). Er handelt regelmäßig zu Wettbewerbszwecken, denn er will 
entweder den eigenen Wettbewerb oder den eines andern fördern. Er 
verletzt ſomit immer 8 1 Unl Wc. 

Nun hat ſicherlich jedermann das Recht, die Vorzüge irgend⸗ 
eines Wirtſchaftsſyſtems, oder was er für einen ſolchen Vorzug hält, 
in Wort und Schrift herauszuſtreichen. Gedanken ſind frei und jeder⸗ 
mann darf für ſeine Gedanken werben, wo dieſe Gedanken keine un⸗ 
geſetzlichen Ziele verfolgen. So hat noch NY. 135, 45 JW. 1932, 
1012 mit vollem Recht die Herausſtreichung des Barverkaufsſyſtems 
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beanſtanden, denn es beiteht, wie der Senat bereits früher 
entſchieden hat (vgl. RG.: Mu W. 1932, 14 und das zum 
Abdruck beſtimmte Urt. v. 15. Jan. 1932, II 226/311), keine 
Möglichkeit, den Anhängern verſchiedener Wirtſchaftsſyſteme 
(hier der gemeinwirtſchaftlichen Betätigung in Konſumge⸗ 
noſſenſchaften und des privaten Einzelhandels) das Recht der 
freien Meinungsäußerung zu nehmen. Sachliche Meinungs- 
äußerungen dieſer Art ſind, ſoweit ſie der Aufklärung dienen 
ſollen und ihr Inhalt und ihre Faſſung dieſem Zweck ent⸗ 
ſpricht, wirtſchaftspolitiſche Kundgebungen ohne Wettbeiverbs- 
charakter. Auch der Umſtand, daß die Richtigkeit ſolcher 
Meinungsäußerungen nicht ſtrikt bewieſen werden kann, würde 
ſie nicht unlauter machen, ſofern der Erklärende nur nicht 
bewußt oder grob fahrläſſig unwahre Angaben macht, ſondern 
ſeiner Überzeugung Ausdruck gibt. Nun handelt es ſich aber 
bei dem von den Bekl. mitunterzeichneten Flugblatt als 
Ganzes geſehen keineswegs um eine rein wirtſchaftspolitiſche 
Kampfſchrift. Vielmehr dient es neben der Aufklärung der 
Verbraucher über Beſtehen und Zweck der Sonderumſatz⸗ 
ſteuer und deren Wirkung auch einer Betätigung wettbewerb⸗ 
licher Art. Denn das Flugblatt fordert zum Beitritt zu der 
KonſumGen. „P.“ und damit zum Einkauf in deren Ver⸗ 
kaufsſtellen auf, gibt auch die Wege zum Beitritt zur Gen. 
an. Die inſofern zuläſſige Wettbewerbshandlung kann aber 
zu einer unlauteren werden, wenn durch unwahre Be— 
hauptungen tatſächlicher Art der Geſchäftsbetrieb eines Wett⸗ 
bewerbers gefördert werden ſoll. Namentlich verſtößt es gegen 
die Grundſätze des lauteren Wettbewerbs, wenn wiſſentlich 
oder grob fahrläſſig unwahre Behauptungen tatſächlicher Art 
aufgeſtellt werden, die geeignet ſind, die Verbraucher zu ver⸗ 
anlaſſen, ſich von einer Gruppe der Verkäufer abzuwenden und 
ſich einer anderen zuzuwenden, um dieſe in einem nach der 
Darſtellung des Flugblattes notwendigen Abwehrkampf zu 
unterſtützen. Daß die Behauptung des Flugblattes, daß die 
KonſumGen. von der Sonderſteuer getroffen werden, die 
Privatgeſchäfte aber nicht, geeignet wäre, die Verbraucher 
zu beeinfluſſen, zeigt ſchon die Tatſache der Herausgabe des 
Flugblattes mit dieſer Behauptung. Auch der Hinweis auf 
die Tätigkeit einer beſtimmten politiſchen Parkei und die 
hinter ihr ſtehenden, in Konkurrenz zu den KonſumGen. 
ſtehenden Wirtſchaftskreiſe könnte bei den politiſch anders 
eingeſtellten Verbraucherkreiſen dem Wettbewerbe zugunſten 
der Konſumchen. dienen. Soweit es ſich um die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes handelt, liegen freilich unwahre oder 
gar bewußt unwahre Behauptungen tatſächlicher Art nicht 
vor. Denn ein Geſetz, das die Großbetriebe mit einer Sonder⸗ 
ſteuer belaſtet, und die kleineren Betriebe ſteuerlich ſchont, 
iſt, wie auch von dem vorliegenden nicht zu bezweifeln iſt, 
auf Anregung aus den Kreiſen der kleineren Betriebe, alſo 
des Mittelſtandes zurückzuführen und parlamentariſch von 
den Parteien gefördert worden, die die Intereſſen des Mittel- 
ſtandes vertreten. Dagegen enthält das Flugblatt eine offen- 
bare Unwahrheit, wenn es behauptet, das Geſetz führe „für 
KonſumGen. eine Sonderumſatzſteuer von ½%“ ein und 
hinzufügt, „für jede Million Mark Umſatz müſſen die Mit⸗ 
glieder der KonſumGen. 5000 % Sonderſteuer aufbringen, 
während der Einzelhandel verſchont bleibt“. Denn es wird 
damit der Inhalt des Geſetzes ſo dargeſtellt, als ob es eine 
Sonderumſatzſteuer einführe, die nur die KonſumGen. treffe, 
und als ob die Steuer alle KonſumGen. ohne Ausnahme 
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im Vergleich zum Abzahlungs⸗ oder Kreditſyſtem erlaubt; das Ge⸗ 
richt würde genau jo das Umgekehrte gebilligt haben. Aber die An 
gaben müſſen wahr fein i. S. der ſubjektiven Wahrheit, fie müſſen 
nicht irreführen wollen. Wer ſolche Angaben im Bewußtſein 
ihrer Unrichtigkeit oder auch nur mit dem Eventualvorſatz der Un 
richtigkeit, ja fahrläſſig, macht, der handelt ſittenwidrig, der greift 
ſtörend in einen fremden Geſchäftsbetrieb ein ohne geſetzliche Grund⸗ 
lage. Wenn im Streitfall die Bekl. es fo hinſtellten, als handle es 
ſich um eine Sonderbeſteuerung, unt nicht zu ſagen Haßbeſteuerung, 
der „P.“ jo war das unwahr und bewußt irreführend. Das MW, 
tut gut daran, ſolche „Entgleiſungen“ nicht zu dulden. Gerade 
in einer Zeit ſchwerſten Wirtſchaftskampfes müſſen die Gerichte die 
Zügel ſtraff halten, damit nicht das Geſchäftsleben völlig verlottert. 
Es iſt leicht, etwas niederzureißen und ſchwer, es wiederaufzubauen. 
SenPräſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 
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treffe. Tatſächlich trifft die erhöhte Umſatzſteuer alle Groß⸗ 
betriebe, deren Jahresumſatz eine Million 4 überſteigt, alſo 
einmal nicht alle Konſumchen., ſondern nur diejenigen mit 
dem bezeichneten großen Umſatz, und ſodann nicht nur 
Warenhäuſer, ſondern auch alle anderen Unternehmungen mit 
dem gleich hohen Umſatz. Das Flugblatt enthält ſomit die 
unwahre Behauptung, es liege eine Ausnahmebeſteuerung vor, 
die nur zum Nachteil der Konſumchen. wirke. Daß eine der⸗ 
artige unwahre Behauptung aufreizend wirken mußte, und 
gegen die Grundſätze des lauteren Wettbewerbs verſtößt, liegt 
auf der Hand. Das BG. ſtellt auch ausdrücklich feſt, daß 
die Bekl. die beauſtandeten Angaben in Kenntnis ihrer Un⸗ 
richtigkeit gemacht haben. Es handelt ſich dabei um Be⸗ 
hauptungen von weittragender Vedeutung, die nicht, wie es 
ſeitens des BG. geſchieht, mit dem Bemerken abgetan werden 
können, es handle ſich nur um „allerdings bedauerliche Ent⸗ 
gleiſungen“. Vielmehr liegt in den bewußt unwahren Be⸗ 
hauptungen der Bekl. ein Verſtoß gegen die guten Sitten. 
Daran ändert auch nichts die Erwägung des Bl., daß die 
Auswirkung des Geſetzes für die H. Verhältniſſe, die allein 
heranzuziehen ſeien, den Bekl. im großen und ganzen recht 
gebe, weil die „P.“ praktiſch in H. allein als Konfum- 
genoſſenſchaft in Betracht komme und die Steuer zahlen müſſe, 
während der Einzelhandel, der Privathandel, unter dem der 
unbefangene Leſer des Flugblattes den offenen Laden verſtehe, 
von wenigen Ausnahmen abgeſehen, verſchont bleibe. Geht 
man auch davon aus, daß das Flugblatt nur für das Gebiet 
beſtimmt war, in dem die „P.“ Verkaufsſtellen hat, ſo rich⸗ 
tete es ſich doch an die Geſamtheit der Verbraucher, nicht 
bloß an die wirtſchaftlich und beſonders wirtſchaftspolitiſch 
geſchulten, die vielleicht wenigſtens zum Teil die Unwahrheit 
der Angaben als ſolche erkannt hätten. Es enthält, abgeſehen 
von der Werbung für die „P.“ keinerlei Hinweis darauf, daß 
das Geſetz nur für H.er Verhältniſſe ungerecht wirke und kann 
auch mangels jedes Auhalts dafür von den Leſern nicht in die⸗ 
ſem einſchränkenden Sinne verſtanden werden. Es will viel- 
mehr gerade durch die Verallgemeinerung und durch die nach 
der Feſtſtellung des BG. bewußt unwahre Behauptung, es 
handle ſich um ein Ausnahmegeſetz gegen Konſumchen. über⸗ 
haupt, zugunſten einer beſtimmten KonſumGen. werben. Durch 
die Anwendung dieſes Mittels verſtößt es gegen die guten 
Sitten. 
(U. v. 19. Febr. 1932; 271/31 II. — Hamburg.) [Ku.] 

36. 1. Die Markenwaren VO. über Preisbin- 
dungen von Markenwaren v. 16. Jan. 1931 iſt 
rechtsgültig und ihre Beachtung iſt in der Rev⸗ 
Inſt. von Amts wegen zu prüfen. 

2. Preisbindungen der unter die VO. fallen- 
den Markenwaren ſind nur wirkſam, wenn 
der feſtgeſetzte Preis gegenüber dem Stand vom 
1. Juli 1930 um 10% und gegenüber dem Stand 
v. 30. Juni 1931 um weitere 10% geſenkt iſt. 

3. Keine Lückenloſigkeit des Preisbindungs— 
ſyſtems, wenn einigen Kunden erſt nach dem Zu- 
ſtandekommen des Kaufvertrages durch Zugang 
der Ware die Verpflichtung zur Einhaltung der 
feſtgeſetzten Mindeſtpreiſe mitgeteilt worden oil: 

4. Verſchafft ſich ein Außenſeiter die Mar- 
kenware auf Schleichwegen, um ſie zu Schleuder— 
preiſen zu verkaufen, ſo kann er auf Unterlaſ⸗ 
ſung nicht in Anſpruch genommen werden, wenn 
die Preisbindung nichtig iſt. f) 

Die Kl. ſtellt eine Pflanzenmargarine her und vertreibt 
fie als Markenartikel an Händler, von denen fie beim Weiter 


Zu 36 u. 37. 1. Die Urt. nehmen zu der Frage Stellung, ob 
auf Preisbindungen der nächſten Wirtſchaftsſtuſe die Vorſchr. der Kart⸗ 
VD. Anwendung finden. Wäre die Frage zu bejahen, fo würde insbeſ. 
das Schrifterfordernis nach 8 1, das Kündigungsrecht nach 8 8 und 
die Sperrgenehmigung nach 89 KartVO. auf derartige Preisbin⸗ 
dungen anzuwenden ſein. 

Zur Zeit des Erl. der KartB O. v. 1923 wurden die Preisbin⸗ 
dungen der nächſten Stufe nach vertrags⸗ und wettbewerbsrechtlichen 
Geſichtspunkten behandelt. Erſt ſpäter wurde die rechtliche Behandlung 
dieſer Gebilde durch Analogien aus dem Kartellrecht beeinflußt. So 
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verkauf an die Verbraucher die von ihr feſtgeſetzten Kleinver⸗ 
aufspreiſe eingehalten wiſſen will. 

Der Bekl. hat die von der Kl. vorgeſchriebenen Klein⸗ 
verkaufspreiſe nicht beachtet; ſie hat ihm die Lieferung des⸗ 
halb geſperrt. Trotzdem ſetzte er den Verkauf von Margarine, 
die er von anderer Seite bezog, zu herabgeſetzten Preiſen fort. 

Die Kl., welche eine lückenloſe Durchführung ihres Preis⸗ 

bindungsſyſtems behauptet, erblickt in dem Verhalten des 
Bekl. — der ſich ihre Ware auf Schleichwegen und unter ge— 
fliſſentlicher Ausnützung des Vertragsbruchs ſeiner der Kl. 
gegenüber gebundenen Lieferanten verſchaffte — einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten und 88 823 ff. BGB.; fie macht 
weiter geltend, daß Bekl. mit dieſem ſeinem Geſchäftsgebaren 
ortfahre, obwohl er von ihr des öfteren hierwegen verwarnt 
worden ſei. Demgemäß hat Kl. auf Unterlaſſung des Ver⸗ 
Ei: zu einem niedrigeren als dem von ihr feſtgeſetzten Preiſe 
eklagt. 

LG. hat abgewieſen, OLG. hat verurteilt. RG. hob auf. 

1. Das angef. Urt. iſt am 18. Febr. 1931 ergangen. 

Damals waren die ſog. KartellNotVO. v. 26. Juli 1930 
— BD. des RPräſ. zur Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher 
und ſozialer Notſtände, 5. Abſchn., 88 1ff. (RGBl. I, 311, 
328), ebenſo auch die AusfVO. über Aufhebung und Unter⸗ 
lagung von Preisbindungen v. 30. Aug. 1930 — RUn;. 
Kr. 205 v. 3. Sept. 1930 — ſowie die WO. über Preisbin⸗ 
dungen von Markenwaren (Markenwaren VO.) v. 16. Jan. 
1931 — RGBl. I, 12 — ſchon in Kraft getreten, und zwar 
die letztere VO. für die in $1 Ziff. 1 daſ. genannten Waren 
6 f Febr. 1931 (8 66 Abſ. 1 Markenwaren O. vgl. mit 8 1 

1 daſ.). 


Soweit § 1 Abſ. 3 KartVO. v. 26. Juli 1930 i. Verb. m. 
381 ff. Kart VO. in Betracht kommt, hat der erk. Sen. in 
RG. 133, 330 ff. der Auffaſſung nicht beizutreten vermocht, 
daß 81 Abſ. 3 KartRot O. den „Kartellbegriff,“ des 8 1 
kart O. erweitere und damit den Anwendungsbereich der 
kart“ O. ſelbſt auf die fog. autonomen Preisbindungen der 
zweiten Hand ausdehne, ſowie daß Abmachungen dieſer Art 
un und für ſich ſchon unter § 1 KartVO. fallen. Dabei muß 
555 gegenüber der im Schrifttum insbeſ. von Tſchierſchky: 
kartgidſch. 1931, 441ff., 556 ff. vertretenen gegenteiligen 

einung ſeſtgehalten werden. 

Die Anwendbarkeit der AusfVO. über Aufhebung und 


Unterfagung von Preisbindungen v. 30. Aug. 1930 ſcheidet 


ann, ihre Rechtsgültigkeit unterſtellt, von vornherein um 
eswillen aus, weil die Preisbindungen der Kl. nur deren 
eigenes Erzeugnis zum Gegenſtand haben. Anders ſteht es 
allerdings mit der VO. über Preisbindung für Markenwaren 
Hi 16. Jan. 1931 (RGBl. I, 12). Wird einmal von der 
echtsgültigkeit dieſer VO. ausgegangen, ſo lägen die Vor⸗ 
dusſezungen ihrer Anwendbarkeit hier zweifellos vor. Denn 
de Margarine der Kl. iſt Markenware i. S. des 81 Abſ. 1 
ſeſer VO. und gehört weiter zu den in 8 1 Abſ. 1 Ziff. 1 daf. 
Wannen Lebensmitteln. Durch das Preisbindungsſyſtem der 
99. ſollen ferner die Abnehmer ihres Margarineerzeugniſſes 
Itraglich verpflichtet werden, bei der Weiterveräußerung im 


belle ſich der NWIM. bei feiner Rartellüberwachenden Tätigkeit auf 
195 Standpunkt, daß auch Bindungen der nachſten Wirtſchaftsſtufe 
a Kartellen zuzurechnen ſeien. Den gleichen Standpunkt vertreten 
Ga wf vereinzelt — Breslauer ⸗Tſchierſchky: Syſtem, 
Mn N ‚ 1926, Beilage 61, 62. Durch die KartNotVO. v. 1930 
102 ſich auch der Geſetzgeber dieſen Gedanken zu eigen, indem in 
dei (bj. 3 die Preisbindungen der nächſten Stufe den Kartellen 
wendgeſeellt wurden. Auch die auf Grund der KartNotVO. vorgenom 
en Eingriffe der Reichsregierung richteten ſich überwiegend gegen 
30 Aude Preisbindungen der zweiten Stufe, fo die Ausf O. v. 
ten S. . 1930 und die Markenwaren VO. v. 16. Jan. 1931. Den letz⸗ 
und 1 ritt in dieſer Richtung bedeutete die Preisſenkungs O. (Kap. I 
9 Teil 1 der 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931), die wiederum die 
ſtell bindungen der nächſten Stufe ausdrücklich den Kartellen gleich⸗ 
e (ogl. insbeſ. 88 1, 2 Kap. J). 
auch Bei der Entſch. der Frage, ob Preisbindungen der nächſten Stufe 
\ iſt 5 Kartelle 1. S. der alten Karts O. v. 1923 zu behandeln find, 
j tum di Ric aber in Übereinſtimmung mit dem überwiegenden Schrift⸗ 
N 9 ieſer Entwicklung nicht gefolgt. Der 2. Ziv Sen. hatte ſchon in 
3, 511) abgelehnt, die Preisbindungen in der Reifeninduſtrie 


Vgl. Eutſch. unten S. 1874. 
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Inland an die Verbraucher den von der Kl. feſtgeſetzten 
Preis zu fordern. Dieſes auf „Geſchäftsbedingungen“ der Kl. 
beruhende Vertragsſyſtem erfüllt in Abſicht auf die Preis⸗ 
bindung der zweiten Hand die Vorausſetzungen des 82 Abſ. 1 
u. 2 Markenwaren VO. Dann wäre aber ſchon am 18. Febr. 
1931 die Rechtslage die geweſen, daß, wenn die Kl. den von 
ihr für die Abgabe an die Verbraucher feſtgeſetzten Kleinver⸗ 
kaufspreis gegenüber dem Stand v. 1. Juli 1930 nicht um 
mindeſtens 10% geſenkt hätte, die Verpflichtung ihrer Ab⸗ 
nehmer zur Einhaltung der fraglichen Preisbindungen nichtig 
und weiterhin ihr die Anwendung der dieſe Bindung ent⸗ 
haltenden Geſchäftsbedingungen für die Zukunft unterſagt 
wäre. Entfielen aber ſo Preisbindungen und Preisſchutz für 
die vorher vertraglich gebundenen Abnehmer der Kl., dann 
wäre das naturgemäß auch rechtserheblich für das Verhältnis 
der Kl. zu dem Bekl. als angeblich ſchleudernden Außenſeiter. 
Denn auch ihm gegenüber wäre dem Unterlaſſungsanſpruch 
der Rechtsboden in dem Augenblick entzogen, in welchem das 
Preisbindungsſyſtem der Kl. ſelbſt gem. 82 Abſ. 1 u. 2 
Markenwaren O. rechtlich unbeachtlich geworden wäre. Kl. 
könnte ferner naturgemäß von dem Bekl. als Außenſeiter, 
wenn ſie je ihre Preiſe geſenkt hätte, nur Einhaltung der 
geſenkten Preiſe verlangen. Nun hat aber die Kl. an der 
Behauptung feſtgehalten, daß die von ihr feſtgeſetzten Klein⸗ 
verkaufspreiſe 85 Pf. für das Pfund abzüglich eines Ra⸗ 
batts bis zu 5% betrügen, und demgemäß auch ſchon in der 
im Jan. 1930 anhängig gewordenen Klage ihren Unter⸗ 
laſſungsanſpruch geſtellt. Es muß deshalb jedenfalls für die 
RevInſt. davon ausgegangen werden, daß Kl. ihre Klein⸗ 
verkaufspreiſe eben nicht rechtzeitig entſprechend der Marken⸗ 
waren VO. ermäßigt hat und die Preisbindungen ihrer Kunden 
hinfällig geworden find, wenn die BD. rechtsgültig iſt. Letz⸗ 
teres iſt aber zu bejahen. Die VO. v. 16. Jan. 1931 iſt von 
der Reichsregierung auf Grund des §1 des V. Abſchn. der 
BD. des RPräſ. zur Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher 
und ſozialer Notſtände v. 26. Juli 1930 erlaſſen worden. 
Die Rechtsgültigkeit dieſer letzteren, auf Art. 48 Abf. 2 
RVerf. geſtützten VO. ſelbſt iſt für den hier in Betracht 
kommenden Teil ſchon in RG. 133, 330 ff.) bejaht worden. 
Die in 81 KartNotVO. v. 26. Juli 1930 der Reichsregierung 
von dem RPräſ. eingeräumte Ermächtigung ſelbſt ſtellt ſich 
ſodann rechtlich als eine gem. Art. 48 Abſ. 2 getroffene Maß⸗ 
nahme dar. Gewiß find die nach Art. 48 Abſ. 2 RVerf. dem 
RPräſ. eingeräumten Befugniſſe als ſolche nicht übertragbar. 
Wohl aber iſt es, wie ſchon in RGSt. 56, 165 dargelegt, 
ſtatthaft, daß der RPräſ. ſelbſt feine Maßnahmen gegenſtänd⸗ 
lich und inhaltlich nur ihrer allgemeinen Richtung nach trifft 
und im übrigen das weitere nachgeordneten Stellen über⸗ 
trägt. In dieſem weiteren Rahmen können von ihm auch 
Rechts O. erlaſſen werden mit der Maßgabe, daß deren 
nähere Ausführung wiederum im Wege der Rechts O. durch 
die Reichsregierung erfolgen ſoll. So ift hier verfahren wor⸗ 
den. In 88 1 ff. KartNotVO. iſt der Reichsregierung zum 
Zweck der Verhütung unwirtſchaftlicher Preisbindungen hin⸗ 
ſichtlich gewiſſer Vertrage, Beſchlüſſe, Geſchäftsbedingungen, 
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als Kartelle i. S. des 8 1 KartVO. zu behandeln; offenbar, wie der 
Hinweis auf NG. 114, 262 erkennen läßt, weil das RG. die geſell⸗ 
ſchaftliche Natur des Reversverhältniſſes verneint (vgl. hiergegen 
Tſchierſchky: Kartgdſch. 1931, 441 ff., 556 ff.). R®. 133, 51 er⸗ 
ging auf Grund des Rechtszuſtandes vor Erlaß der KartNot Vo. Die 
vorl. Entſch., welche die Frage wiederum verneinen, behandeln den 
Rechtszuſtand nach Erlaß der KartNotVO. Sie wenden ſich gegen die 
von mir in KartRotVO. 26 und GewRSch. 1931, 840 vertretene 
Auffaſſung, daß die Kartdot VO. die Preisbindungen der nächlten 
Stufe den Kartellen i. S. des § 1 KartVO. in jeder Beziehung 
gleichſtellt. (Gleicher Auffaſſung waren Geiler: Kartädſch. 1930, 
853; Uteſcher: Mu. 1930, 507 und Goldbaum: Die neue 
Kart BO. 11, während Blum: Autonome Preisbindungen der zwei⸗ 
ten Hand und KartVoO.; KartRdſch. 1931, 245 ff., ferner Her z⸗ 
feld: Kartg. 1931, 11 ff.; Hüſſener: Der Preisſchutz für Marken⸗ 
artikel 61; Frieſe: Mu W. 1931, 63; Eger, Das Recht der deut⸗ 
ſchen Kartelle, S. 121, den jezt vom RG. gebilligten Standpunkt 
einnehmen.) 

Trotzdem iſt zu hoffen, daß das letzte Wort in dieſer Frage noch 
nicht geſprochen iſt. Das RG. wird ſich auf die Dauer nicht einer 
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Handlungen, die Befugnis gegeben worden, beſtimmte genau 
umſchriebene Maßregeln treffen zu können. Die Ermächtigung 
in 81 KartNotVO. lautet im übrigen ganz allgemein. Ihr 
Wortlaut bietet keinen Anhaltspunkt dafür, daß die Macht⸗ 
befugniſſe der Reichsregierung ſich nur in die Möglichkeit 
des Eingreifens in konkrete Einzelverträge, Beſchlüſſe, Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen, alſo jeweils in Richtung auf einen Einzel⸗ 
fall beſchränken ſollten; gemeint iſt vielmehr, wofür auch der 
Zweck der VO. ſpricht, daß die Reichsregierung bezüglich der 
bezeichneten Vertragskategorien uſw. allgemein im Rahmen 
der VO. die erforderlichen Maßnahnien treffen könne, m. a. W. 
in dieſen Grenzen auch zum Erlaß von RechtsVoO. ermächtigt 
fein follte (a. M. z. B. Wolff, Markenwaren VO. S. 36). 
Iſt dem aber jo, dann ſind gegen die Rechtsgültigkeit der VO. 
v. 16. Jan. 1931 weder formell noch ſachlich durchgreifende 
rechtliche Bedenken zu erheben. 


Nach Zweck und Sinn dieſer Notmaßnahmen muß im 
übrigen ihre Beachtung auch in der Rev Inſt. von Amts wegen 
geprüft werden. Da es inſoweit jedenfalls an den genügenden 
tatſächlichen Feſtſtellungen fehlt, muß deshalb aufgehoben 
werden. Darauf hinzuweiſen iſt nur noch, daß inzwiſchen nach 
Kap. 1 82 vierte VO. des RPraſ. v. 8. Dez. 1931 erſter Teil, 
Kap. (Preisſenkung) 88 1ff. — RGBl. I, 699 ff. — Kl. ihre 
Preiſe für die Marken⸗Margarine gegenüber dem Stand vom 
30. Juni 1931 bis zum 1. Jan. 1932 mindeſtens um weitere 
10% hätte ſenken müſſen, wenn ihr Preisbindungsſyſtem ab 
1. Jan. 1932 nicht der Nichtigkeit anheimfallen ſollte. 


2. Anders als der erſte Richter und die Urt. im Vor⸗ 
prozeß iſt der BerR. zu dem Ergebnis gelangt, daß es der 
Kl. nunmehr gelungen fei, ihr Preisbindungsſyſtem — „prak⸗ 
tiſch geſprochen“ — lückenlos durchzuführen. 5 


Die Kl. hat das von ihr früher zum Zweck der Bindung 
ihrer Abnehmer benutzte ſog. „Reversſyſtem“ unbeſtrittener⸗ 
maßen ſchon ſeit Jahren aufgegeben. Sie ſucht nunmehr ihre 
Kunden auf den von ihr für den Weiterverkauf an die Ver⸗ 
braucher feſtgeſetzten Kleinverkaufspreis in der Weiſe zu ver⸗ 
pflichten, daß ſie den Rechnungen über die Waren rote oder 
gelbe Zettel mit Preisbindungsklauſel beifügt; ſie hat nun 
auch Vorkehrungen getroffen, daß allen Rechnungen an 
Kleinhändler ſolche Zettel beigefügt werden. Nach den Aus- 
führungen des Berg. werden die Rechnungen im Regelfall 
auch zuſammen mit der Ware den Kleinhändlern überſandt. 
Nur bei Detailliſten mit mehreren Filialen ſowie bei Ver⸗ 
einen werde die Ware zunächſt allein abgeſandt und erſt 
nachher Rechnung erteilt. Inwiefern hierdurch die genaue 
Durchführung des Zettelſyſtems in Frage geſtellt werde, ſei 
nicht erſichtlich. Mit Recht wendet ſich dagegen die Rev. 
Geht man davon aus, daß der Geſchäftsverkehr der Kl. mit 
ihren gewerblichen Abnehmern ſich durchweg in der Weiſe 
abgewickelt hat, daß die Annahme der Beſtellungen durch 
ſchlüſſige Handlungen, nämlich die überſendung der Ware 
ſowie der Rechnung mit dem Preisbindungszettel erfolgte, 
jo mag dem Berit. darin beizutreten ſein, daß, wenn Ware 
und Rechnung mit Preisbindungszettel dem Beſteller gleich - 
zeitig oder gar Rechnung mit Zettel vor der Ware zuging 


Entwicklung verſchließen können, die unaufhaltſam dahin drängt, die 
durch die KartVO, gewährten Rechtsbehelfe auch auf Preisbindungen 
der zweiten Stufe auszudehnen. Eine beſondere Beleuchtung erfährt 
die Streitfrage durch § 3 Abſ. 1 Ziff. 3 S. 1 der neuen Preisſen⸗ 
kungs O., der den monopoliſtiſchen Kohlengroßhändlern die Verhän 
gung von Sperren wegen Unterſchreitung von Kleinverkaufspreiſen 
verbietet. Dieſe Beſt. hat überhaupt nur einen Sinn, wenn man dem 
Geſetzgeber die Auffaſſung unterſtellt, daß die Sperrvorſchr. des § 9 
KartBO. ſich auch auf autonome Preisbindungen der zweiten Hand 
bezieht (vgl. R. Wolff: PreisſenkungsVO. § 3 Anm. 3 S. 58). 
Der Geſetzgeber hat ſich alſo hier (nach Erl. des Urt.) offenſichtlich 
anf einen dem obigen Urt. entgegengeſetzten Standpunkt geſtellt. Auch 
das KartGer. hat jetzt in ſeiner viel beachteten Eutſch, betreffend den 
ſüddeutſchen Rohrenhändlerverband (K 434/30, Entfch. Samml. des 
Reichsverbandes, 9. Jahrg., Heft 4 Nr. 177) ſich auf einen von 
Roch. abweichenden Standpunkt geſtellt, indem es die von einem 
Preiskartell den Händlern der nachſten Stufe auferlegten gleich- 
lautenden Reversbedingungen als Kartellverträge i. S. des 8 1 
KartBD. erklärt hat. Abweichend vom NG. bejaht das Karte. die 
geſellſchaftsähnliche Natur des Reversſyſtems. Es iſt bedauerlich, daß 
das NG. zu den ſich an die Ausführungen Tſchierſchkys a. a. O. 
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und zugeht, der gewerbliche Abnehmer die Bindungsklauſel 
nicht unbeachtet laſſen und beiſeiteſchieben konnte. Denn als⸗ 
dann ſtellten die Rechnung mit Preiszettel ſich rechtlich als 
Gegenofferte dar, die der Empfänger durch Stillſchweigen und 
Behalten der Ware ſeinerſeits annahm und genehmigte. Ganz 
anders verhielte es ſich aber dann, wenn er zunächſt die Ware 
von der Kl. ohne Rechnung mit Preiszettel zugeſandt bekam. 
Dann war durch Zuſendung der Ware ſein Angebot von der 
Kl. vorbehaltlos angenommen. Wenn dann hinterher erſt der 
Beſteller die Rechnung mit der Preisbindungsklauſel erhielt, 
die eine ungewöhnliche und für den Weiterabnehmer beſonders 
läſtige Bindung bedeutete, ſo brauchte ſich derſelbe daran 
allerdings nicht mehr zu kehren. Dieſe Klauſel wurde insbeſ. 
durch Stillſchweigen des Käufers uicht mehr Vertragsinhalt. 
Daran änderte ſich auch dann nichts, wenn bei ſpäteren Liefe⸗ 
rungen von der Kl. in gleicher Weiſe verfahren wurde. So 
wenig wie bei der erſten Lieferung die Preisbindungsklauſel 
bei ſolchem Hergang Vertragsinhalt wurde, ebenſowenig wurde 
ſie dies dadurch, daß ſpäter der gleiche untaugliche Weg zur 
vertraglichen Bindung an die Preiskette erneut eingeſchlagen 
worden iſt. Mit der in der Lieferung der Ware liegenden 
ſtillſchweigenden Annahme der Beſtellung waren vielmehr bei 
gleichem Verlauf auch die ſpäteren Käufe ohne die Preisbin⸗ 
dung abgeſchloſſen. 

Nach den Feſtſtellungen des Vorderrichters iſt aber ſo 
von der Kl. ſtändig verfahren worden bei Detailliſten mit 
mehreren Filialen und bei Vereinen, alſo bei einer Ab⸗ 
nehmerſchicht, die in einer Großſtadt wie H. unter den heu⸗ 
tigen Verhältniſſen aller Erfahrung nach zahlenmäßig eine 
nicht unerhebliche Rolle ſpielt und andererſeits gerade als 
Abnehmer jeweils größerer Mengen in Betracht kommt. Dar⸗ 
aus folgt aber, daß das Preisbindungsſyſtem der Kl. theore- 
tiſch und praktiſch immer noch nicht lückenlos iſt. Der Fall 
liegt inſofern grundſätzlich nicht anders als der in RG. 133, 
330 ff. erörterte. Schon dort iſt darauf hingewieſen, daß, 
wenn nicht der Weg des beſonderen Reversvertrags zur Herbei— 
führung der Abnehmerbindung an die Preiskette gewählt 
wird, die Preisbindung ebenſo wie jede andere Geſchäftsbedin⸗ 
gung zum Beſtandteil des einzelnen Kaufsgeſchäfts gemacht 
werden muß, und daß dies nur auf dem hierfür auch ſonſt 
vom Recht zur Verfügung geſtellten Weg geſchehen kann. Da⸗ 
bei darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß die Abſatz⸗ 
und Preisbindungsklauſel für den Abnehmer eine läſtige und 


u. U. gefährliche Bedingung bedeutet, die um fo weniger nach- 


träglich noch in einen abgeſchloſſenen Vertrag einſeitig ein— 
geſchmuggelt werden kann. Die Kl. kaun ihre Anſprüche gegen 
den Bekl. nicht auf Vertrag ſtützen. Will ſie gegen ihn als 
Außenfeiter jo, wie geſchehen, vorgehen, fo muß ſie ihr Preis- 
bindungsſyſtem jo aufbauen und handhaben, daß es — von 
vereinzelten unvermeidlichen Fehlſchlägen abgeſehen — ihre 
Abnehmer wirklich theoretiſch und praktiſch insgeſamt erfaßt. 
Daß die Durchführung einer ſolchen Preisbindung, wenn es 
ſich um einen Maſſenartikel des täglichen Bedarfs handelt, 
gewiſſe Schwierigkeiten bietet, iſt zuzugeben. Daraus folgt 
aber keineswegs, daß deshalb die rechtlichen Vorausſetzungen 
für die vertragliche Erfaſſung der beteiligten Abnehmer andere 


anlehnenden Argumenten des Kartell er. in feiner letzten Entſch. nicht 
Stellung genommen hat. 

2. Die Entjeh. behandeln weiter die Frage, wieweit die Ausf O. 
v. 30. Aug. 1930, die Markermvaren VO. v. 16. Jan. 1931 und die 
Preisſenkungs . v. 8. Dez. 1931 auf Tatbeſtände des Preisſchleu⸗ 
derns mit Markenwaren einwirken. Die Entſch. v. 6. Okt. 1931 
verneint zunächſt mit überzeugender Begr. die Anwendbarkeit ber 
Beſt. der Ausf O. auf Tatbeſtände der vorl. Art. Dagegen wird in 
der zweiten Entſch. v. 5. April 1932 die Anwendbarkeit der Marken- 
waren VO. bejaht mit dem Ergebnis, daß die unter das Anwendungs⸗ 
bereich der BD, fallenden Preisbindungen für nichtig und damit auch 
die Unterbietungsverbote gegen den Auſſeuſeiter (Preisſchleuderer) für 
unzuläſſig erklärt werden (gl. über den Einfluß des Kartellnotrechts 
auf die Frage des Preisſchleuderns mit Markenwaren: R. Wolff: 
GewꝗSch. 1931, 839 ff. Markenwaren VO. 55; Preisſenkungs . 
53 JW. 1931, 3620; 1G.: (ewüt Sch. 1931, 880 ff. u. 792; Od. 
Celle v. 7. Dez. 1930, 3 II I 185/30). Selbſtverſtändlich werden 
durch dieſe grundſätzliche Entſch. nur ſolche Preisbindungen berührt, 
ber denen die vorgeſchriebenen Preisſenkungen nicht durchgeführt 
find. Alle anderen Preisbindungen bleiben beſtehen und unterliegen 
auch jetzt noch den Grundſätzen, die das RG. in bezug auf die Un⸗ 
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würden, denn die Kl. kann weder für ſich, noch für ihr Preis⸗ 
indungsſyſtem inſoweit eine Sonderbehandlung beanſpruchen. 

Schon nach dem bisher Ausgeführten ergibt ſich, daß 
bas Preisbindungsſyſtem der Kl. eben nicht „lückenlos“ war. 

Der BerR. hält aber die Verurteilung des Bekl. auch 
noch aus einem anderen Geſichtspunkt für gerechtfertigt. 

Unſtreitig wurde der Bekl. von der Kl. nicht bzw. nicht 
mehr beliefert, weil er ſich an die von ihr feſtgeſetzten Klein⸗ 
verkaufspreiſe nicht gehalten hatte. Es war ihm alſo von 
der Kl., wie er wußte, der Warenbezug geſperrt. Das BG. 
ſieht nun als erwieſen an, daß M., der um die von der Kl. 
gegenüber dem Bekl. verhängte Lieferſperre wußte, im Auf⸗ 
trag des Bekl. ſich für dieſen von der Kl. durch bewußt un⸗ 
wahre Angaben ſolche Ware mit dem beigefügten Preis- 
indungszettel verſchafft habe, um ſie alsdann, wie von vorn⸗ 
herein beabſichtigt, ſofort dem Bekl. zum Schleuderabſatz zu 
überbringen. Das BG. ſtellt damit feſt, daß der Bekl. ſich 
10 die Margarine auf unlauteren, ſittenwidrigen Schleichwegen 
beſchafft habe. 

Die Rev. rügt nun weiter Übergehung des Vorbringens 
des Bekl., daß er den Bezug von Margarine von M. einge⸗ 
fett habe, nachdem er von der Art und Weiſe, wie M. ſich 
je Ware bei der Kl. verſchafft habe, erfahren habe, auch über 
M. gar keine Margarine mehr bekommen könne, da Kl. diefen 
nicht mehr befiefere. Es iſt richtig, daß der Vorderrichter dieſes 

orbringen nicht ausdrücklich erörtert hat. Soweit ſich aber 
ekl. darauf beruft, daß er ſeinerſeits die Verbindung mit M. 
aögebrochen habe, würde hierdurch angeſichts des von dem 
. feſtgeſtellten, gemeinſam verübten unlauteren Verhal⸗ 
ens beider die Wiederholungsgefahr nicht ausgeſchloſſen. An⸗ 
ders aber verhält es ſich hinſichtlich der weiteren Tatſache, 
daß die Kl. auch M. nicht mehr beliefert und damit dieſe 
ezugsquelle dem Bekl. in der Tat verſperrt iſt. Daß Bekl. 
er ſonſtwie auf ähnlichen Schleichwegen wie mit M. Ware 
f * Kl. verſchafft hätte und verſchaffen wolle, iſt bislang jeden⸗ 
alls nicht feſtgeſtellt Da das Preisbindungsſyſtem der Kl. 
ch kein lückenloſes ift, bleibt auch die Möglichkeit offen, daß 
an Ab P. als weiter in Betracht kommende Bezugsquellen 
die Ware in der Tat ohne Preisbindung erwarben. Die bis⸗ 
tigen Feſtſtellungen reichen deshalb keineswegs zu einer 
a rurteilung des Bekl. aus. Dazu kommt, daß eine ſolche 
Nach aus dem ſoeben erörterten rechtlichen Geſichtspunkt — 
erſchaffung der Ware auf Schleichwegen — doch wiederum 
uur dann angängig wäre, wenn Kl. ihre Preiſe entſprechend 
N Vorſchriften der Markenwaren VO. geſenkt und auch ihren 
nterlaſſungsanſpruch dementſprechend umgeſtellt hätte. 
„(A. v. 5. April 1932; 192/31 II. — Hamburg.) (u.] 
Rc. 136, 66. 
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1 81 unf. 8 826 BOB; 81 Kart d.! 
BD. b. 16. Jan. 1931; $1 BO. v. 26. Juli 1930. 

e beim Verkauf einer Markenſpiri⸗ 
05 

bi 1. Die Geltendmachung eines Preisunter⸗ 

marta gesverbors bei einer eigenen Spirituoſen⸗ 
te wi i 9 N 5 

Be Wind weder durch die Not VO. v. 16. Jan 


Er ſſigkeit des Preisſchleuderns mit Markenwaren entwickelt hat. — 

Wendet gkeit der Markenwaren O. wird trotz der von mir Mar⸗ 
aren O. S. 36 (38) geäußerten Bedenken bejaht. 

ff nn beiden hier zur Entſch. ſtehenden Fällen war das Revers⸗ 


f nach dem Zuſtandekommen des Kaufvertrages bei Zugang der 


de 5 
R Preisſchleuderer die Ware auf Schleich wegen beſchafft hat. Da⸗ 
815 nt in Übereinſtimmung mit dem BG. an, daß der Bell. ſich 


Rechtſprechung 


1873 
1931 noch durch die Aus f VO. v. 30. Aug. 1930 noch 
durch ſonſtige Not Vo. verhindert. Autonome 
Preis- und ſonſtige Bindungen der zweiten Hand 
dieſer Art fallen auch nicht unter 81 Kart O., 
dieſe iſt inſofern auch nicht durch 81 Abſ. 3 VO. 
v. 26. Juli 1930 abgeändert worden. 

2. Nicht das Preis unterbieten an ſich iſt ſit⸗ 
tenwidrig, auch nicht die Ausnutzung jedes Ver⸗ 
tragsbruchs, ſondern die Ausnutzung eines Sy⸗ 
ſtems, das durch die lückenloſe Bindung aller 
ſonſtigen Abnehmer den Unterbietenden einen 
Vorſprung verſchafft. Die Lückenloſigkeit muß 
im Zeitpunkt des Erwerbs der Ware beſtehen. 

3. Zur Bindung der zweiten Hand können 
verſchiedene Syſteme nebeneinander verwandt 
werden (Reverſe, Geſchäftsbedingungen auf Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben und Rechnungen), wenn fie 
nur insgeſamt die Abnehmer lückenlos ergrei⸗ 
fen. Nachträglicher Hinweis auf die Preisbin⸗ 
dung erſetzt dieſe ebenſowenig wie Bekannt⸗ 
ſchaft der Händler mit den Beſtrebungen des 
Markenerzeugers. f) 

(U. v. 6. Okt. 1931; 76/31 II. — Hamburg.) [Ku.] 

Abgedr. IW. 1931, 3662 4a. 


38. 81 Unl WG.; 88 3 Ziff. 1,4 Ziff. 2 Leb Mitt. 
Lebensmittelverfälſchung durch den Herſteller v. 
Lebensmitteln berechtigt die Klage auf Unter⸗ 
laſſung und Schadenserſatz wegen unlauteren 
Wettbewerbes nur, wenn der Herſteller damit 
gegen die guten Sitten verſtößt. Dies iſt der Fall, 
wenn die Ware geſundheitsſchädlich und wenn ſie 
verſchlechtert iſt oder gegenüber ihren wirklichen 
Eigenſchaften verbeſſert erſcheint. 

Das BG. erachtet in dem Betriebe mit einem Salizylzuſatz 
verſehenen Doſenräucherlachſes durch die Bekl. eine ihnen zur 
Laſt fallende ſittenwidrige Wettbewerbshandlung (§S 1 Unl WG.) 
weder an ſich, noch bei fehlender Deklaration des Zuſatzes als 
gegeben, inſofern ein ſolcher Zuſatz bei ſeinem im Streitfall in 
Frage kommenden geringen Umfange von 0,06% nicht als 
geſundheitsſchädlich anzuſprechen ſei und auch keine Verfäl⸗ 
ſchung der Ware bedinge, mithin ein Tatbeſtand i. S. von 
88 3 Ziff. Lab, 4 Ziff. 1, 2 Leb MittG. nicht vorliege. Da 
keine Pflicht zur Erklärung des Zuſatzes beſtehe, entfalle auch 
der Klagegrund aus 83 UnlWG. Demgemäß ſei auch ein An⸗ 
ſpruch aus 88 823, 826, 1004 BGB. zu verneinen. Die An⸗ 
griffe gegen dieſe Erwägungen ſind nicht begründet. 

Zutreffend geht das angef. Urt. davon aus, daß für die 
Frage eines ſittenwidrigen Verhaltens der Bekl. die Feſtſtel⸗ 
lung einer Zuwiderhandlung gegen das Leb Mitt. in erſter 
Linie entſcheidend ſei. Bedingt die Zuwiderhandlung gegen ein 
geſetzliches Verbot damit auch nicht ſchon an ſich einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten (88 134, 138 BGB.; RG. 89, 
199 )) ſo kann ein ſolcher zweifellos gegeben fein, wenn im 
geſchäftlichen Verkehr mit Lebensmitteln ein Wettbewerber ſich 
dadurch Abſatzvorteile vor ſeinen Mitbewerbern bei der Kund⸗ 


) JW. 1917, 354, 


und deshalb auch dann gem. § 1 UnlWG. mit der Unterlaſſungs⸗ 
klage zu belangen ſei, wenn das Preisbindungsſyſtem ein lückenloſes 
iſt. Die Entſch. dieſer Frage ift jedenfalls in ihrer Verallgemeinerung 
bedenklich. Die Reversverkräge enthalten häufig Klauſeln, durch die 
beſtimmte Abnehmerkategorien (3. B. Straßenhändler, Genoſſenſchaf⸗ 
ten, Groß-⸗Detailliſten) vom Bezug der preisgebundenen Ware gänzlich 
ausgeſchloſſen find oder auf Verlangen des Reversberechtigten ausge⸗ 
ſchloſſen werden können. Solche Ausſchließlichkeitsklauſeln ſind ge⸗ 
meinhin nicht unſittlich, ſondern grundſätzlich rechtlich zuläſſige 
Waffen im Wettbewerbskampf. Andererſeits ſcheint es mir aber im 
Gegenſatz zu der vom RG. ſchon im ſog. Dudenfall (RG.: JW. 
1929, 249) vertretenen Auffaſſung nicht richtig, von dem in Abwehr⸗ 
ſtellung gegen ſolche Bezugsſperren befindlichen Händler zu verlangen, 
daß er eine Preisbindung reſpektiert, deren Spitze ſich gegen ihn 
jelbft kehrt. Es muß deshalb jeweils geprüft werden, ob dem Außen⸗ 
ſeiter zuzumuten war, die Preisbindung zu reſpektieren (vgl. 
R. Wolff, Markenwaren Vo. S. 24 ff.). 
RA. Dr. Reinhold Wolff, Berlin. 
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ſchaft zu verſchaffen ſucht, daß er zum Schutze der Verbraucher 
gegen Geſundheitsſchädigung oder Übervorteilung erlaſſenen 
geſetzlichen Belt. zuwiderhandelt. Klaggrund bleibt freilich auch 
in dieſem Falle ſtets nur das Verhalten des Gegners i. S. von 
sl UnlWG., nicht die Verletzung des LebMittG. als ſolche, 
ſo daß für die Frage der Sittenwidrigkeit des Wettbewerbs 
die ſittliche Auffaſſung des in Frage kommenden Verkehrs- 
kreiſes vor allem in Betracht zu ziehen iſt (RG. 120, 51 2)). 

Für die Zuwiderhandlung gegen das Leb Mittl. find zwei 
Geſichtspunkte weſentlich, der der Geſundheitsſchädlichkeit des 
Salizylzuſatzes und der der durch ihn angeblich bedingten Ver⸗ 
fälſchung der Ware (88 3 Ziff. 1, 4 Ziff. 1, 2 Leb MittG.). 
Dieſe würden auch die maßgebenden ſein, ſoweit für die Beur⸗ 
teilung des Falles etwa das früher in Geltung geweſene Nahr⸗ 
MittGG. (58 10, 12 Ziff. 1) mit in Betracht zu ziehen ſein 
ſollte. Was zunächſt die Frage anlangt, ob der Genuß des von 
den Bekl. in Verkehr gebrachten Räucherlachſes die menſchliche 
Geſundheit zu ſchädigen geeignet ſei, ſo wird dieſe an ſich reine 
tatſachliche, unter Würdigung der Prozeßgutachten und des 
umfänglichen von den Parteien beigebrachten Materials ge⸗ 
troffene Feſtſtellung von der Rev. vergeblich bekämpft. Daß in 
Deutſchland geſetzliche Beſt. über den Zuſatz von Salizylſäure 
zu Fiſchwaren nicht beſtehen, iſt der Grund für die über die 
Zuläſſigkeit eines derartigen Zuſatzes in den Fachkreiſen be⸗ 
ſtehende weitgehende Meinungsverſchiedenheit. Die Frage kann 
daher nur von Fall zu Fall entſchieden werden, und die Ge⸗ 
ſichtspunkte, aus denen heraus das BG. ſeine Entſch. trifft, 
ſind rechtlich in keiner Weiſe zu beanſtanden. Völlig zutreffend 
geht es dabei bezüglich des Genuſſes des in Betracht kommen⸗ 
den Nahrungsmittels von den Lebensverhältniſſen der geſun⸗ 
den, normalen, erwachſenen Menſchen aus; denn, ſoweit ſich 
ein Lebensmittel nicht gerade an den Bedarf eines beſtimmeen 
Perſonenkreiſes wendet, kann ſeine Geſundheitsſchädlichkeit nur 
auf Grund der körperlichen Konſtitution der Durchſchnitts⸗ 
menſchen beurteilt werden (83 Anm. 5, 6 z. LebMittGG. bei 
Stenglein, Strafr. NebGGeſ.; RGSt. 31, 299). Kindern 
oder Kranken können auch geſundheitlich einwandfreie Lebens⸗ 
mittel zum Schaden gereichen, wie auch der übertriebene Genuß 
irgendeines harmloſen Lebensmittels ſelbſt beim geſunden Men⸗ 
ſchen leicht zu Geſundheitsſtörungen führen kann. Es iſt daher 
kein Rechtsverſtoß des B., wenn es bei Betrachtung des 
Falles dieſe beſonderen Verhältniſſe, auf die die Ware der Bekl. 
nicht berechnet iſt, unberückſichtigt gelaſſen hat. 

Ebenſowenig durchſchlagend ſind die Gründe, aus denen 
die Rev. die Feſtſtellung des B., daß auch eine Verfälſchung 
der Ware nicht anzunehmen ſei, angreift. Daß, wie die Rev. 
meint, der Zuſatz von Salizylſäure ſchon um ſeiner Fremd⸗ 
artigkeit willen verfälſchend wirke, trifft nicht zu, und wird 
auch im angef. Urt. nicht geſagt. Entſcheidend für den Tat⸗ 
beſtand der Lebensmittelverfälſchung iſt vielmehr, ob die mit 
der Ware vorgenommene Veränderung ſie verſchlechtert oder 
mindeſtens gegenüber ihrer wirklichen Beſchaffenheit als beſſer 
erſcheinen läßt (Stenglein a. a. O. 84 Anm. 4; RGESt. 6, 
53; 12, 98). Die Frage, ob ein Zuſatz danach verfälſchend ſei, 
kann, wie es die Vorinſt. richtig tut, nur einerſeits aus den 
Verkehrsanſchauungen der beteiligten Herfteller- und Handels⸗ 
kreiſe, ſofern dieſe nicht mißbräuchlich ſind, andererſeits aus 
der, ſei es auch rein gefühlsmäßigen, Auffaſſung der Ver⸗ 
braucherſchaft entnommen werden (RGSt. 63, 60; JW. 1903, 
140; 1908, 600). Ob $4 Ziff. 2 Leb MittGG. den Zweck der 
Täuſchung in Handel und Verkehr vorausſetzt, ift dabei gleich⸗ 
gültig. Die Rückſichtnahme auf die Anſchauungen des Verkehrs 
läßt ſich bei der Beurteilung der Verfälſchungsfrage um ſo 
weniger beiſeite ſetzen, als das für die Klage beſtehende Er 
fordernis der Sittenwidrigkeit des beanſtandeten Wettbewerbs 
gerade auch auf die ſittlichen Auffaſſungen der beteiligten Ver⸗ 
kehrskreiſe abſtellt. 


(u. v. 13. Nov. 1931; 99/31 II. — Köln.) Ku. 
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Preisſchutz und Kartellrecht. Preisſchutz und 
Sittenwidrigkeit. Zuläſſigkeit der auf Vertrag 


9) JW. 1928, 1218. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
geſtützten Unterlaſſungsklage als Geltend- 
machung des Erfüllungsanſpruches. Zuläſſig⸗ 
keit der Preisſchutzbindung mit der Wirkung 
aus § 328 BGB. 5) 

Die Bekl. handelt mit Kraftwagenzubehör. Sie hat in 
ihrem Geſchäftsbetrieb von der C. C. C., Gmbßp. in H. 
(CCC), käuflich deren „Continental“-Kraftwagen⸗Luftreifen 
geliefert erhalten. Die CCC. hat im Dezember 1929 mit 
einer großen Anzahl anderer Fabriken, die ſich mit der Her⸗ 
ſtellung von Kraftwagenreifen befaſſen, vertragliche Verein⸗ 
barungen zur „Regelung des Kraftwagengeſchäfts für 1930“ 
getroffen, und zwar, wie es unter § 1 des „Reifenvertrages“ 
heißt, mit dem Zweck, „den Handel mit Kraftwagenreifen in 
wirtſchaftlich gefunden Bahnen zu erhalten“. Die Verein- 
barungen ſollten vom 1. Jan. 1930 bis 31. Dez. 1930 gel⸗ 
ten. Sie traten an die Stelle des ſog. „Kraftwagenreifen⸗ 
vertrags von 1929“, der bis 31. Dez. 1929 galt und zwi⸗ 
ſchen den „Vertragsfabriken“ einerſeits, dem Kl. und der 
Vereinigung Deutſcher Gummireifen-Händler und Repara⸗ 
teure e. V. in B. andererſeits abgeſchloſſen worden war. 
Die Abmachungen für 1930, an denen mehr als zwanzig 
Reifenfabriken beteiligt waren, beſtimmen u. a., daß als 
Wiederverkäufer ab 1. Jan. 1930 nur ſolche Perſonen und 
Firmen anzuſehen ſeien, die auf Grund einer Prüfung be⸗ 
reits in die Wiederverkäuferliſte aufgenommen ſeien oder 
noch auf Grund eines ſog. „Anerkennungsverfahrens“ auf⸗ 
genommen würden, daß ferner Kraftwagenreifen zu Wieder⸗ 
verkaufspreiſen und Wiederverkaufsbedingungen — wie ſie 
in den Anlagen II und III des Vertrages als „einheitliche 
und bindende“ niedergelegt ſind — nur an Perſonen und 
Firmen geliefert werden dürften, die zu den im Vertrag ge⸗ 
nannten gehören; es folgen Vorſchriften über das Verbot 
von Sondervergünſtigungen, über Zahlungsbedingungen für 
Wiederverkäufer und ſog. Großverbraucher, über die Er⸗ 
ledigung von Erſatzanſprüchen, über ſog. Sonderverkäufe, 
über „einheitliche Wiederverkaufsbeſtimmungen“; bezüglich der 
letzteren heißt es, daß ſich die „Vertragsfabriken“ ver⸗ 
pflichten, einheitliche Wiederverkaufsbeſtimmungen, wie ſie 
die einen Beſtandteil des Vertrags bildende Anlage II ent- 
halte, für die Wiederverkäufer ihrer Kraftwagenreifen feſt⸗ 
zulegen. Aus den Bedingungen für Wiederverkäufer iſt zu⸗ 
nächſt hervorgehoben, daß jede Vertragsfabrik in der 
Feſtſetzung der Preiſe ihrer Verkaufspreisliſten 
(ſog. Bruttoliſtenpreiſe) frei fei; feſtgelegt find aber wieder 
die Rabattſätze der Wiederverkäufer, deren Jahresumſatz⸗ 
prämie und der Kaſſaſkonto; die Umſatzprämie iſt nach der 
Höhe des Umſatzes geſtaffelt (0—12½ %), der Wieder⸗ 
verkäuferrabatt auf 20 9% feſtgeſetzt. Die „Verbraucher“ 
belieferung iſt den Wiederverkäufern vorbehalten mit Aus⸗ 
nahme der ſog. Großverbraucher, die von den Fabriken ſelbſt 
unmittelbar, und zwar mit Rabatten zwiſchen 5 und 300% 
beliefert werden dürfen. Im Gegenſatz zu dem Kraftwagen⸗ 
reifenvertrag von 1929 enthält der Vertrag von 1930 über 
einen Preisſchutz ausdrücklich nichts. Nach der die Regelung 
des Kraftwagenreifen⸗Geſchäfts für 1930 betreffenden Nr. 8 
der „Schriftenreihe“ des Kl. wäre dies abſichtlich geſchehen 
und ſollte es jeder einzelnen Verbandsfabrik freiſtehen, ob 


Zu 39. Das intereſſante Urteil, dem in allen Dingen zuzu⸗ 
ſtimmen iſt, hat grundſätzliche Bedeutung. Die Klage richtet ſich 
gegen einen reversgebundenen Abnehmer wegen vertragswidriger 
Preisunterbietung und geht auf Unterlaſſung und Zahlung einer 
Vertragsſtrafe. Die reversberechtigte Firma (CCC.) iſt ihrerſeits 
Mitglied eines Fabrikantenkartells. Dabei iſt aber zweierlei wich⸗ 
tig. Einmal enthält dieſes Fabrikantenktartell keine Bindung ber 
züglich der eigentlichen Verkaufspreiſe. Vielmehr beſchränkt ſich 
die Kartellvindung hinſichtlich des Abſatzes darauf, daß einmal 
nur an anerkannte Wiederverkäufer zu den feſtgeſetzten einheit⸗ 
lichen Wiederverkaufspreiſen und Wiederverkaufsbedingungen ver⸗ 
kauft werden darf. Dabei find aber nicht die Verkaufspreiſe an 
die Wiederverkäufer ſelbſt feſtgelegt, ſondern nur die Höhe der 
Rabattſatze, der Jahresumſaßzprämien und der Kaſſaſkonten, die 
den Wiederverkäufern gewährt werden dürfen. Auch für den Ab⸗ 
ſatz an die ſog Großverbraucher find die Rabattſätze feſtgelegt. In 
der Beſt. der Verkaufspreise ſelbſt, auch den Wiederverkäufern um 
Groſverbrauchern gegenüber, ift aber jede Vertragsfabrik frei. Gs 
handelt ſich alſo hier nicht um ein Kartell mit voller Preisbindung, 
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fie Preisunterbietungen mit ihren Fabrikaten dulden wolle 
oder nicht und welche Maßnahmen von ihr gegebenenfalls 
gegen Preisunterbietungen ergriffen werden ſollten. 
Ä Dem Reifenvertrag für 1930 find als Anlagen und 
Beſtandteil angehängt „Die Wiederverkaufsbeſtimmungen“ 
ul. II) und „Einheitliche und bindende Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen ſowie Mäugelhaftung“ (Anl. III). Die 
CC. hat nun für ihre Reifen den „Preisſchutz“ eingeführt. 
Sie hat Preisliſten mit den fraglichen Preisbeſtimmungen, 
erkaufspreiſen und Lieferungsbedingungen Ende Dezember 
1929 an ihre Abnehmer, darunter auch die Bekl., verſandt; 
dieſe hat die Preisliſten entgegengenommen und daraufhin 
Reifen von der CCC. bezogen. Sie hat weiter den Ver⸗ 
pflichtungsſchein der CCC. (Revers) über deren Preisſchutz 
am 31. Jan. 1930 unterſchrieben und der CCC. überſandt. 
Der Schein enthält die Verpflichtung, beim Verkauf der 
Reifen der CCC. die von dieſer feſtgeſetzten Verkaufspreiſe 
ſtreng einzuhalten, ſie weder direkt noch indirekt zu unter⸗ 
reiten, bei Veräußerung an Wiederverkäufer den letzteren 
dieſelbe Pflicht aufzuerlegen und als Wiederverkäufer nur 
ſoſche Perſonen und Vereinigungen zu behandeln, deren 
Eigenſchaft als „Branchehändler“ der CCC. mit Sicherheit 
ekannt fer. Im Falle eines Verſtoßes gegen den Preisſchutz 
ſollte die CCC. berechtigt ſein, die weitere Belieferung mit 
Reifen zu verweigern und von getätigten Abſchlüſſen zurück⸗ 
zutreten. Sodann folgende nachſtehende weitere Klauſeln: 
„Bei einem Verſtoß ... verfallen wir ferner in eine Ver⸗ 
tragsſtrafe von 50% des für die vertragswidrig gelieferte 
are vorgeſchriebenen Verkaufspreiſes, mindeſtens in Höhe 
bon 500 RA, deren Angemeſſenheit anerkannt und auf deren 
richterliche Herabſetzung verzichtet wird. Alle über dieſen An⸗ 
pruch auf Vertragsſtrafe hinausgehenden Anſprüche Ihrer⸗ 
ſeits, insbeſondere auf Unterlaſſung bleiben durch die Zah⸗ 
ung der Vertragsſtrafe unberührt.... Der Inhalt dieſer 
Funde wird mit unmittelbarer Rechtswirkung gemäß 8 328 
3 GB. zugunften des ... Verbandes... B. übernommen.“ 
In der Folge hat die Bekl. unter dem 13. Febr. 1930 an 
wunden folgende Rundſchreiben verſandt: „Vertrauliche Preiſe! 
Auch in dieſem Jahr möchten wir Ihnen im Vertrauen auf 
Ire Verſchwiegenheit ein Vorzugsangebot in Autobereifung 
unterbreiten Autobereifung in» und ausländiſcher Fa⸗ 
8 kate, nur „fabrikfriſche Ware erſter Wahl ... zu den 
ſtonhimalfabritpreiſen abzüglich 20% Rabatt und 20% Kaſſa⸗ 
konto.“ Nach der Behauptung des Kl. hat die Bekl. ferner 
66 Februar 1930 und im März 1930 Preisſchutzware der 
SE. unter dem Liſtenpreis verkauft. Geſtützt hierauf und 
auf den Verpflichtungsſchein ſowie den Preisliſtenvermerk 
9 d den Inhalt des Preisſchutz⸗Rundſchreibens der CCC. 
& 31. Dez. 1929 hat der Kl. beantragt, die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, 1. es bei Strafvermeidung zu unterlaſſen, die 
kraftwagenluftreifen der CCC. unter den von ihr feſtgeſetzten 
wieinverkaufspreiſen (Bruttoliſtenpreiſen zu verkaufen, an 
Snbieten und feilzuhalten; 2. an ihn . . AM (Vertragsſtrafe) 
ebſt 100% Zinſen hieraus ſeit 1. Mai 1930 zu bezahlen. 
0 e Bekl. hat Klageabweiſung beantragt und Widerklage 
vobin erhoben: feſtzuſtellen, daß dem Kl. auf Grund der 
on den Parteien des Kraftwagenreifenvertrags für 1930 
— 
ſonde 
verk 


led verpflichtet iſt, iu feinen Abſatz einen Preisſchutz durch 


nehmrerſeits zu Schutzmaßnahmen verpflichten, wenn ein Ab⸗ 
banner eines Kartellmitgliedes die mit ihm vereinbarten Preis⸗ 
mit lagen nicht einhält. Es ſteht vielmehr im Belieben der Kartell⸗ 
wol ieder, ob ſie für ihren Abſatz einen Preisſchutz einrichten 
mit Soweit ferner ein ſolcher Preisſchutz von einem Kartell⸗ 
ichn d geſchaffen wird, hat ein Verſtoß gegen einen ſolchen Preise 
Verba auch keinen Ausſchluß des verſtoßenden Abnehmers vom 
glied uds verkehr zur Folge. Es hatte auch nur ein Teil der Mit- 
ort für feinen Abſatz einen ſolchen Preisſchutz eingeführt. Zu 


ies . . 2 
fiche gehört auch die CCC. Daraus ergibt ſich zunächſt, daß es 
Preise dem Reversſyſtenn der CCC. um einen ſog. autonomen 


ug handelt, alſo um einen Preisſchutz, der nicht auf Rartell- 
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den Abnehmern auferlegten Lieſerungs⸗, Zahlungs⸗ und 
Preisſchutzbeſtimmungen und aus der Unterzeichnung des 
Reverſes v. 31. Jan. 1930 durch die Bekl. keinerlei Rechte 
irgendwelcher Art gegen ſie zuſtehen. Sie beſtreitet insbeſ. 
die Sachberechtigung des Kl., halt Preisſchutz-, Zahlungs⸗ 
und Lieferungsbedingungen wegen ſittenwidriger Knebelung, 
wucheriſcher Ausbeutung unter mißbräuchlicher Ausnützung 
der wirtſchaftlichen Machtſtellung der Reifenfabriken für 
nichtig, macht geltend, daß dem Unterlaſſungsanſpruch über⸗ 
haupt die Grundlage fehle, daß endlich von ihr gegen die 
Preisſchutzklauſeln nicht verſtoßen ſei. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen und der Widerklage 
ſtattgegeben, das KG. umgekehrt unter Abweiſung der Wider⸗ 
klage dem Klageantrag gemäß erkannt. Die Rev. iſt zurück⸗ 
gewieſen worden. 

1. Das KG. hat vorab geprüft, ob die Anſprüche des 
Kl. mit Erfolg aus Vertrag hergeleitet werden können, eine 
Rechtsgrundlage, die für den Vertragsſtrafeanſpruch auch 
allein nur in Betracht kommen kann. Es gelangt zur Be 
jahung dieſer Frage, indem es einmal den Verpflichtungs⸗ 
ſchein v. 31. Jan. 1930, ſodann die widerſpruchsloſe Ent⸗ 
gegennahme ſowohl des Rundſchreibens der CCC. v. 31. Dez. 
1929, wie deren Preisliſte Nr. 15 v. 2. Jan. 1930, und 
zwar die beiden letzteren Tatumſtände je im Zuſammenhalt 
mit nachfolgendem Warenbezug bei der CCC. als ſelbſtändige 
vertragliche Verpflichtungsgründe gelten laſſen will. 

Es iſt anerkannten Rechtens, daß, wenn ein Kaufmann 
einem anderen ſeine Geſchäftsbedingungen unter dem Hinweis 
darauf mitteilt, daß ſie für künftige Geſchäfte maßgeblich ſein 
ſollten, und alsdann der andere Teil, ohne Widerſpruch da⸗ 
gegen zu erheben, mit ihm ſolche Abſchlüſſe tätigt, die mit⸗ 
geteilten Geſchäftsverbindungen ſtillſchweigend mangels 
anderweiter Vereinbarung Beſtandteil der einzelnen Ver⸗ 
träge geworden ſind. Im übrigen kommt es hier darauf gar 
nicht an. Denn auf alle Fälle wäre die Bekl. durch den 
Verpflichtungsſchein v. 31. Jan. 1930 vertraglich auf die 
Preisſchutzbeſtimmungen verpflichtet, ſalls dieſe Bindung nicht 
etwa aus anderen Rechtsgründen entfiele. Gewiß würde eine 
einſeitige Verpflichtungserklärung der Bekl. zur Herbei⸗ 
führung einer ſolchen Bindung nicht ausreichen. Es bedarf 
hierzu vielmehr in aller Regel, weil es ſich um die Be⸗ 
gründung ſchuldrechtlicher Verpflichtungen handelt, der Ver⸗ 
tragsform. Sie iſt aber gewahrt. Es liegt ein ſog. Revers⸗ 
vertrag vor, wie er gerade bei preisgebundenen Waren viel⸗ 
fach üblich iſt (ſ. hierüber auch R. Iſay: Kartgdſch. 1927, 
102 ff.; Blum ebenda S. 383 ff.). Die CCC. hat unbeſtrit⸗ 
tenermaßen die Übernahme der „Reversverpflichtungen“ durch 
Unterſchrift des entſprechenden Formulars von der Bekl. ge⸗ 
fordert, und letztere iſt dieſem Verlangen durch Überſendung 
des von ihr unterſchriftlich vollzogenen Scheins nachgekommen. 
Durch Antrag und Annahme iſt jo der „Nevers“ vertrag 
abgeſchloſſen worden. Etwas anderes will auch das KG. 
damit nicht ſagen, wenn es ausführt, als für die Bekl. bin⸗ 
dende Vereinbarung ſei vorab der von ihr unterſchriebene 
Verpflichtungsſchein zu bezeichnen. Daß die CCC. die Über⸗ 
ſendung des unterzeichneten Verpflichtungsſcheins als rechts⸗ 
geſchäftlich bindende Verpflichtung der Bekl. auf Einhaltung 
rechtlicher Bindung beruht, ſondern der autonom von dem Kl. 
nach ſeinem Belieben geſchaffen iſt. 

Das RG. prüft nun mit Recht zuerſt die Frage, ob ein rechts⸗ 
gültiger Reversvertrag mit der Bekl. zuſtandegekommen iſt. Dabei 
nimmt das NG, zunächſt mit Recht an, daß jedenfalls die Ver 
tragsbaſis i. S. von Antrag und Annahme gegeben iſt. Es kam 
dann aber weiter in Betracht, ob dieſer Reversvertrag nicht ſelbſt 
als Kartell auzuſehen iſt, und daher den Bet. der KartVO. unter⸗ 
lag. Die Bell. hatte in dieſer Beziehung Verletzung des $3 KartVO. 
geltend gemacht, und daraus die Nichtigkeit der Reversabrede her- 
leiten wollen. Das RG. verneint mit Recht den Rartell- 
charakter derartiger autonomer Preisſchutzſyſteme, 
allerdings mit Beſchränkung auf den Rechtszuſtand, wie er zur 
Zeit der Erlaſſung des angegriffenen Urt. vorlag. Damit ſollte 
offenbar gejagt fein, daß für die Beurteilung des konkreten Falles 
die Kart lo VO. noch nicht in Betracht kam. Es iſt nun zunächſt 
durchaus richtig, daß jedenfalls nach der Kart VO. derartige autonome 
Revers und Preisſchutzſyſteme nicht ihrerſeits als Kartelle an- 
zuſehen ſind, und zwar deswegen, weil ſie nicht ſelbſt geſellſchafts⸗ 
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der Preisſchutzbeſtimmungen gefordert und entgegengenommen 
hatte, kann füglich nicht in Zweifel gezogen werden. — Wieſo 
es alsdann noch an dem Erfordernis vertraglicher Einigung 
fehlen ſollte, iſt nicht erfindlich. 

2. Soweit die Rev. unter Bezugnahme auf § 9 KartVO. 
ausführt, daß Sperren und ähnliche Maßnahmen auf Grund 
von Verträgen oder Beſchlüſſen der in 8 1 KartVO. be⸗ 
zeichneten Art nur mit zuvoriger Genehmigung des Vor⸗ 
ſitzenden des KartGer. verhängt werden dürften, iſt dem 
entgegenzuhalten, daß es ſich hier nur um den Anſpruch auf 
Unterlaſſung der Preisunterbietung und den 
Vertragsſtrafenanſpruch handelt; weder für den 
einen noch den anderen dieſer Anſprüche tref⸗ 
fen die Vorausſetzungen des § 9 Kart VO. zu; dies 
gilt insbeſ. auch für den Vertragsſtrafenanſpruch (ſiehe hin⸗ 
ſichtlich des letzteren auch RG. 122, 260 ff.: JW. 1929, 1243). 

Verfehlt iſt ferner, wenn die Rev. hinſichtlich der Preis⸗ 
ſchutzbeſtimmungen des Reverſes, auf den die Kl. ſich in 
erſter Linie ſtützt, Verletzung des § 3 Kart. rügt und 
daraus etwa die Nichtigkeit der Reversabrede herleiten will. 

Gewiß ſtellt der ſog. Kraftwagenreifenvertrag für 1930 
einen Kartellvertrag i. S. des § 1 Kart VO. dar, weil er 
Verpflichtungen über die Handhabung des Abſatzes, die An⸗ 
wendung von Geſchäftsbedingungen uſw. enthält. Das hat 
der Kl. auch gar nicht beſtritten. Wohl aber hat er ſich da⸗ 
gegen gewendet, daß der Preisſchutz Gegenſtand ſolcher Bin⸗ 
dungen ſei und habe fein ſollen. Das KG. hat dieſe Frage 
geprüft und ſie verneint, insbeſ. auch in der Richtung ver⸗ 
neint, daß inſoweit etwa eine ſtillſchweigende Verpflichtung 
der Beteiligten vorliege. Es hat das Nichtbeſtehen kartell⸗ 
mäßiger Abreden inſoweit insbeſ. aus der unwiderſprochen 
gebliebenen Behauptung des Kl. gefolgert, daß von den 
ſechsundzwanzig am Kartellvertrag beteiligten Unternehmern 
nicht weniger als acht Unternehmer einen Preisſchutz über⸗ 
haupt nicht eingeführt hätten. Dieſe Erwägung liegt auf 
rein tatſächlichem Gebiet. Sehr wohl konnte aus dieſem Ver⸗ 
halten eines erheblichen Teils der Kartellmitglieder geſchloſſen 
werden, daß die Nichteinbeziehung des Preisſchutzes in den 
ſchriftlichen Kartellvertrag allen Ernſtes eben deshalb und 
nur deshalb erfolgt iſt, weil inſoweit dem einzelnen Kartell⸗ 
teilnehmer vollig freie Hand gelaſſen wurde, der Preisſchutz 
alſo in der Tat von den Kartellbindungen nicht ergriffen 
werden ſollte. Dazu kommt, daß in dem Kraftwagenreifen⸗ 
vertrag ganz unzweideutig und ausdrücklich beſtimmt iſt, daß 
in der Feſtſetzung der Preiſe der Verkaufspreisliſten jede 
Vertragsfabrik frei ſein ſollte. Was die Rev. dagegen vor⸗ 
bringt, liegt auf rein tatſächlichem Gebiet. Mit der Frage 
der Anwendbarkeit des § 3 KartVO. nicht zu verwechſeln iſt 
die weitere Frage, ob etwa ſolche Reversbindungen, wie ſie die 
EEE. von ihren Abnehmern verlangt, an und für ſich ſchon 
unter § 1 Kart VO. fallen, ſei es, daß etwa der Vertrag 


mäßige, geſchweige denn verbandsmäßige Organiſationen darſtellen. 
Sowohl das Kart GG. wie das RWiM. neigen allerdings dazu, auch 
ſolche Reversſyſteme bereits als Kartelle i. S. der Kart VO. an⸗ 
zuſchen, verkennen aber dabei den Kartellbegriff, wie er der Kart VO. 
zugrunde liegt (vgl. hierzu auch meine Ausführungen über den Be⸗ 
griff des Kartells und der Kartellbindung in der KartVO. und 
in der KartNotVoO. in dem ſoeden erſcheinenden Bd. II von Dü⸗ 
ringer⸗Hachenburg, Allg. Einl. Anm. 378 ff.). Um fo wich⸗ 
tiger iſt es, daß nun auch das RG. den Hartellcharakter folcher 
autonomen Preisſchutzſyſteme jedenfalls für den Rechtszuſtand vor 
Inkrafttreten der KartRotVO. verneint, nachdem auch ſchon das 
KG. (31. Sen.) in ſeiner Entſch. v. 25. Juni 1931 (Kartüdſch. 
1931, 506 ff.) ſich auf den gleichen Standpunkt geſtellt hat. Da für 
den vorliegenden Fall lediglich der Rechtszuſtand vor Inkrafttreten 
der KartNRotVO. in Betracht kam, brauchte nicht erörtert zu werden, 
ob etwa nach Inkrafttreten der Kart Rot O. derartige autonome 
Preisſchutzſyſteme als Kartelle anzuſehen ſind. Dies hängt von der 
Frage ab, ob die KartNot VO. eine Erweiterung des Kartellbegriffs 
auch j. ©, der KartVO. gebracht hat. In Betracht kommt in dieſer 
Beziehung die Vorſchr. des SL Abſ. 3 KartNotVoO., wonach als 
Vertrage i. S. des 5 1 Kart VO. auch ſolche Verträge gelten ſollen, 
durch die ſich mehrere ſelbſtändige Unternehmen, die der gleichen 
Wirtſchaftsſtufe angehören, einzeln gegenüber anderen in bezug auf 
die Art der Preisfeſtſetzung oder der Forderung von Preiſen zu 
einem beſtimmten Verhalten verpflichten. Mit dieſer Vorſchr. iſt zu⸗ 
nächſt zweifelsfrei zum Ausdruck gebracht, daß jedenfalls für das 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
zwiſchen der CCC. als Unternehmerin und dem einzelnen 
Abnehmer über die Preisbindung und den Preisſchutz oder 
etwa die Geſamtheit der von ihr mit ihren Abnehmern ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge als Kartellverträge oder kartellähnliche 
Abreden i. S. des § 1 KartVO. anzuſehen find. Beides iſt 
indeſſen jedenfalls für den Rechtszuſtand, wie er zur Zeit 
der Erlaſſung des angegriffenen Urteils vor- 
lag, zu verneinen (f. a. Iſay⸗Tſchierſchky, Anm. 8 zu 
81 Kart®D.; derſelbe: Kartgdſch. 1927 P. 106; Blum 
ebenda S. 387 und Kartgddſch. 1931, 245 ff. (249) ſowie über 
den Kartellbegriff i. S. des § 1 KartVO. RG. 114, 262 = 
JW. 1926, 2912; ſiehe jetzt: 8 1 Abſ. 3 der WO. des RPräſ. 
zur Behebung finanzieller Notſtände vom 26. Juli 1930 
[RGBl. 328] und hierzu u. a. Wolff, KartRotVO. S. 25ff. 
einerſeits, Blum: Kartgddſch. 1931, 249 ff. andererſeits). 

3. Die Rev. rügt ſodann, daß der Vorderrichter zu Un⸗ 
recht die Sittenwidrigkeit der Vertragsabreden verneint habe. 
— Auch dieſem Reviſionsangriff war im Ergebnis der Er⸗ 
folg zu verſagen. 

Das KG. hat aus dem Umftand, daß die am Abſchluß 
des Kraftwagenreifenvertrags beteiligten Fabriken zu einem 
nicht unweſentlichen Teil den Preisſchutz nicht eingeführt, 
wohl aber die ſonſtigen dort für den Geſchüftsverkehr mit 
den Abnehmern feſtgelegten Beſtimmungen übernommen 
haben, gefolgert, daß die Preisſchutzbeſtimmungen ſelbſt trotz 
des „wirtſchaftlichen“ Zuſammenhangs mit den übrigen Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen keineswegs eine „rechtliche Einheit“ mit 
dieſen bilden, vielmehr an und für ſich auch dann, wenn die 
ſonſtigen Geſchäftsbedingungen aus irgendwelchen Gründen 
als ſittenwidrig zu erachten wären, für ſich allein Rechts⸗ 
beſtand haben könnten und hier Rechtsbeſtand hätten, dem⸗ 
nach den Klageanſprüchen, die ſich vorab nur auf die Preis- 
ſchutz abrede ſtützten, durch eine etwaige Nichtigkeit der übri⸗ 
gen Geſchäftsbedingungen der Rechtsboden noch nicht entzogen 
wäre. Dagegen wendet ſich die Rev. in erſter Linie. Sie iſt 
vorab der Meinung, daß Preisſchutz und Revers nicht als 
ſelbſtändige Verträge, ſondern in rechtlicher Hinſicht nur in 
Verbindung mit dem Kartellvertrag gewürdigt werden könn⸗ 
ten, weil ſie einzig und allein in dieſem ihre wirtſchaftliche 
und rechtliche Grundlage beſäßen. Dies folge allein ſchon, wie 
die Rev. meint, aus dem viertletzten Abſatz der überein⸗ 
ſtimmenden Lieferungsbedingungen, worin es heiße: „Wir 
haben ferner das Recht, eine Weiterbelieferung mit Kraft⸗ 
wagenreifen von der Unterzeichnung eines Reverſes abhängig 
zu machen, der den Wiederverkäufer durch dieſe ihm ohnehin 
obliegende Verpflichtung erneut feſtlegt.“ Durch dieſe „au⸗ 
thentiſche“ Erklärung der Vertragsfabriken ſei der Zuſammen⸗ 
hang des Preisſchutzes mit dem Kartellvertrag ausdrücklich 
zugegeben; ein weſentlicher Beſtandteil des letzteren ſeien aber 
die in Anlage II dem Kartellvertrag beigefügten und in ſei⸗ 
nem 8 9 ausdrücklich in Bezug genommenen Wiederverkaufs⸗ 


Anwendungsgebiet der KartNot VO. der Kartellbegriff dahin er⸗ 
weitert iſt, daß ſich die Beſt. der KartRot VDO. auch auf die Preis- 
bindungen der weiteren Wirtſchaftsſtufe, alſo auf die ſog. Preis- 
bindungen der zweiten Hand beziehen, mag nun das Preisſyſtem 
von einer Kartellorganiſation als Reversberechtigten oder doch Durch⸗ 
führungsberechtigten ausgehen (kartellmäßiger Preisſchutz) oder von 
Einzelunternehmungen oder Konzernen unter Verankerung in einer 
Kartellorganiſation (autonomer Preisſchutz). In beiden Fällen find 
jetzt nach Jukrafttreten der KartRot Bo. jedenfalls die Eingriffe 
möglichkeiten der KartRot BDO. gegeben. Damit ift aber nicht ge 
ſagt, daß ſolche Preisbindungen der zweiten Hand nun auch als 
Kartelle der Kart BO. anzuſehen find, Schon das KB. hat in jeiner 
oben zitierten Entſch. v. 25. Juni 1931 (Kartgdſch. 1931, 506 mit 
Anmerkung von Hüſſener und Blum) dieſe Frage verneint, indem 
es aus der Eingliederung des Abſ. 3 des 8 1 eben als dritten Ab- 
ſatz dieſes Paragraphen ſchließt, daß dieſe Begriffserweiterung nur 
für den Geltungsbereich der erſten beiden Abſätze des Paragraphen 
gelten ſoll, daß aber damit nicht darüber hinaus der Begriff ‚des 
Kartellvertrages auch für den Geltungsbereich der KartVO. erweitert 
werden ſollte. Dieſer Auffaſſung hat ſich neuerdings auch das NO. 
in feinen Urt. v. 6. Dez. 1931, II 76/81, augeſchloſſen. Danach iſt, 
auch was den heutigen Rechtszuſtand anbelangt, davon auszugehen, 
daß Preisbindungen zweiter Hand zwar dem Eingriff auf Grund 
der KartRotB O. unterliegen, dagegen nicht Kartellvertrage i. S. 
der KartVO. find, Die Frage iſt einmal wichtig wegen der für 
Kartellverträge der Kart “D. gem. $1 erforderlichen Schriſtform. 
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beſtimmungen; ſeien letztere ungültig, ſo gelte gleiches auch 
für die Beſtimmungen über den Preisſchutz, weil dieſe 
wiederum ein weſentlicher Teil der vertraglich vereinbarten 
Wiederverkaufsbeſtimmungen ſeien; dieſelbe Rechtsfolge er⸗ 
gebe ſich ohne weiteres ſinngemäß aus § 139 BG B., wonach 
die Nichtigkeit des Teils eines Rechtsgeſchäfts die Nichtigkeit 
des ganzen Geſchäfts nach ſich ziehe; nach Lage der Sache 
könne nicht angenommen werden, daß die vertragſchließenden 
Teile die Preisſchutzvereinbarungen ohne die Wiederverkaufs⸗ 
beſtimmungen bzw. den Kartellvertrag getroffen haben würden. 


Gegenüber dieſen Ausführungen der Rev. iſt zunächſt 
darauf hinzuweiſen, daß die von ihr vorſtehend mitgeteilte 
klauſel weder in dem Kraftwagenreifenvertrag ſelbſt noch in 
deſſen Anlagen ſteht, vielmehr enthalten beide von einem 

reisſchutz und einer Reversverpflichtung darauf gerade 
Nichts. Inſoweit ift auf die unter Ziff. 2 gemachten Aus⸗ 
führungen zu verweiſen. Die Klauſel, welche die Rev. im 
uge hat, findet ſich vielmehr in dem Rundſchreiben der CCC. 
b. 31. Dez. 1929, das ſich aber eben nur mit dem Preis- 
Gus befaßt und in den Preisſchutzbeſtimmungen der CCC. 
ſeloſt (ſ. die Preisliſte Nr. 15 vorn v. 2. Jan. 1930); dort 
aber gerade die „autonomen“ Preisſchutzbeſtimmungen 
Aer der Überſchrift „Preisſchutz für Continentale Kraft⸗ 
vagenreifen“ den vorangehend mitgeteilten „Einheitlichen und 
enden Lieferungs⸗ und Zahlungsbedingungen, ſowie 
kangelhaftung für Kraftwagenluftreifen 1930“ 
beben übergeſtellt Damit kommt klar und deutlich zum Aus⸗ 
druck, daß es ſich bei der Reversklauſel hinſichtlich des Preis⸗ 
hutzes und dieſem ſelbſt eben nicht um eine auf Grund und 
1 Erfüllung der Kartellbindungen übernommene, ſondern 
M von der CCC. in eigener freier Entſchließung auf⸗ 
gedellte Einzelbedingungen, d. h. eben um einen ſog. auto⸗ 
omen Preisſchutz handelt. Grundſätzliche Bedenken gegen 
e Zuläſſigkeit vertraglicher Preisbindungen der zweiten und 
i eiteren Hand beſtehen nicht, ſoweit ſich dieſe Bindungen nur 
m Rahmen des allgemeinen Rechts halten. Wie ebenfalls 
Won ausgeführt, handelt es ſich bei dem Revers, auf den 
Be ſeine Anſprüche vorab ſtützt, um einen ſchuldrechtlichen 
Bu lvog, nach welchem ſich die Bekl. der CCC. gegenüber 
zerpflichtet hat, hinſichtlich des Weiterverkaufs von deren 
Krallwagenreifen — der Preisſchutz bezieht ſich nur auf 
benen der CCC. — beſtimmte Bedingungen einzuhalten, 
mie Handlungen zu unterlaffen, im Falle der Zu⸗ 
derhandlung auch eine Vertragsſtrafe zu zahlen. Dieſer 
den ders, vertrag hat gegenüber dem Kartellvertrag, wie auch 
A zum Beſtandteil der einzelnen Kaufverträge gewordenen 
rarſe gen Geſchäftsbedingungen rechtlich ſelbſtändigen Cha⸗ 
n er. Er wird insbeſ. nicht ohne weiteres hinfällig, wenn 
10 5 anderen Bedingungen, ſei es überhaupt, ſei es in ein⸗ 
beſon Teilen wegen Verſtoßes gegen zwingendes Recht, ins- 
ondere 8 138 BGB. für nichtig zu erachten wären. — 
—— 
halleden autonome Preisſchutzſyſteme als ſolche unter die Kart Vo. 
erforbe 7 wäre für ſie die praktiſch Kaum durchführbare Schriftform 
der er. Im vorliegenden Falle hat es ſich nicht um die Frage 


V chriftform gehandelt, ſondern um die Verletzung des § 3 Kart⸗ 


einen die das RG. aus den angegebenen Gründen verneint. Auch 
mit meiteren Rartellrechtlichen Einwand der Bekl. hat das RG, 
das Voc. abgelehnt. Die Bell. hatte nämlich geltend gemacht, daß 
89 en der Kl. eine genehmigungspflichtige Sperre i. S. des 
ſi henden O. ſei und daher der vorherigen Genehmigung des Vor⸗ 
Aden des Kartch. bedurft hätte, Demgegenüber führt das RG. 
Name aus, daß jedenfalls die geltend gemachten Klageanſprüche, 
nicht der Unterlaſſungsanſpruch und der Vertragsſtrafenanſpruch 
des 6 9 haare als Sperre oder fperrähnliche Maßnahmen i. ©. 
geſagt Kart dd. angeſehen werden Können. Damit iſt natürlich nicht 
ankert daß. nicht doch in der Durchführung eines kartellmäßig ver- 
S ren Preisſchutzes unter Umſtänden eine genehmigungspflichtige 
z liegen kann. Das kann dann aber nur für andere Maß- 
mit den gelten als fie hier zum Gegenſtand der Klage gemacht find, 
füllung“ zie dag NG, mit Recht ausführt, letzen Endes nur die Er⸗ 
weiter Reversvertrages verlangt wird. Das NG. prüft daun 
mit Me ze Frage der Sittenwidrigkeit der Reversbindung, wobei es 
dem g N den Reversvertrag, eben infolge ſeines autonomen, von 
trag artellvertrage losgelöſten Charakters, als ſelbſtändiges Ver⸗ 
eine rbültnis behandelt, das in ſeiner Gültigkeit auch nicht durch 
ſchäftabediſe Nichtigkeit des Kartellvertrages und der ſonſtigen Ge- 
dingungen berührt würde. Die Sittenwidrigkeit der Revers⸗ 


Das verkennt die Rev. Die Nichtigkeit des Kartell⸗ 
vertrages zöge überhaupt an und für ſich noch 
nicht die Nichtigkeit der von den einzelnen Kar⸗ 
tellmitgliedern mit ihren Kunden geſchloſſenen 
Kauf⸗ und ſonſtigen Verträge nach ſich. Nichtigkeit 
auch dieſer Abmachungen würde vielmehr erfordern, daß ge⸗ 
rade die Umſtände, welche dem Kartellvertrag als ſolchem 
den Stempel der Sittenwidrigkeit aufdrücken, auch die Ver⸗ 
träge mit den Kunden beherrſchen und ſie, ſei es für ſich 
allein, ſei es im Zuſammenhalt mit weiteren Umſtänden 
ebenfalls als ſittenwidrig erſcheinen laſſen. 


Der Preisſchutz ſelbſt war aus dem Rahmen der Kartell⸗ 
bindungen herausgenommen, ſeine Einführung ins freie Er⸗ 
meſſen jedes der Kartellbeteiligten, die in der Feſtſetzung ihrer 
Bruttoliſtenpreiſe kartellmäßig überhaupt freie Hand hatten, 
geſtellt. Daß die CCC. beſonderen Wert gerade auf ihn legte, 
ergibt ſich aus der Einführung desſelben für ihre Ware. 
Die Rechtslage der Bekl., die ſelbſt vorträgt, daß ſie die 
Ware der CCC. im Intereſſe der gedeihlichen Entwicklung 
ihres Betriebes führen müſſe, würde ſodann trotz des Preis⸗ 
ſchutzes durch eine etwaige Nichtigkeit der ihr nach den übri⸗ 
gen Geſchäftsbedingungen der CCC. auferlegten Verpflich⸗ 
tungen nur verbeſſert, nicht aber verſchlechtert werden. — 
Bei dieſer Sachlage kann es als rechtsirrtümlich nicht an⸗ 
geſehen werden, wenn das BG. erſichtlich auf Grund der 
gleichen Erwägungen zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß hier 
die etwaige Nichtigkeit des Kartellvertrags und der ſonſtigen 
Geſchäftsbedingungen für die auf den Revers vertrag ge⸗ 
ſtützten Klageanſprüche ohne Belang wäre. Im übrigen hat 
das BG. die Frage, ob der Reversvertrag ſelbſt etwa wegen 
Verſtoßes gegen $ 138 BGB. als nichtig anzuſehen ſei, ein⸗ 
gehend erörtert. Es hat dabei insbeſ. geprüft, ob der Preis⸗ 
ſchutz etwa eine unſittliche Knebelung der Bekl. enthält, dieſe 
Frage aber verneint. Es führt aus, daß ein erheblicher Teil 
der kartellbeteiligten Kraftwagenreifenfabriken überhaupt kei⸗ 
nen Preisſchutz eingeführt habe, die Bekl. alſo zur Deckung 
ihres Reifenbedarfs nicht auf die den Preisſchutz pflegen⸗ 
den Reifenfabriken angewieſen ſei. In dieſem Zuſammen⸗ 
hang wäre noch anzuführen, daß Verſtöße gegen den Preis⸗ 
ſchutz der einen oder anderen Verbandsfabriken die Bekl. 
keineswegs vom Verbandsverkehr überhaupt ausſchließen. Aus 
den von der Bekl. vorgelegten Schreiben anderer Verbands⸗ 
fabriken ergibt ſich vielmehr nur, daß dieſelben Einhaltung 
der eigenen Bruttoliſtenpreiſe und eine entſprechende Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. auf dieſe verlangen. Das KG. ſtellt 
weiter feſt, daß die Bekl. dazuhin auch noch von den Kartell- 
außenſeitern, worunter große bekannte und namhafte Unter⸗ 
nehmungen ſich befänden, beziehen könne. Es erwägt ferner, 
daß die von der CCC. der Bekl. belaſſene Verdienſtſpanne 
eine ſehr erhebliche ſei; das KG. weiſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang darauf hin, daß die Bekl. in ihrem Rundſchreiben vom 


bindung ſelbſt aber wird verneint, und zwar ſowohl im Hinblick 
auf die der Bekl. gelaſſene Verdienſtſpanne, wie vor allen Dingen 
auch deswegen, weil die Bekl. gar nicht von dem Geſchäftsverkehr 
mit den übrigen kartellierten Firmen ausgeſchloſſen iſt. Es war dann 
weiter der Einwand geltend gemacht, daß der Preisſchutz nicht durch⸗ 
geführt wurde. Dieſe Frage einer lückenloſen Durchführung des Preis⸗ 
ſchutzes wird regelmäßig unter dem Geſichtspunkt erörtert, ob ſich 
der Preisſchleuderer eines unlauteren Wettbewerbes ſchuldig gemacht 
hat. Im vorliegenden Falle handelt es ſich um die Frage der Ver⸗ 
tragsverletzung durch den Reversberechtigten. Mit Recht ſtellt ſich 
hier das RG. auf den Standpunkt, daß der Reversvertrag auf 
ſeiten des Reversberechtigten die Verpflichtung begründet, das Preis⸗ 
ſchugſyſtem ernſtlich gegen Verſtöße zu verteidigen und hierbei nicht 
willkürlich vorzugehen. Nur wenn der Reversberechtigte auch ſeiner⸗ 
ſeits das Erforderliche tut, um die durch den Preisſchutz bezweckte 
Gleichmäßigkeit der Kleinverkaufspreiſe wirklich durchzuſezen, kann 
er billigerweiſe den Reverskunden an der Reversverpflichtung feſt⸗ 
halten. Nun ergab ſich aber aus den Feſtſtellungen des KG., daß der 
Reversberechtigte im vorliegenden Falle ernſtlich und mit Erfolg be⸗ 
müht war, den Preisſchutz gleichmäßig den Händlern gegenüber durch ⸗ 
zuführen. Dann war er auch berechtigt, von dem Reverskunden die 
Einhaltung der Reversverpflichtung zu verlangen. Es wird dann 
fernerhin vom RG. noch mit Recht bejaht, daß die Reversverpflichtung 
gerade auch die Unterlaſſungspflicht in ſich ſchloß, die von der Kl. 
feſtgeſetzten Bruttoliſtenpreiſe weder direkt noch indirekt zu unter⸗ 
bieten. Damit war, wie das RG. mit Recht annimmt, eine ſelb— 
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13. Febr. 1930 einen Rabatt von nicht weniger als 220% 
anbiete und ſich dabei, da nicht anzunehmen ſei, daß ſie 
„ſchleudere, um ſich zu ruinieren“, immer noch gut ſtelle; 
ſei aber die von dem Herſteller dem Händler gelaſſene Ver⸗ 
dienſtſpanne jo groß, daß die „Preisſchleuderer“ unter ihnen 
22% Rabatt gewähren könnten und der Erteilung ſolcher 
Aufträge ſogar noch, wie es in dem Rundſchreiben der Bekl. 
v. 13. Febr. 1930 heiße, gerne entgegenſehen, ſo könne in dem 
Zwang zur Einhaltung der Liſtenpreiſe eine unlautere Be— 
einträchtigung der Händler nicht gefunden werden. — Dieſe 
Erwägungen liegen auf rein tatſächlichem Gebiet. Sie be 
ſagen, daß die Bekl. einerſeits unſchwer Reifen auch von 
Herſtellungsfirmen ohne Preisſchutz beziehen könne, daß ihr 
andererſeits aber im Fall des Reifenbezugs von der Kl. der 
Weiterabſatz zu den gebundenen Liſtenpreiſen eine ſehr be- 
trächtliche Verdienſtſpanne laſſe. Schon damit iſt aber der 
Annahme einer ſittenwidrigen Knebelung der Bekl. durch die 
Preisſchutzklauſel des Reverſes der Boden entzogen. 

Anlangend die Höhe der feſtgeſetzten Vertragsſtrafe, ſo 
geben auch inſoweit die Ausführungen des KG. zu rechtlichen 
Bedenken keinen Anlaß. Die Rev. hebt ſodann noch im be 
ſonderen darauf ab, daß der Preisſchutz um deswillen un 
ſittlich ſei, weil durch ihn die Händler genötigt würden, 
ihren Abnehmern verſchiedene Preiſe feſtzuſetzen, die CCC. 
überdies das Recht habe, zahlreiche Verbrauchergruppen unter 
völliger Ausſchaltung des Handels unmittelbar zu beliefern. 
— Wieſo aber in der Befugnis der CCC., gewiſſe Groß⸗ 
verbraucher unmittelbar zu beliefern, eine Sittenwidrigkeit 
enthalten ſein ſoll, iſt nicht erfindlich. Gewiß iſt ſodann rich⸗ 
tig, daß nach den Preisſchutzbedingungen der Wiederverkaufs⸗ 
preis kein einheitlicher iſt, daß vielmehr gewiſſen Abnehmern 
bzw. Kategorien von Abnehmern auf die Bruttoliſtenpreiſe 
Rabatte von verſchiedener Höhe, je nach der Zugehörigkeit des 
Käufers zur einen oder anderen Gruppe, gewährt werden 
konnen. Aber deshalb könnte ein auf ſolcher Grundlage auf— 
gebauter vertragsmäßiger Preisſchutz noch lange nicht 
als ſittenwidrig angeſehen werden. Zutreffend weiſt das KG. 
darauf hin, daß die Möglichkeit ſolcher Rabattſätze rechtlich 
bzw. vertraglich jedem Händler gleichmäßig offen ſteht und 
nur davon abhängt, daß ſich unter ſeinen Abnehmern ſolche 
befinden, die zu der einen oder anderen Rabattgruppe ge— 
hören. Inſofern find Klein- und ſog. Großhändler durchaus 
gleichgeſtellt. Die Einräumung von Rabatten an Groß 
abnehmer iſt im übrigen wirtſchaftlich etwas Alltägliches, und 
Preisſchutzklauſeln, die inſoweit dem Händler einen gewiſſen 
Spielraum hinſichtlich der ſonſt gebundenen Preiſe laſſen, 
find, wie das KG. mit Recht ausführt, entfernt noch nicht 
ſittenwidrig. — Was die Rev. dagegen vorbringt, iſt nicht 
ſtichhaltig. Ob durch dieſe Großabnehmerrabatte die Lücken⸗ 
loſigkeit des Preisſyſtems beeinträchtigt wird mit der Folge, 
daß die Möglichkeit eines Vorgehens aus 8 1 UnlWG. oder 
§ 826 gegen die ſog. „Schleuderer“ entfiele, kann auf ſich 
beruhen, da es ſich hier nur um die vertragliche Ber- 
pflichtung der Bekl. zur Einhaltung der geſchützten Preiſe 
handelt. 

Nach alledem iſt aber von dem KG. die Nichtigkeit der 
Reversverpflichtungen v. 31. Jan. 1930 wegen Sittenwidrig⸗ 
keit mit Recht verneint worden. 


4. Die Rev. macht nun weiter geltend, daß der Preis⸗ 
ſchutz weder von den Fabriken noch den Händlern beachtet 
werde; es ſei allgemein bekannt, daß Reifen und Schläuche 
der Vertragsfabriken in vielen Wirtſchaftsverbänden und 
Klubs von Kraftfahrern mit unzuläſſigen Rabatten öffentlich 
angeboten und ſo auch an die Mitglieder verkauft würden. 
Nun iſt zuzugeben, daß der Reversvectrag, mag dies auch 


ſtändige Vertragspflicht zur Unterlaſſung gegeben, deren Erfüllung 
im Klagewege verlangt werden konnte. Der eingeklagte Unter⸗ 
laſſungsanſpruch war daher hier in der Tat nichts anderes als 
der vertragliche Erfüllungsanſpruch im Gewande der Klage aus 8 259 
ZPO. Zutreffend ſetzt ſich dann das NG. auch noch mit dem weiteren 
Einwand der Bekl. auseinander, die Reversberechtigte (die Gch, ſei 
ihrerſeits vom Vertrage zurückgetreten und könne daher auch Reine 
Anſprüche mehr aus dem Vertrage erheben. Das KG. hatte dieſen 
Einwand nicht ausdrücklich erörtert. So erklärt es ſich, daß tatſachen⸗ 
mäßig eigentlich nicht genau feſtgeſtellt iſt, von welchem Vertrage die 
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in dem Verpflichtungsſchein und den Preisſchutzbedingungen 
nicht ausdrücklich geſagt ſein, auf ſeiten des Reversberech⸗ 
tigten die Verpflichtung begründet, das Preisſchutzſyſtem 
ernſtlich gegen Verſtöße zu verteidigen und hierbei nicht 
willkürlich vorzugehen. Denn billigerweiſe kann er den Re⸗ 
verskunden an der Reversverpflichtung nur feſthalten, wenn 
er, der Reversberechtigte, auch ſeinerſeits das Erforderliche 
tut, um die durch den Preisſchutz bezweckte Gleichmäßigkeit 
der Kleinverkaufspreiſe wirklich durchzuſetzen. Das hat aber 
das NG. keineswegs verkannt. Es ift im Gegenteil auf 
dieſen Einwand der Bekl. ſachlich eingegangen und iſt auf 
Grund des von dem Kl. vorgelegten Urkundenmaterials zu 
dem Ergebnis gelangt, es könne keine Rede davon ſein, 
daß gerade die CCC. nicht eruſtlich und mit Erfolg bemüht 
ſei, ihren Preisſchutz gleichmäßig den Händlern gegenüber 
durchzuführen. — Wenn das KG. dabei auf den Beweis 
antrag, der dahin lautete, daß die Fabriken nicht und noch 
viel weniger der Kl. in der Lage ſeien, ihrerſeits die Ein 
haltung des Preisſchutzes zu gewährleiſten, nicht näher ein— 
ging und ihn für unerheblich erachtet hat, ſo kann darin 
ein Prozeßverſtoß nicht gefunden werden. Einmal kommt es 
hier nur darauf au, wie ſich die CCC. gegenüber Ver 
letzungen ihres Preisſchutzes durch Wiederverkäufer verhält, 
ſodann hat die Bekl., was die Rev. nicht beachtet, ſelbſt vor 
getragen, daß die von ihr benannten Firmen keineswegs 
bekunden ſollten, daß ſie tatſächlich ſchleudern; vielmehr 
wolle durch ihr Zeugnis nur unter Beweis geſtellt werden, 
daß ſie die Preisſchußbedingungen nur unterſchrieben hätten, 
um nicht ihre Exiſtenz zu verlieren und daß ſie, wenn ſie 
dieſe Bedingungen beachten, während Großverbraucher von 
den Reifenfabriken ſelbſt große Rabatte erhielten, ihr Ge 
werbe auf die Dauer nicht aufrechterhalten könnten. Dieſes 
Beweisthema hat aber mit der hier zur Entſch, ſtehenden 
Frage, ob die CCC. auf Grund ihres Preisſchutzes gegen 
Schleuderer vorgehe, nichts zu tun. 

5. Die Rev. ſucht ferner unter Bezugnahme auf RG. 
72, 393 ff. darzulegen, daß auch im Falle der Gültigkeit 
der Verpflichtung der Bekl. auf Einhaltung der Preisſchutz⸗ 
beſtimmungen der CCC. der Unterlaſſungsanſpruch auf alle 
Fälle unbegründet wäre. Sie meint, nach dem „Revers“ bes 
ſtehe die Vertragspflicht der Bekl. in einem dreifachen Tun, 
nämlich darin: a) den Wiederverkäufern die vorgeſchrie— 
benen Bruttoliſtenpreiſe in Rechnung zu ſetzen; db) ihnen 
die gleichen ſonſtigen Vertragsbedingungen aufzuerlegen, wie 
fie den Reversverpflichteten ſelbſt träfen; e) als Wieder: 
verkäufer nur „anerkannte Branchehändler“ zu behandeln. 

Die Rev. irrt aber ſchon rein tatſächlich im Ausgangs- 
punkt. Die Reversverpflichtung zur Einhaltung der Brutto- 
liſtenpreiſe bezieht ſich zunächſt keineswegs nur auf Verkäufe 
an Wiederverkäufer; ſondern gilt für Veräußerungen an 
Abnehmer jeder Art; die vertragsmäßige Verpflichtung geht 
hier ſodann nicht nur auf ein Tun, ſondern ausdrücklich 
auch auf ein Unterlaſſen. Denn unter Ziff. 1 der Revers 
bedingungen heißt es u. a.: „wir anerkennen, verpflichtet 
zu ſein, die feſtgeſetzten Bruttoliſtenpreiſe weder direkt noch 
indirekt in der dort näher bezeichneten Art und Weiſe zu 
unterbieten.“ — Die Verpflichtung, nicht zu unter⸗ 
bieten, iſt aber nichts anderes als eine echte Unter 
laſſungsverpflichtung, die hier kraft unzweideutigen befon? 
deren Verſprechens übernommen iſt. Nach § 241 Satz 2 
BB. kann die Leiſtung des Schuldners auch in einem 
Unterlaſſen beſtehen. Ein rechtliches Hindernis gegen die 
Übernahme einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung, Waren nicht 
unter einem beſtimmten Preis abzugeben, beſteht im Rahmen 
der allgemeinen Vertragsfreiheit, wie ſchon ausgeführt, nicht. 
Neversberechtigte (die CCC.) eigentlich zurückgetreten fein ſoll. Gleich⸗ 
wohl hielt es das NG. wohl mit Recht nicht für notwendig, deswegen 
die Sache noch einmal an das SS. zurückzuverweiſen. Das NÖ. 
konnte gegenüber dem Einwand der Behl. darauf hinweiſen, daß 
die Bekl. ſelbſt nur behauptet habe, daß die CCC. ſie hinſichtlich 
weiterer Lieferungen geſperrt habe. Ein etwaiger Rücktritt 
könne daher auch nur dieſe weiteren Lieferungen betreffen. Die 
Reversverpflichtung beſtehe daher jedenfalls noch für die von der 
CCC. bereits bezogenen Reifen. Im Hinblick darauf erklärt das 
RS. mit Recht den Unterlaſſungsanſpruch noch für gerechtfertigt und 
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Gewiß ſchließt die Verpflichtung zu einem pofitiven Tun 
1 auch ſchon die Pflicht in ſich, alles zu unter⸗ 
aſſen, was die Erfüllbarkeit der geſchuldeten Leiſtung ver⸗ 
eiteln würde. Es mag auch ſein, daß bei negativen Ver⸗ 
pflichtungen, die ſich nur als bloße Folgeerſcheinung einer 
poſitiven Verpflichtung darſtellen, häufig die ſelbſtändige 
Klagbarkeit der Unterlaſſung zu verneinen iſt. Das ſchließt 
aber keineswegs aus, daß im Rahmen der das Schuldrecht 
grundſätzlich beherrſchenden Vertragsfreiheit durch rechts⸗ 
geſchäftliche Abrede die Unterlaſſungspflicht zur ſelbſtän⸗ 
igen Vertragspflicht erhoben wird, mit der bewußten 
und gewollten Folge, daß der Berechtigte ſie gegebenenfalls mit 
den hierzu von dem Geſetz zur Verfügung geſtellten Rechts- 
behelfen, insbeſ. alſo im Weg der Klage verfolgen und ge⸗ 
mäß 8 890 ZPO. auch durch Vollſtreckung eines obſieglichen 
Urt. erzwingen kann. Etwas anderes beſagt auch RG. 72, 
393 ff. nicht. Im Gegenteil iſt dort ausgeführt, daß durch 
ie Verneinung der Frage, ob kraft Geſetzes bei den auf 
ein poſitives Tun gerichteten Verpflichtungen ein klagbarer 
Anſpruch auf die darin eingeſchloſſene ſelbſtverſtändliche Ver⸗ 
pflichtung, zu unterlaſſen, was mit der poſitiven Verpflich- 
tung im Widerſpruch ſtehe, gegeben ſei, der Entjch. tatſächlich 
anders gelagerter Fälle nicht vorgegriffen werde, in denen 
auf Grund ausdrücklicher oder aus den Umſtänden zu ent⸗ 
nehmender ſtillſchweigender Vereinbarung ein ſelbſtän⸗ 
diger Unterlaſſungsanſpruch abfließe. — Letzteres trifft aber 
kraft ausdrücklicher Vertragsabrede hinſichtlich des hier jtrei= 
tigen Unterlaſſungsanſpruchs zu. 
.. 6. Die Rev. macht weiter geltend, für einen Unter⸗ 
laſſungsanſpruch wäre ferner um deswillen kein Raum mehr, 
weil der Gläubiger im Falle nicht vertragsmäßigen Ver⸗ 
haltens berechtigt ſei, die Lieferung zu verweigern, von lau⸗ 
fenden Abſchlüſſen ſofort zurückzutreten und für jeden Ver⸗ 
ſtoß eine Vertragsſtrafe zu verlangen; wäre ſchon aus all- 
gemeinem Vertragsrecht ein Unterlaſſungsanſpruch unter An⸗ 
rohung von Strafen gegeben, ſo hätte es, wie die Rev. 
meint, keinen Sinn, für den Fall der Zuwiderhandlung noch 
eine Vertragsſtrafe feſtzulegen; daraus, daß dies geſchehen ſei, 
ergebe ſich, daß nicht auch noch eine vorbeugende Unterlaſſungs⸗ 
age auf Grund allgemeiner Erwägungen beſtehen könne. — 
uch dieſer Angriff geht fehl. Die Rev. verkennt hierbei 
wiederum, daß es ſich hier, ſoweit der Unterlaſſungsanſpruch 
auf Vertrag geſtützt wird, um nichts anderes als den ver⸗ 
raglichen Erfüllungsanſpruch im Gewand der Klage 
aus 8 259 ZPO. handelt. Es hatte ferner einen guten Sinn, 
einen ſolchen vertraglichen Anſpruch durch ein Strafgedinge 
noch beſonders zu ſichern. Rechtlich war es weiter durchaus 
möglich, daß eine etwa verwirkte Strafe neben der Erfüllung 
. te verlangt werden können. Gewiß kann bei Unterlaſ⸗ 
uangspflichten der Fall ſo liegen, daß das Strafgedinge dem 
Cerpflichteten das Recht geben ſoll, ſich durch einmalige 
rledigung der Strafe von dem Verbot überhaupt frei» 
zumachen. Hier ergibt ſich aber das Gegenteil klar ſchon 
to der weiteren Reversklauſel, daß durch den Vertrags⸗ 
laſsfeauſpruch alle ſonſtigen Anſprüche, insbeſ. der auf Unter⸗ 
teſſung gerichtete Erfüllungsanſpruch unberührt bleiben foll- 
N; die Mindeſthöhe der Vertragsſtrafe (500 AM) ift ferner 
an wegs ſo bemeſſen, daß damit das Intereſſe der CCC. 
all Nich tunterbietung der feſtgeſetzten Mindeſtpreiſe ein für 
diemal ſollte abgegolten ſein können. Die Strafe ſollte 
melmehr erſichtlich abgeſtellt fein auf die jedesmalige 
Gatiderhanplung ſelbſt, wie ſich dies vollends klar daraus 
een daß fie — von dem Mindeſtbetrag von 500 AA ab- 
ehen — nach einem beſtimmten Hundertſatz des vertrags⸗ 
orig nicht eingehaltenen Feſtpreiſes der jeweils veräußerten 
are bemeſſen iſt (ſ. a. RG. 112, 366). 


acht auch das nach § 259 38D. erforderliche Rechtsſchutzintereſſe. 
ſich ! weiſt das NG. noch darauf hin, daß die Reversverpflichtung 
mittel auf CCC.-Reifen bezog, welche die Bekl. gar nicht un⸗ 
ite ar von der CCC. geliefert erhalten habe. Auch ſolche von dritter 
Nterf bereits bezogenen CEE-Meifen kommen ficheclich für den 
CG aſſungsanſpruch auch im Falle eines etwaigen Rilcktritts der 
ob, w. noch in Betracht. Dagegen will es mir zweifelhaft erſcheinen, 
tung un wirklich ein Rücktritt der CCC. vorlage, die Neversverpflid- 
Reise er Bekl. auch für künftige, von dritter Seite bezogene CCC. 
u noch gelten würde. Dabei müßte allerdings noch jeitgeftelft 
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Weiter erhebt die Rev. in dieſem Zuſammenhang eine 
prozeß⸗ und ſachlich⸗rechtliche Rüge um deswillen, weil das 
KG. über die Behauptung der Bekl. weggegangen ſei, daß 
die CCC. ihrerſeits gar nicht beim „Vertrag“ ſtehengeblieben 
ſei, ſondern im Gegenteil der Bekl. alle weiteren Lieferungen 
geſperrt habe und entſprechend ihrer Lieferungsbedingungen 
vom Vertrag zurückgetreten ſei. 

Zutreffend iſt, daß das BG. dieſen Einwand nicht aus⸗ 
drücklich erörtert hat. Allein derſelbe iſt rechtlich unerheblich. 
Einmal ſteht feſt, daß die Bekl. von der CCC. Reifen be⸗ 
zogen hat. Soweit es ſich um durch Lieferung und Zahlung 
ſchon erfüllte Kaufverträge handelt, kommt ein Rücktritt 
überhaupt nicht in Frage. Die Bekl. behauptet ſelbſt auch 
nur, daß die CCC. ſie hinſichtlich weiterer Lieferungen 
geſperrt habe; wenn die Bekl. in dieſem Zuſammenhange 
vorbringt, die CCC. ſei vom „Vertrag“ zurückgetreten, ſo 
kann dies nur heißen, daß die CCC. hinſichtlich ihrerſeits 
noch nicht erfüllter Lieferungsverträge von ihrem vertrags⸗ 
mäßigen Rücktrittsrecht Gebrauch gemacht habe. Dadurch 
wurde aber naturgemäß der Anſpruch auf Einhaltung der 
Liſtenpreiſe bei bereits gelieferter Ware nicht berührt. — 
Die Rev. überſieht ſodann, daß die Reversverpflichtung ſich 
auch auf CCC.⸗Reifen bezog, welche die Bekl. gar nicht un⸗ 
mittelbar von der CCC. geliefert erhalten hatte. Daraus 
ergibt ſich ohne weiteres der Fortbeſtand des Unterlaſſungs⸗ 
anſpruchs, wie auch des nach § 259 3PO. erforderlichen 
Rechtsſchutzintereſſes an klageweiſer Geltendmachung gegen 
die Bekl., die dieſen Anſpruch aus Gründen der verſchieden⸗ 
ſten Art bekämpft und Freiheit von jeder Preisbindung be⸗ 
hauptete. 

7. Zu Unrecht wendet ſich die Rev., indem ſie Ver⸗ 
letzung der 88 305, 328 BGB. rügt, weiter gegen die Be⸗ 
jahung der Sachberechtigung des Kl. hinſichtlich der Geltend⸗ 
machung des Unterlaſſungsauſpruchs. Sie führt aus, daß ein 
Vertrag i. S. des § 328 BGB. eine ausdrückliche zwei⸗ 
ſeitige Willensübereinſtimmung, ein vertraglich angenom⸗ 
menes Verſprechen, eine vertraglich gewollte Leiſtung voraus⸗ 
ſetze. Der Inhalt des Reverſes laſſe aber den erforderlichen 
Ausdruck des Vertragswillens der CCC. vermiſſen, wonach 
die von der Bekl. übernommenen einſeitigen Verpflichtungen 
auch nach dem Willen der CCC. mit unmittelbarer Wir⸗ 
kung als zugunſten des Kl. vereinbart ſein ſollten; der vor⸗ 
liegende Revers ſei überhaupt kein Vertrag, ſondern eine 
einſeitige Verpflichtungserklärung. Der Reviſionsangriff geht 
fehl. Wie ſchon unter Ziff. 1 dargelegt, handelt es ſich hier 
keineswegs um eine einſeitige Verpflichtungserklärung der 
Bekl., ſondern um den Abſchluß eines ſchuldrechtlichen Re 
versvertrages. Unbedenklich konnte ferner die Verpflichtung 
zum Nichtunterbieten der Bruttopreisliſte, wie auch zur 
Zahlung einer Vertragsſtrafe im Fall der Zuwiderhandlung 
gegenüber der CCC. mit der Maßgabe übernommen werden, 
daß Kl. inſoweit unmittelbar berechtigt ſein ſollte, die „Lei⸗ 
ſtung“ zu fordern, die auch i. S. des 8 328 BGB. ſehr wohl 
in einem ſolchen Unterlaſſen beſtehen kann. Daß hier eine 
derartige unmittelbare Anſpruchsberechtigung des Kl. als 
Dritten geſchaffen werden ſollte und geſchaffen worden iſt, 
folgert das BG. rechtlich durchaus einwandfrei aus dem In⸗ 
halt der Verpflichtungserklärung. 

8. Hinſichtlich des Vertragsſtrafeanſpruchs rügt die Rev. 
weiter Verletzung des § 286 ZRO. Zu dem Rundſchreiben 
der Bekl. v. 13. Febr. 1930 ſei nicht feſtgeſtellt, daß die 
Bekl. darin überhaupt Erzeugniſſe der CCC. anbieten wolle 
oder angeboten habe; von ſolchen ſei darin nicht die Rede 
und Bekl. habe ein derartiges Angebot beſtritten. — Der 
Reviſionsangriff iſt nicht begründet. Die Gründe des KG. 
in ihrem Zuſammenhang laſſen darüber keinen Zweifel, daß 
es in freier richterlicher Beweiswürdigung zu der Über⸗ 


werden, von welchem Vertrage eigentlich die CCC. zurückgetreten ſein 
ſoll. In der Erklärung, daß ſie die Bekl. infolge ihrer Vertrags⸗ 
widrigkeit nicht mehr weiter beliefere, liegt jedenfalls noch nicht ohne 
weiteres ein Rücktritt vom Reversvertrag. Mit Recht bejaht dann 
noch das NG. das Vorliegen eines Vertrages zugunſten des Kl. 
und damit die Sachberechtigung des Kl. Auch der Vertragsſtrafen⸗ 
anſpruch hält es nach den Feſtſtellungen des KG. mit Recht für 
gegeben. 
RA. Prof. Dr. Geiler, Mannheim-Heidelberg. 
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Iſt dem aber jo, dann reichte ſchon dieſer Verſtoß gegen 
die Reversverpflichtungen aus, um den Vertragsſtrafeanſpruch 
zur Entſtehung zu bringen. 

Da das angefochtene Urt., ſoweit es die Klageanſprüche 
auf der Grundlage des Reversvertrages bejaht, auch ſonſt 
zu durchgreifenden rechtlichen Bedenken keinen Anlaß gibt, 
kann unerörtert bleiben, ob der Unterlaſſungsanſpruch von 
dem Kl. mit Erfolg auch auf §S 1 UnlWG. oder 8 826 
BGB. geſtützt werden könnte. 

(RG., 2. Ziv Sen., U. v. 22. Mai 1931; II 402/30.) 
e dl. 


40. 81 Unl WG.; 8826 BGB. Nach Ablauf eines 
Patent⸗ oder Gebrauchsmuſterſchutzes kann der 
geſchützte Gegenſtand — in Ermangelung eines 
beſonderen Konkurrenzverbots auch von einem 
während der Schutzfriſt mit dem Bau des ge- 
ſchützten Gegenſtandes betrauten Dritten — nach- 
gebildet werden. Die Nachbildung iſt jedoch un⸗ 
zuläſſig, wenn ſie in der Abſicht geſchieht, das 
Publikum in den Irrtum zu verſetzen, daß der 
nachgebildete Gegenſtand aus dem Betriebe des 
früheren Schutzberechtigten ſtammt. f) 

Beizutreten iſt dem KG. darin, daß nach Erlöſchen des 
Formalſchutzes die Maſchine der Kl. im ganzen ſowohl, wie 
hinſichtlich der durch Gebrauchsmuſter geſchützt geweſenen 
Teile gemeinfrei geworden ift, und ſelbſt „ſklaviſcher Nach⸗ 
bau“, ſoweit er ſich auf die techniſch-funktionelle 
Seite als ſolche bezieht, ſchlechthin zuläſſig iſt und weder 
gegen 8 826 BGB. noch § 1 Unl WG. verſtößt. Deshalb kann 
die Kl. der Bekl. die Verwendung der urſprünglich geſchützten 
gewölbten Glasplatten mit Belichtungszubehör allerdings nicht 
ſchlechthin verbieten. 

Es kann ferner ohne weiteres zugegeben werden, daß die 
Bekl., weil ſie viele Jahre hindurch für die Kl. die fraglichen 
Maſchinen gebaut haben mag und die Konſtruktionszeichnun⸗ 
gen und die Modelle im Beſitz hatte, vor dritten Wettbewer⸗ 
bern der Kl. einen beſonderen Vorſprung hat. Das hätte viel⸗ 
leicht der Kl. bei Aufnahme oder Fortſetzung der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit der Bekl. Anlaß zur ausdrücklichen Aus⸗ 
bedingung eines Konkurrenzverbots geben können. Allein dies 
iſt nicht geſchehen; auch für eine ſtillſchweigende Abrede fehlt 
inſoweit jeder Anhalt. Ebenſowenig kann der Rev. zugegeben 
werden, daß es an und für ſich ſchon ſchlechthin gegen die 
guten Sitten verſtößt, wenn Bekl. Zeichnungen und Modelle 
und ihre Kenntniſſe hiervon nach Ablauf des Formalſchutzes 
für eigene Zwecke ausnutzte. 

Aber die Ausführungen des KG. erweiſen ſich aus an⸗ 
derem Grund als rechtsirrig. Gewiß verſtößt ſelbſt eine ge⸗ 
naue Nachbildung des Originals eines gemeinfreien Gegen- 


Zu 40. Die Entſch. liegt in der Linie einer nunmehr ſchon 
ſtändig gewordenen Rſpr. des 2. Ziv Sen. zur Frage des ſklaviſchen 
Nachbaus. Der Grundſatz der Rſpr. läßt ſich dahin zuſammenfaſſen: 
Zu einer Erweiterung des Schutzes techniſcher Werte iſt das Wett- 
bewerbsrecht nicht berufen; es vermag auf dieſem Gebiet nur die in 
der Sphäre der Werbung, in der Zurechnung durch den Verkehr 
liegenden Werte zu ſchützen. 

Während es zweifelsfrei iſt, daß das Wbzch. der Ergänzung und 
Erweiterung durch das Wettberverb3G. bedarf, war es problematiſch, 
ob für die anderen Sondergeſetze auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsſchutzes (Patent-, Gebrauchsmuſter⸗, Kunſtſchutz- und Geſchmacks⸗ 
muſtergeſetz) ein gleiches angenommen werden kann. Die Anwen⸗ 
dung des 8 1 Unl WG. bringt hier die Gefahr mit ſich, daß die 
Grundgedanken der Sondergeſetze, den Schutz nur unter beſtimmten 
Vorausſetzungen und für eine begrenzte Zeit zu gewähren, im 
übrigen aber der Benutzung der geſchaffenen Werte durch die All⸗ 
gemeinheit freien Raum zu laſſen, ausgehöhlt wird. So hat der 
2. ZivSen. unter Verwertung der kritiſchen Außerungen in der 
Literatur (H. Iſay u. a.) und unter Sichtung der bisherigen Rſpr. 
in NG. 120, 94 ff. = NW, 1928, 1216 eine Unterſcheidung zwiſchen 
dem Schutz techniſcher und äſthetiſcher Werte verſucht und — worin 
die Bedeutung für das hier aufgeworfene Problem liegt — im Ge⸗ 
biete des Patent⸗ und Gebrauchsmuſterrechts, alſo des techniſchen 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
ſtands an und für ſich noch nicht gegen 8 1 UnlWG. und 
§ 826 BGB. Anders aber verhält es ſich dann, wenn zu der 
jo geſchaffenen objektiven Verwechflungsgefahr die Abſicht 
der Täuſchung des Publikums durch bewußte Irreführung 
über die Herkunft des Gegenſtands, alſo die gewollte und ge⸗ 
billigte Herbeiführung der Verwechſelbarkeit mit Waren des 
Konkurrenten hinzutritt (f. das von dem RG. ſelbſt ange⸗ 
führte Elektrolux⸗Urt. des erk. Sen., ferner Urt. v. 31. März 
1931, II 432/30 Mu W. 1931, 378 bzw. JW. 1931, 1904). 
In dem Elektrolux⸗Urt. iſt gerade im beſonderen unter Hin⸗ 
weis auf weitere Urt. des erk. Sen. noch hervorgehoben, daß 
der bewußten Herbeiführung der Verwechſlungsgefahr es recht⸗ 
lich gleichſtehe, wenn der Nachbauer es unterlaſſe, ſeiner 
Rechtspflicht gemäß alles zu tun, um die ihm bekannte Ver⸗ 
wechſlungsgefahr zu beſeitigen, obgleich das z. B. durch eine 
unterſcheidende Warenbezeichnung möglich wäre. Nach dem 
für die Rev Inſt. zu unterſtellenden Tatbeſtand wäre 
nun der Sachverhalt folgender. Die Bekl. hat beſtimmke Ma⸗ 
ſchinen, die zeitweiſe für Dritte formal geſchützt waren und 
deren Konſtruktionsdaten ſie von der lizenzberechtigten Kl. 
erfahren hatte, zwölf Jahre lang ausſchließlich für dieſe her 
geſtellt und an ſie geliefert. Kl. allein hat dieſe Maſchinen 
unter einer von ihr frei gewählten Bezeichnung ausſchließlich 
und allein in Verkehr gebracht; unter dieſer Bezeichnung ſind 
die Maſchinen in den beteiligten Kreiſen bekannt. Nun baut 
die Bekl. dieſe Maſchinen in allen Einzelheiten „weiter“, ſo 
zwar, daß dieſelben ſogar die gleichen Unregelmäßig⸗ 
keiten im Guß aufweiſen, wie die von der Kl. in Verkehr 
gebrachten; ſie ſetzt ferner dieſe ihre Maſchinen unter der 
von der Kl. frei erfundenen und über ein Jahrzehnt allein 
benützten Bezeichnung in den Verkehr. — Iſt dem aber ſo, 
dann kann, zumal in Berückſichtigung ſofort weiter zu er⸗ 
örternder Umſtände, daran kein Zweifel ſein, daß die ſolcher⸗ 
geſtalt beſtehende objektive Verwechſlungsgefahr der beider⸗ 
ſeitigen Erzeugniſſe von der mit den einſchlägigen Verhält⸗ 
niſſen genau vertrauten Bekl. bewußt und gewollt herbei 
geführt worden iſt, um den guten Ruf der von der Kl. ver 
triebenen Ware durch Täuſchung und Irreführung für ſich 
auszunützen, ein Verhalten, das eben ſchlechthin mit den guten 
Sitten und den Erforderniſſen des lauteren Wettbewerbs un— 
vereinbar wäre. In dieſer Richtung kommt hier im beſon⸗ 
deren noch in Betracht, daß es ſich bei den fraglichen Ma⸗ 
ſchinen, wie bis auf weiteres anzunehmen iſt, nicht etwa um 
maſſenhaft hergeſtellte Dutzendware, die der Eigenart und 
Kennzeichnungskraft überhaupt ermangelt, handelt, ſondern 
um eine verhältnismäßig teuere, konſtruktiv beſonders aus 
geſtaltete Spezialmaſchine, die als ſolche ſchon gegenüber an 
deren Erzeugniſſen auf dieſem Gebiet durch beſondere Eigen? 
tümlichkeiten herausgehoben iſt. Bezüglich einer ſolchen Ma 
ſchine kann ſich aber ſehr wohl in den beteiligten Verkehrs- 
kreiſen die Anſicht durchgeſetzt haben, daß ſie aus dem Be‘ 
trieb der Kl., mindeſtens ſtets aus einem und demſelben Br 
trieb ſtamme. In dieſer Richtung kommt weiter in Betracht, 
daß nach dem zu unterſtellenden Sachverhalt Kl. ohnehin 


Schutzes, eine Erweiterung durch das Wettbewerbsrecht abgelehnt. An 
dieſem Grundſatz iſt ſeither feſtgehalten worden. Vergleiche die Fälle 
„Elektrolux“ (JW. 1931, 459), „Standardlampe“ (JW. 1931, 
1904) u. a. 8 

So konnte nach Ablauf des Patent- und Gebrauchsmuſterſchutzes 
die Nachbildung der „Rekordlichtpausmaſchine“ als ſolche nicht ver“ 
boten werden. Aber es mußte, ſoweit möglich, vermieden werden, 
daß beim Abſatz Verwechſlungen mit der einen guten Ruf genießenden 
Ware der Kl. vorkamen. Der in der Sphäre der Werbung liegende, 
durch das Wetlbewerbsrecht geſchützte Beſitzſtand der Kl. mußte ge 
ſchont werden. Mit Grund hat das NOS. eine ſolche Schonung ver 
mißt: die Bekl. hat im Gegenteil, indem ſie die Maſchine unter der 
für die klägeriſche Ware kennzeichnungskräftigen Bezeichnung 
„Rekordlichtpausmaſchine“ vertrieb, die an ſich beſtehende Ver 
wechſlungsgefahr erhöht. So wäre jedenfalls auf Grund des vom 
RG. zu unterſtellender Tatbeſtands die wettbewerbsrechtliche Ver 
urteilung der Bell. geboten. 

Die Entſch. ift ein Erfolg guter Präjudizienarbeit; man mochte 
wünſchen, daß in der entſprechenden Frage des Schutzes äſthetiſcher 
Werte durch das Wettbewerbsrecht es bald zur Herausarbeitung ent 
sprechend klarer Entſcheidungsgrundſätze kommt (vgl. den Parallel 
fall „Dekor 2937“ unten S. 1881). 

Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26, 


Rechtſprechung 


1881 


lange Jahre für Deutſchland das ausſchließliche Her— 
ſtellungs⸗ und Vertriebsrecht von der urſprünglichen 
Patentinhaberin der Firma H. & Co. in M. eingeräumt er⸗ 
halten hatte, daß ferner hinſichtlich der beſonderen Aus- 
Heeſtaltung der Maſchine durch die gewölbten Glasplatten 
is zum Jahre 1919 für einen ihrer Werkangeſtellten Ge⸗ 
brauchsmuſterſchutz eingetragen war, und daß ſie, wie zu 
unterſtellen iſt, die Maſchine mit dieſer beſonderen funktio⸗ 
nellen Ausgeſtaltung bis 1924 wiederum allein in Verkehr 
gebracht hatte. 


(U. v. 1. Dez. 1931; 32/31 II. — Berlin.) [Ku.] 
41. 81 Unl WG.; 8 826 BGB. Auch wenn ein 
Vegenftand urheberrechtlich nicht geſchützt iſt, 
ann ſeine Nachahmung und Verwertung u. U. 
den Tatbeſtand eines Verſtoßes wider die guten 
itten begründen. f) 


Im Juni 1928 beſtellte die Firma Eduard H. in W. bei 
der Bekl. Buntmuſter zu Abziehbildern für Porzellan-, Ober- 
und Untertaſſen. Dieſem Auftrage lag eine Beſprechung mit 

m Direktor der Bekl., D., und ihrem Reiſenden, 8, zu⸗ 
grunde, die die Firma H. in W. beſuchten und Muſter vor⸗ 
legten. Beſtellt wurde aber nicht nach einem Mufter der Bekl., 
londern nach einer Taſſe, welche die für H. verhandelnden 
erſonen den Vertretern der Bekl. übergaben. Im Verlaufe 
es nachfolgenden Briefwechſels, der den mündlichen Auf⸗ 
trag beſtätigte, ſandte die Firma H. der Bekl. einen Druck— 

gen, deſſen Muſter dem jener Taſſe entſprach. Dieſen Bogen 
atte die Kl. als ihr „Dekor 2937“ für die Firma H., mit 
der ſie bis dahin in Geſchäftsverbindung geſtanden, auf Be⸗ 
ſtellung angefertigt und ihr zugeſchickt. 

Die Bekl. lieferte im September Oktober 1928 an die 
zrma H. das im Juni beſtellte Abziehbilder-Muſter nach 
aſſe und Druckbogen. 

„Die SL. ſieht in dem Verhalten der Bekl. eine Verletzung 
kuctleriſchen Urheberrechts und unlauteren Wettbewerb, auch 
gleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung. Sie be 
5 uptet, ihr „Dekor 2937“, — ein Zierat, deſſen Kante ſich 
1 bläulichen Hintergrund mit gelber Einfaſſung nebſt 
nem Blumen⸗Rankenwerk von Roſen und Vergißmeinnicht 
ennzeichnet — ſei von dem Kunſtgewerbler Paul Hacker in 
biresden für ſie entworfen worden; der Entwurf ſei ein Werk 
ildender Kunſt. Die Klage geht auf Unterlaſſung, Auskunft, 
3 ausgabe von Platten und Druckbogen (zur Vernichtung), 
udlich auch auf Schadenserſatz. 

LGG. und OL. haben abgewieſeu, das NG. hob auf. 
# Das OL. prüft in erſter Rethe, ob der Kl. Kunſt 
Et chutz (88 1, 2, 15, 25, 31, 37, 38, 42 KunſtSchch. 
— Jan. 1907) gebühre. Das verneint es: (Wird eingehend 
usgeführt). 
ge Dieſe Ausführungen des BG. enthalten keinen Verſtoß 
un Rechtsgrundſätze. Sie beruhen auf der in ſtändiger Ge- 
bildscuslegung feſtgehaltenen Erwägung, daß zu den Werken 
— ender Kunſt nur eigenperſönliche Schöpfungen gehören, 
fin in nichtorganiſchem Stoffe geftaltet, auf den Schönheits⸗ 
124 durch Anſchauen wirken ſollen (RG. 18, 107; 76, 3431); 
Kur 1/7722); NOS. 43, 330/31). Ob das von der Kl. dem 
; uſtgewerbler 9. überfandte „Original“ (Kantenmuſter) eine 
welt berfönliche Kunſtſchöpfung geweſen ſei, bleibt ungewiß, 
geklz Un der Würdigung im BU. die Entſtehung unauf- 
60 25 iſt. Die Kl. behauptet, H. habe alles entworfen, auch 
es hi ante. Das BG. vermißt jedoch den Beweis dafür. Daß 

terbei den Grundſatz der freien Beweiswürdigung verletzt 


) JW. 1911, 777. ) JW. 1929, 3076. 


Ju 41. A. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 
it nich Die urheberrechtlichen Ausführungen ſind bedenkenfrei. Es 
ſein ö t erſichtlich, worin die eigenperſönliche Schöpfung zu erblicken 

oll, wenn eine Dekorkante nach einem Vorbild abgezeichnet wird. 
richtige, Die wettbewerbsrechtlichen Ausführungen kommen zu einem 

gen Ergebnis. Die Begründung it aber nicht bedenlteufrei. 
leiſtu it Recht wird grundſätzlich die Ausnutzung fremder Arbeits ⸗ 
ſittennden, als nicht unzuläſſtg, erklärt, ſomit zur Annahme einer 
en Handlung das Hinzutreten weilerer Umſtände ge⸗ 
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oder offenſichtlich geirrt habe, erhellt aus dem Urt. und dem 
darin verwerteten Akteninhalte nicht. 

Hiernach bewendet es dabei, daß die notwendigen Voraus⸗ 
ſetzungen des Kunſtwerkſchutzes nicht dargetan ſind. 

Ju zweiter Reihe prüft das OL G., ob ſich die Bekl. der 
Kl. gegenüber des unlauteren Wettbewerbs (8 1 Unl⸗ 
WG. v. 7. Juni 1909) oder einer unerlaubten Hand⸗ 
lung ($ 826 BGB.) ſchuldig gemacht habe. Das verneint es 
ebenfalls. Mit Recht aber bemängelt die Rev. die Grunde 
dieſer Verneinung. 

Das BU. ſtellt feſt, daß die Bekl. „unzweifelhaft für die 
Firma H. Abziehbilder gedruckt hat, die bis dahin die Kl. 
hergeſtellt hatte“. 

Nach den Umſtänden, unter denen die Bekl. den H.fchen 
Auftrag übernahm und ausführte, geſchah dies im ger 
ſchäftlichen Verkehr. Denn es war eine Tätigkeit zur 
Förderung geſchäftlicher Zwecke (RG. 108, 274 8)). Keinem 
Zweifel unterliegt auch, daß die Bekl. dabei Kunden gewinnen, 
ihren Abſatz vergrößern wollte, alſo zu Zwecken des Wett- 
bewerbs handelte (RG. 60, 190; Roſenthal, Wett⸗ 
bewerbsgeſetz, 8. Aufl., S. 132 Note 6 und 7 zu 81). 

Das BG. ſieht jedoch im Verhalten der Bekl. keinen 
Verſtoß gegen die guten Sitten. 

Es prüft den Hergang der Vertragsverhandlungen, den 
Inhalt des Schriftwechſels zwiſchen der Bekl. und H. und 
erwägt: „Nach den ganzen Umſtänden hatte ſich die Bekl. 
doch vielleicht ſagen konnen, der Firma H. gehöre das Dekor 
nicht. Seltſam war es, daß ihre Vertreter bei H. nur die 
fertigen Taſſen vorgelegt bekamen. Hätte H. ſelbſt das Ur⸗ 
heberrecht gehabt, dann hätte er doch wahrſcheinlich nicht nur 
die Taſſen, ſondern Urſprungszeichnungen vorgelegt. Das 
hätte der Bekl. die Arbeit erleichtert. Allerdings hat er ſpäter 
einen Druckbogen der Kl. an die Bekl. überſandt, und dieſe 
hat daraus geſehen, daß die Kl. ihn gedruckt hatte. Sie will 
gerade daraus entnommen haben, die Firma H. habe das 
Verfügungsrecht darüber, weil die Lithographie ſchon her⸗ 
geſtellt geweſen ſei. Die Bekl. mußte doch aber von neuem 
von ſich aus die Lithographie herſtellen, das ergibt der Klage⸗ 
antrag; und ſie hat mit H. erſt noch darüber verhandeln 
müſſen, wie im einzelnen das Muſter herzuſtellen ſei.“ Aus 
allem dem folgert das OLG.: Es liege der Verdacht nicht 
fern, die Bekl., die als alte Firma über die Übungen und Ge⸗ 
bräuche in ihrem Fache genau unterrichtet iſt, habe bei den 
Auftragsverhandlungen ſchon angenommen, nicht die Firma 
H. habe über das Dekor zu verfügen, ſondern eine andere 
Firma, die Kl. — Bei dieſen Ausführungen richtet das BU. 
ſein Augenmerk hauptſächlich auf die Verhandlung in W., 
auf Grund deren die Bekl. mit H. abſchloß. Aber die „Hand⸗ 
lungen“ der Bekl. ($ 1 Unl WG.), von denen die Kl. behaup⸗ 
tet, ſie kennzeichneten ſich als „unerlaubt“ (8 826 BGB.), 
beſchränken ſich nicht auf jene Vertragsverhandlung; ſie um⸗ 
faßten auch die Anfertigung des Muſters und die Lieferung 
der hergeſtellten Bogen an H. Der Herſtellung und Liefe⸗ 
rung war, wie das BG. in den vorhin mitgeteilten Sätzen 
deutlich feſtſtellt, der Empfang des von H. überſandten 
Druckbogens vorausgegangen, aus dem die Bekl. ſah, daß ihn 
die Kl. gedruckt hatte. Damit ergibt ſich aus den Feſtſtel⸗ 
lungen des BG. unmittelbar: Die Bekl. hat wiſſentlich 
das Muſter der Kl. (Dekor 2937) nachgemacht. 

Dennoch verneint das BU., daß ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten vorliege. Davon, ſo bemerkt es, könnte 
man nur ſprechen, wenn die Bekl. als Nachahmerin die Ar— 
beit und die Koſten, die die Kl. für die Herſtellung des Er- 
zeugniſſes aufgewandt hatte, für ſich ausgebeutet und ſich ſo 


) JW. 1924, 1369. 


dieſer Umſtände erſcheint jedoch nicht richtig, weil die dort an⸗ 
gegebenen Tatbeſtlände nicht gleichwertig find. Überdies ſind fie nur 
Anwendungsmöglichkeiten des vom Urt. nicht erwähnten Grund- 
ſatzes: Mit Kirchberger (GewͤSch. 1927, 82 ff. vgl. Kohler 
S. 24) iſt, ſofern es ſich nicht um feindſelige Geſchäftshemmungen 
handelt, als einzige Vorausſetzung die Irreführung des einzelnen 
oder des Publikums zu fordern. Liegt dieſe Irreführung vor, fo 
kaun auch nicht mehr von einem mit redlichen Mitteln erworbenen 
Beſitzſtand geſprochen werden. 

Mit Recht wird vom Urt. die Möglichkeit der Irreführung 
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in den Stand geſetzt hätte, der Kl. den Rang abzulaufen und 
deren Erzeugniſſe billiger herzuſtellen und in den Handel zu 
bringen. Derartige Ausbeutung ſei nicht erwieſen. Für 
die zwei Ovale und die zwei runden Mittelſtücke, die H. be⸗ 
ſtimmt gezeichnet, habe die Kl. ihm insgeſamt ganze 19,50 6 
bezahlt. Daß H. auch die Kante gezeichnet habe, ſei nicht be⸗ 
wieſen. Wollte man es aber als bewieſen annehmen, ſo könne 
er dafür höchſtens 4,50 % erhalten haben. Der ganze Auf- 
wand der Kl. betrage ſomit nicht mehr als 24 6. Bei fo 
geringfügigen Aufwendungen könne keine Rede davon ſein, 
daß die Bekl. Arbeitsleiſtung und Koſtenaufwand der Kl. aus⸗ 
gebeutet und ſich ſo in den Stand geſetzt habe, ihr den Rang 
abzulaufen. Die Bekl. habe ja nicht die von der Kl. herge⸗ 
ſtellten Platten einfach übernommen und damit die Druck⸗ 
bogen in ihren Maſchinen verfertigt. Sondern ſie habe nach 
Taſſe und Druckbogen (beides von H. empfangen) die Litho⸗ 
graphie auf ihren eigenen Platten herſtellen, alſo die Haupt⸗ 
arbeit ſelbſt leiſten müſſen. Für ausſchlaggebend hält das 
BG. : „Die 24 Ab, die die Kl. höchſtens für das Zeichnen des 
Muſters ausgegeben hatte, ſpielen bei der Preiskalkulation 
ſo gut wie keine Rolle, wo es ſich bei den Beſtellungen um 
Tauſende von Druckbogen handelt. Die Hauptſache bleibt 
immer die eigene Arbeit, das Herſtellen der Lithographie und 
das Drucken. Dieſe Arbeit hat aber die Bekl. genau ſo gehabt 
wie die Kl. Sie hat auch die Aufwendungen für Papier ge⸗ 
habt.“ In der Verhandlung gefragt, worin denn ihre beſon⸗ 
deren von der Bekl. ausgebeuteten Aufwendungen beſtanden 
hätten, habe die Kl. nur darauf hingewieſen, daß früher doch 
ſie das Muſter gedruckt habe, jetzt die Bekl. es anfertige. Das 
BG. meint: Darin allein liege noch kein Verſtoß gegen die 
guten Sitten, der den Wettbewerb unlauter mache. Bedeu⸗ 
tungslos ſei es auch, daß gelegentlich ein Muſter fehlſchlage, 
weil es von der Kundſchaft nicht aufgenommen werde. Die all⸗ 
gemeinen Unkoſten möchten ſich dadurch erhöhen, auf die Be⸗ 
urteilung im ganzen bleibe das jedoch ohne Einfluß. 

Der Bemerkung des BU. über fehlſchlagende Muſter iſt 
beizuſtimmen. Die zur Anfertigung des Dekors 2937 auf⸗ 
gewendeten Koſten haben mit den Herſtellungskoſten anderer 
Muſter nichts zu ſchaffen. Findet ein Muſter bei der Kund⸗ 
ſchaft keinen Anklang, jo erhöhen ſich dadurch zwar die all- 
gemeinen Geſchäftsunkoſten; eine unmittelbare Einwirkung 
auf die beſonderen Koſten anderer Muſter entſteht damit nicht. 
Im übrigen aber unterliegt die vom BG. angewandte Be- 
urteilung rechtlichen Bedenken. 

Dem Gewerbetreibenden und Geſchäftsmann iſt grund⸗ 
ſätzlich nicht verwehrt, fremde Arbeit und deren Ergebniſſe, 


überall dort abgelehnt, wo es ſich um Maſſenware handelt, weil 
ſolcher Produktion nicht die Herkunft aus einer beſtimmten Her⸗ 
ſtellungsſtätte anhaftet. 

Dagegen erſcheint die unter Berufung auf Callmann auf⸗ 
geſtellte 114 daß ein beträchtlicher Wert für die Kl. auf dem 
Spiele ſtehen muß, unrichtig zu ſein. Denn da der Verſtoß gegen 
die guten Sitten in der Irreführung zu erblicken iſt, iſt es, wenn 
eine ſolche vorliegt, gleichgültig, ob der, zu deſſen Nachteil die 
Irreführung geſchah, hierbei in einem weſentlichen Geſchäftswert 
betroffen wird. Nicht weil ein wertvolles Gut betroffen wird, iſt der 
Angriff unſittlich, ſondern weil eine Täuſchungshandlung vorliegt. 
Wären z. B. die in Frage ſtehenden Porzellantaſſen Maſſenware, jo 
wäre, auch wenn es ſich um einen angeſichts des daraus erzielten 
Gewinnes wertvollen Beſitz handelt, doch der Anſpruch nicht gegeben, 
weil dann die Irreführung nicht vorliegen würde. 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


B. Das vorliegende Urt. des 1. ZivSen. berührt ſich nahe 
mit der oben (S. 1880) wiedergegebenen Entſch. des 2. ZivSen. (Re⸗ 
Rordlichtpausmaſchine). Es handelt ſich beide Male um die Frage 
wettbewerbsrechtlichen Schutzes bei fklavifcher Nachbildung. Aber 
während es im Falle der Rekordlichtpausmaſchine um den Schutz 
techniſcher Werte, die Abgrenzung des Wettbewerbsrechts gegen⸗ 
über dem Patent⸗ und Gebrauchsmuſterrecht geht, handelt es ſich in 
dem hier vorliegenden Tatbeſtand um den Schutz äſthetiſcher 
Werte, die Konkurrenz von Wettbewerbsrecht und Kunſtſchutzrecht. 

Durch die Feſtſtellungen des BGG. gezwungen, kaun auch das 
RG. mangels eigentümlicher Schöpfung der Kl. den Kunſtwerleſchutz 
auf Grund des Geſ. v. 9. Jau. 1907 nicht zubilligen. Es mußte 
prüfen, ob die Kl. wenigſtens durch das Wettbewerbsgeſeh geſchützt 
werden kann. 

Damit wird ein in der Nſpr. noch nicht vollſtandig gehfärtes 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


die mit Mühen und Koſtenaufwand errungen ſind, überhaupt 
auszunutzen. Solche Ausnutzung iſt ſogar in mannigfaltigſter 
Geſtalt erlaubt, ja notwendig, weil Gewerbefleiß, Handel und 
Verkehr der Gegenwart auf dem Erbe der Vergangenheit be⸗ 
ruhen (Baumbach, Komm. zum Wettbewerbsrecht [1929] 
S. 514 ff., Bem. L V3 D, 2. Aufl. [1931], S. 400 ff. Kap. 95; 
Callmann, Der unlautere Wettbewerb, Komm. [1929] 
©. 116 Anm. 48 zum § 1; Roſenthal, Wettbewerbsgeſetz 
8. Aufl., 1930] S. 175 Note 49 zum 8 1). Unter gewiſſen 
beſonderen Umſtänden aber verſtößt die Ausbentung fremder 
Arbeit gegen die guten Sitten. So namentlich (I.) wenn fie 
täuſchend wirkt und die Gefahr von Verwechſlungen oder an⸗ 
deren irreführenden Vorſtellungen erzeugt; (2.) wenn eine 
ungerechtfertigte Bereicherung beabſichtigt wird; (3.) wenn 
bewußt rechtswidrig ein geſetzlich anerkanntes Ausſchließungs⸗ 
recht — im Erfinder⸗, Muſter⸗ oder Urheberrechte — verletzt 
wird; (4.) wenn die Ausnutzung erſchlichen iſt (Callmann 
a. a. O. S. 116 Anm. 48). Jeder Geſchäftsinhaber hat ver⸗ 
möge des Perſönlichkeitsrechts am Bereiche ſeiner Gewerbs⸗ 
tätigkeit und des anerkannten Grundſatzes der Rechtsordnung, 
einen mit redlichen Mitteln erworbenen Beſitzſtand zu ſchützeu, 
Anſpruch darauf, daß nicht andere unter ſeiner Flagge fahren 
(vgl. Baumbach a. a. O. 1. Aufl. S. 514, 2. Aufl. S. 401/; 
Callmann a. a. O. S. 123 Anm. 57 zu § 1; Roſenthal 
a. a. O. S. 5 und Anm. 53, 53a, 56, 59, 59a zu § 1 Unl⸗ 
WG.; Kohler, Der unlautere Wettbewerb [1914 S. 17, 
22 ff., 95 ff.) 

Die Gefahr der Täuſchung, der Verwechſlung 
zwiſchen Waren verſchiedener Unternehmer und die Möglich⸗ 
keit ſonſtiger irriger Vorſtellungen wird heraufbeſchworen, 
wenn ein Unternehmer ſo, wie es die Bekl. im Verhältnis 
zur Kl. getan hat, das Porzellanmuſter eines anderen wiſſent⸗ 
lich nachmacht. Solche Handlungen greifen auf eine Weiſe 
in den fremden Geſchäftskreis ein, die den Anforderungen 
des geſicherten redlichen Verkehrs widerſtrebt und ſich deshalb 
mit dem Anſtandsgefühl der billig und gerecht Denkenden nicht 
verträgt (RS. 73, 294/98 296/97]; 88, 183/87 [185/86]; 
120, 94/101 96, 99/100 0. In der bloßen Nachahmung, 
ohne das Hinzutreten beſonderer Umſtände, ift allerdings nicht 
ſchlechthin ein Verſtoß gegen die guten Sitten zu finden (RO. 
73, 297). Ein beſonderer erſchwerender Umſtand liegt aber 
hier in der — feſtgeſtelltermaßen bewußten — völlig 
unveränderten Übernahme der Warenverzierung; fie 
muß grundſätzlich ebenſo behandelt werden, wie etwa der ſkla⸗ 
viſch genaue Nachbau von Maſchinen und Geräten (Baum 
bach a. a. O. 2. Aufl. S. 401 Ben. B; Callmann a. a. O. 


) JW. 1928, 301. 


Gebiet beſchritten. In der Konkurrenz zwiſchen Wettbewerbsrecht 
einerſeits, Patent- und Gebrauchsmuſterrecht andererſeits iſt ſeit 
NG. 120, 94 ff. JW. 1928, 1216 in ſtändiger Rſpr. der Saß 
verankert, daß das Wettbewerbsrecht niemals die techniſchen, 
ſondern ſtets nur die in der Sphäre der Werbung, in der Zu- 
rechnung durch den Verkehr liegenden Werte ſchützen kann. Fraglich 
iſt, ob für die äſthetiſchen Werte, in der Konkurrenz mit Kunſt⸗ 
ſchutz- und Geſchmachmuſtergeſetz, ein gleiches zu gelten hat. Wird 
der Gewerbetreibende auch hier durch das Wettbewerbsrecht nur 
gegen die Herbeiführung von Verwechſlungen ſeitens des Konkurrenten 
geſchützt, der in ſeinen wettbewerbsrechtlichen Beſitzſtand eindringt? 
Oder ſchützt hier das Wettbewerbsrecht in Ergänzung der Spezial 
geſetze auch das mit Koſten und Mühe geſchaffene Arbeitsergebnis, 
den äſthetiſchen Wert ſelbſt? Dieſe Frage iſt in der bisherigen Rſpr⸗ 
offen geblieben. Die Unterſcheidung, die NG. 120, 94 ff. - JW. 
1928, 1216 macht, je nachdem das Wettbewerbsrecht mit Patent‘ 
und Gebrauchsmuſterrecht oder mit dem Geſchmacksmuſterrecht kolli⸗ 
diert, ſcheint darauf hinzuweiſen, daß der äſthetiſche Wert als 
ſolcher wettbewerbsrechtlichen Schutz erfahren kann. Aber die Ent“ 
ſcheidung ſelbſt belehrt uns eines anderen, indem auch bei der 
Kolliſion mit dem Geſchmacksmuſterrecht auf die Verkehrsgeltung 
und die Verwechſlungsgefahr abgeſtellt wird. Andere Ent 
ſcheidungen ſind weniger weit gegangen und betrachten die Frage nach 
ſittenwidriger Ausnühung fremden Arbeitsergebniſſes als entſcheidend⸗ 
Dieſe Gegenfäglichkeit (ſiehe darüber neuerdings Furler, Beſih, 
Verkehrsgeltung, Verwirkung im Wettbewerbsrecht S. 60 f.) iſt in 
der Manſchetteuknöpfe⸗Entſcheidung des 2. ZivSen. (GewgiSch. 1931, 
294 ff.) aufgezeigt worden, ohne daß dort ein Grund vorgelegen hätte, 
die Frage zu enlſcheiden. 

Der vorliegende Fall hätte Anlaß fein können, das Problem zl 
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Anm 53/56 zu § 1; Roſenthal Note 55 zu 8 J. An⸗ 
erkannter Grundſatz iſt zwar, daß maſſenhaft hergeſtellte ge⸗ 


wöhnliche Dutzendware nicht unter dem Geſichtspunkte ſitten⸗ 
widriger Ausnutzung eines fremden Arbeitsergebniſſes gegen 
Nachbildung geſchützt werden kann (RG. 120, 995)). Um 
ſolche Maſſenware handelt es ſich hier jedoch nicht. Denn 
nach den — inſoweit nicht rechtsirrigen — Feſtſtellungen 
des BG. beſteht die Wahrſcheinlichkeit, daß im Anſchluß an 
das Schubertſche Gutachten die Urform, nach der die Abzieh⸗ 
bilder hergeſtellt werden, unter die kunſtgewerblichen Erzeug⸗ 
niſſe zu rechnen ſei. Das BG. würdigt die erhobenen Beweiſe 
e dahin, daß zweifelhaft bleibe, ob der Kl. ein künſt 
zeriſches Urheberrecht zukomme. Dies iſt indes nur für den 
Rechtsgrund des Urheberſchutzes weſentlich. Soweit die Klage 
lich gegen unlauteren Wettbewerb und unerlaubte Handlung 
endet, iſt es ohne Belang. Inſoweit genügt es, wenn die Kl. 
N im Verkehr unangefochten (wie fie angibt, ſeit einer Reihe 
on Jahren) eines Muſters (eben des Dekors 2937) bedient, 
das nicht zu den Dutzendwaren ohne beſonderes Gepräge ge— 
15 Wenn ſie, wie bisher unbeſtritten, dies ſeit Jahren tut, 
ann fie ſich zum Schutze gegen unlauteren Wettbewerb auf 
nen redlichen Verkehrsbeſitzſtand berufen. Sache 
r Bekl. wäre geweſen, dieſen zu beſtreiten und etwa Beweiſe 
f Ur anzutreten, daß das Muſter, bevor ſie es für H. an⸗ 
brlligte, ſich ſchon in mehr oder weniger verbreitetem Ge⸗ 
k auch anderer Firmen befunden, oder daß die Kl. es anders⸗ 
Reiter entlehnt habe. Fehlt es an einem Vorbringen in dieſer 
uchtung, fo gewährt die von der Kl. genügend dargelegte 
„ung des Muſters im Verkehr eine ausreichende An⸗ 
ſbruchsgrundlage. 
lie Der Anſpruch ſetzt jedoch voraus, daß ein beträcht⸗ 
= Her Wert für die Kl. auf dem Spiele ftehe (vgl. Call⸗ 
un a. a. O. S. 124 Anm. 58 zu 81). Das BG. geht 
Kat Recht davon aus, daß dieſes Erfordernis nicht fehlen 
We Doch faßt es die damit aufgeworfene Frage zu eng, 
Fenn es fie nur auf die von der Kl. für die Herſtellung des 
018 2937, und zwar des Eutwurfs dazu, ausgegebenen 
derne richtet. Und es geht nicht an, dieſe Aufwendung ſchon 
we für unbeträchtlich zu erklären, weil die Bekl., um die 
re ogen anzufertigen, ebenfalls Arbeit und Koſten — für 
0 Platten, Lithographie und Druck — habe aufwenden 
Pander. Der Schwerpunkt für das Verhältnis unter den 
muren lag darin, daß die Betl. zum Nachteil der Kl. be⸗ 
ßt eine Täuſchungs- und Verwechfſlungsgefahr hervorrief, 
1 welcher dann Abbruch am Kundenkreiſe und überhaupt 
aweblicher Schaden erwachſen kann und nach der Be⸗ 
Fubtung der Kl. ſchon erwachſen iſt, auch künftig noch droht. 
dieſer Hinſicht ſind aber bisher keine Feſtſtellungen ge⸗ 
a en Solange fie fehlen, gebricht es auch an der nötigen 
90 eundlage für die Entſch., ob die Handlungen der Bell. 
nich l die guten Sitten verſtoßen. Das Rev. iſt 
der in der Lage, auf Grund einer erfahrungsmäßigen Wahr 
aus lichkeit, die für jenen Schaden beſtehen mag, die Lücke 
5 zu üllen; auch aus der Glaubhaftmachung der Reviſions⸗ 
gibt f kann das Fehlende nicht ergänzt werden. Bisher er- 


A nur, daß der Verſtoß gegen die guten Sitten und 
gebotene Anwendung des 8 1 Un kW G. mit der vom OLE. 
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Gier Begründung nicht verneint werden kann. 
en ee gilt, ſoweit der Klageanſpruch auf den § 826 


IW. 1928, 301. 
klären. 
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I ma gen a und es wird nicht klar, worauf das Urt. 


dwerbsgecheſl iſt. Es müßte, wenn die Sätze über den wett⸗ 
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BG B. geſtützt wird. Es fehlt bislang an Feſtſtellungen über 
die Zufügung von Schaden; daß ihr ſolcher, und zwar in 
erheblichem Umfang, entſtanden ſei und weiterhin drohe, hat 
die Kl. behauptet. Was den Vorſatz der Bekl. angeht, ſo findet 
er ſich im BU. nicht als erwieſen feſtgeſtellt; das OLG. 
ſpricht von Verdacht, unterſtellt aber dann, die Bekl. habe 
gewußt, daß der Firma H. kein Urheberrecht zuſtehe. Es bedarf 
in dieſer Hinſicht noch einer ausdrücklichen Feſtſtellung. 
(U. v. 9. Dez. 1931; 192/311. — Jena.) [Ka.] 


42. 88 1, 14 Un WG.; 88 823, 826 BG B. 

1. Trotz der Behauptung eines die 88 1, 14 
Un l WG. verletzenden Tatbeſtandes iſt die Be⸗ 
gründung der Klage auf 88 823ff., beſ. 8 826 BG B. 
zuläffig. 

2. Soweit das BG. fich eine Anſicht ohne Be- 
weiserhebung auf Grund eigener Lebenserfah⸗ 
rung gebildet hat, was an ſich zuläſſig iſt, darf 
das RG. dieſe Anſicht in der Rev Inſt. nachprüfen. 

3. Inhaltlich richtige Mitteilungen über die 
Beſchaffenheit und die Waren des Wettbewer— 
bers ſind grundſätzlich zuläſſig, auch wenn ſie 
deſſen Exiſtenz berühren. Nur dann ſind ſie als 
ſittenwidrig zu beanſtanden, wenn ſie den Ab⸗ 
ſatz der Waren des Wettbewerbers ohne eigenen 
Gewinn unmöglich machen wollen. 

4. Irrig iſt die Rechtsauffaſſung, daß der 
Zweck einer Wettbewerbshandlung ſtets unbe⸗ 
achtlich ſei, daß auch die Exiſtenzvernichtung nie 
als Merkmal des Sittenverſtoßes angeſehen 
werden dürfe. 

Die Kl. iſt eine dem Zementſyndikat nicht angehörige 
Firma, während der Bekl. die ſog. Weſtgruppe dieſes Syn⸗ 
dikats, d. h. die Verkaufsorganiſation der im rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Gebiet befindlichen, dem Syndikat angehörigen Port⸗ 
land⸗Zementfabriken darſtellt. Neben den Verkaufsorgani⸗ 
ſationen, deren Spitzenorganiſation der Deutſche Zementbund 
in Berlin iſt, beſteht ſeit langen Jahren der Verein Deutſcher 
Portland⸗Zementfabrikanten in Berlin, der als wiſſenſchaft⸗ 
liche Aufgabe Regeln für die Herſtellung und für die Be⸗ 
urteilung der Güte der als „Portland⸗Zement“ in den Handel 
kommenden Ware hinſichtlich Raumbeſtändigkeit, Feſtigkeit 
und anderer Merkmale, die ſog. „Deutſchen Normen“ 
geſchaffen hat, die auch für die Mitglieder des Syndikats ver⸗ 
bindlich und behördlich als Grundlage für die Beurteilung 
von Portland⸗Zement anerkannt ſind. 

Die „Deutſchen Normen“ enthalten i. d. Faſſung von 
1927 über Raumbeſtändigkeit folgende Vorſchrift: 

„Portland⸗Zement ſoll raumbeſtändig ſein. Als entſchei⸗ 
dende Probe ſoll gelten, daß ein auf einer Glasplatte her 
geſtellter und vor Austrocknung geſchützter Kuchen aus reinem 
Portland⸗Zement, nach 24 Stunden unter Waſſer gelegt, 
auch nach längerer Beobachtungszeit durchaus keine Verkrüm⸗ 
mungen oder Kantenriſſe zeigen darf.“ 

Die Kl. hat im September 1927 mehrfach in der 
Rhein.⸗Weſtf. Ztg. „ſyndikatsfreien Portland⸗Zement, den 
deutſchen Normen entſprechend“, angekündigt. Ferner hat 
ihr damaliger Vertreter, die Firma L., im November 1927 
den Zement der Kl. durch gedruckte Offerten als „ringfreien 


befürchten? Wird die Bell. den Ruf der Kl. für ſich verwerten, indem 
ihr (der Bekl.) Erzeugnis vom Verkehr der Kl. zugerechnet wird? 
Es wäre zu wünſchen, daß das NG. bald Gelegenheit hat, erneut 
zu der Frage Stellung zu nehmen. Meinerſeits möchte ich annehmen, 
daß ein genügender Anlaß den techniſchen und den äſthetiſchen 
Schuß zu unterſcheiden nicht beſteht und daß der Weg über RG. 
120, 94 ff. = JW. 1928, 1216 ein Umweg war. Es wird nur kleine 
Gebicte geben, in denen dem Wettbewerbsrecht die Aufgabe zufällt, 
das mit Mühe und Koſten errungene Arbeitsergebnis als ſolches zu 
ſchützen (Adreßbuchfälle u. ä.) und wo es Schrittmacher für die Ent- 
wicklung eines Sonderrechtsſchutzes iſt (wie es dies in RG. 73, 
294 ff. für die Grammophonplatten war); im ganzen wird die Löſung 
der Fälle der ſklaviſchen Nachbildung einheitlich darin liegen müſſen, 
daß dem Wettbewerbsrecht nur der Schutz der Verkehrsgeltung, 
die Sorge für die Vermeidung von Verwechſlungen aufgegeben 
iſt. Freilich dürfen die Gerichte dann den Geltungsbereich der Sonder⸗ 
rechte nicht zu eng abſtecken. 
Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 
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hochwertigen Portland⸗Zement“ unter Syndikatspreiſen 
angeboten. Etwa unt dieſelbe Zeit verſandte die Kl. in 
größerem Umfang eine Druckſache „Reſultate der phyſikaliſch⸗ 
mechaniſchen Prüfung der Portland⸗Zementmarke K. 
darin iſt geſagt, daß die Produkte der Kl. aus September 
und Oktober 1927 durchſchnittlich eine Druckfeſtigkeit von 
519 kg/ em? gezeigt hätten, während die „Deutſchen Normen“ 
für hochwertigen Zement nur eine Mindeſtfeſtigkeit von 
500 kg/cm? vorſchreiben. 

Die Bekl. hat alsdann im März 1928 in großem Um⸗ 
fang ein Flugblatt unter der Überſchrift „Treibender Zement 
vom Werk 8...” verbreitet, in dem zunächſt Abbildungen 
aus dem Prüfungszeugnis des von der Bekl. angerufenen 
Staatl. Materialprüfungsamts in Berlin-Dahlem v. 27. Febr. 
1928 über eine — nach Behauptung der Bekl. von der Kl. 
ſtammende — Zementprobe wiedergegeben ſind; auſchließend 
wird bemerkt, daß nach dieſem Zeugnis die nach den „Deut 
ſchen Normen“ vorgeſchriebenen Proben gekrümmt, kan 
ten⸗ und netzriſſig gewefen ſeien, das Amt ſchreibe 
ausdrücklich: „Danach iſt der Zement nicht raumbeſtändig.“ 

Die Kl. erblickt in der Verbreitung dieſes Flugblattes 
eine ihre Exiſtenz bedrohende ſittenwidrige Handlung und 
hat mit der Klage beantragt, der Vekl. die Aufſtellung der 
Behauptung, ihr Zement „treibe“ und ſei „nicht raum⸗ 
beſtändig“, ſowie die weitere Verbreitung des Flugblatts 
zu verbieten. Die Klage iſt nur auf 88 823 ff., bei. 8 826 
BGG B. geſtützt. 

Das OLG. verbot der Bekl. die Verbreitung des Flug⸗ 
blattes. Die Rev. führte zur Aufhebung des Urteils und 
zur Zurückverweiſung. 

1. Das OLG. hat mit Recht das von der Kl. beanſtan⸗ 
dete Verhalten der Bekl., d. h. die Verbreitung des Flug— 
blattes vom März 1928, nur aus dem Geſichtspunkt der 
unerlaubten Handlung i. S. der 88 823 ff. BGB. geprüft, 
entſprechend der ausdrücklichen Erklärung der Kl. aber eine 
Prüfung dahin, ob dieſe Vorſchriften des UnlWG., insbeſ. 
88 1, 14 daſ. verletzt habe, völlig ausgeſchaltet. Dieſe recht- 
liche Behandlung iſt deshalb zutreffend, weil das von der 
Kl. angerufene LG. nach § 24 Unl WG. nicht zuſtändig ge 
weſen wäre, wenn die Kl. ſich auf unlauteren Wettbewerb 
der Bekl. hätte berufen wollen. Trotz der Behauptung eines 
derartigen Tatbeſtandes iſt aber die Begründung der Klage 
auf 88 823 ff., bei. $ 826 BGB. nach ſtändiger Rſpr. durch⸗ 
aus zuläſſig. Inſofern hat auch die Rev. keinerlei Bedenken 
geäußert. 

2. Beanſtandet wird jedoch die rechtliche Beurteilung 
des BG., das in dem Verhalten der Bekl. einen Verſtoß 
gegen die guten Sitten erblickt und die Vorausſetzungen des 
8 826 BGB. auch ſonſt für gegeben erachtet. Dieſe Rüge 
iſt begründet. 

Das OLG. hat im Gegenſatz zum LG. nicht geprüft, 
ob die von der Bekl. in ihrem Flugblatt aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen über den Zement der Kl. wahr ſind, weil das 
Flugblatt geeignet ſei, die wirtſchaftliche Exiſtenz der Kl. zu 
vernichten, weil auch der der Kl. zugefügte Schaden in 
keinem erträglichen Verhältnis zu den von der Bekl. für ſich 
und ihre Mitglieder erſtrebten Vorteilen ſtehe. Deshalb liege 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten nach $ 826 BGB. auch 
dann vor, wenn die Behauptungen der Bekl. wahr ſein 
ſollten. Mit Recht rügt die Rev., daß das OLG. den Begriff 
der Sittenwidrigkeit überſpannt und deshalb das tatſäch— 
liche Vorbringen der Parteien, beſ. der Bekl. nicht ausreichend 
gewürdigt hat. 

Das OLG. entnimmt ſeine Feſtſtellungen, aus denen 
es die Rechtsfolge des Vorhandenſeins eines Sittenverſtoßes 
der Bekl. ableitet, ausſchließlich ſeiner eigenen Lebenserfah⸗ 
rung. Es trifft alſo keine tatſächlichen Feſtſtellungen, zu 
denen es mangels Beweiserhebung auch gar nicht in der Lage 
geweſen wäre, ſondern ſtellt auf eigener Erfahrung eine Wir⸗ 
kung des Flugblattes der Bekl. feſt, die zwar von der Kl. 
behauptet, von der Bekl. aber beſtritten iſt. Daß das BG. 
in ſolchem Falle von jeder Beweisaufnahme abſehen, ſich auf 
ſeine eigene Lebenserfahrung berufen durfte, iſt nicht zweifel⸗ 
haft. Das RG. hat aber in ſtändiger Rſpr. daran feſtgehalten, 
dieſe Anſichten in der Rev Inſt. nachzuprüfen (RG. 128, 267 
und die angeführten Urteile). Gerade in Fällen der vor⸗ 


Das OLG. ſtellt ausſchließlich auf den Erfolg des Flug⸗ 
blattes ab und erblickt darin allein die Sittenwidrigkeit der 
Verbreitung des Flugblattes der Bekl. Es unterſtellt dabei, 
daß die Angaben des Flugblattes richtig ſeien, kann alſo 
deren Unrichtigkeit auch nicht zur Begründung des Sitten 
verſtoßes verwerten. Damit ſteht in offenem Widerſpruch, daß 
das OLG. Wert auf die Feſtſtellung legt, die von der Kl. 
verbreiteten Prüfungsergebniſſe ſeien unwiderlegt richtig. Da⸗ 
bei hatte die Bekl. behauptet, die Kl. habe ſich aus den zahl⸗ 
reichen eigenen Unterſuchungen diejenigen herausgeſucht, 
die ihr günſtig ſeien, die ungünſtigen Ergebniſſe weg⸗ 
gelajfen. Wäre auch das nur richtig, So würde das Ver⸗ 
halten der Bekl. vielleicht ſchon deshalb vom OLG. anders 
beurteilt worden ſein. Mit Recht rügt daher die Rev. ganz 
allgemein, daß das BGG. die Behauptungen der Bekl. über 
das Vorliegen einer Abwehrmaßnahme nicht ausreichend ger 
würdigt habe. 1 

Grundſätzlich iſt bei der Beurteilung von Kampfmaß⸗ 
nahmen im wirtſchaftlichen Wettbewerb davon auszugehen, 
daß der Vorwurf des Verſtoßes gegen die guten Sitten nur 
dann gerechtfertigt erſcheint, wenn die verwendeten Kampf⸗ 
mittel über das zur Erreichung der eigenen Zwecke erforder⸗ 
liche Maß hinausgehen, die wirtſchaftliche Vernichtung des 
Gegners herbeizuführen beſtimmt und geeignet ſind oder ihm 
ſo ſchweren Schaden zufügen, daß dieſer zu den erſtrebten 
Vorteilen in keinem erträglichen Verhältnis ſteht. Nicht wegen 
dieſes Erfolges, ſondern wegen deſſen Vorausſehbarkeit und 
Unangemeſſenheit werden die angewendeten Kampfmittel 
beanſtandet, weil ſie normalerweiſe einen entbehrlichen und 
weit über das Ziel hinausſchießenden Erfolg haben. Dabei 
läßt ſich aber nicht ſagen, daß ein beſtimmtes Kampfmittel 
unter allen Umſtänden erlaubt ſei, vielmehr kommt es immer 
auf den einzelnen Fall an, woraus ſich die Rſpr. über Liefer⸗ 
ſperre und Bogykott erklärt. Nicht unbeachtet darf dabei 
bleiben, ob das Kampfmittel ganz allgemein üblich und nach 
der herrſchenden Auffaſſung des deutſchen Volkes, insbeſ. 
der am Wettbewerb beteiligten Kreiſe nicht zu beanſtanden 
iſt. Dabei muß beachtet werden, daß Mitteilungen über die 
Beſchaffenheit der Ware des Wettbewerbers grundſätzlich nicht 
weniger zuläſſig ſind als Mitteilungen über die Qualität 
der eigenen Ware. Selbſtverſtändlich müſſen dieſe Angaben 
richtig ſein; wer ſolche Mitteilungen macht, handelt auf eigene 
Gefahr, muß nach 88 3, 14 UnlWG. den Beweis der inhalt⸗ 
lichen Richtigkeit führen und verſtößt gegen die guten Sitten 
i. S. des § 826 BGB., wenn der Inhalt der Mitteilung 
ſich als unrichtig herausſtellt. Dabei müſſen die Mitteilungen, 
die ſich auf Prüfung anderer ſtützen, in der Regel der auf 
eigene Verantwortung aufgeſtellten Behauptung gleichgeſtellt 
werden, beſonders wenn, wie im vorliegenden Falle, die 
Prüfung von dritter Seite nur als Beweis für die Richtig 
keit der eigenen Behauptung verwertet werden. Aber it’ 
haltlich richtige Mitteilungen über die Beſchaffenheit und DIE 
Eigenſchaften der Waren des Wettbewerbers find grundſäßz⸗ 
lich zuläſſig, auch wenn ſie deſſen Exiſtenz berühren. Nur 
dann find fie als ſittenwidrig zu beauſtanden, wenn ſie nie 
mehr dem eigentlichen Wettbewerbszweck dienen, nämlich 
der eigenen Kundenwerbung, ſondern — ausſchließlich oder 
faſt ausſchließlich — den Abſatz der Waren des Wett 
bewerbers ohne eigenen Gewinn unmöglich machen wollen, 
Die neuere Rſpr. hat dieſe Auffaſſung immer ſchärfer beton 
und befindet ſich dabei im weſentlichen in Übereinſtimmung 
mit den neuerdings vielbeachteten Ausführungen von Nip? 
perdey: Kartgidſch. 1930, 127ff. Allerdings kann der von 
Baumbach, Wettbewerbsrecht S. 172, 173 vertretenen Auf 
faſſung nicht zugeſtimmt werden, daß der Zweck einer Weti' 
bewerbshandlung ſtets unbeachtlich ſei, daher auch die Exi⸗ 
ſtenzvernichtung nie als Merkmal des Sittenverſtoßes an 
geſehen werden dürfe, weil die Vernichtung des Gegners ſtets 
das letzte Ziel des Wettbewerbes ſei. Das mag vielleicht für 
den ſog. Leiſtungswettbewerb zutreffen, für den ſog. Behinde⸗ 
rungswettbewerb kann es aber nicht anerkannt werden, würde 
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eine vollſtändige, offenbar verhängnisvolle Abkehr von der 
bisherigen Praxis des RG. bedeuten. ‚ 
Iſt alſo daran feſtzuhalten, daß Mitteilungen über die 
Beſchaffenheit der Ware des Wettbewerbers — vorausgeſetzt, 
aß fie wahr find — regelmäßig nicht beanſtandet werden 
önnen, jo muß ebenſo hervorgehoben werden, daß bei Feſt⸗ 
ſtellung einer Ausnahme von der Regel alle begleitenden 
Umſtände des Einzelfalls zu beachten ſind. Das RG. hat 
ſrüher betont (NG. 48, 127), daß ein gehäſſiges Vorgehen 
mit dem Ziel der Vernichtung des Gegners den Tatbeſtand 
der Sittenwidrigkeit erfüllt. Daran ſcheint das OLG. zu 
enken, wenn es hervorhebt, ſolch „grobes Geſchütz“, wie 
ie Bekl. es angewendet habe, ſei nicht erforderlich geweſen, 
die Bekl. hätte gerichtlich gegen die Kl. wegen deren angeblich 
trreführenden Veröffentlichungen vorgehen konnen. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind rechtsirrig; niemals kann die Sittenwidrigkeit 
einer Veröffentlichung darin gefunden werden, daß von der 
zöglichkeit einer Unterlaſſungsklage nicht Gebrauch gemacht 
wird. Die Selbſthilfe iſt in ſolchem Falle durch Verwendung 
der vom Gegner ſelbſt angewendeten Mittel durchaus nicht 
zu beanſtanden. Allerdings werden dabei Grenzen zu beachten 
ein. Aber es kommt in Fällen langjähriger, tiefgehender 
Intereſſengegenſäze nicht ſtets fo ſehr auf den Abwehr- 
garakter einer Handlung an, ſo daß zu unterſuchen wäre, 
ob die Bekl. oder die Kl. ſich in Verteidigungsſtellung be⸗ 
unden hat. Vielmehr wird man hier als entſcheidend anſehen 
uͤrfen, daß der Bekl. nicht verwehrt werden darf, ſich an 
einen weiten Abnehmerkreis zu wenden, nachdem die Kl. 
as getan hat. 
Dann iſt zu fragen, ob die Bekl. mit einer Exiſtenz⸗ 
Vernichtung der Kl. rechnen mußte und konnte. Selbſtver⸗ 
ſtändlich iſt das keineswegs, wie das OLG. annimmt. Es 
debt durchaus im Rahmen einer verſtändigen Betrachtung 
er wirtſchaftlichen Entwicklung, daß die Kl. nach Beanſtan⸗ 
zung ihrer Ware die bisherigen Fabrikationsmethoden ver⸗ 
beſſerte, dafür zwar pekuniäre Opfer bringen mußte, aber 
unter ſonſt normalen Verhältniſſen in ihrer Exiſtenz nicht 
broht wurde. Man kann auch nicht ſagen, daß der Schaden 
er Kl. außer jedem erträglichen Verhältnis zu dem erſtrebten 
Lorteil der Bekl. oder ihrer Mitglieder ſteht. Mit Recht hat 
die Bekl. wiederholt darauf hingewieſen, daß ein etwaiger 
undenverluſt im weſentlichen ihr zugute kommen mülſſſe. 
Damit fällt die einzige Stütze, auf der das angef. Urteil 
aufgebaut iſt, in ſich zuſammen. Es darf aber nicht unerwähnt 
leiben, daß nach Lage des Falles wahre Mitteilungen an die 
undſchaft auch trotz vorausſehbarer Vernichtung des be- 
offenen Wettbewerbers zuläſſig ſind, wenn die Empfänger 
zer die Allgemeinheit ein berechtigtes und erhebliches Inter⸗ 
iſſe daran hat, die Mitteilungen zu erhalten. Die Umſtände 
prechen dafür, daß dieſes Intereſſe im vorliegenden Fall, 
erben ift kei des Inhalts des Flugblatts unterſtellt, ge⸗ 
n iſt. 
Be Das BG. verkennt das offenbar nicht, hält aber den 

weisantritt der Bekl. für ſo unzureichend, daß es darauf 
gar nicht eingeht. Dazu iſt zunächſt zu ſagen, daß das 
feinereſſe des Publikums an dem Inhalt des Flugblattes 
nantes Beweiſes bedarf. Iſt der Zement der Kl. wirklich nicht 
dumbeſtändig, fo bildet ſein Vertrieb eine Gefahr für weiteſte 
Ane insbeſ. auch für das Käuferpublikum, das ſolchen 
ement verarbeitet oder weitervertreibt. 

s kommt daher im weſentlichen darauf an, ob der Bekl. 
trie Beweis gelingt, daß der von der Kl. zu jener Zeit ver⸗ 
‚ebene Zement nicht raumbeſtändig war. Mit Recht rügt 
1 Rev., daß das OLG. an die Subſtanzierung des Be⸗ 
1 chen tritts Anforderungen ſtellt, die weit über ein erträg⸗ 
vert Maß hinausgehen, und daß es damit § 286 3 L. 

et hat. Die im Tatbeſtand wiedergegebenen ſchließlichen 
tont anträge durften nicht abgelehnt werden. Die Rev. be⸗ 
1930 zutreffend, daß hier und im Schriftſatz v. 22. März 

z die Behauptung ordnungsmäßiger Beſchaffung und 
Bebaudlung der Proben aufgeſtellt war. Die angetretenen 
die ale müſſen daher erhoben werden. Zu dieſem Zweck muß 
zur ache unter Aufhebung des angef. Urteils an das BG. 
durückverwieſen werden. 
geht lte ſich dabei herausſtellen, daß der Beweis man⸗ 

der Raumbeſtändigkeit des Zements der Kl. nicht derart 


geführt werden kann, daß eine allgemein gehaltene Aufſtellung 
dieſer Behauptung gerechtfertigt war, — denn fo iſt die Mitz⸗ 
teilung doch offenbar zu verſtehen, — ſo kann ſie der Bekl. 
doch nur dann als Sittenverſtoß angerechnet werden, wenn 
ſie vorſätzlich oder leichtfertig verallgemeinert hat. Ob das 
hier vorliegt, muß der Tatrichter auf Grund des Beweis⸗ 
ergebniſſes prüfen. Nicht zu beanſtanden iſt die Verwendung 
des Zeugniſſes des Berliner Materialprüfungsamtes, auch 
nicht deshalb, weil nur eine Probe geprüft wurde und das 
Amt vor Verallgemeinerung grundſätzlich (gedruckter Ver⸗ 
merk) warnte. Denn es lagen nach der Behauptung der 
Bekl. weitere ſorgſam erzielte Prüfungsergebniſſe vor. Auch 
daß eine gewiſſe Zeit ſeit der Verbreitung der Reklamedruck⸗ 
ſchriften der Kl. vergangen war, nimmt dem Vorgehen der 
Bekl. nicht ohne weiteres die Berechtigung. Mit Recht betont 
die Rev., daß die Wirkung bei großer Verbreitung von Re⸗ 
klamematerial nicht ohne weiteres binnen kurzer Zeit hin⸗ 
fällig wird, ſondern monatelang fortbeſteht, ſelbſt wenn, 
worüber allerdings nichts feſtgeſtellt iſt, die Kl. i. J. 1928 
nicht mehr öffentlich behauptet haben ſollte, daß ihr Zement 
den „Deutſchen Normen“ entſpreche. 

Unanwendbar iſt 8 823 Abſ. 1 BGB. Ein Me 
licher Eingriff in den Beſtand des Gewerbebetriebes der Kl. 
kommt hier nicht in Frage, weil es ſich nach den eigenen Ber 
hauptungen der Kl. nur um eine mittelbare Gefährdung 
ihres Unternehmens handelt, ſo daß der Gewerbebetrieb als 
„ſonſtiges Recht“ im Sinne dieſer Vorſchrift hier nicht 
widerrechtlich verletzt iſt (vgl. RG. 102, 225; 119, 438 1)). 

Deshalb kann nur eine unerlaubte Handlung i. S. des 
§ 826 BGB. vorliegen. 

(U. v. 20. Mai 1931; 189/30 IX. — Hamm.) [9.] 


43. 581,3, 7 Unl WG. Die Ankündigung eines 
Ausverkaufs wegen Umbaues iſt nicht nur dann 
zuläſſig, wenn er unmittelbar bevorſteht, es ge- 
nügt, wenn zur Zeit der Ankündigung die wirk⸗ 
liche Abſicht beſteht, den Umbau demnächſt vor- 
zunehmen. In dieſem Falle ſtellt auch die „ver⸗ 
frühte“ Anzeige weder eine unrichtige Angabe 
über geſchäftliche Verhältniſſe, noch eine Täu⸗ 
ſchung des Publikums (Verſtoß gegen die guten 
Sitten) dar. f) 

Die Bekl. hat als Grund für die Veranſtaltung des Aus⸗ 
verkaufs in der Ausverkaufsankündigung „den Neu- und 
Umbau ihrer Geſchäftshäuſer“ angegeben, und die Kl. verlangt 
das Verbot der Ankündigung, weil der angegebene Grund un⸗ 
wahr ſei. 

Nach 87 Abſ. 1 Unl WG. muß der Grund des Ausver⸗ 
kaufs in der Ankündigung angegeben werden; er darf kein 
bloßer Vorwand fein, ſondern muß ernſtlich gemeint, fachlich 
zutreffend, wirtſchaftlich berechtigt und erlaubt fein (RG.: 
MuW. XII, 513; Roſenthal 87 N. 11; Callmann 
88 7—10 Erl. N. 13). „Der Grund ſetzt ein Ereignis vor⸗ 
aus, daß den Anlaß bietet, die Räumung eines beſtimmten 
der Verfügung des Verkäufers unterliegenden Warenlagers 
ganz oder teilweiſe im Wege eines beſchleunigten Verkaufs 
herbeizuführen, das alſo den Entſchluß in ihm hervorgerufen 
hat, ſtatt des gewöhnlichen Verkaufs eine beſchleunigte Räu⸗ 
mung des Lagers im Wege des Ausverkaufs zu bewerkſtel⸗ 
ligen“ (RGSSt. 45, 371). Nun hat das BG. ausgeführt, daß 


) JW. 1928, 1725. 


Zu 43. Die Entſch. iſt in allen Punkten lehrreich, aber in 
einigen nicht unbedenklich. 

I. 1. Allgemein beachtlich find die Ausführungen über die 
Wiederholungsgefahr. Darauf, ob die Nachprüfung des 
Vorliegens der Wiederholungsgefahr auch in der Revznſt. zur 
läſſig iſt, geht das NG. gar nicht ein; wohl mit Recht, denn die 
Frage darf in dem von Roſenthal (Wettbewerbs., 7. Aufl., 
S. 58) auf Grund der Rſpr. zutreffend umriſſenen Sinne als ge⸗ 
löſt betrachtet werden. Zu vermerken iſt immerhin, daß das RG. 
ſich in der vorl. Entſch. hinſichtlich dieſer Frage ziemlich weit ins 
Tatſachengebiet hineinbegibt. — Sachlich erſcheint die Verneinung 
der Wiederholungsgeſahr hier durchaus gerechtfertigt. Ä 

2. Die Schlußſätze der Entſch. ſind beſonderer Beherzigung 
wert: viel zu oft wird — beinahe automatiſch — mit dem Ge⸗ 
ſuch um einſtweilige Verfügung zugleich die Klage ein⸗ 
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der in der Bekanntmachung angegebene Grund des Ausver⸗ 
kaufs nicht nur im allgemeinen ſtichhaltig, ſondern auch im 
Einzelfalle gegenwärtig zutreffend ſein müſſe, da ſonſt in der 
Bekanntmachung eine falſche Angabe über geſchäftliche Ver⸗ 
hältniſſe i. S. des $3 Unl WG. zu erblicken ſei; der beab⸗ 
ſichtigte Umbau könne daher die Veranſtaltung des Ausver⸗ 
kaufs nur dann rechtfertigen, wenn er als „gegenwärtiges 
Ereignis unmittelbar bevorſtehe“; das aber müſſe verneint 
werden; denn die Bekl. habe wohl an einen Umbau gedacht, 
zur Zeit der Ankündigung des Ausverkaufs aber noch keinen 
feſten Entſchluß gefaßt, ſich vielmehr die endgültige Ent- 
ſchließung noch vorbehalten. 

Allein mit Recht wendet die Rev. ein, daß der übrigens 
leicht mißverſtändliche Ausſpruch, daß der Umbau als gegen- 
wärtiges Ereignis unmittelbar bevorgeſtanden haben müſſe, 
im Geſetz keine ausreichende Stütze findet. Bei einem beab⸗ 
ſichtigten Umbau als Grund für den Ausverkauf handelt es 
ſich um ein Ereignis, das erſt nach der Ankündigung des Aus⸗ 
verkaufs eintreten ſoll, und nach der Feſtſtellung des Ber. 
war dies Ereignis bis zum Schluß der mündlichen Verhand⸗ 
lung v. 18. Dez. 1930 noch nicht eingetreten. Gleichwohl 
braucht die Angabe dieſes Grundes nicht ohne weiteres als 
unwahr angeſehen zu werden. Vielmehr iſt bei Ereigniſſen, 
die erſt nach der Ankündigung eintreten ſollen, zu prüfen, 
ob die Grundangabe zur Zeit der Ankündigung rechtmäßig 
war; das iſt aber der Fall, wenn der Veranſtalter den ernſt⸗ 
haften Willen gehabt hat, das angekündigte Ereignis herbei⸗ 
zuführen und dieſen Willen durch alle erreichbaren und bil⸗ 
ligerweiſe zu verlangenden Mittel betätigt hat. Nun ſtellt 
aber der BerR. ausdrücklich feſt, daß die Bekl. ſich ernſthaft 
mit dem Gedanken trägt, demnächſt ihre geſamten Geſchäfts⸗ 
räume umzubauen und daß ſie zu dieſem Zweck bereits i. J. 
1929 habe Pläne aufſtellen und Ende Juni 1929 die behörd⸗ 
liche Bauerlaubnis für ein ausgedehntes Projekt erwirken 
laſſen, die Durchführung des Neubaues damals aber mit 
Rückſicht auf die Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
eingeſtellt und die Architekten für ihre Arbeiten endgültig 
entlohnt und daß auch das Vorſtandsmitglied A. noch Ende 
Oktober 1930 erklärt hat, er denke zur Zeit nicht an einen Um⸗ 
bau. Andererſeits aber ſtellt der BerR. auch feſt, daß die 
Bekl. um die gleiche Zeit durch Vermittlung des Architekten F. 
bei der Polizei die Genehmigung zur Erhaltung eines Bau⸗ 
zaunes zu erreichen geſucht, daß das Vorſtandsmitglied der 
Bekl. K. am 20. Nov. 1930 dem Zeugen F. erklärt hat, der 
Umbau der Geſchäftsräume ſolle jetzt, wenn auch in beſchränk⸗ 
terem Umfange als urſprünglich vorgeſehen, ſofort in An⸗ 
griff genommen werden, F. möge alle Vorbereitungen treffen, 
daß der Umbau im Februar oder März 1931 beginnen könne. 
Dabei ſieht der Ber R. die Darlegungen K.s für die Gründe, 
die für den Bauentſchluß maßgebend geweſen ſeien, für „mehr 
oder minder“ zutreffend an. Wenn gleichwohl das BG. zu 
dem Ergebnis gelangt iſt, daß die Bekl. zur Zeit der An⸗ 
kündigung des Ausverkaufs wohl an einen Umbau ge- 
dacht, aber noch keinen feſten Entſchluß gefaßt, 


gereicht, ohne daß der Antragſteller ſich die Frage vorlegt, wie es 
mit Rechtsſchutzbedürfnis und Begründetheit ſeiner Anträge wohl 
ſtehen werde, wenn dieſe einmal zur Entſcheidung kommen. Im 
vorl. Falle hat die Kl. auch im übrigen ſich mit ihren Anträgen 
recht weit aus dem Gebiet des überhaupt Erreichbaren hinaus⸗ 
gewagt; aus dem nicht abgedruckten Teil der Entſch. ergibt ſich, 
daß fie der Bekl. unter anderem verbieten laſſen wollte, in ihren 
Geſchäftsräumen einen Ausverkauf zu veranftalten, und in öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen den Verkauf von Waren unter der Be⸗ 
zeichnung eines Ausverkaufs anzukündigen. Daß dies — wie denn 
auch das NG. mit aller Deutlichkeit ausführt — weit über das 
Ziel hinausſchießt, liegt auf der Hand. Ein ſolches Zuviel wäre 
weniger ſchädlich im Verfahren über eine Geldforderung, in den 
eine Teilabweiſung möglich iſt; wo aber nur „alles oder nichts“ 
zugeſprochen werden kann, iſt äußerſte Vorſicht, ja Beſcheidenheit in 
der Faſſung der Anträge erforderlich. 

II. Unter dem beſonderen Geſichtspunkt des Wettbewerbs⸗ 
rechts iſt folgendes zu bemerken: 

1. Mit Recht erblickt das NG. in dem Verhalten der Bell. 
keine Verletzung des 8 3 UnlWG., weil die Angaben der Bell. 
nichts mit den Geſichtspunkten zu tun haben, unter denen die 
Käuferſchaft die Vorteilhaftigkeit eines Angebotes prüft. Anders 
würde nur dann zu entſcheiden geweſen ſein, wenn das Publikum 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſich vielmehr die endgültige Entſchließung noch 
vorbehalten habe und daß es ihr ſomit in erſter Linie 
auf den Ausverkauf angekommen ſei, ſo iſt für das Gericht 
ausſchlaggebend geweſen, daß die Einzelheiten des Bauvor⸗ 
habens der Bekl. in keiner Weiſe geregelt geweſen ſeien; wäh⸗ 
rend es den Gepflogenheiten eines ſorgfältigen Kaufmanns 
entſpreche, zunächſt Werkzeichnungen zu fertigen, die Koſten 
des Umbaues im einzelnen zu berechnen und durch Einfordern 
von Offerten feſtzuſtellen, ob ſich der Bau mit der zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Summe von 300 000 400 000 % herſtellen 
laſſe, wolle Bekl. den eutgegengeſetzten Weg eingeſchlagen und 
zunächſt den Bauentſchluß gefaßt haben. 

Abgeſehen hiervon aber ſei der Ausverkauf früher, als 
der wirtſchaftliche Zweck ſolches erfordert habe, angezeigt 
worden. 

Aus dieſen Gründen nimmt das BG. an, daß die An⸗ 
kündigung des Ausverkaufs durch die Bekl. gegen 88 1 und 3 
Unl WG, verſtoße und der Unterlaſſungsanſpruch begründet ſei. 

Mit Recht beanſtandet die Rev., daß die Vorſchrift des 
$ 3 hierdurch verletzt ſei. Wenn die Angabe des Umbaues als 
Ausverkaufsgrund der Wahrheit nicht entſprach, wurde durch 
dieſe „unrichtige Angabe über die geſchäftlichen Verhältniſſe 
der Bekl.“ in keiner Weiſe der Anſchein eines beſonders gün⸗ 
ſtigen Angebots hervorgerufen und überhaupt das Angebot 
der Waren für die Käufer nicht beeinflußt. Aber auch 8 1 Unl⸗ 
WG. iſt durch ſolche Handlungsweiſe nicht verletzt. Eine Täu⸗ 
ſchungshandlung gegenüber dem Publikum ſcheidet ohne wei⸗ 
teres aus, eine die Abnehmer täuſchende Ausverkaufsanzeige, 
wie ſie z. B. bei der Ankündigung eines Ausverkaufs, ohne 
daß ein ſolcher ſtattfindet, gegeben wäre, liegt nicht vor. In 
Frage kommen könnte nur eine Unlauterkeit gegenüber den 
Mitbewerbern, die durch einen auf bewußt unrichtiger Angabe 
des Ausverkaufsgrundes beruhenden Ausverkauf der Bekl. 
geſchädigt würden. Allein die „bewußt unwahre Angabe“ des 
Umbaues als Ausverkaufsgrund ift vom BerR. nicht feſtgeſtellt 
worden; im Gegenteil ſtellt er feſt, daß die Bekl. bei ihren 
Angabe in der Ankündigung ſehr wohl an einen Umbau ge 
dacht, aber noch keinen feſten Entſchluß gefaßt, ſich viel⸗ 
mehr die endgültige Entſchließung noch vorbehal⸗ 
ten habe. 

Daß ferner die angeblich „verfrühte“ Ankündigung nicht 
die Annahme der Verletzung der 88 1 und 3 UnlWG. zu recht⸗ 
fertigen vermag, bedarf keiner näheren Begründung, zumal 
der vom BerR. angenommenen Möglichkeit, daß die Bekl. noch 
ſechs Wochen länger während des Abbruchs des Hinterhauſes 
und der Ausſchachtungsarbeiten den Geſchäftsbetrieb habe 
aufrechterhalten können, der Umſtand entgegenfteht, daß nach 
der Angabe des Zeugen die Zerlegung des Baues in zwei 
Bauabſchnitte die Koſten des Baues bedeutend erhöht und die 
Dauer des Baues erheblich verlängert haben würde. 

Hiernach könnte es ſich nur noch darum handeln, ob der 
Unterlaſſungsanſpruch etwa aus dem Geſichtspunkt des Ver⸗ 
ſtoßes gegen 87 Abſ. 2 gem. § 13 Abſ. 1 Satz 2 UnlWG. 
gegeben wäre. Allein auch das trifft nicht zu. Die Annahme 


Anlaß gehabt hätte, aus den Angaben über den Grund des Aus- 
verkaufs Schlüſſe auf die — im einzelnen ja nicht veröffentlichte — 
Höhe des Rabatts zu ziehen. 

2. Bedenklich iſt dagegen die Stellungnahme des NS. zur 
Frage der Auwendbarkeit der 881, 7 Unl WG. Die Begriffs- 
beſtimmung des Grundes eines Ausverkaufs, die das NG. aus der 
Entſch. ROSt. 45, 371 übernimmt, it nicht zureichend, denn ſie 
bringt nicht zum Ausdruck, daß der Ausverkauf, der im Hinblick 
auf ein bevorſtehendes Ereignis erfolgt, nur das Mittel ſein darf, 
die Räumung des Lagers vor dem Eintritt dieſes Ereigniſſes her⸗ 
beizuführen; er wird deshalb erſt in dem Augenblicke zuläſſig, 
in dem er für die Erreichung dieſes Zweckes nicht nur an ſich er 
forderlich, ſondern auch unaufſchiebbar wird. Es darf aljo nicht 
zuläſſig ſein, daß der Veranſtalter, wenn die Notwendigkeit des 
Ausverkaufs einmal feſtſteht, ſich dafür den ihm ſympathiſchſten 
Zeitpunkt ausfucht; denn andernfalls it nicht das bevorſtehende 
Ereignis alleiniger Grund des Ausverkaufs, ſondern zugleich 
die Beſonderheit des Augenblicks, in dem dieſer ſtattfindet. Ber 
trachtet man die Umſtände unter dieſem Geſichtspunkt, ſo kann 
auch die „verfrühte“ Vornahme des Ausverkaufs eine unrichtige 
Angabe des Grundes i. S. des 8 7 und darüber hinaus — wegen 
der Unwahrhaftigkeit, die darin liegt — zugleich einen Verſtoß 
gegen die guten Sitten i. S. des 8 1 Unl W. darſtellen. Das RG. 
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des BerR., die Bekl. habe bei Ankündigung des Ausverkaufs 
wohl an einen Umbau gedacht, aber noch keinen feſten Ent⸗ 
Huf gefaßt, ſondern die endgültige Entſchließung ſich noch 
vorbehalten, iſt ſchlechterdings unvereinbar mit den vorauf⸗ 
gehenden tatſächlichen Feſtſtellungen, „daß die Bekl. ſich ernſt⸗ 
haft mit dem Gedanken trägt, demnächſt ihre geſamten Ge⸗ 
ſchäftsräume umzubauen, daß ſie die behördliche Bauerlaub⸗ 
nis für ein ausgedehntes Projekt erwirkt, die Durchführung 
des Neubaues aber damals zurückgeſtellt hat, dann aber den 
Architekten F. unter gleichzeitiger Mitteilung, der Uinbau 
der Geſchäftsräume ſolle jetzt, wenn auch in beſchränkterem 
Umfange, ſofort in Angriff genommen werden, angewieſen hat, 
alle Vorbereitungen zu treffen, um mit dem Umbau im Fe⸗ 
bruar oder März beginnen zu können“. 

Dieſe Feſtſtellungen, aus denen das Beſtehen einer ern⸗ 
ſten Abſicht der Bekl., den längſt geplanten Umbau baldigſt, 
d. h. nach der Beendigung der Froſtperiode durchzuführen, 
hervorgeht, laſſen ſich nicht durch die Erwägung beſeitigen, 
daß ein ſorgfältiger Kaufmann, der einen Umbau feines Ge⸗ 
ſchäfts vornehmen will, nicht zunächſt den Ausverkauf be⸗ 
treibe und dann erſt die Einzelheiten des Bauvorhabens regle. 
Dabei überſieht das BG. außerdem, daß ja fertige Baupläne 
und Koſtenanſchläge aus dem Jahre 1929 vorlagen, die jetzt 
nur mit Rückſicht auf die Einſchränkung des Bauvorhabens 
entſprechend eingeſchränkt werden mußten. 

An der Ernſtlichkeit des Bauvorhabens der Bekl. läßt ſich 
um ſo weniger zweifeln, als es durchaus glaublich erſcheint, 
daß es zum Totalausverkauf einer Warenmenge, die einen 
vert von über einer Million Mark repräſentiert, einer ge⸗ 
käumigen Zeit bedurfte, die von der Bekl. ſelbſt auf drei bis 
dier Monate veranſchlagt worden iſt. Wie lange Zeit die Bekl. 
zum Räumen ihres Warenlagers durch Totalausverkauf be⸗ 
durfte, ebenſo in welcher Weiſe ſie ihn durchführen wollte, 
das blieb im weſenklichen ihrem Ermeſſen überlaſſen, wobei 
hauptſächlich die wirtſchaftlichen Belange der Bekl. zu berück⸗ 
lichtigen waren. Sache der Kl. wäre es deshalb auch geweſen, 
en Beweis zu führen, daß das Bauvorhaben der Bekl. nicht 
ernstlich gemeint geweſen ſei, insbeſ. auch, daß der Ausver⸗ 
auf in viel kürzerer Friſt hätte durchgeführt werden können. 
lichts dergleichen ift aber von der Kl. vorgebracht. Was ſpe⸗ 
Hell den Zeitpunkt des Beginns des Ausverkaufs und der 
Ankündigung desſelben betrifft, jo wird die Ernſtlichkeit des 
Jauvorhabens nicht deshalb in Frage geſtellt, weil die Bekl. 
uch den mit dem 1. Dez. beginnenden Totalausverkauf einen 
= des Weihnachtsgeſchäftes an ſich riß. Das war ein 

belſtand, mit dem die Konkurrenz ſich abfinden mußte, ſo⸗ 
ern nur dieſer Beginn durch den Zeitpunkt des Baubeginns 
gerechtfertigt war. Letzteres aber iſt zu bejahen, wenn der Bau 
h on im Februar oder März begonnen werden ſollte. Es läßt 
ich auch nicht einwenden, daß die Witterungsverhältniſſe mög⸗ 
icherweiſe einen Umbau zu fo früher Jahreszeit noch nicht zu⸗ 
ießen; denn die Bekl. dürfte mit den denkbar günſtigſten Wit⸗ 
Arungsverhältniſſen rechnen, damit ſie nicht unnötig den 
zusverkauf abzubrechen oder zu beſchleunigen brauchte. Denn 
def Verlängerung der Ausverkaufszeit brauchte ſie nicht zu 
ve Töten, da fie damit ihr Ziel nur um fo vollkommener er⸗ 
kluchte. Gerade auch der Umſtand, daß bis zum Beginn des 
ellas noch mehrere Monate verſtreichen würden, läßt es 
marlich erſcheinen, daß am 18. Dez. 1930 noch diejenigen 
Laßnahmen nicht getroffen waren, aus deren Fehlen der 
oben für den vorl. Fall zum umgekehrten Ergebnis, vermeidet 
die 2 eine grundſätzliche Stellungnahme, indem es feſtſtellt, 
An pie habe nichts darüber vorgebracht, daß der Ausverkauf auch 
5 tel (?) kürzerer Friſt“ hätte durchgeführt werden können. 

| erſcheint eigenartig, denn aus dem geſamten Vorbringen der 
daß geht, ſoweit die Entfc). dies erkennen läßt, m. E. klar hervor; 
diefe der Bekl. zum Vorwurf macht, jie habe den Ausverkauf 
Unrecht in die Zeit des Weihnachtsgeſchäfts verlegt, jo daß 


def Sachverhalt nicht genügend aufgeklärt war, wenn nicht auch 
10 Frage zur Erörterung gekommen war. Jedenfalls aber muß 
„otgehoben werden, daß man nicht zunächſt feſtſtellen darf, 
har Ausverkaufsgrund fei „ſachlich zutreffend“ geweſen, um dann 
0 zudufügen, daß es auf die Frage der Vorzeitigkeit nicht mehr 
Yuan, weil die Rechtzeitigkeit nicht auch zum Erfordernis bes 
Ve af auf gemacht ſei; 7 fällt vielmehr mit unter den 
ſich ai der fachlichen Richtigkeit. der ſich eben nur bei Berück⸗ 
gung der Geſamtheit der Umſtände gewinnen läßt. Es wäre 


BerR. den damals noch fehlenden Bauentſchluß gefolgert hat. 
Allein mit Unrecht. Von einem ſolchen fehlenden Bauentſchluß 
würde man ſogar dann noch nicht im Sinne eines Verſtoßes 
gegen § 7 Abſ. 2 UnlWG. reden können, wenn der Umfang 
des Umbaues noch von dem wirtſchaftlichen Ergebnis des 
Ausverkaufs abhängig war, ja der ganze Umbau infolge eines 
unerwarteten Mißerfolges desſelben noch in Frage geſtellt 
werden konnte. 

Aber ſelbſt wenn der Ausverkauf und ſein Beginn am 
1. Dez. 1930 verfrüht geweſen wäre und darauf ein Unter⸗ 
laſſungsanſpruch hätte geſtützt werden können, ſo hätte doch 
dieſer Unterlaſſungsanſpruch von vornherein zeitlich begrenzt 
werden müſſen, und dieſes Bedenken iſt ſämtlichen Anträgen 
der Kl. gegenüber zu erheben. Auch die den Klageanträgen 
entſprechende Verurteilung der beiden Vorinſtanzen beſchränkt 
ſich nicht auf ein das konkrete Verhalten der Bekl. betreffendes 
Verbot, ſondern verbietet entſprechend der uneingeſchränkten 
Faſſung der Klageanträge jeden künftigen Ausverkauf der 
Bekl. ganz allgemein und zeitlich unbegrenzt, ebenſo allgemein 
die Ankündigung eines Verkaufs von Waren unter der Be⸗ 
zeichnung eines Ausverkaufs, ſchließlich die Ankündigung 
eines Totalausverkaufs mit einem Preisnachlaß von durch⸗ 
weg 500%. 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß ein ſo weitgehender 
Unterlaſſungsanſpruch keinesfalls gegeben iſt. Es kann der 
Bekl. nicht für alle Zeiten verwehrt werden, einen Ausverkauf 
vorzunehmen oder anzukündigen oder einen Totalausverkauf 
mit Preisnachlaß „von durchweg 50%“ oder „bis zu 500%“ 
anzukündigen. Auf ein ſolches Verbot, das wegen ſeiner Un⸗ 
begrenztheit für die Bekl. die ſchwerſten wirtſchaftlichen Nach⸗ 
teile zur Folge haben würde und im Geſetz keine Stütze findet, 
hat der klagende Verein keinen Anſpruch. Das zu verbietende 
oder verbotene Verhalten der Bekl. etwa dadurch zu konkreti⸗ 
ſieren, daß von dem Verbot der Veranſtaltung nur ein ſolcher 
Ausverkauf betroffen wird, der ohne rechtzeitige Anmeldung 
und Einreichung eines Verzeichniſſes und ohne Vorliegen 
eines wirklichen ernſthaften Ausverkauſs geſchieht, und das 
Verbot der Ankündigung eines Ausverkaufs nur für einen 
Ausverkauf unter der unwahren Bezeichnung desſelben als 
Totalausverkauf, wenn die nicht geräumten Waren ſpäter 
regulär weiter verkauft werden ſollen, und unter irreführender 
Art der Höhe der Preisherabſetzung gelten ſoll, iſt ebenfalls 
nicht angängig. Denn einmal würden dieſe Formeln doch nur 
die abſtrakten Geſetzesvorſchriften wiedergeben, während ſich 
die richterliche Unterſagung inhaltlich gegen die konkrete 
Verletzung des Geſetzes wenden muß und eine ſolche For⸗ 
mulierung im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen iſt. Außerdem 
beſteht gar kein Anhalt dafür, daß die Bekl. einen etwaigen 
künftigen Ausverkauf wieder zu ſpät anmelden oder daß fie 
dabei von Totalausverkauf oder von Preisherabſetzung auf 
die Hälfte reden wird, wenn ſie es nicht tatſächlich ſo meint; 
vielmehr iſt der Natur der Sache nach die Gefahr der Wieder- 
holung der konkreten, im November 1930 begangenen Geſetzes⸗ 
verletzung nicht wohl denkbar. Denn nur deshalb, weil die 
Bekl. am 21. Nov. 1930 bzw. am 18. Dez. 1930 noch nicht 
zum Umbau feſt entſchloſſen geweſen ſein ſoll, ebenſo weil 
ſie damals nicht rechtzeitig das Warenverzeichnis eingereicht 
hatte, durfte ſie damals mit dem Ausverkauf nicht bereits 
am 1. Dez. beginnen und den Umbau ihrer Geſchäftsräume 
nicht als Grund für den Ausverkauf angeben. 


wünſchenswert geweſen, daß das RG. die Gelegenheit benützt hätte, 
den Begriff der fachlichen Richtigkeit des Ausverkaufsgrundes 
in dieſem Sinne zu klären; tatſächlich aber hat es das Gegenteil 
bewirkt, indem es erklärt, der „verfrühte“ Ausverkauf (das NO. 
ſpricht von verfrühter Ankündigung, meint aber die Ankündigung 
eines verfrühten Ausverkaufs) könne keine Verletzung des 8 1 
UnlWG. bewirken. 4 

3. Für richtig halte ich es, daß das RG. den Ausverkauf 
auch dann als zuläſſig anſieht, wenn das Ereignis, wegen deſſen 
er veranſtaltet wird, nur im Falle des Erfolgs des Ausver⸗ 
kaufs eintritt. Eine andere Auffaſſung würde dazu führen, daß 
der Unternehmer genötigt wäre, hypothetiſche Berechnungen unter 
Außerachtlaſſung wichtiger Tatſachen (eben des Ausverkaufs und 
alles deſſen, was damit zuſammenhängt) anzuſtellen; das aber 
wäre ein ſinnloſer und unwirtſchaftlicher Formalismus. . 

4. Der Fall hätte, wie ſich aus dem nicht abgedruckten Teil 
der Entf. ergibt, auch Gelegenheit gegeben, auf die — von der 
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Es würde auch unzuläſſig ſein, es bei der allgemeinen 
Faſſung der Anträge zu belaſſen und die Frage, ob ein Ver⸗ 
ſtoß gegen das Urteil vorliegt, dem Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ſtadium (8 890 ZPO.) zuzuweiſen und es der Bekl. zu über⸗ 
laſſen, in dieſem Stadium den Nachweis zu führen, daß der 
nunmehr angekündigte angeblich unter das Urteilsverbot fal⸗ 
lende Ausverkauf mit Recht von ihr als Totalausverkauf be 
zeichnet werde, da ſie nunmehr zum Umbau feſt entſchloſſen 
ſei, daß ihre jetzige Angabe des Preisnachlaſſes bis zu 500% 
der Wahrheit entſpreche uſw. 

Bedarf die Wiederholungsgefahr regelmäßig zwar keines 
Beweiſes, ſo iſt doch beim Fehlen der Wiederholungsgefahr 
eine Verurteilung zur Unterlaſſung ausgeſchloſſen, da es in 
ſoweit an einem Rechtsſchutzintereſſe fehlt, und hieran ver— 
mag auch die Erwähnung des Unterlaſſungsanſpruchs in § 13 
Abſ. 1 i. Verb. m. §8 10, 7 UnlWG. nichts zu ändern. Der 
Unterlaſſungsanſpruch iſt im Hinblick auf die fehlende Wieder 
holungsgefahr ſchon deshalb teilweiſe unbegründet, weil er 
großenteils bereits dadurch ſich erledigt hat, indem der Um— 
bau, wenn auch in weſentlich beſchränkterer Ausführung, in 
zwiſchen zur Ausführung gelangt iſt. Hätte die Kl. inſoweit 
den Antrag geſtellt, die Sache nunmehr für erledigt zu er— 
klären, ſo hatte vielleicht die Frage geprüft werden müſſen, ob 
die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen iſt, damit vom 
BG. unterſucht werde, ob vielleicht einem zeitlich beſchränkten 
Unterlaſſungsanſpruch am 20. Dez. 1930 hätte ſtattgegeben 
werden ſollen, obwohl auch das äußerſt zweifelhaft iſt, wie 
weit die zeitliche Grenze zu ſetzen geweſen wäre. Denn ſehr 
bald nach Weihnachten beginnen die Inventurausverkäufe und 
einen ſolchen anzukündigen wird man der Bekl. ſicherlich nicht 
verwehren können. Auch haben ſich überhaupt ſeit Erlaß, des 
BU. die geſamten Verhältniſſe dergeſtalt verändert, daß ein 
Unterlaſſungsanſpruch gar nicht mehr rekonſtruiert werden 
könnte. Auf dies alles aber kommt es nicht an, da ſeitens der 
Kl. der Antrag, die Sache für erledigt zu erklären, nicht ge- 
ſtellt iſt. Es bleibt alſo dabei, daß die geſtellten Klageanträge 
viel zu weit gehen und auch eine eingeſchränkte Verurteilung 
mangels der Gefahr der Wiederholung des kaum wiederkehren: 
den, vielmehr ganz ſingulären Vorkommniſſes nicht möglich 
iſt. In einem ſolchen Falle wie dem vorliegenden, iſt nicht 
die Unterlaſſungsklage der richtige Rechtsbehelf, ſondern das 
Geſuch um EinſtwVerf. gem. § 940 ZPO. Dieſen Weg hat 
die Kl. auch nebenher eingeſchlagen und durch das, was ſie 
hierdurch erzielt hat, iſt ihrem Rechtsſchutzintereſſe und dem— 
jenigen der zu ihrem Verbande gehörigen Gewerbetreibenden 
voll Genüge geſchehen. 

(U. v. 17. Nov. 1931; 60/31 II. — Düſſeldorf.) [Ku.] 
Kl. angeſchnittene — Frage einzugehen, ob ein Ausverkauf wegen 
Umbaus als „Totalausverkauf“ bezeichnet werden darf, oder 
ob dieſe Bezeichnung für den Fall völliger Geſchäftsaufgabe vor⸗ 
behalten iſt. Hierfür dürfte auf die Frage abzuſtellen fein, ob ſänit⸗ 
liche vorhandenen Waren ausverkauft und jedenfalls nicht nach⸗ 
träglich noch zum Verkauf geſtellt werden ſollen. Iſt dies der Fall, 
jo kann m. E. von Totalausverkauf geſprochen werden, im Gegen⸗ 
ſatz etwa zum Saiſonausverkauf, bei dem nur beſtimmte Waren- 
gattungen geräumt werden ſollen. 

5. Die Entſch. (und mit ihr der vorſtehende Teil dieſer Aum.) 
ſtehen noch auf dem Boden des alten Rechts. An dem Grund» 
jäglichen hat ſich allerdings auch inzwiſchen nichts geändert; doch 
Rommt ein Ausverkauf wegen Umbaus gem. § 7 Abf. 1 und 3 
UWG. i. d. Faſſ. des 2. Teils Art I der NotVO. v. 9. März 
1932 ſeit dem 1. April 1932 nur noch in Ausnahmefällen in Be⸗ 
tracht. Aber der neue 8 7a wird ihn — als Sonderverkauf unter 
anderem Namen — dennoch wieder erſtehen laſſen, ſo daß die 
behandelten Fragen an Bedeutung nichts eingebüßt haben. 

Dr. Ernjt Nebenzahl, Frankfurt a. M. 


Zu 44. Das Urteil wird manchen, der mit Geiſt und Stil der 
Rſpr. des zweiten ZivSen. vertraut iſt, überraſchen. 

Die Bell. hakte in den von ihr verteilten Flugblättern be» 
hauptet: „Kaffee mit Coffein iſt, wie die Wiſſenſchaft nachweiſt, ein 
harmloſes Getränk für Jung und Alt, vollkommen unſchädlich für 
Herz und Nerven, er verurſacht keine Störungen der Geſundheit, 
keine Schlafloſigkeit und keinen Blutandrang und kaun keine ge⸗ 
ſundheitlichen Schäden hervorrufen. Naturreiner Bohnenkaffee iſt 
geſund und verlängert das Leben.“ — Wir ſind nun gerne geneigt, 
der höchſtrichterlichen Auffaſſung darin zu folgen, daß der zuletzt 
zitierte Satz eine jedem Leſer erkennbare Übertreibung ſei und daher 
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4. 88 l, 3 Unl[ WG. Keine „perſönliche Re⸗ 
klame“ bei Hervorhebung der Vorzüge der einen 
Warenart gegenüber einer anderen. Ein „beſon⸗ 
ders günſtiges Angebot“ i. S. des 83 Unl WG. 
liegt nicht vor bei der Angabe von Vorzügen 
einer ganzen Warenart, die neben dem Anprei⸗ 
ſenden jeder Händler der gleichen Branche eben⸗ 
falls führt. f) 

er von den Vorinſtanzen vertretene Standpunkt, die 
Bekl. verſtoße gegen 8 1 UnlWG., weil ihre Reklame den 
Hinweis auf die beſonderen Vorzüge der eigenen Ware gegen 
über der der Kl. enthalte, trifft nicht zu. Es handelt ſich 
hier nicht um den unter der Bezeichnung „perſönliche Re⸗ 
klame“ verſtaudenen Fall, wo der Wettbewerber die Vorzüge 
der eigenen Ware oder gewerblichen Leiſtung anpreiſt durch 
planmäßige Herabſetzung der Ware des Mitbewerbers, wo— 
durch ſich deſſen geringere Leiſtungsfähigkeit ergebe. Die Bekl. 
behauptet nicht, im Vergleich zu dem Mitbewerber bei gleicher 
oder gar geringerer Preisſtellung beſſere Ware zu führen 
als dieſer. Es handelt ſich überhaupt nicht um eine Hervor⸗ 
hebung der eigenen Ware oder gewerblichen Leiſtung durch 
eine Herabſetzung der Ware oder Leiſtung des Mitbewerbers. 
Hier werden vielmehr ganz unabhängig von der Perſon der 
am Vertriebe Beteiligten zwei Warenarten in ihren Wir- 
kungen auf den menſchlichen Organismus einander gegen- 
übergeſtellt, allerdings zu Wettbewerbszwecken, von denen die 
eine Warenart det naturreine Kaffee iſt, den die Bekl. führt, 
die andere der koffeinfreie Kaffee der Kl. iſt. Die vom BG. 
gegebene Begründung für die Verletzung der Vorſchrift des 
§ 1 UnlWG. iſt daher rechtsirrig. Die Anwendbarkeit der⸗ 
ſelben auf den vorliegenden Fall wäre nur dann gegeben, 
wenn nach dem einheitlichen Urteil der Wiſſenſchaft die 
Schädlichkeit des naturreinen Bohnenkaffees für den Organis⸗ 
mus jedes, d. h. auch des geſunden Menſchen feſtſtände, dieſes 
übereinſtimmende Urteil aber im Publikum nicht allgemein 
bekannt wäre und der Juhaber der beklagten Firma nun⸗ 
mehr in Kenntnis dieſes ihm als Fachmann geläufigen ein- 
heitlichen Urteils der Wiſſenſchaft unter Ausnutzung des Um⸗ 
ſtandes, daß es in weiten Kreiſen des Publikums nicht 
bekannt wäre, die beanſtandeten Reklamebehauptungen über 
die Unſchädlichkeit des naturreinen Bohnenkaffees aufgeſtellt 
und verbreitet hätte. Aber ſo liegen die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe keineswegs. Von einer einheitlichen Auffaſſung der 
Wiſſenſchaft dahin, daß der naturreine Bohnenkaffee für 
den Organismus jedes Menſchen ſchädlich ſei, kann keine 
Rede ſein. 
Weiter irrt das BG. durch Anwendung des § 14 Unl⸗ 


für wettbewerbsrechtliche Beurteilung auszuſcheiden habe. Um ſo 
mehr aber beanſpruchen die ins einzelne gehenden Ausführungen, die 
vor ihm ſtehen, eruſt genommen zu werden, zumal die Bekl. auf die 
Übereinſtimmung ihrer Auffaſſung mit dem Urteil der Wiſſenſchaft 
Gewicht legt. Nun hatte das BG. feitgeftellt, daß dieſe Angaben — 
jedenfalls in der Allgemeinheit, wie fie behauptet find — nicht richtig 
ſind. An dieſer Feſtſtellung der Unrichtigkeit hält int Grunde auch 
das RG. ſeſt. Denn, wenn es auch im Anſchluß an die Aufſätze von 
Straub und Cheney ausführt, von einer einheitlichen Auffaſſung 
der Wiſſenſchaft dahin, daß der naturreine Bohnenkaffee für den Or⸗ 
ganismus jedes Menſchen ſchädlich ſei, könne keine Rede fein — v 
iſt doch von dieſer beſcheidenen Negation zu der poſitiven Behauptung 
der Bekl. von der vollkommenen Unſchädlichkeit für jung und alt ein 
weiter Schritt. So räumt das RG. ein, daß die beanſtandeten An⸗ 
gaben „wegen Unterlaſſung ihrer Einſchränkung auf geſunde Men⸗ 
ſchen in der vorliegenden Faſſung nicht richtig ſein mögen“. — Es 
liegt alſo eine Unwahrheit der Reklame, jedenfalls im Sinne einer 
nicht unbeträchtlichen Übertreibung vor, und das Gericht ſtand — 
im ganzen geſehen — vor der Frage, ob dieſe Übertreibung geduldet 
oder im Siune einer ſtrengeren Auffaſſung hintangehalten werden 
ſolle. Im ganzen find wir an die ſtrengere Einſtellung der juriſtiſchen 
Praxis gewohnt, während in der Literatur die Auffaſſungen ausein⸗ 
andergehen, der ſtarken Betonung der Lauterkeit etwa durch 
Roſenthal, der Gebanke der „Überſpannung des Wettbewerbs⸗ 
gedankens“ entgegengeſetzt wird. Das Ziel derjenigen, die mit 
Baumbach (Komm. S. 159, 172 ff. u. ö.) das „Arbeiten der 
deutſchen Praxis mit dem Merkmal der Sittenwidrigkeit verfehlt“ 
finden, die es als unerträglich für den redlichen Geſchäftsmann be⸗ 
zeichnen, „vor der Öffentlichkeit als unſittlich gebrandmarkt zu wer⸗ 
den, wie es täglich geſchieht,“ iſt zwar zunächſt nicht eine Anderung 
der Richtung, in der die Entſch. fallen ſollen, ſondern nur eine 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26 


VO. Von einer Herabſetzung der Ware der Kl. durch An— 
preiſung der eigenen Ware ſeitens der Bekl., wie das BG. 
weint, kann bei den allein den Gegenſtand des vorliegenden 
techtsſtreits bildenden beanſtandeten vier Außerungen der 
Set. ſchon deshalb keine Rede fein, weil in dieſen nicht 
eine einzige Tatſache über das Geſchäft der Kl., über ihre 
are oder ihre gewerbliche Leiſtung behauptet wird. Zu 
prüfen iſt nur noch, ob ein Verſtoß gegen 8 3 Unl Wg. in 
den beanſtandeten Reklameſätzen zu erblicken iſt. Nicht richtig 
ft allerdings die Anſicht der Rev., 83 ſei ſchon deshalb 
nicht anwendbar, weil es ſich nicht um eine Mitteilung über 
bie Beſchaffenheit der Ware, ſondern über ihre hygieniſche 
Wirkung handle, gleichgültig, ob dieſe richtig oder unrichtig 
angegeben ſei. Demgegenüber iſt zu bemerken, daß auch die 
ingaben der hygieniſchen Wirkung unter die Angaben über 
die Beſchaffenheit fallen. Denn die hygieniſche Wirkung iſt, 
Gaberung der Begründung, indem an die Stelle der durch & 826 
4 B., § 1 UNWG. bedingten Feſtſtellung der Sittemvidrigkeit die 
r Rechtswidrigkeit treten ſolle. Aber es klingt doch der Gedanke 
mit, daß allenthalben — trotz der Formeln in 8 826 BGB. und 
1 I Unl WGB. — der Abſtand zwiſchen Ethik und Recht fühlbar bleiben 
ge J. beſonders auch Hedemann, Reichsgericht und Wirtſchafts⸗ 
dog S. 349 f.). Im ganzen gewiß mit Recht. Aber man darf nicht 
berſehen, daß dieſer Satz nicht in allen Rechtsgebieten das gleiche 
af von Richtigkeit beanſpruchen kann. Man mag den Unterſchied 
0 a in familiären Beziehungen mit aller Schärfe betonen; im Wett⸗ 
ewerbsrecht iſt größere Vorſicht am Platz. Man darf ſich nicht verhehlen, 
n einer Zeit, da vielfach Rechtskundige den Kaufmann ſchon 
Ke boraus beraten, wieweit er in der Reklame gehen kann, die 
luerlame eben genau ſo weit getrieben wird, wie es rechtlich er⸗ 
3 erſcheint. Die Fühlung zwiſchen Recht und Leben iſt im Wett⸗ 
Heine ostecht eine beſonders enge. Die Praxis der Gerichte hat dazu 
ſen müffen, das Geſchäftsleben von Unſitten, die gang und gäbe 
geworden waren (man denke nur an den Mißbrauch von Herkunfts- 
oo önungen), wieder zu beſſeren Sitten zurückzuführen. Sie wird, 
bald ſie die Zügel lockerer läßt, auch wieder einen Rückfall erleben. 
Ui habe, um Subjektivität möglichſt zu vermeiden, das vorliegende 
teil mit erfahrenen Geſchäftsleuten beſprochen. Sie waren, mehr 
mir ich es erwartet hätte, über die Entſch. verwundert und haben 
ei geſagt, ſie ſeien bisher der Auffaſſung geweſen, man müſſe bei 
‚er Reklame, die eine Spitze gegen einen Konkurrenten enthalte, 
es Wort auf die Waagſchale legen. 
15 So würde ich glauben, daß die verurteilenden Erkenntniſſe 
Be Lach. und des NÖ. den Vorzug verdienen. Freilich: ſtärkere 
inoenken als gegen die Eutſch. an ſich, find m. E. noch gegen das 
Die ische Gewand geltend zu machen, in das fie gekleidet iſt. — 
fehr ir die Beurkeilung unwahrer Reklame maßgebenden Vor- 
ten find die 85 1 u. 3 Unl WG., deren Anvendbarkeit das 
um einzelnen unterſucht. 
liert Eo liegt kein Fall der „perſönlichen Reklame“ vor, formu⸗ 
> das RG. Denn es werden „ganz unabhängig von der Perſon 
geſt 25 Betriebe Beteiligten zwei Warenarten einander gegenüber⸗ 
ei Wir geben zu, daß ein Unterſchied darin liegt, ob ein 
Dan bet behauptet, fein Konkurrent liefere die gleiche Ware 
führt wertig, oder ob er vorträgt, ſein Syſtem, die von ihm ge⸗ 
Aber Warenart habe den Vorzug vor der des Konkurrenten. 
P 30 iſt nicht ungefährlich, dieſen Unterſchied fo ſtark zu betonen, 
glei as RG. es tut. Das beiden Fällen Gemeinſame iſt das Ver- 
' rg der eigenen Ware mit der Ware des Konkurrenten. In der 
und Aporbsrechtlichen Literatur (ſ. beſ. Callmann zu $ 1 Anm. 70) 
und Rſpr., wirb nun mit Grund betont, daß ſtets zu prüfen iſt, ob 
inwieweit nach Lage der Sache ein Vergleichen überhaupt ge⸗ 
möglz 5 t. Das Hereinziehen des Gegners in die Reklame ſoll, ſoweit 
5 f vermieden werden. Wenn der Konkurrent minderwertige 
Unteren jo ift zumeiſt das Publikum ſelbſt in der Lage, den 


den. Dies 


Kann alſo keine Rede ſein. Offen aber bleibt die Frage, ob 
grunzſäg Inhalt des Vergleichs ein Verſtoß gegen die Wettbewerbs⸗ 
datze zu finden iſt. — Wir haben betont, der Gegenſatz zwiſchen 
hurigiſch eic derſelben Ware und verſchiedener Warenarten jet zwar 
damit c beachtlich, dürfe aber nicht übertrieben werden. Wir meinen 
auch . Stets muß, wenn überhaupt ein Vergleichen ſtattfindet, und 
gewendenn es an ſich zuläſſig iſt, ein beſonders ſtrenger Maßſtab an⸗ 
tt werden, weil es ſich um das immer mißliche Richten in eigener 
Vergle arbeit. Ein gutes Beiſpiel von einem unzuläſſigen Fall des 
ichs iſt der RG. 116, 277 — ZW. 1927, 1574 zugrunde liegende 
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wie regelmäßig, ſo auch im vorliegenden Falle, nur eine 
Folge der Beſchaffenheit der Ware, hier des Koffeingehalts 
des Kaffees in ſeiner Einwirkung auf den menſchlichen Or⸗ 
ganismus. Es iſt deshalb auch nicht richtig, wenn die Rev. 
meint, das ganze Unl[ WG. gebe keine Handhabe, einem Ge⸗ 
werbetreibenden Außerungen über die geſundheitliche Nütz⸗ 
lichkeit oder Schädlichkeit der von ihm ſelbſt vertriebenen 
Ware zu verbieten, ſelbſt wenn die Richtigkeit ſeiner Auße⸗ 
rungen wiſſenſchaftlich nicht unzweifelhaft feſtſtände, es ſei 
denn, daß unrichtige Angaben über die Beſchaffenheit, den 
Urſprung, die Herſtellungsart uſw. der Ware mit untergelaufen 
wären. 

Das BG. nimmt, ohne in eine rechtliche Prüfung der 
Erforderniſſe des 83 UnlWG. einzutreten, ohne weiteres 
an, daß die beanſtandeten Erklärungen gegen dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift verſtoßen, auf Grund der Feſtſtellung, daß die An⸗ 


Tatbeſtand: Ein Konſumverein hat Proben von ihm feilgehaltener 
Nahrungsmittel ausgelegt und ihnen Proben von gleichartigen Waren 
gegenübergeſtellt, die in anderen Lebensmittelgeſchäften eingekauft 
waren. Das RG. ging hier fo weit, von der Frage, ob eine Täuſchung 
des Publikums herbeigeführt wurde, ganz abzuſehen. Denn „auch 
wenn dies nicht als erwieſen gelten kann, ſo muß doch angenommen 
werden, daß das Verhalten des Bekl. mit den Anſchauungen eines 
redlichen und anftändigen Geſchäftsverkehrs nicht im Einklang ſteht. 
Denn es gab beim Publikum zu Mißverſtändniſſen Veranlaſſung, und 
außerdem iſt eine ſog. perſönliche Reklame, das Hinweiſen auf be⸗ 
ſondere Vorzüge der eigenen Leiſtung gegenüber denjenigen beſtimmter 
Konkurrenten im allgemeinen zu vermeiden und nur in beſonderen 
Fällen zuläſſig“. Eine viel zitierte und ſicherlich gute Entſch. Und 
wir meinen nun: wenn eine Firma es ſich einfallen ließe, eine Aus⸗ 
ſtellung, wie der zuvor genannte Konſumverein, in photographiſchen 
Apparaten oder auch in Perſonenkraftwagen zu veranſtalten und durch 
willkürliche Gegenüberſtellung mit verſchiedenen anderen „Syſtemen“ 
ihr eigenes Fabrikat anzupreiſen, ſo wäre der Fall nicht anders zu ent⸗ 
ſcheiden, als der in RG. 116, 277 — JM. 1927, 1574 behandelte, den 
man als Muſterbeiſpiel für die „perſonliche Reklame“ anzuführen pflegt. 
Wenn möglich, möchten wir es verhütet wiſſen, daß aus der Einzel⸗ 
entſch. dieſer offenbar bewußt allgemein geprägte Satz, daß beim 
Vergleich verſchiedener Warenarten keine perſönliche Reklame vor⸗ 
liege, in den Formelſchatz der Rſpr. übergeht und ſo bei anders ge⸗ 
lagerten Tatbeſtänden die Gefahr unrichtiger Entſch. mit ſich bringt. 

2. Der Vergleich an ſich iſt alſo im vorliegenden Fall ſicher zu 
geſtatten. Aber es bleibt nun zu prüfen, ob nicht der Vergleich in⸗ 
haltlich eine unwahre Reklame i. S. des 8 3 Unl WG. darſtellt? Das 
RS. lehnt die Anwendung des § 3 Unl WG. ab. Es gibt zwar zu, daß 
„in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen be⸗ 
ſtimmt waren, über die Beſchaffenheit von Waren unrichtige An⸗ 
gaben“ gemacht wurden, es beſtreitet aber, daß dieſe unrichtigen An⸗ 
gaben „geeignet find, den Anſchein eines beſonders günſtigen Ange⸗ 
bots hervorzurufen“. Daß das RG. auf dieſen Teil des $ 3 fo ſtar⸗ 
ken Nachdruck legt, wird den, der die bisherige Rſpr. verfolgte, ver⸗ 
wundern. Der Satz hat die Funktion, die Fälle übertreibender Re⸗ 
klame, die niemand ernſt nimmt, auszuſcheiden, er konnte mit vollem 
Recht herangezogen werden, wo es darum ging, den Satz „natur⸗ 
reiner Bohnenkaffee iſt geſund und verlängert das Leben“ zu be⸗ 
urteilen; aber m. E. nicht, wo es ſich um die vorausgehenden diffe⸗ 
renzierten und unter Berufung auf die Meinung der 0 ge⸗ 
machten Angaben handele. Bei der Beurteilung des Merkmals 
„Anſchein eines beſonders günftigen Angebots“ kämpft der zweite 
ZivSen. zumeiſt in anderer Front. So hat er wiederholt eingeſchärft, 
daß nichts darauf ankommt, ob die angebotene Leiſtung an ſich und 
zu dem geforderten Preiſe günſtig iſt, daß m. a. W. das dem Betrug 
weſentliche Merkmal der Vermögensbeſchädigung etwaiger Käufer 
ausſcheidet. Der Sinn des 8 3 Un. ift, daß „die Kaufluſt auch 
für eine günſtige wettbewerbliche Leiſtung nicht durch Vortäuſchung 
der Ware nicht zukommender Eigenſchaften angeregt werden ſoll“, ſo 
formuliert RG. 96, 243, und ähnlich kommt derſelbe Gedanke wieder⸗ 
holt in Entſch. des zweiten ZwSen. zum Ausdruck (RG. 92, 380 ff.; 
RG. : JW. 1930, 1689 u. ö.). In conereto ſoll nun das Erwecken 
des Anſcheins eines beſonders günſtigen Angebots ausgeſchloſſen 
ſein, weil es ſich nicht darum handelt, der eigenen Ware den Vor⸗ 
zug vor der gleichen Ware des Mitbewerbers zu ſichern, ſondern weil 
die Vorzüge für eine ganze, auch von anderen vertriebene Warenart 
in Anſpruch genommen wird. Wir haben oben zugegeben, daß dieſer 
Unterſcheidung bei der vergleichenden Reklame eine gewiſſe Bedeutung 
zukommt. Wir glauben aber nicht, daß ſie auch im Rahmen des 
9.3 UnlWG. verwertet werden kann. Die Reklame für eine be 
ſtimmte Warenart wird gemacht, um der ſelbſt hergeſtellten oder ge⸗ 
führten Warenart vor der des Konkurrenten Vorzüge zuzuſprechen. 
Es wäre merkwürdig, wenn hier ein Freibrief für die Verbreitung 
unwahrer Angaben gegeben würde. Geſetzt: es gelingt der Schuhe 
fabrik X., Schuhe zu konſtruieren, bei denen einwandfrei feſtſteht, 
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gaben der Bekl. über die Eigenſchaften, die ſie für den natur⸗ 
reinen, d. h. koffeinhaltigen Kaffee in Anſpruch nimmt, jeden⸗ 
falls in der Allgemeinheit, wie ſie behauptet ſind, nicht 
richtig ſind. Dieſe Begründung des BG. iſt rechtsirrig. Die 
beanſtandeten Angaben erfüllen den Tatbeſtand des § 3 Unl⸗ 
WG. nicht, wenn ſie auch wegen Unterlaſſung ihrer Ein⸗ 
ſchränkung auf geſunde Menſchen in der vorliegenden Faſſung 
nicht richtig ſein mögen. Es fehlt an dem Erfordernis des 
8 3, daß ſie geeignet find, den Anſchein eines beſonders gün⸗ 
ſtigen Angebots zu erwecken. Das „beſonders günſtige An⸗ 
gebot“ ſoll den Gegenſatz zu den ſonſt üblichen und allgemeinen 
Angeboten zum Ausdruck bringen (RGSt. 40, 128; Urt. 
des erk. Sen. MuW. X, 217 und XIII, 17; ferner Call- 
mann Anm. 25 zu $3 UnlWG.). 

Erwägt man weiter, daß Sinn und Zweck der Vor⸗ 
ſchrift des § 3 dahin geht, einerſeits das Publikum vor 
Übervorteilungen zu ſichern, vor allem aber den redlichen 
Mitbewerber vor Nachteilen zu ſchützen, die ihm durch un⸗ 
richtige Reklame zugefügt werden können, ſo ergibt ſich als 
Erfordernis des § 3 a. a. O., daß es ſich um die trügeriſche 


daß ſie für Menſchen mit Plattfußanlagen zuträglicher ſeien als die 
gewöhnlichen. Da die Plattfußanlage ſehr verbreitet iſt, gehe durch 
die Reklame der Firma K. der Abſatz aller anderen Firmen der 
Schuhbranchen zurück, u. a. auch der Firma A. Soll dieſe nun in 
Rundſchreiben behaupten dürfen, nach dem Urteil der Wiſſenſchaft 
ſtehe es feſt, daß die normalen, nicht künſtlich für Plattfüße bearbei⸗ 
teten Schuhe für alle Füße und Fußanlagen (ich ziehe die Linien 
abſichtlich ſchärfer als in dem Kaffee⸗Hag⸗Fall, um die Konſequenzen 
der reichsgerichtlichen Rſpr. aufzuzeigen) unbedingt geeignet und ge⸗ 
ſund ſeien, jo daß es ſich erübrige, X-Schuhe zu kaufen? Und ſoll 
die Firma A., wenn ſie wegen unlauteren Wettbewerbs verklagt wird, 
einwenden können, ihre Reklame käme ja allen Firmen zugute, die 
die normalen Schuhe führen? Das hieße doch, die im Gruppeninter⸗ 
eſſe vorgebrachten Unwahrheiten beſſer ſtellen als die im Einzel⸗ 
intereſſe behaupteten. Es würde durch eine ſolche Reklame das An⸗ 
gebot normaler Schuhe den Charakter eines zu günſtigen Angebots 
(günftiger als es in Wahrheit ift) erhalten: das Angebot normaler 
Schuhe überhaupt, darunter aber vor allem auch das Angebot der 
Firma A. Es bedürfte einer merkwürdigen und bisher nicht üblichen 
Preſſung des Wortlauts des § 3, wenn man zwiſchen dieſem „zu 
günſtig“ und dem „beſonders günſtig“ einen Unterſchied machen wollte. 
Entſcheidend aber muß, wo der Wortlaut Zweifel läßt, die wertende 
Betrachtung ſein: Wenn es ſchon nicht erlaubt iſt, einem einzelnen Mit⸗ 
bewerber durch Verbreitung unwahrer Tatſachen einen Vorſprung im 
Wettbewerb zu ſichern, ſo darf es erſt recht nicht erlaubt ſein, dieſen 
Vorſprung einer ganzen Gruppe von Mitbewerbern zu ermöglichen. 
Ich kann daher in dieſer Unterſcheidung nicht den Grund für das Er⸗ 
gebnis erblicken, zu dem das RG. kommt. Ich glaube vielmehr, daß 
der Nachdruck z. T. auf dem Abwehrgedanken (darüber unten A), 
3. T. aber auch auf der Vorſtellung ruht, die mit den Worten um⸗ 
ſchrieben wird: „Dieſen (den naturreinen) Kaffee kennt jeder, und 
jeder hat ſeine Anſicht darüber, ob er für ſeinen Organismus von 
nachteiliger Wirkung iſt oder nicht.“ Es iſt alſo die Meinung, die 
Auffaſſung des Publikums läge im ganzen ſchon ſo feſt, daß ſie durch 
die Reklame der Bekl. nicht erſchüttert werden kann. Würde dieſe Er⸗ 
wägung zutreffen, dann würde ſie in der Tat das Urteil tragen. 
Eine Reklame, die auf niemand mehr Eindruck macht, erweckt nicht 
den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots. Sie gehört im 
weiteren Sinne in die Kategorie der marktſchreieriſchen Reklame. 
Aber dieſe in dem zitierten Satz angedeutete Annahme einer Wir⸗ 
Rungsloſigkeit wäre gewonnen im Widerſpruch zu den Überlegungen, 
die die Praxis ſonſt im Wettbewerbsrecht anzuſtellen pflegt: der Ge⸗ 
ſchäftsmann weiß beſſer als der Richter, welche Reklame Wirkung auf 
das Publikum ausübt; man kann bis auf weiteres davon ausgehen, 
daß die Bekl., wenn fie ſich keine Wirkung von ihrer Reklame ver⸗ 
ſprochen hätte, dieſe unterlaſſen hatte und daß ſie auch den Erfolg 
im großen ganzen richtig zu beurteilen vermochte. Schließlich: wenn 
man den Wert des Streitgegenſtands auf 70000 AM feſtſetzt, fo 
gibt man auch damit zu erkennen, wie hoch man das Intereſſe der 
Parteien daran einſchätzt, ob die genannten Behauptungen weiterver⸗ 
breitet werden können oder nicht. 

3. Wenn man nun aber auch mit dem RG. annimmt, daß un⸗ 
wahre Reklame i. S. des $ 3 UnlWG. nicht vorliegt, fo beſteht doch 
noch immer die Möglichkeit, den § 1 zur Anwendung zu bringen. 
Der 8 1 tritt allenthalben in die Lücken der Spezialbeſtimmungen. 
Er kann den $3 in der Richtung ergänzen, daß mit feiner Hilfe 
auch unwahre Angaben, die nicht „in öffentlichen Bekanntmachungen“ 
uſw., ſondern durch Mitteilung von Perſon zu Perſon gemacht wer⸗ 
den, erfaßt werden. Dasſelbe hätte zu gelten, falls ein zu ftarkes 
Gewicht auf das Hervorrufen des Anſcheins eines beſonders günſtigen 
Angebots zu legen wäre. Aber dieſe Anwendung des 8 1 UnlWG. tut 
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Reklame für die eigene beſtimmte Ware handeln muß, unt 
dieſer mittels unwahrer Angaben einen Vorſprung zu ver⸗ 
ſchaffen vor der gleichen der Mitbewerber, die ſich der An⸗ 
preiſung ſolcher unrichtiger Vorzüge ihrer Ware nicht be⸗ 
dienen. Ein ſolches Angebot bezweckt die Anlockung von 
Kunden im ausſchließlichen eigenen Intereſſe des Anpreiſen⸗ 
den, in bezug auf eine beſtimmte Ware, die er feil hält oder 
eine gewerbliche Leiſtung, die er anbietet; es kann begrifflich 
nicht in Frage kommen, wenn es ſich um die Angabe von 
Vorzügen für eine ganze Waren art handelt, hier naturreinen 
Bohnenkaffee, den jeder Händler der gleichen Branche eben⸗ 
falls führt. Die Bekl. behauptet nicht etwa, daß ſie eine 
beſtimmte Art (Miſchung) naturreinen Kaffees vertreibe, 
der die von ihr geprieſenen Vorzüge im Gegenſatze zu dem 
naturreinen Kaffee anderer Wettbewerber habe. Sie behauptet 
vielmehr lediglich, daß naturreiner Kaffee überhaupt und 
daher auch der von ihr vertriebene die von ihr angegebenen 
für Herz, Nerven und Blut unſchädlichen Eigenſchaften be⸗ 
ſitze. Damit beſtreitet ſie nur die von der Kl. in ihrer — 
wie gerichtsbekannt — ganz außerordentlich umfangreichen, 


das vorliegende Urteil mit einem Satze ab, in dem ſich eine merk⸗ 
würdige Häufung von Anforderungen findet: „Die Anwendbarkeit 
derſelben (der Vorſchrift des 8 1 UnlWG.) auf den vorliegenden, 
Fall wäre nur dann gegeben, wenn nach dem einheitlichen 
Urteil der Wiſſenſchaft die Schädlichkeit des naturreinen Bohnen⸗ 
kaffees für den Organismus jedes, d. h. auch des geſunden Men⸗ 
ſchen feſtſtände, dieſes übereinſtimmende Urteil aber im Publikum 
nicht allgemein bekannt wäre und der Inhaber der beklagten Firma 
nunmehr in Kenntnis dieſes ihm als Fachmann geläufigen einheit⸗ 
lichen Urteils der Wiſſenſchaft unter Ausnutzung des Umſtandes, 
daß es in weiten Kreiſen des Publikums nicht bekannt wäre, 
die beanſtandeten Reklamebehauptungen über die Unſchädlichkeit des 
naturreinen Bohnenkaffees aufgeſtellt und verbreitet hätte.“ Der 
Widerſpruch, in dem dieſer Satz zu der bisherigen Rechtſprechung 
ſtehl, iſt augenſcheinlich. Wieder und wieder wird in Literatur und 
Rſpr. (f. etwa Roſenthal zu 8 1 Note 4, Callmann zu 8 1 
Note 3) betont, daß zur Begründung des Unterlaſſungsanſpruchs aus 
81 UnlWG. objektive Rechtswidrigkeit genügt. Mindeſtens in dem 
Sinne, daß der Handelnde von dem Augenblick ab, da er Kenntnis 
von den die Sittenwidrigkeit begründenden Umſtänden erhält, gegen 
8 1 UnlWG. verſtößt, wenn er fein Verhalten fortſetzt (RG. 109, 
277). In dem aus dem vorliegenden Urteil zitierten Satz behauptet 
das RG., der § 1 UnlWG. wäre, ſelbſt wenn eine in klarem 
Widerſpruch zu dem einheitlichen Urteil der Wiſſenſchaft ſtehende 
Behauptung abgegeben würde, nur anwendbar, wenn die Behaup⸗ 
tungen bei Kenntnis des einheitlichen Urteils der Wiſſenſchaft und 
unter Ausnutzung gewiſſer weiterer Umſtände verbreitet worden wäre, 
ohne den ſonſt ſo leicht gefundenen Weg über die Sittenwidrigkeit 
zukünftiger Behauptung anzudeuten. Ein ſeltſamer Widerſpruch, von 
dem wir aber glauben möchten, daß er nur als einmalige Abweichung 
und nicht ſowohl als Zeichen einer Wandlung der Rechtsauffaſſung 
zu deuten ſei. 

4. An verſchiedenen Stellen des Urteils taucht der Gedanke 
auf, die Bekl. habe in Abwehr gehandelt gegen „die allgemein ber 
kannte enorme Reklame der Kl. für Koffeinfreien Kaffee, d. h. für 
ihren Kaffee Hag, die in der Betonung der geſundheitsſchädigenden 
Wirkung des naturreinen, d. h. Roffeinhaltigen Kaffees, auf Herz, 
Nerven, Blut uſw. ſehr weit geht und daher zu einem ſtarken Rück⸗ 
gang des Verbrauchs von naturreinem Kaffee geführt hat“. Aber 
es wird betont, daß es der Heranziehung des Abwehrgedankens, „der 
in geeigneten Fällen eine mildere Beurteilung rechtfertigen kann“, 


im vorliegenden Fall nicht mehr bedarf. Immerhin, der Punkt, der 


unbewußt bei der Entſch. mitgeſprochen haben mag, iſt wichtig genug, 
um Kurz erörtert zu werden. Es iſt richtig, daß der Abwehrzwe 
im Wettbewerbsrecht mannigfaltig beachtet werden muß. Wir haben 
bereits oben hervorgehoben, daß der Abwehrzweck einen unter an⸗ 
deren Umſtänden unzuläſſigen Vergleich mit den Leiſtungen des Kom 
kurrenten rechtfertigen kann. Es kommt ihm insbeſ. auch bei der 
Beurteilung von Sperre und Boykott eine ſehr weſentliche Ber 
deutung zu (RG.: JW. 1927, 112 f.). Aber beſondere Vorſicht 
iſt für feine Verwertung im Gebiet der unwahren Rellame geboten. 
Es kommt hier der alte Rechtsgedauke (vgl. Kohler, Unlauterer 
Wettbewerb S. 25) zum Zug, daß durch den Kampf der Konkurrenten 
gegen unwahre Reklame indirekt auch das Intereſſe des Publikums 
an der Hintanhaltung unrichtiger Angaben geſchützt werden joll. 
Mitbewerber ſollen ſich nicht in ihren Behauptungen überbieten, Jon“ 
dern es ſoll einer den anderen, wenn nötig durch Schadenserſatz⸗ und 
Unterlaſſungsklage, auf das richtige Maß der Reklame zurück 
führen. Das Wettbewerbsrecht — und von dieſem Gedanken dürfen 
wir nicht laſſen — hat die wichtige Funktion, für die Hygiene des 
Reklameweſens zu ſorgen. Im Dienſte der Erfüllung dieſer Aufgabe 
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uneingeſchränkt geübten Reklame, durch die ſie den Genuß. 


des naturreinen Bohnenkaffees als äußerſt ſchädlich für Herz 
und Nerven, verbunden mit Schlafloſigkeit und Blutandrang 
zum Gehirn bezeichnet, ſtändig aufgeſtellten gegenteiligen Be⸗ 
hauptungen. Schon aus dem angegebenen Grunde — Fehlen 
des Erforderniſſes eines beſonders günſtigen Angebots — 
ſcheidet die Anwendbarkeit des § 3 UnlWG. auf den vor⸗ 
liegenden Fall aus. Es bedarf daher an ſich nicht mehr der 
rüfung, ob die fraglichen Angaben geeignet ſind, den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. 
as wäre nur dann möglich, wenn die beteiligten Kreiſe 
vor dem Ankauf die von der Bekl. angeprieſene Ware noch 
nicht kennen und ſich nunmehr auf Grund der von ihr be— 
haupteten Vorzüge ein beſtimmtes Bild von der Güte gerade 
dieſer von der Bell. geführten Ware machen würden. Dieſe 
Möglichkeit fällt hier aber weg. Denn es handelt ſich, wie 
ereits betont, gar nicht um eine beſondere Ware der Bell., 
eine beſtimmte Art (Miſchung) von Bohnenkaffee, bezüglich 
deren ſie die beauſtandeten Angaben gemacht hat. Vielmehr 
betreffen die fraglichen vier Reklameangaben naturreinen 
Kaffee überhaupt. Dieſen kenut jeder, und jeder hat jeine 
Anſicht darüber, ob er für ſeinen Organismus von nach⸗ 
teiliger Wirkung iſt oder nicht. Es iſt ausgeſchloſſen, daß ein 
eſer durch die Angaben zum Kauf gerade bei der Bekl. an⸗ 
gelockt würde in der Annahme, daß ihm deren naturreiner 
Kaffee Vorzüge bieten werde, die er bisher nicht gekannt habe. 
Die allgemein bekannte enorme Reklame der Kl. für 
koffeinfreien Kaffee, d. h. für ihren Kaffee-Hag, die in der 
Betonung der geſundheitsſchädigenden Wirkung des natur- 
reinen, d. h. koffeinhaltigen Kaffees auf Herz, Nerven, Blut 
“ii, ſehr weit geht und daher zu einem ſtarken Rückgang des 
Verbrauchs von naturreinem Kaffee geführt hat, iſt natur⸗ 
gemäß der Anlaß zu einer Abwehr dieſer Angriffe durch die 
egenſeite geworden, worauf die Rev. noch beſonders hin⸗ 
weiſt. Aber es bedurfte der Heranziehung dieſes Umſtandes, 
der in geeigneten Fällen eine mildere Beurteilung recht⸗ 
fertigen kann, im vorliegenden Falle nach den obigen Aus⸗ 
jührungen nicht mehr. Die Wahl zwiſchen naturreinem Kaffee 
und dem ſog. Kaffee⸗Hag iſt, wie bereits im Urteil des erk. 
Sen. v. 23. März 1928, II 428/27: Muß. 27/28, 347 ge⸗ 
ſagt iſt, Geſchmacks⸗, Gefühls⸗ und Anſichtsſache. Beiden 
„eilen ſteht es frei, für ihre Ware Reklame zu machen inner⸗ 
1 der durch die Vorſchriften des UWG. geſetzten Grenzen. 
me üÜberſchreitung derſelben durch die Bekl. liegt in ihren 
ür den vorliegenden Rechtsſtreit allein in Betracht kommen⸗ 
en von der Kl. beanſtandeten vier Reklameäußerungen über 
— 


Nept die Klage der Mitbewerber und nicht zuletzt das Urteil des — 
enn auch im privaten Rechtsſtreit erkennenden — Gerichts. 
Bei der Lektüre der Entſch. im ganzen kann ich mich des Ein⸗ 
URS nicht erwehren, als habe der Senat mehr wie bisher unter dem 
Full) der von verſchiedener Seite an ihn gerichteten Forderung, 
tormen im Wettbewerbsrecht zu bilden, geſtanden (vgl. H. Iſay: 
J RSch. 1928, 71 ff. und Rechtsnorm und Entſcheidung; Baum- 
ouch Komm. S. 130 und ZentrBlHR. 1931, 18f.). Es ſei ferne 
vr mir, dieſer Forderung, die das letzte Ziel aller am Wettbewerbs⸗ 
echt Arbeitenden fein muß, entgegenzutreten. Aber es muß m. & 
r den Gefahren, die eine übereilte Normenbildung mit ſich bringt, 
gern werden. Gehen wir vom vorliegenden Urteil aus: das 
des hält ſich ſtärker als ſonſt an die geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale 
— 8 Unl Wc. Daneben leitet es aus 8 1 UnlWG. die gegen die 
Erſonliche Relelame gerichtete, ſehr eng begrenzte Norm ab und den 
Veh, daß die Ausnutzung der Unerfahrenheit des Publikums durch 
berg Fitung bewußt unwahrer Behauptungen gegen die guten Sitten 
zur Damit ſollen dann die wettbewerbsrechtlichen Möglichkeiten 
(hob Beurteilung des vorliegenden Falles erſchöpft ſein. Dieſe Me⸗ 
10 iſolierter Normenbildung halte ich für unglücklich. Der Ab- 
and zwiſchen den Fällen des $ 1 und denen des 8 3 UnlW. bleibt 
die zu groß. Die im Wettbewerbsrecht geſtellte Aufgabe iſt m. E. 
Sd aus dem allzu kaſuiſtiſch gefaßten Geſetz zu breiter fundierten 
an vorzudringen, durch eine Verbindung von 88 1 u. 3 UnlWG. 
Klar einheitlichere Vorſtellung von dem Weſen der unwahren ile 
Fr und der in den Rechtsſätzen zu Löfenden Intereſſenkonflikte zu 
men. Die Aufgabe ſelbſt iſt eine ſehr ſchwierige. Die Rſpr. ver⸗ 
durch de ihrer Erledigung nicht ſo ſehr Vorwürfe als Unterſtützung 
das „bie Literatur. Vor allem aber darf man nicht verlangen, daß 
bei der Entſcheidung jedes Einzelfalls die „Norm“ for⸗ 
Der Wert der Fortbildung des Rechts durch den Richter — 
nſatz zu der durch den Geſetzgeber — liegt in dem durch die 


muliert 
im hege 


die Vorzüge des naturreinen Bohnenkaffees nach den vor⸗ 
ſtehenden Darlegungen nicht. 


(u. v. 30. Juni 1931; 443/30 II. — Berlin.) [Ru] 


45. 83 Unl WG. Feſtſtellung der Bedeutung 
einer reklamehaften Anpreiſung in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz aus eigener Erfahrung des RG. 

Beide Parteien befaſſen ſich mit dem Vertrieb von Textil⸗ 
waren im Einzelhandel. Die Bekl. brachte in der Nr. 72 der 
„Berliner Morgenpoſt“ v. 24. März 1929 eine Anzeige 
„Oſterangebote“, worin ſie in zwei Ovalen mit weißem Grund 
Herren-Sakko⸗Anzüge, Knaben-Anzüge, Sport⸗Anzüge, Früh⸗ 
jahrs⸗Mäntel für Herren und für Damen ſowie Wettermäntel 
zum Kauf anbot unter Angabe mehrerer (aufſteigender) Preiſe 
für jede von dieſen Warengattungen. Zwiſchen den genannten 
beiden Ovalen befand ſich ein ſchwarz gehaltenes Oval, in dem 
in weißer Schrift die Worte ſtanden: „B. Sohn bietet mehr! 
Beſte Paßform, Allererſte Qualitäten, Eigene Anfertigung, 
1 Das ſind die Eigenſchaften unſerer Erzeug⸗ 
niſſe.“ — 

Dieſe Zeitungsanzeige beanſtandet die Kl. mit der Be⸗ 
gründung, die Wendung „Eigene Anfertigung“ ſtelle eine un⸗ 
richtige Angabe i. S. des 83 UnlWG. dar, weil die Bekl. 
einen Teil ihrer Waren nicht ſelbſt anfertige, ſondern fertig 
beziehe. Die Anzeige ſei daher geeignet, den Anſchein eines be⸗ 
ſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. LG. und KG. 
haben verurteilt, das RG. abgewieſen. 

Das BG. iſt der Anſicht, die im Mitteloval der Anzeige 
ſtehenden Schlagworte, alſo auch die Wendung „Eigene An⸗ 
fertigung“, brächten nach ihrer Stellung innerhalb des Waren⸗ 
angebots einen allgemeinen Firmengrundſatz zum Ausdruck. 
Die Ankündigung „Eigene Anfertigung“ beziehe ſich daher auf 
ſämtliche im Geſchäft der Bekl. feilgebotenen Waren, nicht 
bloß auf die in der Anzeige v. 24. März 1929 angeprieſenen 
Kleidungsſtücke. Dieſen Eindruck müſſe der Leſer des Inſerats 
ohne weiteres gewinnen. Nach deſſen ganzer Anordnung iſt 
nicht zu verkennen, daß den Schlagworten im Mitteloval und 
damit auch dem Vermerk „Eigene Anfertigung“ eine weiter⸗ 
reichende Bedeutung zukommt als die eines bloßen Hinweiſes 
auf Eigenſchaften gerade der am 24. März 1929 in der „Ber⸗ 
liner Morgenpoſt“ zum Ankauf empfohlenen Waren. Das an⸗ 
gefochtene Urt. geht aber zu weit, wenn es meint, der Vermerk 
„Eigene Anfertigung“ habe für ſämtliche im Geſchäft der 
Bekl. geführte Waren zu gelten. Denn jedermann weiß, daß 
in Geſchäften wie dem der Bekl. eine Reihe von Warengattun⸗ 
gen geführt werden, die von der betreffenden Firma, mag ſie 
auch im allgemeinen Selbſtanfertigerin ſein, nicht ſelbſt her⸗ 
geſtellt, ſondern in fertigem Zuſtand anderswoher bezogen 
ſind. Deshalb wird der durchſchnittliche Leſer einer Zeitungs⸗ 


Entſcheidung von Einzelfällen bedingten allmählichen Werden, das 
claſtiſch genug fein muß, um bei neuen Fallagerungen zu weitgehende 
Formulierungen in früheren Urteilen wieder aufgeben zu können. 
Beim Auftauchen neuer Probleme wäre nichts gefährlicher als eine 
ſofortige Aufſtellung der maßgebenden Norm durch die Rſpr., die 
ſich erſt langſam an die Probleme herantaſten muß, und in der Regel 
erſt, wenn eine Reihe von Fallen das Problem in ſeinem geſamten 
Umfang deutlich gemacht hat, allgemeinere Sätze formulieren darf. 
Wir haben gerade auch im Wettbewerbsrecht Beispiele einer zu frühe 
zeitigen Feſtlegung der Rſpr. Ich rechne hierzu die Entſch. über 
die Namensgleichheit mit ihrer ſtarren Verweiſung auf die firmen⸗ 
rechtlichen Vorſchriften. Julius v. Gierke (Handelsrecht, 3. Aufl., 
S. 89) betont ganz mit Recht: „Das RG. iſt durch die früheren un⸗ 
richtigen Entſch. bei den Handelsgeſellſchaften in eine Sackgaſſe ge- 
raten und ſucht ihr für den Fall des Einzelkaufmanns zu entfliehen.“ 
Es wäre beſſer geweſen, das NG. hätte die Norm erſt formuliert, 
nachdem auch die Konkurrenzfälle zwiſchen Einzelkaufleuten in ſeinen 
Geſichtszreis getreten wären. Auch den in RG. 120, 94 ff. JW. 
1928, 1216 gemachten Verſuch der Abgrenzung zwiſchen dem Wett⸗ 
bewerbsrecht und dem „Sonderrecht der gewerblichen Schutzrechte“ halte 
ich für verfrüht. Von den Normen, die im vorl. Urt. gefunden werden 
könnten: „Keine perſönliche Reklame bei Hervorhebung der Vorzüge 
der einen Warenart gegenüber einer anderen“ und „kein beſonders 
günſtiges Angebot bei der Angabe von Vorzügen einer ganzen Warenart, 
die auch von anderen Händlern der gleichen Branche geführt wird“, 
iſt die erſte gefährlich, die zweite meiner feſten Überzeugung nach 
falſch. Es wäre zu hoffen, daß ſich bald Gelegenheit zu nochmaliger 
Überprüfung der hier formulierten Sätze gibt. 
Prof. Dr. Ulmer, Heidelberg. 
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anzeige wie der hier in Rede ſtehenden die „Eigene Anferti⸗ 
gung“ nur als Erklärung dahin auffaſſen, daß die inſerierende 
Firma die von ihr feilgehaltenen Waren zu einem jedenfalls 
nicht unerheblichen Teil ſelbſt anfertige. Das geſchieht aber 
auch bei der Bekl. Die Kl. beſtreitet nicht, daß die Bekl. in er⸗ 
heblichem Umfang ihre feilgehaltenen Kleidungsſtücke ſelbſt an⸗ 
fertigt, und behauptet nur, ſie beziehe gewiſſe Gattungen von 
Waren — namentlich blaue ſog. Berufsanzüge, Regen⸗ und 
Wettermäntel — in fertigem Zuſtand von anderer Seite. Mag 
dies auch richtig ſein und mag auch die von der Bekl. fertig 
bezogene Menge von Waren um einiges mehr als die von ihr 
zugegebenen etwa 100% ihres Geſamtvorrats ausmachen, ſo 
bleibt doch beſtehen, daß zum mindeſten ein ganz beträcht⸗ 
licher Bruchteil der von ihr jeweils feilgebotenen Waren 
aus ihrer eigenen Anfertigung ſtammt. Dann läßt ſich aber 
bei billiger, der Erfahrung des täglichen Lebens angepaßter 
Auslegung des Vermerks „Eigene Anfertigung“ (wie ſie oben 
wiedergegeben iſt) nicht ſagen, daß die Bekl. eine den An⸗ 
ſchein eines beſonders günſtigen Angebotes hervorzurufen 
geeignete unrichtige Angabe in der Anzeige v. 24. März 1929 
gemacht habe. 


(U. v. 13. Jan. 1931; 174/30 II. — Berlin.) [Ku.] 


46. 8 3 Unl WG. Auch Erfahrungstatſachen 
können dem großen Publikum unbekannt fein, 
fo daß Angaben tatſächlicher Art über geſchäft⸗ 
liche Verhältniſſe auch entgegen der Erfahrung 
verſtanden werden können. f) 

Das BG. führt aus, die Ankündigung „H.⸗Schuhe 
ſie verlieren nicht ihre Form“, bei der es ſich um eine nach⸗ 
prüfbare Angabe tatſächlicher Art in bezug auf gefchäftliche 
Verhältniſſe handele, ſei unrichtig. Es ſei eine allgemeine 
Erfahrungstatſache, daß jeder Schuh, alſo auch ein H.-Schuh, 
bei gewöhnlichem Gebrauch und der damit verbundenen Ab⸗ 
nutzung früher oder ſpäter einmal ſeine Form verliere. Die 
Bekl. wolle ihre Ankündigung dementſprechend auch nicht 
wörtlich, ſondern nur dahin verſtanden wiſſen, daß H.-Schuhe 
länger als ein Durchſchnittsſchuh ihre Form behalten könnten. 
Für die rechtliche Beurteilung komme es indeſſen nicht auf 
die Auffaſſung der Bekl., ſondern auf diejenige des Publikums 
an. Das Durchſchnittspublikum denke jedoch nicht daran, die 
Ankündigung anders als wörtlich auszulegen, es entnehme 
daraus, daß H.⸗Schuhe ihre Form nicht verlieren, mögen ſie 
auch noch ſo lange getragen werden, und erblicke darin einen 
beſonderen Vorzug dieſer vor anderen Schuhfabrikaten. 

Ein Widerſpruch iſt in den Feſtſtellungen des angef. Urt. 
nicht enthalten. Eine Erfahrungstatſache braucht durchaus 
nicht Allgemeingut aller oder auch nur eines großen Teils 


Zu 46. Ich kann mich mit dem Urteil nicht recht befreunden. 
Gewiß iſt es haltbar, aber es ſcheint mir reichlich weit zu gehen. 

Was heißt denn „Heß⸗Schuhe ... fie verlieren nicht ihre 
Form“? Es wird wohl keinen Hinterwäldler geben, der ſo idioten⸗ 
haft wäre, zu glauben, daß Heß⸗Schuhe auf gar keine Weiſe ihre 
Form verlieren. Und gäbe es einen ſolchen Menſchen, ſo bliebe ſeine 
Auffaſſung außer Betracht, weil ſie ganz außerhalb deſſen läge, was 
der Durchſchnittsverbraucher einer ſolchen Ankündigung entnimmt. 
Selbſt ungebildete, unbegabte Menſchen — und ſolche ſind gewiß 
Abnehmer von Schuhen, alſo auch maßgebend für die Verkehrs⸗ 
auffaſſung — können beſtenfalls nur annehmen, der Heß⸗Schuh 
verliere ſeine Form im normalen Gebrauch nicht. Alſo iſt die An⸗ 
kündigung ſchon aus der Lebenserfahrung zu ergänzen. Nun trägt 
jedermann Schuhe; jedermann weiß alſo, daß es Schuhe von un⸗ 
begrenzter Haltbarkeit, auch in bezug auf die Form, nicht gibt, daß 
man nur von guten und ſchlechten Schuhen reden kann. Die An⸗ 
kündigung iſt alſo eine Marktſchreierei. Ich bin der letzte, der eine 
milde Behandlung dieſer wenig ſchönen Reklameart befürwortet (ogl. 
Baumbach, Wettbewerbsrecht, 2. Aufl., S. 159). Aber leider iſt 
die Marktſchreierei das landläufigſte Reklamemittel und wird eben 
darum vom Verkehr auch nicht mehr ernſt genommen. Jeder zieht 
von der Anpreiſung ein gut Stück ab, und das tut auch der Einfache, 
der Unerfahrene, weil er ſoviel Erfahrung eben doch noch hat. Ich 
bezweifle daher, daß eine irgendwie nennenswerte Zahl von Per- 
ſonen die Ankündigung anders auffaßt als dahin, daß der Heß⸗ 
Schuh ein ſehr haltbarer, ſeine Form beſonders gut wahrender Schuh 
ſei. Das NO. meint dieſe Erwägung damit auszuſchalten, daß es auf 
die Erfolge der Technik und das gläubige Vertrauen des Publikums 
zur Technik verweiſt. Ich weiß nicht, ob dieſes Vertrauen ſo groß 
iſt; die Technik hat uns, wie jeder immerzu an ſich erfährt, was 
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des Publikums zu fein: es gibt zahlreiche Erfahrungstatſachen, 
die nur einem kleinen Kreiſe ſachkundiger Perſonen, der eben 
auf dieſem Gebiete Erfahrungen geſammelt hat, vertraut ſind; 
das große Publikum kennt ſie nicht und zieht ſie deshalb nicht 
in Rückſicht, wenn es veranlaßt wird, ſich ein Urt. zu bilden. 
Dazu kommt, daß Erfahrungstatſachen zeitbedingt ſind, ſie 
halten feſt, was die Erfahrung bis zu dieſem Augenblicke lehrt. 
Neue Erfindungen und Beobachtungen, Fortſchritte der Tech⸗ 
nik und der wiſſenſchaftlichen Methoden bringen neue Erfah⸗ 
rungen und erweiſen das, was ſoeben noch als Erfahrungs— 
tatjache galt, als falſch und überholt. So beſteht theoretiſch 
auch die Möglichkeit, daß eine fortſchreitende Technik auch die 
Formveränderung des gebrauchten Schuhwerks verhindert. 
Das Publikum rechnet mit derartigen Erfolgen der Technik 
und iſt deshalb leicht geneigt, Erfahrungstatſachen, auch wenn 
ſie wohl bekannt, ſind, außer acht zu laſſen, wenn etwas 
Neues, Fortgeſchrittenes angeprieſen wird (vgl. auch RG.: 
Mu W. 1929, 172). 

Daß der Sinn, in dem nach der Feſtſtellung des Vorder⸗ 
richters das Publikum die von der Bekl. verwendete Ankündi⸗ 
gung auffaßt, im Gegenſatz zu den bisher gemachten Err 
fahrungen ſteht, beſagt ſonach nichts gegen die Richtigkeit die⸗ 
ſer Feſtſtellung. Im übrigen bewegt ſich dieſe auf tatſäch⸗ 
lichem Gebiet. Sie entſpricht auch der Erfahrung des Lebens 
und trägt die angefochtene Entſcheidung. 

Daß für die Beurteilung der Ankündigung die Auffaſſung 
der Verbraucherkreiſe, an die ſich die Ankündigung richtet, 
maßgebend iſt, nimmt der Vorderrichter in Übereinſtimmung 
mit feſtſtehender Rſpr. an. Weiter iſt dann aber auch die 
Folgerung unbedenklich zu treffen, daß die Ankündigung der 
Bekl. ſo, wie ſie von der Allgemeinheit verſtanden wird, über 
die Beſchaffenheit der H.⸗Schuhe eine unrichtige Angabe ent⸗ 
hält, die geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. 

(U. v. 15. März 1932; 236/31 II. — Berlin.) [Ku.] 


47. 83 Unl[ WG. Unl. Wettbewerb durch Her- 
vorrufung des Eindruckes, daß eine Ware aus⸗ 
ländiſcher Herkunft ſei. f) 

(U. v. 13. Nov. 1931; 88/31 II. — Hamburg.) [Ku.] 

Abgedr. JW. 1932, 594 u. 


48. 55 16, 24 Unl WG.; 88 32, 512 a, 528 Satz 2, 
549 A bſ. 2, 565 Abſ. 2 8 PO. 

1. Der Ausſpruch einer Rechtsauffaſſung fei- 
tens des Rev. ift nur bindend, wenn die Auf- 
hebung des Urteils auf ihm beruht. 


Dauerhaftigkeit betrifft, für die täglichen Gebrauchsgegenſtände ſchwer⸗ 
lich Fortſchritte beſchert, im Gegenteil, fie hat durch Erſatz der guten 
Stoffe durch Surrogate gerade in dieſer Beziehung Rückſchritte ge⸗ 
bracht. Man hätte darum das tun ſollen, was ich immer für richtig 
gehalten habe und was jo gut wie nie geſchieht, nämlich durch Be⸗ 
weiserhebung die Auffaſſung des Verkehrs feſtſtellen. Ein Ver⸗ 
gnügen iſt das für das Gericht nicht; aber ſchließlich führt man ja 
keinen Prozeß, um dem Gericht das Leben zu erleichtern. 
SenpPräſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 


Zu 47. Die Entſch., der die ausnahmsloſe Beachtung im 
Geſchäftsleben zu wünſchen iſt, ruht auf ſicherer Grundlage. Bei 
der beſonderen Wertſchätzung, deren ſich ausländiſche und ſpeziell 
amerikaniſche Wringmaſchinen in Deutſchland erfreuen, erweckt die 
engliſche Aufſchriſt auf den deutſchen Maſchinen den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots (83 Unl WG.). Ob die Hervor⸗ 
rufung dieſes Anſcheis beabſichtigt iſt, darauf kommt es nicht 
an. Zur Anwendung des 83 UnlWch. genügt die objektive Irre⸗ 
führung, die durch die Aufſchrift verurſacht wird. Daß die Irre 
führung durch den Zuſatz „Made in Germany“ nicht ausgeſchloſſen 
wird, wird mit Grund aus der Kauferſchicht geſchloſſen, innerhal 
deren ein erheblicher Teil die Bedeutung dieſer Urſprungsbezeich⸗ 
nung verkennen dürfte. Es liegt alſo ein Fall der Irreführung über 
die Herkunft vor, die ja ebenſowohl eine Irreführung über Her 
kunftsland wie über Herkunftsort ſein kann. Das Verbot konnte 
um ſo ſicherer ausgeſprochen werden, als ja ſogar der Hinweis auf 
ausländiſche Herkunft bei in Deutſchland beſtehenden Tochterunter⸗ 
nehmungen ausländifcher Firmen unterſagt iſt (vgl. den „Steen- 
wyk“ und die „Holländiſche Schokolade“ in JW. 1925, 2457 und 
1929, 1214). Prof. Dr. Ulmer, Heidelberg. 
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2. Das Rev. iſt nicht in der Lage, die ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts, 
mag auch ein anderes Gericht ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig fein, in vermögensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten zu verneinen, falls das angerufene Ge⸗ 
richt mit Unrecht ſeine örtliche Zuſtändigkeit 
angenommen hat. 

3. Die Frage, ob die Verbindung einer wenn 
auch unbegründeten Klage aus unerlaubter 
Handlung mit einer Klage aus 8 16 Unl WG. die 
Zuſtändigkeitsbeſtimmung des $ 24 Unl WG. aus- 
zuſchalten geeignet iſt und den Gerichtsſtand des 

2 begründe, wird offengelaſſen. 

4. Bei 8 16 Un l WG. kommt es darauf an, wel⸗ 
ches Geſamtbild in der Erinnerung des flüch— 
tigen Beſchauers haften bleibt. f) 

Das BG. verneint im Gegenſatz zu ſeinem früheren Urt. 
nunmehr die Anwendbarkeit des $ 826 BGB., ſtützt aber jetzt 
die Verurteilung der Bekl. auf 8 16 UnlWG. 

1... Zwar hatte das erſte Rev Urt. die frühere Auffaſſung 
des BG. und beider Parteien als zutreffend beſtätigt, daß 
das Unl WG. auszuſcheiden habe, weil die Klage nicht in dem 
ausſchließlichen Gerichtsſtande des $ 24 Unl Weh erhoben fei. 

Aber an diefen übrigens beiläufigen Ausſpruch war der Bert. 
nicht gem. § 565 Abſ. 2 ZPO. gebunden. Denn auf dieſem 
Ausspruch beruhte die Aufhebung des erſten BU. nicht (RG. 

‚ 14). Daß das Rev. nicht in der Lage iſt, die örtliche 
Zuſtändigleit des angerufenen Gerichts, mag auch ein anderes 
Gericht ausſchließlich zuſtändig ſein, in vermögensrechtlichen 

treitigfeiten zu verneinen, falls das angerufene Gericht mit 

nrecht feine örtliche Zuſtändigkeit angenommen hat, folgt 
aus 8 549 Abſ. 2 ZPO. (NE. 93, 351; 110, 59 1)). Es mag 
. bemerkt werden, daß das BG. zutreffend ſeine Zuſtändig⸗ 
5 aus 88 512 a, 528 Satz 2 ZPO. entnommen hat. Ob 
das gleiche auch von der weiteren Erwägung zu gelten hätte, 
daß die Verbindung einer wenn auch unbegründeten Klage aus 
unerlaubter Handlung mit einer Klage aus § 16 UnlWG. 
le Zuſtändigkeitsbeſtimmung des § 24 UnlWG. auszuſchalten 
geeignet ſei und den Gerichtsſtand des 8 32 ZPO. begründe 
gl. RGuUrt. v. 6. Okt. 1931, II 495/30; Roſenthal, 

WG., & Aufl., S. 87—92, andererſeits Baumbach, Das 
geſumte Wettbewerbsrecht S. 123/26), kann auf ſich beruhen. 

2. Das angef. Urteil ſtellt feſt, daß das Odolglas nach 
allg. Verkehrsauffaſſung das Kennzeichen des Erwerbsgeſchäfts 
der Kl. für ihre Reklame iſt, daß die Kl. ſich dieſes Geſchäfts⸗ 
eiens bedient hat, bevor die Bekl. dazu übergegangen iſt, 
R hre Chlorodontmundſpülgläſer aus durchſichtigem Glas in 
Od. Verkehr zu bringen, und daß vor der Einführung des 

dolglaſes Mundſpülgläſer ähnlicher Art ſich nicht im Ver⸗ 
ehr befunden haben. Die Rev. meint, der Ber R. habe die 
Be der Verwechſelbarkeit der Mundſpülgläſer der Par⸗ 
0 von einem unrichtigen Standpunkt aus geprüft, indem 
Se den flüchtigen Geſamteindruck abgeſtellt habe, den die 
nläſer auf den Beſchauer ausübten; denn die Bedeutung des 
geſamteindrucks möge bei anderen Arten der Reklame aus⸗ 
1 daggebend fein, bei der Reklame für Gegenſtände des täg⸗ 
gen Gebrauchs ſei fie es gerade nicht. Dieſer Anſchauung 
ef micht beizutreten. Bereits in dem erſten RevuUrt. iſt aus⸗ 
geführt, es komme darauf an, welches Geſamtbild in der Er⸗ 


) JW. 1925, 762. 


85 8 en Rechtszuge die Klage auch auf § 16 Unl WG. geſtützt habe. 
lüht ge Le in dieſem Pınkte feine Zuſtändigkeit bejaht hatte, 
denn bas nicht erkennen. Es wird aber unterſtellt werden muſſen; 
eit 1 vorl. Urt. beruft ſich darauf, daß das KG. feine Zuſtändig⸗ 
0 dia Recht aus dem 8 512 a herleite. Allerdings war die Entſch. 
Bel 1 Punkte auch auf 8 528 ZPO. geſtützt worden, weil die 
in zwei er neuen Rechtsbegründung nach Ablehnung des § 826 Bohch. 
geſetzt ler Inſtanz die Einrede der örtlichen Unzuftändigkeit entgegen⸗ 
i hatte. Ob hierfür noch Raum war, kann nicht geprüft werden, 
tigſe n. über den Verlauf der erſten Inſtanz nichts weiß. Die wich- 
Serien de der Ausſchaltung oder der überragenden Geltung des 
tsſtandes des 824 Unl WG. bleibt leider offen. 4 

ſungtio le Frage, ob Ausſtattungsſchutz mit Rückſicht auf techniſch 
Genen Zwecke verſagt werden müffe (vgl. meinen Vortrag: 
ch. 1932, 97), kommt auch nicht zur Entſcheidung, weil die 


1 48. 1. Der Tatbeſtand ſpricht nur davon, daß die Kl. ſchon 


innerung des flüchtigen Veſchauers der Gläſer haften bleibe. 
An dieſem grundſätzlichen Standpunkt iſt feſtzuhalten. 
(U. v. 14. Jan. 1932; 385/31 VI. — Berlin.) [ .] 


49. Erörterung der Grundſätze, die einen auf 
Ausſchaltung der Mitbewerber gerichteten Wett⸗ 
bewerbskampf als eine ſittenwidrige Hand⸗ 
lungsweiſe erſcheinen laſſen. Hierfür iſt in letz⸗ 
ter Linie der Zweck des Wettbewerbs ausſchlag⸗ 
gebend. — Wechſel der Anſchauungen über die 
Sittenwidrigkeit. f) 


Das BG. ſieht das Kampfmittel der Bekl., nämlich ihr 
planmäßiges fortgeſetztes Unterbieten der Preiſe des Kl., des⸗ 
halb als ſittenwidrig an, weil es in Anbetracht der über⸗ 
ragenden Geldmittel der einen Truſt auf dem Benzinmarkt 
bildenden Bekl., denen der Kl. als einzelner kleiner Unter⸗ 
nehmer wehrlos gegenüberſtehe, den Willen und die Macht 
zur c deen des Kl. als ſelbſtändiger Tankſtellenbeſitzer 
in ſich trage. Nun iſt aber für die Rev. in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung zugunſten der Bekl. zu unterſtellen, daß ſie die 
Exiſtenz des Kl. dann nicht weiter antaſten wollen, wenn er 
nur ſeine Verkaufspreiſe in gleicher Höhe feſtſetzt, wie ſie die 
ihrigen, und zwar nicht durch Herabſetzung der ſeinigen, ſon⸗ 
dern durch Heraufſetzung. Daß er, wenn er dies tun würde, 
vor dem wirtſchaftlichen Ruin ſtände oder ihm unabweisbar 
verfallen würde, iſt nicht feſtgeſtellt. Die Bekl. behaupten 
unwiderlegt, daß er alsdann immer noch vermöge der über⸗ 
aus günſtigen örtlichen Lage ſeiner Tankſtelle ihnen gegen⸗ 
über einen nicht unweſentlichen Vorſprung im Wettbewerbe 
habe. Dazu kommt, daß er entſprechend ſeiner eigenen An⸗ 
gabe mit erheblich geringeren Geſchäftsunkoſten als die Bell. 
zu rechnen hat. Er würde ſomit bei Anpaſſung feiner Preiſe 
an die der Bekl. auch in dem Vorteil des höheren Verkaufs⸗ 
nutzens einen gewiſſen Ausgleich für den Wegfall ſeiner bis⸗ 
herigen Freiheit in der Preisfeſtſetzung haben. Es läßt ſich 
alſo von dieſem Standpunkt aus betrachtet nicht ſagen, daß 
die Bekl. den Willen der abſoluten Vernichtung des Kl., d. h. 
feiner gewerblichen Exiſtenz ſchlechthin haben. Sie be⸗ 
ſtreiten eine ſolche Abſicht aus naheliegenden Gründen ja 
auch mit aller Entſchiedenheit. Der Fall liegt rechtlich ähn⸗ 
lich dem, wo ein Kartell mit Sperren und dgl. gegen einen 
läſtigen Außenſeiter vorgeht. In Fällen ſolcher Art wird von 
dem KartellGer. ſtets auch berückſichtigt, ob dem Außenſeiter 
der Beitritt zu annehmbaren Bedingungen offengelaſſen iſt 
(vgl. z. B. Entſch. des KartGer.: Kartädſch. 1929, 99 u. 220). 
Nun iſt aber die Bindung eines Kaufmanns an beſtimmte 
Preiſe, die ihm einen guten Gewinn ermöglichen, nicht nur 
keine Vernichtung ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz überhaupt, 
ſondern ſie iſt auch keine Vernichtung ſeiner Stellung als 
ſelbſtändiger Kaufmann. Preisbindungen ſind Zuſtände, die in 
der jetzigen Zeit der Verbände, Tar Vertr. und dgl. im deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftsleben im weiteſten Umfange herrſchen. Dieſe 
Verhältniſſe haben naturgemäß eine Wandlung in den An⸗ 
ſchauungen der Geſchäftswelt auf dem hier in Betracht kom⸗ 
menden Gebiet mit ſich gebracht. Mögen die davon betrof⸗ 
fenen Kreiſe in dieſer Gebundenheit verſchiedener Art zunächſt, 
als dieſe Dinge noch neu waren, eine Beſchränkung ihrer kauf⸗ 
männiſchen Selbſtändigkeit geſehen haben. Heute, wo dieſe 
Zuſtände jedem am Geſchäftsleben als Unternehmer, An⸗ 


Beanftandung ſich nicht gegen das richtet, was techniſch funktionell 
fein könnte — die Durchſichtigkeit der Mundſpülgläſer —, ſondern 
nur gegen das, was an dieſen Gläſern typiſche Ausſtattung iſt: blaues 
Etikett und weiße Aufſchrift. In dieſem Sinne iſt allerdings der 
Geſamteindruck maßgebend, und wenn die Rev. geltend macht, daß 
es ausnahmsweiſe auf dieſe bei Gegenſtanden des täglichen Gebrauchs 
nicht ankommen könne — wofür eine Rechtfertigung nicht gut zu 
erkennen iſt, wenn nicht die Flüchtigkeit der Betrachtung damit 
getroffen werden ſoll —, ſo liegt das auf rein tatſächlichem Gebiete. 
RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 


Zu 49. Vgl. auch Baumbach, Die Grenzen erlaubten Wett⸗ 
bewerbs, namentlich die Preisunterbietung: Mu W. 1930, 2; Elſter, 
Exiſtenzvernichtung durch Preisunterbietung: DAllgZ. v. 14. April 
1931, Beil. Wirtſchaft u. Necht; Elſter, Preisunterbietung als 
unlauterer Wettbewerb: Karthidſch. 1932, 79 ff.; Jay: GewgSch. 
1929, 1368 ff.; Nipperdey: Kartgdſch. 1930, 127ff. 
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geſtellter oder Arbeiter Beteiligten und weiten anderen Kreiſen 
durchaus geläufig ſind, kommt niemand mehr auf den Ge⸗ 
danken, anzunehmen, daß die ſelbſtändige Exiſtenz eines Kauf⸗ 
manns vernichtet ſei, weil er in der Feſtſetzung der Preiſe 
für ſeine Waren durch Beſtimmungen des Syndikats, dem er 
angehört, oder in der Geſtaltung der Löhne für ſeine An⸗ 
geſtellten und Arbeiter nicht mehr frei, ſondern durch Tar⸗ 
Vertr. gebunden iſt. 

Dieſe vom BG. für die Sittenwidrigkeit des Kampf⸗ 
mittels der Bekl. gegebene Begründung läßt ſich ſomit nicht 
aufrechterhalten. 

Das gleiche gilt von der weiteren Anſicht des BG., daß 
auch das von den Bekl. erſtrebte Ziel, nämlich die Schaf⸗ 
fung einer Monopolſtellung mit uneingeſchränkter Preis⸗ 
diktatur auf dem Benzinmarkt, wider die guten Sitten ver⸗ 
ſtoße. Die Begründung des BG. in dieſer Beziehung erſcheint 
nicht ganz klar. Anſcheinend ſieht es dieſes Ziel deshalb als 
ſittenwidrig an, weil die Bekl. es unter Preiskampf behufs 
Ausſchaltung der Mitbewerber zu erreichen ſuchen und hier⸗ 
durch die berechtigten Intereſſen der Allgemeinheit verletzen, 
an der für die Gewährleiſtung einer geſunden Preispolitik 
erforderlichen Erhaltung unabhängiger und daher ſelbſtän⸗ 
diger Mitbewerber an Stelle der auf ihrer Finanzkraft be⸗ 
ruhenden Alleinherrſchaft der Bekl., die dann dieſes Wirt— 
ſchaftsgebiet unbeſchränkt ausbeuten würden. 

Demgegenüber iſt zu bemerken, daß durch dieſe Begrün⸗ 
dung des BG. der Rechtsbeſtand jeder Preiskonvention mit 
dem faſt immer beabſichtigten Ziel, eine Monopolſtellung 
durch Preiskampf gegen die Außenſeiter zu erringen, in 
Frage geſtellt würde, obgleich dem deutſchen Recht die An⸗ 
ſchauung fremd iſt, daß eine Preiskonvention mit dem Ziel 
der Begründung einer Monopolſtellung durch Preiskampf 
ſittenwidrig ſei. 

Im übrigen kommt es für die Frage der Sittenwidrig— 
keit nicht darauf an, welche Endziele (Monopolſtellung, Preis- 
diktatur) die Bekl. haben. 

Aus dieſer Stellungnahme zu der Begründung des BG. 
folgt aber nicht, daß das Verhalten der Bekl. als zuläſſig 
anzuſehen wäre. Es kann ſich nur um die Frage handeln, 
ob es zuläſſig iſt, daß ein Unternehmer, der auf geſunder 
kaufmänniſcher Grundlage zufolge ſeiner viel geringeren Ge— 
ſtehungskoſten billiger verkaufen kann, von ſeinem finanziell 
übermächtigen Wettbewerber durch das Kampfmittel des rüd- 
ſichtsloſen Preisunterbietens gezwungen wird, ſeine nied⸗ 
rigeren Verkaufspreiſe den höheren des Wettbewerbers an- 
zupaſſen oder — falls er ſich hierzu nicht bereit findet — ſich 
wirtſchaftlich zugrunde richten zu laſſen. 

Ein ſolches Verhalten kann nach den Grundſätzen der 
Lauterkeit und Billigkeit im Geſchäftsverkehr nicht mehr als 
mit den ſittlichen Anforderungen übereinſtimmend angeſehen 
werden. 

Bei Prüfung der Frage der Sittenwidrigkeit einer Wett⸗ 
bewerbshandlung iſt mit dem BG. ſchon grundſätzlich davon 
auszugehen, daß es rechtlich verfehlt wäre, hierbei den Zweck 
der Handlung auszuſchalten. An dem Zweck eines Tuns geht 
das Geſetz auch ſonſt nicht achtlos vorüber. Das zeigt § 226 
BGB., ferner § 138 Abſ. 1 BGB., für deſſen Anwendung 
nach feſtſtehender Rſpr. entſcheidet, ob ſich das betr. Rechts⸗ 
geſchäft nach ſeinem ſich aus der Zuſammenfaſſung von In⸗ 
halt, Zweck und Beweggrund ergebenden Geſamtcharakter als 
ein ſittenwidriges darſtellt. Es iſt ſchlechterdings nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb gerade für „die guten Sitten“ im gewerb⸗ 
lichen Wettbewerb der Handlungszweck überhaupt beiſeite 
gelaſſen werden ſoll. Es handelt ſich um „unlauteren“, nicht 
etwa nur um unzuläſſigen Wettbewerb. Deshalb iſt auch 
Elſter: LZ. 1927, 1076 durchaus zuzuſtimmen, daß der 
rechtsethiſche Gehalt des Wettbewerbsrechts nicht unberück⸗ 
ſichtigt bleiben darf. Es trifft auch keineswegs zu, als Sinn, 
Ziel und Zweck jedes gewerblichen Wettbewerbs die Ver- 
nichtung der Mitbewerber anzuſehen, wie es von Gegnern 
der hier vertretenen Anſicht behauptet wird, um daraus dann 
herzuleiten, daß die Frage der Unlauterkeit des Verhaltens 
ſich deshalb nur auf die zur Erreichung dieſes Vernichtungs⸗ 
zwecks denkbaren zahlreichen Mittel beziehen könne. Aller- 
dings hat jeder Wettbewerb den Zweck, das eigene Unter⸗ 
nehmen auf Koſten von Mitbewerbern mittels Steigerung 


des eigenen Umſatzes nicht nur durch Erhaltung der bis⸗ 
herigen, ſondern auch durch Gewinnung neuer Kundſchaft zu 
fördern. Das iſt aber noch lange nicht gleichbedeutend mit 
dem Handeln zum Zwecke der Vernichtung der Mitbewerber. 
Wirkt ſich der in ſeinen Mitteln an ſich nicht unlautere Wett⸗ 
bewerb des einen zu einem Erliegen der wirtſchaftlichen 
Exiſtenz des anderen Mitbewerbers aus, z. B. weil dieſem 
als Inhaber eines Kleinbetriebs die günſtigen Einkaufsmög⸗ 
lichkeiten nicht zur Verfügung ſtehen tvie jenem Großbetrieb, 
und iſt er deshalb gezwungen, zu höheren Preiſen zu ver⸗ 
kaufen als jener, ſo kann ſelbſtverſtändlich nicht die Rede 
fein von ſittenwidrigen Wettbewerbshandlungen des erſteren, 
auch wenn er mit dem Erliegen des anderen gerechnet oder es 
ſogar beabſichtigt haben ſollte. Denn die erwähnte Maßnahme 
des Unterbietens, deren er ſich — in dieſem Beiſpielsfall — 
im Wettbewerbskampf bediente, iſt an ſich erlaubt, und ſie 
iſt auch nicht durch den Hinzutritt beſonderer Umſtände un⸗ 
lauter geworden. Das wäre z. B. dann der Fall, wenn die 
niedrigeren Verkaufspreiſe wegen der eigenen hohen Geſchäfts⸗ 
unkoſten allmählich zu Verluſtpreiſen wurden, aber zwecks 
Niederringung des Mitbewerbers aufrechterhalten wurden, 
„koſte es, was es wolle“. Mit Unrecht meinen die Rev., der 
hier zur Entfch. ſtehende Fall liege rechtlich nicht anders wie 
der in dem obigen Beiſpiel, wobei aber zugunſten der Bell. 
noch zu berückſichtigen ſei, daß die Exiſtenz des Kl. nicht zum 
Erliegen gekommen ſei, auch nach ihrer Abſicht nicht er⸗ 
liegen ſollte. 

Außer dem oben angegebenen Zweck der Förderung des 
eigenen Unternehmens auf Koſten der Mitbewerber wird eine 
Wettbewerbshandlung häufig noch mehrere andere Zwecke ver⸗ 
folgen, die nicht immer offen zutage zu liegen brauchen. Wes⸗ 
halb diefe oder einer von dieſen — unabhängig von den 
angewendeten Kampfmittel — nicht unlauter ſein ſollten und 
deshalb die Wettbewerbshandlung ſelbſt nicht ſollten unlauter 
machen können, iſt nicht einzuſehen. Auch das RG. hat in 
zahlreichen Entſch. ausgeſprochen, daß für die Frage der 
Sittenwidrigkeit von Wettbewerbshandlungen außer dem an⸗ 
gewendeten Kampfmittel auch der mit der Wettbewerbshand⸗ 
lung verfolgte Zweck maßgebend iſt (z. B. RG. 60, 94 ff. 104, 
105]; 64, 155 ff. [158]; 92, 132 ff. 139]; 93, 302 3033 
3041); 104, 327 ff. [330]; 117, 21 JW 1927, 1636 118, 
84 ff. [89] JW. 1927, 3302; RG.: JW. 1913, 134. 
1927, 112; 1928, 1209, 2910). Es handelt ſich um Entſch. 
des 1., 2., 4. und 6. ZivSen. des NG Mögen ſich auch 
mehrere auf Tatbeſtände des ſozialpolitiſchen Kampfes be⸗ 
ziehen, ſo trifft das doch bei zahlreichen anderen, welche Fälle 
des gewerblichen Wettbewerbskampfes zum Gegenſtande haben, 
nicht zu. Der Umſtand, daß dieſen zum großen Teil Tat⸗ 
beſtände zugrunde liegen, welche Maßnahmen von Kartellen 
oder ähnlichen Unternehmervereinigungen betreffen, recht⸗ 
fertigt nicht eine andere Betrachtungsweiſe, wie Callmann 
S. 36 Abſ. 2 Einl. N. 25 zu § 1 UnlWG. will, dahin, daß 
der Vernichtungszweck dann beachtlich ſei, wenn der einzelne 
im Wirtſchaftskampf einer „Kollektivmacht“, wie es ein Kar⸗ 
tell, Truſt, Verband oder dgl. ſei, gegenüberſtehe. Es iſt nicht 
einzuſehen, weshalb der Vernichtungszweck, der nach Anſicht 
der Gegner der Rſpr. des RG. gerade deshalb, weil er ſtets 
das Ziel des kaufmänniſchen Wettbewerbs ſei, bei der Prü⸗ 
fung der Frage der Sittenwidrigkeit einer Wettbewerbshand⸗ 
lung außer Betracht zu bleiben hat, dann berückſichtigt wer⸗ 
den ſoll, wenn die Maßnahmen von Kartellen uſw. ausgehen. 
Vernichtungszweck auf ſeiten eines einzelnen, Vernichtungs⸗ 
zweck auf ſeiten eines Kartells: die Zielſetzung, die dem 
Handeln den Stempel des Sittenwidrigen aufdrückt, iſt in 
beiden Fällen die gleiche; verſchieden iſt vielfach nur die In⸗ 
tenſität des Handelns, auf die es aber hier nicht ankommt. 
Im übrigen liegt, wie oben bereits hervorgehoben iſt, der hier 
zur Entſch. ſtehende Fall nicht viel anders, als wenn ein 
Kartell mit Sperren oder ähnlichen Maßnahmen gegen einen 
läſtigen Außenſeiter vorgeht. Auch nach dem Standpunkte von 
Callmann a. a. O. iſt ſomit der Zweck bei Prüfung der 
Unlauterkeit der Handlung der Bekl. zu berückſichtigen. 
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widrigkeit keineswegs grundſätzlich ab. Er unterſcheidet zwei 
Gruppen von Wettbewerbstatbeſtänden, nämlich 1. ſolche, die 
in der Förderung der Abſatztätigkeit des eigenen Geſchäfts⸗ 
betriebes mit den Mitteln der eigenen Leiſtung beſtehen, 
2. ſolche, die nur eine Behinderung des Mitbewerbers 
herbeiführen, um dadurch erſt freie Bahn für den eigenen 
Abſatz zu ſchaffen. 

In der erſten Gruppe von Tatbeſtänden zeigt ſich ſeiner 
Ausführung nach die Schadenszufügung nur als Folge des 
Nebeneinanderbeſtehens mehrerer auf das gleiche Ziel — die 
eigene Abſatzvergrößerung — hinſtrebender Gewerbebetriebe. 
Dagegen verfolgt der Behinderungs wettbewerb ohne die 

teigerung der eigenen gewerblichen Leiſtung nur den Zweck, 
en Mitbewerber in feiner Handlungsfreiheit zu beeinträch⸗ 
tigen, um ſich dadurch freie Bahn für künftige eigene Abſatz⸗ 
tätigkeit zu ſchaffen; hier iſt die Schädigung Mittel und 
weck. Für den Leiſtungswettbewerb ſoll nach Nipperdey 
ſtets das Recht zu freier Betätigung ohne jede Rückſicht auf 
ſchädliche oder vernichtende Wirkungen beſtehen mit der Folge, 
daß auch nicht etwa die Abſicht der Schädigung oder 
Exiſtenzvernichtung dieſe Wettbewerbshandlungen unſittlich 
machen könne. Für den Behinderungs wettbewerb dagegen, 
er dazu führe, daß die natürliche Folge des Wettbewerbs 
5 das Werben um den freien Kunden unter Einſatz der Vor⸗ 
eile der eigenen Leiſtung — aus geſchaltet, und daß da⸗ 
mit eine der weſentlichen Vorausſetzungen des freien Marktes 
eſeitigt werde, könne die übermäßige Behinderung des Geg⸗ 
ners ein ſittenwidriges Mittel im Wettbewerbskampfe ſein. 
Das gleiche gilt — wie hinzuzufügen iſt — von dem hier 
ausſchließlich auf Schädigung, vielfach auf gänzliche Vernich⸗ 
tung der wirtſchaftlichen Exiſtenz des Gegners gerichteten 
weck der Handlung. 
60 Nipperdey gelangt aber trotz der von ihm aufgeſtellten 
vrundſätze für den vorl. Fall zu einer Verneinung der Rechts⸗ 
origteit der Handlungsweiſe der Bekl., weil er den Fall 
> Leiſtungs wettbewerb anſehen will. Dieſer Standpunkt 
tenverfehlt. Es handelt ſich vielmehr, wenn man ſich die Ein⸗ 
teilung der Wettbewerbstatbeſtände in die von Nipperdey 
vorgeſchlagenen Gruppen zu eigen macht — und das RG. hat 
das erſtmalig ſchon in RG. 28, 247f. getan, indem es ent⸗ 
Iptecjenb der Unterſcheidung von Leiſtungs⸗ und Behinde⸗ 
Michswettbewerb ausdrücklich nach der Beeinträchtigung des 
5 itbewerbers durch Betätigung eines Konkurrenzbetriebes 
nd nach der Beeinträchtigung in anderer Weiſe als durch 
„eätigung ſolchen Konkurrenzbetriebes trennt — hier um 
nen typiſchen Fall des ſog. Behinderungs wettbewerbs. 
5 die Bekl. wollten, wie es rechtlich bedenkenfrei feſtſtellt, 
85 ht etwa durch die Billigkeit ihrer Preiſe mit dem Kl. in 
An echten Wettbewerb im eigentlichen Sinne des Wortes 
bottreten, indem ſie dem Publikum ernſtgemeinte Vorteile 
Rein, und es auf dieſe Weiſe durch die Preiswürdigkeit ihrer 
10 {tung als Kunden gewinnen wollken. Hätten ſie das ge⸗ 
1 15 dann hätten fie ihre Ware überall und nicht nur in 
0 on, Heinen Amt B. und, wie auch ihre Anweiſung an ihre 
eratigen Tankſtellenverwalter, den Kl. ſtets zu unterbieten, 
at, nur zum Zweck der Lahmlegung des Betriebes des 
anti der fich ihnen nicht fügen wollte, zu dem billigen Preiſe 
ein teten müſſen. Ihr Beſtreben ging aber nur dahin, durch 
dem künſtliches und möglichſt raſch durchgeführtes Manöver 
die zu ihnen in echtem Leiſtungswettbewerbe ſtehenden Kl. 
: Beteiligung am Wettbewerbe unter allen Umſtänden un⸗ 
glich) zu machen, indem fie das Publikum durch Unter⸗ 
15 tt, „koſte es, was es wolle“, von ihm abzogen, um hinter⸗ 
noch nach der Beſeitigung des Kl., ſofort zu der alten oder 
ſich dis derer Höhe ihrer Preiſe zurückzukehren. Danach ſtellt 
ber ie dem Publikum für billigen Preis gebotene Leiſtung 
Veit ekl. nur als ein Scheinvorteil heraus, der nach der 
ſiegung des bekämpften Gegners alsbald in einen Nachteil 
em agen mußte, weil das Publikum nun nicht mehr zu 
höhe niedrigeren Preiſe des Kl., ſondern nur noch zu dem 
0 . der Bekl. kaufen konnte. Die Schädigung des Gegners 
ſond war bei dieſem Kampfe keineswegs nur deſſen Folge, 
dem a ſie war das Kampfmittel der Bekl. und zugleich — 

45 gegenüber — der ausſchließliche Zweck ihres Handelns. 

Kl as fortgeſetzte plaumäßige Preis unterbieten gegenüber dem 
geſchah durch die Bekl. nicht im Rahmen eines Leiſtungs⸗ 
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wett bewerbes. Es handelte ſich alſo nicht um eine Beeinträch⸗ 
tigung des Kl. als ihres Mitbewerbers durch Betätigung eines 
Konkurrenzbetriebes ſeitens der Bekl., ſondern um ein Verfahren 
der letzteren, das dem Zwecke diente, den Gewerbebetrieb des 
Kl. zu vernichten, weil er ſich ihrem Verlangen, ſeine Preiſe, 
die keineswegs Schleuderpreiſe waren, ſondern ihm bei ſeinen 
geringeren Geſchaftsunkoſten einen guten Gewinn ließen, ihren 
höheren Preiſen anzugleichen, nicht unterwarf. Es handelt 
ſich danach um einen Fall ſchwerſten Behinderungswett⸗ 
bewerbs. Ein ſolches Verhalten der Bell., das zunächſt jeden⸗ 
falls ganz offenkundig den Zweck verfolgt, den Gegner zu 
vernichten, der ſich ihrer Forderung auf Anpaſſung an ihre 
höheren Preiſe nicht unterwirft, und das ſich bei der enormen 
wirtſchaftlichen Überlegenheit der Bekl. des den Erfolg binnen 
kurzer Zeit verbürgenden Kampfmittels rückſichtsloſen Preis- 
unterbietens, „koſte es, was es wolle“, bedient, iſt ſittenwidrig, 
und zwar nicht nur wegen des angewandten, die Vernichtung 
des Gegners mit Sicherheit herbeiführenden Kampfmittels, 
ſondern ganz beſonders auch wegen des klar zutage liegenden 
Vernichtungszwecks. 

Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß das Verhalten der Bekl. 
in weiter zurückliegenden, früheren Zeiten eine mildere Be⸗ 
urteilung gefunden hätte, etwa von dem Standpunkt aus, 
daß der Kl. die Folgen ſeines Widerſtandes gegen die An⸗ 
nahme der höheren Preiſe der Bekl., da ſie ihm möglicher⸗ 
weiſe keinen erheblichen Schaden bringen würde, zu tragen 
habe und das Verhalten der Bekl. daher nicht als ſitten⸗ 
widrig angeſehen werden könne. Aber der Rechtsbegriff des 
Verſtoßes gegen die guten Sitten iſt kein ſtarrer, unabänder⸗ 
licher, wie der Sen. wiederholt ausgeſprochen hat (RG.: 
IW. 1929, 249; MuW. XXXI, 154). Mit der Entwicklung 
des wirtſchaftlichen, fittlichen und geiſtigen Lebens des Volkes 
hat ſich die Auffaſſung von der Notwendigkeit geſteigerter 
Anforderungen an die Lauterkeit des Verhaltens aller am 
Wirtſchaftsleben Beteiligten allgemein durchgeſetzt. Das Ge⸗ 
fühl für das, was Anſtand und Sitte im Geſchäftsverkehr er⸗ 
fordern, iſt feiner geworden. Die Rſpr. folgt pflichtgemäß 
dieſer Entwicklung. Letztere iſt auch von der Schaffung ſtarker 
wirtſchaftlicher Machtkörper durch Zuſammenfaſſung vieler 
Einzelunternehmungen zu Kartellen, Syndikaten, Truſts und 
dgl. — eine ſolche Vereinigung hat auch auf ſeiten der Bekl. 
beſtanden und beſteht unter ihnen jedenfalls tatſächlich auch 
heute noch — und ihrem ſtarken wirtſchaftlichen Druck auf 
den — wirtſchaftlich geſehen — faſt wehrloſen einzelnen nicht 
unbeeinflußt geblieben. Von allergrößter Bedeutung für die 
Frage, ob den Bekl. Sittenwidrigkeit zur Laſt falle, wenn ſie 
nicht oben bereits unabhängig hiervon bejahend beantwortet 
worden wäre, aber iſt die zur Zeit herrſchende ungeheure 
wirtſchaftliche Not unſeres ganzen Volkes. Schwerſte Opfer 
werden von jedem einzelnen im Intereſſe des Volksganzen 
gefordert. Ein Notrecht gilt mit weitreichender Außerkraft⸗ 
ſetzung ſogar der verfaſſungsmäßigen Grundrechte, insbeſ. 
des Art. 151 RVerf. über die Gewährleiſtung des Eigen⸗ 
tums. Schärfſte Eingriffe verordnet dies Notrecht in be⸗ 
ſtehende Verträge, Rechte und Rechtsverhältniſſe zum 
Zwecke der Senkung der allgemeinen Lebens⸗ 
haltungskoſten und der ſonſtigen privaten und 
der öffentlichen Ausgaben wirtſchaft. Unmöglich könnte — 
wenn es nicht ſchon unabhängig hiervon feſtſtände — im 
Rahmen dieſer Verhältniſſe es mit den Anſchauungen aller 
billig und gerecht Denkenden vereinbar ſein, daß eine auf ge⸗ 
ſunder wirtſchaftlicher Grundlage aufgebaute kaufmänniſche 
Exiſtenz von einer kapitaliſtiſch übermächtigen Gruppe vor 
die Entſch geſtellt wird, entweder vernichtet zu werden oder 
ſeine Preiſe auf den Stand derjenigen der Gruppe zu er⸗ 
höhen, weil dieſe ſonſt ihrer Geſtehungskoſten wegen nicht 
konkurrieren kann. Dabei handelt es ſich um Treibſtoffe für 
Kraftmaſchinen und Fahrzeuge, alſo einen lebenswichtigen 
Bedarfsgegenſtand. Es wäre ein Unding und ein unerträg⸗ 
licher Widerſpruch, wenn die Rechtsordnung in dem Rechte 
zahlreicher NotVO. ſchärfſte Mittel zum Zwecke der Locke⸗ 
rung der ſtarren Preiſe feſtſetzt, dieſelbe Rechtsordnung aber 
zuſieht und zuläßt, daß mit den Mitteln des ſchärfſten wirt⸗ 
ſchaftlichen Drucks Preiserhöhungen durchgeſetzt werden. 

(U. v. 18. Dez. 1931; 514,0 II. — Düſſeldorf.) (Ku. 
<= RG. 134, 342.) 
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50. Für den wechſelnden Begriff der reklame⸗ 
haften Übertreibung tft die Auffaſſung des Pu⸗ 
blikums im Einzelfalle maßgebend. Die nach die⸗ 
ſem Grundſatz getroffene Entſch. iſt für die Rev⸗ 
Inſt. bindend. Ausſchreitungen werden durch 
Üblichkeit innerhalbeiner gewiſſen Branche nicht 
erlaubt. 

Im Sept. 1929 hat die Bekl., die ſich wie die Kl. u. a. 
mit der Herſtellung von Mundwäſſern befaßt — die Kl. nennt 
ihre Erzeugniſſe „Chlorodont“, die Bekl. „Odol“ —, in 
Zeitungsinſeraten folgendermaßen für ihre Artikel geworben: 
„Odol iſt das ſtärkſte Mundwaſſer, wenige Tropfen Odol 
genügen, während man von anderen Mundwäſſern einen Eß⸗ 
löffel voll nehmen kann und dann immer noch kein wirklich 
desinfizierendes Mundwaſſer hat.“ Die Kl. bezieht dieſe Be⸗ 
merkung auch auf ihr Erzeugnis und bezeichnet ſie als unwahr 
und irreführend. Sie klagt auf Unterlaſſung. Die Bekl. trägt 
vor, die Bemerkung ſei reklamehaft übertrieben, ſie habe damit 
nicht behaupten wollen, Odol desinfiziere ſtärker als Chloro⸗ 
dont, die Worte „von anderen Mundwäſſern“ wollten nicht 
gleichbedeutend fein mit „von allen anderen Mundwäſſern“. 

Das BG. bewertet die Bemerkung, Odol ſei das ſtärkſte 
Mundwaſſer, man könne von anderen Mundwäſſern einen 
Eßlöffel voll nehmen und habe dann immer noch kein wirklich 
desinfizierendes Mundwaſſer, nicht nur als marktſchreieriſche 
Reklame. Es liege darin für den unbefangenen Leſer eine das 
Erzeugnis Odol mit den hauptſächlich als Konkurrenzartikel 
bekannten Mundwäſſern vergleichende, insbeſ. das Chlorodont 
mittreffende tatſächliche Behauptung, die eine unzuläſſige per⸗ 
ſönliche Reklame enthalte, da die Bekl. ſelbſt nicht geltend 
mache, daß Odol dem Chlorodont an desinfizierender oder 
antiſeptiſcher Wirkung überlegen ſei, und die durch den gegen 
eine Reklame der Kl. gerichteten angeblichen Abwehrzweck nicht 
gerechtfertigt werde. Die Ausführungen des BG. liegen inſo⸗ 
weit auf tatſächlichem Gebiete und laſſen eine Rechtsverletzung 
nicht erkennen. Angeſichts des klaren Wortlautes, der ſelbſt 
gegenüber Eßlöffeldoſen anderer Mundwäſſer für Odol die 
Eigenſchaft des ſtärkſten Mundwaſſers in Anſpruch nimmt, 
alſo eine poſitive Angabe über den Stärkegrad des Odols dar⸗ 
ſtellt, iſt der Hinweis auf die Üblichkeit reklamehafter Über⸗ 
treibungen im Handel mit Mundwäſſern verfehlt. Der Be⸗ 
griff der reklamehaften Übertreibung iſt kein feſtliegender, 
ſondern durch die Lage des Falles bedingt. Ausſchlaggebend 
iſt die Auffaſſung des für die Kundgebung in Betracht kommen- 
den Publikums, ob es ſie als eine nicht ernſtlich gemeinte 
und nicht wörtlich zu nehmende Anpreiſung hochtönender Art 
ohne ſachlichen Hintergrund oder i. S. einer poſitiven, mit 
dem Anſpruch auf Gültigkeit auftretenden Angabe über be⸗ 
ſtimmte geſchäftliche Verhältniſſe verſteht (MuW. 15, 24). Ob 
im Handel mit Mundwäſſern die Grenze des hiernach Zu⸗ 
läſſigen vielfach überſchritten wird, iſt unerheblich. Eine tat⸗ 
ſächliche Angabe kann nicht dadurch zur bloßen marktſchreieri⸗ 
ſchen Reklame werden, daß ſich die Händler gewöhnen, mit 
falſchen Tatſachen beim Publikum Reklame zu treiben; der 
unlautere Wettbewerb wird durch ſolche Mißbräuche, auch 
wenn im Einzelfall gegen ſie nicht eingeſchritten wird, nicht 
zum wirtſchaftlich erlaubten. Auch beim Publikum, deſſen 
breiteſte Schichten als Abnehmer der fraglichen Artikel in 
Betracht kommen, iſt, ſelbſt wenn es teilweiſe Mundwaſſer⸗ 
reklamen als nicht ernſtzunehmende Aupreiſungen bewerten 
ſollte, mit einer erheblichen Käuferzahl zu rechnen, die eine 
mit dem Anſchein der Sachlichkeit auftretende Anpreiſung wie 
die vorliegende ihrer Faſſung nach als eine auf Tatſachen 
aufgebaute Vergleichung des Odols mit anderen Mundwäſſern 
in bezug auf den Stärkegrad auffaſſen wird, die eben durch 
ihre konkrete Formulierung, namentlich durch die Herein⸗ 
ziehung der Eßlöffeldoſierung, den Anſchein einer nur groß⸗ 
ſprecheriſchen Redewendung vermeiden und den poſitiver Sach⸗ 
lichkeit erwecken will. Wenn die Vorinſtanz dieſe Vergleichung 
auf die neben dem Odol als Konkurrenzartikel hauptſächlich 
bekannten Marken von Mundwäſſern, darunter das Chlorodont 
der Kl., bezieht, ſo iſt auch das aus der Auffaſſung des Pu⸗ 
blikums hergeleitet. 

(U. v. 18. Sept. 1931; 530/30 VI. — Dresden.) 
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** 51. 812 Unl WG. 

1. Beſtechung eines Angeſtellten zwecks Er⸗ 
reichung des einwandfreien Zweckes, ſich den bis⸗ 
herigen Kundenkreis zu erhalten. 

2. Unlauteres Verhalten wird auch dem An⸗ 
geſtellten zugemutet, der durch Zuwendungen 
lediglich veranlaßt werden ſoll, bei künftiger 
Verteilung von Lieferungsaufträgen den Wer 
ber in dem gleichen Umfange wie bisher zu ber 
rückſichtigen. f) 

Die Strͤ. ſieht als erwieſen an, daß H. die im Urt. an⸗ 
gegebenen Zuwendungen an den damals bei der Firma U. 
angeſtellten Angekl. gemacht hat, damit ihm dieſer bei den 
Aufträgen der genannten Firma auf Lieferungen eine Bevor⸗ 
zugung verſchaffe, und daß ſich der Angekl. bei der Annahme 
der Zuwendungen dieſer Sachlage bewußt geweſen iſt. Sie 
hält gleichwohl den Tatbeſtand des 8 12 Unl WG. nicht für 
gegeben, weil H. die von ihm erſtrebte Bevorzugung nicht 
durch ein unlauteres Verhalten des Angekl. habe erreichen 
wollen. Dieſe Annahme begründet ſie mit der Erwägung, daß 
H. ſchon vorher, und zwar ohne jedes Zutun des Angekl,, 
unter die Lieferauten der Firma U. aufgenommen worden 
ſei, mithin durch die Zuwendungen an den Angekl. nur der 
Gefahr habe vorbeugen wollen, daß ihm der bereits errungene 
Vorteil entgegen ſeiner berechtigten Erwartung von einer 
anderen Firma wieder aus der Hand genommen werde. Das 
Beſtreben, die erlangte Lieferantenſtellung zu bewahren, ver 
ſtoße aber im Gegenſatze zu der Bemühung, einen Mitbewerber 
aus deſſen bisheriger Lieferantenſtellung erſt noch zu ver⸗ 
drängen, nicht gegen das Anſtandsgefühl aller billig und 
gerecht denkenden Kaufleute der Papierbranche und konne da⸗ 
her nicht als unlauter angeſehen werden. 

Dieſe Ausführungen geben zu rechtlichen Bedenken Anlaß. 

Allerdings liegt in dem Beſtreben eines Kaufmanns, ſich 
ſeinen bisherigen Kundenkreis zu erhalten, an ſich nichts, was 
gegen Anſtand und gute Sitte im geſchäftlichen Wettbewerbe 
verſtieße. Das iſt übrigens bei dem weitergehenden Bemühen, 
den bisherigen Kundenkreis zu erweitern, ebenſo, wiewohl das 
letztere in der Regel nicht anders als auf Koſten der Mit⸗ 
bewerber verwirklicht werden kann. Sowohl das eine wie das 
andere Beginnen bildet auf dem Boden der beſtehenden Ger 
werbefreiheit ein völlig einwandfreies Unterfangen. Demgemä 
iſt es ohne Zweifel grundſätzlich nicht zu beanſtanden, wenn 
ein Kaufmann den Angeſtellten einer Firma, die bisher von 
ihm Waren bezogen hat, dahin zu beeinfluſſen ſucht, daß ſie 
dies auch in Zukunft tue, und wenn der Angeſtellte einer fol 
chen Einwirkung nachgibt. Aber dieſe Regel ſchließt nicht aus, 
daß die Verfolgung des bezeichneten, an und für ſich berech- 
tigten Zieles und die dazu gewährte, als ſolche ebenfalls nicht 
tadelnswerte Mitwirkung des betreffenden Angeſtellten im 
Einzelfalle dennoch auf Grund beſonderer Umſtände nach den 
Anſchauungen der gerecht und billig denkenden Mitbewerber 
gegen die Grundſätze und Anforderungen des redlichen Ver 
kehrs verſtößt. Als ein ſolcher Umſtand iſt es insbeſ. anzu⸗ 
ſehen, wenn der Kaufmann zur Erreichung ſeines für ſich be⸗ 
trachtet einwandfreien Zweckes einen Weg beſchreitet, den der 
ehrbare Geſchäftsmann als unzuläſſig und ſittenwidrig von 
ſich weiſt. Dem ehrbaren Kaufmann widerſtrebt aber für den 
Regelfall allgemein jeder Verſuch, bei dem Kampf um die 


Zu 51. Die Eutſch. entſpricht den auf dem Gebiete des Wett 
bewerbsrechtes ſcharf betonten Grundſätzen zur Erhaltung der Reinlich⸗ 
keit des Geſchäftslebens und dient der Erhaltung des Rechtsfriedens 
im Wettbewerbe. 

Die Probe auf die Richtigkeit der Entſch. ergibt ſich aus der 
Überlegung, welche Folgen die Beſtätigung des Urt. der Stra. haben 
wilrde. Ließe das NG. durch eine folche Beſtätigung den Gewerbe⸗ 
treibenden nach, ſich ihren Kundenkreis durch Zuwendungen an Ar 
geſtellte oder Beauftragte ihrer Kunden zu ſichern, ſo würde ſich der 
Mißſtand einbürgern, daß die aus wirtſchaftl. Gründen wünſchens⸗ 
werte Stabilität geſchäftlicher Beziehungen in Abhängigkeit von zur 
wendungen geriete, die den Angeſtellten wirtſchaftlich nicht gerechtfertigte 
Vorteile einbrächte und die gewerbl. Leiſtungen unwirtſchaftlich ver⸗ 
teuerte, da der Wert der Zuwendungen bei der Preiskalkulation ber 
rückſichtigt werden würde. Auch der anſtändige Mitbewerber könnte 
ſich dieſem Mißbrauche, wiewohl er ihn verſchmähte, nicht auf die 
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Aufträge einer Firma ſeine Mitbewerber anſtatt durch die 
Vorzüge der Ware, durch günſtigere Preisgeſtaltung, durch 
geſchickte Reklame u. dgl. allein durch Beſtechung eines An⸗ 
geſtellten dieſer Firma aus dem Felde zu ſchlagen. 
Dem Angeſtellten, dem zu einem ſolchen Zwecke eine Zu⸗ 
wendung angeboten oder gewährt wird, wird damit ein un⸗ 
nauteres Verhalten zugemutet. Denn durch die Annahme der 
Zuwendung ſoll und wird er ſich dem Geber verpflichtet 
fühlen und ſich innerlich gedrängt ſehen, deſſen bei der Zu⸗ 
wendung gehegten Erwartungen nicht zu enttäuſchen. Da⸗ 
durch aber und durch den verſtändlichen Wunſch, den ihm ge⸗ 
währten oder in Ausſicht geſtellten leichten Gewinn nicht ein⸗ 
zubüßen, wird er unvermeidlich der Verſuchung anheimfallen, 
ich bei der Auswahl unter den eingegangenen Angeboten 
ſamtlicher Mitbewerber bewußt oder unbewußt anſtatt von 
achlichen Erwägungen allein oder doch jedenfalls weſentlich 
mit von der Rückſicht auf die ihm gewährte Zuwendung leiten 
zu laſſen. Infolge davon werden wieder die übrigen Mit⸗ 
bekoerber, ſobald ſie die Sachlage erfahren oder auch nur arg⸗ 
wöhnen, vor die Frage geſtellt, ob ſie von vornherein auf 
ede Ausſicht, ihre Angebote berückſichtigt zu ſehen, verzichten 
0 aber zu dem gleichen verwerflichen Mittel wie der bis⸗ 
er unter ihnen Begünſtigte greifen, vielleicht ſogar, um die⸗ 
en deſto ſicherer zu überwinden, ihrerſeits noch höhere Zu⸗ 
wendungen als bisher jener an den Angeſtellten machen ſollen. 
iſt ein unlauteres Verhalten, wenn ein Angeſtellter die 
argelegten Folgen in den Kauf nimmt, nur um für ſich ſelbſt 
einen wirtſchaftlich in keiner Weiſe gerechtfertigten mühe⸗ 
en Vorteil auf Koſten anderer herauszuſchlagen. 

Hieran ändert es allein noch nichts, wenn der Angeſtellte 
rch die Zuwendungen lediglich veranlaßt werden ſoll, bei der 
uftigen Verteilung der Lieferungsaufträge den Geber in 

* gleichen, nicht in einem größeren Umfange wie bisher 
17 berückſichtigen. Etwas Gegenteiliges iſt auch in der Entſch. 
Ne RG. v. 9. März 1914, 3 D 1310/13 (abgedr. Gew⸗ 

Sch. 20, 103), auf die ſich die Stra. beruft, nicht aus⸗ 
prochen. In dem damals entſchiedenen Falle handelte es 
a um Vorteile, die lediglich ein Entgelt für die glatte Er- 
* igung eines einzelnen ſchon fo gut wie abgefdlof- 
. nen Geſchäfts darſtellen ſollten, und der durchſchlagende 

rund für die Freiſprechung des damaligen Angekl. war, wie 
G5 Schluſſe des Urt. ausdrücklich betont wird, der, daß der 
mit chenkgeber zur Zeit der Zuwendung überhaupt nicht mehr 
pole en Kreiſe von Mitbewerbern zu rechnen brauchte. Eine 

0 de Sachlage iſt in dem vorliegenden Falle — jedenfalls 

ch den bisherigen Feſtſtellungen der Stra. — nicht ge⸗ 
baue verſchließen, wenn er nicht Gefahr laufen wollte, im Wett⸗ 
e zurückzubleiben. 
gesch ieje mißlichen Folgen werden durch die vorl. Entſch. aus⸗ 
und dien, die daran feſthält, daß im Wettbewerbe zur Gewinnung 
dürfen Haltung von Kunden nur Maßnahmen angewendet werden 
einen Er mit der Auffaſſung des anſtändigen Mitbewerbers zu ver⸗ 
eines ee Die Zuwendung an einen Angeſtellten zwecks Befeſtigung 
iſt keine zöſchaftsverhältniſſes mit dem Geſchäftsherrn des Angeſtellten 
des ge e ſolche Maßnahme. Sie widerspricht vielmehr den Anſchauungen 
dein und billig denkenden Mitbewerbers, da ſie den Angeſtellten 

ußt, den Geber bei der Erteilung von Aufträgen aus nicht rein 
bewerben unden zu berückſichtigen und die Heranziehung anderer Wett⸗ 
ſchuhb — zu Angeboten zu unterlaffen, ein Verhalten, durch das die 

Das ige Freiheit des Wettbewerbes eingeſchränkt wird. 1 

unl 3 Verhalten des Angeſtellten, auf das der Geber ſpekuliert, iſt 
alſo ni A Kant, weil es durch eine Belohnung beeinflußt wird, 
nützigen € ediglich auf ſachl. Geſichtspunkten, ſondern auch auf eigen⸗ 
des ., Erwägungen des Angeſtellten beruht. Dieſes, auf dem Gebiete 
die Ang tenſtrafrechtes entwickelte Kriterium wird vom RG. auch auf 
geſtelltenbeſtechung angewendet. 

Angeſtell vorl. Entſch. ergibt ferner, daß die Zuwendung an einen 
eignet Be zur Befeſtigung eines Kundſchaftsverhältniſſes dazu ge- 
verſchaffen em Geber eine „Bevorzugung“ i. S. des § 12 Unl WG. zu 
einer Ba Entſch. beſeitigt damit den Zweifel, ob die Erhaltung 
abgedr haft eine „Bevorzugung“ ſei. In der NSSH. 58, 431 
aktiven 91 tſch hatte das RG. zum Ausdruck gebracht, daß die bei der 
Steig, ungeſtelltenbeſtechung angeſtrebte Bevorzugung das Mittel zur 
geht 19 8 Pr des eigenen Abſatzes fein müffe. In der vorl. Entſch. 
gerhältniſ . Weiter und erblickt auch in der Erhaltung eines Abſatz⸗ 
90 orzu ſes, die ein Minus gegenüber der Abſatzſteigerung iſt, eine 
daß iber i. S. des Geſetzes. Damit entwickelt es den Grundſatz, 

Fordern ng, alſo nicht nur die Steigerung des Abſatzes, 


geben. Zwar geht die Stra. davon aus, daß die Firma U. 
kein anderes Papier als ſolches der Firma M. haben wollte 
und daß ihr dies — von ihrer früheren alleinigen Lieferantin, 
der Firma S., abgeſehen — nur H. liefern konnte; hiernach 
beſtand aber immerhin noch zwiſchen dieſem und der Firma S. 
ein Wettbewerb. Weiter ſtellt die Str. zwar feſt, daß 1924 
zwiſchen der Firma U. und der Firma S. eine Verſtimmung 
entſtanden ſei und daß die Firma U. infolge hiervon den 
Wunſch gehabt habe, das bisherige Monopol der Firma S. 
zu beſeitigen und darum neben ihr noch andere Firmen an 
der Lieferung zu beteiligen; es erhellt jedoch nicht, ob dieſe 
Verſtimmung und dieſer Wunſch auch in den Jahren 1925 
und 1926 fortbeſtanden und ob die Firma U. noch in dieſen 
beiden Jahren entſchloſſen war, die Firma ©. auf einen be- 
ſtimmten Bruchteil der geſamten Lieferung zu beſchränken. Im 
übrigen wäre der Tatbeſtand des 8 12 UnlWG. ſchon ge⸗ 
geben, wenn H. ſeinerſeits — obſchon irrtümlicherweiſe — 
mit der Möglichkeit rechnete, daß die Firma U. in Zukunft 
vielleicht geneigt ſein könnte, die geſamte Lieferung wieder 
wie früher an die Firma S. zu vergeben oder andere, bisher 
unberückſichtigt gebliebene Firmen heranzuziehen, und ſeine 
Abſicht gerade dahin ging, eine ſolche Möglichkeit durch die 
Zuwendungen an den Angekl. auszuſchließen und wenn dem 
Angekl. dies bekannt war. 


(2. Sen. v. 19. Nov. 1931; 2 D 409/31.) D.] 
** 52. 88 7, 21 Preß G. 
1. Dem verantwortlichen Redakteur kann 


nicht durch einen Vertreter die preßgeſetzliche 
Verantwortung abgenommen werden. 

2. Verfügt der Schriftleiter einer Zeitung 
auch über den Abdruck eines von ihm aufgenom⸗ 
menen Aufſatzes in einer zweiten Zeitung, jo 
iſt er nicht der Einſender des Aufſatzes an die 
zweite Zeitung, ſondern handelt als Vertreter 
des Schriftleiters dieſer Zeitung. 

3. Die Beſtrafung nach 8 21 Preß G. erfolgt 
wegen eines dem Preßgewerbe eigentümlichen 
Fahrläſſigkeitsvergehens, nicht wegen der in 
der Druckſchrift enthaltenen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen. f) 


Die Rev. erhebt zu Unrecht Einwendungen gegen die 
Verurteilung wegen Vergehens gegen 821 Pre. Wenn 
ſich der Angekl. in ſeiner Stellung als verantwortlicher 
Redakteur von einem Dritten vertreten läßt, ſo tut er das 
auf ſeine eigene Gefahr. Die Verantwortlichkeit des Redak⸗ 


als eine Bevorzugung i. S. der angezogenen Beſt. anzuſehen iſt. Die 
Entſch. enthält alſo eine Erweiterung des Begriffes der Bevorzugung, 
die im Intereſſe der Lauterkeit des Geſchäftsverkehres durch den der 
Entſch. zugrunde liegenden Fall, der bisher weder in der Rſpr. noch 
in der Literatur behandelt iſt, notwendig wurde. 

Wenn das NG. in der vorl. Entſch., wie es der Rahmen des 
Urt. erfordert, die Feſtſtellung von der Unvereinbarkeit der Zuwendung 
zur Erhaltung des Kundenkreiſes mit dem Anſtandsgefühl der Mit- 
bewerber nur für die Papierbranche getroffen hat, ſo iſt doch nicht zu 
bezweifeln, daß dieſe Feſtſtellung auch auf andere Wettbewerbsverhalt⸗ 
niſſe anzuwenden iſt, denn Zuwendungen jener Art dürften dem An⸗ 
ſtandsgefühl aller Verkehrskreiſe widersprechen. 

Staatsanwalt Dr. Felix Fiſcher, Leipzig. 


Zu 52. Die Entſch. ſpricht in Übereinſtimmung mit früheren 
Urteilen (3. B. RG8St. 38, 279) mit völliger Unbedingtheit den Satz 
aus, daß ein verantwortlicher Redakteur die ihm obliegend. Auf⸗ 
gabe perſönlich zu verrichten hat und ſich in feiner Pruͤfungstätig⸗ 
keit nicht vertreten laſſen kann. Das entſpricht zwar grundſätzlich 
der auch in der Literatur unbeſtritten herrſchenden Meinung, geht 
aber doch inſofern weiter, als man dort, den Verhältniſſen des Lebens 
Rechnung tragend, den Standpunkt vertritt, daß man es dem ver⸗ 
antwortlichen Redakteur nicht als Pflichtverletzung anrechnen kann, 
wenn er bei ſolchen Veröffentlichungen, deren Unſtrafbarkeit er den 
Umſtänden nach ohne Fahrläſſigkeit vorausſetzen durfte (3. B. Re⸗ 
gierungserklärungen, Nachrichten des amtlichen Telegraphenbi 
von der perſönlichen Prüfung abſieht (val. RPreßG., Kitzinger 
S. 157, Häntzſchel S. 60). Indem das RG. eine Vertretung für 
ausgeſchloſſen erklärt, bringt es zum Ausdruck, daß es auch dieſe 
Einſchränkung ablehnt. Dies darf allerdings nicht über die Tatſache 
hinwegtäuſchen, daß es nach, den praktiſchen Verhältniſſen des 
Lebens, wie ſie die Natur jedes größeren Zeitungsbetriebes mit 
ſich bringt, auch bei Anwendung größter Sorgfalt für einen ver⸗ 
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teurs iſt in 87 PreßG. fo geregelt, daß eine Vertretung 
ausgeſchloſſen iſt. Die Fahrläſſigkeit liegt hier darin, daß 
der Angekl. den in Frage kommenden Aufſatz auf die Straf⸗ 
barkeit ſeines Inhalts hin nicht ſelbſt geprüft hat. Die Reiſe 
nach E. zu einer Verſammlung kann ihn nicht entſchuldigen, 
ſie iſt kein Umſtand, der die Anwendung ſeiner pflicht⸗ 
gemäßen Sorgfalt unmöglich gemacht hätte. 

Aber auch Abſ. 2 des 8 21 Preß. ſchlägt nicht ein. Der 
Angekl. beruft ſich darauf, daß er ſchon im Vorverfahren 
den Einſender des Aufſatzes in der Perſon des Schriftleiters 
der „R. F.“ nachgewieſen habe. Er gibt aber gleichzeitig an, 
daß der hier in Betracht kommende Aufſatz im Wege des 
Maternaustauſchs von der „R. F.“ übernommen worden ſei. 
Nach dieſer mit ſeiner früheren Angabe übereinſtimmenden 
Darſtellung kann von einer Benennung des Einſenders keine 
Rede ſein. Es liegt hier vielmehr ein Fall vor, in dem der⸗ 
ſelbe Aufſatz in mehreren Zeitungen zum Abdruck gelangt iſt, 
ſo daß jeder Abdruck für ſich eine ſelbſtändige Straftat dar⸗ 
ſtellt (vgl. RGSt. 14, 342 und RG. v. 5. Juni 1924 [3. Str⸗ 
Sen.]: DRZ. 1924, 534). Durch die Verantwortlichkeit des 
Redakteurs der einen Zeitung wird die des anderen auch dann 
nicht berührt, wenn auf Grund von Vereinbarungen zwiſchen 
ihnen die Prüfung nur einer vornimmt. Gegenüber den 
Vorſchr. des PreßGG. iſt das rechtlich unerheblich. Gelangt die 
Einſendung eines Aufſatzes nur an den Schriftleiter der einen 
Zeitung und verfügt dieſer über den Abdruck auch in der 
anderen, ſo handelt er als Vertreter des Schriftleiters dieſer 
anderen Zeitung — ohne ihm die preßgeſetzliche Verantwor⸗ 
tung abnehmen zu können —, er iſt aber nicht der Einſender 
des Aufſatzes an dieſe andere Zeitung. Den wirklichen Ein⸗ 
ſender oder den Verfaſſer des Aufſatzes hat der Angekl. bis⸗ 
her nach ſeiner eigenen Behauptung weder genannt noch nach⸗ 
gewieſen, er iſt auch ſonſt dem Gerichte nicht bekannt. 

Unrichtig iſt es aber, wenn in dem BU. geſagt wird, der 
Sachverhalt rechtfertige die Verurteilung des Angekl., der 
die preßgeſetzliche Verantwortung für die Artikel trug, wegen 
Beleidigung. § 21 PreßGG. hat ein beſonderes, dem Preß⸗ 
gewerbe eigentümliches Fahrläſſigkeitsvergehen geſchaffen. Des⸗ 
wegen, nicht aber wegen der in der Druckſchrift enthaltenen 
ſtrafbaren Handlung wird hier der Redakteur mit einer 
Strafe bedroht, für die ein ſelbſtändiger Strafrahmen auf- 
geſtellt worden iſt (ogl. RSt. 13, 319). Daraus folgt aber, 
daß in dieſem Falle für die Veröffentlichungsbefugnis nach 
8200 StGB. kein Raum bleibt. Inſoweit muß die Ver⸗ 
urteilung eingeſchränkt werden. Dieſer veränderte Charakter 
der Strafvorſchrift verhindert nicht, die in 8 41 StGB. vor⸗ 
geſehenen Maßnahmen anzuordnen. 

(2. Sen. v. 30. Nov. 1931; 2 D 1141/31.) A.] 


antwortlichen Redakteur meiſt unmöglich iſt, dieſes nicht vom Geſetz, 
ſondern vom RG. aufgeſtellte Erfordernis in allen Fällen zu er⸗ 
füllen. Im vorl. Fall ſpielen dieſe Bedeuken allerdings keine 
Rolle, da es ſich hier um eine Veröffentlichung handelt, die ein 
ſeiner Verpflichtung bewußter verantwortlicher Schriftleiter unbedingt 
perſönlich prüfen mußte. Die zweite Frage, die das Urteil be⸗ 
handelt, iſt die, was als Nachweiſung des Einſenders i. S. des 
§ 21 PreßGG. anzuſehen iſt. Hier wird man den Ausführungen des 
Urteils in vollem Umfange zuſtimmen können. Es handelt ſich um 
eine von einer Zeitung an ein anderes mit ihr eng verbundenes 
Blatt weitergegebene Mater. Der verantwortliche Redakteur der 
Zeitung, an die die Mater zum erneuten Abdruck weitergeht, muß 
nach geltendem Recht ohne Zweifel die ſtrafrechtliche Prüfung ſelb⸗ 
ſtändig vornehmen. Er kaun ſich auf eine Vereinbarung mit dem 
verantwortlichen Redakteur der erſten Zeitung, von der er die Mater 
bezogen hat, ebenſowenig berufen, wie ſich die Hunderte von Zer⸗ 
tungen, die Abonnenten einer Maternzentrale ſind, darauf berufen 
können, daß die Zentrale ſich einen verantwortlichen Redakteur 
halte, der das ausgehende Material ſtrafrechtlich prüfe. Als Ein- 
ſender der betreffenden Artikel i. S. von $ 21 kann nach der Auf⸗ 
faſſung des Verkehrslebens weder im vorl. Fall der verantwortliche 
Redakteur des Berliner Zentralblatts, noch im anderen Fall die 
Maternzentrale gelten, vielmehr wird man als Einſender i. S. des 
821 nur den anſehen können, der außerhalb des Zeitungsbetriebes 
ſtehend die betreffende Veröffentlichung mit der Bitte um Auf⸗ 
nahme eingeſandt hat. Der übrige Inhalt des Urteils bietet nichts 
beſonders Bemerkenswertes, da er in allen Teilen mit Rſpr. und 
Literatur übereinſtimmt 
Min Dir. Dr. Kurt Hänßſchel, Berlin. 


Freiwillige Serichtsbarkeit. 


1. 8 37 HGB.; 8 6 Abſ. 1 Satz 1 PreßG. v. 7. Mai 
1874. In der Angabe des Namens des Verlegers auf 
Druckſchriften auf Grund des Pre. liegt kein Firmen- 
gebrauch. f) 

Die Beſchw. betreibt unter der eingetragenen Firma „Louiſe 
W.“ eine Verlagsbuchhandlung mit litographiſcher Anſtalt und 
Steindruckerei. Da fie in Preisverzeichniſſen, Rundſchreiben, Ned 
nungsformularen, Briefköpfen und in den Titelblättern der von 
ihr verlegten Bücher die Bezeichnung „L. W.“ gebraucht, gab ihr 
das Regiſtergericht im Ordnungsſtrafverfahren auf, ſich in Zukunft 
des Gebrauchs der Firma „L. W.“ zu enthalten. Der Einſpruch 
wurde als unbegründet verworfen, die hiergegen erhobene ſofortige 
Beſchw. zurückgewieſen. Die ſofortige weitere Beſchw. hatte zum 
Teil Erfolg. 8 

Nach den Grundſätzen, die ſich in der höchſtrichterlichen Rſpr. 
herausgebildet haben, liegt die Verwendung einer Bezeichnung als 
Firma in jeder Handlung, die unmittelbar auf den Geſchäfts⸗ 
betrieb Bezug hat und den Willen bekundet, ſich dabei der Firma 
im geſetzlichen Sinne, d. h. als des kaufmänniſchen, im Handels- 
verkehr gebrauchten Namens des Inhabers i. S. des 8 17 HGB. 
zu bedienen (RG. 36, 14; 55, 123; KJ. 45, 168; OSG. 1, 451; 
Dig. 1911, 478; Staub, Anm. 20 zu § 37 HGB.; Stern 
berg⸗Siehr, Regiſterrecht S. 122). Daß hiernach die Verwen 
dung einer den Eindruck einer Firma erwechenden Bezeichnung 
auf Briefbögen, Preisverzeichniſſen und ähnlichen Geſchäftspapieren 
ſich als Gebrauch einer Firma — nicht etwa einer bloßen Ge“ 
ſchäftsbezeichnung — darſtellt, entſpricht, wie den angeführten 
Stellen zu entnehmen iſt, der Auffaſſung der Rſpr. und des 
Schrifttums. Soweit die Entſch. des LG. den Gebrauch der Firmen“ 
bezeichnung „L. W.“ auf den Geſchäftspapieren betrifft, iſt Sie 
demnach nicht zu beanſtanden. 

Anders liegt es jedoch, ſoweit die Worte „L. W.“ zur Be 
zeichnung des Verlages der Beſchw§. auf den Titelblättern 
der von ihr verlegten Bücher gebraucht werden. Mit Recht macht 
die Beſchw§. geltend, daß es ſich dabei nicht um den Gebrauch 
ihrer Firma handle. Sie weiſt zutreffend auf den § 6 Abſ. 1 
Satz 1 Brei6. v. 7. Mai 1874 hin, nach welchem auf jeder Druck 
ſchrift, die für den Buchhandel oder ſonſt zur Verbreitung beſtimmt 
it und nicht im Selbſtvertrieb des Verf. oder Herausgebers ei“ 
ſcheint, der Name und Wohnort des Verlegers genannt ſein muß; 
Ob in der Befolgung dieſer preßpolizeilichen Vorſchr. zugleich eine 
Handlung liegt, die unmittelbar auf den Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 
legers Bezug hat, kann dahingeſtellt bleiben; denn für die Felt’ 
ſtellung des Gebrauchs einer Bezeichnung als Firma iſt auch er” 
forderlich, daß dabei der Wille des Kaufmanns zum Ausdruck 
kommt, ſich der Firma als ſeines kaufmänniſchen Namens im 
Handels verkehr zu bedienen, d. h. im Verkehr mit den- 
jenigen Kreiſen, mit denen er in Handelsbeziehungen ſteht oder 
treten will. Wenn nun der Verleger eines Buches gemäß der 
Vorſchr. des 8 6 Frei. das Titelblatt des Buches mit ſeinem 
Namen verſieht, ja ſelbſt wenn er, wozu er nach § 6 Abſ. 1 Saß? 
Preßch. berechtigt iſt, ſtatt ſeines Namens feine Firma auf das 
Titelblatt ſetzt, ſo tritt er damit nicht in den Handelsverkehr ein 


Zu 1. Die Annahme, daß die Anbringung des Namens oder 
der Firma eines Verlegers auf dem Titelblatt eines Verlagswerkes 
nichts weiter bedeute, als die Erfüllung einer proeßgeſetzlichen 
Vorſchr., iſt nicht zutreffend. Dieſe Maßnahme iſt viel älter ale 
das Preßch. und gründet ſich auf jahrhundertealten Gebrauch des 
deutſchen Verlagsbuchhandels. Durch die Anbringung des Namen 
oder der Firma wird auf den Verleger, der das betreffende Ber 
lagswerk verlegt, in deutlicher Weiſe hingewieſen. An den Ber 
leger wenden ſich die Sortimenter zwecks Bezugs von Verla 
werken. Wenn ein Käufer in einer Sortimentsbuchhandlung enn 
nicht vorrätiges Buch verlangt, ſo muß der Sortimenter ſich übe 
die Verlagsfirma orientieren. Das entſpricht dem monopolartigen 
Charakter eines Verlagsgeſchäfts in Anſehung ſeiner Verlagswerke. 

Daraus folgt, daß die Anbringung der Verlagsfirma in den 
Verlagswerben von allergrößter Bedeutung für den Handelsver 
kehr iſt und daß damit der Wille des Verlags in deutlicher Belle 
zum Ausdruck kommt, fich feiner Firma als ſeines Kaufmänniſchel 
Namens im Handelsverkehr zu bedienen. 11 

Die Annahme, daß im Verlagsbuchhandel der Verkehr N 
den Abnehmern in anderen Händen liege, iſt falſch. Abnehmer 
Bücher des Verlegers find in der Hauptſache die Sortimenter. . 
neben kommen zahlreiche Fälle beſonders in neuerer Zeit 11 
in denen der Verleger erlaubterweiſe mit dem Publikum direl 
in Verkehr tritt (vgl. VerkaufsO. für den Verkehr des deutſch 
Buchhandels mit dem Publikum $ 13). ö m 

Im übrigen ift der Begriff „Abnehmer“ nicht identiſch mi 
dem Begriff „Verbraucher“. ee 

Ein Büchervertrieb erfolgt nicht nur durch den Sortimente! 
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und wendet ſich nicht an die Kreiſe, zu denen er als Kaufmann 
geſchäftliche Beziehungen pflegt oder aufnehmen will, beſonders 
dann nicht, wenn, wie hier, der Vertrieb der Bücher, alſo der 
zerkehr mit den Abnehmern, in andern Händen liegt. Er er⸗ 
füllt damit vielmehr lediglich eine ihm obliegende preßgeſetzliche 
Pflicht. Ob darin, worauf das LG. Gewicht legt, zugleich eine 
N erbung für den Verlag liegt, ift unerheblich; denn erſtens kann 
te Möglichkeit, daß die dem Preßch. entſprechende Angabe des 
bens oder der Firma des Verlegers zugleich werbende Wirkung 
hat, nicht ausgeſchloſſen werden, außerdem aber iſt, wie der Seuat 
in ſeiner neueren Nipr. ſtändig annimmt, ein Kaufmann, der für 
ein Geſchäft wirbt, nicht gehalten, dabei mit feiner Firma, ge⸗ 
ſchweige denn mit feiner richtigen Firma hervorzutreten (vgl. 
JW. 1930, 3777). 

N Liegt hiernach darin, daß die Beſchw§. die von ihr ver⸗ 
legten Bücher nicht mit ihrer Firma „Louiſe W.“, ſondern mit 
ber Bezeichnung „L. W.“ verſieht, kein Gebrauch einer Firma, 
1 kann ihr inſoweit die Verwendung dieſer Bezeichnung auch 
ucht auf Grund des 8 37 Abſ. 1, § 140 FGcch. unterſagt werden. 
GG., ZivSen. Ib, Beſchl. v. 22. Okt. 1931, 1b X 70/31.) 

Mitgeteilt von LER. Dr. Heymann, Berlin. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


8 1. Art. 1, 6, 7, 16 BayHanfSt®.; 8 55 Abſ. 1 Nr. 2 
1 3 Gewd. Über die Haufierftener- und Wanderge⸗ 
derbeſcheinspflicht von Perſonen, die auf der Straße 
Lichtbildaufnahmen machen. f) 
hr Der Angekl. Sch. hat im Auftrag des Angekl. Sp. auf einem 
fentlichen Weg in G. von Perſonen, die zufällig des Weges 
amen, ohne ſie vorher zu befragen, Lichtbildaufnahmen gemacht; 
+0 der Aufnahme iſt er an fie herangetreten, hat fie von der 
mon erfolgten Aufnahme unterrichtet und bei ihnen Beſtellungen 
fi Bilder dieſer Aufnahmen aufgeſucht. Die Filme hat er an 
en Auftraggeber Sp. nach D. geſandt, wo die Filme aus⸗ 
Marbeitet und den Beſtellern zugeſandt wurden. Das AG. hat da⸗ 
orte Angenommen, daß der Angekl. Sch. außerhalb ſeines Wohn⸗ 
oh D. ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung und 
ne vorgängige Beſtellung in eigener Perſon gewerbliche Leiſtun⸗ 
argeboten habe, ohne mit dem Nachweis über die Feſtſotzung 
d Enkrichtung der Hauſierſtener verſehen zu fein, daß alſo in 
nac ung dieſes Augekl. der äußere Tatbeſtand eines Vergehens 
% Ark. 1 Nr. 4, Art. 6, 7, 16 BayHauj6tb. gegeben ſei. Dabei 
8 das AG. auf das Urt. des erk. Sen. v. 17. März 1927 
ah ObecSt. 27, 83) verwieſen und dazu bemerkt, es ſei m 


Jaan daß der Angekl. Sch. erſt nach der Bildaufnahme an die 


3 anten zur Erlangung von Beſtellungen auf die fertigen Bilder 
angetreten fei. 


bern auch, und zwar in erſter Linie durch den Verleger. Daß 


5757 \ 
daß ein Auftreten im Handel in der Überſendung „ganz all- 


15 ein gehaltener Reklameſchreiben“ nicht zu erblicken ſei, geht 
rein fehl, denn es handelt ſich nicht um ſolche Reklame⸗ 


mit 3. h 2 5 a 
über einer Firma verfieht, den Willen feinen Abnehmern gegen- 
Feet Ausdruck, „daß er fein Geſchäft unter einer beftimmten 


in An 
de gie beſprochene Entſch. wird den Anſchauungen 


a deulſchen Verlagsbuchhandel vor, daß ein Verlag auf den 
elsregi 


man ei bung lange nach dem Beſtehen angenommen hat. Das kann 
des 955 Gebrauch nennen. Ob aber angeſichts der poſitiven Beſt. 
werden ‘ HGB. dieſer Firmengebrauch vom Regiſterrichter geduldet 
deutun muß, iſt eine weitere Frage, die mit Rückſicht auf die Be⸗ 
werken der Benennung der Firma des Verlags auf den Verlags⸗ 
t nach meiner Überzeugung mit Rückſicht auf die damit zur 
tende Abſicht des Verlegers verneint werden muß. 
IR. Dr. Hillig, Leipzig. 


e tre 


Rechtſprechung 


. 


1899 


Dieſer Entſch. lag ein anderer Fall zugrunde. Damals hatten 
die Wanderphotographen Lichtbildaufnahmen von Häuſern und Per⸗ 
ſonen erſt nach vorheriger Aufforderung an die Hausbewohner, ſich 
allein oder mit ihren Häuſern abbilden zu laſſen, im Einver⸗ 
ſtändnis mit dieſen Perſonen gemacht zu dem erkennbaren Zweck, 
ſpäter Beſtellungen auf Lieferung der fertigen Bilder herbei⸗ 
zuführen. In der Aufforderung der Photographen an die Haus⸗ 
bewohner und Straßenpaſſanten, ſich abbilden zu laſſen, in Ver⸗ 
bindung mit der Bereitſchaft der Photographen, im Einverſtändnis 
mit jenen Perſonen ſogleich an Ort und Stelle die Negativplatten 
aufzunehmen, iſt das Anbieten (Darbieten) einer gewerblichen 
Leiſtung t. S. des 8 55 Abſ. 1 Nr. 3 Gewd. und des Art. 1 Nr. 4 
HauiSt&., nämlich wenigſtens eines Teiles der — aus der Bild- 
aufnahme und der Fertigſtellung der Bilder beſtehenden — Ge⸗ 
ſamtleiſtung, erblicht worden. An dieſer Rechtsauffaſſung hält der 
Sen. auch heute feſt. 

Im vorl. Falle dagegen hat der Angekl. Sch. die Auf⸗ 
nahme der Paſſanten ohne deren Wiſſen und Zuſtimmung aus⸗ 
geführt und iſt erſt nachher an die Paſſanten herangetreten, um 
von ihnen Beſtellungen auf die erſt ſpäter und an anderem Orte 
(in D.) fertigzuſtellenden Bilder entgegenzunehmen. Die Leiſtung, 
die er in G. bewirkte, die Bildaufnahme, hat er den Paſſanten 
nicht angeboten; er hat nicht vor der Ausführung der Aufnahme 
erkennbar die Paſſanten zur Entgegennahme dieſer Leiſtung ein⸗ 
geladen, ſondern ohne ihr Wiſſen und Einverſtändnis aufs Gerate⸗ 
wohl die Aufnahme ausgeführt. Die Leiſtung, die er in Wirklich- 
keit angeboten hat, die Fertigſtellung der Bilder, follte erſt ſpäter 
in D. ausgeführt werden. Der Angekl. Sch. hat alſo nur Be. 
ſtellungen auf künftige, an ſeinem Wohnort auszuführende 
Leiſtungen erſtrebt und entgegengenommen; dieſe Tätigkeit iſt aber 
weder der Wandergewerbeſcheins⸗ noch der Hauſierſteuerpflicht 
unterworfen (vgl. BayObL SSt. 27, 164, 170 ff.). Die fertigen 
Bilder können, weil ſie keinen allgemeinen Tauſchwert haben, 
ihrer Eignung und Beſtimmung nach nicht Gegenſtände des all⸗ 
gemeinen Handelsverkehrs ſein, nicht als „Waren“ bezeichnet wer⸗ 
den, ſo daß auch das Aufſuchen von Warenbeſtellungen i. S. des 
855 Abſ. 1 Nr. 2 Gemd. und des Art. 1 Nr. 3 HauſStch. im ge⸗ 
gebenen Falle nicht vorliegt (vgl. Urt. des erk. Sen. v. 22. Jan. 
1931, R II 687/30). 

Dieſe Rechtsauffaſſung wird auch vom Kg.: GewaArch. 25, 
422 und in dem Urt. v. 24. April 1930, 3 8 172/30; OLG. Ham⸗ 
burg: JW. 1927, 12785 — Gewelrch. 25, 102; DRG. Dresden: 
Gewelrch. 27, 89; DLS. Stuttgart: GewArch. 27, 91; OL. Naum⸗ 
burg: GewArch. 28, 233 und von Landmann⸗Rohmer, GewO. 
8. Aufl., Anm. 11 zu 8 55, geteilt. 


(Bay Obs G., StrSen., Urt. v. 16. März 1931, RevReg. II Nr. 110/31.) 
* 


2. § 42 Abſ. 1 Gew.; Art. 1, 6, 7, 16 BayHauſStG. 
Zum Begriffe des in dem Dienſte des Inhabers eines 
ſtehenden Gewerbes befindlichen Angeſtellten. 

Die Angekl., die in L. ihren Wohnſitz hat, iſt von der 
Firma „Fabriken von Dr. This Seifenpulver“ in D. als Werberin 


Zu 1. Das Urteil entſpricht der herrſchenden Lehre, welche 
trotz der anſcheinend weiter reichenden Bedeutung des Wortes 
„anbieten“ in 8 55 Abſ. 1 Ziff. 3 GewO. darunter nur ein „Feil⸗ 
bieten“, alſo eine Bereitſchaft zur ſofortigen Ausführung der 
angebotenen Leiſtung an Ort und Stelle verſteht (jo außer den 
in der Entſch. zitierten Urteilen und literariſchen Nachweiſen auch 
OLG. Dresden: JW. 1926, 22223; Stenglein, Strafr. Neb⸗ 
Geſ., 5. Aufl., II, S. 1012, Anm. 20 und Jacob, Baygauſ⸗ 
StGG., 2. Aufl., S. 63, Anm. 15). Das Erfordernis der Leiſtungs⸗ 
bereitſchaft kommt deutlicher im BayHaufStG. zum Ausdruck, 
das im Art. 1 Ziff. 4 von einem „Darbieten“ gewerblicher Lei⸗ 
ftungen ſpricht. Das Urteil unterſcheidet zutreffend dahin, ob 
der Photograph die Aufnahme oder die Lieferung von Ab⸗ 
zügen anbietet. Iſt die Aufnahme an Ort und Stelle Gegen⸗ 
ſtand des Angebots, fo ſind die Vorſchriften des 8 55 Abſ. 1 
Ziff. 3 Gewo. und des Art. 1 Ziff. 4 YHaufStC. anwendbar. 
Gleiches muß auch gelten, wenn die angebotenen Abzüge ſo⸗ 
fort und an Ort und Stelle hergeſtellt werden ſollen. Erfolgt die 
Entwicklung aber erſt am Wohnort des Photographen, ſo fehlt 
es an der Leiſtungsbereitſchaft, damit am „Anbieten“. Es liegt 
lediglich ein Aufſuchen von Beſtellungen auf gewerbliche Leiſtungen 
vor, das weder wandergewerbeſchein⸗ noch hauſierſteuerpflichtig iſt 
(vgl. Jacob a. a. O. und Stenglein a. a. O., Anm. 21). 

Daß die Entſch. den von der GewO. und dem Hauſstch. ver⸗ 
wendeten Begriff „Ware“ i. S. von „Gegenſtand des Handels⸗ 
verkehrs“ auslegt und dementſprechend hier die Annahme eines 
„Aufſuchens von Warenbeſtellungen“ ablehnt, iſt durchaus zu 
billigen und entſpricht wohl allgemeiner Anſchauung (vgl. Steng⸗ 
lein a. a. O., Anm. 15, und Jacob a. a. O., Anm. 7). 

RNA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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gegen Gehalt feſt angeſtellt und beauftragt, „für die Händler mit 
den Erzeugniſſen dieſer Firma an deren Wohnorten die Ver⸗ 
braucher (Haushaltungen uſw.) zur Belehrung über die vorteil⸗ 
hafteſte Verwendung ihrer Fabrikate (Seifenpulver, Bleichmittel 
und Soda) und zur Vermittlung von Probekäufen zu beſuchen“. 
Demgemäß reiſt ſie innerhalb des ihr zugewieſenen Bezirks von 
Ort zu Ort, beſucht die Verbraucher in ihren Wohnungen, preiſt 
ihnen die Erzeugniſſe der bezeichneten Firma an und bietet ihnen 
zugleich Seifenpulverpakete, die ſie mit ſich führt, zum Kauf an. 
Die Pakete entnimmt ſie vor dem Beſuch der Verbraucher jeweils 
bei einem ortsanſäſſigen Händler, der ſolche Erzeugniſſe führt. Bei 
der Warenentnahme läßt ſie die Händlerfirma eine Beſcheinigung 
unterſchreiben des Inhalts, daß die Firma „die ihr von den Th.⸗ 
Werken Gmbh ., D., zur Verfügung geſtellte Propagandiſtin (folgt 
der Name der Angekl.) hiermit beauftragt, gelegentlich der Wer⸗ 
bung für die Erzeugniſſe der Th.⸗Werke Probeverkäufe für ihre 
Rechnung bei den Verbrauchern zu vermitteln“, und daß „die der 
Werberin zu dieſem Zweck übergebene (näher bezeichnete) Ware 
und der daraus erzielte Erlös Eigentum der unterzeichneten 
Firma bleiben“. Demgemäß liefert die Angekl. den Erlös der 
verkauften Waren an den ortsanſäſſigen Händler ab und gibt ihm 
die nicht verkauften Waren zurück. Eine Vergütung für ihre Tätig⸗ 
Reit erhält ſie von dem Händler nicht. 

In dieſer Weiſe iſt ſie auch am 12. Juni 1930 in N. tätig 
geworden, ohne zuvor Hauſierſteuer entrichtet zu haben. 

Das AG. hat fie wegen eines Vergehens gegen das Bay⸗ 
HauſStG. verurteilt. Die StrK. hat freigeſprochen mit der Begr., 
daß die Angekl. beim Feilbieten und Verkaufen der Waren als Be⸗ 
auftragte und Vermittlerin der ortsanſäſſigen Händler für deren Rech⸗ 
nung tätig geweſen ſei. 

Die Rev. iſt begründet. 

Der äußere Tatbeſtand eines Vergehens gem. Art. 1, 6, 7, 16 
HauſStG. iſt gegeben. Die Angekl. hat außerhalb ihres Wohnorts, 
ohne Begr. einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vorgängige Be 
ſtellung, in eigener Perſon Waren feilgeboten, ohne im Beſitz eines 
Wandergewerbeſcheins mit dem Nachweis über die Feſtſetzung und Ent⸗ 
richtung der Hauſierſteuer geweſen zu ſein. 

Ebenſo wie das KG. in ähnlich gelagerten Fällen angenommen 
hat (vgl. 86: 86. ErgBd. 10, 287 und Gewalrch. 28, 535), 
it der erk. Sen. der Auffaſſung, daß die Angekl. beim Feilbieten 
der mitgeführten Waren als Reiſende im Dienſte der Th.⸗Fabriken, 
nicht als Angeſtellte der ortsanſäſſigen Händler tätig geworden iſt, 
daß alſo das Feilbieten der Probepakete ſich nicht als Ausfluß des 
ſtehenden Gewerbebetriebs der ortsanſäſſigen Händler i. S. des 
§ 42 Gewd. darſtellt. 

Die Angekl. hat in eigener Perſon die mitgeführten Waren 
feilgeboten (8 55 Abſ. 1 Nr. 1 GewdO.; Art. 1 Nr. 1 HaufStG.). 
Es handelt ſich nicht um eine bloße Boten⸗ oder Vermittlertätig⸗ 
keit für die ortsanſäſſigen Händler; die Angekl. hat vielmehr zu⸗ 
erſt die Ware beſchafft, dann nach freiem Entſchluß die einzelnen 
Verbraucher aufgeſucht und ſelbſtändig die Kaufverträge unmittel- 
bar mit ihnen abgeſchloſſen (vgl. KG.: IFG. ErgBb. 10, 294). 

Der Inhaber eines ſtehenden Gewerbes darf allerdings nach 
8 42 Abf. 1 GewO. innerhalb (und im Rahmen des 8 44 Gew. 
auch außerhalb) des Gemeindebezirks feiner gewerbl. Nieder⸗ 
laſſung durch „in ſeinem Dienſte ſtehende Reiſende“ ſein Gewerbe 
ausüben. Es muß aber ein wirkliches Dienſtverhältnis von einer 
gewiſſen Dauer vorliegen, ein Angeſtellten⸗ und Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, kraft deſſen der Reiſende verpflichtet iſt, dem Ge⸗ 
ſchaftsinhaber die verſprochenen Dienſte zu leiſten und ſeinen Wei⸗ 
ſungen zu folgen (vgl. Landmann⸗Rohmer, Gewd., 8. Aufl., 
Anm. 3 zu § 42, Anm. 4 zu 844; Stenglein, Strafr. Neben⸗ 
geſ., 5. Aufl., Anm. 5 zu § 44 Gemd.; Pro.: Regercéntſch. 
12, 245). Ein einmaliger und vorübergehender Auftrag zur Aus⸗ 
führung einzelner Kommiſſionsgeſchäfte, wie im gegebenen Falle, 
begründet für die Werberin, die zufolge des mit dem Herſteller der 
Erzeugniſſe geſchloſſenen Vertrags von Ort zu Ort zieht und mit 
den einzelnen ortsanſäſſigen Händlern zum Zweck des Vertriebs 
von Waren anläßlich ihrer Werbetätigkeit vorübergehend in ge⸗ 
ſchäftliche Verbindung tritt, keineswegs ein ſolches Dienſtverhältnis 
zu den ortsanſäſſigen Händlern. Die Angekl. war lediglich kraft 
ihrer Anſtellung bei den Th. Fabriken dieſen gegenüber verpflichtet, 
mit den ortsanſäſſigen Händlern einzelne Geſchafte abzuſchließen, 
bei ihnen gelegentlich Waren zu entnehmen und dieſe Waren den 
Verbrauchern zum Kauf anzubieten. Unerheblich iſt dabei, daß ſie 
die nichtverkauften Waren den Händlern zurückgab und den Erlös 
der verkauften Waren ihnen aushändigte, alſo im Innenverhältnis 
zu den Händlern von Fall zu Fall auf deren Rechnung die 
Waren vertrieb. Das ändert nichts an der Tatſache, daß ſie mit den 
Händlern nur einzelne Geſchäfte abſchloß, aber in einem Dienſt⸗ 
und Abhängigkeitsverhältnis zu ihnen nicht ſtand. 

1 Die Gewerbsmäßigkeit ihres Feilbietens ergibt ſich aus dem 
perſönl. Vorteil, den ſie aus ihrer fortgeſetzten und jeweils mit dem 
Willen der Wiederholung vorgenommenen Tätigkeit als bezahlte 
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Angeſtellte der Th.⸗Fabriken gewinnen wollte. Für den Willen des 
Täters, durch wiederholte Ausübung ſeiner Tätigkeit Gewinn zu 
erzielen, iſt es ohne Bedeutung, ob er am Gewinn der einzelnen 
von ihm abgeſchloſſenen Geſchäfte beteiligt iſt; gewerbsmäßig han⸗ 
delt auch, wer durch feſtes Gehalt für ſeine Tätigkeit entlohnt 
wird und dieſe eben deshalb dauernd betreibt, um ſich den Genuß 
ſeiner regelmäßigen Bezüge zu erhalten. 

Der von der Strͤ. betonte Umſtand, daß es der Angekl. 
weniger darauf angekommen ſei, Waren zum Verkauf anzu⸗ 
bieten, ſondern in der Hauptſache darauf, eine Propagandatätig⸗ 
keit für die Erzeugniſſe ihrer Firma zu entwickeln, iſt rechtlich 
ohne Bedeutung. Die Angekl. hat ſich eben nicht darauf be 
ſchränkt, eine reine Reklame⸗ und Werbetätigkeit vorzunehmen, 
die der Hauſierſteuer allerdings nicht unterliegt (Urt. des erk. 
Sen. R II 304/31: JW. 1931, 2843 7; Kch.: GewArch. 28, 229, 
535). Soweit ihre Tätigkeit den Tatbeſtand des Feilbietens von 
Waren verwirklicht hat, begründet ſie ohne Rückſicht auf den 
hiermit verfolgten Zweck die Steuerpflicht nach Art. 1 Nr. 1 
HaufSt®. \ 

Auch der innere Tatbeſtand eines Hauſierſteuervergehens it 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt zu entnehmen. Die Angekl. hat die 
äußeren Umſtände gekannt, aus denen ſich ihre Strafbare nach 
dem HaujStG. ergibt. Die etwaige Nichtkenntnis der Steuer“ 
pflicht wäre ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum (Bayob sst, 
27, 136, 141 ff.). 

(Bayob sc., StrSen., Urt. v. 5. Nov. 1931, Nenfeg. II Nr. 427/31.) 
* 


3 84UnIWG. Zum Begriffe der für einen größeren 
Kreis von Perſonen beſtimmten Mitteilung. +) 


Der Angekl. hat als Geſchäftsführer des Konſum⸗ und Spar 
vereins F. ein Rundſchreiben erlaſſen, worin er über die Preis“ 
bemeſſung mehrerer vom Konſumverein geführter Waren wiſſentlich 
unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben machte. Er hat 
dieſes Rundſchreiben in den Geſchäften des Konſumvereins, der in F. 
ſechs Verkaufsſtellen unterhält und dem 4960, darunter allein in 
etwa 1800 Mitglieder angehören, an die Einkaufenden verteilen 
laſſen; außerdem hat er das Rundſchreiben der Konſumvereinszeitung 
beigelegt, die von einem Teil der Mitglieder bezogen wird. Er hat 
hierbei in der Abſicht gehandelt, den Anſchein eines beſonders gün⸗ 
ſtigen Angebotes hervorgerufen. 

Dieſer Sachverhalt enthält den äußeren und inneren Tatbeſtand 
eines Vergehens gegen 8 4 Unl Wg. Dies verkennt die Strek., die 
ohne Rechtsirrtum die ſonſtigen Merkmale dieſes Vergehens für 
gegeben erachtet, wenn fie in dem Rundſchreiben nach Art und Um? 
fang ſeiner Bekanntgebung keine „für einen größeren Kreis von 
Perſonen beſtimmte“ Mitteilung erblicken zu dürfen glaubt, da das 
Rundſchreiben nach dem Willen des Angekl. nur für die Mitglieder 
des Konſumvereins und ſonach nur für einen feſt begrenzten Kreis 
beſtimmt geweſen ſei. Die Anſchauung, daß ein rechtlich oder tat- 
ſächlich genau abgrenzbarer Perſonenkreis kein „größerer Kreis von 


Zu 3. Dem Urteil wird beigetreten. 

Es führt zu unhaltbaren Ergebniſſen, wenn man den Tal? 
beſtand der 88 3, 4 UnlWG. dann als nicht erfüllt anſieht, wenn 
der Perſonenkreis, an den die Mitteilungen gerichtet werden, ein 
in ſich geſchloſſener iſt. Es darf nur ein von vornherein feſt De 
begrenzter enger Perſonenkreis (RG. 40, 130; Roſenthal, 7. Aufl., 
83 Anm. 8) in Frage kommen, wobei die Betonung auf die Enge 
des Perſonenkreiſes zu legen iſt. Ob das der Fall iſt, kann nur 
von Fall zu Fall feſtgeſtellt werden. Die Mitgliedſchaft zu irgend⸗ 
einem Verein kann je nach Lage der Dinge eine einſchränkende Ver“ 
breitung von Mitteilungen nicht nur nicht gewährleiſten, ſondern 
im Gegenteil können durch Rundſchreiben an die Mitglieder im 
Einzelfalle Mitteilungen eine Publizität erreichen, die vielleicht bei 
einem anderen Verfahren auch nicht entfernt erreicht wird. 

In dieſem Zuſammenhange iſt hinzuweiſen auf die in ang 
anderer Frage ergangene Entſch. des RG. II 392/30 v. 12. Jun 
1931 (vgl. Clad, § 18 HGB. zwingt nicht zum Firmengebrauch im 
Wettbewerbsverkehr [JW. 1932, 7300, wo das RG. im Hinblick 
auf die Deutſche Buch⸗Gemeinſchaft den Begriff derartig weit aus⸗ 
gelegt hat, daß es als Mitglied jeden Angehörigen eines irgendwie 
begrenzten Perſonenkreiſes anerkennt, ohne daß ſich die einzelnen 
untereinander zu dieſem Kreiſe verbunden zu haben brauchen. 

Im vorl. Falle muß davon ausgegangen werden, daß es ſich 
um einen verhältnismäßig kleinen Ort handelt, und wenn in dieſem 
allein rund 1800 Mitglieder des Konſumvereins wohnen, jo ! 
nicht nur, da dieſe annehmbar bei weitem den größten Teil er 
Geſamtbevölkerung ausmachen werden, die Öffentlichkeit in vollſtem 
Maße unterrichtet, ſondern es muß weiter beachtet werben, da 
jeder einzelne von ihnen die ihm zugegangene Mitteilung weiter 
zu verbreiten in der Lage iſt und annehmbar auch fein ſoll, fo 
auch aus dieſem Grunde der Tatbeſtand der 98 3, 4 Unl Wh. Bu 
erfüllt ſcheint (vgl. hierzu N®. v. 26. Mai 1914: Muß. X 
1915/16, 93). RA. Dr. Clad, Leipzig 
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Perfonen“ fein könne, ift weder ſprachlich noch nach dem Sinn und 
oben: des 8A UnlWG. zutreffend. Rein ſprachlich betrachtet, ift 
nicht der Grad der Abgrenzbarkeit des Perſonenkreiſes, ſondern die 
l feiner Angehörigen entſcheidend; ſind dies viele, ſo iſt eben 
n „größerer Kreis von Perſonen“ gegeben. Das Unl WG. will in 
8 4 die anſtändigen Handels- und Gewerbetreibenden gegen eine 
aus gewiſſen unwahren Mitteilungen entſpringende Gefährdung 
ſchützen, wenn dieſe Mitteilungen für die Allgemeinheit, für alle nach 
en Umſtänden in Betracht kommenden Käufer, oder doch für einen 
licht unbeträchtlichen Teil der Allgemeinheit, für eine größere Zahl 
wäclbarer Kaufer beſtimmt ſind. Wenn es ſich um Leute handelt, die 
niht nur für den Mitteilenden als Käufer in Betracht kommen kön⸗ 
Ein, und wenn die Zahl dieſer Leute nach den Umſtänden des 
aunzelfalls als nicht unbeträchtlich anzuſehen ift, dann liegt die Ge⸗ 
d ung vor, gegen die 8 4 Unl WG. Schutz gewähren will; ob biefe 
enkbaren Käufer unter ſich durch ein feſtes Band verbunden ſind, 
"a einem Verein, einer Genoſſenſchaft angehören, oder nicht, iſt 
om gleichgültig. Anderes gilt nur dann, wenn dieſes die Per⸗ 
al zu einem feſt umgrenzten Kreis zuſammenſchließende Band 
hal führt, daß die Angehörigen dieſes Kreiſes als Käufer über⸗ 
nur für den Mitteilenden in Frage kommen können; hier 
de ja die Möglichkeit eines Wettbewerbs von vornherein aus⸗ 
heſchloſſen und hiermit auch die Gefährdung, der das UnlWG. ent⸗ 
begentreten will. Ein folder geſchloſſener Kreis könnte auch nicht 
eil der Allgemeinheit bezeichnet werden. 

A Zutreffend ſieht daher Fuld (Komm. z. Unl WG., Anm. V 3 
ns 3) das Kennzeichen des hier beſprochenen Tatbeſtandsmerk⸗ 
. in der Publizität oder Quaſipublizität der die unwahren An⸗ 
* enthaltenden Mitteilungen und hält Quaſipublizität auch dann 
möglicherweiſe gegeben, wenn die Mitteilung an die Mitglieder 
ereinigung, eines gewerblichen oder nicht gewerblichen Ver⸗ 

es, eines Syndikates, einer Erwerbsgeſellſchaft gerichtet iſt. 
un hier gegebenen Falle erging die Mitteilung an Mitglieder 
onſumvereines. Daß dieſe die in dem Rundſchreiben bezeich⸗ 
are und auch ſonſtige vom Konſumverein geführte Waren auch bei 
ihr eren einſchlägigen F.er Geſchäften kaufen konnten, alſo trotz 
eit Zugehörigkeit zum Konſumverein einen Teil der Allgemein⸗ 
aa gott denkbaren Käufer bildeten, bedarf keiner Erörterung. Die 
rund der allein in F. wohnenden Mitglieder des Konſumvereines, 
liche 1800, ergibt ohne weiteres, daß es ſich um Keinen unbeträcht⸗ 
ft Teil der Allgemeinheit handelte. Die Mitteilung des Angekl. 
Un nach „für einen größeren Kreis von Perſonen“ i. S. des 8 4 

G. beſtimmt geweſen. 


(Bay Obb., Str Sen., Urt. v. 24. Sept. 1931, RevReg. II Nr. 421/81.) 


ein 


ein es 
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Vertin, a) Zivilſachen. 


lot = 81 UnlWG.; $ 826 BGB. Aufforderung zum Boy- 
urch die Preſſe. }) 
ſtaieſchen den Parteien beſteht ein Wettbewerbsverhältnis. Der be⸗ 
Unten ete Artikel ift in den Pharmazeutiſchen Nachrichten, für die der 
zeutiß gsgegner als Hauptſchriftleiter zeichnet, erſchienen. Die Pharma- 
lande en Nachrichten werden unſtreitig an faſt alle Apotheken Deutſch⸗ 
inner berſandt. Es handelt ſich alſo um Verbreitung von Behauptungen 
ſelbſt alb des Geſchäftsverkehrs. Ob der Antragsgegner den Artikel 
in verfaßt hat oder nicht, iſt für ſeine Haftung für den hier allein 
Note Er ſtehenden Unterlaſſungsanſpruch unerheblich. (Callmann, 
2 zu § 13 Unl WG.) 
denn „er Artikel enthält eine direkte Aufforderung zum Bonhott, 
genoſſen heißt in ihm: „Wir empfehlen unſeren gleichgeſinnten Fach⸗ 
und bitten fie zugleich ebenſo Höflich wie dringend, zur Be⸗ 


Vola 1. Die grundſätzlichen Erwägungen des Urt. über die beim 
ausgear einzuhaltenden Grenzen entſprechen der von der Rſpr. längſt 
eiteten, heute faſt zum Gewohnheitsrecht verdichteten Auffaſſung: 

Ent eat kann i. S. bes maßgebenden 8 826 zu beanſtanden fein 
m 8 wegen des nicht einwandfreien Zweckes oder wegen 
die den eitgehenden Mittel. Trifft letzteres zu, ſo braucht auf 
‚ge der Moralwidrigtkeit des Zweckes nicht weiter eingegangen 

er dag n: inſoweit iſt dem Erk. ſicher beizuſtimmen. Aber ob 
nicht beelfellone bete Mittel moraliſch zu beanſtanden war, ſcheint mir 
erwieſen ſellos, iſt keinesfalls durch die Erwägungen des NG. voll 
Bezie E Gewiß iſt die Aufforderung zum Abbruch der geſchäftlichen 
ab eſehend en (hier des Abonnements) ein ſcharfes Mittel. Aber ganz 
bern "eu bon, daß ber Verrufer ſich hier immerhin in der Defenſive 
Algung en fehlte ihm doch wohl ſicherlich die autoritative, die Be⸗ 
lub, des Verrufsgebots ſicher oder auch nur wahrſcheinlich machende 
ma gegenüber deſſen Adreſſaten, die den Verruf ſozial gefährlich 
5 andelt ſich, wenn ich mich ſo ausdrücken darf, lediglich um 
elei zwiſchen zwei tatſächlich doch wohl weſentlich gleich⸗ 
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Rämpfung der Pharmazeutiſchen Zeitung das gleiche Mittel anzu⸗ 
wenden, das von unſeren Gegnern eben dieſer Zeitung angedroht wurde, 
nämlich, keine Anzeige mehr der Pharmazeutiſchen Zeitung und Ab⸗ 
beſtellung der Zeitung zum nächſten Zeitpunkt.“ 

Dieſe Worte, die hinter dem Worte „nämlich“ dazu noch fett 
gedruckt ſind, enthalten eine Sperrandrohung, die dem Mittel nach 
ſittenwidrig iſt und deren Nachteil zu dem eingetretenen Vorteil in 
keinem erträglichen Verhaltnis ſteht. Jedes dieſer beiden Momente 
für ſich allein macht einen an ſich zuläſſigen Boykott ſittenwidrig 
i. S. des $ 826 BGB., 88 1 UnlWG. (vgl. RGWarn. 1912 Nr. 306; 
RGRKomm., Note 5% zu 8826 BGB.; Callmann, KugG., 
S. 105/106; Roſenthal, Note 27 zu 8 1 UnlWG.; Baumbach, 
Wettbewerbsrecht 1931, 442 ſowie JW. 1924, 1592). 

Auf die ſtreitige Frage, ob und wann der Zweck allein den Boy⸗ 
kott ſittenwidrig mache, braucht hier nicht eingegangen zu werden. Daß 
der Vorteil, den der Verf. des Artikels erſtrebt, in keinem erträg⸗ 
lichen Verhältnis zu dem Nachteil ſteht, der durch die Aufforderung 
zur Sperre droht, ergibt ſich aus der Tatſache, daß die Zeitſchrift des 
Antragsgegners faſt an ſämtliche Apothekenbeſitzer Deutſchlands als 
Mitglieder des Deutſchen Apothekenvereins koſtenlos überſandt wird, 
während die Antragſtellerin darauf angewieſen iſt, daß die Pharma⸗ 
zeutiſche Zeitung von Apothekenbeſitzern gegen Entgelt bezogen wird 
und daß in ihr gegen Entgelt Inſerate erſcheinen. Mag die Antrag⸗ 
ſtellerin auch eine ſehr bedeutende Verlagsfirma für wiſſenſchaftliche 
Werke fein, jo iſt unter den dargelegten Umſtänden die Aufforderung 
zur Sperre dennoch geeignet, die Exiſtenz der Antragſtellerin, zum 
mindeſtens die Exiſtenz der Pharmazeutiſchen Zeitung, aufs ſchwerſte 
zu gefährden. 

Der Antragsgegner als Hauptſchriftleiter kann ſich auch nicht 
durch die Nachſchrift der Schriftleitung freizeichnen, nach der er die 
teilweiſe Schärfe des Artikels nicht teilt. Wollte er dieſen Willen 
ernſtlich betätigen, ſo hätte er den Druck dieſer zügelloſen und durch 
ihre Sittenwidrigkeit gegen das Geſetz verſtoßenden Satze verhindern 
muſſen. Gerade das war ſeine Aufgabe als Schriftleiter. Ließ er aber 
den Abdruck zu, obwohl ihm die unangebrachte Schärfe der Sperr⸗ 
androhung nicht entgangen war, ſo deutet gerade dies auf das Vor⸗ 
handenſein ſeines eigenen Verſchuldens i. S. des § 826 BGB. Gs 
würde zu einem unerträglichen Zuſtande führen, wenn ein Haupt⸗ 
ſchriftleiter durch eine angehangte Erklärung ſein eigenes Verſchulden 
und ſeinen eigenen Verſtoß gegen die guten Sitten beſeitigen könnte, 
während der Zweck des Artikelſchreibens dadurch, daß die Darlegungen 
des Artikels nun doch einmal gedruckt und verbreitet find, erreicht 
ſein würde. 

Auch als Abwehrhandlung läßt ſich das Vorgehen des Antrags⸗ 
gegners nicht rechtfertigen. Der Artikel des Hauptſchriftleiters U. in 
der Pharmazeutiſchen Zeitung v. 18. Juli 1931, der „Seltſames Zwi⸗ 
ſchenſpiel“ betitelt iſt, enthält zwar perſönliche Spitzen gegen den An⸗ 
tragsgegner, aber keinerlei Aufforderung zum Boykott des Pharma⸗ 
zeuliſchen Nachrichtenblattes, mag er auch dazu auffordern, eine bei den 
Apothekern durch den Antragsgegner veranſtaltete Umfrage unbeant⸗ 
wortet zu laſſen. Wenn es auch anerkannten Rechtens iſt, daß Abwehr⸗ 
handlungen im weitgehenden Umfange erlaubt ſind, ſo muß doch daran 
feſtgehalten werden, daß die Abwehrhandlung das Moment der Gleich⸗ 
artigkeit in ſich tragen muß. Dies iſt hier, wie bereits dargelegt, nicht 
der Fall, und da dieſe Abwehrhandlung, ſofern man eine ſolche über⸗ 
haupt für vorliegend erachten würde, die Exiſtenz der Pharmazeutiſchen 
Zeitung aufs ſchwerſte bedroht, würde ſie auch die Grenze des bei 
einer Abwehr Zuläſſigen auf jeden Fall überſchreiten. Zu einer Ver⸗ 
quickung des Streits der ſachlichen Meinungen über künftige Neu⸗ 
ordnung des Apothekergewerbes mit einem Boykott lag für den An⸗ 
tragsgegner keinerlei Anlaß vor. 

(KG., 31. Ziv Sen., Urt. v. 17. Dez. 1931, 31 U 13261/31.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Morwitz, Berlin. 
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ftarken Preßorganen, bei denen den Leſern die weſentlich freie Be⸗ 
urteilung verblieb, ob ſie ſich mehr auf die Seite des einen oder aber 
des anderen ſtellen ſollten. 

Davon abgeſehen, iſt das Erk. durchaus beifallswert. Vor 
allem in der Beurteilung der intereſſanten Frage, ob der Herausgeber 
eines boykottierenden Preßorgans ſich der Verantwortung dadurch ent⸗ 
ziehen Kann, daß er nicht ſelbſt der Verf. des etwa zu beanſtandenden 
Artikels iſt und dies ſowie ſeinen nicht voll zuſtimmenden Standpunkt 
dabei vermerkt. Sie wird mit Recht verneint. Denn auf alle Fälle hat 
er den Artikel doch veröffentlicht und dadurch, ſoweit darin eine nach 
8 826 unerlaubte Handlung liegt, zu deren Vollendung entſcheidend 
mitgewirkt; er iſt mindeſtens als Gehilfe i. S. von 8 830 Abſ. 2 BL. 
anzuſehen und daher auch mithaftbar. Es wäre ſehr bequem für ihn, 
durch den bloßen Vorbehalt einer nicht reſtloſen Zuſtimmung ſich vor 
der Verantwortung für einen in ſeinem Organ erſchienenen Beitrag 
zu drücken — die Folgen könnten für das Preßweſen höchſt unerfreu⸗ 
lich, ja unerträglich werden. 


Geh. IR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


2. 81 UnlWG.; § 18 HGB. Sucht jemand die Ver⸗ 
wechſllungs fähigkeit feines Namens mit der Firma eines 
anderen auszubeuten, ſo iſt die Berufung auf 8 18 HGB. — 
wenn überhaupt — nur im allerengſten Rahmen möglich. 
§ 18 HGB. zwingt zwar zu einer beſtimmten Firmierung, 
nicht aber dazu, die Firma im wettbewerblichen Verkehr 
zu gebrauchen. f)) 

Die Kl. iſt die Herſtellerin der Heineſchen Halberſtädter Würſtchen 
und Fleiſchkonſerven. 

Der Bekl. Oskar Heine betreibt ſeit etwa April 1929 in 
Köpenick die Herſtellung von Würſtchen. Seine nach Erhebung der 
Klage eingetragene Firma lautet „Oskar Heine Spezial- 
Würſtchen⸗ und Konſervenfabrik Berlin⸗Köpenick“. 

Die Doſen ſeiner Würſtchen ſind von einem blaugelben Papier 
umgeben; ſie tragen die Bezeichnung „Oskar Heine Delikateßwürſtchen 
Berlin⸗Köpenick“, und in größerem Druck die Worte „Heine Würſtchen“. 
(Die Buchſtaben des Wortes Heine in dieſem Aufdruck find ſämt⸗ 
lich mehr als doppelt ſo hoch wie die großen Anfangsbuchſtaben 
jener Bezeichnung.) Der Bekl. bezeichnet feine Erzeugniſſe als „Heines 
Erzeugniſſe“, „Heines Würſtchen“, „Heines Bockwürſtchen“ uſw. 

Die Kl. hat beantragt, den Bekl. zu verurteilen, ... nicht 
mehr die Firma „Heines Spezial⸗Würſtchen⸗ und Konſervenfabril“ 
oder „Heines Würſtchenfabrik“ oder „Os kar⸗Heine⸗Spezial⸗ 
Würſtchen⸗ und Konſervenfabrik Berlin-Köpenick“ 
oder ſonſt eine Firmenbezeichnung zu führen, durch die Verwechſlungen 
mit der Kl. ermöglicht werden, und den Bell. ferner zu verurteilen, 
die von ihm vertriebenen Wurſtwaren und Konſerven nicht mehr in 
Verbindung mit dem Worte „Heine“ anzubieten und zu verkaufen. 

Der Bekl. .. beruft fi auf § 18 HGB. und beſtreitet die 
Verwechflungsfähigkeit. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

Die Berufung iſt im weſentlichen begründet. 

Der Name „Heine“ in Zuſammenhang mit Halberſtädter Würſtchen 
und Fleiſchkonſerven iſt „überall bekannt“. Für die Kl. find auch 
eine Reihe Warenzeichen eingetragen, in denen nicht die Firma 
der Kl., ſondern nur deren Beſtandteil „Heine“ vorkommt, z. B. 
„la Bratwurſt ‚Marke Heine‘, „Heines Bockwurſt“, „Heines echte 
Delikateß⸗Würſtchen“, „Heine, Heines, Heineſche“, „Heines Delikateß⸗ 
Würſtchen“. 

Iſt der Name „Heine“ „im Zuſammenhang mit Halberſtädter 
Würſtchen und Fleiſchkonſerven“ „überall bekannt“, ſo iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß der Name „Heine“ Schlagwortcharakter er 
langt hat (vgl. Callmann, UnlWG. § 16 Note 116) und daß in 
weiten Kreiſen die Bezeichnung eines Würſte und Fleiſchkonſerven her⸗ 
ſtellenden Unternehmens und die Bezeichnung der Erzeugniſſe dieſes 
Unternehmens mit Ausdrücken, die das Wort „Heine“ enthalten, ſtets 
dann Verwechſlungsgefahr begründen, wenn nicht ganz beſonders ein⸗ 
drucksvolle Unterſcheidungsmerkmale verwandt werden. 

Der Bell. beruft ſich in erſter Linie auf die zwingende Be⸗ 
ſtimmung des § 18 HGB. 

Der Bekl. hat jedoch nicht etwa eine Firma gewählt, die nur 
denjenigen Grad von Verwechſlungsfähigkeit in ſich trägt, der durch 
die Verwendung ſeines Namens bedingt iſt, ſondern er hat einen 
Zuſatz beigefügt, der die Verwechſlungsfähigkeit — ſtatt ſie zu mine 
dern — noch erheblich zu erhöhen geeignet und hierzu 
offenbar auch beſtimmt iſt: Er hat nämlich in Anlehnung an 
die in der Firma der Kl. enthaltenen Worte „Wurſt⸗ und Fleiſch⸗ 
Konſervenwerke“ in feine Firma die Worte „Spezial⸗Würſtchen⸗ und 
Konjervenfabrik” aufgenommen. Daß er dann noch die Ortsbezeich⸗ 
nung „Berlin-Köpenick“ hinzugefügt hat, iſt ohne erhebliche Be⸗ 
deutung; denn die Erfahrung lehrt immer wieder, daß das Publikum 
dazu neigt, entweder über derartige Ortsbezeichnungen „hinweg⸗ 
zuleſen“ oder aus ihnen zu entnehmen, daß es ſich um eine Filiale 
der ihm bekannten Firma handelt. 

Der Bekl. hat ferner unter noch weiterer Steigerung 


5) Vgl. Aufſatz Caro: GewgSch. 1931, 1044 ff. 


Zu 2. Den Grundſätzen dieſes Urt. muß die Gefolgſchaft 
verſagt werden. Die Entſch. bedeutet gegenüber der Wendung, die 
ji) in der neueren Rſpr. des 2. ZivSen. des RG. anzubahnen 
ſcheint (vgl. namentlich Urt. v. 12. Mai 1931: JW. 1931, 2965), 
einen äußerſt bedenklichen Rückſchritt. Zunächſt muß immer wieder 
darauf hingewieſen werden, daß der Umfang des Rechts auf 
Benutzung des Familiennamens mit dem Umfang der in 8 18 
HGB. normierten Pflicht zur Verwendung des Namens nichts 
zu tun hat (vgl. im einzelnen Kirchberger: „Das Wettbewerbs. 
recht der Gleichnamigen unter Berückſichtigung ausländiſchen Rechts“ 
S. 133 ff.). Hat jemand das natürliche oder geſetzliche Recht auf 
Verwendung ſeines Namens zur Firmenbildung, fo braucht er ic) 
auf 8 18 HGB. nicht zu berufen. Deshalb iſt der Ausgangspunkt 
ſowohl der Verteidigung des Bekl. als auch der Urteilsbegründung 
nicht richtig. Schlechthin aber abzulehnen iſt die Theſe, daß die 
Täuſchungsabſicht des Namentrügers zu einer Einſchränkung des 


der Verwechſlungsgefahr an Stelle feiner Firma 
unter Weglaſſung ſeines Vornamens (und noch dazu 
unter ganz ſtarker druckmäßiger Heraus hebung des 
Namens Heine) Geſchäftsbezeichnungen wie „Heines Spezial⸗ 
Würſtchen⸗ und Konſervenfabrik“ und „Heines Würſtchenfabrik“ ver⸗ 
wandt. Für ſolche von der Firma abweichende Bezeichnungen kommt 
die Beſtimmung des § 18 HGB. überhaupt nicht in Frage. 

Noch in anderer Hinſicht ergibt das vom Bekl. ſelbſt überreichte 
Material die Abſicht des Bekl., Verwechſlungen herbeizuführen. 
Insbeſ. läßt der vom Berl. für feine Doſen verwandte blaugelbe 
Streifen ganz ſtark die Worte „Heine⸗Würſtchen“ herausſpringen; 
alles andere tritt druckmäßig jo ftark zurück, daß der flüchtige Be⸗ 
trachter nur die obengenannten Worte lieſt. Ahnlich verhält es ſich 
mit der vom Behl. überreichten Preisliſte. Der Bekl. behauptet zwar, 
er habe feinen Vertretern ausdrücklich Anweiſung gegeben, ſtets darauf 
hinzuweiſen, daß es ſich bei ſeinen Erzeugniſſen keinesfalls um die 
Erzeugniſſe der Kl. handelt. Welche geringe Bedeutung dieſe an⸗ 
gebliche Anweiſung hat, ergibt der Umſtand, daß der Bekl. auf ſeiner 
Preisliſte ſeinen Familiennamen „Heine“ ohne Vornamen ganz 
ſtark durch den Druck heraushebt, von „Heines Erzeugniſſen“, „Heines 
Würſtchen“, „Heines Bockwürſten“ uſw. ſpricht und daß er jeden 
irgendwie geeigneten Hinweis darauf unterläßt, daß es ſich nicht um 
die bekannten Heineſchen Erzeugniſſe handelt. (Daß die Ortsbezeich⸗ 
nung kein geeigneter Hinweis hierauf iſt, iſt bereits ausgeführt.) 

Berückſichtigt man weiter, daß der Bell. bereits wenige Monate 
nach Eröffnung ſeines Betriebes dieſen Betrieb verpachtet hat (und 
die Verantwortung für alles in der Pachtzeit Geſchehene ablehnt), 
jo darf aus einem Zuſammenhalt ſämtlicher angeführten Umſtände 
geſchloſſen werden, daß es ihm bei der Gründung des Geſchäfts int 
weſentlichen darauf ankam, die Verwechſlungsfähigkeit ſeines Namens 
mit der Firma der Kl. wirtſchaftlich auszubeuten. 5 

Es kann jedoch dahingeſtellt bleiben, ob eine Berufung auf die 
Beſtimmung des § 18 HGB. dann ſchlechthin unzuläſſig iſt, wenn 
die Firma aus „zu mißbilligenden Beweggründen“ gegründet iſt und 
wenn der Inhaber der Firma „die Möglichkeit der Verwechflung beim 
kaufenden Publikum zu fördern“ ſucht (vgl. RG. 116, 2111)). Jeden⸗ 
falls iſt bei einer ſolchen Sachlage die Berufung auf § 18 HGB. 
wur im allerengſten Rahmen möglich. a 

§ 18 zwingt zwar den Einzelkaufmann, feinen Familiennamen mit 
miudeſtens einem ausgeſchriebenen Vornamen als „Firma“ zu führen. 
9 18 „zwingt“ aber nicht unbedingt, die Firma „dem Verkehr 
gegenüber“ als „Geſchäftsbezeichnung“ oder gar als „Warenbezeich⸗ 
nung“ zu verwenden. Es iſt richtig, daß die Verwendung der Firma 
bei Vollziehung gewiſſer Rechtshandlungen ... grundſätzlich geb oten 
iſt (dgl. hierzu Düringer-Hachenburg, HGB., 1930, 8 17 Anm. 6). 
Außerhalb des eng begrenzten und für den Wettbewerbs” 
verkehr faſt bedeutungsloſen Gebiets jener Alte, die 
unter dem geſetzlichen Formzwang, unter der Pflicht zur Benutzung 
der Firma ſtehen, iſt auch der Einzelkaufmann nicht unbeding! 
gezwungen, eine der firmen rechtlichen Beſtimmung des 
5 18 HGB. entſprechende Vezeichnung zu verwenden. Er iſt 
nicht gehalten, feine Waren, deren Verpackung oder Um 
hüllung mit feiner Firma zu verſehen oder auf „Ankündi“ 
gungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefen, Empfehlungen, Rechnungen 
oder dergleichen“ feine Firma anzubringen. Dies bedeutet: die“ 
jenigen Akte des geſchäftlichen Verkehrs, die wett” 
bewerbsmäßig beſonders ins Gewicht fallen, find in’ 
ſofern „frei“ von der Beſtimmung des 818 HGB., als 
hier auch der Einzelkaufmann eine von feiner Firma 
verſchiedene, ſeinen Namen nicht enthaltende Ger 
ſchäfts bezeichnung ... verwenden kan n. Das Wort 
„Geſchäftsbezeichnung“ bedeutet hier jene frei gewählten Ausdrücke, 
die nicht ſo ſehr den Kaufmann als ſein Geſchäft bezeichnen 
ſollen (vgl. Koenige, HG. 8 17 Anm. 5), und von Hotels, 
Gaſtwirtſchaften, Verkehrsanſtalten, z. B. Theaterunternehmungen, 


1) JW. 1927, 1591. 


Rechts auf Benutzung des Familiennamens führen könnte. Der 
Gegenſtand des Unterlaſſungsanſpruchs bleibt immer der gleiche; 
es iſt völlig belanglos, ob der Verl. gutgläubig oder bösgläubig 
gehandelt hat. Die gegenteilige Auffaſſung würde darauf hinaus“ 
laufen, daß der Zivilrichter den Bekl. um ſeiner böſen Abſicht willen 
beſtrafen dürfte. Es gibt keinen ſubjektiv oder objektiv wie immer 
gearteten Fall, in welchem dem von ſeinem Recht Gebrauch 
machenden Namenträger mehr zugemutet werden kann, als im 
Rahmen des Möglichen, aber ohne Antaſtung ſeines Rechts, 
die Verwechflungsgefahr zu beſeitigen oder wenigſtens zu ver 
ringern. Der ſubjektive Tatbejland ſpielt für den Umfang der auf 
Unterlaffu ug abzielenden Verurteilung Reine Rolle, auch min 
unter dem Geſichtspunkt des 8 1 UnlWG. (vgl. hierzu Kirch 
berger, Unlauterer, ſittenwidriger und unerlaubter Wettbewerb 
S. 50 ff.); dieſe Anſicht halte ich auch gegenüber Rofenthal! 
ZentrölHR. 1932, 3 aufrecht. 
RA. Prof. Dr. Hans Rirchberger, Leipzig: 
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aber auch von ſonſtigen Handelsgeſchäften aller Gattungen neben 
Namen und Firmen benutzt werden und den beſonderen Schutz 
es 816 UnlWG. genießen. Berückſichtigt man einerſeits, 
welche große Bedeutung derartige Geſchäftsbezeichnungen und 
firmenfreie Warenbezeichnungen im modernen Geſchäftsverkehr er⸗ 
langt haben und wie gering in einem Falle wie dem vorliegenden 
das loyale wirtſchaftliche Bedürfnis des neuen, alsbald verpach⸗ 
teten Unternehmens iſt, gerade unter dem „ehrlichen Namen“ des 
Inhabers des Unternehmens im Wettbewerbsverkehr aufzutreten, und 
eachtet man andererſeits, zu welchen ſchweren Schädigungen die Ver⸗ 
wendung gerade der hier in Betracht kommenden verwechſlungsfähigen 
Jirmen bei dem Inhaber des wertvollen „Schlagworts“ und beim 
3 Publikum“ führt, ſo wird ſofort deutlich, in welchem Sinne bei 
Abwägung der einander entgegenſtehenden Intereſſen die Entſcheidung 
ſallen muß, daß nämlich auch dem Inhaber eines „ehrlichen Namens“ 
inter gewiſſen Umſtänden ſehr wohl zuzumuten ift, in den geſetzlich 
zuläſſigen Grenzen von der Führung dieſes Namens abzuſehen, damit 
nicht der „ehrliche Name“ zu „unehrlichen Zwecken“, d. h. zur Irre⸗ 
ührung beteiligter Verkehrskreiſe verwandt wird. 

„Ob es ſich bei der Verwendung des Namens für geſchäftliche 
Zwecke um die Ausübung eines Perſönlichkeitsrechts handelt, iſt 
inſoweit unerheblich; denn auch eine ſolche Ausübung muß ſich in 
den Grenzen des lauteren Gefchäftsverkehrs halten. 

Hiernach iſt es in einem Falle wie dem vorliegenden ſehr wohl 
Dur § 18 HGB. vereinbar, die Verwendung einer zwar not⸗ 
wendigen, aber verwechſlungsfähigen Firma inſoweit ſchlechthin zu 
„erbieten, als kein geſetzlicher Zwang zur Verwendung der Firma 
belieht (vgl. hier insbeſ. auch $15a Gew.). Soweit aber dieſer Zwang 
eteht . „iſt es mit Rückſicht auf die gefteigerte Aufmerkfamkeit, 
ie auf dieſen Gebieten im allgemeinen angewandt wird, ſehr wohl 
möglich, durch geeignete Zuſätze die Verwechſlungsgefahr ganz oder 

ganz auszuſchalten, etwa durch den Hinweis darauf, daß die 
neue“ Firma mit der „bekannten“ Firma „in keinem Zu- 
lammenhang“ ſteht. Hierbei iſt noch von beſonderer Bedeutung, 
„AB gerade bei den wichtigſten Akten des Wettbewerbsverkehrs — insbe). 
der Reklame — derartige Zuſätze oft als äußerſt ſtörend emp⸗ 
Anden werden; und es iſt deshalb beſonders wichtig, daß gerade für 
ieſe Gebiete das Geſetz die Möglichkeit eröffnet, durch die Ver⸗ 
endung einer frei gewählten Bezeichnung der Notwendigkeit ſtören⸗ 
irmenzuſätze auszuweichen. Andererſeits ſind auf dem eng⸗ 
grenzten Gebiete des unbedingten Zwangs zur Verwendung der 
ma jene Zuſätze bei weitem nicht jo ſtörend, da dies Gebiet 
ettbewerbsmäßig“ von ſehr geringer Bedeutung iſt. Dies 
0 auch für das Gebiet des 8 15 GewO. Denn hier genügt es, 
ei Firma „in deutlich lesbarer Schrift“ anzubringen; es genügt aljo 
ne Anbringung, die dem „flüchtig betrachtenden“ Publikum über⸗ 
N nicht „auffällt“, und es iſt dem Firmeninhaber nicht ver⸗ 
and, außer der „deutlich lesbar“ angebrachten Firma in höchſt 
A lliger Weiſe eine den verwechſlungsfähigen Namen nicht 
Vithaltende Geſchäftsbezeichuung anzubringen und insbeſ. nur 
deſe Bezeichnung bei feiner etwaigen Lichtreklame 
lum verwerten. So ergibt ſich, daß auch hier der der Verwechſ⸗ 
an gsgefahr entgegenwirkende Firmenzuſatz nicht ſo auffällig 

„gebracht zu werden braucht, daß er ſchon bei flüchtiger Betrachtung 

merkt wird; denn es genügt, wenn dieſer Zuſatz ſo angebracht iſt, 

; er jedem Leſer der Firma — aber auch nur dieſem — ſofort 
„un die Augen fällt“. 

95 Bei Zugrundelegung dieſer Auffaſſung ergibt ſich ſofort, daß 

Prinzipalantrag der Klage im weſentlichen gerechtfertigt iſt. 

weil ) Die vom BeRl. gewählte Firma ift ſchon deshalb unzuläſſig, 

wech ſie durch den nicht notwendigen Zuſatz zum Namen die Ver⸗ 
Nungsfänigkeit erhöht. 

beein) Uber die Unzuläffigkeit der vom Bekl. benutzten Gejchäjts- 

ford mungen, die von der Firma abweichen, iſt bereits das Er⸗ 
derliche geſagt. 

biet 0 Die Kl. beantragt noch, dem Bekl. ganz allgemein zu ver⸗ 

mit de eine Firmenbezeichnung zu führen, durch die Verwechſlungen 

gere er Kl. ermöglicht werden. Dieſer Antrag iſt ſchon deshalb nicht 

Zechtfertigt, weil er der nach 8253 ZBO. erforderlichen Beſtimmk⸗ 
ſung entbehrt und die weſentlichſte dem Prozeßgericht obliegende Prü⸗ 
8 dem Vollſtreckungsverfahren überläßt. 
beide I übrigen iſt aus den obigen allgemeinen Ausführungen für 

arteien erſichtlich, wo die Grenzen des Zuläſſigen liegen. 
weitere Gerechtfertigt iſt nach dieſen allgemeinen Ausführungen der 
Kon e Antrag der Kl., dem Bekl. zu verbieten, Wurſtwaren und 
Nerven (gemeint find Fleiſchkonſerven) in Verbindung mit dem 
ſich u. „Heine“ anzubieten oder zu verkaufen. Denn hier handelt es 
D jenes Gebiet, das vom unbedingten Zwang des 818 
„nicht betroffen wird. 
Ran b auch in ſolchen Fällen, in denen nicht feſtgeſtellt werden 
der N ap „au mißbilligende Beweggründe“ oder bewußte Förderung 
über erwechſlungsmöglichkeit vorliegen, die obigen Ausführungen 
nicht 18 968, verwendbar ſind oder ob hier dem Firmeninhaber 
zugemutet werden kann, von den wirtſchaftlich wichtigſten 


a 
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Formen des Firmengebrauchs Abſtand zu nehmen, braucht in dieſem 
Falle nicht entſchieden zu werden. 
(KG., 31. Ziv Sen., Urt. v. 3. Nov. 1930, 31 U 9962/30.) 
Mitgeteilt von KGR. Caro, Berlin. 
* 


3. 58 1, 3, 13, 15 Un WG.; 88 823, 826 BGB. Die 
Ankündigung der Deutſchen-Reichspoſt⸗Reklame Gmbh,, 
daß das Branchentelephonbuch das einzige nach amtlichen 
Unterlagen der Deutſchen Reichspoſt bearbeitete Bran- 
chen-Fernſprechbuch von Berlin ſei, iſt nicht eine unrich⸗ 
tige Angabe. 


Die Antragſtellerin verlegt das ſeit dem Jahre 1896 jährlich 
neu erſcheinende Berliner Adreßbuch. Die Autragsgegnerinnen ver- 
legen gemeinſam ein Branchen-Telephonbuch, das in der Hauptſache 
eine alphabetiſche Aufzählung der gewerblichen Fernſprechteilnehmer 
nach Branchen geordnet enthält. Die Ankündigung dieſes Buches 
enthält den Satz: „das einzige, nach den amtlichen Unterlagen der 
Deutſchen Reichspoſt bearbeitete Branchen-Fernſprechbuch von Berlin“. 

Die Deutſche Reichspoſt hat den Antragsgegnerinnen unſtreitig, 
und zwar ihnen allein, die amtlichen Unterlagen zur Bearbeitung des 
Branchen-Fernſprechbuches zur Verfügung geſtellt. Die Antragſtellerin 
erblickt hierin einen Mißbrauch der behördlichen Autorität und der 
Machtfülle der Reichspoſt, die, wie fie meint, hierdurch ihre Monopol⸗ 
ſtellung ſittenwidrig ausnützt. 

Sie hat eine EinſtwVerf. gegen die Antragsgegnerinnen dahin 
beantragt, daß dieſen verboten wird, die Behauptungen aufzuſtellen: 

Das BTB. (Branchen⸗Telephonbuch) ſei das einzige nach amt» 
lichen Unterlagen der Deutſchen Reichspoſt bearbeitete Brauchen⸗ 
Fernſprechbuch von Berlin. 

Der Hauptprozeß zwiſchen den Parteien iſt noch anhängig. 

Der Antrag iſt zurückgewieſen worden. Es braucht im vor⸗ 
liegenden Verfahren nicht geprüft zu werden, ob die Poſt ein Monopol⸗ 
recht ſittenwidrig ausnützt, indem fie nur den Antragsgegnerinnen 
und nicht anderen Unternehmungen das amtliche Material für die 
Herſtellung eines Brauchen⸗Fernſprechbuches zur Verfügung ſtellt. 
Der Antrag auf Erlaß einer EinſtwVerf. Rann ſich nur auf 8 3 
UnlWG. oder 8 1 UMS. i. Verb. m. 58 13, 15 UnlWG. ſtützen, 
nicht aber auf 88 823, 826 BGB., da hier von der Antragſtellerin 
ſelbſt nicht dargetan wird, daß ihrem eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb durch das Verhalten der Antragsgegnerinnen „un⸗ 
mittelbar“ ein Schaden zugefügt würde. Der Tatbeſtand des § 3 
UnlWG. iſt nicht gegeben, denn der von der Antragſtellerin be⸗ 
anſtandete Satz auf den Reklamezetteln iſt Reine unrichtige Angabe 
i. S. des $3 Unl WG. Unſtreitig haben bisher die Antragsgegnerinnen 
allein von der Reichspoſt das amtliche Malerial erhalten. Auch ſind 
ſie nicht verurteilt worden, dieſes Material nicht entgegenzunehmen. 
Der Aufdruck iſt alſo zur Zeit objektiv wahrheitsgemäß. Auch iſt er 
nicht geeignet, unrichtige Vorſtellungen in Intereſſentenkreiſen zu 
erwecken. Es wird klar geſagt, daß das Buch auf amtlichen Unter⸗ 
lagen beruht, es wird alſo nicht Amtlichtteit vorgeſpiegelt, ſondern nur 
von einer behördlichen Unterſtützung geſprochen, die den Antrags- 
gegnerinnen tatſächlich auch zuteil wird. Daß der Satz nicht zum Aus⸗ 
druck bringt, daß auch die Antragſtellerin einen „Anſpruch“ haben 
könnte, von der Reichspoſt das amtliche Material zu erhalten, macht 
die in ihrem Sinn und Inhalt Klare Angabe nicht unrichtig i. ©. 
des 8 3 UnlWG. Ob andere Verleger in der Lage fein oder ge⸗ 
hindert fein werden, in Zukunft auch amtliches Material zu be⸗ 
nutzen, darüber wird in dem beanſtandeten Satz nichts geſagt. Ob 
andere Verleger in Zukunft amtliches Material werden benutzen können, 
hängt in Wahrheit von dem Willen der Reichspoſt ab. Denn, geſetzt 
den Fall, daß die Poſt im Hauptprozeß rechtskräftig verurteilt 
würde, zu unterlaſſen, den Antragsgegnerinnen unter Ausſchluß 
anderer Unternehmer das amtliche Material zu übergeben, ſo ſteht 
es ja immer noch im freien Willen der Reichspoſt, keiner Verlags⸗ 
unternehmung in Zukunft das amtliche Material zur Verfügung zu 
ſtellen, und bei einem ſolchen Entſchluß der Reichspoſt würde ſelbſt 
bei einer Betrachtung nach rückwärts hin der beanſtandete Satz nicht 
unrichtig werden. Außerdem bezieht ſich der Reklamezettel ausdrücklich 
nur auf die Gegenwart, nämlich auf die Ausgabe des BTB. für 
1932, und das Branchen⸗-Fernſprechbuch gerade für 1932, das die 
Antragsgegnerinnen herausgeben, iſt unſtreitig das einzige nach 
amtlichen Unterlagen bearbeitete Fernſprechbuch von Berlin. Hier 
muß die Rechtslage gerade auf die gegenwärtige Wirkung der 
Aukündigung geprüft werden, denn nur die gegenwärtige Wirkung 
berührt hier das Wettbewerbsverhältnis der Parteien. Es kann des⸗ 
wegen nicht ins Gewicht fallen, daß die Reichspoſt ber Unterliegen im 
Hauptprozeß in Zukunft vielleicht auch anderen Unternehmungen für 
ſpätere Auflagen eines BTB. das amtliche Material zur Verfügung 
ſtellen könnte, und die Intereſſen der Parteien an der gegenwärtigen 
begehrten Unterlaſſung Können nicht mit Rückſicht auf das zukünftige 
noch völlig ungewiſſe Verhalten der Reichspoſt gegeneinander ab- 
gewogen werden. 
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Bei dieſer Sachlage verſtößt auch das von der Antragſtellerin 
beanſtandete gegenwärtige Verhalten der Antragsgegnerinnen nicht 
gegen die guten Sitten i. S. des § 1 UnlWG. 


(KG., 31. ZivSen., Urt. v. 24. Sept. 1931, 31 U 11740/31.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Ernſt Morwitz, Berlin. 
* 


4. Es beſteht die Gefahr, daß ern Wort wie „Fru— 
kant“ als ein Phantaſiewort aufgefaßt wird, das auf die 
Firma „Kant“ hinweiſen ſoll. In Grenzfällen kann die 
Schadenserſatzpflicht insbeſondere auch unter Berückſichti⸗ 
gung des Standpunkts beſonders ſachkundiger Inſtanzen 
(wie RPat A. und 3K. 16b) verneint werden. f) 

Die Kl. und die Bekl. zu 1 ſind Schokoladenfabriken, der Bekl. 
zu 2 iſt Inhaber einer Schokoladenwarenhandlung. 

Für die Kl. iſt das Wort „Kant“ als Warenzeichen für Schoko⸗ 
laden und eine Reihe weiterer Waren geſchützt. 

Für die Bekl. zu 1 iſt auf Grund einer Anmeldung v. 26. Juli 
1930 das Zeichen „Frukaut“ für Kakao, Schokolade und andere 
Waren eingetragen worden. 

Der Bell. zu 2 hat Ware vertrieben, die mit der Bezeichnung 
Frukant verſehen war. 

Die Kl. macht geltend, ihre Fabrikate würden im Verkehr 
ſchlechthin als Kant⸗Schokolade bezeichnet; die Bezeichnung „Frukant“ 
ſei mit ihren das Wort „Kant“ enthaltenden Zeichen, ihrer aus dem 
Wort „Kant“ beſtehenden Ausſtattung und ihrem Firmenbeſtandteil 
„Kant“ verwechſlungsfahig. 

Die Kl. verlangt Löſchung des Wortzeichens „Frukaut“, Unter⸗ 
laſſung der Verwendung dieſes Wortzeichens in hervortretender An⸗ 
ordnung, Rechnungslegung, Schadenerſatz und Beſeitigung oder Ver⸗ 
nichtung. 

Die Bekl. macht geltend, eine Verwechſlungsfähigkeit beſtehe 
nicht, zumal für Schokoladenwaren auch ſonſtige auf „kaut“ endende 
Bezeichnungen in Gebrauch ſeien, insbeſ. die Worte Krokant und 
Dreikant. . 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

Die Berufung iſt teilweiſe begründet. 

Es iſt davon auszugehen, daß das Wort „Kart“ für den Betrieb 
und die Waren der Kl. — wie gerichtsbekannt iſt — in weiten 
Kreiſen Kennzeichnungskraft hat. Zu beachten iſt ferner die weit⸗ 
verbreitete Gepflogenheit, aus Firmen- und Warenbezeichnungen 
„Buchſtabenworte“ als Abkürzungen läugerer Benennungen zu⸗ 
ſammenzuſtellen; auf die ſehr ſtarke Verbreitung derartiger Be⸗ 
zeichnungen hat beiſpielsweiſe die Kofra⸗Eutſch. des NG. (NG. 112, 
163 1)) nachdrücklich hingewieſen. Sieht jemand, dem dieſe weit⸗ 
verbreitete Gepflogenheit bekannt und das Wort „Kant“ als Kenn⸗ 
zeichen der Kl. und ihrer Waren ſehr vertraut iſt, die neue Be⸗ 


1) JW. 1926, 702. 


Zu 4. Die Entf. ſucht die Pſychologie des flüchtigen Durch⸗ 
ſchnittbetrachters zu erforſchen, hieraus Leitſätze zu gewinnen und ſie 
für die Prüfung der Verwechſlungsgefahr zu verwerten. Wenn dieſe 
Bemühungen dazu führen würden, eine einigermaßen ſichere Grund⸗ 
lage für die richtige Urteilsfindung zu ſchaffen, dann müßten die 
Bedenken von Mintz (GewgSch. 1931, 1084) zurücktreten. In 
Wirklichkeit bringen die auf pſychologiſchem Gebiet liegenden Er⸗ 
örterungen des KG. (vgl. auch Urt. v. 28. April 1930: GewRSch. 
1931, 1083) keinen Fortſchritt. Sie bergen ganz im Gegenteil die 
Gefahr in ſich, zu einem Fehlurteil zu gelangen. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich um die Frage, ob das 
Zeichen „Kant“ mit dem Zeichen „Frukant“ verwechſlungsfähig iſt. 
Der Tatbeſtand des „unlauteren“ Wettbewerbs wird nicht erörtert. 
Es iſt folgender wichtiger Satz der Urteilsbegründung hervorzuheben: 
„Überall dort, wo das Wort „Kant“ als Bezeichnung des Unter⸗ 
nehmens und der Ware der Kl. gilt, wird verhältnismäßig leicht von 
Worte „Frukant“ der Weg zum Unternehmen oder zur Ware der 
Kl. zurückgelegt werden, und zwar deſto leichter, je vertrauter dem 
Betrachter das Wort ‚Kant‘ als Hinweis auf die Kl. und ihre Ware 
iſt.“ Dieſer Satz iſt ſicher richtig. Die Schlußfolgerung aber, die das 
KG. hieraus zieht, trifft nicht zu. Das KG. jagt im unmittelbaren 
Anſchluß an den obigen Satz: „Bei dieſer Sachlage muß angenommen 
werden, daß bei einem maßgeblichen großen Teil des in Betracht 
kommenden Publikums die von der Kl. behauptete Verwechſlungs⸗ 
gefahr beſteht.“ Hier macht die Urteilsbegründung einen logiſchen 
Sprung. Der Umſtand, daß das Wort „Frugant“ eine Beziehung zu 
dem Wort „Kant“ auslöſt, ſofern das Wort „Kant“ dem flüchtigen 
Betrachter des Wortes „Frukant“ bekannt iſt, beweiſt nicht das aller⸗ 
geringſte dafür, daß irgendeine Verwechſlungsgefahr beſteht. Be⸗ 
ziehung und Verwechſlung find durchaus verſchiedenartige Be⸗ 
griffe. Man kann vielleicht ſagen, daß eine Verwechſlung dort aus⸗ 
geſchloſſen wird, wo überhaupt Reine Beziehung vorhanden iſt. Aber 
wegen der Mannigfaltigkeit möglicher Beziehungen kann man nicht 
umgekehrt ſagen, daß beim Auftreten von Beziehungen ſich Ver⸗ 
wechſlungen einſtellen. Es wird alſo für die Beantwortung der Frage, 
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zeichnung „Frukaut“ — etwa gar in der Form FRUKANT —, ſo 
wird er ſehr leicht geneigt ſein, anzunehmen, daß es ſich hier um 
eine Ware handelt, bet deren Benennung die Firmenbezeichnung Kant 
und eine Warenbezeichnung — etwa „Fruchtſchokolade“ — zu einem 
„Buchſtabenwort“, einem Phantaſiewort, verbunden ſind. 

Anders wäre dies dann, wenn die Kl. es geduldet hätte, daß 
ſich andere auf Kant endende Phantaſieworte im Ver⸗ 
kehr für Schokoladenwaren durchſetzten. Hierfür iſt jedoch nichts 
beigebracht. Den Worten Krokant und Dreikant kommt nicht die 
ihnen von den Bekl. beigemeſſene Bedeutung zu. Krokant iſt un 
bedenklich eine Beſchaffenheitsangabe und nicht eine Phantaſie⸗ 
bezeichnung, die als Abkürzung der gekennzeichneten Art aufgefaßt 
werden kann. Sollte dies doch gelegentlich geſchehen, ſo handelt es 
ſich um ganz vereinzelte Ausnahmefälle, die rechtlich nicht für er⸗ 
heblich erachtet werden können. Ahnlich, wenn auch nicht ganz ſo, 
verhält es ſich mit dem Worte „Dreikant“. Dieſes Wort weiſt deutlich 
auf eine beſtimmte Form der Ware hin. Der Durchſchnitts⸗ 
betrachter, der dies Wort ſieht oder hört, erfaßt ſofort das, was ge⸗ 
meint iſt. Von den Worten Krokant und Dreikant führt ein ein⸗ 
facher und ſelbſtverſtändlicher Weg zu dem Sinn, den dieſe Worte 
in durchaus adäquater Weiſe ausdrücken. Die Annahme, daß dieſe 
Worte auf einen Zuſammenhang mit der Kl. hinweiſen könnten, 
ſtellt ſich nicht ein. Ganz anders verhält es ſich mit dem Wort 
„Frukant“. Hier iſt nicht der Begriff einer Sache oder einer Eigen⸗ 
ſchaft vorhanden, mit dem das fremdartig anmutende Wort ohne 
weiteres zur Deckung gebracht werden kann. Das Denken 
muß eine „Leiſtung“ vollbringen, wenn es dem unbekannten Wort 
eine ſinnvolle Beziehung verſchaffen ſoll (vgl. 31 U 423/30: Gew⸗ 
RSch. 1931, 1083). Die Leiſtung deſſen, der Kant⸗Schokolade nicht 
kennt oder nicht an fie denkt, mag darin beſtehen, daß er Frukant 
auf ein Etwas bezieht, das Früchte und Krokant enthält. Gemeſſen 
an dem, was im allgemeinen der flüchtige Durchſchnittsbetrachter in 
der Eile des geſchäftlichen Verkehrs an „geiſtigen Leiſtungen“ voll 
bringt, iſt dies eine nicht ganz unbeträchtliche Leiſtung, und es darf 
als ſicher gelten, daß ſie wegen des hier erforderlichen Aufwandes 
an Kombinationsgabe in ſehr vielen Fällen nicht vollzogen wird, 
zumal im allgemeinen auch dort, wo die ſprachliche Herkunft des 
Wortes Krokant nicht bekannt iſt, das Schwergewicht dieſes Wortes 
— im Gegenſatz zu ſeiner Betonung — ganz ſtark in der erſten 
Silbe liegt, ſo daß die Weglaſſung der drei erſten Buchſtaben den Weg 
zu dem Worte Krokant in ſehr vielen Fällen vollkommen verbauen 
wird. Je ſchwerer es iſt, den Weg zu dieſem Ziel zu finden, deſto 
eher werden ſich Gedanken und Vorſtellungen nach einer anderen 
Richtung hin bewegen. Überall dort, wo das Wort „Kant“ als Be⸗ 
zeichnung des Unternehmens und der Ware der Kl. gilt, wird — 
wie bereits betont — verhältnismäßig leicht vom Worte 
„Frukant“ der Weg zum Unternehmen oder zur Ware der Kl. zuriick“ 


ob und wann die Verwechſlungsgefahr beſteht, durch theoretisch 
pſychologiſche Erwägungen vorliegender Art gar nichts gewonnen. 
Das KG. bejaht die Verwechſlungsgefahr. Aus dem Urt. iſt nicht 
ohne weiteres erſichtlich, was für eine Verwechſlungsgefahr gemeint 
iſt. Geſetzesparagraphen werden nicht zitiert. Nur daraus, daß der 
Tatbeſtand unlauteren Wettbewerbs nicht erörtert wird, und der Kl. 
in erſter Linie die Verwechſlungsgefahr zwiſchen den beiden Wer 
zeichnungen behauptet, iſt zu erkennen, daß dieſe Verwechſlungs⸗ 
gefahr vom KG. bejaht wird. Eine ſolche Verwechſlungsgefahr iſt 
aber in Wirklichkeit nicht vorhanden. Sie fehlt auch dann, wenn 
man ſich der Art der Begründung des Urt. des RG, anſchließt. Denn 
wenn jemand bei dem Wort „Frukaut“ an die ihm bekannte Ber 
zeichnung „Kant“ und weiterhin ohne große geiſtige Leiſtung an das 
Unternehmen oder die Ware der Kl. denkt, jo braucht er nicht bes” 
halb auch dieſe beiden Bezeichnungen miteinander zu ver⸗ 
wechſeln. Wer das Wort „Kant“ und die damit gekennzeichnete 
Ware kenut, wird wahrſcheinlich bei dem Wort „Frukaut“ zu der 
Anſicht gelangen, daß die ſo bezeichnete Ware im gleichen Unter⸗ 
nehmen hergeſtellt wird wie Kant⸗Schokolade. Er verwechſelt alſo 
möglicherweiſe zwei Unternehmen miteinander oder nimmt Be 
ziehungen an, die nicht vorhanden find. Dieſe Art Ver- 
wechſlungsgefahr aber hat mit der Frage der Ver- 
wechſlungsfähigkeit der Bezeichnungen gar nichts 
zu tun. Zwar hat das KG, in feiner ſchon zit. Entſch. v. 28. April 
1930 (GewRSch. 1931, 1084) ausgeſprochen, die 88 12, 20 Wbzsd., 
8 12 BGB. und 8 16 Unl Wg. ſollten auch einer Verwirrung ent⸗ 
gegentreten, die durch einen Irrtum über die Herkunftsſtätte entfteht- 
Dieſer Anſicht kaun aber nicht beigetreten werden. Allerdings kann 
ſich das KO. auf die „Mitropa“-Entſch. des RG. v. 11. Febr. 1930 
(JW. 1930, 1734f.) ftügen. Darin wird ausgeführt, daß es für 
die Verwechſlungsgefahr i. S. des § 16 URS. genüge, wenn das 
Publikum geſchäftliche Beziehungen zwiſchen den Parteien vermute. 
In der Anmerkung zu dieſem Urt. habe ich die Bedenlten gegen dieſe 
Auſicht geäußert und ausgeführt, daß Gleichheit der Bezeichnungs⸗ 
mittel oder die Verwechflungsgefahr zwiſchen den nicht völlig über“ 
einſtimmenden Bezeichnungen vorhanden fein muß, um eine Ver“ 
letzung des § 16 UWE. annehmen zu können. Das gilt nicht nur 
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gelegt werden, und zwar deſto leichter, je vertrauter dem Betrachter 
= Wort „Kant“ als Hinweis auf die Kl. und ihre Waren ift. Bei 
leſer Sachlage muß angenommen werden, daß bei einem „maß⸗ 
geblichen großen Teil des in Betracht kommenden Publikums“ die 
von der Kl. behauptete Verwechſlungsgefahr beſteht. Ob dieſem Teile 
des Publikums bekannt iſt, nach welchen Regeln gedanklicher oder 
vorſtellungsmäßiger Aſſoziation Verwechſlungen zuſtande kommen, 
nd ob und inwieweit es ſich bei dieſen inneren Abläufen um bewußte 
oder unbewußte Vorgänge handelt, iſt rechtlich unerheblich. Es ſei 
edoch zwecks Vermeidung von Mißverſtändniſſen darauf hingewieſen, 
g ß die hier angeſtellten Erwägungen über das Verhalten der — als 
bichtigſte Intereſſenten in Frage kommenden — flüchtigen „Durch⸗ 
enitksbetrachter“ klarſtellen ſollen, welche Wirkungen tatſächlich 
= dieſen Durchſchnittsbetrachtern ausgelöſt werden. Daß zum Zwecke 
einer derartigen Klarſtellung häufig auf „pſychologiſche Zuſammen⸗ 
dee hingewieſen werden muß, in die in den Kreiſen der In⸗ 
bie enten ſelbſt keine Einſicht beſteht, iſt unvermeidbar und macht 
m: auf der Erfahrung beruhenden Feſtſtellungen nicht — wie 
dene (GewRSch. 1931, 1084) anzunehmen ſcheint — zu „wiſſen⸗ 
nertligen Konſtruktionen“, die bei der Urteilsbegründung „ganz 
zzuſchalten“ ſind. Es handelt ſich hier um ein Gebiet, auf dem 
Br wußte (oder unterbewußte) Borgänge eine geradezu ent⸗ 
alidende Rolle ſpielen. Hiermit und mit einer Reihe anderer Tat⸗ 
Ken hängt es zuſammen, daß in den Kreiſen der Intereſſenten 
ama ch keine Einſicht in die maßgeblichen pſychologiſchen Zu⸗ 
anmenhänge beſteht. Dieſes Fehlen der Einſicht ſpricht jedoch nicht 
gegen das tatſächliche Vorhandenſein dieſer Zuſammenhänge. 
viele ruͤfung derartiger Zuſammenhänge hat — als ein wichtiger, 
15 eicht als der wichtigſte Ausſchnitt aus der „Pfychologie des 
0 er tigen Durchſchnittsbetrachters“ — dazu geführt, daß ſich während 
bülteten Jahrzehnte die Einſicht in das Weſen der Verwechſlungs⸗ 
Re gkeit weſentlich vertieft hat, und daß in der Rechtslehre und der 
chtsanwendung in zahlreichen Fällen Zeichen für verwechſlungsfähig 
ärt worden ſind, deren Verwechſlungsfähigkeit früher allgemein 
er faſt allgemein verneint worden wäre und auch gegenwärtig noch 
a allen denen verneint wird, denen die „Pſychologie des flüchtigen 

rchſchnittsbetrachters“ unbekannt iſt. 
6 Allen dieſen wird es eine Selbſtverſtändlichkeit ſein, 
Ned auch um vorliegenden Falle von einer Verwechſlungsgefahr keine 
ei fein kann. Es ift auch anzuerkennen, daß es ſich hier um einen 
h handelt, der faſt genau auf der Grenze liegt. Aus den oben 
lade gebenen Gründen muß jedoch augenommen werden, daß das LG. 
tim wohl auch das RPat A. die pſychologiſchen Zuſammenhänge nicht 
Hell. 8 bewertet haben. Es darf als ſicher gelten, daß auch die 
tracht. auf Grund einer zwar unrichtigen, aber naheliegenden Be⸗ 
gtungsweiſe zu der Überzeugung gelangt find, daß eine 
br Ollungsfähigkeit nicht beſteht. Ein zum Schadenerſatz ver⸗ 
5 ſtendes Verſchulden der Bekl., die ſich mit zwei beſonders ſach⸗ 
In igen Inſtanzen in Übereinſtimmung befinden, kann bei einer 
lage wie der hier gegebenen nicht anerkannt werden. 

„ Urt. v. 12. Okt. 1931, 31 U 7006731.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Caro, Berlin. 
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Die Ta 8 38 VerlG. vom 19. Juni 1901. 88 346, 812 BOB. 

(faſt 15tſache, daß der Verleger es erhebliche Zeit hindurch 

über Jahre) unterlaſſen hat, das ihm vom Verfaſſer 

dadiebene Werk zu vervielfältigen und zu verbreiten, und 
urch dem Verfaſſer die Möglichkeit der Verwertung 


N c UnlWG., fondern auch für 8 12 BGB., 88 12, 20 Wi. 
oder Wözch. ſetzt im feinen 88 12, 20 WozöG. die Übereinſtimmung 
Beine der übereinſtimmung gleichkommende Ahnlichkeit der 
verwe en voraus. Daß das eine Unternehmen mit dem anderen 
Reit chſelt wird oder zwiſchen beiden Unternehmungen in Wirklich⸗ 
ſichtap cht vorhandene Beziehungen angenommen werden, iſt ein Ge⸗ 
komtpunkt, der für den Wettbewerbstatbeſtand in Betracht 
r it, allgemein ausgedrückt, eine der häufigſten Voraus⸗ 
unge bertchtswidriger Verletzung des Perſönlichkeitsrechts auf freie, 
lauten derte gewerbliche Tätigkeit (vgl. auch Kirchberger, Um 
politiſch ittenwidriger und unerlaubter Wettbewerb S. 68 f.). Rechts⸗ 

Ich tritt das W558. auch dieſer Verwechſlungsgefahr entgegen. 
die Nampf 

Ver 
5 
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gegen verwechflungsfähige Zeichen dient dieſem Ziel. Iſt 
Schluß wechſlungsfähigkeit der Zeichen zu bejahen, dann mag die 
Fechten ang bezüglich der Verwechſlungsgefahr der Betriebe ge- 
zügliaggt fein. Aber aus der Verwechſlungsgefahr be- 
dem? der Betriebe folgt keineswegs auch umgekehrt 
Per wechſlungsfähigkeit der Bezeichnungen. 
lauteren Al. Hatte ganz richtig das Verhalten der Belel. als „un⸗ 
war „ beſſer als unerlaubten Wettbewerb bezeichnet. Der Klage 
Dagegen nach 88 1004, 823 BGB. im weſentlichen ſtattzugeben. 
nach 81 war fie weder zeichenrechtlich noch nach §8 12 BGB., noch 
6 UnlWcg., begründet. 
RA. Prof. Dr. Hans Kirchberger, Leipzig. 
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während dieſer Zeit entzogen hat, gehört zu den Umſtän⸗ 
den i. S. des $ 88 Verl., die die teilweiſe Aufrechterhal⸗ 
tung des Verlagsvertrages rechtfertigen. Der dem Ver- 
faſſer gewährte Vorſchuß kann in dieſem Falle nicht zurück- 
verlangt werden. f) 

Der Verlag iſt feinen Verpflichtungen aus dem mit der Bekl. 
abgeſchloſſenen Verlagsvertr. nicht nachgekommen, indem er trotz 
mehrfacher Aufforderung mit der Drucklegung des von der Bekl. dem 
Verlag übergebenen Werkes nicht begonnen hat. In den Vorprozeß⸗ 
akten iſt der Verlag durch Urt. v. 12. März 1929 zur Erfüllung 
des Verlagsvertr. verurteilt worden. Nachdem der Verlag zuſammen⸗ 
gebrochen, der Inhaber geſtorben und die Kl., ſeine Witwe, den 
Offenbarungseid geleiſtet hat, hat die Bekl. — nach Friſtſetzung v. 
18. April 1929 — mit Schreiben v. 25. April 1929 der Kl. gegen⸗ 
über erklärt, ſie trete vom Verlagsvertr. zurück, rechne mit dem 
durch das Verhalten des Verlags entſtandenen Schaden auf und be⸗ 
halte ſich weitere Schadenserſatzanſpr. vor. In dieſem Schreiben liegt 
ein wirkſamer Rücktritt der Bekl. gem. 88 32, 30 VerlG. Einer 
Friſtbeſt. gem. § 30 bedurfte es nicht, da die Vorausſetzung des 8 30 
Abſ. 2 gegeben war. Einer Friſtbeſt. bedarf es hiernach nicht, wenn 
die Leiſtung unmöglich ift (vgl. 8 275 Abſ. 2 BGB.), z. B. wenn der 
Verleger in Vermögensverfall geraten iſt (vgl. Allfeld, Das Ver⸗ 
lagsrecht, 2. Aufl., 1929, S. 159). 

Wenn die Kl. nach der Rückgabe des Manuſkripts an die Behl. 
jetzt ihrerſeits Rückzahlung des der Bekl. auf Grund des Verlags⸗ 
vertr. gegebenen Vorſchuſſes begehrt, jo kann fie ihren Anſpr. nicht 
aus $ 346 BGB. herleiten. Das angef. Urt. iſt zu dem gegenteiligen 
Ergebnis gekommen, weil es die Beſonderheiten des Verlagsrechts 
nicht berückſichtigt hat. 

Die Wirkungen des Rücktritts vom Verlagsvertr. werden in 
88 37, 38 VerlG. beſonders geregelt. Der Fall des Rücktritts nach 
Ablieferung des Werkes (8 38 VerlG.) liegt hier vor. Welche Une 
ſtände das Gericht i. S. dieſer geſetzlichen Belt. für maßgebend er- 
achten will, liegt in feinem pflichtgemäßen Ermeſſen. § 38 erklärt 
deshalb an erſter Stelle die Lage des einzelnen Falles für maßgebend. 

Der Verlag iſt im vorl. Fall zur Erfüllung des Verlagsvertr. 
rechtskräftig verurteilt worden. Er hat die Nichterfüllung zu ver⸗ 
treten. Die Bekl. hat auf Grund des Verlagsvertr. v. 2. Jan. 1928 
dem Verlag ihr Manufkript übergeben und hat es erſt am 12. Juni 
1929 zurückerhalten. Ihr war daher auf Grund des Verlagsvertr. 
faſt 1½ Jahre die Frucht ihrer Arbeit entzogen. Es erſcheint ohne 
weiteres glaubhaft, daß eine Verwertung des Werkes jetzt, nach Ab⸗ 
lauf ſo langer Zeit, weniger Erfolg verſpricht, wie unmittelbar im 
Anſchluß an den z. Z. des Abſchluſſes des Verlagsvertr. im Stadt⸗ 
blatt der Frankfurter Zeitung erfolgten Abdruck, der als ausſichts⸗ 
reiche Reklame zu werten iſt. Es iſt weiter vor allem zu beachten, 
daß der dem Schriftſteller auf Grund des Verlagsvertr. gegebene 
Vorſchuß ihm in der Regel zum Leben dient und dafür beſtimmt iſt. 

Das alles find vorliegend „Umſtände“ i. S. des 8 38 Verl., 
die nach geſetzlicher Vorſchr. die Wirkung haben, daß trotz des aus 
88 30, 32 a. a. O. erfolgten Rücktritts vom Verlagsvertr. dieſer im 
vorl. Fall inſoweit beſtehen bleibt, daß die Rückzahlung des der 
Bekl. gegebenen Vorſchuſſes nicht zu erfolgen braucht. 

Der vorl. Fall ift in der höchſtrichterlichen Rſpr. noch nicht 
entſchieden. Es wird jedoch im Schrifttum überwiegend derſelbe 
Standpunkt vertreten wie hier (vgl. Allfeld, Verlagsrecht, 2. Aufl., 


Zu 5. 1. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. 

Gem. 8 38 VerlG. hängt es von den Umſtänden des Einzel⸗ 

falles ab, ob ein Rücktritt vom Verlagsrecht als Kündigung wirkt 
und ſomit den Verlagsvertr., ſoweit Parteileiſtung bereits erfolgt iſt, 
aufrechterhält, oder ob die reinen Rücktrittsfolgen nach 8 346 BGB. 
eintreten. Als ſolche rechtserhebliche Umſtände ſieht das Urt. m. R. 
die Tatſache an, daß der Verlag faſt 18 Monate die Handſchrift des 
Verf. in Beſitz hatte, ohne das Werk zu vervielfältigen und ver⸗ 
breiten, und damit auf die gleiche Zeit dem Verf. die Möglichkeit 
der Verwertung genommen hat. 
\ Das Urt. hat damit den Sinn des § 38 Verl®. richtig erkannt, 
inſofern es die Aquivalenz der Leiſtungen aus dem Verlagsvertr. her⸗ 
geſtellt, als gleichwertig die vertragliche Überlaſſung der Handſchrift 
auf 1½ Jahre zu Zwecken der verlagsmäßigen Verwertung und die 
vertragsmäßig erfolgte Zahlung des Honorars behandelt hat. 

2. Dieſem Fall eines durch Verſchulden einer Verlagspartei nicht 
realiſierten Vorſchuſſes begegnet man in der Praxis ſelten. Regel- 
mäßig liegt es jo, daß der vom Verleger an den Verf. & conto feines 
Abſatzhondrars gezahlte Vorſchuß dadurch nicht realiſiert wird, daß 
der Abſatz nicht den von beiden Parteien erwarteten Umfang hat, jo 
daß der Verleger nunmehr von ſeinem Recht der Verramſchung 
(Hoffmann: GemRSH. 1931, 843) Gebrauch macht. Ob in einem 
ſolchen Falle der Verf. das zuviel gezahlte Honorar zurückzahlen muß, 
iſt durch die ordentlichen Gerichte noch nicht entſchieden. M. E. iſt, 
ohne daß § 38 Verlch. Anwendung finden kann, die Frage zu ber 
jahen (88 812 ff. BGB.). 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
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1929, S. 191, Anm. CI4 zu 88 37, 38, S. 191 u. 193, II 6 u. 8a; 
Kohler, Urheber⸗ und Verlagsrecht 1907, S. 332, VIyy; Hoff⸗ 
mann, Verlagsrecht 1925, S. 147; Voigtländer⸗Fuchs, Die 
Geſetze betr. das Urheberrecht und das Verlagsrecht, 2. Aufl. zu 
8 38 VerlG.) 

(OLG. Frankfurt, 3. ZivSen., Urt. v. 7. März 1932, 3 U 419/31.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Albrecht Opetz, Leipzig. 
* 

München. 


6. 88 455, 929 BGB. Eigentums vorbehalt auf der 
Faktura. f) 
(OLG. München, 3. ZivSen., Urt. v. 15. Juni 1931, 461/31 III.) 
Abgedr. JW. 1932, 16685. 
* 


7. 842 VerlG. Zur Rechtsſtellung des Herausgebers 
eines fachwiſſenſchaftlichen Kalenders. 5) 

Im Verlag der Bekl. erſcheint ſeit über 50 Jahren ein 
fachwiſſenſchaftlicher Kalender, der aus dem eigentlichen Kalender, 
dem ſog. Teil I und einem fachwiſſenſchaftlichen Teil II beſteht. 
Der Kl. wurde nach dem Ableben des früheren Bearbeiters für 
den waſſertechniſchen Teil i. J. 1921 zur Herausgabe dieſes Teils 
von der Bekl. beſtellt; er bearbeitete auch die Kalender für die 
Jahre 1922 bis 1928. 

Im April 1928 kündigte die Bekl. dem Kl. feine Stellung 
für den Jahrgang 1929. 

Der Kl. erwiderte, daß ſeine Stellung erſt mit ſeinem Tode 
oder ſeiner Arbeitsunfähigkeit oder ſeinem Rücktritt vom Berufsleben 
endige und daher nicht jederzeit kündbar ſei. 

Das OLG. verurteilte zur Zahlung von 250 . 

1. Es handelt ſich um einen Werkvertrag nach SS 631 ff. BGB, 
der aber auch urheber⸗ und verlagsrechtliche Elemente, insbeſ. gem. 
§8 41 ff. Verl., in ſich ſchließt. . 

Die Aufgabe des Kl. beſtand nach dem Vertrag im weſent⸗ 
lichen darin, den waſſertechniſchen Teil des Kalenders zu be» 
arbeiten, und zwar ſowohl in den Jahrgängen, in welchen derſelbe 
einen beſonderen Bd. II des Kalenders bildete, als auch in den an⸗ 
deren Jahrgängen, in welchen dieſer Teil der nur in einem Band 
erſchienenen Kalenderausgabe einverleibt war. Eine Umarbeitung 
des geſamten waſſertechniſchen Teils ſollte der damit verbundenen 
erneuten Druckkoſten wegen möglichſt vermieden werden und es 
ſollten daher nur jeweils einzelne erneuerungsbedürftige Abſchnitte 
1 dagegen im übrigen der alte Satz möglichſt belaſſen 
werden. 


Zu 6. A. Anm. Rühl, ebenda. 


B. Den Ausführungen des Urt. kann im allgemeinen bei⸗ 
getreten werden. Für ein wichtiges Handelsgewerbe, nämlich für 
den deutſchen Buchhandel, gilt aber eine beſondere Regelung. 

Auf Grund der buchhändleriſchen Verkehrsord⸗ 
nung v. 7. Mai 1931 und auf Grund der Lieferungsbedingungen 
des Verlegervereins gelten für den Buchhandel gewiſſe Sonder 
beſtimmungen. In § 17 Verk. heißt es unter a): „Werden be⸗ 
ſtellte Werke unter einem Vorbehalt, d. h. einer einſeitigen 
Willenserklärung, geſandt und iſt dies auf der Rechnung auffällig 
und unzweideutig vermerkt, ſo gilt die Sendung als angenommen 
und der Vorbehalt als genehmigt, wenn der Sortimenter nicht 
unverzüglich nach Empfang der Sendung widerſpricht.“ Auf den 
Fakturen der Verleger wird meiſtens ein Vorbehalt gemacht, wo⸗ 
nach die Lieferung auf Grund der Lieferungs- und Zahlungs⸗ 
bedingungen des deutſchen Verlegervereins erfolgt. Es muß auch 
als allgemein bekannt angeſehen werden, daß die Lieferungen 
jedes Verlegers auf Grund dieſer Bedingungen erfolgt. Dieſe 
Bedingungen ſind ſeit Jahren wiederholt in den maßgebenden 
Blättern veröffentlicht worden. Es iſt auch ſtets dabei darauf be⸗ 
ſonders hingewieſen worden, daß in Zukunft ſämtliche Lieferungen 
aller Verleger nur nach dieſen Bedingungen ausgeführt würden. 
Wie LG. 1 Berlin v. 29. Mai 1929, 94 0 529/28, ausführt, kann 
gejagt werden, daß es Allgemeingut des ganzen deutſchen Buch⸗ 
handels geworden iſt, daß ein Verkauf von Büchern nur unter den 
vorerwähnten Bedingungen erfolgt und daß dieſe Bedingungen u. a. 
zum Inhalt haben, daß ſich die Verkäufer das Eigentum an den 
gelieferten Büchern bis zur vollſtändigen Bezahlung vorbehalten. 

Für den deutſchen Buchhandel iſt die Frage, die hier behan⸗ 
delt wird, alſo dahin zu beantworten, daß der Sortimenter, wenn 
er den Vorbehalt nicht genehmigen will, unverzüglich nach Emp⸗ 
fang der Sendung widerſprechen muß. Nach der Verl O. hat in 
dieſem Falle der Verleger die Sendung zurückzunehmen, und der 
Verleger trägt die Gefahr und Koſten der Hin- und Rückſendung. 

RA. Dr. Leibl, Berlin. 


Zu 7. Das Urteil iſt in ſeinen Ausführungen zu 3 verfehlt. 
Die Frage, ob dem Verf. des Beitrages zu einem Sammelwertze 
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Über die Zeitdauer des Vertragsverhältniſſes iſt bei der Ver 
tragſchließung nichts ausdrücklich feſtgelegt worden, es iſt daher 
dieſe Frage nach der Natur der Sache und dem erkennbaren Partei- 
willen zu beurteilen. Mit Recht führt der Erſtrichter diesbezüglich 
aus, daß der Vertrag nicht auf Lebenszeit des Kl. wirkſam ſein 
ſollte, ſondern nur auf die für die jeweilige teilweiſe Umarbeitung 
des waſſertechniſchen Teils von den Streitsteilen in Ausſicht ge⸗ 
nommene Zeit von etwa drei Jahren gelten ſollte. 

Der Erhebung des angebotenen Beweiſes dafür, daß dem 
Vorgänger des Kl. die Kalenderbearbeitung auf Lebensdauer über 
tragen war, bedarf es nicht, da keine Anhaltspunkte dafür vor⸗ 
liegen, daß das Rechtsverhältnis des Vorgängers für das der 
Streitsteile maßgebend ſein ſollte. 

2. Wenn nach dem Ausgeführten der Vertrag der Streits⸗ 
teile auf drei Jahre geſchloſſen war, ſo war trotzdem die Bekl. nach 
9.649 BGB. berechtigt, jederzeit zu kündigen. Der Kl. konnte in 
dieſem Fall die vereinbarte Vergütung verlangen; er mußte ſich 
jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was er infoͤlge der Aufhebung 
des Vertrages an Aufwendungen erſpart oder durch anderweitige 
Verwendung ſeiner Arbeitskraft erworben bzw. zu erwerben bös“ 
willig unterlaſſen hatte. 

Den Nachweis dafür, daß der Kl. Aufwendungen erſpart 
oder feine Arbeitskraft anderweitig verwertet hat bzw. ver⸗ 
werten konnte, bedarf es nicht, weil bei einem wiſſenſchaftlich und 
praktiſch außerordentlich tätigen Manne, wie es der Kl. iſt, mit 
Sicherheit anzunehmen iſt, daß er feine durch die Vertragskün⸗ 
digung freigewordene Zeit und Kraft anderweitig ausnützen konnte 
und weil der Kl. alle Aufwendungen, ſoweit er ſie nicht ſchon ge⸗ 
macht hatte, von der Kündigung an erſpart hat. Der Kl. hat ſeiner⸗ 
ſeits Beweis dafür angetreten, daß er im Zeitpunkt der Kündigung 
ſchon Vorarbeiten für die Bearbeitung der nächſtfolgenden Jahr 
gänge, alſo für 1929 ff., gemacht und dafür Aufwendungen gehabt 
habe. Das Gericht iſt aber auch ohne weiteren Beweis in der 
Lage zu beurteilen, in welchem Umfange der Kl. zur Zeit der 
Kündigung ſchon Aufwendungen gehabt hatte. Es iſt nämlich bei 
der Art der vom Kl. zu leiſtenden Tätigkeit ſelbſtverſtändlich, daß 
er ſchon längere Zeit vor der Herausgabe des betreffenden 
Kalenderjahrgangs das zur teilweiſen Umarbeitung und zur Er 
ganzung des waſſertechniſchen Teils erforderliche Material fan 
meln und auf den neueſten Stand bringen, ferner ſchriftliche An⸗ 
fragen an die beteiligten Kreiſe erlaſſen und Reiſen zur Erlangung 
von Aufſchlüſſen machen mußte. Es war alſo bei der im April 1928 
erfolgten Kündigung die Arbeit für den Jahrgang 1929 ſchon 
größtenteils erledigt und auch, wenn auch in geringerem Maße, 
Vorarbeit für 1930 und 1931 entfaltet. Es kommt nicht darauf an, 
daß den Herren, die den Jahrgang 1929 des Kalenders herausgegeben 
haben, keine Notizen oder Vorarbeiten des Kl. vorgelegen haben, da 
für die Feſtſetzung des dem Kl. zuzuſprechenden Betrags nur der Ge— 


gem. § 42 VerlG. neben deſſen Verleger die anderweite Ver 
fügung über feinen Beitrag verbleibt, hat nichts mit der Frage öl 
tun, wie lange der Verleger des Sammelwerkes über den Beitrag 
verfügen darf. Darum ſind die an ſich zutreffenden, vom Urteil 
in Bezug genommenen Ausführungen Allfelds für die Entſch. 
der Streitfrage unerheblich. Goldbaum ſpricht von den Voraus“ 
ſetzungen, unter denen das Urheberrecht des Dienſtverpflichteten 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf den Dienſtherrn übergeht. 
Das Urteil enthält kein einziges Tatbeſtandsmerkmal, aus dem eine 
ſolche übertragung geſchloſſen werden Könnte. Grundſätzlich aber 
verbleibt dem Verf. das Urheberrecht (vgl. Hillig 385 Gut! 
achten Nr. 1 und 4). Nach 8 41 Verl. gelten die Veſtimmungen 
des Geſetzes auch für derartige Beiträge, ſoweit ſich aus den 
85 42—46 nichts anderes ergibt. Es gilt auch § 5 Satz 1, nach 
welchem der Verleger mangels einer beſonderen Abrede nur zu 
einer Auflage berechtigt iſt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
Anſicht Hilligs (a. a. O. Nr. 148), nach welcher der Verf. eine? 
Beitrages ſich auf § 5 nicht berufen kann, ſofern der Herausgeber 
mit dem Verleger einen Vertrag über mehrere Auflagen geſchloſſen 
hat, in dieſem Umfange richtig iſt; denn daß dieſer Fall vorliegt 
ergibt das Urteil nicht. Grundſäglich wird davon auszugehen 
ſein, daß bei einem jährlich erſcheinenden Sammelwerk wie einem 
Kalender, das regelmäßig neu bearbeitet werden muß, der Verleger 
über den Beitrag nur jo lange verfügen darf, als deſſen Verf. 1 
damit einverſtanden erklärt, daß alſo § 5 anzuwenden iſt. De 
Standpunkt des Urteils, daß der Verleger über den Beitrag auch 
daun verfügen könne, wenn der Urheber keinerlei Leiſtung 
mehr erhält, daß er alſo fremdes geiſtiges Eigentum ohne Ber 
gütung nuzen darf, entſpricht weder der herrſchenden Auffaſſung 
vom Urheberrecht noch dem Geſetze. We 

Auch der Satz, daß ein wiſſenſchaftlich und praktifd) tätige! 
Maun mit annähernder Sicherheit ſeine freigewordene geit u ie 
Kraft anderweitig ausnutzen könne, regt bei demjenigen, der di 
Verhältniſſe kennt, ſtark zum Widerſpruch an. 

M. Dr. Marwitz, Berlin 
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ſichtspunkt entſcheidend iſt, ob und in welcher Höhe der Kl. Auf⸗ 
wendungen gehabt hat bzw. in welchem Umfange ihm ſolche er⸗ 
part worden ſind. 

3. Der Kl. macht zur Begründung feines Anſpruchs noch 
emen weiteren Geſichtspunkt geltend. Er behauptet nämlich, daß 
ihm Urheberrechte au dem von ihm wiederholt, und zwar zuletzt 
„J. 1927 bearbeiteten Teil zuſtänden und daß die Bekl. nach den 
Grundſätzen des Urheberrechts oder aus dem Rechtsgrunde der un⸗ 
e Handlung wegen Verletzung des Urheberrechts oder 
chüeßlich wegen ungerechtfertigter Bereicherung zur Leiſtung in der 
geltend gemachten Höhe verpflichtet ſei. 
1 Es iſt nun allerdings richtig, daß nach § 42 VerlG. der Verf. 
vie Verfügung über die anderweitige Vervielfältigung und Vor⸗ 
ereitung ſeines Beitrags hat, ſofern nicht aus den Umſtänden zu 
entnehmen iſt, daß der Verleger das diesbezügliche ausſchließliche 
a erhalten ſoll. Letzterer Ausnahmefall iſt aber bei den Bei⸗ 
1 zu einem Kalender oder Almanach und ebenſo bei der Be- 
arbeitung eines ſolchen anzunehmen (vgl. dazu auch Allfeld, 
5 ategsrecht, 2. Aufl., 842 Anm. 3; Goldbaum, Urgheber⸗ 
echt und Urhebervertragsrecht, 2. Aufl., 8 2 Anm. III A. 48/49). 
arb Es kann ſonach der Kl. daraus, daß die Bekl. ſeine Be⸗ 
ir eitung der Jahrgänge 1922—1928 weiterbenützt hat, keine 
höebervechtlichen Anſprüche ableiten. Damit entfallen auch feine 
ri bezüglichen Anſprüche aus dem Gefichtspunkte der unerlaubten 

ung oder der ungerechtfertigten Bereicherung. 
OLG. München, Urt. v. 20. Okt. 1930, BerReg. L 1333/29, II.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Oskar Gerſtle, München. 
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erf S. 5 1 GebrMuſtG. Auch eine durch Vertrauensbruch 
das inte offenkundige Vorbenutzunz hat zur Folge, daß 
5 Modell des Kl. nicht als neu gelten kann. 
Dell Der Kl. beſtreitet die Offenkundigkeit der Benutzung, weil der 
Verse beim Verkauf an D. feiner vertraglichen Verpflichtung zur 
S ſchwiegenheit zuwidergehandelt habe. Auch wenn eine vertragliche 
der Wigepflicht des Bell. angenommen wird, ſteht fie der Annahme 
ha Henkundigkeit der Benützung des D. dann nicht entgegen, wenn 
- ekl. die Ware unter Bruch ſeiner Schweigepflicht abgegeben hat. 
5 im offenkundig“ erfolgt iſt die Benützung dann, wenn der Bell. 
Bei „Inverkehrbringen des Modells nichts getan hat, um bei dem 
Fenügungsalkt ſeines Abkäufers die Möglichkeit der Verbreitung des 
0 bnd ungsgedanktens auf einen unbeſtimmten Kreis von Perſonen 
An erhüten (Damme, Patentrecht S. 171;Pietzker, Patch. 8 2 
u 28). Nur dann hätte nach der Nipr. die Offenkundigkeit ver⸗ 
et werden können, wenn der Belel. dem D. die Geheimhaltung 
1 bis zu ſeiner Anmeldung zur Pflicht gemacht hätte, was 
0 1 75 
. geſchehen iſt. 
von Zu . I. Die Entſch. befaßt ſich mit der Verfallerklärung 
0 Heſtechungsgeldern, die an einen kaufmänniſchen Angeſtellten 
er 1 worden find (8 12 UWG). Problematiſch wird dieſe 
1 . lerklärung hier, weil nach der herrſchenden, auch vom KG. 
a Munde gelegten Anſicht dem Prinzipal ein Anſpruch auf Her⸗ 
(at eben dieſer Beſtechungsgelder nach 8 667 BOB. (Ge⸗ 
los I hrung) zuſteht. Daß dieſe Rechtsauffaſſung nicht bedenken“ 
Anm 900 ſchon mehrfach, neuerdings auch von Callmann (8 12 
aus, 8 betont worden. Geht man aber mit dem N. davon 
ih aß die Vorausſetzungen eines Herausgabeanſpruchs des Ge⸗ 
zweifel ern an ſich gegeben find, wie es der Verkehrsauffaſſung 
Weiß 08 entjprechen dürfte, dann erhebt ſich die Frage, in welcher 
aufein erfallerklärung und Herausgabeanſpruch des Prinzipals 
ſchließen er einwirken, inwieweit ſie ſich evtl. gegenſeitig aus⸗ 


lich 2 Weſentlich ſind drei verſchiedene Anſichten hierüber mög⸗ 
ud im Schrifttum vertreten. 
N ie erſte von Staub-Bondi (8 59 HGB. Anm. 46), Dü- 
0e mea chen burg (859 HGB. Anm. 1), Warneyer 
fes der iD. S. 1197) vertretene Anſicht geht dahin, daß einer⸗ 
Empfan Anſpruch des Prinzipals wegfällt, ſoweit im Urt. das 
andere gene oder ſein Wert dem Staate verfallen erklärt it, 
Säge aber auch eine ſolche Verfallerklärumg nicht mehr 
Heraus open werden kann, wenn zuvor der Prinzipal feinen 
entscheide anſpruch geltend gemacht hat. M. a. W. die Priorität 


up weite von Roſenthal euntegch g 12 Nr. 41) ge 
auf Anſicht gibt dem Geſchäftsinhaber nur dann einen Anſpruch 
verfall chmiergelder, wenn fie noch nicht nach § 12 bj. 3 für 
davon e. erklärt ſind. Die Verfallerklärung aber ſoll unabhängig 
ſtattgefu 0 en müſſen, ob ſchon eine Herausgabe an den Prinzipal 
Men hat. Der ſtaatliche Anſpruch iſt der jtärkere. 
tretenen der dritten, von Baumbach (UnlWGG. S. 274) ver⸗ 
Urin zone uffaſſung ſtehen Verfallerklärung und Anſpruch des 
3 völlig ſelbſtändig nebeneinander, ſie beeinträchtigen ſich 
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Der Kl. beruft ſich mit Unrecht auf die gegenteilige Praxis des 
RPat A.: MuW. XXXI, 404 und RG. 122, 2451) = MuW. 
XXIX, 132. Hier ift ausgeſprochen, daß zwar eine durch Vertrauens- 
bruch in die Öffentlichkeit gelangte Kenntnis für die Frage der 
Offenkundigkeit auszuſcheiden hat. Dieſer Kenntnisnahme iſt aber 
in RG. 122, 245 gegenübergeſtellt die der Allgemeinheit kundgebende 
Vorbenutzung ſelbſt. Es iſt geſagt, daß bloße Mitteilungen 
über das Vorhandeuſein der Vorbenutzung nicht genügen, vielmehr 
die Wahrnehmung und Wahrnehmbarhkeit der Vorbenutzung ſelbſt ent⸗ 
ſcheidend ſei. Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Benutzung durch D. offenkundig war. 

(OLG. Stuttgart, Urt. v. 6. Mai 1932, Nr. 88/31.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Heß, Stuttgart. 


Berlin. b) Strafſachen. 


9. 8 12 Abſ. 3 Un [WG. Beſtechungsgelder find auch 
wenn fie vor dem Strafurteil dem Geſchäftsinhaber her- 
ausgegeben worden ſind, dem Staate für verfallen zu 
erklären. 4) 

Der angekl. Geſchäftsführer einer Kokshandelsgeſellſchaft hat 
ſich von dem mitangekl. Fuhrunternehmer an deſſen Verdienſt aus 
den von der Geſellſchaft gezahlten Abfuhrlöhnen beteiligen laſſen. 
Seine Beſtrafung aus § 12 UnlWG. iſt gerechtfertigt. Nament⸗ 
lich ſtand der im Urt. enthaltenen Erklärung, daß die vom 
Beſchw§. empfangenen 8550 % dem Staate verfallen ſeien, nicht 
der Umſtand entgegen, daß der Beſchwß. bereits vorher auf die 
Klage der Geſellſchaft zur Rückzahlung der empfangenen Summe 
rechtskräftig verurteilt worden war und ſodann mit der Firma 
Abzahlung dieſer Summe in Raten vereinbart hatte. Die Anſicht, 
daß die Herausgabe empfangener Beſtechungsgelder an den Ge⸗ 
ſchäftsinhaber die ſpätere Verfallerklärung ausſchließe, wird zwar 
von verſchiedenen Schriftſtellern vertreten (vgl. Staub⸗Bondi, 
12. u. 13. Aufl., § 59 HGB. Anm. 46; Warneyer, Komm. zu 
8667 BGB.; Staudinger⸗Kober, 8667 BGB., Anm. 1b 
Abſ. 5 Pinner⸗Eyck, § 12 UnlWG., Anm. VII 2). Dieſer An⸗ 
ſicht iſt jedoch nicht zu folgen: Zwar kann der Geſchäftsinhaber 
gegen den beſtochenen Angeſtellten auf Grund des § 667 BGB. 
einen Anſpruch auf Herausgabe der empfangenen Beſtechungsgelder 
nicht mehr geltend machen, wenn durch Strafurteil das Empfangene 
dem Staate für verfallen erklärt iſt. Dagegen kann, wenn der 
Geſchäftsinhaber das Empfangene oder deſſen Wert ſich von ſeinem 
Angeſtellten herausgeben läßt oder durch Klage von ihm er⸗ 
langt, dadurch die geſetzliche Regelung des 8 12 Abſ. 3 Unl WG. 
nicht durchkreuzt werden. Die Verfallerklärung iſt im öffentlichen 
Intereſſe zwingend vorgeſchrieben. Dieſer Vorſchr. iſt unter allen 


1) JW. 1929, 1004. 


gegenſeitig nicht. Man wird ſich für eine dieſer Löſungen ent⸗ 
ſcheiden müſſen, wenn auch zuzugeben iſt, daß in jedem Falle eine 
gewiſſe Unebenheit in Kauf genommen werden muß: Nach der 
zuletzt genannten Baum bach ſchen Anſicht hat der Angeſtellte 
planmäßig doppelt zu leiſten. Nach der zweiten Anſicht 
(Roſenthal) hängt es von einem Zufall ab, ob der Une 
geſtellte einfach oder doppelt belaſtet wird. Die zuerſt erwähnte 
Anſicht läßt den Zufall darüber entſcheiden, an wen die Be⸗ 
ſtechungsgelder herausgegeben werden müſſen. 

III. Das KG. entſcheidet fi) unter Berufung auf die öffent⸗ 
lich-rechtliche Natur des Anſpruchs aus 8 12 UnlWch. für die An⸗ 
ſicht Roſenthals. Mir ſcheint die an erſter Stelle erwähnte 
Löſung, wenn ſie auch nicht vollkommen iſt, die billigere zu ſein 
und dem Sinn der Verfallerklärung beſſer gerecht zu werden. Wenn 
auch im Geſetz als Gegenſtand der Einziehung neben dem Er⸗ 
langten ſelbſt deſſen Wert genannt iſt, ſo wird man doch berück⸗ 
ſichtigen müſſen, daß es ſich hier nicht um eine eigentliche Geld⸗ 
ſtrafe handelt, die nur inſoweit eine Beſonderheit aufwieſe, als 
ihre Höhe nach dem Wert eines beſtimmten Gutes feſtzuſetzen 
wäre, Sinn und Zweck der Verfallerklärung erſchöpfen ſich viel⸗ 
mehr darin, zu verhindern, daß der Angekl. im ungeſtörten Genuß 
der ſtrafbar erlangten Vorteile bleibt. Darum muß die Verfall⸗ 
erklärung aber gegenſtandslos werden, wenn der Vorteil dem 
Täter ſchon entzogen iſt. Auch RGSt. 54, 215 ff. betont (zu 5 12 
UnlWch.), daß das Empfangene (oder deſſen Wert) von der Ver⸗ 
fallerklärung nur da erfaßt werden könne, wo es ſich befinde, 
daß aber nicht der Beſtechende ſchlechthin und o. w. neben ſeiner 
Strafe noch eine Vergütung zu leiſten habe, die dem Wert des 
von ihm hingegebenen Beſtechungsmittels entſpreche. Zur Begr. 
beruft ſich das RG. daranf, daß die Verfallerklärung auf die ge⸗ 
meinrechtliche Lehre des luerum turpe extorqueri zurückzuführen 
ſei, wenn auch nicht daraus geſchloſſen werden dürfe, daß die 
Maßnahme heute ihrem Weſen nach als bürgerlich-rechtliche auf⸗ 
zufaſſen ſei. Nun handelt es ſich allerdings in dem vom RO. 
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Umſtänden Geltung zu verſchaffen. Der Auſpruch des Staates kann 
weder durch vertragliche Abmachungen noch durch ein die An⸗ 
ſprüche des Geſchäftsherrn befriedigendes Urt. verkürzt werden 
(ogl. Roſenthal, 8. Aufl., 812 UnlWG. N. 41; Baumbach, 
Wettbewerbsrecht, Kap. 94, D II). 
(KG., Urt. v. 7. Marz 1932, 3 8 44/32.) 
Mitgeteilt von KGR. Nothmann, Berlin. 


* 
Dresden. 
10. 88 7, I UnlWG. Zum äußeren und inneren Tat» 
beſtand des 87 Abſ. 2. f) 


Die Bek. der Kreishauptmannſchaft gründet ſich auf die in 87 
Abi. 2 Unl WG. den höheren Verwaltungsbehörden erteilte geſetzliche 
Ermächtigung, für die Ankündigung beſtimmter Arten von Ausver⸗ 
kaufen die vorherige Anzeige über Grund und Beginn des Ausver⸗ 
Raufs ſowie die Einreichung eines Verzeichniſſes der auszuverkaufen⸗ 
den Waren anzuordnen. Darüber, ob die Ankündigung eines 
Ausverkaufs i. S. des $7 Abſ. 2 vbd. m. 8 9 Abſ. 1UnlWG. vor⸗ 
liegt, entſcheidet nicht die Abſicht und der wirkliche Wille des An⸗ 
kündigenden, ſondern nur die Verkehrsauffaſſung. Entſcheidend iſt ſtets, 
zu welchen Vorſtellungen das Publikum oder auch nur ein nicht ganz 
unbeträchtlicher Teil desſelben nach dem Geſamtinhalt der Aukündi⸗ 
gung bei Berückſichtigung des Weſens des Ausverkaufs gelangen mußte. 
Mußte es die in der Bek. enthaltene Willenserklärung des An⸗ 
kündigenden als Ankündigung eines Ausverkaufs auffaffen, jo find 
die Rahmenvorſchriften in SS 7 Abſ. 2, 10 Ziff. 2 Unl WG. anwendbar, 
einerlei, ob der Ankündigende hinterher wirklich einen Ausverkauf 
veranſtaltet hat oder nicht. Baumbach, Wettbewerbsrecht S. 242; 
Roſenthal, Anm. 3 zu 87; RGSt. 45, 189). Sinn und Ziel 
der 88 7, 9 UnlWG. einſchließlich der in 8 7 Abſ. 2 den Verwaltungs⸗ 
behörden erteilten geſetzlichen Ermächtigung gehen dahin, ſchwindel⸗ 
haften Ankündigungen zu begegnen und zu verhindern, daß mit dem 
Aushängeſchild „Ausverkauf“ eine unlautere Reklame getrieben wird. 
Dieſer Zweck würde vereitelt, wenn man der unredlichen Abſicht, 
entgegen dem Inhalt der Ankündigung in Wirklichkeit keinen eigent⸗ 
lichen Ausverkauf zu wollen, die Wirkung zuſchreiben würde, die 
Anwendbarkeit des Geſetzes auszuſchließen (vgl. RGSt. 45, 45). 

Der Vorderrichter hat angenommen, daß der Angekl. einen Teil⸗ 
ausverkauf angekündigt hat. Teilaus verkauf iſt der beſchleu⸗ 
nigte Verkauf eines beſtimmten Warenvorrats zwecks Räumung, der 
aus dem laufenden Geſchäftsgang heraustritt und den Käufern beſondere 
über das gewöhnliche Maß hinausgehende Kaufvorteile in Ausſicht 
ſtellt. Ob der Juhalt der Ankündigung dieſe Merkmale eines Teil⸗ 
ausverkaufs nach der Verkehrsauffaſſung enthielt, iſt im weſentlichen 


entſchiedenen Tatbeſtand darum, ob die Verfallerklärung gegen 
den Beſtechenden — nicht wie hier gegen den Beſtochenen —, der 
ſich nicht mehr im Genuß der Schmiergelder befand, möglich war. 
Dieſer Unterſchied in der Perſon beeinträchtigt aber die grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung der Ausführung des NG. über die Verfall⸗ 
erklärung und ihre Vorausſetzungen nicht. 

Was den vorl. Tatbeſtand angeht, fo hätte das KG. ſich alfo 
keinesfalls mit der Betonung der öffentlich⸗rechtlichen Natur des 
Anſpruchs begnügen dürfen; es hätte ſich zum mindeſten mit den 
vom RG. zutreffend hervorgehobenen Geſichtspunkten ausein- 
anderſetzen müſſen. PrivDoz. Dr. Reinhardt, Köln. 


Zu 10. Rechtsfragen bezüglich Erlaubtheit oder Unerlaubtheit 
eines Ausverkaufs leiden — wie ſo manche andere Frage der Be⸗ 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbs — daran, daß man durch Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen die Vielgeſtaltigkeit der kaufmänniſchen Werbetätig⸗ 
keit nicht in die Bahnen lenken kann, die dem Geſetzgeber vorgeſchwebt 
haben, weil Mißſtände ſich von Ordnungsmaßigkeiten hier nur ſehr 
ſchwer begrifflich trennen laſſen. Eine ſachliche Stellungnahme zu dieſem 
Urt. des OLG. Dresden iſt weiter dadurch erſchwert, daß der „äußere“ 
Tatbeſtand überhaupt nicht mitgeteilt iſt. Auf ihn kommt es aber für 
eine zuverläſſige kritiſche Beurteilung an. Selbſt wenn die Revznſt. 
ſich in dieſer Hinſicht an die „Feſtſtellungen“ des Vorderrichters ge⸗ 
bunden erachtet, ſo iſt doch ohne ſelbſtändige Nachprüfung des äußeren 
Vorganges ein Urt. darüber, ob eine „Ausverkaufs“⸗ oder eine „Son⸗ 
derveranſtaltungs“⸗Ankündigung vorlag, unerläßlich für die Rechts⸗ 
findung. Es iſt ein Irrtum, dieſen „äußeren“ Tatbeſtand ſo ſehr als 
Tatfrage anzuſehen; es handelt ſich vielmehr um eine ſchwierige Rechts⸗ 
frage, weil namlich die Unterſcheidung zwiſchen Teilausverkauf und 
Sonderveranſtaltung häufig kaum zu treffen iſt. Ob ein „Zu⸗Ende⸗ 
Verkaufen“ eines beſtimmten Teils des Lagers als Sinn der An⸗ 
kündigung anzuſehen ift, bleibt ein jo unſicheres Kriterium, daß ſich 
dadurch überdies auch der „äußere“ und der „innere“ Tatbeſtand aufs 
engſte berühren und ein ſcharfer Schnitt zwiſchen dieſen beiden eben⸗ 
falls nicht möglich iſt. Das liegt in wirtſchaftlichen Gründen, nicht in 
rechtlichen. Die rechtliche Bekämpfung des unlauteren — d. i. unge⸗ 
hörigen — Wettbewerbs weiß wohl, was ſie will, aber die wirtſchaft⸗ 
lichen und wirtſchaftsethiſchen Tatſachen ſind auf dieſem Gebiete viel⸗ 


Tatfrage. Der AR. hat dargelegt, aus welchen Ausdrücken in der 
Ankündigung das Durchſchnittspublikum nach feiner Überzeugung die 
einzelnen Begriffsmerkmale des Teilausverkaufs entnimmt. Ein 
Rechts irrtum tritt in dieſen Ausführungen nicht zutage. Daß die 
Inausſichtſtellung beſonderer Kaufvorteile in den Worten „extra billig“ 
zum Ausdruck kam, bedurfte keiner beſonderen Darlegung. Auch die 
Begrenzung des Ausverkaufs auf einen beſtimmten aus dem geſamten 
Warenbeſtand ausgeſchiedenen Warenvorrat und damit das Merkmal, 
durch das ſich der den erwähnten Geſetzesbeſchränkungen unterworfene 
verſchleierte Ausverkauf von der erlaubten Sonderveranſtaltung unter⸗ 
ſcheidet, muß das Publikum nach der Anſicht des Vorderrichters aus 
dem Geſamtinhalt der Ankündigung des Angehl. herausleſen. 

Aber das angefochtene Urt. läßt jede Feſtſtellung des inneren 
Tatbeſtandes vermiſſen. Eine eingehende Stellungnahme war hier um 
fo mehr geboten, weil die Grenzen zwiſchen Ausverkauf und Sonder⸗ 
veranſtaltung nicht ſcharf ſind und das weſentliche Unterſcheidungs⸗ 
merkmal, die Beſchränkung oder Nichtbeſchränkung des Verkaufs auf 
einen beſtimmten Warenvorrat, in der Ankündigung des Angekl. auch 
nach der Verkehrsauffaſſung nicht eindeutig hervortritt. Die Annahme 
des Vorſatzes würde die Feſtſtellung erfordert haben, daß der Angekl. 
wirklich einen Ausverkauf ankündigen wollte, oder daß er ohne dieſen 
Willen wenigſtens die Vorſtellung hatte, daß das Publikum ſeine An⸗ 
kündigung als die eines Teilausverkaufes auffaſſen werde, und daß 
er mit Wiſſen und Willen die Erſtattung der Anzeige bei der Orts- 
polizeibehörde unterlaſſen hat. Wäre er dann troß dieſes Bewußtſeins 
der Meinung geweſen, der Verkauf ſei nicht anmeldepflichtig, fo hätte 
er ſich nur in einem unbeachtlichen Strafrechtsirrtum befunden (RGSt. 
45, 189; 63, 107). Fahrläſſig aber hätte der Angekl. gehandelt, 
wenn er in Wirklichkeit keinen Ausverkauf veranſtalten wollte, ſeine 
Ankündigung auch nicht für die eines Ausverkaufes hielt, aber ſich 
bei Anwendung der erforderlichen und ihm zuzumutenden Sorgfalt 
hätte ſagen müſſen, daß ſeine Ankündigung im Verkehr als Ausver⸗ 
kaufsankündigung verſtanden werden könne, 

(OLG. Dresden, Urt. v. 10. Nov. 1931, 2 OSt 129/31.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


11. 8 4 Ziff. 3 LebMittG. Die Bezeichnung von Wein- 
brand mit „Goldbrand“ ſtellt eine zur Täuſchung geeignete 
Bezeichnung dar. Hat der Angekl. feine Großabnehmer 
darüber aufgeklärt, daß fein „Goldbrand“ nicht Wein- 
brand ſei, aber Etiketten mit dem Aufdruck „Gold- 
brand“ beigelegt, fo iſt es ohne Bedeutung, daß die un- 
mittelbaren Abnehmer nicht getäuſcht werden konnten. f) 

Die Annahme, daß ſchon in der Bezeichnung „Goldbrand“ 
für einen einfachen Trinkbranntwein, wie ihn der Angekl. here 


fach ſo molluskenhaft, daß aus ihnen mit Notwendigkeit der oft 
beklagte Mangel an Rechtsſicherheit hervorgeht. Das wird ſich auch 
wieder bei dem im Entwurf vorliegenden Zugabenverbot zeigen. Das 
Dresdner OLGUrt. hat alſo recht, wenn es unter ſolchen Umſtänden 
die Sache an die Vorinſtanz zurückverweiſt und die Verurteilung auf⸗ 
hebt, wohl ſchon aus dem Geſichtspunkt des „in dubio pro reo“, 
Das Urt. entſpricht bezüglich der Hauptgeſichtspunkte der ſtändigen 
reichsgerichtlichen Rſpr., fo in dem Punkte, daß es nicht auf die Ber 
zeichnung „Ausverkauf“ in der Ankündigung ankommt, und in dem 
Punkt, daß es auf die Auffaſſung des Publikums ankommt, ob eine 
Ausverkaufsankündigung vorliegt oder nicht. Aber gerade letzteres iſt 
doch ein ſehr unſicheres Kriterium. Bei der fo ſchwierigen Unterſcheid⸗ 
barkeit von Sonderveranſtaltung und Teilausverkauf kann auch die 
Anſicht des Publikums nichts Maßgebendes ſein, und man kann auch 
auf die Entſch. des KG.: OLG Rſpr. 41, 2 hinweiſen, die den Begriff 
des Ausverkaufs für nicht gegeben erachtet, wenn in der Ankündigung 
kein Hinweis auf einen beſtimmten ausgeſonderten Warenvorrat liegt 
(Pinner⸗Elſter, Komm. S. 122). Jedenfalls aber ſcheint es mir 
zu weit zu gehen, wenn OLG. Dresden am Schluß des obigen Urt. 
fagt, der Angekl. handle fahrläſſig, wenn er ſich hätte ſagen müſſen, 
daß ſeine Ankündigung im Verkehr als Ausverkauf verſtanden werden 
„könne“ (. Was kann nicht alles vom Publikum falſch ver⸗ 
ſtanden werden! Und wie ſoll man vom Publikum verlangen, daß es 
den Begriff des Ausverkaufs genauer kenne als der Juriſt, der ſich 
damit quält! Hier gerät das Recht in eine Sackgaſſe, aus der nur Rück⸗ 
kehr zu größeren Geſichtspunkten den Ausweg finden kann. 
Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Zu 11. Das obige Urteil iſt zweifellos richtig. Wer für 
Branntwein das Wort Goldbrand verwendet, iſt ſich des An⸗ 
klanges dieſes Wortes an Weinbrand wohl bewußt. Da durch den 
VV. das Wort „Weinbrand“ an die Stelle des Wortes „Cognac 
getreten iſt, mußte die deutſche Spirituoſeninduſtrie das Wort 
Weinbrand für höchſte Qualitäten verwenden und infolgedeſſen für 
dieſes Wort eine jtarke Werbung entfalten. Damit iſt jede an 
das Wort Weinbrand anklingende Bezeichnung eine Angabe über 
die Beſchaffenheit, die, wenn es ſich nicht um hochwertige Ware 
handelt, unwahr iſt. Rel. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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geſtellt und in Verkehr gebracht hat, irreführend ſei, iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Die Feſtſtellung, daß die Kennzeichnung eines ein⸗ 
fachen Trintbranntweins als „Goldbrand“ — ohne nähere An⸗ 
gaben über Herkunft, Beſchaffenheit oder Zuſammenſetzung des 
Erzeugniſſes — mindeſtens eine beſondere Güte des Brand⸗ 
erzeugniſſes verheißt und geeignet iſt, in dem jeweilig in Be⸗ 
tracht kommenden Käuferpublikum die Vorſtellung zu erwecken, 
es handele ſich um einen hochwertigen Trinkbranntwein, einen 
Edel branntwein nach Art eines Weinbranderzeugniſſes, nicht 
aber um einen einfachen Trinkbranntwein, iſt vorwiegend tatſäch⸗ 
licher Art. 

Der Angekl. hat fein Erzeugnis unter der irreführenden Be⸗ 
zeichnung ausſchließlich an Groß⸗ und Kleinhändler zum Wei⸗ 
terverkauf an die Verbraucher abgegeben; er hat aber ſeinen 

endungen Etiketten mit dem Aufdruck „Goldbrand“ beigelegt, 
alſo gewollt, daß der Goldbrand auch als ſolcher an die weiteren 
Abnehmer verkauft werde. Bei dieſer Sachlage iſt der Vorder⸗ 
nichter zutreffend zu der Überzeugung gelangt, daß nach dem Willen 
es Angekl. die Bezeichnung „Goldbrand“ zum mindeſten dazu 
en konnte, die weiteren (mittelbaren) Abnehmer des Trink⸗ 
Sauntweins irrezuführen. Hiernach war es für die Entſch. der 
ganlbftage ohne Belang, ob die Möglichkeit der Irreführung der 

unden des Angekl. ausgeſchloſſen war, ſei es, daß fie als 
uchleute die wirkliche Beſchaffenheit des Goldbrandes kannten, 
ei es, daß fie von den Vertretern und Reiſenden des Angehl. 
eſſen Anweiſungen gemäß aufgeklärt wurden, daß der Gold- 
rand nur ein einfacher Trinkbranntwein war. Entſcheidend kam 
2s vielmehr nur darauf an, ob über die Bedeutung der Bezeich⸗ 
nie auch den weiteren Abnehmern gegenüber ge⸗ 

"gende Aufklärung gegeben worden iſt. 

(Och. Dresden, Urt. v. 10. Febr. 1932, 1 OSt 8/32.) 

Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


5,1%» S 11 Bet über Wohlfahrtspflege v. 15. Febr. 1917. 

jenentliche Sammlung zu mildtätigen Zwecken, wenn ſich 

Iemand brieflich an andere um Geldſpenden für eine Ver- 
nigung erwerbsloſer Kaufleute wendet. 


191 Die Einrede, daß die zeitliche Geltung der Bek. v. 15. Febr. 
8 auf die Dauer des Weltkrieges befchränkt ſei, iſt bereits vom 
rberrichter mit zutreffender Begründung widerlegt worden. Wenn 
für nach der Überſchrift der Bek. der Geſetzgeber zunächſt nur eine 
= die Kriegszeit beabſichtigte Regelung getroffen hat, ſo iſt die Bek. 
191 nach der VO. der Reichsregierung v. 28. Dez. 1918 (RGBl. 
1 80 16) und 8 1 ÜbergangsG. v. 4. März 1919 (NGBL. 285) 
972 b m, der Veröffentlichung des RM. v. 5. April 1919 (NAnz. 
G I. Beil.) und der Bek. des RWirtſchM. v. 22. Dez. 1919 
- Bl. 2138) auch nach Friedensſchluß weiter in Kraft geblieben. 
bie der zuſtändige NUM. von der Befugnis zu ihrer Aufhebung 
Ster keinen Gebrauch gemacht hat, gilt fie auch jetzt noch (vgl. 
m glein, Strafr. Nebengeſ., 5. Aufl., Bd. 1 S. 1002, Vorbem. 
er i. 1; RGSt. 57, 380; 60, 209; KG.: HöchſtRRſpr. 1, 358; 
ano NG St. 1927, 243). 
„Sa Zu Unrecht rügt die Rev. ferner, daß das LG. den Begriff der 
A ing verkannt habe. Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
bung orderrichters hat der Angel. eine Reihe von Firmen um ſchen⸗ 
bare weile Überlaffung von Geldfpenden zur Verwendung für be⸗ 
Sch ige und in Not geratene Mitglieder der Vereinigung „Die geiſtige 
der erwerbsloſen Kaufleute L.“, deren Vorſitzender er war, an⸗ 
ſchengen und die Spenden für die Vereinigung angenommen. Damit 
tät die ſämtlichen Begriffsmerkmale einer „Sammlung zu mild 
füll wecken” i. S. von $ 1 Abſ. 1 Bek. v. 15. Febr. 1917 er⸗ 
gig Auch den Begriff der „Öffentlichkeit“ hat das LG. nicht ver⸗ 
gegen enn diejenigen, von denen der Angekl. Geldſpenden ent⸗ 
abge Nehmen wollte, bildeten einen in ſich abgeſchloſſenen, beſtimmt 
fo grenzten Kreis von innerlich untereinander verbundenen Per⸗ 
be Der Umſtand, daß der Angekl. die Sammlung in der 
Steht debetrieb, daß er verſchloſſene Werbebriefe verſandte, 
ze . Annahme einer „öffentlichen Sammlung“ nicht entgegen. Zu 
ſchriſt ſtützt der Angekl. feine gegenteilige Meinung auf die Vor⸗ 
lungen in 8 3 unter c) der ſächſ. VO. über öffentliche Geldſamm⸗ 
ach 9 2 6. Nov. 1929 (GBl. 95). Dieſe Beſtimmung bezieht ſich 
er m nicht auf Sammlungen zu mildtätigen Zwecken, die von 
mehrerwahnten Bek. v. 15. Febr. 1917 geregelt werden. 
G. Dresden, Urt. v. 25. März 1931, 1 OSt 22/31.) 
Mitgeteilt von DStU. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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101 88 43 Ab. 1, 148 Ziff. 5 Gewo.; 88 1 Abſ. 1, 11 


15.8 el. über Wohlfahrtspflege während des Krieges 
0 95 ebr. 1917. Ein im Intereſſe von Erwerbsloſen vor- 
kein mener Zeitungsverkauf, aus dem für den Verkäufer 
ewinn erſtrebt wird, kann unter Umſtäanden als Zu- 
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widerhandlung nach der Bek. über Wohlfahrtspflege ſtraf⸗ 
bar ſein. 

Der Angekl. hat den Zeitungsverkauf, ohne für ſich ein Ver⸗ 
mögensentgelt erhalten oder erſtrebt zu haben, nur im Intereſſe 
der Erwerbsloſen vorgenommen. Wennſchon hiernach die Ver⸗ 
neinung „gewerbsmäßiger“ Tätigkeit und die Nichtanwendung der 
88 43 Abſ. 1, 148 Ziff. 5 RGewO. zur Beanſtandung keinen Anlaß 
bietet, ſo ergibt ſich doch nicht, daß der ohne polizeiliche Erlaubnis 
im alleinigen Intereſſe der Erwerbsloſen bewirkte 
öffentliche Zeitungsvertrieb auch unter dem Geſichtspunkte geprüft 
worden wäre, ob ein Verg. i. S. von 85 1 Abſ. 1, 11 Abſ. 1 
Ziff. 2 Bek. über Wohlfahrtspflege v. 15. Febr. 1917, die nach wie 
vor in Geltung iſt, in Betracht komme. 

In der neuen Verhandlung wird Klarzuftellen ſein, welchem 
Zwecke die Erträgniſſe des Zeitungsverkaufes zufließen ſollten. Ein 
„mildtätiger“ Zweck i. S. der bezeichneten Bek. würde dann aus⸗ 
zuſchließen ſein, wenn hierbei überwiegend politiſche oder wirtſchafts⸗ 
politiſche Ziele verfolgt worden wären. Unerheblich iſt dabei, ob der 
Wert der vertriebenen Zeitungen hinter dem von den Käufern ge⸗ 
zahlten Entgelte zurückblieb oder ihm entſprach (vgl. Steng- 
lein, Nebengeſ., 5. Aufl., Bd. I ©. 1003). 

(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Sept. 1931, 2 OSt* 60/31.) 
Mitgeteilt von OSt A. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 
Hamburg. 


14. 84 Leb Mitt.; 8 74 StGB. Vertrieb von Lebens- 
mittel unter irreführender Bezeichnung. f) 

Die Rev. iſt unbegründet, ſoweit ſie den Freiſpruch deshalb be⸗ 
kämpft, weil die Bezeichnung „feinſter deutſcher Edel⸗Kaviar“ ent⸗ 
gegen der Annahme des LG. irreführend ſei. Das LG. führt inſoweit 
aus, daß im Hinblick auf die Bezeichnung der Ware als deutſcher 
Kaviar niemand zu der Meinung kommen könne, ihm werde ruſ⸗ 
ſiſche Ware, ſei es von Störrogen oder anderem Fiſchrogen, an⸗ 
geboten. Kaviar aus deutſchem Stör (Störrogen) befinde ſich über⸗ 
haupt nicht mehr im Handel und jedermann wiſſe heute auch, daß 
der deutſche Kaviar nicht aus Störrogen hergeſtellt werde (ſondern 
aus irgendwelchem Fiſchrogen). Es könne alſo durch den Ausdruck 
„Deutſcher Edel⸗Kaviar“ auch niemand zu der Meinung kommen, daß 
die Ware Störkaviar (Störrogen) enthalte. Der Ausdruck „Edel“ 
bedeute nur eine beſonders gute Ware, und die Ware des Ungekl. 
verdiene nach der Beweisaufnahme dieſe Bezeichnung. Die Rev. be⸗ 
kämpft dieſe Ausführungen, weil dem Durchſchnittskäufer nicht be⸗ 
kannt ſei, daß deutſcher Störkaviar im Handel nicht mehr vor⸗ 
komme. Es möge nun zwar richtig fein, daß unter „Deutſchem Kaviar“ 
im allgemeinen Rein Störrogen (Kaviar aus Störrogen) ver⸗ 
ſtanden werde; aber die Schlußfolgerung, daß auch unter „Deutſchem 
Edel⸗Kaviar“ niemand Kaviar aus Störrogen verſtehen könne, 
ſei nicht begründet. Wenn jedoch, wie das LG. ohne erſichtlichen Ver⸗ 
ſtoß gegen Erfahrungsſätze tatſächlich feſtſtellt, Kaviar aus deutſchem 
Störrogen ſich überhaupt nicht mehr im Handel befindet und heute 
jedermann weiß, daß deutſcher Kaviar nicht aus Störrogen hergeſtellt 


Zu 14. Während im Wettbewerbsrecht die durch Gewöhnung, 
Herkommen und Vorurteile manchmal ganz eigenartigen Auffaſſungen 
des Publikums als das oft beſte Mittel zur Benachteiligung des Mit⸗ 
bewerbers von Bedeutung find, trägt das LebMittG. unmittelbar zum 
Schutz des Publikums dem Umſtande Rechnung, daß beim Genuß von 
Lebensmitteln mehr der Geſchmack als der Verſtand ſpricht. Der Schutz 
des Publikums in ſeinem Vorurteil hat ſich erſt allmählich in der 
Rſpr. zum LebMitt®. herausgebildet. Nach RGSt. 14, 428 betrachtet 
man als Verfälſchung von Lebensmitteln die Veränderung ihres nor⸗ 
malen Standes mit der Wirkung eines falſchen Scheins, ſei es, daß 
die Ware objektiv verſchlechtert wurde, ſei es, daß ſie unter Bei⸗ 
behaltung ihrer bisherigen Güte ein beſonderes Ausſehen erhielt. Die 
neueſte Rſpr. fügt nun dem Momente der objektiven Verſchlechterung 
und des beſſeren Ausſehens trotz Beibehaltung der Güte als weiteres 
Moment die Wirkung eines außerhalb der Ware liegenden gedank⸗ 
lichen Vorganges hinzu. Wie RGSt. 63, 63 ſchon bemerkt, führt dieſe 
Rſpr. zu einer Erſchwerung des techniſchen Fortſchritts im Gebiete der 
Lebensmittelherſtellung, und es fragt ſich, ob OLG. Hamburg nicht 
in dem vorliegenden Fall der Konſervierung von Kaviar durch Zuſaß 
von Benzoeſäure in der Rückſicht auf die Empfindungen des Publikums 
zu weit geht. In RGSSt. 63, 60 war die Verurteilung ſchon deshalb 
gerechtfertigt, weil die dort gewählte, vom Normalen abweichende 
Schokoladeüberzugmaſſe geeignet war, der Ware einen beſonderen An⸗ 
ſchein zu geben, weil die Überzugmaſſe verhinderte, daß man das 
Schlechtwerden der Ware erkannte. OLG. Dresden: JW. 1931, 1512 
hatte noch die „berechtigten“ Erwartungen des Publikums berückſich⸗ 
tigt. Die Rſpr., die auf dem Wege weiterſchreitet, den das obige Urteil 
weiſt, droht dieſe Rückſicht völlig außer acht zu laſſen. 

Soweit die Entſch. ſich mit der Bezeichnung: „Feinſter deutſcher 
Edel Kaviar“ befaßt, iſt ihr nichts hinzuzufügen. 

RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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wird, ſo liegt nichts dafür vor, daß die breite Menge der Verbraucher 
etwa unter deutſchem Edel⸗Kaviar eine aus Störrogen her 
geſtellte Ware verſtehen könnte. Es iſt vielmehr der Schluß nicht zu 
beanſtanden, daß der Ausdruck „Edel“ auch i. Verb. m. „deutſchem 
Kaviar“ nur die Güte der Ware im allgemeinen bezeichnet und von 
den Verbrauchern nur in dieſem Sinne verſtanden wird. 

Auch ſonſt laſſen die Ausführungen des LG., ſoweit ſie das Feil⸗ 
halten und Verkaufen unter der Bezeichnung „Feinſter deutſcher Edel⸗ 
Kaviar“ betreffen, keinen Rechtsirrtum erkennen. Insbeſ. kann es 
dem Angekl. auch nicht zum Nachteile gereichen, daß er der Bezeich⸗ 
nung der Ware nicht den Zuſatz „aus Seefiſchrogen hergeſtellt“ bei⸗ 
gefügt hat, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn dieſer Zuſatz handels- 
üblich fein ſollte. Inſoweit hat der Angekl. mit Recht darauf hin⸗ 
gewieſen, daß er dieſen Zuſatz gar nicht hätte gebrauchen dürfen, 
ſoweit der „Kaviar“ aus Rogen von Fluß- oder Teichfiſchen 
hergeſtellt war. 

Dagegen iſt der Freiſpruch nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
bisher nicht gerechtfertigt, ſoweit es ſich um die Verfalſchung durch 
den Zuſatz von Benzoeſäure (benzoeſaurem Natron) handelt. Inſoweit 
führt das Urt. aus: Benzoeſaures Natron ſei ein gutes in geſund⸗ 
heitlicher Beziehung gänzlich unſchädliches Konſervierungsmittel. Der 
deutſche Kaviar werde regelmäßig mit einem Konſervierungsmittel ver⸗ 
ſetzt, weil er ſich ſonſt nicht halte; der ruſſiſche Kaviar gelange ſtets 
mit einem Konſervierungsmittel nach Deutſchland. Der Angehl. habe 
auch im vorl. Falle den „äußerſt geringen“ Zuſatz von benzveſaurem 
Natron nur deshalb vorgenommen, um die Ware wirklich zu erhalten, 
nicht um eine Verſchlechterung zu verdecken. „Kein vernünftiger 
Käufer“, fo erklärt das Urt. anſchließend, „welcher weiß, was benzoe⸗ 
ſaures Natron iſt, wird etwas gegen den äußerſt geringen Zuſatz dieſes 
Mittels einzuwenden haben.“ Dieſe Ausführungen laſſen die Möglich⸗ 
keit offen, daß die Verbraucher, und zwar auch die, welche wiſſen, was 
benzoeſaures Natron iſt, derzeit tatſächlich eine gefühlsmäßige 
Abneigung gerade gegen die Verwendung von benzoeſaurem Natron 
haben, und zwar auch dann, wenn es nur in äußerſt geringer Menge 
zugeſetzt wird. Denn der hervorgehobene Satz der Urteilsgründe ſagt 
nur das mit hinreichender Deutlichkeit, daß vernünftigerweiſe 
gegen die Verwendung von benzoeſaurem Natron in äußerſt geringen 
Mengen nichts eingewendet werden kann. Darauf allein 
aber kommt es nicht an (RGSt. 63, 60 ff., 62, 63). Das LG. hätte 
vielmehr prüfen muüſſen, ob die breite Menge der Verbraucher derzeit 
einen — vom Standpunkte der Vernunft aus berechtigten oder un 
berechtigten — Widerwillen gegen den Gedanken hatte, benzoeſaures 
Natron ſelbſt in äußerſt geringen Mengen als Zuſatz zu Kaviar in 
ſich aufnehmen zu ſollen. Hierbei wird die bisher nicht erörterte Frage 
von Bedeutung fein, was benzoeſaures Natron tatſächlich iſt und wofür 
und wie es gewonnen wird. 


(OLG. Hamburg, Urt. v. 30. Nov. 1931, R II 360/31.) 
Mitgeteilt von RA. Julius Levy, Hamburg. 
E 


15. Bloße Werturteile fallen nicht unter den 8 4 
Un l WG. f) 

In Zeitungsanzeigen hatte der Angekl. mitgeteilt, er habe 
Kaffeeſäche zu verkaufen, die ſich zu einem ſtarken Handtuch 
ſtoff verwenden ließen; aus jedem Kaffeeſack ließen ſich leicht zwei 


Zu 15. An dem Urt. fällt das beſondere Gewicht auf, das 
auf den Begriff „Werturteil“ gelegt wird. Die Behauptung von 
der Eignung der Kaffeeſäcke als ſtarkem Handtuchſtoff, d. h. aus 
jeden Kaffeeſack ließen ſich zwei gute und brauchbare Handtücher 
anfertigen, jet — jo meint das OLG. — keine Angabe i. ©. des 
§ 4 UnlWG. Dabei überſieht es, daß der Gegenſatz Werturteil⸗ 
Tatſachenbehauptung, den es im Auge hat, bei 88 3, 4 Un. 
als überwunden gelten darf. Er hatte noch bei der Auslegung der 
entſpr. Norm des alten Wettbewerbsch. v. 1896 in der von „An⸗ 
gaben tatſächlicher Art“ die Rede war, ſeinen guten Sinn. Aber 
man ließ mit Grund i. J. 1909 die Worte „tatſächlicher Art“ bei 
88 3, 4 UnlWG. weg. 

Ein Zwang, uns mit dem Gegenſatz Tatſachenbehauptung und 
Werturteil auseinanderzuſetzen, beſteht heute im Wettbewerbs- 
recht nur bei der Anſchwärzung, bei $ 14 UnlWG., der vorausſetzt, 
daß über die Waren oder gewerblichen Leiſtungen eines anderen 
nicht erweislich wahre Tatſachen behauptet oder verbreitet wer⸗ 
den. Und es iſt uns zur Genüge bekannt, welche Schwierigkeit die 
Abgrenzung macht; es taucht die Frage auf, ob in einem Wert⸗ 
urteil eine Tatſachenbehauptung enthalten ſein kann (3. B. der 
Kaſſierer iſt unzuverläſſig, das Dienſtmädchen nicht ehrlich: man 
ſchließt auf konkrete Vergehen), wozu auf die reiche Judikatur zu 
§ 14 UnlWG. hingewieſen ſei (z. B. Callmann 8 14 Aum. Off.). 
Und ſoweit wirklich ein reines Werturteil vorliegt, mühen wir uns 
heute um die Frage: ob der Konkurrent zu ſolchem Werturteil be⸗ 
rufen iſt, deſſen Fällung der Fachkritik zuſtehen ſollte. Und wir 
find bei leichtfertigen Urt. genötigt, den zu eng geſteckten 8 14 
durch 8 1 Unl W. zu ergänzen. Kein Wunder, daß etwa Baum- 


gute und brauchbare Handtücher anfertigen. Die Angaben des 
Angehl. ſtellen ſich bloß als ein Werturteil dar und find keine 
Angaben i. S. des § 4 UnlWG. Solche Werturteile enthält jede 
Reklame. Niemand aus dem Publikum läßt ſich ernſtlich dadurch 
zu einem Kauf veranlaſſen, daß in einer Zeitungsannonce die an⸗ 
gebotene Ware als „gut“ bezeichnet wird. Das letztere gilt auch 
für die Anpreiſung, daß der Stoff ein „ſtarker“ Handtuchſtoff 
ſei; denn es iſt in der Anzeige nicht ſtarker Handtuchſtoff als 
ſolcher, ſondern es find Kaffee ſäcke zum Verkauf angeboten 
worden, und es iſt geſagt worden, daß ſie aus ſtarkem Handtuch⸗ 
ſtoff ſeien. Die Aupreiſung gibt alſo über die Herkunft der Ware 
und damit auch über ihre Veſchaffenheit hinreichend Auskunft. — 
Deun jeder weiß, daß Handtücher aus Kaffeeſäcken nicht ſolchen 
Handtüchern gleichwertig ſind, die aus Handtuchſtoff angefertigt 
ſind. Danach aber und bei dem geringen Preis der Ware fehlt es 
an einer Angabe, die zur Irreführung des Publikums geeignet it. 
(OLG. Kiel, Fer Sen., Urt v. 14. Aug. 1931, 8 69/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Bovenſiepen, Kiel. ) 


* 
Königsberg. 0 
16. 8 360 Nr. 11 StB. Grober Unfug durch Hiſſen 
einer Parteifahne auf einem öffentlichen Gebäude. 


Grober Unſug kann nicht nur durch Körperliche Einwirkung 
auf dritte Perſonen, ſondern auch durch ſeeliſche Beeinfluſſung be- 
gangen werden. Allerdings iſt nicht jede Verletzung bloßer Wer 
fühle zugleich ein Verſtoß gegen die allgemeine Verkehrsſitte. 
Durch politiſche Kundgebungen können deshalb in der Regel An⸗ 
dersdenkende in ihren Gefühlen nicht verletzt werden. Zu einer 
ſolchen Verletzung der Anſchauungen des Publikums können ſolche 
Kundgebungen nur durch beſondere Umſtände nach Form, Zeit und 
Art führen. Solche Umſtände liegen hier vor. Ein beträchtlicher 
Teil des Publikums Konnte über das bei politiſchen Kundgebungen 
gewohnte Maß dadurch beläſtigt werden, daß eine ausgeſprochene 
Parteifahne, wie es die Hakenkreuzfahne iſt, auf einem öffent“ 
lichen Schulgebäude, einer für Angehörige aller Parteirichtungen | 
beſtimmten Anſtalt, aufgezogen war. Dieſe Parteifahne mußte um 
fo ſtörender wirken, als fie am Verſaſſungstage aufgezogen wal, | 
an welchem jedermann bei einem öffentlichen Gebäude das Er⸗ 
ſcheinen der Reichsflagge gemäß den Anordnungen der Landes“ 
regierung erwartete. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 3. März 1932, S 46/32.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 611 8008. Enthält der Arbeitsvertrag Beſtimm⸗, 
über die Art der zu leiſt. Arbeit, fo find dieſe in erſtet 
Linie maßgebend. Andere Arbeiten ſind kraft des Direk⸗ 
tionsrechts des Arbeitgebers nur zu leiſten, ſoweit der 
Arbeitsvertrag keine entgegenſtehenden Vereinbarungen 
ergibt. Gegenüber der vertraglichen Verpflichtung zur 
Muſikaus führung als Pianiſt zuſammen mit nam entlich 
bezeichneten Mitſpielern, erſcheint die mit der Leitung 
des Schallplattenapparates zugemutete Arbeit als etwas 
gänzlich anderes. f) 


bach bei 8 14 Unl WG. den Gegenſatz Tatſache und Werturteil 
völlig verwirft (8 14 Anm. 4). Er geht darin zwar m. E. zu 
weit; aber ſicher iſt auch mir, daß eine ſinnvolle Auslegung des 
UNE. den Gegenſatz zwar im Rahmen des 8 14 als gegeben 
nehmen, aber dann überwinden und § 14 unter Zuhilfenahme des 
§ 1 Unl Wg. erweitern muß. 4 

Die Prädikate „gut“ und „ſtark“, die für den Handtuchſtoff 
in Anſpruch genommen werden, ſind ſolche, über deren Vorliegen 
in den beteiligten Kreiſen eine Verſtändigung möglich ſein muß und 
wird. Es muß daher dem Richter geſtaltet fein, feſtzuſtellen, daß 
unrichtige Angaben i. S. von 88 3, 4 Ul WJ. vorliegen. Woran 
es ſchließlich ankommt, iſt dann (von der ſubjektiven Seite ad’ 
geſehen) nur, ob dieſe unrichtigen Angaben „zur Irreführung ge 
eignet“ ſind. Und daran würde es in der Tat fehlen, wenn die 
nahme des OLG. zuträfe: „jeder weiß, daß Handtücher aus Kaffee 
ſäcken nicht ſolchen Handtüchern gleichwertig ſind, die aus Hand“ 
tuchſtoff per e find“. Völlig überzeugt kann ich mich freilich 
auch von dieſer Erwägung nicht erklären. 

Prof. Dr. E. Ulmer, Heidelberg. 


Zu 1. Das Erkenntnis ſteht grundſätzlich auf dem Stand. 
punkt der heute herrſchenden, m. E. wohlbegründeken Meinung! 


61. Jahrg. 1932 Heft 25/26 


9 Vom 1. Mai 1925 ab hat der Kl. als Pianiſt die Muſik in 
em Filmtheater des Bekl. zuſammen mit einem Violiniſten und 
einem Eelliſten ausgeführt. In dem ſchriftlichen Vertrag war be⸗ 
ſtimmt: „Herr B. übertragt und Herr W. übernimmt die Leitung 
und Ausführung der Mufik im Filmtheater W. zuſammen mit 
eier Paul B. und dem Celliſten Armin S., ebenfalls in 
„im Enſemble, ab 1. Mai 1925 unter den nachſtehenden Ver⸗ 
einbarungen: ... über Einzelheiten, die ſich in der Muſikleitung 
ergeben, iſt Verſtändigung zwiſchen den beiden Vertragſchließenden 
bürbeizuführen, die beide ihren Willen kundgeben, für eine 
zünſtleriſche Muſik beſorgt zu fein.” Am 15. Mai 1930 hat der 
Bekl. das Dienſtverhältnis zum 31. Mai 1930 gekündigt, weil 
er aus wirtſchaftlichen Gründen beabſichtigte, künftig die Mufik 
u den Filmvorführungen durch einen Schallplattenapparat aus- 
5 hren zu laſſen. Der Kl. machte geltend, daß die Kündigung auf 
1 909 des KündSchch. erſt zum 30. Sept. 1930 wirkſam ſei und 
lage auf Weiterzahlung des Gehalts. Der Bekl. wandte ein, 
daf der Kl. ſich grundlos geweigert habe, die ihm angebotene 
Führung der Schallplattenmujik zu übernehmen. Das Abo. hat 
en Bekl. antragsgemäß verurteilt. Nach dem Erlaß dieſes Urt. 
hat der Bekl. den Kl. am 7. Juli 1930 nochmals aufgefordert, 
lune Dienſte zur Verfügung zu ſtellen und die Führung des Mufik 
ſtebarates zu übernehmen unter ausdrücklicher Wahrung der be 
ubenden geſetzlichen und vertraglichen Leiſtungen. Da der Kl. ſich 
hnend verhielt, hat der Berl. die friſtloſe Entlaſſung aus» 
geſprochen. 
10 Das LArb(z. geht zugunſten des Kl. davon aus, daß die 
Abendliche Kündigung des Kl gem. J 622. BOB. und $ 2 
zulad chG. lediglich für den Schluß des dritten Vierteljahres 1930 
Sci war. Bedenken find hiergegen nicht zu erheben (vgl. auch 
die e. v. 29. Nov. 1930, 372/30). Das Web. hat trotzdem 
10 Beendigung des Vertragsverhältniſſes am 7. Juli 1930 ange- 
mmen, weil die Ausführung der dem Kl. angebotenen Tätigkeit 
525 ührung der Schallplattenmufik als ſog. Tonſteuerer dem Kl. 
Munuken und der Bekl. ſomit wegen der unberechtigten Wei⸗ 
ung der friſtloſen Entlaſſung des Kl. berechtigt geweſen ſei. 
enn auch im allgemeinen die Frage des Vorliegens eines 
n Grundes zur friſtloſen Kündigung eine der Nachprüfung 
„ ber RevJnſt. entzogene Tatfrage darſtellt, jo iſt doch die Frage, 
le anderweite Art der Arbeit von dem Arbeitnehmer verlangt 
rden kann, eine rechtliche Vorfrage. 
wach Die Rev. rügt, indem fie Verletzung des $ 611 BGB. geltend 
der h, in erſter Linie, daß der BerR. den Begriff der Leiſtung 
verſprochenen Dienſte, zu welcher der Kl. gem. 8 611 BGB. 
ei! verpflichtet geweſen ſei, verkannt habe. Die Dienſtleiſtung 
fh. ſei im Vertrage eindeutig feſtgelegt worden. Bei der dem 
85 am 7. Juli 1930 zugemuteten Tätigkeit habe es ſich aber 
n etwas grundlegend Verſchiedenes gehandelt. Es iſt der Rev. 
buiggeben, daß die Art der zu leiſtenden Arbeit in erſter Linie 
da die Einzel- (oder Kollektiv⸗) Vereinbarung beſtimmt wird und 
andere Arbeiten kraft des Direktionsrechtes des Arbeitgebers 
Korff em Arbeitnehmer — von einem vorliegend nicht gegebenen 
be alle abgeſehen — nur zu leiſten ſind, ſoweit der Arbeits- 
ag, keine entgegenſtehenden Vereinbarungen ergibt. Enthält 
Arb Arbeitsvertrag Beſtimmungen über die Art der zu leiſtenden 
eit, ſo ſind dieſe in erſter Linie maßgebend. 
herd m vorliegenden Fall war der Kl., wie die Rev. mit Recht 
AufanDebt, zur Leiſtung und Ausführung der Muſik als Pianiſt 
nen mit namentlich bezeichneten Mitſpielern, dem Violiniſten 
em Celliſten, im Enſemble verpflichtet worden. 
klar LuArbch. hat dieſer vertraglichen Beſtimmung, welche 
nd eindeutig iſt, und eine andere Auslegung nicht zuläßt, 
blatte Rechnung getragen. Die dem Kl. mit der Leitung des Schall⸗ 
gegen arates als Tonſteuerer zugemutete Arbeit erſcheint dem- 
ber als etwas gänzlich anderes. 
Tot le dem Kl. nach dem Vertrage zugewieſene Stellung und 
Be war die eines ſelbſtſchaffenden Künſtlers. Dey Kl. follte 
weich aniſt und als Leiter des Enſembles Mufik zu Gehör bringen, 
he den Charakter künſtleriſcher Muſik zu tragen hatte. Auf 
ünſtleriſche Betätigung als Spieler und Spielleiter war 


wichti 
0 gige 
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Dem 


liche Arbeitnehmer kann Arbeit von anderer als der vertrag⸗ 
einem fllt in Notfällen zugemutet werden. Abgeſehen von 
duschen, der hier zweifellos nicht in Frage ſtand, iſt die 
Glaus ung anderer Arbeit zwar dann im Rahmen von Treu und 
wohl zuläſſig, wenn ſie der urſprünglich vereinbarten 
ch gleichartig, aber nicht, wenn fie „gänzlich an⸗ 
iſt. Und bei der Frage, ob ſolche Andersartigkeit vor⸗ 
8 a den nach der durchaus beifallswerten Annahme des 
öheren ht nur wirtſchaftliche und mechaniſche, ſondern, insbeſ. bei 
Angeſtellten, auch ideelle, hier künſtleriſche, Geſichts⸗ 
es Ange Betracht. Daß ſolche in unſerem Fall durchaus zugunſten 
geſtellten ſprachen, wird vollauf überzeugend dargelegt. 


Geh. IR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 
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Wert gelegt worden. Es handelt ſich auch bei dem Kl. nicht um 
einen Spieler von untergeordnetem Rang, bei welchem Charakter 
und Art ſeines Spiels Nebenſache waren; vielmehr hatte der Kl. 
nach den Feſtſtellungen des BerR. Muſik ſtudiert und war muſi⸗ 
kaliſch gut befähigt und zur Leitung eines hünſtleriſchen Zu⸗ 
ſammenſpiels imſtande. Die dem Kl. angeſonnene neue Tatigkeit 
blieb aber vorwiegend die Bedienung eines mechaniſchen Appa⸗ 
rates, wenn fie auch muſikaliſche Kenntniſſe und Feingefühl er⸗ 
forderte. Der eigene Einfluß auf die künſtleriſche Geſtaltung der 
Muſik ſelbſt auf Tonbildung, Vortrag und Zuſammenſpiel wurde 
ausgeſchaltet. Der Kl. ſollte nicht mehr als ſelbſtſchaffender 
Künſtler, ſondern als muſikaliſcher Vorführer von Grammophon⸗ 
platten beſchäftigt werden. Dies bedeutete aber das Aufgeben der 
eigenen künſtleriſchen Betätigung und mithin nicht nur ein Herab⸗ 
ſteigen in künſtleriſcher Betrachtungsweiſe, fordern eine völlig 
andere muſikaliſche Betätigung. Wenn auch Schallplatten und 
Tonfilm heutzutage zu der Mechaniſierung der Muſil in weitem 
Umfang geführt haben und die muſikaliſchen, künſtleriſchen Be⸗ 
dürfniſſe eines großen Teiles des Volkes befriedigen, jo it trotz⸗ 
dem ein grundlegender Unterſchied mit der vom Künſtler ſelbſt 
geſpielten lebendigen Muſik nicht zu verkennen. 

Dem Kl. konnte daher nach dem maßgebenden Vertrage die 
Betätigung als Tonſteuerer nicht angeſonnen werden, und er war 
berechtigt, dieſe Arbeit abzulehnen. 

(RArbch., Urt. v. 16. Mai 1931, RAG 643/30. — Leipzig.) (A.] 
= RarbG. 8, 282; BeushSamml. 12, 261.) 
* 
88 631 f., 649, 12 BGB.; 88 2 Abſ. 2, 9 LitUrhG. 

1. Der Vertrag des Toufilmkünſtlers ift Dienſtvertrag, 
nicht Werkvertrag. Auslegung der Allgemeinen Anftel- 
lungs bedingungen für Schaufpieler ujw. 

2. Die geltende Rechtsordnung kennt kein „allgemeines 
Perſönlichkeitsrecht“, ſondern nur bejondere, geſetzlich 
geregelte Perſönlichkeitsrechte. Namensſchutz im Tonfilm. 
9 12 BGB. 

3. Der 8 2 Abſ. 2 LitUrhG. gilt nicht für Tonfilm⸗ 
ſpieler. Anwendung des 89 Lit UrhG. 7) 

Der Kl., ein in weiten Kreiſen bekannter Geigenvirtuoſe, iſt 
auf Grund Beſtätigungsſchreibens v. 27. Nov. 1928 als „Darſteller 
und Tonkünſtler“ für die Rolle des Paganini in einem von der Bekl. 
hergeſtellten Tonfilm angenommen worden. 

Der Kurze Film war einer der erſten in Deutſchland auf⸗ 
genommenen Tonfilme. Als Filmdarſteller war der Kl. noch nicht 
tätig geweſen. Das die Anſtellung beſtätigende Schreiben beſtimmte 
im einzelnen: „Die Vertragszeit beginnt vorausſichtlich am 28. Nov. 
1928 und endet vorausſichtlich am 4. Dez. 1928. Ich erhalte ein 
Honorar von 3000 RM (i. W. Dreitauſend N. ) vier Aufnahme⸗ 
tage pp. Ich erkläre Ihnen, daß ich für die vorſtehend verabredete 
Zeit keinerlei Verpflichtungen eingegangen bin. Beſondere Ver⸗ 
einbarungen: Für die Aufnahme find die Tage: 28., 29., 30. Nov. 
und ber 4. Dez. vorgeſehen pp. An den Drehtagen ſtehe ich Ihnen 
von morgens 8 Uhr bis zur Beendigung der Aufnahmen zur Ver⸗ 
fügung. Ich unterwerfe mich den Allgemeinen Auſtellungsbedingungen' 
Ihrer Geſellſchaft, von denen ich ein Exemplar erhalten habe.“ 

Die in dem Schreiben für Nachaufnahmen vorgeſehen geweſenen 
Beſtimmungen find durchſtrichen. Die in Bezug genommenen „All⸗ 
gemeinen Anſtellungsbedingungen“ (Allg Anſt Bed.) der Bekl. enthalten 
unter anderen folgende Beſtimmungen: 

„§ 3. Rechte am Film, Photo und Namen. 

1. Alle Urheber- und Vertriebsrechte am Film und der zum 
Film gehörigen Photos, Entwürfe und Skizzen ſtehen lediglich der 
Firma zu, ohne Rückſicht auf die von dem Künſtler geleiſtete 
Mitarbeit. 

2. Der Künſtler überträgt hiermit der Firma das Recht, ſeinen 
Namen und ſeine Bilder i. Verb. m. der Verwertung der Filme und 
der Propaganda zu verwenden. 

3. Die Entſcheidung über die inhaltliche, künſtleriſche und 


aD 
m. 


Zu 2. Wie der Kl. angeſichts des völlig klaren Wortlauts des 
85 Ziff. 1 AllgAnſt Bed. ſich zu dem Verlangen einer Vergütung 
für Nachaufnahmen für berechtigt halten konnte, iſt ſchwer erfindlich. 
Kl. hatte ſich durchaus dem Belieben der Bekl. unterworfen, ob 
und in welchem Umfang ſie ihn in der Rolle des Paganini verwenden 
wollte; nahm ſie ihn für Nachaufnahmen nicht in Anſpruch, ſo 
handelte ſie im Rahmen des Vertrages, ohne ſich im entfernteſten 
eines Verſtoßes gegen Treu und Glauben ſchuldig zu machen. Daran 
würde auch die Charakterifierung des Vertragsverhältniſſes als eines 
Werkvertrages nichts ändern. Auch den Werkvertrag können die 
Parteien innerhalb der geſetzlich zuläſſigen Begrenzung mit be⸗ 
liebigem Inhalt füllen: der Anſpruch auf Vergütung kann, auch wenn 
auf ihn die 88 631, 632, 649 BOB. zur Anwendung kommen ſollten, 
im Einverſtändnis der Parteien von einer zugunſten des Bekl. feſt⸗ 
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techniſche Geſtaltung des Films und der einzelnen Rollen ſteht aus⸗ 
ſchließlich der Firma zu. 

4. pp. 

85. Beſondere Beſtimmungen. 

1. Kein Beſchäftigungszwang. Die Firma behält ſich 
ausdrücklich vor, den Künſtler gegebenenfalls in einem anderen Film 
bzw. einer anderen Rolle zu beſchäftigen, auch wenn ſeine Tätigkeit 
bereits begonnen hat. Die Firma übernimmt keine Verpflichtung, 
die Dienſte des Künſtlers überhaupt in Anſpruch zu nehmen, ſondern 
behält ſich vor, ſelbſt nach Beginn der Tätigkeit, auf ſeine Dienſte zu 
verzichten. Der Künſtler hat in dieſem Falle nur Anſpruch auf die 
vereinbarte Vergütung, ſoweit dieſe nicht aus ſonſtigen Gründen in 
Wegfall kommt. 

2. Ausſchließliches Beſchäftigungsrecht der Firma. 
Der Künſtler iſt verpflichtet, während der ganzen Vertragszeit der 
Firma ausſchließlich und zwar von 8 Uhr vormittags bis zur Be⸗ 
endigung der Aufnahmen zur Verfügung zu ſtehen. 

pp. 

3. Vertrags verlängerung. Iſt eine Verlängerung der 
Aufnahmezeit aus einem irgendwie gearteten Grunde erforderlich, ſo 
iſt der Künſtler verpflichtet, ſich weiter zur Verfügung zu ſtellen. 


pp. 
Auch für die weitere Tätigkeit gelten die Allg Anſt Bed. 


Der Kl. iſt an den vier Aufnahmetagen beſchäftigt worden und 
hat das Honorar von 3000 AH erhalten. Es waren noch Nachauf⸗ 
nahmen an drei Aufnahmetagen erforderlich geworden, bei denen 
jedoch kein Geigenſpieler notwendig war. Die Bekl. ließ in dieſen 
Aufnahmen einen Filmſchauſpieler, filmtechniſch double genannt, auf⸗ 
treten, der eine tägliche Gage von 35 AM erhielt. Die Aufnahmen 
des double erfolgten ſo, daß es, ſoweit als möglich, vermieden 
wurde, den Künſtler von vorn zu zeigen. Im Vorſpann zu den 
Filmſtreifen war zunächſt angegeben: „Paganini: W.“, in ſpäter 
hergeſtellten Filmſtreifen mit Rückſicht auf die vom Kl. erhobenen 
Beſchwerden: „Violine: W.“. 5 

Der Kl. hat vorgetragen, er habe ſich für die Nachaufnahmen 
zur Verfügung gehalten, die Bekl. ſei deshalb verpflichtet gemäß 
85 Ziff. 1—3 Allg Anſt Bed., ihm die Gage auch für die Nach- 
aufnahmen zu zahlen. Die Bekl. habe ferner ſein Namens- und Ur- 


gerufen habe. 

Der Kl. hat im erſten Rechtszuge beantragt, die Bekl. zu 
verurteilen, 

a) dem Kl. für drei Aufnahmetage, an denen ohne feine Mit- 
wirkung die Aufnahmen zum Film „Paganini“ fortgeſetzt worden 
find, je dreimal 750 AM, 2250 KN, nebſt Zinſen v. 7. Dez. 1928 
an zahlen; 

b) an die geſamte Filmpreſſe, an das „Berliner Tageblatt“ und 
an die „Weltbühne“ eine Mitteilung in einem vom Gericht feſt⸗ 
zuſetzenden Wortlaut zu richten, in welcher das Ausmaß möglichſt 
genau bezeichnet wird, in welchem der Kl. in eigener Perſon im 
Tonfilm „Paganini“ erſcheint; 

e) dem Kl. den Schaden zu erſetzen, den er durch die in bezug 


geſtellten Poteſtativbedingung abhängig gemacht ſein. Daß es 
ſich bei dem Anſtellungsvertrag des Kl. in der Tat um einen Dienſt⸗ 
und nicht um einen Werkvertrag handelte, dürfte übrigens ſchon 
daraus hervorgehen, daß die Tätigkeit des Kl. bei der Film⸗ 
herſtellung keine ſelbſtändige Bedeutung beſaß, ſondern nur im 
Zuſammenhang mit den zahlreichen anderen Leiſtungen der bei dieſer 
Herſtellung mitbeteiligten Perſonen bedeutungsvoll wurde (Eck- 
ſtein, Film⸗ und Kinorecht 90). 

Auch die weiteren Anſprüche des Kl. ſcheitern an ſeiner Unter⸗ 
werfung unter die Allg AnſtBed. Indem der Kl. der Bekl. durch 9 3 
Ziff. 2 eine Namens⸗ und Bildlizenz i. Verb. m. der Verwertung der 
Filme und durch 83 Ziff. 3 die Entſcheidung über die inhaltliche, 
Rünftlerifche und techniſche Geſtaltung des Filmes überließ, fügte 
er ſich der Verwendung ſeines Namens für die ganze Rolle des 
Paganini im Film, obwohl ſie in einigen Bildern, in denen Paganini 
nicht gerade als Geigenſpieler auftrat, durch einen anderen als den 
Kl., den ſog. double, dargeſtellt wurde. Die Verwendung eines 
double bei Szenen von untergeordneter Bedeutung und bei Fern⸗ 
aufnahmen iſt im Film ſtets üblich geweſen (vgl. den Vertrag mit 
einem Prominenten Ziff. 11 bei Eckſtein S. 460), ſie gehört zur 
künſtleriſchen und techniſchen Geſtaltung eines Films, ſie verletzt, 
auch wenn der double nicht genannt, ſondern wenn auch für deſſen 
Bilder in der Öffentlichkeit der Anſchein erweckt wird, daß es ſich 
dabei um Darſtellungen des Kl. handle, weder auf dem Gebiet des 
Namens- noch des Bildnisrechts ein Intereſſe des letzteren. Auch der 
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auf feine Perſon unzutreffenden Ankündigungen des Films „Page“ 
nini“ erlitten hat. 

Die Bekl. hat um Klageabweiſung gebeten und vorgetragen, 
ſie ſei nicht verpflichtet geweſen, den Kl. bei den Nachaufnahmen 
zu beſchäftigen. Aus dieſem Grunde und weil auch eine Beſchäftigung 
nicht ſtattgefunden habe, entfiele jeder weitere Honorarauſpruch. 
Kl. habe auch wegen verſchiedener Konzerte erſt nach Ablauf von 
8—10 Tagen zur Verfügung ſtehen können, eine fo lange Ber 
zögerung ſei aus techniſchen Gründen nicht möglich geweſen. Die der 
Höhe nach zudem völlig überſetzte Forderung des Kl. ſei auch mn“ 
berechtigt, weil die urſprünglich vorgeſehenen Aufnahmetage wegen 
Verſchuldens des Kl. nicht ausgereicht hätten. Das Spielen des 
ſtummen Teiles durch einen double ſei bei Tonfilmen durchaus 
üblich und auch in vielen Fällen unentbehrlich. Bei dem Film habe 
es ſich nur darum gehandelt, die hohe Geigenkunſt des Kl. zum 
Ausdruck zu bringen. Sie — die Bekl. — ſei auch auf Grund 
des Vertrages berechtigt, den Namen des Kl. in der geſchehenen 
Weiſe zu verwenden und ausſchließlich für die ganze Filmrolle zu 
nennen. Irgendein namhaftes Intereſſe des Kl. ſei nicht verletzt. 

Der Kl. hat demgegenüber behauptet, daß die Nachaufnahmen 
erforderlich geworden wären als Folge des damals noch unzu⸗ 
reichenden techniſchen Aufnahmeapparates. 

Das Arbcf. hat die Berl. zur Zahlung von 2250 K.. 
nebſt Zinſen verurteilt und im übrigen die Klage abgewieſen. Beide 
Parteien haben Berufung eingelegt. Die Bekl. hat völlige Abweiſung 
der Klage begehrt. Der Kl. hat außer dem zu b in erſter Inſtanz 
geſtellten Antrage beantragt: 

2. Die Behl. zu verurteilen: 

a) in den Ankündigungen und Programmen und ſonſtigen 
öffentlichen Bekanntmachungen, welche ſich auf den Tonfilm „Page 
nini in Venedig“ beziehen, ſowie in dem Film ſelbſt jeden Hinweis 
zu unterlaſſen, welcher den Irrtum zu erregen geeignet ift, als wenn 
der Kl. in einem Bilde mitgewirkt hat, in welchem er tatſächlich 
nicht mitgewirkt hat, 

b) ſeinen Namen als Darſteller des Paganini für alle Bilder 
anzugeben, in denen er die Rolle des Paganini tatſächlich ge 
fpielt hat. 8 

Den zunächſt ebenfalls geſtellten Antrag auf Schadenserſatz hal 
der Kl. im Laufe der 2. Inſtanz zurückgenommen. 

Das LUG. hat nach Anhörung des Filmes und Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen die Berufung des Kl. zurück 
gewieſen und auf die Berufung der Bekl. die Klage ganz abgewieſen, 

Die vom Kl. eingelegte Rev. war erfolglos. 

I. Soweit der Berg. die Klage auf Zahlung des Honorars 
für Nachaufnahmen abgewieſen hat, rügt die Rev. Verletzung des 
8242 BGB. Sie macht geltend, das LArbGf. habe den Vertraß 
zwiſchen den Parteien dahin ausgelegt, daß der Kl. kein Recht 
auf die Beſchäftigung oder auf Vollendung der einmal begonnenen 
Tätigkeit gehabt habe; dieſe Auslegung beachte nicht, daß der Kl. 
nicht für irgendeine Tätigkeit innerhalb der Darſtellung der Rolle 
des Paganini, ſondern für die ganze Rolle verpflichtet worden je 
Der Kl. habe ſomit einen Anſpruch auf Durchführung der ganzen 
Rolle gehabt. Wenn Kl. nach 8 5 Allg Anſt Bed. auch keinen Auſpruch 
auf Beſchäftigung gehabt habe, fo habe er doch gemäß 8 5 
Ziff. 1 Satz 3 Auſpruch auf die vereinbarte Vergütung behalten. 
Nach 8 5 Ziff. 3 ſei der Kl. verpflichtet geweſen, ſich auch über den 
4. Dez. 1928 hinaus, für weitere Aufnahmen zur Verfügung 3u 
ſtellen, fofern eine Verlängerung der Aufnahmezeit erforderlich war 
Mit der im Schreiben v. 27. Nov. 1928 vereinbarten Vergütung 


star ſteht nicht außerhalb der allgemeinen Rechtsordnung. Will er aus 
einer Intereſſenverletzung Anſprüche herleiten, ſo muß er zunächſt 
das Vorliegen einer ſolchen Verletzung dartun: daran mangelt es 
aber im vorliegenden Fall. . 
An dieſem Ergebnis würde ſelbſt ein allgemeines Perſönlichkeits“ 
recht, den ja bisher die Anerkennung verſagt geblieben fit, nichts 
ändern. Auch ein ſolches Perſönlichkeitsrecht wäre mit einer ver 
traglichen Einſchräukung ſeiner Ausſchlußwirkungen verträglich! 
auch ihm gegenüber würde alſo 8 3 Ziff. 2, 3 Allg AnſtBed. durch“ 
reifen. 
j Reſtlos beizuſtimmen iſt auch den Ausführungen des RArbch. 
die einem urheberrechtlich fundierten Anſpruch des Kl. die An 
erkennung verſagen. Soweit ein ſolcher Anſpruch überhaupt in Frage 
käme, würde er im vorliegenden Fall wiederum hinter der Freihet 
der Bekl., den Film gemäß § 3 Ziff. 3 Allg Anſt Bed. nach ihrem 
Belieben inhaltlich, künſtleriſch und techniſch zu geſtalten, zurück 
zutreten haben. Selbſtverſtändlich hat dieſe Freiheit die ihr nach Treu 
und Glauben gezogenen Grenzen zu beachten. Die Verwendung de 
double in Szenen, in denen der Kl. perſönlich nicht mitgewir . 
hatte, ſondern die aus Nachaufnahmen ohne feine Teilnahme er 
wachſen waren, fiberfchreitet dieſe Grenzen nicht: dieſe Szenen ſind 
Zuſätze i. S. des 89 Litlirhcß., die durch das Weſen des 1 
filmes geboten waren, deren Hinzufügung ſich alſo der Kl. auch a 
„Bearbeiter“ nicht widerſetzen durfte. 5 
Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 
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fet nur die Tätigkeit für vier Aufnahmetage abgegolten geweſen. 
Es widerſpreche Treu und Glauben, wenn Kl. ſich zur Verfügung 
halten mußte, ohne hierfür irgendeine Vergütung verlangen zu 
können. Falls Kl. ſich nicht zur Verfügung gehalten hätte, würde 
er ſich ſchadenserſatzpflichtig gemacht haben, dem entſpräche auf der 
anderen Seite nach §8 242 BGB. ein Anſpruch auf Vergütung. 
„Die Rüge iſt unbegründet. Mit Recht iſt der Bert. von der 
Seftimmung des 85 Ziff. 1 Allg AnſtBed. ausgegangen und hat 
ausgeführt, daß auf Grund des urſprünglichen Vertrages für den 
l. kein Anſpruch beſtanden habe, über den feſtgeſetzten Umfang 
hinaus, für die Nachaufnahmen herangezogen zu werden. Die verein⸗ 
barte Vergütung von 3000 RM ſei nur im Hauptvertrage vorgeſehen 
worden. Die Gewährung einer Vergütung für Nachaufnahmen habe 
erſt dann in Frage kommen können, wenn die Tätigkeit des Kl. 
für Nachaufnahmen überhaupt in Anſpruch genommen worden ſei. 
erit dann würde der Anſpruch auf eine weitere Vergütung bei nach⸗ 
mäglichem Verzicht auf die Leiſtung entſtanden ſei. Auch aus der 
Streichung aller vorgedruckten und eingefügten Beſtimmungen über 
achaufnahmen in dem Beſtätigungsſchreiben ergebe ſich, daß die 
1 ereinbarung einer Gage für Nachaufnahmen überhaupt nicht er⸗ 
folgt ſei und auch nicht hätte erfolgen ſollen. 
„ Dieſe Auslegung des Vertrages und der Allgenſt Bed., welche 
55 als typiſche anzuſehen find, iſt rechtlich möglich. Sie ver⸗ 
12 nicht gegen Treu und Glauben (8 242 BGB.). Die Rev. be⸗ 
we nicht, daß im Vertrage ein Honorar ausdrücklich nur für 
0 Aufnahmetage feſtgeſetzt worden war, für welche beſondere 
walendertage vorgeſehen wurden. Eine „Vertragsverlängerung“ konnte 
gegenüber nicht ohne weiteres in Frage kommen, ſondern nur, 
ir der BerR. in möglicher Auslegung des Vertrages feſtſtellt, 
„un die Bekl. die Kraft des Kl. für weitere Aufnahmetage in An⸗ 
Pic nahm. Das iſt nicht geſchehen. Damit entfiel aber auch die 
Au icht des Kl., ſich weiterhin zur Verfügung zu ſtellen. Dieſe Pflicht 
and von vornherein noch nicht, weil nicht feſtſtehen konnte, 
in erhaupt Nachaufnahmen erforderlich fein würden. Es wäre 
* auch pöllig ungewiß geweſen, für welchen weiteren Zeitraum 
gl. Al, ſich zur Verfügung halten ſollte. Dementſprechend hat der 
vier im Hauptvertrage auch nur erklärt, daß er für die für die 
a Aufnahmetage vorgeſehene Zeit keinerlei anderweite Verpflich- 
Beiden eingegangen ſei. Brauchte ſich aber der Kl. nur dann zur 
ſäc Apung au stellen, wenn feine Tätigkeit für Nachaufnahmen tat« 
9 3 in Anſpruch genommen wurde, ſo widerſpricht es nicht Treu 
0 lauben, wenn ein Anſpruch auf Vergütung erſt in dieſem Falle 
nd. Im übrigen iſt die vom Berg. vorgenommene Auslegung 
achprüfung durch das Rev. entzogen. Es iſt daher nicht darauf 
Wen ehen, ob der Kl. für beliebige weitere Aufnahmen bis zur 
ba ndigung der ganzen Rolle oder — wie der Ber. feſtgeſtellt 
> nur für eine Tätigkeit in einem feſt beſtimmten Umfange 
7 nommen worden war. Daß in dem Vertrage von einer nur 
ar altchtlichen‘ Beendigung am 4. Dez. geſprochen wird, ſteht der 
10 gung des BerR. nicht entgegen. Eine Pflicht der Bell, bie 
aal des Kl. auch im Falle einer Vertragsverlängerung in An⸗ 
IM ch zu nehmen, beſtand nicht, wie ſich ohne weiteres aus § 5 Ziff. 3 
O Auſtched. ergibt. 
6 er weiterhin von der Rev. gerügte Verſtoß gegen die 88 631, 
a SGB. liegt nicht vor. Wie das RG. und das NE. 
Ihiefe holt ausgeſprochen haben, ſtellt der Vertrag des Filmſchau⸗ 
5 5 einen Dienſtvertrag und nicht einen Werkvertrag dar (RArbcg. 
Arth Juli 1928, 96/281); 2, 136 und v. 5. Jan. 1929, 299/282): 
N r. 1929, 296). Das gleiche muß für den Anſtellungsvertrag 


er 


einen 4 gelten; es kann keinen Unterſchied machen, daß er in 
zu Tonfilm mitwirkte. Der Kl. ſtellte feine künſtleriſchen Dienſte 
erſt j rfügung; auf dieſe kam es an, nicht auf den Erfolg, der ſich 

in der Filmaufnahme verkörperte. Die Abweiſung der Kl. auf 
anſtanden eines weiteren Honorars iſt daher rechtlich nicht zu be⸗ 


der — 1. Auch die weiteren Anſprüche des Kl. erſcheinen auf Grund 
auf gelfteltungen des BerR. nicht begründet. Soweit der Kl. fie 
rechts e Verletzung eines allgemeinen ihm zustehenden Perſönlichkeits⸗ 
Vorin geſtützt hat, iſt dieſe Begründung ohne Rechtsverſtoß von den 
iſt für N abgelehnt worden. Ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht 
8 ie geltende Rechtsordnung nicht anzuerkennen. Nach ihr gibt 
beſondere geſetzlich geregelte Perſönlichkeitsrechte wie bei- 
jönlicreiſe das Namensrecht, das Recht am eigenen Bilde, die per⸗ 
itsrechtlichen Beſtandteile des Urheberrechts (RG. 113, 414). 

don de Eine Verletzung des Namensrechts iſt ohne Rechtsverſtoß 
darin, d., Verdi. verneint worden. Die Rev. erblickt den Verſtoß 
Nicht daß der Werft, unr geprüft habe, ob der Kl. ſich durch die 
darum nung beſchwert fühlen konnte, während der Streit ſich 
hebreht habe, daß der Kl. für die geſamte Rolle des Paganini 

i rden ſei, obwohl er fie nicht im vollen Umfang bargeſtellt 
deren Lei urch ſei der Name des Kl. für eine andere Perſon und 
Recht ung verwandt worden; daß der Kl. hierzu der Bekl. das 
— angeräumt habe, ergebe der Vertrag nicht. Der BerR. ſei 
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ſomit zu Unrecht in Verkennung der geſetzlichen Beſtimmungen davon 
ausgegangen, daß das Verfahren der Bekl. grundſätzlich zuläſſig ſei. 

Es iſt davon auszugehen, daß, obſchon das Namensrecht ſelbſt 
in Abtrennung von der Perſon des Berechtigten an einem anderen 
nicht abgetreten werden kann, es doch zuläſſig iſt, durch ſchuldrecht⸗ 
lichen Vertrag die Benutzung des eigenen Namens einem anderen 
zu geſtatten. Durch einen derartigen Vertrag wird das Verbietungs⸗ 
recht des Namensträgers aus 8 12 BGB. ausgeſchloſſen (RG.: JW. 
1927, 11718). Der Vorderrichter hat in Auslegung des Vertrages 
feſtgeſtellt, daß der Kl. der Bekl. das Recht übertragen hat, ſeinen 
Namen bei der Propaganda zu gebrauchen. 8 3 Ziff. 2 Allg AnſtBed. 
beſtimmt auch ausdrücklich, daß die Firma das Recht hat, den 
Namen des Künſtlers i. Verb. m. der Verwertung des Films und in 
der Propaganda zu verwenden. Dieſe Verwendungsbefugnis iſt ganz 
allgemein ausgeſprochen. Der Bert. iſt ſomit zu Recht in erſter 
Linie davon ausgegangen, daß der Gebrauch des Namens des Kl. 
kein objektiv widerrechtlicher, ſondern ein befugter war. Wenn der 
BerR. nunmehr prüft, ob die Bekl. durch die Nichtnamhaftmachung 
des double die Grenzen der ihr übertragenen Rechtsbefugnis über⸗ 
ſchritten habe, ſo verkennt der BerR. keineswegs, daß entſcheidend 
iſt, ob das eingeräumte Gebrauchsrecht auch für die Teile des Filmes 
galt, in denen an Stelle des Kl. der double als ſtummer Schauſpieler 
auftrat. Der BerR. ſtellt in möglicher Auslegung des Vertrages feſt, 
daß der Kl. wegen ſeiner Geigenkunſt angenommen worden war 
und als Geigenkünſtler ſeinen Namen einzuſetzen hatte, derart, daß 
die ſchauſpieleriſche Leiſtung demgegenüber zurücktrat, zumal der 
Kl. als Schauſpieler unbekannt war. Der Bert. hebt hervor, daß 
es deshalb unzuläſſig geweſen ſei, das Geigenſpiel eines anderen 
unter dem Namen des Kl. einzufügen; daß dies aber für die Ein⸗ 
fügung des double zur Ergänzung der ſchanſpieleriſchen Leiſtung 
nicht gelten könne. Der Ber. ſtellt in dieſer Beziehung auf Grund 
der eigenen Augenſcheinseinnahme tatſächlich feſt, daß keine Mög⸗ 
lichkeit beſteht, zu unterſcheiden, wann der Kl. und wann der double 
auftritt und daß der künſtleriſche Eindruck des Filmes durch die 
ſeitens des double mit abgewendetem Geſicht geſpielten Szenen nicht 
gemindert wird. Weiterhin nimmt der BerR. in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung an, daß die Verwendung eines double vom filmtechniſchen 
Standpunkte aus nichts Außergewöhnliches darſtellt und daß es nicht 
üblich ſei, die Verwendung eines double im Film anzuzeigen. In 
Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen kommt daher der Ber. 
zu der Feſtſtellung, daß keine Intereſſen des Kl. verletzt ſeien, die 
eine Nichtnennung ſeines Namens für die Geſamtleiſtung des Paganini 
rechtfertigen könnten. Es ſei keine Schädigung des Kl., kein Miß⸗ 
brauch in der Ausübung der Bekl. übertragenen Rechte erkennbar. 
Dieſe im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiet liegenden Feſtſtellungen 
und Erwägungen rechtfertigen die Annahme des BerR., daß die 
vertragliche Überlaſſung des Gebrauchs des Namens die Bekl. ber 
fugt habe, den Namen auch für die von dem Erſatzmann geſpielten 
Szenen zu gebrauchen. Es handelt ſich im weſentlichen um eine mög⸗ 
liche Auslegung des Vertrages und der Allg AnſtBed. Dieſe ergeben 
in 8 3, daß alle nur möglichen Rechte des Künſtlers der Bekl. in 
weitgehendſter Weiſe übertragen werden ſollten. Da der Kl. lediglich 
angenommen worden war, um im Tonfilm ſein Geigenſpiel zu Gehör 
zu bringen, ſo erſchien in der Tat im vorliegenden Einzelfall die 
Fortſetzung ſeines Spieles in der Rolle des Paganini, ſoweit ſtumme, 
rein ſchauſpieleriſche Leiſtungen in Frage kamen, als eine mehr 
techniſche und künſtleriſche Ausgeſtaltung des Filmes, die allein Sache 
der Bell. war. Wie ſchon das ArbG. hervorgehoben hat, und der 
Berg. nicht verkennt, konnte naturgemäß das Verwendungsrecht 
der Bekl. kein unbeſchränktes ſein. Berechtigte Intereſſen des Kl. 
durften nicht verletzt werden, und es durfte auch ſonſt kein Mißbrauch 
mit der Übertragungserlaubnis getrieben werden. Beides hat der 
BerR. in rechtlich einwandfreier Würdigung der Tatſachenlage ver⸗ 
neint. Es iſt nicht erſichtlich, daß er bei Auslegung der Geſtattung 
der Benutzung des Namens Umfang und Bedeutung des auf 8 12 
BGB. beruhenden Namensſchutzes (vgl. RG. 91, 3513); 108, 232 4) 
verkannt hat. 

Auch die weitere Rüge des Kl., daß der BerR. eine Üblichkett 
für den Gebrauch des double ohne genügende Prüfung angenommen 
habe, iſt verfehlt. Wenn es ſich auch um einen der erſten Tonfilme 
handelte, die in Deutſchland hergeſtellt wurden, ſo war die Ver⸗ 
wendung des double im ſtummen Film, wie die vom BerR. an⸗ 
gezogenen gutachtlichen Außerungen der Sachverſtändigen ergeben, 
nichts Außergewöhnliche. Es erſcheint nicht rechtsirrig, wenn der 
BerR. dieſe Übung auch für den hinſichtlich der ſchauſpieleriſchen Seite 
völlig gleichliegenden Tonfilm angenommen hat. Der Bert. hat 
wiederholt hervorgehoben, daß ſeine Schlußfolgerungen nur die ſchau⸗ 
ſpieleriſche Leiſtung des Kl. betreffen, welche der Ber. als in Reiner 
Weiſe über den Durchſchnitt ſtehend bezeichnet hat und die nur eine 
Nebenleiſtung im Tonfilm darſtellten. Der Gebrauch des Namens des 
Kl. auch für die durch den Erſatzmann geſpielten Szenen war daher 
kein objektiv unberechtigter, ſondern auf Grund des Vertrags ge⸗ 
ſtattet. Damit entfällt jede Möglichkeit den Klaganſpruch auf einen 
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Mißbrauch des Namensrechts zu ſtützen (RG. 103, 397), und es be 
darf keiner Prüſung, ob dies ſchon deswegen anzunehmen ſein 
würde, weil es an der erforderlichen Intereſſenverletzung des Kl. 
fehle (RG. 117, 220 5), und ob der BerR., wie die Nev. weiterhin 
rügt, den Begriff des Rechtsſchutzintereſſes verkannt hat. 

3. Es iſt endlich zu prüfen, ob aus urheberrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen, deren Verletzung die Rev. ebenfalls rügt, die Unterlaſſungs⸗ 
anſprüche des Kl. begründet find. Die Rev. rügt Verletzung des 8 22 
Kunſtſchc. v. 9. Jan. 1907 (RGBl. 7) und 22. Mai 1910 (RG Bl. 
795). Dieſe Veſtimmung ſichert das Recht am eigenen Bild. Ihr 
iſt zu entnehmen, daß auch der Mißbrauch mit dem Bilde unterſagt 
it (RG. 74, 3126). Wie § 22 Satz 2 Kunftfch®. ergibt, kaun aber 
die Erlaubnis erteilt werden, von dem Bild anderweitig Gebrauch 
zu machen. Dieſe Erlaubnis ift der Bekl. in § 3 Ziff. 2 Allg AnſtBed. 
in weitgehendem Maße eingeräumt worden. Ein Mißbrauch der Bell. 
mit dieſer vertraglichen Befugnis entfällt aus den gleichen Gründen, 
wie fie der BerR. für den Gebrauch des Namens des Kl. erörtert hat. 
Ein Rechtsverſtoß in der Ablehnung der Anwendung des 8 22 
KunſtſchG. iſt daher nicht zu erblicken. Es kann ſomit dahingeſtellt 
bleiben, ob die Nennung des Kl. für die Bilder, welche er nicht dar⸗ 
geſtellt hat, uberhaupt eine Verletzung des Rechtes am eigenen Bilde 
i. S. des § 22 KunſtſchGd. darſtellt. 

Das LArbG. hat die Anwendung ſonſliger Beſtimmungen des 
Urheber- und Vertriebsrechts, zu denen das ArbG. eingehende Aus⸗ 
führungen gemacht hatte, dahingeſtellt ſein laſſen, weil der Kl. alle 
derartigen Rechte vertraglich der Bekl. übertragen habe. Dieſe Aus⸗ 
führungen erſcheinen im Hinblick auf die 88 2 Abſ. 2, 9 Litlrh. 
p. 19. Juni 1901 (RGBl. 227) und 22. Mai 1910 (NED. 793) 
nicht erſchöpfend. Gemäß § 2 Abſ. 2 Lit UrhG. kann auch der nach⸗ 
ſchaffende Künſtler in Abweichung von der allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Regelung, nach welcher ſonſt nur der Verfaſſer als Urheber 
gilt, als Bearbeiter ein Urheberrecht erwerben. Dieſes genießt 
dann, wie jedes Urheberrecht gemäß SI LitlUrhcß., trotz Übertragung 
des Urheberrechts einen beſonderen Schutz gegen die unbefugte Vor⸗ 
nahme von Zuſätzen, Kürzungen und Anderungen. 8 2 Abſ. 2 Saß 1 
und 3 LitürhG. lauten: „Wird ein Werk der Literatur oder der 
Tonkunſt durch einen perſönlichen Vortrag auf Vorrichtungen für 
Inſtrumente übertragen, die der mechaniſchen Wiedergabe für das 
Gehör dienen, ſo ſteht die auf dieſe Weiſe hergeſtellte Vorrichtung 
einer Bearbeitung des Werkes gleich.. .. Im Falle des Satzes 1 
gilt der Vortragende, im Falle des Satzes 2 derjenige, welcher die 
Übertragung bewirkt, als Bearbeiter.“ 

Die Frage, ob 8 2 Abſ. 2 Liturhcß. auch auf Tonfilmſpieler, 
die im Rahmen eines auch weitere Vorgänge enthaltenden einheit- 
lichen Tonfilmes Darbietungen gebracht haben, Anwendung findet, 
ob alſo jedem einzelnen mitwirkenden Spieler ein Urheberrecht als 
Bearbeiter zukommt, iſt in dem vom ArbG. angeführten Schrifttum 
lebhaft umſtritten, ohne daß bisher ſich eine herrſchende Meinung 
gebildet hatte. Nach Anſicht des erkennenden R ArbG. iſt der Bekl. 
uzugeben, daß die Annahme eines Sonderurheberrechts eines Ton⸗ 
filndarſtellers, der innerhalb eines auch andere Darbietungen um- 
faſſenden Tonfilmes bei der Aufnahme muſikaliſche Vorträge dar- 
gebracht hat, mit dem Zweck dieſer Vorträge unvereinbar zu ſein 
ſcheint. Der Tonfilm ſoll akuſtiſche und bildliche Vorgänge zugleich 
erjaffen und in naturgetreuer Übereinſtimmung zu einem einheitlichen 
Geſamteindruck wiedergeben. Der muſikaliſche Vortrag iſt alſo nicht 
Selbſtzweck, er iſt nur ein Teil des ganzen Tonfilms. Zu ihm gehört 
der bildliche Vorgang bei dem Vortrage ſelbſt, ferner iſt die Ein⸗ 
führung dieſes Geſamtvorganges in eine Reihe anderer Vorgänge 
erforderlich, die erſt zuſammen den Inhalt des Tonfilms ergeben. Das 
Zuſammenwirken mehrerer Perſonen kann allerdings für ſich allein 
noch nicht gegen das Beſtehen gemeinſchaftlicher Urheberrechte ſprechen 
(86 Lit UrhG.). Beim Tonfilm liegt aber ein iſolierter muſikaliſcher 
Vorgang, der zuſammen mit anderen gleichartigen Darbietungen die 
gemeinſame Herſtellung eines Werkes ergäbe, nicht vor. Es müſſen 
noch eine ganze Reihe andersartiger Leiſtungen, die nicht in den 
Rahmen des 8 2 Abf. 2 LitürhGG. gebracht werden können, hinzu⸗ 
Rommen. Es iſt die Tätigkeit des Operateurs, Regiſſeurs, der Sta⸗ 
tiſten uſw. erforderlich. Der muſikaliſche Vorgang ſoll ferner weder 
für ſich allein mechaniſch feſtgehalten, noch ſpäter allein wieder⸗ 
gegeben werden. Daß ſich theoretiſch denken läßt, daß der mufikalifche 
Teil allein wiedergegeben werden kann, iſt bei der Auslegung der 
geſetzlichen Beſtimmung unbeachtlich, da es hier lediglich auf den 
Zweck der Aufnahme ankommt. Die Tonaufzeichnung erſcheint ſomit 
nur als eine Vervielfältigung i. S. der 88 11 Abſ. 1 und 15 Lit⸗ 
UrhG. und nicht als ein ſelbſtändiger perſönlicher Vortrag i. ©. 
des 8 2 Abſ. 2 Liturhch. Der Tonfilmherſteller darf nur über die 
Urheberrechte der Autoren der betreffenden Muſikſtücke oder des 
Vortragstextes nicht hinweggehen (vgl. 8 12 Ziff. 6 LitUrhc.; 8 15 
Kunftihb.). 

Ausſchlaggebend erſcheint ferner vor allem daß 8 2 Abſ. 2 Lit- 
UrhG. nach der Begründung zum Geſetz nur geſchaffen war, um 
einer beſtimmten Induſtrie, der Grammophonplatteninduſtrie, einen 
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Schutz gegen unbefugte Nachbildung zu geben (vgl. Erläuterungsbuch 
von Allfeld, Anm. 4; Marwitz⸗Möhring, Anm. 10; Hoffe 
mann, Archiv für gewerbl. Rechtsſchuz 1929 S. 1005). Der Geſetz⸗ 
geber wählte den Weg, dem nachſchaffenden Künſtler in Durchbrechung 
der allgemeinen Grundſätze ein Urheberrecht als Bearbeiter zu geben, 
weil er davon ausging, daß der Künſtler regelmäßig in der Praxis 
ſeine Rechte dem induſtriellen Unternehmer übertragen werde. Dieſer 
geſetzgeberiſche Gedanke trifft aber auf die Herſtellung von Ton 
filmen nicht zu. Denn der fertiggeſtellte Tonfilm ſtellt eine einheit⸗ 
liche Neuſchöpfung dar, die einen ſelbſtändigen, urheberrechtlichen 
Schutz genießen kann. Dieſer Schutz ſteht dem Herſteller zu, falls 
er eine phyſiſche Einzelperſon iſt, und dem die Herſtellung leitenden 
Augeſtellten, falls die Herſtellung ſeitens einer juriſtiſchen Perſon 
erfolgt. Ferner gehören die 88 2 Abſ. 2, 12 Abſ. 2 Nr. 5 ff., 22 ff. 
LitUrhcß. eng zuſammen. Es läßt ſich danach nicht verkennen, daß 
die Annahme eines Urheberrechts ſeitens ſämtlicher bei einem Ton- 
filme mitwirkender Künſtler bei der Durchführung der in § 22 Lit 
winde geregelten Zwangslizenz auf erhebliche Schwierigkeiten ſtoßen 
würde. 

Die Eutſcheidung der ganzen Frage kann aber bahingeftellt 
bleiben und eine abſchließende Stellungnahme erübrigt ſich, da die 
Entſcheidung des LArbcß. auch aus 89 Abſ. 2 LitürhG. gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. &9 lautet: „Im Falle der Übertragung des Urheber“ 
rechts hat der Erwerber, ſoweit nicht ein anderes vereinbart iſt, 
nicht das Recht, an dem Werke ſelbſt, an deſſen Titel und au der 
Bezeichnung des Urhebers Zuſätze, Kürzungen oder ſonſtige Inder 
rungen vorzunehmen. Zuläſſig find Anderungen, für die der Ber 
rechtigte ſeine Einwilligung nach Treu und Glauben nicht ver“ 
ſagen kann.“ 

Vorauszuſchicken iſt, daß die Rechte des Kl. lediglich durch Zu⸗ 
ſätze, die durch die vom double geſpielten Szenen entſtanden find, 
berührt erſcheinen können. Denn die vom Kl. dargeſtellten Szenen 
ſind weder gekürzt noch verändert. Es iſt daher entſcheidend, ob 
für dieſe Zuſäte der Kl., als Berechtigter, feine Einwilligung nal 
Treu und Glauben verſagen konnte. 

Dies muß auf Grund der Feſtſtellungen des BerR. verneint 
werden. Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob das Recht zu 
ſolchen Zuſätzen ſchon auf Grund der weitgehenden Beſtimmungen 
des 83 Allg AnſtBed. als vereinbart angeſehen werden Konnte. 

Es iſt ferner zu beachten, daß ein Urheberrecht nur hinſichtlich 
der ahuſtiſch feſtgehaltenen Teile des Spieles in Frage kommen 
kann, jo daß an ſich ſchon zweifelhaft erſcheinen kann, ob die 
Hinzufügung ſtummer Szenen als ein Zuſatz zu dem geſchützten Werle 
oder zu der Bezeichnung des Urhebers erſcheinen kann. Im Hinblick 
auf den aus 8 9 Litlurhcß. zu entuehmenden Gedanken eines weite 
gehenden Schutzes des Urhebers mag dies aber zugunſten des Kl, 
angenommen werden. 

Die Beſtimmung des 89 Abſ. 2 LitUrhch. iſt nach der Begrün' 
dung des Geſetzentwurfes hinzugefügt worden, „um etwaigen Ei 
griffen in berechtigte Gewohnhetten des Verkehrs vollſtändig vor“ 
zubeugen“ (vgl. Alfeld a. a. O. Anm. 9 zu $ 9 S. 130). Die Be⸗ 
ſtimmung erſcheint als ſpezielle Awvendung des Grundſaßes des 
8157 BGB. Für die Zuläffigkeit von Zuſätzen muß alſo die Ver“ 
Rehrsanſchauung maßgebend fein, und es wird nach den oben zu 
II 2 gemachten Ausführungen auch auf die in der Filminduſtrie ber 
ſtehenden Gebräuche Rückſicht zu nehmen ſein. Stets wird es ſi 
aber nur um unweſentliche Anderungen handeln dürfen (vgl. RG. 
79, 399 2); 119, 4018) (404), die bei Abwägung der Intereſſen 
beider Teile dem Urheber zuzumuten ſind. 

Der Urheber wird ſeine Einwilligung nach Treu und Glauben 
nicht verſagen können, wenn durch den Zweck, zu dem er das Ur 
heberrecht übertragen hat, namentlich infolge der Umſtäude unter 
denen die Vervielfältigung des Werkes erfolgen ſoll, die Anderung 
geboten erſcheint. Vorliegend war nach den Feſtſtellungen des L Arb. 
der Zweck der Mitwirkung des Kl. und damit auch der Übertragung 
der Urheberrechte, eine muſikaliſche Leiſtung zu liefern, die Teil 
des ganzen Tonfilms werden ſollte. Bei Zuſammenſtellung des Ton, 
filmes konnte ſich daher ſehr wohl die Möglichkeit ergeben, DIE 
muſikaliſche Leiſtung durch eine rein ſchauſpieleriſche zu ergänzen. 
Das LAG. hat in tatſächlicher Würdigung der Verhältniſſe und 
in Abwägung der Intereſſen beider Teile erwogen, daß dieſe ſchau⸗ 
ſpieleriſchen Ergänzungen völlig unbedeutend waren und in die 
Intereſſen des Kl. nicht eingriffen. Da es ferner feſtſtellt, daf 
üblichertveife ſolche Ergänzungen durch einen double vorgenommen 
zu werden pflegen, fo rechtfertigt die Feſtſtellung des LArbch., daß die 
Bebel. die Grenzen, welche Tren und Glauben und die Verkehrsſikte 
ihr ſetzten, nicht überſchritten hat, im vorliegenden Fall auch DIE 
Anwendung des 8 9 Abſ. 2 LitUrhcG. Es iſt unerheblich, daß das 
LATS. die Sachlage unter dieſem rechtlichen Gefichtspunkte nicht be? 
ſonders geprüft hat, da das Arbch. ihn hervorgehoben und ein“ 
gehend gewürdigt hatte. Gegen die Anwendung des 8 9 Abf. 2 Lil⸗ 
UrhG. ſprechen im vorliegenden Fall um fo weniger Bedenken, 
der Kl. auf Grund der Beſtimmungen §3 Ziff. 1 und 2 AllgAnſtBed. 


7) JW. 1912, 867 70. e) JW. 1028, 653 26. 


| 
| 


. Jahrg. 1932 Heft 25/26] 


in weitgehendſter Weiſe alle feine Rechte der Bekl. übertragen hatte, 
Gn die Entſcheidung über die inhaltliche, künſtleriſche und techniſche 
eſtaltung des Filmes und der einzelnen Rollen der Bekl. voll⸗ 
zemmen überlaſſen worden war. Die erfolgte Ergänzung in dem 
liltbeſteten, unbedeutenden Umfange konnte aber nur als inhalt⸗ 
iche, keünſtleriſche und techniſche Geſtaltung des Filmes erſcheinen. 
(AArbch., Urt. v. 25. März 1931, RAG 402/30. — Berlin.) [D.] 


Berlin. Landes arbeitsgerichte. 


1. 8 276 BB. 


1. Der Filmunternehmer handelt nicht fahrläſſig, 
nun er einen mit den Gefahren des Gebirges vertrauten 
eue berateur ohne Hinweis auf die damit verbundene 
ir zu einer Aufnahme aus einem auf einem Gebirgs- 
ſſer fahrenden Faltboot veranlaßt. 
Ve 2. Der Filmunternehmer haftet mangels beſonderer 
ſchuldebarung regelmäßig nicht für von ihm nicht ver⸗ 
995 deten Verluſt bzw. Beſchädigung der vom Film- 
mäßig eur zur Verfügung geſtellten Kamera. Es iſt regel- 
bei ig anzunehmen, daß die Gefahr eines ſolchen Schadens 
der Feſtſetzung des Honorars berückſichtigt worden iſt. 
LUG. Berlin, 4. K., Urt. v. 11. Jan. 1932, 104 8 2704/31.) 
Mitgeteilt von Dr. Walther Friedmann, Verlin. 


* 


höp 2. 8 133 a Gewd. Kaffeehausmuſiker gelten als mit 
feſt eren techniſchen Dienſtleiſtungen betraut. Begriff der 
en Bezüge. f) 


Mufikeer Al, war feit dem 1. Juli 1931 als Cefift der aus drei 
be ern beſtehenden Kapelle in dem Kaffeehausbetrieb des Bekl. 


wen 


täglich igt, und zwar ſeit dem 1. Okt. 1931 mit einem Gehalt von 
19 10404. In dem ſchriftlich abgeſchloſſenen Vertrage v. 15. Juni 
iſt eine Kündigungsfriſt von 14 Tagen vereinbart worden. 
des 905 war zu prüfen, ob der Kl., ſei es aus dem Geſichtspunkte 
auf ie doe Gew., ſei es auf Grund von 8 622 BGB., Anſpruch 
ob pi ſechswöchige Kündigungsfriſt zum Kalendervierteljahr hat oder 
Seit vereinbarte, der Zweiwochenfriſt des 8122 GewdD. entſprechende 
in , maßgeblich iſt. Die Anwendung des § 622 BGB. kam nur 
lichen age, wenn der Klageanſpruch nicht ſchon auf Grund der gewerb⸗ 
grür Sonderregelung, insbeſ. auf Grund des § 133 Gemd. be⸗ 
undet war. 

gehend ür die Anwendbarkeit des 8 133 a Gewd. iſt zunächſt maß⸗ 
ab die ob der Betrieb des Bekl. der GewO. unterfällt, und ferner, 
lichen von dem Kl, geleiſteten Dienſte in den Rahmen dieſes gewerb⸗ 
> Betriebes gehören (vgl. v. Landmann, 7. Aufl., Bd. II, 
Vetrich han Titel VII der GewO. S. 175 f.). Zweifellos unterfällt der 
alſo um e Bekl. den Beſt. der GewO., da es ſich um eine Konditorei, 
geleiß . gewerblichen Betrieb handelt. Aber auch die vom Kl. 
Gewerb Dienſte gehören in den Rahmen des vom Bekl. betriebenen 
ondern 11 denn es handelt ſich hier nicht nur um eine Konditorei, 
einem Wen eines der beſten Konzertkaffees von W. Daß aber die von 
betrieheg rer geleiſteten Dienſte in den Rahmen eines Kaffeehaus⸗ 
des 9 13 gehören, kann nicht zweifelhaft ſein. Die Sondervorſchrift 
333 Gew. kommt alſo an ſich zur Anwendung; es fragt ſich 


recht 2 2. Die Entſch. ift im Ergebnis zutrefſend. Über das Arbeits- 
ſondern 
Arbe; 


den in ſich. In dem Urt. ift die Rechtsfrage darauf⸗ 
er Alen, ob Kaffeehausmuſiker als Gewerbegehilfen Dienſte 
Nrame rt leiſten. Das LArbG. Duisburg v. 23. Febr. 1928: 
iſt zu He Grundſätzliche Entſch. des LArbch. Duisburg Bd. 1 Heſt 2 
häusern eg ergebnis gekommen, daß jedenfalls die Muſiker in Kaffee⸗ 
ehen enditoreien, Theatern, Kinos als gewerbliche Arbeitnehmer 
300 80 Ind. Dieſer Standpunkt dürfte ſeit NAbG. 372/30 v. 
0: BenshSamml. 11, 175 nicht mehr ſtreitig fein. Derſch 
ur 5 um. zu dieſer Entſch. dieſen Standpunkt ebenfalls gebilligt. 
richtig Berufung des LAG. auf Landmann⸗Rohmer iſt 
einmal 8 iſt aber der Komm. in dem Urt. einmal in der 7. und 
„ Aufl. in ber 8. Aufl. zitiert. Die wiedergegebene Anſicht aus der 
Arb in der 8. Aufl. S. 224 beſtätigt. 
die Auwe G. München: BenshSamml. 10 2. Abt. S. 15 ff. hat zwar 
5 ndung des § 133 a Gewd. für die Cafe-Mufiker verneint, 
ie Anwendung des 8 622 BL. zugelaſſen. Der erſte Teil 
uch mi iſt vom RArbch. nicht gebilligt, fie ſteht auch im Wider 
Su nch v. 1. Dez. 1930, 417/29: VeushSamml. 8, 202. 
»Nipperdey, Lehrb. des ArbR. (3.—5. Aufl.) haben 
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lediglich, ob auch alle Vorausſetzungen dieſer Vorſchr. erfüllt ſind. 
Dies iſt zu bejahen. Allerdings iſt der Kl. bei dem Bekl. nicht mit 
der Leitung oder Beaufſichtigung des Betriebes oder einer Abteilung 
beauftragt geweſen, wohl aber iſt er mit „höheren techniſchen Dienſt⸗ 
leiſtungen“ betraut worden. 

Der Begriff der höheren techniſchen Dienſtleiſtungen iſt im Geſetz 
nicht beftimmt. Nach den Grundſätzen des RArbG. iſt hierfür die das 
Niveau eines Arbeiters weſentlich überſteigende Schulung zur Dienſt⸗ 
leiſtung und die dadurch bedingte ſoziale Stellung entſcheidend (vgl. 
R ArbGG. v. 29. Nov. 1931: BenshSamml. XI, 174; RArbG. 4, 244; 
vgl. auch v. Landmann, Gemd. Bd. 2 Teil 2, 8. Aufl., Anm. 2 d 
zu § 133 a). Das RArböG. führt in der erſtgenannten Entſch. treffend 
aus, daß das Wort „techniſch“ zwar im Gebiete der GewO. keinen 
unmittelbaren Zuſammenhang mit dem Begriffe der muſikaliſchen oder 
überhaupt einer künſtleriſchen Technik hat, daß es aber auf die Wahl 
des Wortes nicht ankommt, da das Geſetz durch den Zuſatz „und dergl.“ 
zum Ausdruck gebracht hat, daß bei Wahrung des Grundgedankens 
dem Ermeſſen des Gerichts bei der Auslegung keine Schranken ge⸗ 
ſetzt ſind. Es iſt daher hier nicht nur die auf Nutzzwecke gerichtete, 
ſondern auch die ideell ſchaffende und geſchulte Arbeit zu verſtehen, 
wie ſie z. B. auch ein Muſiker leiſtet, zumal da der Muſikerberuf in 
den letzten Jahren eine weſentliche Wandlung erfahren hat. Dieſer 
Wandlung der Verkehrsbedürfniſſe und der Verkehrsanſchauung, die 
ſich im Laufe der letzten Jahre ſeit dem Inkrafttreten der GewO. 
vollzogen hat, iſt bei der Auslegung dieſer Geſetzesvorſchrift Rechnung 
zu tragen (vgl. Derſch zu RArbG. v. 29. Nov. 1931). 

Der Kl. hat dargelegt, daß er eine ſehr gute Schulung und Aus⸗ 
bildung genoſſen hat. Ferner hat der Bekl. einen beſonders gut aus⸗ 
gebildeten Mufiker für allerſchwerſtes Konzert und abſolut rhythmiſche 
Tanzmuſik verlangt ſowie einen äußerſt routinierten und techniſch 
einwandfreien Muſiker, der den höchſten Anſprüchen gewachſen iſt. 
Die vom Kl. geleiſteten Dienſte ſind daher mit einem ganz anderen 
Maß zu meſſen als diejenigen, die ein gewerblicher Arbeiter zu leiſten 
hat. Es beſteht kein Anlaß, die vom R ArbG. für einen Mufiker im 
Lichtſpieltheater feſtgeſtellten Vorteile für den Kaffeehausmuſiker nicht 
gelten zu laſſen. Von der Verkehrsanſchauung werden dieſe Kaffeehaus⸗ 
muſiker den Muſikern im Lichtſpieltheater gleichgeſtellt (vgl. Pott⸗ 
hoff: Dtſch. Muſikerztg. 1930 Nr. 50 S. 960). Die Merkmale für 
die Eigenſchaft eines höheren techniſchen Angeſtellten treffen alſo zu. 

Es war daher lediglich noch zu prüfen, ob der Kl. auch gegen 
feſte Bezüge angeſtellt war. Feſte Bezüge müſſen ſich als nicht wandel⸗ 
bare Entlohnung einer Geſamtdienſtleiſtung, nicht einzelner Dienſt⸗ 
leiſtungsakte, darſtellen. Danach ſchließt auch Stundenlohn das Vor⸗ 
liegen feſter Bezüge nicht notwendig aus, wenn nur die Zuſammen⸗ 
rechnung zwar nach jenem Maßſtab, aber doch zu einem gewiſſen regel⸗ 
mäßigen Geſamteinkommen ins Auge gefaßt iſt (vgl. Staudinger, 
Anm. II 2 a zu 8 622 BGB.). Der Kl. hat zwar mit dem Bekl. einen 
Lohnſatz von täglich 10 % vereinbart; es ſchließt dies aber nicht not⸗ 
wendig die Annahme feſter Bezüge aus, da nicht ein einzelner Dienſt⸗ 
leiſtungsakt, ſondern die Geſamtdienſtleiſtung des Tages, gleichgültig 
wieviel Zeit beanſprucht wurde, entlohnt worden iſt. Es kann daher 
dahingeſtellt bleiben, ob dem Kl. etwa nur wegen ſeiner Geldknapp⸗ 
heit die Vergütung täglich ausgezahlt worden iſt. 

Der Kl. muß als unter 8 133 a Gewd. fallend angeſehen werden. 

(LArbG. Berlin, Urt. v. 11. Febr. 1932, 101 a 8 3089/31.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Arthur Kallmann, Berlin. 


in Bd. 1 auf S. 54 Anm. 9, auf S. 56 Anm. 5 ebenfalls die Annahme, 
daß Muſiker gewerbliche Arbeitnehmer ſind, anerkannt. Das billigen 
ferner, wenn auch nicht ausdrücklich, Düringer⸗ Hachenburg, 
HGB., Bd. 1, Anm. 7 u. 10 zu 859 HGB.; Staub, HGB., 
Anm. 18 zu $59 HGB.; Tietze: Ehrenbergs Handb. d. ArbR. Bd. 2 
S. 575 ff.; Potthoff auf S. 3 der Schrift des Deutſchen Mufiker- 
verbandes „Wer iſt Arbeitgeber der Muſiker?“,. 

Daß die Aufzählungen der einzelnen Berufsgruppen im Geſetz bei 
§ 133 GewO. und 8622 BGB. nicht vollzählig find, haben über» 
zeugend nachgewieſen Landmann, Komm. zur GewO., 8. Aufl., 
Anm. 2 d zu 8577 und Staudinger, Anm. 1 zu 8 622. 

In den Entſch. des RArbch. v. 16. Mai 1931, 643/30: ArbRfpr. 
1932, 56 und v. 11. Nov. 1931, 217/31: ArbRſpr. 1932, 109 iſt von 
dieſem zutreffend ausgeführt, daß es ſich bei Muſikern um Perſonen 
handelt, welche mit höheren techniſchen Dienſtleiſtungen betraut ſind, 
die alſo unter den § 133 a GewO. fallen. 

Es iſt dieſes weſentlich, weil § 133 a GewO. die Abdingbarkeit 
der Kündigungsfriſt unter einem Monat verbietet, während § 622 BOB. 
nach der herrſchenden Meinung (abweichend nur Soergel, BGB., 
Anm. 4 zu § 622) auch die Vereinbarung einer kürzeren Kündigungs⸗ 
frift für zuläſſig hält. Die in dem vorliegenden Rechtsfall vereinbarte 
Kündigungsfriſt von 14 Tagen verſtieß alſo gegen § 133 a Gemd. 

RA. Dr. Richard Roſenthal, Duisburg. 
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C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reihsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsſinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


[& Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


I. 5 1 Nr. 1 UmſStG. Ein Künſtler, der eine Kon⸗ 
zertdirektion mit dem Arrangement eines Konzerts bes 
auftragt, gilt umſatzſteuerrechtlich als Veranſtalter der 
Aufführung. 

In der Zeit vom 1. Jan. 1925 bis 30. Juni 1928 hat die 
beſchwerdeführende „Konzertdirektion“ GmbH. drei Gruppen von 
Geſchäften betrieben: 1. ſie hat aus eigenem Antrieb Konzerte 
veranſtaltet; 2. fie hat für die Veranſtaltungen von Dritten, be⸗ 
ſonders von Vereinen, die Mitwirkung von Künſtlern vermittelt; 
3. ſie hat im Auftrag von einzelnen Kuͤnſtlern, die Konzerte geben 
wollten, das örtliche „Arrangement“ getroffen. 

Die UmſSt. für die Gruppen zu 1 und 2 iſt nicht ſtreitig: 
zu 1 ruht die Steuer auf den geſamten Einnahmen, zu 2 auf 
der der Beſchwß. verbleibenden Vermittlergebühr. Streitig iſt allein, 
ob die Gruppe zu 3, das Arrangement, zu behandeln iſt wie die 
Gruppe zu 1 oder wie die Gruppe zu 2. Die Vorbehörden haben 
auch bei dem Arrangement, wie zu 1, die geſamten Entgelte der 
Steuer unterworfen; die Beſchwß. will, wie zu 2, nur die Ver⸗ 
mittlergebühr verſteuern. Ihre RBeſchw. iſt begründet. 

Entſcheidend iſt die Beantwortung der Frage: Wer iſt der 
Unternehmer? Im Falle des Konzerts alſo: Wer iſt der Ver⸗ 
anſtalter? Die Antwort ergibt ſich regelmäßig aus dem Auftreten 
der Beteiligten nach außen: Veranſtalter iſt, wer den Beſuchern 
gegenüber im eigenen Namen auftritt. Die inneren Rechtsbeziehun⸗ 
gen zwiſchen dem Veranſtalter und ſeinen Erfüllungsgehilfen 
können daher in der Regel umſaßſteuerrechtlich unberüchſichtigt 
bleiben. Sie ſind nur dann als Beweisanzeichen („Indiz“) heran⸗ 
zuziehen, wenn die Frage des Auftretens nach außen zweifelhaft 
1 Das gilt insbeſ. für den ſtreitigen Fall. 

Die Ankündigungen und Programme tragen nämlich bei den 
von der BeſchwF. im Auftrag einzelner Künſtler eingerichteten Kon⸗ 
zerten beide Namen, den des Künſtlers und den der Direktion 
nebeneinander. Wer von beiden als Veranſtalter auftritt, muß da⸗ 
her aus dem Innenverhältnis erſchloſſen werden. Zu 1 ſind Er⸗ 
füllungsgehilfen der BeſchwF. als des Veranſtalters die Künſtler, 
u 2 iſt Erfüllungsgehilfe des dritten Veranſtalters die beſchwerde⸗ 
führende Direktion. Das ergibt ſich in beiden Fällen aus dem Auf⸗ 
treten nach außen; es ſtimmt aber auch damit überein, daß Ge⸗ 
winn und Verluſt zu 1 die BeſchwF., zu 2 der dritte Veranſtalter, 
der Auftraggeber der BeſchwF., trägt. 

Im dritten Falle nun iſt unſtreitig der Künſtler auf eigene 
Rechnung tätig. Ihn allein trifft das Riſiko. Die BeſchwF. macht 
ihre Mitwirkung davon abhängig, daß der Künſtler ihr zuvor für 
alle vorausſichtlichen Ausgaben einen Vorſchuß zahlt. Nach dem 
Konzert bringt ſie alle ihre Einnahmen aus dem Verkauf der Ein⸗ 
trittskarten, Textbücher, Programme dem Künſtler gut, belaſtet 
ihn mit allen Ausgaben, zieht die vereinbarte Vergütung ab und 
verrechnet den den Künſtler danach treffenden Gewinn oder Ver⸗ 
luſt mit dem Vorſchuß. Unternehmer iſt alſo im Innenverhältnis 
der Künſtler, ſein Erfüllungsgehilfe die Direktion. Aus dieſem 
Innenverhältnis rechtfertigt ſich der Schluß, daß bei der Nennung 
beider Namen gegenüber dem Publikum der Name des Künſtlers 
als der des Veranſtalters anzuſehen iſt, ebenſo wie im Falle 2 
der Auftraggeber der Beſchw§. als Veranſtalter gilt. Das FinGer. 
iſt zur entgegengeſetzten Auffaſſung gelangt, weil die Beſchw§. bei 
der Ermietung des Saales wie bei der Herſtellung und dem Ver⸗ 
triebe der Textbücher und Programme ihren Untererfüllungs⸗ 
gehilfen gegenüber im eigenen Namen auftritt, zumal die Saal⸗ 
eigentümer, Drucker uſw. nicht mit dem fremden Künſtler, ſon⸗ 
dern nur mit der bekannten Firma, der Direktion, vertragliche 
Beziehungen eingehen wollen. Der Schluß des Fincher. aus dieſer 
Tatſache iſt indeſſen nicht gerechtfertigt. Denn wenn der Unter⸗ 
nehmer, hier alſo der Künſtler, ſeinen Erfüllungsgehilfen, die 
Direktion, beauftragt, einen Saal, Textbücher, Programme zu be⸗ 
ſchaffen, fo iſt es für die umſatzſteuerrechtliche Stellung des Auf⸗ 
traggebers belanglos, ob die Direktion ihm den eigenen Saal oder 
einen von dritter Seite ermieteten Raum zur Verfügung ſtellt, 
ebenſo ob ſie Textbücher und Programme in eigener Druckerei 
oder mit Hilfe eines fremden Druckers herſtellt; immer iſt es dem 
Künſtler gegenüber allein die Direktion, die ihm das Gewünſchte 
beſchafft. 8 

Das Fincher. hat ſich bei feiner Entſch. weiter leiten laſſen 
von ſeiner Auffaſſung über die Verkehrsſitte. Dieſe Auffaſſung 
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bindet den Senat nicht; denn das FinGer. hat nicht etwa auf 
Grund beſonderer Einzeltatſachen eine örtliche Verkehrsſitte tat⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt, ſondern nur feiner Meinung über den typiſchen 
Charakter der Veranſtaltungen Ausdruck gegeben. Es handelt ſich 
alſo nicht um die Feſtſtellung des Tatbeſtandes, des Unterſates, 
auf den die Norm als Oberſatß angewendet werden ſoll, ſondern 
gerade um allgemeine Erſahrungsſätze, deren Norm der Sachverhalt 
unterworfen wird. Derartige allgemeine Erfahrungsſätze unter⸗ 
liegen im RBeſchwVerfahren der Nachprüfung. Dieſe Prüfung er⸗ 
gibt, daß ſich der Konzertbeſucher über ſein Rechtsverhältnis zu 
dem Künſtler oder zu der Konzertdirektion erfahrungsgemäß 
keinerlei Gedanken zu machen pflegt, jo daß ſich eine Verkehrs“ 
ſitte in dieſem Punkte nicht bilden kann. Was ſich gleichwohl der 
eine oder der andere Beſucher ausnahmsweiſe für eine Meinung 
bilden mag, iſt demgegenüber belanglos. Unerheblich iſt auch, an 
wen ſich die Beſucher wegen der Rückzahlung des Eintrittsgeldes 
wenden, wenn die Veranſtaltung ausfällt. Denn über die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückzahlung entſcheidet nicht die Meinung des rechts⸗ 
unkunbigen Beſuchers, ſondern allein das Geſetz und im Streitfall 
das Gericht. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß dem Rückſchluß aus 
dem Innenverhältnis auf das an ſich zweifelhafte Außenverhältnis 
keine Bedenken entgegenſtehen. Die angefochtene Entſch. und die 
Einſpruchsentſcheidung waren daher aufzuheben, und die Beſchwß. 
war von der Steuer für die über ihre Vermittlungsgebühr hinaus“ 
gehenden Beträge freizuſtellen. 

(RFh., 5. Sen., Urt. v. 14. März 1932, VA 634/31 8.) 
* 


2. 81 Nr. 1 UmfStb. Die entgeltliche Veräußerung 
des gewerbl. Unternehmens im ganzen iſt als letzter Akt 
der gewerbl. Tätigkeit des Veräußerers grundſätzlich um? 
ſatzſteuerpflichtig. f) 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 24. April 1931, VA 410/31, Rh. 29, 22.) 

Abgedr. ZW. 1932, 27471. 

* 


3. 88 1 Nr. 1, 3 Abſ. 1 Nr 1 UmfStb. Die Vermitt-“ 
lung politiſcher Nachrichten durch das Reich an die Rund“ 
funkgeſellſchaft mit Ausnahme der ſog. „Auflagennach⸗ 
richten“ iſt umſatzſteuerpflichtig. f) 

Die beſchwführende ARt®, iſt durch Erlaß des RInnM. als 
Nachrichtenſtelle für die deutſchen Rundfunkſtellen zur Verbreitung 
politiſcher Nachrichten beſtimmt worden. Auf Grund einer Schätzung 


Zu 2. A. Anm. Lucas, ebenda. 

B. Die Entſch. (vgl. auch RF. v. 3. Juli 1931, vA179/1 
u. v. 30. Jan. 1931, V A 1030/29) hat mit Rückſicht auf die dur 
die NotVO. v. 1. Dez. 1930 mit Gültigkeit v. 1. Jan. 1931 ein 
geführte Beſt. des 8 2 Ziff. 8 UnfSt®. 1932 erheblich an Be’ 
deutung verloren. Nach dieſer Belt. find Umſätze von 
Grundſtücken und grundſtücksgleichen Berechtigungen 
i. S. des GrErwStG. i. d. Faſſ. der Bek. v. 11. März 1927 (ROLL 
I, 72) mit Ausnahme der Umſätze, die innerhalb eines auf Erwerb 
oder Veräußerung von Grundſtücken gerichteten Unternehmens er 
folgen, von der Beſteuerung ausgenommen. Dasſelbe gi 
übrigens für Umſätze von Geldforderungen (vgl. 8 2 Ziff. 
UmſStch. 1932) und geſellſchaftſteuerpflichtige Lei, 
ſtungen (vgl. 8 2 Ziff. 11 UmfSt®. 1932). Bei der Veräußerung 
eines gewerblichen uſw. Unternehmens iſt daher das Entgelt, ſoweit 
es die genannten Gegenſtände betrifft, von der Steuerpflicht aus“ 
genommen (vgl. REP. v. 23. Oft. 1931, V A 526/31: Ind Mitt.) 
Problematiſch bleibt, wie der Kundſchaftswert (Firmenwert, 
good will uſw.) bezüglich der Umſaßſteuer zu behandeln iſt. 

Es geht m. E. nicht an, für die Zwecke der Grunderwerbſtene 
den Kundſchaftswert, ſoweit das nach Ott (StW. 1931, 1329, 1000 
mit Rückſicht auf die Anderungen des GrerwStG. durch die Note 
v. 1. Dez. 1930 (88 11, 12 GrErwStch.) jetzt (ab 1. Jan. 1931) über 
haupt noch zuläſſig iſt, dem für das Grundſtück ausgeworfenen Kal 
preiſe hinzuzuſchlagen, dagegen für die Umſatzſteuer zu verlangen, D 
die im Kaufvertrag genannten Werte der Beſteuerung zugrunde geleg 
werden, der Kundſchaftswert alſo geſondert beſteuert wird. Auch be, 
züglich der nichtgrundſtücksgleichen jubjektin-perldf, 
lichen Apothekenbetriebsrechte und der ſog. Rea 
konzeſſionen mit Präſentationsrecht beſteht nur d 
Möglichkeit, fie entweder nur bei der Grunderwerbſteuer oder, 7 — 
mir zutreffend erſcheint, nur bei der Umſatzſteuer zu berückſichtig 

GerAſſ. Hans Werner, Magdeburg. 


Zu g. I. Für den Betrieb des Rundfunks Befipt das Deucſch 
Reich innerhalb des Reichsgebiets das Monopol. Die Rundfunßſende 
gehören der DRPo. und werden von ihr betrieben. Die Errichtu 
einer Empfangsanlage bedarf der Genehmigung der RPo. Der liche 
nehmigungsinhaber (Rundfunkteilnehmer) hat an dieſe eine monafl 27 
Gebühr zu entrichten. Die RPo. beſchafft mit Hilfe der Sendegef 
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iſt fie zur UmfSt. veranlagt worden. Einſpruch und Verufung waren 
erfolglos. 
Mit der RBeſchw. beantragt fie Freiſtellung von der Umſst. 
Die Beſchw . iſt unter Berückſichtigung ihrer wirtſchaftlichen und 
Srgatifatorifchen Abhängigkeit vom Dt. Reiche — RInnM. — (51% 
Aktienbeteiligung, Einfluß auf die Zuſammenſetzung des Aufſichtsrates, 
lellung des Aufſichtsratsvorſitzenden, Genehmigung zur Beſtellung 
e Vorſtandes und der übrigen Redakteure, Einfluß auf die Ent⸗ 
laſſung der Redakteure und ſonſtigen Angeſtellten) nach ſtändiger Rſpr. 
des Sen. i. S. des UmſstG. als Organ des Reichs anzuſehen. Eine 
ſelbſtandige Steuerpflicht der Geſ. beſteht danach nicht. Dagegen haftet 
Me nach 88 84, 89 RAbgO. a. F., ſoweit die Steuerpflicht des Reichs 
beſteht. Das Reich iſt nicht ſteuerpflichtig, ſoweit die Geſ. Hoheits⸗ 
rechte als Reichsorgan ausübt. Soweit die Geſ. ſog. „Auflagen⸗ 
nachrichten“ (amtliche von einer oberſten Reichs⸗ oder Landesbehörde 
rcgehende oder genehmigte Nachrichten) an den Rundfunk heran⸗ 
Gebt, iſt fie Organ der Reichsverw. bei der Betätigung der öffentlichen 
gewalt, die das Recht zur Verbreitung von Nachrichten in ſich ſchließt, 
fon in den Rahmen der amtlichen Tätigkeit fallen. Soweit ſie dagegen 
bete politiſche Nachrichten verbreitet, handelt es ſich um gewerbliche 
eiſtungen im Rahmen des Rundfunkmonopols. Durch die Erhebung 
sum Reichsmonopol (Fung. v. 8. März 1924 ROLL. L. 273] 
„Verb. m. 82 TelG. v. 6. April 1892 u. 7. März 1908 [RG Bl. 1892, 
im u. 1908, 79]) wird die Verbreitung von Nachrichten und Vor⸗ 
zügen durch den Rundfunk nicht ohne weiteres Akt der öffentlichen 
„avalt (RFH. 17, 73). Soweit die Aufgabe der Gef. nicht Ausübung 


ſchaften den Unterhaltungs» und ſonſtigen Nundfunkftoff und befördert 
. unkmäßig an die Rundfunkteilnehmer. Für jeden Sender wird 
me örtliche Sendegef. errichtet, welche das Unterhaltungsprogramm 
zuſammenſtellt und abgibt. (Wegen der Beziehungen zwiſchen der RPo. 
3 den Sendegeſ. vgl. NFD.: JW. 1929, 967.) Die örtlichen Sendegeſ. 
der rum erhalten politiſche Nachrichten von der hier beſchwführenden 
e welche durch einen Erlaß des Inn Min. als Nachrichtenſtelle für 
be deutſchen Rundfunkſtellen zur Verbreitung politiſcher Nachrichten 
ft timmt iſt. In der obigen Entſch. handelt es ſich um die Umſatz⸗ 
tuerpflicht der Vergütungen, welche die Gef. von den Nundfunkge. 
die Übermittlung von Nachrichten erhält. 
Ni II. 1. Der RH. erklärt, entſprechend der von ihm in ſtändiger 
. entwickelten Organtheorie, die Gef. für eine bloße Organgeſ. 
ais Reiches und verneint daher ihre ſelbſtändige Steuerpflicht. Schuldner 
Reich durch die Umſatze der Gef. veranlaßten Umſatzſteuer iſt daher das 
ch, die Gef. haftet aber für dieſe Steuer nach 88 84, 98 RAbgd. 
03, 108 n. F.), falls die als Umſätze des Reiches anzuſehenden 
Häge der Geſ. überhaupt ſteuerpflichtig find. 
90 2. Das Reich und die ſonſtigen öffentl. rechtl. Verbände unter⸗ 
inden grundſätzlich der Umſatzſteuer, ſoweit ihre Leiſtungen entgeltlich 
folge alb einer gewerbl. oder berufl. Tätigkeit (8 1 UnfSt®.) er⸗ 
5 n. Staatshoheitsakte fallen nicht unter den Begriff der gewerbl. 
8. berufl. Tätigkeit und find daher umſatzſteuerfrei (Popitz, 
8 oß⸗Grabower, 3. Aufl., S. 343 ff.). Weiterhin find nach 83 
1 umſStG. Reich und Länder wegen des Poſt⸗, Telegraphen⸗ 


EN Jernſprechverkehrs von der Umſatzſteuer befreit (vgl. hierzu 8 25 
9 Bet.). Das Gutachten RH. 17, 73 ſowie die Entſch. NFH- 


bel 308 haben die Anwendbarkeit des 83 Ziff. 1 auf den Rundfunk⸗ 
deer des Dtſch. Reiches abgelehnt, weil die RPo. die Befreiung nach 
Br Vorſchr. nur dann in Anſpruch nehmen könne, wenn fie als 
ſchaß derungsunternehmer tätig werde, dagegen nicht in ihrer Eigen⸗ 
Unter als Veranſtalter von muſikaliſchen, wiſſenſchaftl. und ſonſtigen 
3 rhaltungen. Dieſe Anſicht wird von Neugebauer („Funkrecht“, 
frame ll, S. 894 ff.) bekämpft. Es dürfte aber hier auf dieſe Streit⸗ 
bes Punch ankommen, weil die Geſ. anſcheinend keinen Beſtandteil 
Inn oſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechbetriebes bildet, ſondern vom 
als M. reſſorkiert und weniger im Intereſſe des Rundfunkweſens 
N Förderung der Regierungspolitik errichtet iſt, fo daß fie nicht 
33 Hiff. 1 fällt. 
keit, dagegen liegt der Gedanke nahe, daß das Reich mit der Tätig⸗ 
öffent. ie es durch die Geſ. entwickelt, ſich innerhalb ſeines eigentl. 
zu el. Aufgabenkreiſes bewege und daher deren Umſätze nicht 
nur in euern habe. Der RH. ſieht jedoch in der Betätigung der Ge. 
ohen weit die Ausübung von Hoheitsrechten, als die Gef. von den 
oder verwaltungen dazu benutzt wird, amtl., von einer oberſten Reichs⸗ 
an d Tandesbehörde ausgehende oder von ihr genehmigte Nachrichten 
Nach it Rundfunk heranzutragen. Soweit die Gef. ſonſtige politiſche 
gewerzt en verbreitet, find nach Anſicht des RFH. ihre Leiſtungen 
hen Natur. Der NFH. ftügt ſich dabei auf feine grundfägl. Aus⸗ 
gen in dem Gutachten RF. 17, 73, nach welchem i. S. des 
der Star eine ſtaatl. Tätigkeit dann als gewerbl. anzuſehen iſt, wenn 
u aat etwas unternimmt, was auch Gegenſtand eines Privat- 
geſehl. eng ſein kann oder ſein könnte, wenn dem Staat nicht 
N N Monopolſtellung eingeräumt wäre. Hier und in dem Urt. 
die 306 wie auch in zahlreichen anderen Entſch. hat der RF. 
der ; uze, innerhalb deren die öf (erechtl. Verbande in Ausübung 
gezogen l. Gewalt handeln und daher umſagzſtenerfrei find, ſehr eng 
um zu verhindern, daß im privatwirtſchaftl. Verkehr irgend 


der Hoheitsgewalt des Reichs iſt, übt ſie eine Tätigkeit aus, die, 
wenn fie nicht zum Monopol erklärt worden wäre, Gegenſtand eines 
privaten Erwerbsgeſchäftes ſein könnte. Inſoweit liegt ein ſteuerpflich⸗ 
tiges gewerbliches Unternehmen des Reichs vor. Daß die Abgabe der 
Nachrichten entgeltlich i. S. des UmſStG. iſt, ſteht feſt. Die Ent⸗ 
geltlichkeit der Leiſtungen wird nach ſtändiger Rſpr. des RF. da⸗ 
durch nicht aufgehoben, daß die Rundfunkgeſ. der BeſchwF. nur bare 
Auslagen und Aufwendungen, die ihr durch die Beſchaffung und Be⸗ 
arbeitung des Nachrichtenmaterials erwachſen, zu erſtatten haben. 
(RFH., 5. Sen., Urt. v. 24. Juli 1931, V A 350/30 8.) 
* 


4. 58 6 Abſ. 1 Nr. 3, 58 Abſ. 1 u. 3 EinkStG. 

a) Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb bzw. aus einer 
in der Form eines gewerbeähnlichen Betriebs ausgeübten 
ſelbſtändigen Berufstätigkeit ſtellen grundſätzlich keine 
Entlohnung für eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende 
Tätigkeit i. S. 8 58 Abſ. 1 EinkStG. dar. 

b) Iſt die Entlohnung für eine ſich über mehrere Jahre 
erſtreckende Tätigkeit infolge der Abmachungen der Be» 
teiligten in die Form laufender Bezüge gekleidet und 
über mehrere Steuerabſchnitte verteilt, fo kommt $ 58 
Eink StG. regelmäßig nicht zur Anwendung. f) 

Der Veſchw. hat 1910 Lizenzverträge über die Ausnutzung feiner 
Erfindung geſchloſſen. Er hat aus Verträgen 1928 neben anderen Ein⸗ 
Künften 200 000 4% vereinnahmt. Bez. dieſes Betrags begehrte der 


jemand ein Vorzug eingeräumt werde (NFH. 13, 222; Popitz a. a. O. 
S. 345 ff., ErgBd. S. 64 ff.). Dieſe Rſpr. des NFH. hat vielfache, 
z. T. ſehr beachtliche Kritik erfahren, vgl. Bühler: JW. 1929, 2130 
und Waſſertrüdinger: JW. 1927, 470 und 1929, 530, während 
Becker: StW. 1929, 942 die wirtſchaftl. Betrachtungsweiſe des Rund⸗ 
funkurt. RD. 25, 306 billigend hervorhebt. 

Im vorliegenden Falle wird man bei genauer Kenntnis des 
— aus den Urteilsgründen nicht völlig erſichtlichen — Sachverhalts 
dem Rö. beipflichten müſſen. Denn die nichtamtlichen Nachrichten 
werden nicht etwa ausſchließlich zur Beeinfluſſung der öffentlichen Mei⸗ 
nung i. S. der Regierungspolitik verbreitet, es gilt vielmehr für ſie 
lediglich die Beſtimmung der „Richtlinien für den Nachrichten⸗ und Vor⸗ 
tragsdienſt des Rundfunks“, wonach der Rundfunk keiner Partei dient. 

Es fragt ſich lediglich noch, ob nicht die Vorſchr. des § 3 Ziff. 3 
Platz zu greifen habe, nach welcher Unternehmen mit ausſchließlich ge⸗ 
meinnützigen Zwecken wegen der dieſen Zwecken unmittelbar dienenden 
Umſätze ſteuerfrei ſind, wenn die Entgelte hinter den durchſchnittlich für 
gleichartige Leiſtungen von Erwerbsunternehmungen verlangten Ent⸗ 
gelten zurückbleiben. Der NFH. hat in der obigen Entf. den 8 3 Ziff. 3 
überhaupt nicht erwähnt, er hält alſo die Vorausſetzungen dieſer Be⸗ 
ſtimmung offenbar nicht für gegeben, und zwar m. E. mit Recht. Das 
Gutachten RF. 17, 73 hat die Vorſchr. des § 3 Ziff. 3 deswegen auf 
den Rundfunkbetrieb nicht für anwendbar erklärt, weil dieſes Unter⸗ 
nehmen auf Gewinnerzielung angelegt ſei, außerdem auch der nicht als 
gemeinnützig anzuſehende Unterhaltungszweck bei dem Rundfunk eine 
nicht unbedeutende Rolle ſpiele. Dieſe beiden Geſichtspunkte treffen 
auf die Geſ. nicht zu. Die Entſch. hängt bei ihr lediglich davon ab, 
ob man der politiſchen Betätigung der Reichsregierung den Charakter 
der Gemeinnützigkeit zubilligt. Gemeinnützig iſt nach 8 29 DurchfVO. 
ein Unternehmen, wenn es der Förderung der Allgemeinheit zu dienen 
beſtimmt iſt und tatſächlich dient, d. h. wenn ſeine Tätigkeit dem ge⸗ 
meinen Beſten auf materiellem, geiſtigem oder ſittlichem Gebiet nützt. 
Die Politik iſt weder hier noch unter den Einzelbeiſpielen des 8 30 
Durchf VO. als eines dieſer Gebiete genannt. Der Grund hierfür iſt 
wohl der, daß eine über den Parteien ſtehende Regierung zwar das 
Wohl der Geſamtheit im Auge hat, jedoch unmittelbar nicht das Wohl 
der Geſamtheit als einer Summe von einzelnen, ſondern des Staates 
als einer Körperſchaft. Die im Intereſſe des Staates als einer Körper⸗ 
ſchaft erfolgende Tätigkeit fällt aber grundsätzlich nicht unter 8 3 Ziff. 3 
(Kloß, Handkomm. der RStG., Anm. 8 zu $3). Eine andere Aus⸗ 
legung würde auf dem Umweg über 83 Ziff. 3 die vom UmjSt®, 
nicht gewollte grundſägl. Steuerfreiheit der öffentl. ⸗rechtl. Verbände 
wieder einführen. 

RA. Dr. Meinhold Nußbaum, Nürnberg. 


Zu 4. Wieviel Tinte iſt ſchon um 858 EinkStG. vergoſſen 
worden. Merkwürdig! Denn 858 iſt tatſächlich nicht U 
Sein Zweck ſteht eindeutig feſt. Er wird in der obigen Entſch. 
zutreffend umriſſen: „Die Vergünſtigung des § 58 bez. der Ent⸗ 
lohnung für eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende 
Tätigkeit beruht auf dem Gedanken, daß infolge der Progreſſion 
des Steuertarifs derartige Einkünfte, die innerhalb mehrerer 
Steuerabſchnitte verdient ſind, aber in einem Steuer⸗ 
abſchnitt anfallen, bei Anwendung des vollen Tarifſatzes ſteuerlich un⸗ 
angemeſſen hoch belaſtet würden.“ Ahnlich RFH.: StW. 1928 Nr. 546: 
„Der Zweck des 858 iſt es, den Stpfl., der die Früchte feiner 
langjährigen Tätigkeit auf einmal erhält, vor den 
Wirkungen der ſtarken Progreſſion der Einkommenſteuer zu ſchützen.“ 
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BeſchwF. die Anwendung des § 58 EinkStG. mit der Begründung, 
Vorausſetzung der Begünſtigung nach 8 58 ſei nur, daß die ſich über 
mehrere Jahre erſtreckende Tatigkeit und die für ſie gezahlte Ent⸗ 
lohnung ſich von der ſonſtigen laufenden Tätigkeit oder den ſonſtigen 
laufenden Einnahmen klar abgrenzen laſſen. 

Das Erfordernis der Möglichkeit einer klaren Abgrenzung einer 
ſich über mehrere Jahre erſtreckenden Tätigkeit i. S. d. § 58 EinkSt®. 
von der laufenden Tätigkeit iſt von beſonderer Bedeutung, wenn An⸗ 
geſtellte, deren Entlohnung üblicherweiſe nach beſtimmten Zeiträumen 
im Hinblick auf die in dieſer Zeit geleiſteten Arbeit erfolgt, mit Rück⸗ 
ſicht auf die Erfüllung beſonderer, aus dem Rahmen ihrer laufenden 
Tätigkeit herausfallender Aufgaben und der hierfür gewährten Sonder⸗ 
vergütung die Anwendung des 8 58 Eink St. begehren. Im vorl. 
Falle iſt die erfinderiſche Tätigkeit des BeſchwF. von ſeinen Obliegen⸗ 
heiten als angeſtellter Ingenieur unabhängig. Für die Frage, ob die 
auf Grund ſeiner erfinderiſchen Tätigkeit i. J. 1928 bezogenen Ein⸗ 
künfte nach $58 EinkSt®. zu begünſtigen find, ſpielt daher ihre Ab⸗ 
grenzung gegenüber den Einkünften unſelbſtändiger Arbeit keine Rolle. 
Es kommt nur darauf an, ob dieſe Einkünfte als Entlohnung für 
eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende Tätigkeit i. S. des 8 58 


Man ſollte meinen, damit wäre für die Geſ Anwendung der Weg fo 
klar gewieſen, daß die Hauptfragen ſich nur auf tatbeſtändlichem Ge⸗ 
biete bewegen könnten. In Wahrheit iſt der RFH. bez. § 58 a. a. O. 
erſt allmählich nach widerſprechenden Urt. zu einer feſten Rſpr. gelangt, 
die jedoch fein Anwendungsgebiet in m. E. unbilligem Maße einengt. 

Die Leitſätze der obigen Eutſch. ſind nicht zu beanſtanden. Es 
iſt zwar bemerkenswert, daß es ſich gerade um einen Erfinder handelt, 
den man bei Beratung des dem 8 58 entſprechenden § 23 EinkSt®. 
1920 in der NatBerj. als beiſpielsweiſen Anwendungsfall der Beſt. 
hervorgehoben hatte. Man hatte jedoch nur den Fall im Auge, daß 
der Pflichtige bei der Veräußerung einer Erfindung, an der er jahre⸗ 
lang gearbeitet hatte, einen erheblichen Betrag vereinnahmt. Hier er⸗ 
kennt auch der R§H. (StW. 1930 Nr. 110) die Anwendbarkeit von 
858 an. Die Einkünfte aus betriebl. Selbſtausnutzung oder Selbſt⸗ 
verwertung einer Erfindung hingegen können nicht als „die Ent⸗ 
lohnung“ betrachtet werden für die mehrjährige Tätigkeit, die zur Er⸗ 
findung geführt hatte. Den grundſätzl. Ausführungen des NFH. hierzu 
iſt beizutreten. Nicht daß es ſich um gewerbl. oder berufl. Einnahmen 
handelt, führt zur Unanwendbarkeit des § 58. Nach Anſicht des RF. 
find gerade das Hauptanwendungsgebiet des 8 58 z. B. Schriftſteller⸗ 
oder Gelehrtenhonorar u. dgl., alſo berufl. Einkünfte, ausnahmsweiſe 
auch das Honorar, das ein Anwalt für eine Vermögensverwaltung 
bezogen hat, der er ſich jahrelang unter Ausſchluß jeder anderen 
Anwaltstätigkeit gewidmet hatte (vgl. RF H.: StW. 1929 Nr. 79). 
Unanwendbar aber iſt § 58 auf Einkünfte aus gewerbl. oder berufl. 
Betriebe, d. i. aus einem der fortgeſetzten Gewinnerzielung durch 
zielbewußte gewerbl. oder berufl. Tätigkeit dienenden Unter⸗ 
nehmen. Liegt dies vor, ſo genießt auch nicht eine einzelne Ein⸗ 
nahme innerhalb des Betriebes die Vergünſtigung des 8 58 (NFHD. 
12, 288 [zu 8 23 EinkSt®. 1920]; RFH.: StW. 1929 Nr. 79; 1930 
Nr. 788, 1079; 1931 Nr. 479 — dieſe Urt. betreffen Rechtsanwälte —; 
StW. 1929 Nr. 991 [Architektenhonorar für einen mehrjährigen Bau]; 
St W. 1929 Nr. 508 (buchführender Kaufmann]). Ich pflichte dieſen 
Entſch., ſoweit es ſich um Betriebe handelt, die nach 8 12 EinkSt®. 
zu beſteuern find, ſchon aus einem vom RFHY. nicht angeführten Grunde 
zu: 8 58 begünſtigt tariflich nicht ſchlechterdings „Einnahmen“, 
ſondern „Einkünfte“, die ſich als die Entlohnung für eine mehr⸗ 
jährige Tätigkeit darſtellen. Bei den Beträgen, um die es ſich in der 
hier beſprochenen und in den angef. Entſch. — von der letzten ab⸗ 
geſehen — handelt, ſtehen nicht „Einkünfte“ — aus Rechtsauwalt⸗ 
ſchaft, Erfindung, Architektenberuf — in Frage, ſondern nur berufl. 
„Einnahmen“, die im Rahmen der betriebl. Gewinnberechnung nach 
812 (Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben) nur einzelne, 
wenn auch bedeutſame Rechnungspoſten ſind. 

Nicht beizupflichten vermag ich der Einengung des Auwendungs⸗ 
gebietes von $ 58, ſoweit es ſich um die Entlohnung von 
Arbeitnehmern, alſo um Einkünfte aus unſelbſtän⸗ 
diger Arbeit handelt. Zunächſt verſagt der Rich. die Vergünſtigung 
des § 58, wenn ſich die Entlohnung nur als „Zuſammenfaſſung 
mehrerer Jahresvergütungen“ darſtellt (RZ ch.: StW. 1928 
Nr. 73), z. B. von Jahrestantiemen (a. a. O.; NFH. 24, 272) oder 
Jahresgehältern (R§ H.: StW. 1929 Nr. 712; 193] Nr. 705). Es 
müſſe ſich „um eine einmalige beſondere Vergütung für eine 
zuſammenzufaſſende Tätigkeit mehrerer Jahre handeln“ (StW. 1929 
Nr. 712). Aber wenn eine „einmalige beſondere Vergütung“ vorliegt, 
verlangt der Rö H. weiter, daß die fragliche ſich über mehrere Jahre 
erſtreckende Tätigkeit ſich „von der laufenden Tätigkeit“ 
des Pflichtigen „Klar abgrenzen laſſe“. Hiernach bezeichnet er 

58 — 3. T. unter Abweichung von früheren Urt. (z. B. RF. : 
StW. 1928 Nr. 74) — als unanwendbar, wenn ein Gehaltsempfänger 
nachträglich eine einmalige Entſchädigung oder eine als Erhöhung 
ſeiner Bezüge gewährte einmalige Nachzahlung für ſeine früher ge⸗ 
leiſtete „normale“ oder „laufende“ Dienſttätigkeit erhält (RF H.: StW. 
1929 Nr. 990, 992), und er engt ſchließlich das etwa übrigbleibende 
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Abſ. 1 EinkStG. nach feinem Weſen und Zweck angeſehen werden 
können. Das iſt zu verneinen. Die ſtreitigen Einkünfte fallen unter 
die Einkommensart des 8 6 Abf. 1 Nr. 3 EinkSt®., Einkünfte aus 
ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit. Zwar iſt die Begünſtigung der 
aus ſelbſtändiger Berufstätigkeit erzielten Einkünfte nach 8 58 Abſ. 1 
nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, wohl aber, wenn die Tätigkeit des betr. 
Pflichtigen nach Art und Umfang ſolche Formen angenommen hat, 
daß man von einem dem Betrieb eines Gewerbes ähnlichen Betrieb 
ſprechen kann wie im vorl. Fall. Der BeſchwF. hat eine langjährige 
freiberufliche Tätigkeit entfaltet, die ſich zu einem weſentlichen Teil 
auch auf die kaufmänniſche Ausnutzung und Verwertung ſeiner Er⸗ 
findung erſtreckte. Die aus einem ſolchen Betriebe erzielten Einkünfte 
können ebenſowenig wie die Einkünfte aus einem Gewerbebetrieb als 
Entlohnung für eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende Tätigkeit 
i. S. d. 8 58 Abſ. 1 angeſehen werden. Bei dem inneren Zuſammen⸗ 
haug der geſamten innerhalb eines Betriebes entfalteten Tätigkeit 
ſtellen ſich die aus ſeiner Führung erzielten Einkünfte oft als ſolche 
aus einer ſich über mehrere Jahre erſtreckenden Tätigkeit dar. Die 
Anwendung des 8 58 EinkSt®. auf betriebliche Einkünfte würde aber 
ſeinem Weſen als Ausnahmebeſt., die nur gew. beſonders gelagerte 


Anwendungsgebiet beſonders ein durch den Satz, bei Lohnempfängern, 
insbeſ. bei höheren Augeſtellten, ſei davon auszugehen, daß alle 
Dienſte, die ſie ihrem Arbeitgeber leiſten, in den Rahmen ihrer 
laufenden Tätigkeit fallen. Die Tätigkeit für ihren Arbeitgeber ſei 
einheitlich, regelmäßig könne eine einzelne Arbeitsleiſtung innerhalb dieſer 
Tätigkeit nicht als Sondertätigkeit ausgeſchieden werden. Auch wenn 
daher für ſolche Arbeitsleiſtung (3. B.: der Prokuriſt hat im Verlaufe 
mehrerer Jahre eine neue Arbeitsweiſe ausgearbeitet und eingeführt 
StW. 1929 Nr. 992]; oder er hat jahrelang für zwei gearbeitet [ugl- 
StW. 1928 Nr. 570; 1929 Nr. 990]) eine beſondere Vergütung ge 
währt werde, ſei 858 unanwendbar (StW. 1929 Nr. 992; 1930 Nr. 367). 
So kommt er zu dem Ergebniſſe, daß 8 58 bei Lohnempfängern, insbel- 
bei höheren Angeſtellten, höchſtens in Ausnahmefällen Platz greifen könne. 

Ich vertrete ſeit je einen anderen Standpunkt (j. meinen Komm. 
3. EinkSt®. 1920, Anm. 11 vor 8 19, Anm. 2—4, 6 zu 8 23 ſowie 
Ztgent. Stfr., 1929, S. 156 ff.): ich ſehe in § 58, ſoweit er hier 
intereſſiert, die Auswirkung eines geſetzgeberiſchen Gedankens allg. Ber 
deutung. Die EinkSt. wird periodiſch veranlagt und erhoben. Es ſollen 
alſo grundſatzlich die wirtſchaftl. Maßnahmen der Stpfl. in ihren wirt 
ſchaftl. Folgen periodiſch für den Staat nutzbar gemacht werden. Die 
normale Dauer der Periode iſt ein Kalenderjahr. Man geht alſo allg. 
davon aus, daß die Steuer erhoben werde von den Erfolgen der wirt“ 
ſchaftl. Maßnahmen des Stpfl. während eines Jahres, wie auch die 
Abzugsfähigkeit der Aufwendungen des Pflichtigen in dieſer Weiſe ber 
grenzt iſt. 8 58 handelt von wirtſchaftl. Maßnahmen, die mehrere 
Jahre dauern, ehe ſie ſich in einer ſtpfl. Einnahme auswirken. Die 
Gerechtigkeit würde fordern, daß ſolche Einnahmen auf die entfpr. An“ 
zahl von Steuerjahren nach rückwärts verteilt würden. Dies wäre 
prakliſch unausführbar geweſen. Die Vorſchr. erſtrebt ein anderes Er 
gebnis, das ſich dem gerechterweiſe zu Fordernden ſoweit nähert, al 
dies dem GeſGGeber bei der Beſteuerung der ganzen Einnahmen auf 
einmal möglich erſchien. 

Geht man mit dieſer Betrachtungsweiſe an die Auslegung be 
858 — der RH. iſt mit mir über die Zweckbeſtimmung des 8 58 
einig —, fo muß man fein Anwendungsgebiet eher weit als eng be 
grenzt ſehen. Es ſcheint mir nicht gerechtfertigt, einen Angeſtellten, 
dem 1931 neben feinem ordentl. Gehalte von 12.000 RM (tarifmäßige 
Steuer 1264 3M) 60 000 AA Tantieme für 4 Jahre nachgezahlt wer 
den, mit der vollen tarifmäßigen Steuer von 72 000 AM == 19 200 RM 
(plus entſprechenden Steuerzuſchlägen!), alſo die 60000 AM allein 
mit 19 200 AU — 1264 AM 17936 Nſ% zu belaſten, während er 
bei Auszahlung der 60 000 A in jährlichen Teilbeträgen (3. B. 
mit 12000 ＋ 14000 -+ 15 000 . 19 000 RA) im ganzen an Steuer 
(jeweils zuzüglich 1264 AM für das gleichbleibende Gehalts“ 
einkommen von jährlich 12 000 RM) nur zu zahlen gehabt hätte 
(2436 ＋ 293631864336 =) 12 894 RM (alſo über 5000 A: i 
weniger als 17 936 K.). Es iſt nicht ungerecht, wenn er 1931 be 
Empfang der 60 000 AM auf einmal gem. § 58 mit einer Steuer von 
200% 12000 RM wegkommt. Die Begründung, mit der der RZ H: 
die Anwendung von 8 58 auf einen ſolchen Fall zurüchweiſt, iſt gegen? 
über ſeiner klaren Zweckbeſt. unberechtigt und gekünftelt. Wegen de 
näheren verweiſe ich auf meinen oben angef. Aufſatz. 

In dem Beiſpielsfalle zahlt der Pflichtige bei Anwendung von 
$ 58 894 Au weniger, als er bei 2, der Tantieme in DIE 
Jahresbeiträgen hätte zahlen müſſen, und es laſſen ſich Falle kon 
ſtruieren, in denen die Erſparnis noch größer it. Man ſieht za 
klar, daß die Urſache nicht in der Sache ſelber liegt, ſondern nur in 
dem ſtarren Vergünſtigungstarif des $ 58 (10—15 bzw. 15—2000 
nicht darunter und nicht darüber; anders § 23 EinkSt®. 19200 
Und dieſe — vielleicht mißglückte, ſteuerfiskaliſch zu beklagende un 
ſachlich unberechtigte — tarifliche Fixierung allein bietet natürlich keine 
Rechtsgrund für eine Einjchränkung des Anwendungsgebietes da 
die Rſpr., denn fie iſt auch mißglückt für Fälle ziveifellojer An 
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> ſteuerlich begünſtigen will, widerſprechen. Einkünfte aus einem 
ewerbebetrieb bzw. aus einer in Form eines gewerbl. Betriebs aus⸗ 
geübten ſelbſtändigen Berufstätigkeit ſtellen daher grundſätzlich keine 
d tlohnung für eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende Tätigkeit 
ar und find nach § 58 Abſ. 3 Nr. 1 als außerordentliche, nicht regel⸗ 
maßig wiederkehrende Einkünfte nur begünſtigt, wenn ſie aus der 
ganzen oder teilweiſen Betriebsveräußerung herrühren. 
0 Im übrigen beruht die Vergünstigung des 8 58 bez. der Ent⸗ 
dohnung für eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende Tätigkeit auf 
dem Gedanken, daß infolge der Progreſſton des Steuertarifs derartige 
ir inkünfte, die innerhalb mehrerer Steuerabſchnitte verdient find, aber 
in einem Steuerabſchnitt anfallen, bei Anwendung des vollen Tarif⸗ 
nl ſteuerlich unangemeſſen hoch belaſtet würden. Wird wie hier 
olge der zwiſchen den Beteiligten getroffenen Abmachungen die Ent⸗ 
hung in die Form laufender Bezüge gekleidet und über mehrere 
der erabſchnitte verteilt, jo wird bereits dadurch die steuerliche Härte, 
r durch 8 58 Eink StG. begegnet werden follte, beſeitigt oder doch 
Amilbert, $58 kommt daher auch aus dieſem Grunde dem Sinne der 
ergünſtigungsvorſchr. nach regelmäßig nicht in Frage. 

Ad., 6. Sen., Urt. v. 17. Dez. 1930, VI A 2087/30 8.) 
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aus 88 35, 41 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStG. Auch der Erlös 
als 975 Veräußerung einer Zufallserfindung kann ſich 
1 das Ergebnis einer vorübergehenden — im Gegenſatz 
Meiner nur gelegentlichen — Tatigkeit darſtellen. Das 
185 die unterſcheidung zwiſchen vorübergehender und ge⸗ 
cer Tätigkeit bedeutſame Maß der Tätigkeit iſt 
De allein nach derjenigen Tätigkeit zu beurteilen, die 
bt wurde, um auf den erfinderiſchen Gedanken zu 
ebnen, ſondern auch nach derjenigen Tätigkeit, die er- 
Be erlich war, um die Erfindung bis zur erfolgreichen 
rwertung zu fördern. 

1 8 Streitig iſt die Beſteuerung von Einkünften, die der Beſchw . 
* aus dem Verkauf einer Erfindung gezogen hat. Das 

r. hat die gulachtliche Außerung eines Sachverſtändigen über 


5. 


af Art der Erfindung einholen laſſen. Der Sachverſtändige hat den 
Rot dem Gebiete der Weberei liegenden erfinderiſchen Gedanken des 


SEHR als „Ei des Columbus“ bezeichnet und ausgeführt, daß die 
uf dung nur auf einem glücklichen zufälligen Einfall beruhen Rönne. 
ſich Grund dieſer Außerung hat das FinGer. angenommen, daß es 
ne eine Zufallserfindung handle und den Verkaufserlös unter 
dug eis auf Nc: St. 1927 Nr. 403 und 404 als Einkünfte 
zur Gtlegentlicher Tätigkeit i. S. des 8 41 Abſ. 1 Nr. 2 EinßkStch. 
leuer herangezogen. 
Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. 
geh Es kommt zunächſt darauf an, ob es ſich um eine vorüber» 
Jose nde Tätigkeit handelte, die unzweiſelhaſt eine Steuer nach 
legen EinkStG. nach ſich ziehen würde, oder um eine ge⸗ 
N ontliche Tätigkeit, deren Erfolg vielleicht nach 8 41 Abj.1 
= Einst, zur Steuer herangezogen werden könnte. Das Fin⸗ 
licher ft auf den Unterſchied zwiſchen vorübergehender und gelegent⸗ 
Reife Tätigkeit nicht näher eingegangen und hat in rechtsirriger 
u Bone weiteres auf Grund ſeiner Annahme, daß es ſich um eine 
eit = lserfindung handle, eine nur gelegentliche Tätig⸗ 
ei wah nommen. Einer Aufhebung der Vorentſcheidung bedarf es 
Sache ohl nicht, da der Senat bei freier Würdigung der ſpruchreifen 
1 dem gleichen Ergebnis wie das Finger. Kommt. 
a er Senat hat in ber bereits erwähnten Entſch. v. 7. Juli 1927, 
den 217/27, ausgeführt, daß der Begriff der vorübergehen- 
ſonderz ätigkeit nicht aus dem Gegenſatz zur einmaligen, 
Übergen zur gelegentlichen Tätigkeit zu gewinnen fei. Die vor- 
Reit ande Tätigkeit bedinge im Gegenſatz zur gelegentlichen Tätig⸗ 
Kal weder ein Mehr nach Zeit und Umfang oder aber eine zwar 
umſtänd für ſich geringfügige Tätigkeit, die aber nach den Vegleit⸗ 
Den auf eine Wiederholung ſchließen laſſe. Danach werde es ſich 
Io F 
Een narkeit Man denke, es bekäme 1931 ein fonft einkommensloſer 
0 FA Entgelt für eine Erfindung, an der er 3 Jahre gearbeitet 
200% ro RM. Normalſteuer 62 000 RM, nach 858 Höchſtſtener 
in 3 Ja 6.000 RM. Hätte er hingegen ſtatt in 1 Jahre 180000 RM 
15 000 en je 60 000 RM bekommen, fo betrüge die Steuer jährlich 
ſvarnis 0 auf 3 Jahre alſo 45000 AM. Demgegenüber alſo Er⸗ 
aus, als urch Anwendung von 858 9000 K.K. Trotzdem ſieht es fait 
degenüße hätte gerade dieſer Geſichtspunkt den NZH. Lohnempfängern 
* rückſichtlich der begehrten Anwendung von 8 58 immer 
e Bahn der Verneinung geführt. Vgl. StW. 1929 Nr. 992 
erdin Nr. 367: „Angeſichts der großen Zahl der Fälle, in denen 
Bezüge 93 Lohnempfänger die Anwendung des 8 58 auf Teile ihrer 
ehandlaprdern, ohne daß eine ſachl. Berechtigung zu einer ſolchen 
endun — anerkannt werden könnte, erſcheint es geboten, das An⸗ 
Sm, 10 gebiet des 9 58 ſchärfer zu begrenzen“ und dazu Becker: 
getrieben, + 930: „Es wurde wirklich grober Mißbrauch mit der Vorſchr. 
hoher B len auf jede Weiſe verſucht wurde, Teile außergewöhnlich 
eduͤge als Sonderzuwendungen für mehrjährige Tätigkeit 
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bei Erfindungen, die regelmäßig das Ergebnis einer eingehenden und 
nachhaltigen Beſchäftigung mit den techniſchen oder ſonſtigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fragen ſein werden, auf deren Gebiet die Erfindung 
liege, meiſt um eine mindeſtens vorübergehende Tätigkeit handeln. 
Nur bei Zufallserfindungen könne es ſich um eine nur gelegentliche 
Tätigkeit handeln. Daneben hat der Senat in der Entf. v. 7. Juli 
1927, VI A 255/27 (StW. 1927 Nr. 356) ausgeſprochen, daß es 
für die Abgrenzung der vorübergehenden Tätigkeit zur gelegentlichen 
Tätigkeit auch auf den Beruf des Pflichtigen ankommen könne. Schon 
aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß die finanziellen Ergebniſſe 
aus der Verwertung einer Zufallserfindung, d. h. einer Erfindung, 
bei der der eigentliche erfinderiſche Gedanke nicht einer nachhaltigen 
Veſchäftigung mit der einſchlägigen Materie, ſondern einem glück- 
lichen Zufall zu verdanken iſt, nicht ohne weiteres und ſchlechthin 
als Einkünfte aus nur gelegentlicher im Gegenſatz zu vorübergehen⸗ 
der Tätigkeit angeſehen werden können. Es iſt zu beachten, daß von 
dem erfinderiſchen Gedanken bis zur erfolgreichen Verwertung der 
Erfindung häufig ein weiter Weg iſt. Für die Frage, ob das Maß 
der auf eine Erfindung aufgewendeten Tätigkeit nach Zeit und Um⸗ 
fang ſo groß iſt, daß die Einkünfte aus der Verwertung der Er⸗ 
findung als ſolche aus vorübergehender Tätigkeit anzuſehen ſind, 
Rommt es aber, da das EinkStG. grundſätzlich auf den Erfolg ab⸗ 
ſtellt, nicht allein auf diejenige Tätigkeit an, die ausgeübt wird, um 
zunächſt auf den erfinderiſchen Gedanken zu Kommen, als vielmehr 
auf das Maß derjenigen Tätigkeit, die erforderlich iſt, um die Er⸗ 
findung ſo weit zu fördern, daß ihre erfolgreiche Verwertung mög⸗ 
lich wird. Das ſchließt nicht aus, daß bei einer Zufallserfindung die 
Sache fo liegt, daß ohne weitere Verſuche und Vorarbeiten die er⸗ 
folgreiche Weiterverwertung der Erfindung ohne weiteres gegeben 
erſcheint und daß das Maß der bis zur Verwertung erforderlichen 
weiteren Tätigkeit des Erfinders ſo gering iſt, daß man von einer 
nur gelegentlichen Tätigkeit ſprechen kann. So liegt es aber im 
vorliegenden Falle nicht. Bei der gegebenen Sachlage kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß der vom BeſchwF. durch die Verwertung feiner 
Erfindung erzielte finanzielle Erfolg auf eine nur gelegentliche Tätig⸗ 
keit zurückzuführen iſt. Es liegt vielmehr nach Zeit und Umfang 
dieſer Tätigkeit eine vorübergehende Tätigkeit i. S. des 5 35 Abſ. 1 
EinkSt®. vor, fo daß auch die Einnahmen aus dieſer Tätigkeit nach 
835 EinkStG. als ſolche aus ſelbſtändiger Berufstätigkeit der Steuer 
unterliegen. 

Hiernach rechtfertigt ſich die Entſch. der Vorbehörde im Ergebnis. 

(RF9, 6. Sen., Urt. v. 1. Juli 1931, VIA 876/29 8.) 
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6. 8 31 Abſ. 1 u. 2 a. F.; 8 50 Abſ. 1 u. 2 n. F. R Bew. 
Auf die Bewertung von Warenzeichen ſind die Grundſätze 
der Entſch. des RF. 26, 285 anzuwenden. Es beſteht hier- 
nach keine feſte allgemeine Verkehrsauffaſſung, durch die 
Warenzeichen als zu bewertende Gegenſtände des Betriebs- 
vermögens anerkannt ſind. Die Gegenſtandseigenſchaft 
wird auch weder durch Eintragung der Warenzeichen noch 
durch Bezahlung der hierfür zu entrichtenden Gebühren 
begründet. 


Streitig iſt die Bewertung der zum Betrieb der Beſchwỹ. ge 
hörigen Schugrechte (Warenzeichen). Die Vorbehörde hat angenom⸗ 
men, daß die Warenzeichen den allgemeinen Geſchäftswert des 
Unternehmens, alſo ein immaterielles Wirtſchaftsgut, darſtellten, und 
hat dementſprechend für ihre Bewertung die Grundſätze NH. 26, 
285 für maßgebend erachtet. Im vorl. Falle ſei die Gegenſtandseigen⸗ 
ſchaft dadurch gegeben, daß die Beim. in den Jahren nach 1923 
für die Warenzeichen beſondere Aufwendungen gemacht habe. 

Die NBeſchw. der Firma iſt begründet. 

Die Vorbehörde iſt zunächſt zutreffend davon ausgegangen, daß 
Warenzeichen für ſich allein keine ſelbſtändig zu bewerkenden Ver⸗ 
kehrsgüter find. Dieſe Auffaſſung hat der Sen. bereits Rh. 26, 
285 vertreten. Auch durch die Eintragung der Warenzeichen allein 


zurechtzuſtutzen.“ Ich kann dem aus drei Gründen von grundſäßlicher 
Wichtigkeit nicht folgen: 

1. Erweiſt ſich, daß der Pflichtige im Einzelfalle eine hohe 
Sonderzuwendung zu Unrecht als Entlohnung für eine mehrjährige 
Tätigkeit „zurechtſtutzt“, ſo iſt ihr aus dieſem tatbeſtändlichen 
— nicht rechtl. ()) — Grunde die tarifl. Begünſtigung nach § 58 
zu verſagen; die Beweispflicht nach 8 58 obliegt dem Stpfl. 

2. Ein Stpfl., der, um Steuer zu ſparen, abſichtlich ſich 
für eine Arbeitsleiſtung nicht alljährlich, ſondern in längeren Zeit⸗ 
abſtänden entlohnen läßt, um der Vergünſtigung des 8 58 teilhaftig 
zu werden, treibt dabei keinen Mißbrauch mit dieſer Beſt. Es 
handelt ſich um „geſetzlich erlaubte Steuererſparung“. Ich trete hierin 
mit vollſter Entſchiedenheit Lion: StW. 1931, 609 ff., insbeſ. 610, 
622 ff. bei. 

3. Vor allem aber wäre es unbillig und damit unzuläſſig, eine 
Belt. in einem beſtimmten Sinne auszulegen, weil bei anderer Aus⸗ 
legung mit ihr vereinzelt ungehöriger Mißbrauch getrieben 
werden Könnte. RA. Dr. Glaſer, Dresden. 


1920 Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


wird nach der Auffaſſung des Senats Kein ſelbſtändiges Verkehrs⸗ 
gut geſchaffen. Allerdings entſteht durch die Eintragung eines 
Warenzeichens für den Eingetragenen ein Recht, deſſen Inhalt in 
812 WbzG. v. 12. Mai 1894 näher bezeichnet iſt. Daraus kann 
aber nicht gefolgert werden, daß damit auch ein zu bewertender 
Gegenſtand des Betriebsvermögens i. S. des 8§ 31 Abſ. 1 u. 2 
RBewG. a. F. (8 50 Abf. 1 u. 2 RBewG. n. F.) entſtanden ſei. 
Rechte ſind nicht ohne weiteres bewertungsfähige Gegenſtände, ſie 
ſind es vielmehr nur dann, wenn hinter ihnen verkehrsfähige 
Wirtſchaftsgüter ſtehen; denn an dieſe knüpft ſich vornehmlich die 
Gegenſtandseigenſchaft i. S. des Geſetzes (ſo auch Becker: StW. 
1926, 215). Auf dieſe Auffaſſung geht es auch zurück, wenn z. B. 
die Namens- und Firmenſchutzrechte, obwohl es ſich um bürgerliche 
Rechte handelt (8 12 BGB. und 837 HGB.), nach allg. Übung 
nicht bewertet werden, und wenn das R BewG. (8 38 Abſ. 1 Nr. 1 
a. F. — 8 58 Abſ. 1 Nr. 1 n. F.) vorſchreibt, daß ungeſchützte Er⸗ 
findungen, die überhaupt keine „Rechte“ darſtellen, zu bewerten 
ſind, wenn ſie gegen Entgelt zur Ausnutzung einem Dritten übertragen 
ſind. Das durch die Eintragung des Warenzeichens entſtehende 
Recht iſt ſeinem Inhalt nach im weſentlichen ein Ausſchluß⸗ und Ver⸗ 
botsrecht; es kaun nach $7 Ge. v. 12. Mai 1894 nur mit dem 
Geſchäftsbetriebe, zu dem das Warenzeichen gehört, auf einen anderen 
übergehen. Hieraus ergibt ſich, daß in dieſem Rechte allein kein 
verkehrsfähiges Wirtſchaftsgut verkörpert iſt. Deshalb iſt das Recht 
als ſolches ebenſowenig bewertungsfähig wie das Warenzeichen ſelbſt. 
Die Vorbehörde meint zwar, die Warenzeichen bzw. die Waren⸗ 
zeichenrechte ſeien hier deshalb zu bewerten, weil die Beſchw§. für 
ſie beſondere Aufwendungen gemacht habe. Der Oberbewertungs⸗ 
ausſchuß verkennt hierbei aber die Grundſätze NFH.26, 285. Am 
Schluß dieſes Urt. (S. 297) wird zuſammenfaſſend ausgeſprochen, 
daß immaterielle Güter nur unter beſonderen Vorausſetzungen im 
Ausnahmefall bewertungsfähig und »pflichtig ſeien, insbeſ. dann, 
wenn ſich eine entſprechende feſte allgemeine Verkehrsauffaſſung 
über ihre Gegenſtandseigenſchaft gebildet habe, oder wenn ſie nach 
1923 entgeltlich erworben oder durch Aufwendungen als Wirt⸗ 
ſchaftsgüter anerkannt ſeien. Alſo nicht jede Aufwendung, die mit 
einem immateriellen Gut im Zuſammenhang ſteht, begründet deſſen 
Gegenſtandseigenſchaft; in Betracht kommen vielmehr nur ſolche 
Aufwendungen, durch die das Gut als Wirtſchaftsgut anerkannt 
wird. Als derartige Aufwendungen können die Gebührenbeträge, 
um die es ſich hier unſtreitig handelt, nicht angeſehen werden. Die 
Zahlung der Gebühren iſt lediglich eine Vorausſetzung für die 
Eintragung eines Warenzeichens und für die Erlangung des damit 
verknüpften Schutzes; durch die Gebührenentrichtung wird das 
Warenzeichenrecht noch nicht zu einem verkehrsfähigen Gut. 


(ch., Urt: v. 15. Oft. 1931, II A 1195/80 8.) 


Reichspateutamt. 


1. Weine ſind nicht gleichartig mit Likören, Spiri- 
tuoſen. 

Spirituoſen und Liköre werden an anderen Stätten und in 
anderer Weiſe hergeſtellt als Weine. Deshalb werden beide Waren⸗ 
gruppen auch im Verkehr ſeit alters her ſcharf gegeneinander ab⸗ 
gegrenzt. Daß ſie zumeiſt an denſelben Stätten vertrieben werden, 
kann demgegenüber nicht in Betracht kommen, weil vielfach ungleich⸗ 
artige Waren in den gleichen Vertriebsſtätten (Warenhäuſer, Droge⸗ 
rien) feilgeboten werden. Auch iſt es unerheblich, daß beide Gruppen 
von Waren derſelben Warenklaſſe angehören. Bei der Aufſtellung 
des Warenverzeichniſſes ſind die Grundſätze der Warengleichartigkeit 
für die Zuſammenfaſſung einzelner Waren nicht von entſcheidender 
Bedeutung geweſen. Es muß ſonach angenommen werden, daß die 
Käufer Spirituoſen und Weine, ſelbſt wenn ſie unter verwechſelbaren 
Zeichen auftreten, nicht auf denſelben Geſchäftsbetrieb zurückführen 
werden. Warengleichartigkeit i. S. des Geſetzes liegt daher nicht vor 
(Beſchwaͤbt. v. 26. Nov. 1924: Mu W. 1924, 70). 

(RPata., BeſchwAbt. I, Entſch. v. 29. Juni 1931, M 5047/16 b.) 
Mitgeteilt von DNEGN. Dr. Gieſe, Berlin. 


* 


2. 88 4, 8 WbzG. Das Wort „Ballourad“ iſt eine 
von jedermann frei benutzbare Beſchaffenheitsangabe. 


Das RPat A. hat das Warenzeichen 363 096 „Ballonrad“, deſſen 
Eintragung zu einer ſtarken Beunruhigung und Beeinträchtigung 
des freien Verkehrs geführt hatte, wieder gelöſcht. 

Der Auffaſſung der Vorinſtanz konnte nicht beigetreten werden. 
Nach § 8 Ziff. 2 Wbzb. iſt ein Zeichen zu löſchen, wenn feine Ein⸗ 
tragung hätte verſagt werden müſſen. Es ſind alſo nicht, wie die 
Vorinſtanz angenommen hat, die Verhältniſſe zur Zeit der Are 
meldung, ſondern zur Zeit der Eintragung, die vorliegend am 


1. Febr. 1927 erfolgte, zu berückſichtigen, und es iſt zu prüfen, ob in 
dieſem Zeitpunkt das angegriffene Zeichen „Ballonrad“ als eine 
Beſchaffenheitsangabe i. S. des § 4 Ziff. 1 MG. zu gelten hatte. 
Nach der Übung des Amts wird zwar ein Zeichen nicht ſchon dann 
in der Rolle wieder gelöſcht, wenn ſeine Schutzfähigkeit zweifelhaft 
erſcheint, ſondern uur dann, wenn ſich die Eintragung als offen⸗ 
barer Fehler erweiſt, wenn ſie hätte verſagt werden müſſen, wobei 
ausſchlaggebend iſt, ob das Zeichen ein ernſtliches Hemmnis für den 
freien redlichen Verkehr gebildet hat (Pat A. [BeſchwA.]: PatMuſt⸗ 
Zeich Bl. 1908, 152 ff.). Dieſe Vorausſetzungen find gegeben. 

„Das Wort „Ballonreifen“ iſt, wie die Zeicheninhaberin nicht bei 
ſtreitet, zuerſt in Amerika zur Kennzeichnung von Automobilreifen 
mit großem Volumenkörper verwendet, alsbald aber von anderen Läu⸗ 
dern übernommen worden und auch nach Deutſchland gelangt. So⸗ 
bald man die techniſchen Schwierigkeiten für die Herſtellung von 
Fahrradreifen mit großem Volumenkärper überwunden hatte, war 
es naheliegend und durchaus gegeben, die Bezeichnung „Ballon⸗ 
reifen“ auch für ſolche Reifen zu benutzen. Das iſt dann auch bereits 
i. J. 1926, alſo noch vor der Eintragung des angemeldeten Zeichens 
geſchehen, wie ſich aus den von dem BeſchwF. überreichten Druck⸗ 
ſchriften ergibt. 

Hiernach it feſtzuſtellen, daß die Worte „Ballonreifen“ und 
„Ballonreifenrad“ bereits i. J. 1926, alſo ſchon vor der Eintragung 
des angegriffenen Zeichens, als Bezeichnungen für Reifen mit großem 
Volumenkörper und für mit ſolchen Reifen verſehene Fahrräder im 
Gebrauch geweſen find. Die Zeicheninhaberin hat das in der münd⸗ 
lichen Verhandlung auch zugegeben und ausdrücklich anerkannt, daß 
die Bezeichnungen „Ballonreifen“ und „Ballonreifenrad“ von jeder⸗ 
mann frei benutzt werden könnten, deren Benutzung alſo ihr Zeichen⸗ 
recht nicht verletze. 

Das Streben nach Kürze des ſprachlichen Ausdrucks führt in⸗ 
deſſen ohne weiteres dazu, aus dem Worte „Ballonreifenrad“ das 
Wort „Reifen“ als etwas Überflüffiges auszuſtoßen, weil jedes Rad, 
insbeſ. das Fahrrad, eines Reifens bedarf, und fo entſteht geradezu 
zwangsläufig das Wort „Ballourad“. Dieſes bildet ſomit nicht eine 
willkürlich gewählte und eigenartige Bezeichnung, ſondern die nahe 
liegende und den Regeln der Verkehrsſprache entſprechend gebildete 
Benennung für Fahrräder mit Ballonbereifung. 

Ob das Wort „Ballonrad“ bereits früher der Fachſprache an⸗ 
gehört hat oder ob es erſt von der Zeicheninhaberin gebildet und 
von ihr zuerſt verwendet wurde, iſt dabei belanglos. Denn Ber 
ſchaffenheiksangaben i. S. des § 4 Ziff. 1 WbzG. find nicht nur 
ſolche Angaben, die ſich bereits allgemein bekannter Ausdrücke be 
dienen, ſondern auch neuer, bisher nicht verwendeter. Hierbei kommt 
es nicht darauf an, wer das Wort zuerſt gebildet hat, oder ob 
neben dieſem Wort auch noch andere Wörter mehr oder weniger ge“ 
eignet find, die Beſchaffenheit der Ware anzugeben. Eutſcheidend iſt 
vielmehr allein, ob das betreffende Wort, ſobald es im Geſchäfts⸗ 
verkehr und bei dem Vertriebe der Waren gebraucht wird, nach dem 
Sprachgebrauche oder nach den Regeln der Sprachbildung in den be⸗ 
teiligten Kreiſen als ein Hinweis auf die Beſchaffenheit der Ware, zu 
ihrer Beſchreibung, angeſehen wird (vgl. RG.: Pat Muſtgeich Bl. 1911, 
18 und Beſchwerdeabt. ebenda 1912, 292). 

Das trifft aber für das Wort „Ballonrad“ zu, wie oben bar“ 
getan iſt und wie ſich auch aus dem Vorbringen der Zeichen⸗ 
inhaberin in der mündlichen Verhandlung ergibt. In dieſer hat 
ſie nämlich erklärt, ſobald ſie ſich des Wortes „Ballonrad“ für ihre 
Fahrräder mit Ballonbereifung bedient habe, hätten zahlreiche, auch 
erſte Firmen das gleiche getan und erſt davon abgelaſſen, nachdem 
fie auf das angefochtene Warenzeichen hingewieſen worden waren. 
Dieſe Vorgänge zeigen deutlich, daß die beteiligten Kreiſe in dem 
Worte „Ballonrad“, ſobald es ihnen im Verkehr begegnet war, eine 
von jedermann frei benutzbare Beſchaffenheitsangabe geſehen und gar 
nicht mit der Möglichkeit gerechnet haben, daß es als Warenzeichen 
einem einzelnen geſchützt ſei. Aus den Vorgängen ergibt ſich weiter, 
daß das Zeichen ein Hemmnis für den freien und redlichen Verkehr 
gebildet hat. Das gleiche iſt auch dem Gutachten der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer zu Berlin v. 19. Dez. 1930 zu entnehmen, die ſich 
dahin geäußert hat, daß man ſowohl in den Kreiſen der Fahrrad⸗ 
händler wie in denen der Fahrradkäufer durchweg unter der Ber 
zeichnung „Vallonrad“ ſchlechthin ein Fahrrad mit Ballonreifen ohne 
Unterſchied der Herkunft des Fabrikats verſtehe; in der Offentlich⸗ 
keit, insbeſ. in den Kreiſen der Radfahrer ſei es fo gut wie unbe 
kannt, daß die Bezeichnung „Ballonrad“ als Warenzeichen aus“ 
ſchließlich der Zeicheninhaberin vorbehalten ſei. 

Das Wort „Ballonrad“ ſtellt hiernach eine ſprachüblich 8% 
bildete Bezeichnung dar, deren der Verkehr notwendig bedarf und in 
deren Verwendung er nicht durch das Beſtehen eines Zeichenſchutzes 
gehindert werden darf. . 


(NPatA., Beſchw Abt. I, Beſchl. v. 15. Sept. 1931, R 33 761/10 Wa. 
Mitgeteilt von Geh. RegR. Dr. Sennewald „Berlin. 
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Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt.] 
1. Ein Verſchulden eines Klägers bei der Entſtehung 
u Schadens i. S. des § 18 Abſ. 1 Satz 3 APeri6h®. v. 
15, Juli 1922 i. d. Faſſ. d. VO. v. 29. April 1924 (RGBl. I, 
Ol) liegt vor, wenn ein Preſſevertreter, dem polizeilich 
Ste Erlaubnis zum Betreten eines Unruhegebietes gegeben 
war, während ſeines Aufenthalts daſelbſt die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt außer acht läßt. 


MBerforgßer., Urt. v. 2. März 1932, PS Nr. 169/30, 12.) 


. 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von Sen Präſ. Geh. ur or n Kries u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 


5 1. 8 10 II 17 ALR. Der Gebrauch eines Provinzial⸗ 
appens durch einen Gewerbetreibenden ſtellt eine Stö- 
Publ ber öffentlichen Ordnung dar, wenn dadurch beim 
zublikum ein Irrtum über die Art des Unternehmens 
weckt zu werden droht. +) 
de Die Polizei in R., Prov. Schleswig⸗Holſtein, erließ an den S., 
fa ſein Gewerbe unter der Firma Schleswig⸗Holſteimſche Grund⸗ 
ücksverwertung, Finanz⸗, Steuer⸗ u. Wirtſchaftsberatungsſtelle 
um bt, folgende Verf.: „In Ihrem Gewerbebetriebe . wird 
er geſchäftl. Verkehr und auch im Verkehr mit Behörden das 
Fu eskvig⸗Holſtein. Wappen als Firmenzeichen unbefugt benutzt. 
7 allgem. öffentl. Intereſſe wird Ihnen die Weiterführung des 
appens unterſagt. .. (folgt Strafandrohung). 
a, Auf die in erſter Juſtanz erfolgloſe Beſchwerde des S. hob 
* Oberpräſident das Verbot inſoweit auf, als es die Verwendung 
1874 appens auf Erzeuguiſſen der in 8 2 RPreßc G. v. 7. Mai 
with MOB. 65) genannten Art betraf, „weil dieſe Erzeugniſſe, 
Don auch Zeitungsbekanntmachungen, ſowie der Druck auf Brief- 
— * und Briefumſchlägen, den Schutz des § 1 Preßc G. genießen 
gen, ſomit polizeil. Anordnungen, die ſich auf Grund landesrechtl. 
eſtimmungen gegen den Inhalt richten, nicht unterliegen“. Im 
zeik Zu 1. Das Urteil behandelt die Frage, inwieweit ein poli⸗ 
di ches Einſchreiten gegen die Verwendung eines Amtswappens 
läſſig ein Privatunternehmen zuläſſig iſt. Seine Bejahung der Zu⸗ 
190 igkeit des Einſchreitens im Falle vorhandener Gefahr der Ver⸗ 
Ver ung mit amtlichen Stellen entſpricht bisheriger Rſpr. und 
wbt volle Zuſtimmung. Das Urteil begrenzt zunächſt von 
ſeſſtbegein den Umfang des polizeilichen Vorgehens, indem es 
leite, daß ſich die Maßnahmen der Polizei mit Rückſicht auf 
Druch 2 RPreßGG. nicht gegen den Gebrauch des Wappens auf 
0 ckerzeugniſſen richten dürfen. Damit kann die Polizei ſich 


wenden nur gegen die am Hauſe angebrachten Geſchäftsſchilder 


Als Rechts grundlage der polizeilichen Verfügung führt 


d : 5 
8) eig zwei verſchiedene, beide aber in $ 10 II 17 lietzt alſo 
Die a BolVerwGö. v. 1. Juni 1931) wurzelnde Gefichtspunkte an: 
und deſugnis der Polizei zur Verhinderung ſtrafbarer Handlungen 
nun ie Befugnis zur Abwehr von Störungen der öffentlichen Ord⸗ 
Einf, zer erſte Geſichtspunkt ſcheidet hier aus, da es an einer 
der zihigen Strafbeſtimmung fehlt. Alſo bleibt nur die Störung 
offentlichen Ordnung übrig. Hier liegt alſo der Kern der 
eines ar. gt eine Störung auch in der nicht ſtrafbaren Führung 
daß duke wappens? Das OVG. bejaht, aber nur für den Fall, 
Chorakter die Gefahr der Täuſchung des Publikums über den 
er des Unternehmens entſteht, d. h. es zu dem Glauben 

t wird, es habe eine amtliche oder amtlich unterſtützte 
geiterft vor ſich. Damit ift eine glückliche allgemeine Formel auf 


durch di Denn die öffentliche Ordnung iſt nicht erſt geſtört, wenn 
ichen . Ausübung eines Gewerbes oder freien Berufes üb⸗ 
1 


zu me ündigungen ſtrafbare Handlungen begangen ſind oder 
treibend n drohen. Sie iſt es auch ſchon dann, wenn ein Gewerbe⸗ 
lic ee Angehöriger eines freien Berufes: a) feine öffent⸗ 
gewiſſe e Pflicht zur Führung beſtimmter Bezeichnungen, Angabe 
eines atſachen (Firmenwahrheit, Angabe des Auslandserwerbs 
; torlitels) nicht befolgt oder wenn er b) öffentlich rechts⸗ 
Neuf beſugt Namensbezeichnungen (etwa Reichs⸗Treuhand A.⸗G., 
e Kreditbank uſw.), Titel (Amtsbezeichnungen), Prädikate 

t), akademiſche Grade, Bezeichnungen der Mitgliedſchaft 


Rechtſprechung 
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übrigen hielt der Opräſ. das Verbot aufrecht, da in Einzel⸗ 
fällen ausdrücklich feſtgeſtellt ſei, daß durch die Geſchäftsbezeich⸗ 
nung Perſonen irregeführt und geſchädigt worden ſeien. 

Die gegen dieſen Beſcheid erhobene Klage wies das OVG. ab. 

Da das in der polizeil. Verf. enthaltene Verbot durch den 
Beſcheid des Bekl. entſpr. der ſtänd. Rſpr. des Gerichtsh. (es ge⸗ 
nügt, auf die Entſch. v. 15. März 1928: OVG. 83, 208, und vom 
27. März 1930: R.⸗ u. PrVerwBl. 51, 502 zu verweiſen) in⸗ 
ſoweit aufgehoben iſt, als es, da auf einer landesrechtl. Norm be⸗ 
ruhend, mit § 2 PreßG. nicht vereinbar war, bildet entſpr. dem 
jetzt geſtellten Antrage den Gegenſtand der Klage nur das Verbot, 
das Schleswig⸗Holſtein. Wappen in anderer als in der durch die 
gedachte Beſtimmung gegen landesrechtl. Eingriffe geſchüzten Weiſe 
zu führen. Daß der Kl. dies tut, ergibt ſich aus der Klageſchrift, 
in der er von der Verwendung des Wappens „im Geſchäftsſchild“ 
an der Hausfront ſpricht. 

Dem Kl. iſt zunächſt zuzugeben, daß das Verbot nicht in 
dem ſich aus § 10 II 17 ALR. ergebenden Rechte der Polizei, 
ſtrafbare Handlungen zu verbieten, feine Stütze findet. Denn die 
Führung eines Provinzialwappens iſt nach 8 360 Nr. 7 StGB. nicht 
ſtrafbar (vgl. Komm. z. StGB. von Ebermayer, Lobe, 
Roſenberg, 4. Aufl., 8 360 VII); ebenſowenig kommt 8 16 
W656. v. 12. Mai 1894 (RGBl. 441) in Frage; denn dieſes ſetzt 
voraus, daß derjenige, der ein Staatswappen, das Wappen eines 
Ortes, das Wappen eines Gemeinde- oder weiteren Kommunale 
verbandes in der dort bezeichneten Weiſe gebraucht, dies zu dem 
Zwecke tut, über Beſchaffenheit und Wert der Waren einen Irr⸗ 
tum zu erregen; im vorl. Falle handelt es ſich aber nicht um 
Waren. Auch daß eine der Strafbeſt. des Un WG. v. 27. Mai 1896 
(RGSBl. 145) — 88 4, 8 — verletzt ſei, war nach dem vorl. 
Material nicht feſtzuſtellen. 

Es konnte ferner dahingeſtellt bleiben, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen eine Zuwiderhandlung gegen die firmenrechtl. Be⸗ 
ſtimmungen des HGB. eine Störung der öffentl. Ordnung i. ©. 
des 8 10 II 17 ALR. darſtellen würde. Denn wie ſchon das KG. 
in ſeiner hierüber ergangenen Entſch. v. 20. Febr. 1930 aus⸗ 
geführt hat, kann ein Wappen niemals ein Firmenbeſtandteil 
ſein, iſt vielmehr als die Beifügung eines bildl. Zuſatzes zur Firma 
zu erachten, über deſſen Berechtigung oder Nichtberechtigung das 
HGB. keine Beſtimmung trifft. 

Zu Unrecht folgert aber der Kl. aus dem bisher Geſagten, 
daß ein Provinzialwappen in dem Sinne ein Freizeichen ſei, daß 
die Führung jedermann zuſtehe. 

Die Berechtigung zur Führung von Provinzialwappen durch 
die Provinzen beruht auf ſtaatl. Verleihung (wegen der Geneh⸗ 
migung durch KabO. v. 22. Sept. 1880 [ogl. PrVerwBl. 30, 241). 


öffentlicher Körperſchaften, Hoheitszeichen gebraucht. In dieſen Fällen 
(zu b) genügt dazu freilich nicht eine bloße Verletzung fremden 
Rechts (Namens-, Firmen⸗, Warenzeichenverletzung unter Privaten 
berührt die öffentliche Ordnung nicht), ſondern es muß ſich um 
Übergriffe in das Gebiet ſtaatlicher Hoheitsrechte, d. h. An⸗ 
maßung behördlicher Eigenſchaften, Behauptung amtlicher Aus⸗ 
zeichnung, Graduierung uſw. handeln, und es muß dadurch die Ge⸗ 
fahr einer Täuſchung des Publikums begründet ſein (ob Täu⸗ 
ſchungsgefahr in allen Fällen erforderlich iſt, kann hier — wie 
auch das OVG. die Frage offen läßt — nicht im einzelnen ge⸗ 
prüft werden). Durch eine ſolche Anmaßung wird die öffentliche 
Ordnung verletzt; denn das Publikum muß darauf vertrauen 
können, daß die Führung behördlicher Zeichen uſw. nur befugter⸗ 
weiſe geſchieht. In dieſem Sinne hat ſich auch die Rſpr. des OVG. 
ſchon bisher ausgeſprochen. Sie erklärt ein polizeiliches Vorgehen 
zunächſt gegen ſtrafbare (unbefugte) Führung einer Amtsbezeich⸗ 
nung (OVG. 78, 251), eines Arzte oder arztähnlichen Titels (OVG. 
60, 430; 63, 391) oder eines ausländiſchen Doktortitels (OVG. 
60, 432) für ſtatthaft, und zwar auch hier nicht nur unter Ge⸗ 
ſichtspunkt der Verhütung ſtrafbarer Handlungen, ſondern auch 
unter Hinweis auf die vorliegende Störung der öffentlichen ge⸗ 
werblichen Ordnung (OVG. 63, 391). Sie billigt ferner auch ein 
auf Störung der öffentlichen gewerblichen Ordnung gegründetes 
Einſchreiten gegen die Führung eines Strohmanns auf dem Laden⸗ 
ſchild (OVG. 55, 258): Fall der Nichterfüllung der öffentlich⸗ 
rechtlichen Pflicht aus 8 15a GewO. Endlich aber auch das Vor⸗ 
gehen gegen die Bezeichnung „Reichs⸗Steuer⸗Dienſt“ auf dem Ge⸗ 
ſchäftsſchild eines Privatunternehmens, weil dadurch das Publikum 
zu der Annahme verleitet werde, daß ſich dort eine Dienſtſtelle des 
Reiches befinde (R.- u. PrVerwBl. 51, 502): Fall der täuſchen⸗ 
den Anmaßung hoheitlicher Eigenſchaften. An dieſes letzte Urteil 
ſchließt ſich das vorliegende eng an, indem es auch täuſchende Ver⸗ 
wendung eines Amtswappens als Störung der öffentlichen Ordnung 
anſieht. Notwendig iſt aber, daß durch den Gebrauch eine Täuſchung 
des Publikums über den Charakter des Unternehmens in die Nähe 
gerückt wird. Denn an ſich iſt die Benutzung eines Kommunalwappens 
zuläſſig; denn ihnen fehlt der Strafrechtsſchutz. Anders freilich bei 
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Das Wappen iſt das äußere Zeichen der der Provinz innewohnen⸗ 
den Hoheitsgewalt; es iſt das bildliche Zeichen, durch das ſich 
die Provinz von anderen Wappenträgern und Nichtwappenträgern 
zu unterſcheiden kraft öffentlichen Rechtes befugt iſt, es iſt alſo 
mehr als ein bloßer Zierat. Es braucht nun nicht unterſucht 
zu werden, ob ſchon die Tatſache allein, daß eine Privatperſon 
eigenmächtig das Wappen einer Provinz führt, eine Störung der 
öffentl. Ordnung bedeutet; ebenſowenig handelt es ſich hier darum, 
ob dem betr. Wappenträger ein bürgerl-rechtl. Anſpruch auf 
Unterlaſſung zuſteht (vgl. hierüber PrVerwBl. 26, 145; 27, 148; 
28, 598, 859). Jedenfalls aber liegt ftet3 eine Störung der 
öffentl. Ordnung vor, wenn die Gefahr beſteht, daß durch die 
Führung des Wappens beim Publikum eine falſche Vorſtellung 
über ein gewerbl. Unternehmen erweckt wird, ſei es, daß es ſich 
um ein behördl. oder behördenähnl. oder auch nur um ein von 
dem Wappenträger unterſtütztes Unternehmen handelt. 

Dies trifft hier zu. Wenn auch durch die Staatsumwälzung 
die Wappen an Bedeutung verloren haben, und wenn auch in 
Einzelfällen, ſei es auf Grund ſtillſchw. Duldung, ſei es aus 
anderen Gründen, von anderen als den Wappenträgern, z. B. 
am Kopfe von Zeitungen, auf Wirtshausſchildern uſw., Wappen 
oder Wappenteile geführt werden, und wenn ſich vielleicht auch 
im Handelsverkehr ein viel geübter Handelsgebrauch herausgebildet 
hat, Wappen zu verwenden, um die Herkunft der Waren zu be⸗ 
zeichnen (vgl. Mot. z. WbzG. S. 17, 18), fo iſt es doch die herr⸗ 
ſchende und zutreff. Meinung des Publikums, daß die Führung 
eines Wappens grundſätzlich nur dem Wappenträger zuſteht. Un⸗ 
zweifelhaft würde daher jedermann, der an einem Hauſe als 
Wahrzeichen ein Provinzialwappen ſieht, annehmen, daß es ſich 
um ein Amtsgebäude der Provinz handelt. Würde das Publikum 
auf dem Schilde eines Arztes oder RA. außer dem Namen und 
der Berufsbezeichnung noch ein Provinzialwappen erblicken, fo 
müßte es zwangsläufig zu der Anſicht gelangen, daß es ſich um 
eine mit der Provinz in der gedachten Art in Verbindung ſtehende 
Geſundheits⸗ oder Rechtsberatungsſtelle handelt. Dem Gerichtshof 
iſt bekannt, daß die Feuerſoz. d. Prov. Brandenburg, eine von der 
Prov. Brandenburg betriebene gemeinnützige Brandverſicherungs⸗ 
anſtalt, neben der Firmenbezeichnung das ProvWappen führt. Die 
Prov. Brandenburg hat die Feuerverſicherung in den Kreis ihrer 
Aufgaben gezogen und dies nach außen noch beſonders durch das 
Wappen kundgegeben. Das Publikum weiß, daß die gedachte Feuer⸗ 
ſozietät ein amtl. Unternehmen ift, ebenſo wie es weiß, daß die 
zahlreichen Verſicherungsanſtalten, die das Wappen nicht führen, 
dies nicht ſind. Würde eine ſolche Verſicherungsanſtalt ebenfalls 
das Wappen führen, ſo müßte dies den Anſchein erwecken, daß 
auch ſie ein amtl. Unternehmen iſt, und das würde die öffentl. 
Ordnung ſtören (ogl. die bereits erwähnte Entſch. des Gerichts⸗ 
hofs v. 27. März 1930). 

Was das kläger. Unternehmen betrifft, ſo kann ſchon die 
Bezeichnung „Schleswig⸗Holſtein. Grundſtücksverwertung“ den Ge⸗ 
danken nahelegen, daß etwa unter Berückſichtigung der ſeit Jahren 
beſtehenden Notlage der Landwirtſchaft die Prov. Schleswig⸗Holſtein 
ein Unternehmen betreibt oder unterſtützt, das zur angemeſſenen 
Verwertung von Grundſtücken Maßnahmen trifft, um zu ver⸗ 
hindern, daß die Grundſtücke von ihren notleidenden Eigen⸗ 
tümern verſchleudert werden müſſen, dies um ſo mehr, als ſeit 
Jahren dauernd die Mittel erörtert werden, die amtlicherſeits zur 
Linderung der Not der Landwirtſchaft ergriffen werden ſollen. 
Der Zuſatz „Schleswig⸗Holſtein.“ bezieht ſich aber nicht nur auf 
das Wort Grundſtücksverwertung, ſondern auch auf die Worte 
„Finanz⸗, Steuer- und Wirtſchaftsberatungsſtelle“. Der Ausdruck 


Reichs- und Landeswappen und Amtsbezeichnungen, die durch 8 360 
Ziff. 7, 8 StGB. geſchützt find. 

Das OVG. weiſt mit Recht darauf hin, daß die Verwen⸗ 
dung des Wappens als Herkunftsbezeichnung von Waren (ferner 
Schmuck von Stadtplänen, Büchern, Zeitungen) unbedenklich zu⸗ 
läſſig iſt. Eine ſolche Benutzung wird auch wohl in der Regel nicht 
als „Führung“ des Wappens bezeichnet werden können, da zum 
Führen Inbeziehungſetzung zu einer Perſon gehört. Aber dieſe 
Verwendung hat ſofort ihre Grenze erreicht, ſowie durch ſie das 
Publikum verleitet wird, ein Privatunternehmen mit amtlichen 
Stellen zu verwechſeln; dann ſteht die öffentliche Ordnung auf 
dem Spiel. g 

Im vorliegenden Fall iſt die Bejahung der Täuſchungs⸗ 
gefahr überzeugend begründet. Schon der Ausdruck „Stelle“ und 
„Schleswig⸗Holſteiniſche“ für ſich iſt nahe daran, eine unzuläſſige 
amtsähnliche Bezeichnung zu bilden. Kommt das Wappen hinzu, 
ſo iſt die Täuschung leicht möglich, da bei der heutigen Aus⸗ 
dehnung der Wirtſchaftsbetätigung der öffentlichen Hand das 
Publikum mehr noch als früher geneigt iſt, öffeutliche Körper⸗ 
ſchaften hinter in privatrechtlichen Formen arbeitenden Betrie⸗ 
ben zu ſehen. Zu billigen iſt auch, daß das OVG. die ab⸗ 
ſtrakte Gefahr der Täuſchung für genügend erklärt, alſo 
weder eine ſubjektive Täuſchungsabſicht des Störers noch Fälle 
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„Beratungsſtelle“ kann geeignet ſein, den Eindruck zu ver⸗ 
ſtärken, daß die Provinz den notleidenden Landwirten beiſtehen 
will, um fie in Finanz, Steuer⸗ und Wirtſchaftsfragen zu be’ 
raten. Zur Gewißheit aber muß dieſer Eindruck werden, wenn 
neben der Firmenbezeichnung noch das Schleswig⸗Holſtein. Wappen 
geführt wird. 

Nun hat allerdings in dem obenerwähnten Beſchl. vom 
20. Febr. 1930 das KG. geſagt, daß im Hinblick darauf, daß 
die Firma des Kl. in vorgeſchriebener Weiſe den Namen des 
Kl. ſowie ſeinen voll ausgeſchriebenen Vornamen enthalte, eine 
Täuſchungsabſicht i. S. des § 18 Abſ. 2 Satz 1 HGB. jedenfalls 
aus dem Standpunkte des Anklanges an behördl. oder ſtaatl. 
Einrichtungen kaum in Frage komme. Der Gerichtshof hat dar’ 
über nicht zu urteilen, ob dies richtig iſt, ebenſowenig wie es 
darauf ankommt, ob eine Täuſchungsabſicht beim Kl. vorliegt. 
Denn mögen auch vielleicht der voll ausgeſchriebene Name und 
Vorname des Kl. die erwähnten Eindrücke, ſoweit es ſich um die 
Firmenbezeichnung handelt, auszugleichen geeignet ſein: durch die 
Beiſügung des Wappens zur Firmenbezeichnung wird dies zum 
mindeſten mehr als ausgeglichen. Zu Unrecht hat ſich der Kl. der 
hier dargeſtellten Auffaſſung gegenüber auf die Eutſch. des RO- 
v. 5. Nov. 1926 (JW. 1927, 772 ff.) berufen, in der es unter 
Hinweis auf eine in der JW. 1925, 1287 ff. abgedr. Eutſch., in 
der Gleiches über den „Bremer Schlüſſel“ ausgeführt wird, heißt: 
„Das Warenzeichen ... iſt nichts anderes, als das ... Berliner 
Wappen. Nun kann aber ein ſo bekanntes Wappen einer Stadt 
unmöglich von einem beſtimmten Gewerbebetriebe für ſich mono⸗ 
poliſiert werden, da es in Wahrheit nichts weiter iſt, als eine 
bildliche Angabe über die Herkunft der Ware i. S. des 8 13 
WbzG., die keinem Berliner Gewerbetreibenden verboten ſein 
kann .. Das NG. hat alſo zum Ausdrucke gebracht, daß als 
Warenzeichen ein Wappen nicht geſchützt werden könne, weil da⸗ 
durch unzuläſſigerweiſe ſein Gebrauch durch andere Gewerbe⸗ 
treibende gehindert werden würde; dieſe hätten aber das Recht, 
es als bildl. Angabe über die Herkunft der Ware zu 
benutzen. Daraus folgt aber noch nicht, daß ſie es auch gebrauchen 
dürften, wenn das Publikum aus dem Gebrauche des Wappens, 
ſei es in Verbindung mit anderen Umſtänden, ſei es für ſich allein, 
zu der Anſicht verleitet werden würde, daß es ſich nicht um eine 
bloße Angabe über die Herkunft der Waren, ſondern um eine 
ſolche über die Art des Unternehmens handelt. 

Unter dieſen Umſtänden bedurfte es nicht einer Prüfung, ob 
bereits jemand durch den Gebrauch des Wappens ſeitens des Kl. 
tatſachlich getäuſcht worden iſt; es genügte vielmehr die Feſt⸗ 
ſtellung, daß eine dringende Gefahr einer ſolchen Täuſchung ber 
ſteht. Daß dieſe nicht dadurch beſeitigt wird, daß der Kl. ſich im 
Geſchäftsverkehre mit feinen Kunden bisher einwandfrei betätigt 
haben mag, iſt ſelbſtverſtändlich. Es war daher weder auf das 
vom Behl. über die erfolgten Täuſchungen, noch auf das vom 
Kl. über feine Geſchäftsführung beigebrachte Material einzugaher- 

(PrOG., 3. Sen., Urt. v. 29. Jan. 1931, III A 89/30.) 


Baden. 
Kadifcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Klotz, Karlsruhe. 
2. Ortspolizeiliche Verbote reichszenſierter Filme 
find unzuläſſig. }) 
Nach den Ausführungen des Miniſterialbevollmächtigten ſoll eine 


tatſachlicher Täuſchung nachgewieſen zu werden brauchen (vgl. auch 
OVG. 60, 432). Es beſteht auch kein Widerſpruch zwiſchen OV 
und KG. In ſeinem Veſchluß v. 20. Febr. 1930 (JW. 1930, 
17421) hat das KG. ein regiſterrichterliches Einſchreiten gegen den 
S. nach § 37 HGB., 8 140 366. wegen Vortäuſchung des Be 
hördencharakters durch dieſelbe hier in Streit ſtehende Wappen“ 
führung abgelehnt, weil das Wappen kein Beſtandteil der Firma, 
ſeine Beifügung alſo nicht Gebrauch einer unbefugten Firma dar⸗ 
ſtelle, und hat dabei ausgeführt, daß für die eingetragene Firma 
des S. als ſolche eine Täuſchungsgefahr „Kaum in Frage kommen 
dürfte“. Ds letzte bezieht ſich aber allein auf die Firma 15 
ſich, während das OV. die Geſamtwirkung von Firma un 
Wappen zuſammen beurteilt. Ein wenig paradox iſt an dem 
Ergebnis nur, daß wohl die Anbringung des Wappens auf dem 
Geſchäftsſchild, nicht aber auf Druckſchriften dem S. verboten 
werden kaun. Das liegt indes doch nur an dem beſonders a 
Schutz der Kommunalwappen; bei unbefugter Führung von Rei 0 
und Landeswappen, Amtsbezeichnungen, Doktortiteln uſw. iſt doch 
zugleich immer eine ftrafbare Handlung gegeben und ſtrafrechtliches 
Einſchreiten auch gegen Druckſchriften möglich. 0 
PrivDoz. Dr. U. Scheuner, Berlin. 


Zu 2. A. Die zutreffende Entſch. behandelt Fragen der Fil, 
zenſur und betrifft den Bildſtreifen „Frauennot — Frauenglü ; 
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Vfg. des Bezel. O. als Ortspolizeibehörde (vgl. auch den Vollzugs⸗ 
erlaß des Bad Inn Min. zum LSpG. v. 21. Jau. 1922 (Karlsruher 
Zig. [Staatsanzeiger] Nr. 19 v. 23. Jan. 1922) der Art vor⸗ 
legen, wie fie in dem Urt. des PrOVch. v. 15. Dez. 1921 (PrO BG. 
77, 423) als auch dem LSpch. gegenüber rechtlich zuläffig beurteilt 
wurde. In dieſem Urteil wurde ausgeſprochen, daß die Orts⸗ 
polizeibehörde dann, wenn ein von der Filmprüfſtelle zugelaſſener 
5 ildſtreifen ſich in der Folgezeit als polizeiwidrig (i. S. des 8 1 
Abſ. 2 Satz 2, 83 Abſ. 2 LESpG.) erweiſe, bis zur Durch⸗ 
führung des Widerrufsverfahrens gem. 8 4 LSpG. vor der Ober⸗ 
prüfſtelle für ihren Bezirk und aus Gründen, die hinſichtlich 
dieſes Bezirks hervortreten, die Vorführung des Vildſtreifens unter⸗ 
tagen Könne, die ortspolizeiliche Vfg. jedoch nur einen einſtweiligen 
Charakter habe, bei erfolgreicher Durchführung des Widerrufsver⸗ 
luhrens durch den Spruch der Oberprüfſtelle erſezt werde, ander⸗ 
ſeits aber mit der den Widerruf ablehnenden Entſch. dieſer Stelle 
ihre Geltung verliere. 

R Der Gerichtshof kann auch bei der Entſch. des vorliegenden 
echtsſtreits, wie dies bei der Erlaſſung ſeines Urt. v. 28. Sept. 
922 Nr. 2213 der Fall war, von einem Ausſpruch darüber abſehen, 
ob der Auffaſſung des PrOVG., welche offenbar die Belt. in Art. II 
af 2 der Ausführungsanweiſung des preuß. Staats min. v. 1. März 
320 zum LSpGi. und zur Reichs AusfVoO. zu dieſem Geſ. v. 16. Juni 
f 20 herbeigeführt hat (Min Bl. f. d. preuß. innere Verw. S. 224) 
und — nach der Begründung — zweifellos die Beſt. in Art. I Ziff. 4 
1 


9 ſechs mal durch die amtlichen Prüfungsinſtanzen gelaufen, ver⸗ 
ientermaßen den Nebentitel „Filmnot — Filmglück“ führen könnte. 
3 Zunachſt eine notwendige, zeitlich geordnete Überſicht (unter 
Zuhilfenahme der in dieſer Anm. mitberückſichtigten Entſcheide der 
Zenſurſtellenj. Auf Antrag nach 8 1 Abſ. 2 LSpS. am 19. Mai 
Aus Zulaſſung durch die Filmprüfungsſtelle Berlin (PrSt.) unter 
eins ſchluß der Vorführung vor Jugendlichen und unter Streichung 
mer Szene. Dagegen Beſchwerde des Vorſitzenden nach 8 12 Abi. 2; 
ie Oberprüfungsſtelle (OPrSt.) verbietet am 26. Mai 1930 eine 
eitere Bildfolge. Darauf Umarbeitung und erneute Vorlage bei der 
f Ai t. nach $7 mit der Anregung, die Vorführung von einem wiſſen⸗ 
30 0igichen Vortrag begleiten zu laſſen; die Prſt. genehmigt am 
1. Vai. 1930 die veränderte Faſſung und macht den Begleitvortrag 
5 Bedingung. Am 18. Juni 1930 Zulaſſung der Begleilvorträge 
305 Dr. K. und Dr. S. durch die PrSt. Auf Antrag Bayerns v. 
Okt. 1930 an die OPrSt. gem. § 4 Abf. 1, die Zulaſſung im 
funzen zu widerrufen, am 8. Nov. 1930 Streichung weiterer Teile, 
m übrigen Ablehnung des Widerrufs. Neue teilweiſe Umarbeitung 
Bac 8 7 und abermalige Vorlage bei der PrSt.; am 15. Nov. 1930 
erbot weiterer Szenen; im übrigen Zulaſſung unter der Bedingung 
nei inzwiſchen genehmigten wiſſenſchaftlichen Vorträge. Erneuter Au⸗ 
Ant Bayerns auf Widerruf am 6. Dez. 1930, unter nachfolgendem 
100 laß von Thüringen und Baden; Eutſch. der OPrSt. am 22. Dez. 
k 30: Nur Widerruf weiterer Einzelſzenen ſowie des Begleitvor⸗ 
Ina Dr. S., ferner Aufhebung des Vortragszwangs überhaupt. — 
Enzſviſchen am 2./3. Dez. 1930 die den Gegenſtand vorliegender 
id), bildende Vfg. des Bez. O., durch die der Kinobeſitzerin F. 
Reza borführung des Films bzw. einzelner Teile verboten wird; 
be urs an das bad. Miniſterium bleibt erfolglos, auch nach Erlaß 
> Entſcheids der OPrSt. v. 22. Dez. 1930. 
Polizei Die Filmzenſur, die früher durchweg von den örtlichen 
wökibehörden ausgeübt wurde und in Württemberg und Braun- 
1 Zweig landesgeſetzlich geregelt war, iſt durch das LSp$. v. 12. Mai 
die für das Reichsgebiet einheitlich normiert worden. Hier ſind 
kid. ultändigkeiten klar abgegrenzt: Obligatoriſche Vorzenſur für 
5 Film durch Reichs ſtellen, nämlich die PrSt. in Berlin und 
5 1 hen und, als BeſchwJuſt. gegen Verbote, die OPrSt. in Berlin 
gebiet 8, 12). Die Zulaſſung hat Gültigkeit für das geſamte Reichs⸗ 
ouf N 88 Ab. 2). Widerrufsverfahren gegenüber zugelaſſenen Filmen 
Rei 0 Ntrag der Länder vor der Ort.; der Widerruf kann für das 
118 oder ein beſtimmtes Gebiet erfolgen (8 4). Zenſur durch die 
fm ieeberden nur für Tagesberichte und reine Landſchafts⸗ 
90 ab hiernach Landes⸗ und Ortsbehörden außer im Fall des 
zenſu e ſelbſtändige Filmzenſur mehr unabhängig von der Reichs⸗ 
Praktı ausüben Können, ſteht außer Frage. Was aber begibt ſich 
mne Im Falle RG. v. 12. Febr. 1931 (Ulita 1931, 188) 
liche agte ein Popräſ. von ſich aus die Vorführung vor Jugend⸗ 
= „ obwohl das Jugendverbot nach $3 allein der PrSt. zufällt. 
dad lle Bad Gh. v. 28. Sept. 1922 (JW. 1923, 431) wies das 
ohne miſterium famtliche Bezirksämter an, einen zugelaſſenen Film 
hat, y eitgrenze in ganz Baden zu unterdrücken. In unſerem Fall 
eint ven der Maßnahme des Bez A. abgejehen, das Miniſterium nicht 
auf den Entſcheid der OPrSt. im Widerrufsverfahren die 
liegen ng des Polizeiverbots veranlaßt. In allen drei Fällen 
behörd AD zweifelsfrei Eingriffe in die Zujtänbigkeit von Reichs- 
orden vor. 
biz Zu erörtern bleibt nur, wieweit Orts- oder Landesbehörden 
dur endgültigen Entſcheidung durch die Reichs- 
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des Entwurfs eines Gef. zur Auderung des LSpG. (RT. IV. Wahl⸗ 
periode 1928 Druckſ. Nr. 1298) veranlaßt hatte, beizutreten iſt. 
Nach den für die Beurteilung des Charakters der angefochtenen Vfg. 
des Bez A. O. maßgebenden, zur Zeit ihrer Erlaſſung gegebenen Ver⸗ 
hältniſſen enthalten dieſe nämlich überhaupt nicht eine nur einſtweilige 
oder eine auf nur vorübergehende Zeit berechnete Anordnung, insbes. 
nicht eine einſtweilige polizeiliche Anordnung im Zuſammenhang 
mit einem Widerrufsverfahren und bis zur Entſch. über einen 
Widerrufsautrag i. S. der Nipr. des ProVch. Das Bez. O. hat 
in den gegenüber der Kl. F. ergangenen Pfg. dieſer vielmehr die 
öffentliche Vorführung der in feiner Vfg. v. 2. Dez. 1930 bezeichneten 
Teile des Bildſtreifens nicht nur einſtweilen, ſondern ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung zeitlicher Art verboten, und zwar ohne irgendeinen Zu⸗ 
ſammenhang mit einem einzuleitenden oder eingeleiteten Wider⸗ 
rufsverfahren. Daß das der Kl. F. zugeſtellte Verbot für dieſe nur 
für diejenige Zeit Bedeutung hatte, für welche ihr das Aufführungs⸗ 
recht durch die P. Film GmbH. übertragen worden war, gibt der be- 
zirksamtlichen Anordnung nicht etwa die Natur einer nur für vor⸗ 
übergehende Zeit erlaſſenen, denn der Kl. F. gegenüber war ſie zeit⸗ 
lich nicht beſchränkt. Die vom Gerichtshof angenommene zeitliche Trag⸗ 
weite des bezirksamtlichen Verbots ergibt ji aus feiner Faſſung. 
In keiner der beiden Pfg. iſt ein lediglich einſtweiliger Charakter 
des Verbots des BezA. ausdrücklich zum Ausdruck gebracht worden. 
Ein ſolcher Charakter der bezirksamtlichen Anordnung oder ihre Be 
rechnung für eine nur vorübergehende Zeit laſſen ſich auch nicht etwa 


prüfſtellen Filme trotz der Zulaſſung verbieten können. Hier⸗ 
über neueſtens und eingehend Dienstag: Ufita 1931, 139 ff. 
Die am weiteſten gehende Auffaſſung von Jellinek, die Polizei 
könne Dauer verbote fo lange erlaſſen, als nicht überhaupt die 
Ort. die Zulaſſung nach § 4 widerrufen hätte, wird mit Recht 
allſeits abgelehnt; ſie würde den Ortsbehörden eine unbeſchränkte 
Nachzenſur freigeben lediglich unter der ungewiſſen auflöſenden Be⸗ 
dingung, daß einmal ein Land das Widerrufsverfahren beantragt. 
Nach herrſchender Anſicht, eingehend begründet vom PrOßd. im Urt. 
v. 15. Dez. 1921 (JW. 1922, 1232), kann die Ortsbehörde einen 
zugelaſſenen Film vorübergehend bis zum Entſcheid im Wider⸗ 
rufsverfahren von der Vorführung ausſchließen, wenn einmal durch 
die Vorführung die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet wird 
und wenn zum andern ein Widerrufsverfahren entweder ſchon ſchwebt 
oder auf dem Wege über die Landeszentralbehörde alsbald anhängig 
gemacht wird. Dagegen will Dienstag S. 154ff. der Polizei über⸗ 
haupt kein Verbotsrecht zuerkennen. 

Vorliegendenfalls war zu dieſer Frage keine grundſäßzliche 
Stellungnahme nötig, denn hier war vom Bez A. in jeder Hinſicht 
verfehlt gehandelt. Das Amt hatte eine nochmalige regelrechte Vor⸗ 
zenſur veranftaltet und dann mit einer allgemeinen moraliſchen und 
aſthetiſchen Bewertung und mit der allgemeinen Möglichkeit von Ohn- 
machtsfällen ein Verbot begründet, das noch dazu ſeinem Inhalt 
nach eindeutig ein Dauerverbot war. Dies Verbot erging überdies 
unabhängig von einem Widerrufsverfahren; denn erſt ſpater wurde 
ohne Zutun des Amts ein ſolches Verfahren beautragt, von dem das 
Amt alſo bei ſeiner Vfg. nichts vorauswußte; dagegen kannte es das 
im weſentlichen negativ verlaufene frühere Widerrufsverfahren. 

Wohl muß mit der herrſchenden Meinung und im Gegenſatz zu 
Dienstag die Möglichkeit polizeilichen Eingreifens bei akutem 
Notſtand befürwortet werden, da die PrSt. nicht alle möglichen zeit⸗ 
lichen und örtlichen Beſonderheiten vorausſehen können. Die friſche 
Erregung über einen politiſchen Mord kaun z. B. die Darbietung 
eines ſonſt politiſch unverfänglichen Films gefährden (JW. 1923, 
431); ebenſo etwa die durch die Tagung einer politiſchen Partei örtlich 
erregte Atmoſphäre. Aber das ſind dann, im Gegenſatz zum Offen⸗ 
burger Fall, Ausnahmezuſtände, die ein Abwarten bis zur Durch⸗ 
führung eines Widerruſsverfahrens nicht zulaſſen und die daher ein 
vorübergehendes und als ſolches zu bezeichnendes Polizeiverbot 
rechtſertigen. Dies Verbot gründet ſich dann nicht auf den Inhalt 
des Films, ſondern auf konkrete, gegenwärtige Gefahrenmomente. 
Allerdings muß dann alsbald das Widerrufsverfahren veranlaßt wer⸗ 
den. Nur andeuten läßt ſich dabei an dieſer Stelle die Frage, wie⸗ 
weit gegenüber dem Erfordernis des $4 für Widerrufsverfahren (daß 
„das Zutreffen der Vorausſetzungen der Verſagung erſt nach der Zu⸗ 
laſſung hervortritt“) die beliebig häufige Wiederholung von Wider⸗ 
rufsanträgen ſtatthaft iſt. Auch auf die weitere Frage kann lediglich 
hingedeutet werden, ob ein Widerrufsverfahren auch dann erforderlich 
iſt, wenn das Polizeiverbot auf wenige Tage beſchränkt wird, ſo daß 
der beantragte Entſcheid der DPrSt. nur mehr einen ſchon er⸗ 
ledigten Eingriff rechtfertigen könnte. Beide Fragen fallen weg, falls 
der Entwurf von 1929 zur Anderung des LSpG. in Kraft tritt, der 
im Fall unmittelbarer Gefahr der Polizei das ſelbſtandige Recht zu 
vorübergehenden Unterſagungen für ihren Amtsbezirk verleihen will. 
2. Ein intereſſantes Novum bedeutet die Anrezung der Ur⸗ 
ſprungsfirma bei der PrSt., den Film mit einem wiſſenſchaftlichen 
Begleitvortrag zuzulaſſen. Die PrSt. hat in ihrem Entſch. b. 
30. Mai 1930 leider nicht die Gründe bekanntgegeben, aus denen 
fie dieſer Anregung gefolgt iſt; die OPrSt. hat ihrem gegenteiligen 
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bei einer Auslegung der Pfg. nach ihrem Sinn feſtſtellen. Dieſer 
iſt zumal nach der der Vfg. v. 2. Dez. 1930 beigegebenen Begründung 
kein anderer als der, daß das Bez A. die von ihm beanſtandeten 
Teile des Bildſtreifens, von dem es nach deſſen Vorführung vor dem 
Stellvertreter des Landrats im allgemeinen annahm, er gebe vor, 
ein Kulturfilm zu ſein, ſtelle ſich aber in ſeinem Kern als ein 
Produkt von Schmutz und Schund dar, das in keiner Weiſe geeignet 
ſei, kulturfördernd zu wirken, zur öffentlichen Vorführung nicht zu⸗ 
laſſen wollte. Das Weſen des bezirksamtlichen Verbots als eines 
nicht nur einſtweiligen oder nur vorübergehenden ergibt ſich weiter 
insbeſ. aus deſſen Begründung auch mit dem Umſtande, daß der 
Bildſtreifen zulaſſungswidrig ohne Beivortrag laufen ſollte. Da das 
Bez A. offenbar davon ausging, daß ein Beivortrag bei der Vor⸗ 
führung des Bildſtreifens überhaupt nicht werde gehalten werden, 
läßt die Beiziehung des Unterbleibens des Beivortrags in der Be⸗ 
gründung der Pfg. v. 2. Dez. 1930 den Charakter dieſer Vfg. als 
einer nicht nur einſtweiligen oder für vorübergehende Zeit ebenfalls 
deutlich erkennen. Den Anſtoß für das Verbot gab eine am 2. Dez. 
1930 vorgebrachte Beſchwerde mehrerer Einwohner der Stadt O., 
daß der Bildſtreifen, der am Abend dieſes Tages vorgeführt werden 
ſollte, ſeinem Inhalt nach äußerſt anſtößig ſei und unbedingt ver⸗ 
boten werden ſolle; das durch das Bez A. erlaſſene Verbot war dann 
unmittelbar durch den Eindruck herbeigeführt worden, welchen die 
Vorführung des Bildſtreifens auf den Stellvertreter des Landrats ge- 
macht hatte. Mit einem Widerrufsverfahren nach 84 LSpG. ſtand 
keine der beiden Vfg. des BezA. im Zuſammenhang. Das Bez A. O. 
hat zu keiner Zeit beim Inn Min. die Einleitung des Widerrufs- 
verfahrens nach 84 2SpG. beantragt. Es erfuhr, daß ein ſolches 
Verfahren durch das Miniſterium in Gang gebracht worden ſei, erſt 
durch den bei ihm am neunten Tag nach der Zuſtellung des bezirks⸗ 
amtlichen Verbots an die Kl. F. eingekommenen Erlaß des Miniſte⸗ 
riums v. 11. Dez. 1930, mit welchem der Rekurs der beiden 
(heutigen) Kl. gegen die bezirksamtliche Anordnung als unbegründet 
verworfen worden war. Übrigens hatte zur Zeit der Zuſtellung der 
beiden Vfg. des Bez A. O. an die Kl. F. auch das Bay Inn Min. den 
Widerrufsantrag, dem ſich das Bad Inn Min. unterm 11. Dez: 1930 
und zuvor ſchon das Thür Inn Min. angeſchloſſen hatten, überhaupt 
noch nicht geſtellt. Auch das Inn Min. hat urſprünglich die bezirks⸗ 
amtliche Anordnung nicht als ein nur einſtweiliges Verbot bis zur 
Entſch. der Oberprüfſtelle und als eine von dieſer Entſch. ab⸗ 
hängige Maßregel beurteilt. In der Begründung dieſer Nekurs- 
entſcheidung im einzelnen wurde bei der Stellungnahme zu den Aus- 
führungen der Rekursſchrift die Vfg. des BezA. O. an keiner Stelle 
als eine Maßnahme der obenbezeichneten Art gerechtfertigt, das 


Entſcheid ebenfalls nicht grundſätzlich motiviert, ſondern nur damit, 
daß ſie „den Bildſtreifen auch ohne mündliche Erläuterung in ſeiner 
nunmehrigen Faſſung mit dem LSpG. für vereinbar erachte“. Auch 
das obige Urt. läßt die Frage unerörtert. Ob eine derartige Zu⸗ 
laſſungsbedingung ſich aus dem LSpG. und aus der Anderung des 
82 v. 31. März 1931 (RGBl. 127) rechtfertigen läßt, iſt zweifelhaft. 
Sicher ift, daß die Strafbeſtimmung des § 18 Sp. bei einem Ver⸗ 
ſtoß gegen den Vortragszwang unanwendbar wäre, fo daß dem Ver- 
ſtoß einzig mit polizeilichen Zwangsmitteln begegnet werden könnte. 
Was hat ſich aber die PrSt. überhaupt bei dieſer Zulaſſungs⸗ 
bedingung gedacht? Wollte ſie damit dem Film eine wiſſenſchaftliche 
Einkleidung auf den Weg geben, die fie in der Vildfolge vermißte? 
Oder wollte ſie durch den akuſtiſchen Zuſchuß die optiſche Wirkung 
abſchwächen? Im erſten Fall wäre verkannt, daß ein Text niemals 
das anſtößige oder ſonſtwie beſchaffene Gepräge der Bildfolge ändert: 
er kann nur für ſich ſelbſt wiſſenſchaftlich oder was ſonſt immer ſein. 
Im zweiten Fall wäre der pſychologiſche Sachverhalt überſehen, daß 
die Einwirkung auf das Auge des Beſchauers die ſtärkere iſt, die 
durch alle Umkleidung durchbricht. Der Bildteil des Films läßt ſich 
alſo nur aus ſich ſelbſt heraus auf feine Vorführungseignung be» 
urteilen. Fehlt dieſe, ſo iſt ſie durch keinen noch ſo wertvollen Be⸗ 
gleitvortrag zu erſetzen. 

3. Ergänzend ſei verwieſen auf das nach Fertigſtellung dieſer 
Anm. erſchienene „Theaterrecht“ von Dienstag⸗Elſter; ſiehe dort 
über Filmzenſur $ 48. RA. Dr. E. Lion, Hamburg. 


B. 1. Das ſehr gründliche und eingehende Urt. des Bad VG. 
ſtellt mit erfreulicher Entſchiedenheit feſt, daß angeſichts der Vorſchr. 
des L Spi. (88 1 Abſ. 2, 3 Ab. 2) keine ortspolizeiliche Zenſur auf 
Grund irgendwelcher landesrechtlichen Vorſchr. zuläſſig iſt, und bildet 
inſofern eine wertvolle Bereicherung der verwaltungsrechtlichen Judi⸗ 
Ratur auf dieſem Gebiete, die trotz zahlreicher, namentlich in den 
letzten Jahren ergangener unzuläſſigen ortspolizeilichen Verbote nur 
ſehr ſpärlich iſt, da verſtändlicherweiſe die Filmherſteller vielfach eher 
im Verhandlungswege den von der Polizei gewünſchten Abänderungen 
Rechnung tragen, als ſich auf den langwierigen Weg des Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahrens begeben. Dieſe aus wirtſchaftlichen Er⸗ 
wägungen befolgte Taktik iſt ſchon deswegen zu bedauern, weil bei 
einer entſchiedeneren Verfechtung der Anſprüche auf Unzufäjfigkeit 
ortspolizeilicher Verbote gegenüber Entſch. der Filmprüfſtellen 
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Miniſterium hat vielmehr offenbar nach den Eutſcheidungsgründen ein 
landesrechtliches Dauerverbot auch gegenüber einem durch die amtlichen 
Prüfſtellen zur öffentlichen Vorführung zugelaſſenen Bildſtreifen als 
rechtlich zuläſſig angeſehen; die Bemerkung in dem Erlaß, daß gegen 
den Bildſtreifen auch in der neuen Faſſung Widerrufsantrag ſeitens 
der bad. Regierung bei der Filmoberprüfſtelle geſtellt worden jel, 
erfolgte nur „im übrigen“, nur beiläufig, jedenfalls ohne daß auf 
dieſen Widerrufsantrag ein Wert für den rechtlichen Beſtand der be 
zirksamtlichen Anordnung gelegt wurde. Auf Grund der Erklärungen 
des Miniſterialbevollmächtigten im vorliegenden Rechtsſtreit kaun 
die angefochtene Anordnung des Bez A. O. nicht etwa auf dem Wegs 
der Konverſion (vgl. Jellinek, Verwaltungsrecht, 2. Aufl., S. 255 
$11 III 2) als eine ſolche der von ihm bezeichneten Art geltend ge⸗ 
macht werden; dem ſtehen der bei ihrer Erlaſſung fehlende Zuſammen⸗ 
hang mit der Einleitung eines Widerrufsverfahrens und außerdem, 
der Umſtand entgegen, daß fie nach Ergehen der Entſch. der Film⸗ 
oberprüfſtelle v. 22. Dez. 1930 als eine Maßnahme jener Art tat⸗ 
ſachlich nicht behandelt wurde. 

Soweit das durch das Bez. ausgeſprochene Verbot in den 
Vfg. v. 2. und 3. Dez. 1930 mit Wirkungen des Inhalts des Bild- 
ſtreifens auf die Zuſchauer begründet wurde, handelt es ſich alſo um 
ein ortspolizeiliches, nicht nur für vorübergehende Zeit beſtimmtes 
Verbot. Für die Prüfung feiner rechtlichen Zuläſſigleit gegenüber 
dem zur Zeit der Erlaſſung des Verbots durch die Entſch. der Filme 
prüfſtelle Berlin v. 15. Nov. 1930 zur öffentlichen Vorführung im 
Deutſchen Reich bedingungsweiſe zugelaſſenen Bildſtreifen iſt voran- 
zuſtellen, daß das bezirksamtliche Verbot nach ſeiner Begründung 
ſowohl in der Vfg. v. 2. als auch in jener v. 3. Dez. 1930 nicht 
durch beſondere gerade für die Stadt O. gegeben geweſene Verhält- 
niſſe veranlaßt wurde. Nach den beiden Vfg. waren es Erwägungen 
ganz allgemeiner Art über die Wirkungen des Inhalts des 
Bildſtreifens im Falle ſeiner Vorführung, welche die Erlaſſung des 
bezirksamtlichen Verbots herbeigeführt haben; nach der Vfg. v. 
2. Dez. 1930 nämlich die auf Grund der Vorführung des Bildſtreifens 
von dem Stellvertreter des Landrats ganz allgemein gewonnene An⸗ 
ſicht, daß der Vildſtreifen geeignet ſei, das ſittliche Empfinden, 
den öffentlichen Anſtand und die gute Sitte zu verletzen, nach der 
Vfg. v. 3. Dez. 1930 die auf beſtimmte (nach der Annahme des 
Bez A.), durch die Zulaſſung des Bildſtreifens zur öffentlichen Vor 
führung tatſächlich eingetretene Vorkommniſſe ſich ſtützende wieder 
ganz allgemeine Beurteilung des BezA., daß die Vorführung des 
Bildſtreifens eine unmittelbare Geſundheitsgefährdung des Publikums 
bedeuten werde. Aus dieſer Feſtſtellung des Weſens des bezirksamt⸗ 
lichen Verbots ergibt ſich grundſäßzlich feine rechtliche Unzu⸗ 


bote in das LSpG. aufzunehmen. Ich habe vorgeſchlagen, in der 
künftigen Novelle dem § 1 2SpG. eine Generalklausel ähnlich det 
im Preß⸗ und VereinsG. einzufügen, um dadurch ein für allema 
klarzuſtellen, daß der Polizeibehörde kein Recht zuſteht, einen Film zu 
verbieten, und zwar, ſei es dauernd, ſei es vorläufig. 

2. Der Bad Gp. verwirft mit Recht die von Jellinek, 
Verwaltungsrecht, 3. Aufl., S. 473, insbeſ. Anm. 2 auch neuerdings 
vertretene Auffaſſung, daß nach der zur Zeit des Erlaſſes des Ver⸗ 
bots betreffend den Film „Frauennot⸗Frauenglück“ geltenden Faſſung 
des LSPG. 1 Dauerverbote zuläſſig ſind. Soweit ich ſehe, 
wird dieſe Auffaſſung von Jellinek auch mit Recht allgemein ab 
gelehnt, da fie im LSpch. nicht begründet iſt. Dieſerhalb verweiſe ich 
insbef. auf Dienstag: ArchllrhR. a. a. O. S. 153 ff. Dort habe 
ich mich ausführlich mit der Auſicht von Jellinek auseinander“ 
geſetzt. Dagegen ſcheint der Bad GH. entſprechend der Rſpr. des PL 
DVG. (vgl. JW. 1922, 1232) auf dem Standpunkt zu ſtehen, da 
vorübergehende ortspolizeiliche Verbote bis zum Entſcheid im Wider“ 
rufsverfahren zuläſſig ſind. Wenn Lion dieſe Auffaſſung als die 
zur Bett herrſchende bezeichnet und die Möglichkeit polizeilichen Ein 
greifens bei akutem Notjtand befürwortet, da die Prüfſtelle nicht alle 
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läſſigkeit; es erübrigt ſich daher für den Gerichtshof, zu prüfen, 
ob die Begründung des Verbots durch das Bez A. als in tatſächlicher 
Hinſicht zutreffend anerkannt werden kann. In beiden Beziehungen 
bedeutete das bezirksamtliche Verbot nämlich eine Maßnahme, welche 
im LSpG. geregelt, dort den amtlichen Prüfſtellen über ⸗ 
tragen und für die auch in fachlicher Hinſicht das Reichs recht 
maßgebend iſt. Jedenfalls inſoweit, als ein durch die Ortspolizei⸗ 
ed auf Grund des Landesrechts erlaſſenes teilweiſes oder gänz⸗ 
iches Verbot der Vorführung eines Bildſtreifens nach Weſen und 
h irkung eine im 2SpG. geregelte, den amtlichen Prüfftellen über⸗ 
Fr erg Maßnahme bedeutet, iſt es nach dem in Art. 13 Abſ. 1 
Verf. ausgeſprochenen Grundſatz „Reichsrecht bricht Landrecht“ 
rechtlich unzuläſſig. Dieſe Auffaſſung liegt auch ſchon dem 
un angefüheten Urt. des Gerichtshofs v. 28. Sept. 1922 Nr. 2213 
unde. 


8 Das bezirksamtliche Verbot bedeutet eine durch bie Abſicht der 
F., den Bildſtreifen öffentlich vorzuführen, veranlaßte orts⸗ 
polizeiliche Zenfur des Bildſtreifens . S. einer Vorzenſur, 
ies tritt durch die der bezirksamtlichen Vfg. vorangegangene Vor⸗ 
führung des Bildſtreifens vor der Polizeibehörde beſonders 
die lich hervor. Der räumliche Geltungsbereich dieſer Vorzenſur war 
1 Stadt O.; denn mit der gleichen Begründung hatte das BezA. O. 
als Ortspolizeibehörde ſicher die Vorführung des Bildſtreifens in 
ledem anderen Lichtſpielhaus der Stadt O., feinem örtlichen Wirkungs⸗ 
. als Ortspolizeibehörde, gleichermaßen verboten. Nach Art. 118 
(0 be Verf. iſt die Vorzenſur grundſätzlich unſtatthaft 
1 hierzu Hellwig, „Art. 118. Meinungsfreiheit, Zenſur“ in 
Habe eundrechte und Grundpflichten der RVerf.“, Bd. II S. I ff., 
435 f. S. 32—34 unter b) Das Zenſurverbot; ferner PrO BG. 76, 
Ab s. [S. 443—445]). Von dieſem Zenſurverbot wird in Art. 118 
05 . 2 NBerf. für Lichtſpiele eine Ausnahme gemacht, für ſie können 
urch Geſetz abweichende Belt. getroffen werden. Dieſe Beſt. ſind im 
wu . ergangen. Die in 81 dieſes Gef. eingeführte Vorzenſur 
e beſonderen amtlichen Prüfſtellen übertragen. Dadurch iſt 
e Vorzenſur über Bildſtreifen reichs rechtlich erſchöpfend 
geregelt, in ſachlicher Hinſicht durch 8 1 Abſ. 2, 8 3 Abſ 2 LSp®., 
1 eine Vorzenſur örtlicher Polizeibehörden für 
rechen amtlichen Wirkungsbereich auf Grund landes⸗ 
licher Vorſchriften iſt daneben kein Raum mehr, 
0 0 nicht — was hier nicht in Betracht kommt — das L Sp. 
15 bſt ſie zuläßt (ogl. 5 6 und die jetzt bedeutungsloſe Über⸗ 
bedehsbeſtimmung in 817). Die Vfg. des Bez. O. v. 2. Dez 1930 
51 eutel nach der ihr in der Vfg. v. 3. Dez. 1930 gegebenen Begrün⸗ 
Ber eine Nachzenſur des durch die Entſch. der Filmprüfſtelle 
Bild v. 8. Nov. 1930 zur öffentlichen Vorführung zugelaſſenen 
10 ſtreifens ebenfalls für das Gebiet der Stadt O. auf Grund be⸗ 
er nach der Zulaſſung des Bildſtreifens eingetretener Tatſachen, 
den je die Vorführung des Bildſtreifens allgemein — nicht nur nach 
fur Verhältniſſen der Stadt O. — geeignet erſcheinen ließen, die Ge⸗ 
1 heit des Publikums und daher die öffentliche Ordnung und 
Nherheit zu geführden (8 7 f.2 Sab 2 Lp vgl. Jollwig⸗ 
eanterungsbuch zu dieſem Geſ. S. 84 Anm. 19 zu 8 1). Mit dieſer 
gründung ſtellte ſich das bezirksamtliche Verbot dem Weſen nach 
— — 


moglichen zeitlichen und örtlichen Beſonderheiten vorausſehen könne, 
Yun das an ſich richtig, ohne daß ich mich allerdings mit dieſer 
W 


ſonder üt; da die Filmprüfſtellen, wie auch die Oberprüfſtelle, be⸗ 
Elſter Reichsbehörden polizeilicher Art find (vgl. Dienstag⸗ 
ag a. a. O. S. 336), fo find auch ihre Entſch. ihrem Weſen nach 

des 98 fen polizeilichen Inhalts, die nach der ausdrücklichen Beſt. 
(dat, bſ. 2 LSpG. für das geſamte Reich Gültigkeit beſitzen 
Enit auch Falk a a. O. S. 60“) Infolgedeſſen find be. den 
bern der Filmprüfſtellen vorwiegend polizeiliche Geſichtspunkte zu 
der . chtigen, wie übrigens auch ſchon daraus hervorgeht, daß 
daß pa aächlichſte Verbotsgrund gem. $1 LSpG. darin beſteht, 
Erde Film geeignet ift, die öffentliche Ordnung und Sicherheit zu 
ton, n. Wird aber dieſer rein polizeiliche Geſichtspunkt der 

runde geſeführdung ſeitens der Filmprüfſtellen ihren Entſch. zu⸗ 
Ber 5 gelegt, ſo iſt es unverſtändlich, warum zeitliche oder örtliche 
können erheiten eine anderweitige Beurteilung rechtfertigen ſollen und 
0 1; denn der Begriff der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
derer beiſpielsweiſe für Thüringen, Sachſen oder Bayern kein an⸗ 
ſein als für Preußen. Hat daher die Filmprüfſtelle den Film 
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als eine der Oberprüfſtelle übertragene Nachzenſur i. S. des 8 4 
LSpch. und der Wirkung nach als der Widerruf der Zulaſſung eines 
Bildſtreifens für ein beſtimmtes Gebiet des Reichs i. S. des 8 4 
LSp®. dar, weil „das Zutreffen der Vorausſetzungen der Verſagung 
(88 1, 3) erſt nach der Zulaſſung hervortritt“. Auch die Begründung 
in der Vfg. v. 3. Dez. 1930 mußte für jede Vorführung des Bild⸗ 
ſtreifens in O. gelten. Für einen ſolchen Widerruf iſt aber auf An⸗ 
trag der Landeszentralbehörde die Oberprüfſtelle zuſtändig. 

Die hier vertretene Rechtsanſicht des Gerichtshofs entſpricht 
durchaus der Entſtehungsgeſchichte des L Sp., welche in 
den hier inſoweit in Bezug genommenen Gründen des Urt. v. 
28. Sept. 1922 in großen Zügen dargelegt wurde. In dem jedoch 
nicht Geſetz gewordenen 8 6 Abſ. 1 des Entwurfs dieſes Geſetzes 
war insbeſ. ein Verbotsrecht der Ortspolizeibehörde gegenüber einem 
zugelaſſenen Bildſtreifen nicht etwa auf Grund allgemeiner Er⸗ 
wägungen, wie fie das BezA. O. in der Vfg. v. 3. Dez. 1930 nieder- 
gelegt hat, ſondern nur für den Fall vorgeſehen geweſen, 
daß auf Grund beſonderer örtlicher Verhältniſſe die 
Annahme gerechtfertigt erſcheine, daß die Vorführung des Bild⸗ 
ſtreifens in dieſer Gemeinde die öffentliche Ordnung oder Sicherheit 
gefährden würde. Im Ergebnis ſtimmt die rechtliche Beurteilung 
des Gerichtshofs mit jener des PrOVG. überein; in deſſen Urt. v. 
15. Dez. 1921 kam die Anſicht zum Ausdruck, daß den Orts⸗ 
polizeibehörden ein ſelbſtändiges, von der Stellungnahme der Prüf- 
behörden völlig unabhängiges Verbietungsrecht, durch welches dieſe 
letzteren Behörden vollkommen ausgeſchaltet werden konnten, durch 
das LSp®. nicht hat eingeräumt werden ſollen und deshalb nach 
dem Ergehen dieſes Geſetzes auch nicht aus dem Landesrecht her⸗ 
geleitet werden dürfe. Auf dieſe Auffaſſung des preuß. OVG. iſt 
es wohl gleichfalls zurückzuführen, daß in II Ziff. 2 Satz 1 Ausf⸗ 
Anw. des preuß. Staatsminiſteriums zum LSp. v. 1. März 1923 
ausgeſprochen wurde, daß ein vom LSph. unabhängiges allgemeines 
landesrechtliches Verbotsrecht der Ortspolizeibehörde gegen einen zu⸗ 
gelaſſenen Bildſtreifen nicht gegeben ſei. Die hier vertretene Rechts⸗ 
anſicht entſpricht im Ergebnis offenbar auch derjenigen, welche in der 
hier in Betracht kommenden Beziehung dem Entwurf des Gef. zur 
Anderung des LSpG. aus dem Jahr 1929 zugrunde liegt. In der 
Begründung dieſes Entwurfs wurde hinſichtlich des nach Art. 1 
Ziff. 4 in dem neu zu faſſenden 8 4 Abf. 1 in Abhängigkeit von dem 
Widerrufsverfahren zuzulaſſenden polizeilichen Verbots rechts als un 
berührt bleibend die Befugnis der Polizeibehörde bezeichnet, einen 
zugelaſſenen Bildſtreifen dann zu verbieten, wenn ſeine Vorführung 
zwar an und für ſich nicht geeignet ſei, die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit zu gefährden, wenn aber in beſonderen Ausnahmefällen von 
vorübergehender Bedeutung das Verbot der Vorführung das einzige 
Mittel ſei, Gefährdungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit zu 
verhüten, etwa wenn Grund zu der Annahme beſtehe, daß bei Demon⸗ 
ſtrationen, Umzügen uſw. eine erregte Menge anläßlich der Vor⸗ 
führung eines Bildſtreifens Gewalttäligkeiten oder ſonſt Ungeſetzlich⸗ 
keiten verübe; unberührt ſollte alſo hiernach nur das Verbotsrecht 
der Polizeibehörde für beſondere Ausnahmefälle von vor⸗ 
übergehender Bedeutung bleiben — ein Verbot dieſer Art hatte 
übrigens dem Urt. des Bad VH. v. 28. Sept. 1922 nicht zugrunde 
gelegen —, wenn nicht der Juhalt des Bildſtreifens als ſolcher, fon- 


zugelaffen und damit dokumentiert, daß Verbotsgründe aus 8 1 
Sp. gegenüber dem Film nicht vorhanden ſind, ſo iſt es Pflicht 
der örtlichen Polizeibehörden, nicht von ſich aus noch einmal in eine 
Zenſur einzutreten, ſondern im Gegenteil mit allen ihren zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln darauf zu dringen, daß eine ungeſtörte Vorführung 
des Films ermöglicht wird. Ein gegenteiliger Standpunkt hieße, 
die durch das LSpG. für das Reich geſchaffene Zenſur ihres eigent⸗ 
lichen Weſens zu entkleiden und der Autorität des Reiches einen 
unermeßlichen Schaden zuzufügen. 

3. Durch die 3. VO. des RPräſ. v. 6. Okt. 1931 (NEXT. 
567 ff.) iſt der 8 4 LSpG. betreffend das Widerrufsverfahren dahin 
abgeändert worden, daß die den Widerruf beantragende Stelle die 
weitere Vorführung des Bildſtreifens bis zur Entſch. der Oberprüf⸗ 
ſtelle unterſagen kann. Zur Stellung eines Widerrufsantrages be⸗ 
rechtigt it der RInnM. oder eine oberſte Landesbehörde. Durch dieſe 
Abänderung, deren Dauer allerdings noch nicht zu überſehen iſt, hat 
die hier behandelte Frage weſentlich an Bedeutung verloren, da 
die oberite Landesbehörde bis zur Entf. im Widerrufsverfahren 
die Vorführung des Films für ihren Bezirk verbieten kann, 
während bisher ein ſolches Verbot unmöglich war. Sie wird in⸗ 
deſſen ſofort wieder aktuell, wenn bei der Rev des LSpch. die Frage 
grundſäglich erörtert werden muß. Die jetzige Beſt. der Not VO. ſteht 
durchaus in Widerſpruch mit den Abſichten und der Tendenz des 
LSpG., da dadurch eine Nebenzenſur der Länder eingerichtet werden 
kann, während tatſächlich die Filmzenſur Sache des Reiches iſt und 
auch bleiben ſollte. Ein umfangreicher Entwurf zur Abänderung des 
ASpG. iſt am 8. Juli 1929 vom RInnM. nach Zuſtimmung des 
Reichsrates dem RT. zugeleitet, bisher aber nicht von ihm ver⸗ 
abſchiedet worden (vgl. auch Dienstag⸗Elſter a. a. O. S. 329). 


RA. Dr. Paul Dienstag, Verlin. 
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dern polizeiwidrige Zuſtände, welche Begleitumſtände oder Folge⸗ 
erſcheinung ſeiner Vorführung ſind, den Grund des polizeilichen Ein⸗ 
ſchreitens bilden. Im Ergebnis ſteht die Anſicht des Gerichtshofs 
im Einklang jedenfalls mit der im Schrifttum überwiegend 
vertretenen Meinung (vgl. Stengleins Komm. z. d. ſtraf⸗ 
rechtlichen Nebengeſetzen d. Deutſchen Reichs, 5. Aufl., Bd.! S. 520 ff. 
Sp. Anm. 1 zu 84 [S. 525]). In Jellinek, Verwaltungsrecht, 
2. Aufl., S. 456 wird für die Polizeibehörden gegenüber einem zu⸗ 
gelaſſenen Bildſtreifen offenbar die Befugnis auch zu einem Dauer⸗ 
verbot aus allgemeinen polizeilichen Gründen in Anſpruch genommen. 
Die Begründung dieſer Anſicht, bei der insbeſ. auf die 88 1 Preß h 
und des Vereins. verwieſen wird, vermag den Gerichtshof in der 
hier hinſichtlich eines Polizeiverbots, das nach Weſen und Wirkung 
eine im LSpG. geregelte und beſonderen Prüfſtellen übertragene 
Maßnahme bedeutet, vertretenen Anſicht nicht ſchwankend zu 
machen. 

Die bezirksamtliche Vfg. 2. Dez. 1930 erſcheint auch in⸗ 
ſofern nicht als rechtlich begründet, als fie auf die Unter⸗ 
laſſung eines Beivortrags bei der öffentlichen Vorführung des Bild⸗ 
ſtreifens geſtützt wird. 

Zu dieſem Ergebnis gelangte der Gerichtshof allerdings nicht 
von der Erwägung aus, daß die bei der Zulaſſung des Bildſtreifens 
durch die Filmprüfſtelle Berlin geſetzte Bedingung, daß ein wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Vortrag zu feiner öffentlichen Vorführung gehalten werde, 
überhaupt rechtsungültig ſei und durch ihre Nichtbeachtung ein rechts⸗ 
widriger Zuſtand alſo gar nicht habe herbeigeführt werden Können. 
Ob eine ſolche im LSpG. ausdrücklich nicht vorgeſehene Beſchränkung 
der Zulaſſung an ſich ſtatthaft war, was nach Hellwig, LSp®. 
S. 73 Anm. 14 Abſ. 2 zu § 1 zu bejahen wäre (vgl. für das jetzt 
geltende Recht Art. 1 des Gef. zur Anderung des LSpG. v. 31. März 
1931 [RcBl. 127), kann unerörtert bleiben. Jene Bedingung war 
jedenfalls nicht nichtig, ſo daß ſie rechtlich beachtlich war. 
Allenfalls handelte es ſich um eine anfechtbare, nicht geſetzmäßige 
Beſt. Nachdem die Entſch. der Filmprüfſtelle ihretwegen nicht an⸗ 
gefochten und nicht geändert worden war, war die fragliche An⸗ 
ordnung auch für die Verwaltungsbehörde und das Verwaltungsgericht 
als zu Recht beſtehend bindend (vgl. Stengleins Komm. zu 
den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen uſw. S. 521, Vorbem. IV). An ſich 
hätte das Bez A. O. alſo berechtigt fein können, auf Grund des 8 30 
PrStchB. zur Hinderung der Entſtehung eines rechtswidrigen Zu⸗ 
ſtands die öffentliche Vorführung des Vildſtreifens, ohne daß dazu ein 
wiſſenſchaftlicher Vortrag gehalten wird, zu verbieten; ob die Unter⸗ 
laſſung des Vortrags auch eine nach 8 18 L2SpG. ſtrafbare Hand- 
lung geweſen fein würde, wäre nicht entſcheidend geweſen. Für die 
Zuläſſigkeit eines ſolchen Verbots würde ſich die Frage der Statt- 
haftigkeit eines ortspolizeilichen Verbietungsrechts gegenüber einem zu⸗ 
gelaſſenen Bildſtreifen nicht aufgeworſen haben; denn um den Inhalt 
des Bildſtreifens und ſeine unmittelbare Wirkung würde es ſich dabei 
nicht gehandelt haben. 

(Bad Gh., Urt. v. 16. April 1931, Nr. 1289.) 


Mitgeteilt von Dr. Walther Friedmann, Berlin. 


D. Ausländiſche Gerichte. 
Dfterreich. 
Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. 1. Zur Frage des ſogenannten „ſklaviſchen Nadı- 
baues“. 

2. Die mündlich gegenüber einem als Großabnehmer 
eines Fabrikanten in Betracht kommenden Kaufmanne 
vom Reiſenden gemachte wahrheitswidrige Außerung, die 
Erzeugniſſe dieſes Fabrikanten weiſen dieſelben Vorteile 
auf, wie die eines anderen Fabrikanten, denen fie nach- 
gemacht find, fällt zwar nicht unter 8 43 ABGB. (= 8 12 
BGB.) ), wohl aber unter $2 UnlWG. (= 83 Dun l WG.). 

Dem Bekl. wird als unlauterer Wettbewerb ausgelegt, daß er 
für ſeine Ofen die ſelbſttätige Wärmeregulierungsvorrichtung, den 
Drehroſt und den gekröpften Roſtſchlüſſel ſklaviſch nachgeahmt hat. 

Die genannten Vorrichtungen ſind für die Kl. formalrechtlich 
nicht geſchützt, die ſelbſttätige Wärmeregulierungsvorrichtung, wenn 
anzunehmen iſt, daß die jetzige Form eine Ausführungsform der 
früheren, durch Privilegium geſchützten Erfindung iſt, nicht mehr 
patentrechtlich geſchützt. Das ſpezielle Verbot des Pat., den Gegen⸗ 
ſtand der Erfindung, wenn eine ſolche vorliegt, betriebsmäßig her⸗ 
zuſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, be⸗ 
ſteht alſo nicht. 8 

Wo der Wille, des Patentſchutzes teilhaft zu werden, fehlt, iſt 
es einwandfreier Wille des Geſ., die Sache gemeinfrei zu machen. 


1) Siehe aber die Valvoline⸗Eutſch. des RGG.: IW. 1930, 
1699 22. 
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Wer darum eine ſolche gemeinfreie Sache benützt, handelt nie durch 
die bloße Benutzung oder Nachahmung ſittenwidrig oder wettbewerbs⸗ 
fremd (Baumbach, 2. Aufl., S. 401). Es kommt hier der von 
Baumbach a. a. O. und von Iſay: GewReSch. 1928, 80) aus⸗ 
geſprochene Gedanke zur Geltung, daß beim techniſchen Schaffen jeder 
auf der Schulter ſeiner Vorgänger ſteht, jeder ſich das mit Mühe 
und Koſten errungene Arbeitsergebnis eines anderen zunutze macht, 
es tut, es tun muß, wenn er überhaupt im techniſchen Wettbewerb 
mitkommen will, und es tun darf. 

Das BG. hat die unlautere Wettbewerbshandlung, die Aus- 
bentung der Arbeit und des Rufes der Kl. in der durch den Ge 
brauchszweck nicht bedingten ſhlaviſchen Nachahmung des Erzeugniſſes 
der Kl. und in dem mündlichen Hinweiſe auf ſie geſehen. Die vie 
umſtrittene Frage, ob in der genauen Nachbildung einer formalrecht⸗ 
lich nicht oder nicht mehr geſchützten Vorrichtung ſchon an ſich eine 
unlautere Wettbewerbshandlung gelegen iſt, verneint der OGH. Die 
Frage, ob der ſog. ſklaviſche Nachbau einer Vorrichtung einen un 
lauteren Wettbewerb begründet, iſt nur dann zu bejahen, wenn bef, 
Umſtände hinzutreten, wo etwa durch Herſtellung und Vertrieb leicht 
verwechſelbarer Sachen Mühe, Koſten, Aufwand, Arbeitsergeb⸗ 
nis des erſten Erzeugers ausgenutzt werden (Baumbach, 2. Aufl., 
S. 401). In dem getreuen Nachbau allein bei gegebener Möglichkeit, 
den erſtrebten wech auch durch nicht getreuen Nachbau zu erreichen, 
find dieſe beſ. Umſtände nicht gelegen. Das UnlWG. hat nicht die 
Aufgabe, eine Verlängerung der durch das Pat. gewährten Schuß 
dauer herbeizuführen oder den Patentſchutz, den der erſte Erzeuger 
nicht genießt, zu erſetzen (9. Iſay, GewRSch. 1928, 71ff.). 

Dieſe Anſicht wird auch durch Außerungen in der deutſchen Ripr: 
unterſtützt. KG.: MuwW. 29, 602 hat ausgeſprochen, daß die ſkla⸗ 
viſche Nachahmung nur unter beſ. Umſtänden einen Vorſtoß 
gegen 8 1 Unl WG. begründe: „Der Begriff der ſog. ſklaviſchen Nach⸗ 
ahmung iſt allmählich zu einem Schlagwort geworden, deſſen un⸗ 
kritiſche Verwendung in der Rſpr. zu unbefriedigenden Ergebniſſen 
führen muß und deſſen Benutzung im Schrifttum bereits zu unhalt⸗ 
baren Konſtruktionen Veranlaſſung gegeben hat. Der Tatbeſtand der 
Nachahmung ſtellt bei Gegenſtänden, die keinen Sonderſchutz genießen, 
kein ſittenwidriges Handeln dar, wenn nicht das Moment der Täu⸗ 
ſchungsabſicht und das der objektiven Verwechſlungsgefahr gegeben 
it. Die Abſicht ‚der Ausnutzung des fremden Rufes“ iſt im übrigen 
dieſelbe. Ein Unterſchied zwiſchen beiden Tatbeſtänden wird zu Un⸗ 
recht gemacht.“ Dieſelben Worte, nur mit ganz geringen, den Sinn 
nicht ändernden Abweichungen finden ſich ſchon in KG.: GewgRSch. 
1929, 1315 (vor Rechtskraft veröffentlicht). 

RGB.: MuW. 1929, 220 führte aus: „Wiederholt ſchon hatte der 
erk. Sen. Anlaß, ſich gegen eine unzuläſſige Verallgemeinerung des 
im Käthe⸗Kruſe⸗Puppen⸗Urt. (RG. 111, 254, 256 2)) ausgeſprochenen 
Grundſatzes zu wenden. So hatte er MuW. 27/28, 601 ausge” 
ſprochen, daß keineswegs jede Nachahmung fremder Arbeitsergebniſſe 
unzuläſſig ſei. Es iſt ſchon NG: MuW. 27/28, 217 auf den Aus“ 
nahmscharakter jener Grundſätze hingewieſen worden. Ferner iſt in 
dem Urt. v. 12. Dez. 1928, I 229/28, ausgeführt worden, die allg. 
Formel, daß unſtatthafte Aneignung und Ausbeutung fremder Arbeit 
und Vermögenslage gegeben ſei, ohne nähere Darlegung der beſonderen 
Umſtände, aus denen die Sittenwidrigkeit hervorgehe, ſei unzureichend. 
Es müſſen eben jene Gründe dargetan fein, welche die Ausbeutung 
fremder Mühe und Koſtenaufwendung als ſittenwidrig erſcheinen 
laſſen. Ein Anzeichen dafür, daß fie praktiſch bedeutſam iſt, kann 
häufig aus dem Vorhandenſein von Verwechſlungsgefahr entnommen 
werden“ (ebenſo Iſay a. a. O. S. 80; Callmann, UnlWG. 
5 1 Anm. 53 u. GewRSch. 33, 431; Roſenthal 8 1 N. 53 u. 
§ 3 N. 25 betr. Erwecken „unrichtiger Vorſtellungen“ des Publikums. 
Ahnlich auch Carl Becher, UnlWG. § 1 Anm. 84). 

Die Entſch. im vorl. Fall wird alſo (vgl. auch OGH. n. 
16. April 1929, 4 0b 1799: JBl. 1929, 356) darauf abzuſtellen 
ſein, ob und inwieweit für die Nachahmung der vom Kl. gebrauchten 
Konſtruktion ſachliche Erwägungen maßgebend waren oder nur da 
Beſtreben, Verwechſlungen herbeizuführen, um dadurch dem Abnehmer⸗ 
kreis zum Schaden des erſten Erzeugers die Möglichkeit zu be⸗ 
nehmen, zwiſchen den Waren der beiden Provenienzen frei zu wählen. 

Die Außerung der Agenten, von denen einer gelegentlich der 
Herbſtmeſſe 1930 dem Buchdrucker W. auf die Frage, ob eine ſelbſt⸗ 
tätige Regulſerung vorhanden ſei, zur Antwork gab, der Ofen fel 
fo wie der der Kl., und der andere dem Zeugen H. erklärte, da 
mit den Ofen der Bell. dieſelben Vorteile wie mit den Ofen der 
K. verbunden ſeien, da ſie nahezu die gleiche Konſtruktion und den 
gleichen Mechanismus hätten, kann zur Begr., daß die Herſtellung 
und der Vertrieb der Ofen der Bebel. wettbewerbsfremd iſt, nicht 
herangezogen werden. Denn die Kl. hat nicht behauptet, daß der 
Bekl. die Handlung ihrer Agenten bekannt war oder bekannt ſein 
mußte, noch weniger, daß fie fie veranlaßt oder anch nur gebillig 
hätte!). Die beiden wiedergegebenen Außerungen, für die die Bekl. als 


2) JW. 1926, 564. 
3) Vgl. hierzu die unter Nr. 14. 16 zu 8 182 in der Ausgabe 
der ZPO. von Dubowy, Seſſer und Pollaß abgedr. Entſch, des 
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Inhaberin des Unternehmens gem. § 18 Unl WG.) in Anſpruch ge 
nommen wurde, ſind ſelbſtändig zu beurteilen. 

Die Außerung des K. gegenüber H. iſt als unrichtige Angabe 
gem. 8 2 Unl WG. zu werten, da die Ofen der Kl., weil ſie kräftiger 
ausgeführt ſind und infolgedeſſen eine längere Lebensdauer erzielen 
werden, höherwertig find. Die Angabe, daß die Ofen der Bekl die⸗ 
elben Vorteile aufweiſen, wie jene der Kl., ſind daher unrichtig. 
Der Anſpruch der Kl. iſt nach 8 2 UnlWG. begründet, wenn auch 
eine nach § 43 ABGB. zu beurteilende Namensanmaßung nicht 
vorliegt, weil ja dem Kl. nicht das Recht zur Führung feines 

amens beſtritten wird, noch die Vertreter der Bekl. den Namen der 
1 für die Erzeugniſſe der Bekl. gebrauchten, ſondern nur genannt 
haben. Wohl aber iſt in den Angaben des Agenten gegenüber dem 
Wiederverkäufer H. eine Mitteilung gelegen, die nicht nur für H., 
Kater gewiß auch für deſſen Kunden, ſomit für einen größeren 
reis von Perſonen, beſtimmt war.“ 

(Od. Wien, Entſch. v. 17. Nov. 1931, 4 Ob 522/31.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Otto Zimbler, Wien, 


Tſchechoſlowakei. 
Bivilkreisgericht Prag. 

2. 81 TſchechunlWG. 
if 1. Die Verpflichtung zur Einhaltung der Reverspreiſe 
ö, auch nach tſchechiſchem Recht gültig; doch ergibt ſich 
Gr. Verpflichtung zur Einhaltung auch aus allgemeinen 
eimndſätzen der guten Sitten des Wettbewerbs als Folge 

nes Handelsbrauches. 
Die Ankündigung einer Ware, die der Ankündigende 


nicht führt, bildet einen Tatbeſtand des unlauteren Wett- 
ewerbs. f) 


1 Kl. hat dem Bekl. Taſchenlampenbatterien unter Verpflichtung 
25 Einhaltung der feſtgeſetzten Detailverkaufspreiſe verkauft und 
7 hat dieſe Preiſe unterboten; ferner hat Bekl. in feiner Ge⸗ 
on tSausfage für die Batterien der Marke „Pala“ Reklame gemacht, 
wohl er ſolche Ware überhaupt nicht mehr auf Lager hatte. 
und Das Urteil lautet auf Verbot des unterpreiſigen Verkaufs 
auf Entfernung der Reklame. 

= An der Berechtigung des Erzeugers, den Preis für Marken⸗ 
ten feſtzuſetzen (zu diktieren), kann nicht gezweifelt werden. In 
eee 


908. ferner Pollak, Syſtem, 2. Aufl., S. 638 f.; Baumbach, 
Leh >, 6. Aufl., Anm. 5 zu 8 139 (deutſche ZPO); Roſenberg, 
und buch, 3. Aufl., 197; ferner Mofer: Geis, 1930, 667 
hierzu Zimbler: JBl. 1930, 337. Dem gegen dieſe Begrün⸗ 
Fele eingebrachten Berichtigungsantrag der Kl. gab der OG. keine 
ge, Anmerkung des Einſenders. 
) 8 13 Abſ. 3 DunlWG. 


weit Zu 2. 1. Das Urt. — in manchen Verallgemeinerungen zu 
bervochend — hebt mit außerordentlicher Schärfe die Gedanken 
em mit denen die bisherige Rſpr. den Vorwurf der Unlauterkeit 
aber Preisſchleudern mit Markenwaren begründet hat. Man darf 
de m. E. dieſe Erwägung nicht ausfchlieplid) darauf ſtützen, daß 
län. careisſchleuderer die Abſicht hat, eine Leiſtungsfähigkeit vorzu⸗ 
— gen, die in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt, denn es ſind ja 
ch ae denkbar, in denen tatſächlich eine ſolche Leiſtungsfähigkeit 
Kapiſ und in denen der Preisſchleuderer unter Ausnutzung ſeiner 
3 hroft, alſo unter Ausnutzung eines wettbewerbsmäßig be- 
chen und an ſich lauteren Mittels Vorteile vor der Konkurrenz 
erreichen erſtrebt. Das weſentliche iſt die Reversverpflichtung. Iſt 
ber reisſchleuderer die Verpflichtung auferlegt worden, die Preis- 
umung des Fabrikanten zu beachten, jo begeht er Vertragsbruch 

6 ar ent ſich infofern eines unlauteren Wettbewerbsmittels (ſiehe 
verpfliczen n, UnlWGͤKomm. S. 38 f.). Sit ihm keine Revers⸗ 
erl. ichtung von feinem Verkäufer, einem Zwiſchenhändler, auf⸗ 
iſt. worden, ſo muß er nachprüfen, warum das nicht geſchehen 
Dänhfe gäbe hierfür nur zwei Erklärungen: Entweder der Zwiſchen⸗ 
mung Be nicht verpflichtet, feinen Abnehmer an die Preisbeftim- 
Renerz es Fabrikanten zu binden; dann befteht kein lückenloſes 
ersſyſtem und ein Schutz gegen Preisunterbieten wird dann nicht 

1. Oder der Zwiſchenhändler beging Vertragsbruch; dann durfte 
mußte dibmer dieſen Vertragsbruch des anderen nicht ausnutzen; er 
Preisf ie Geſchäftsverbindung ablehnen. In dieſem Fall begeht der 
K Klaleuderer nicht nur unlauteren Wettbewerb gegenüber ſeiner 
rhe renz, ſondern er handelt auch rechtswidrig gegenüber dem 
ge nwarenfabrikanten, indem er das von dieſem mühſam auf- 
reisſyſtem ſabotiert und ſomit wichtige Unternehmens. 
des 3 Fabrikanten vernichtet, ſei es nun, daß man das Recht 
Frisebrikanten in einem Recht an der Markenware ſieht (jo 
ger: 50 Das Recht am Markenartikel) oder in einem Recht am 
eten und ausgeübten Gewerbebetriebe (Unternehmen). — 

; beſtehen keine Bedenken, in dem Aufbau eines lückenloſen 
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der Preisfeſtſetzung liegt kein aggreſſiver Schritt gegen bie Site 
tereſſen des Konſums, ſondern nur ein Abwehrakt gegen unlauteren 
Wettbewerb, hauptſächlich im Zwiſchenhandel. Dem Erzeuger handelt 
es ſich nicht darum, beſtimmte, vielleicht allzu hohe Gewinne für ſich 
zu erhalten, ſondern darum, Unterbietungen abzuwehren, die in 
erſter Linie den Zwiſchenhandel und ſchließlich ihn ſelbſt bedrohen. 
Hat doch der Erzeuger im Verhältnis zum Konſumenten gar nicht 
die Möglichkeit, ſein Erzeugnis zu überteuern, denn es ſind Kon⸗ 
kurrenzunternehmungen da, welche den Preis leicht herabdrücken 
können! 

Ahnliche Abwehraktionen finden wir auch bei Kartellen, wo ſie 
ſich aus dem Grunde ſehr bewähren, weil ſie ſchwächeren Konkurrenten 
(Kaufleuten) gleiche Verkaufspreiſe wie den ſtärkeren garantieren, 
wodurch der ſchwächere vor Verlusten geſchützt wird. 

Bezüglich Markenwaren hat ſich im reellen Handel der Grund⸗ 
ſatz entwickelt und er wird auch eingehalten, daß jeder, der ſolche 
Waren zum Verkauf übernimmt, den feſtgeſtellten oder ſtabiliſierten 
Preis einzuhalten verpflichtet iſt (preisliche Gebundenheit). Das 
Unterbieten, das heißt der Verkauf unter dieſem gebundenen reife, 
widerſpricht den guten Sitten des Wettbewerbs, denn der Unter⸗ 
bieter erlangt hierdurch einen ungerechtfertigten Vorſprung gegen⸗ 
über ſoliden Mitbewerbern. 

Das Unterbieten iſt aber auch ein Lockmittel von Kunden, 
und der Unterbieter ſchädigt hierdurch nicht nur den Erzeuger und 
den Mitbewerber, ſondern auch den Konſumenten ſelbſt, und ſein 
Verhalten iſt daher vom Standpunkte des Unl WG. verwerflich. 

Von jedem Kaufmann, der Markenware führt und verkauft, 
iſt anzunehmen, daß ihm dieſe Grundſätze bekannt find (§ 1299 
AGB.), er hann ſich alſo mit deren Unkenntnis nicht entſchuldigen. 

Die preisliche Gebundenheit ſtützt ſich in praxi in der Regel 
auf eine beſondere vertragliche Abmachung zwiſchen Lieferanten (Er⸗ 
zeuger) und Kaufmann, wie dies auch im vorliegenden Falle nach⸗ 
gewieſen wurde. Aber die Verpflichtung, feitgefegte bzw. jtabilifierte 
Preiſe bei Markenwaren einzuhalten, kann auch aus den allgemeinen 
Grundſätzen der guten Sitten des Wettbewerbs nach 8 1 Unl WG. 
abgeleitet werden; denn die übliche ſchriftliche Verpflichtung konnte 
mit der Zeit nicht ohne Einfluß auf die praktiſchen Bedürfniſſe des 
Handels bleiben und hat ſo zur Entſtehung der Handelsgebräuche 
geführt, wie ſie ſich jetzt bei Markenwaren entwickelt haben, und 
dies auch ohne beſondere ſchriftliche Vereinbarung. 

Es iſt ferner zu erwägen, daß bei ſog. Markenwaren der Kauf⸗ 
mann (Groſſiſt oder Detailliſt) gar nicht Herr des Verkaufspreiſes 


Preisbindungsſyſtems ebenſo ein ſchutzwürdiges Rechtsgut zu ſehen 
wie in einer zur Verkehrsgeltung gebrachten Marke, einer Aus⸗ 
ſtattung. — Der Verkäufer von Markenwaren muß ſich alſo damit 
abfinden, daß er bei Vorliegen eines lückenloſen Reversſyſtems ſeine 
größere Leiſtungsfähigkeit jedenfalls nicht durch einen billigeren 
Verkauf von Markenware zeigen kann, ohne daß er damit ſeine 
Mitbewerber und den Herſteller der Ware in ihren Rechten be⸗ 
einträchtigt. 

Der Tatbeſtand des Preisſchleuderns mit Markenwaren zeigt 
alſo wie wenige die Bedeutung der Rechtstatſachen; denn die Tak⸗ 
ſache, daß die Preisfeſtſetzung bei Markenwaren im Geſchäftsverkehr 
allgemein bekannte übung iſt, bewirkt, daß ſich jeder, der mit 
Markenwaren ſchleudert, über die Folgen im klaren ſein muß. Des⸗ 
halb ſagt das obige Urt. mit Recht, von jedem Kaufmann ſei an⸗ 
zunehmen, daß ihm dieſe Übung bekannt ſei, er könne ſich mit der 
Unkenntnis dieſes Handelsbrauches nicht entſchuldigen. Daraus er⸗ 
gibt ſich aber dann auch weiter, daß die Beſeitigung dieſer all⸗ 
gemeinen Übung die Möglichkeit ausſchließen würde, das Preis⸗ 
ſchleudern von Markenwaren in anderen als in denjenigen Fällen 
zu verfolgen, in denen der Schleuderer in bewußter Ausnutzung eines 
eigenen oder fremden Vertragsbruchs das lückenloſe Reversſyſtem 
eines Markenwarenfabrikanten durchbricht. Dann würde alſo eine 
Verfolgung der objektiven Rechtswidrigkeit mit der Unterlaſſungs⸗ 
klage nicht mehr möglich ſein. Ich habe deshalb in einem in der 
Kartellrundſchau 1931, 92 erſchienenen Auſſatz: „Preisbindungs Vo. 
und Markenartikel“ bemerkt, daß Maßnahmen der Reichsregierung 
hinſichtlich der Preisbindung der zweiten Hand auf Grund der Not- 
VO. auf dem Gebiete der Markenwaren die Beſeitigung eines 
Handelsbrauchs zur Folge haben können, womit der jetzigen Rſpr. 
zur Frage des Preisſchleuderns für gewiſſe Tatbeſtände der Boden 
entzogen wäre (a. a. O. S. 101). 

Während ich dies ſchreibe, erſcheint der Aufſatz Goldbaums: 
GewRSch. 1931, 1053, in dem dieſer erneut feine ſchon des 
öfteren bekämpfte Auffaſſung verteidigt, daß die Not der Zeit das 
Preisſchleudern mit Markenwaren zu einer ſittlichen Tat zugunſten 
des verarmten Deutſchlands mache. Goldbaum weiſt darauf hin, 
daß die Rſpr., die den Vertragsbruch allein nicht als ſittenwidrig 
betrachte, die Verleitung zum Vertragsbruch nicht ſchärfer be⸗ 
urteilen dürfe, daß die Rebersſyſteme nur zu verſtehen ſeien aus 
den Gedankengängen des Kartellrechts und infolgedeſſen zu würdigen 
ſeien vom Standpunkte der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls, 
und es erſcheint ihm unerträglich, daß Preiswucher ſich in den Mantel 
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iſt; dies iſt nur der Erzeuger ſelbſt, und ihm allein ſteht das Recht 
zu, mit den Preiſen zu disponieren. Preisunterbietungen find ſowohl 
im Intereſſe der Mitbewerber als auch vom weiteren volkswirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkte nicht wünſchenswert; das eiſerne Geſetz, wonach 
dem Erzeuger ein entſprechendes Entgelt für ſein Erzeugnis unter 
Hinzurechnung eines beſtimmten Gewinnes zufallen muß, läßt ſich 
durch Unterbietungen nicht ändern. Die Preisſchleuderer täuſchen daher 
die Offentlichkeit, wenn ſie behaupten, im Intereſſe der Konſumenten 
zu unterbieten und lobenswert im Intereſſe des Preisabbaues und 
der Verbilligung der Erzeugniſſe zu handeln, wobei zu bemerken 
iſt, daß durch Aktionen eines einzelnen Kaufmannes auch nie eine 
allgemeine Verbilligung erzielt werden kann. 

Der wahre und einzige Zweck ſolcher Preisunterbietungen iſt 
die Erlangung beſonderer, individueller Vorteile und eines Vor⸗ 
ſprunges im Wettbewerbe gegenüber anderen Mitbewerbern, die ſolche 
Taktik nicht üben. 

Der Erzeuger von Markenmwaren iſt gezwungen, den Verkaufs⸗ 
preis ſo feſtzuſetzen, um der Konkurrenz ſtandhalten zu können, die 
gleiche Erzeugniſſe herſtellt und verkauft. Hierbei kann er den Preis 
natürlich nur jo feſtſezen, daß er grundſäßlich auch dem Zwiſchen⸗ 
handel einen beſtimmten, durchſchnittlichen Gewinn ſichert, und man 
muß da bei der Kalkulation von einer beſtimmten allgemeinen Regie 
der Groſſiſten und Detailliſten und von einem beſtimmten bürger⸗ 
lichen Gewinne ausgehen, denn anders wäre die Ware für den Kauf- 
mann ohne Intereſſe. 0 

Der Grundſatz der guten Sitten im Wettbewerbe ſchafft eine 
Grenze gegenüber felbftfüchtigen Expanſionsbeſtrebungen einzelner 
Mitbewerber, die durch Unterbietungen zum Schaden der Mit- 
bewerber aus der wettbewerblichen Parität treten und durch niedrigere 
Preiſe die Kundſchaft der übrigen Mitbewerber zu ſich herüberziehen 
wollen. Der Grundſatz ſtändiſchen Zuſammenhaltens und ſtändiſcher 
Verbundenheit der Angehörigen derſelben Handelsbranche erfordert 
egenſeitige Reſpektierung; wenn der Mitbewerber den feſtgeſetzten 
Pleis nicht einhält, ſchädigt er ſeine Kollegen und Berufsgenoſſen 
weſentlich und nimmt ihnen den Gewinn weg, der ihnen durch die 
Kalkulation des Erzeugers zugedacht iſt. 

Wie oben ausgeführt, ſind bei Markenwaren die volkswirtſchaft⸗ 
lichen Grundſätze von Angebot und Nachfrage, deren Einfluß auf 
das Preisniveau und insbeſ. die Grundſätze einer Individual- 
Kalkulation der Detailliſten ausgeſchaltet, denn der Kaufmann, der 
Markenware vertreibt, iſt in Anſehung dieſer Ware eigentlich nur 
Beauftragter und ausführendes Organ des Erzeugers. 

Der Preisſchleuderer verfolgt mit ſeiner Handlungsweiſe einen 
beſonderen Zweck, der ſich ihm trotz augenblicklichen, ſcheinbaren 
Nachteiles doch nur bezahlt macht. Es iſt dies vor allem das Be⸗ 
ſtreben, der Konkurrenz in größerem Maßſtabe Kundſchaft abſpenſtig 
zu machen, und zu deren Schaden einen erhöhten Abſatz hauptſächlich 
auch für andere Waren zu gewinnen, was den an den Markemvaren 


der guten Sitten hüllen dürfe. Demgegenüber iſt zu bemerken, daß 
der Vertragsbruch, ebenſo wie die Verleitung zum Vertragsbruch 
in dem Tatbeſtand des Preisſchleuderns nur deshalb als ſittenwidrig 
betrachtet werden, weil ſie unlautere Mittel im Wettbewerbskampf 
ſind. Daß aber der Vertragsbruch unſittlich iſt, wenn er dazu ver⸗ 
helfen ſoll, gegenüber dem vertragstreuen Mitbewerber einen Vor⸗ 
ſprung zu begründen, wird von niemandem beſtritten (ſ. auch 
RG. 117, 16 JW. 1927, 1636; RArbGG.: JW. 1929, 1510; 
Hueck, Nipperdey: JW. 1927, 2367; Callmann: MuW. 
XXVI, 380; GewꝗSch. 1928, 103; UnlWKomm. S. 38). Weiter⸗ 
hin kann Goldbaum der Einwand nicht erſpart werden, daß er 
mit ſeiner Berufung auf das Wohl der Allgemeinheit praktiſch offene 
Türen einrennt, rechtsdogmatiſch aber die Sache am falſchen Ende 
anfaßt. Nicht weil Preiswucher das Wohl der Allgemeinheit ſchädigt, 
iſt ſchlechthin Preisſchleudern erlaubt, ſondern wenn das Revers⸗ 
ſyſtem an Preiſe bindet, die wucheriſch hoch ſind, dann iſt im 
Einzelfall der Wiederverkäufer an die Markenvarenpreiſe nicht 
1 ich habe deshalb auch in meinem Komm. (8 1 Anm. 109 a) 
emerkt, daß die Preisunterbietung dann nicht als unlauterer 
Wettbewerb verfolgt werden kann, wenn der Fabrikant zum Schaden 
der Allgemeinheit die Preiſe hochhält. Damit iſt der Gerechtigkeit 
genüge getan. Dort war auch der Platz, darauf hinzuweiſen, daß die 
Kart BO. mit ihren öffentlich⸗rechtlichen Vorſchr. zum Wohl der 
Allgemeinheit einzuſetzen iſt, wo ihre Vorausſezungen gegeben ſind. 
Goldbaum hat Recht, wenn er demjenigen die Berufung auf die 
guten Sitten verſagen will, der für ſein Verhalten nicht den Schutz 
des Allgemeinwohls geltend machen kann. Daß aber ein ſolches 
Verhalten vorliegt, darf nicht allgemein vermutet, ſondern muß im 
Einzelfall behauptet und bewieſen werden. 

Auch kann nicht unerwähnt bleiben, daß die Frage der Un⸗ 
lauterkeit des Preisſchleuderns nichts zu tun hat mit der 5 der 
wirtſchaftlichen Berechtigung der Preisbindung bei Markenwaren. 
Denn maßgebend iſt allein, daß die Preisbindung beſteht, daß das 
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erlittenen Verluſt vielfach erſetzt. In anderen Fällen ſind es andere 
Motive, wie Rachſucht, Erpreſſung oder ein Vernichtungskampf gegen 
die Erzeugerfirma u. dgl., und die Unterbietung iſt hier ein wirk⸗ 
ſames Mittel in ſolchem Kampfe. Es kann aber nicht der geringſte 
Zweifel daran beſtehen, daß die Unterbietung von Markenwaren 
i. Verb. m. ſolchen verwerflichen Motiven vom Standpunkte der 
guten Sitten des Wettbewerbes unlauter iſt. Bei dem Kaufmanne, 
der trotz vertraglicher Gebundenheit unterbietet, kommt noch die Ver⸗ 
letzung der Vertragstreue hinzu, was im wirtſchaftlichen Verkehr 
an und für ſich eine Handlungsweiſe gegen die guten Sitten des 
Wettbewerbes iſt. 5 

Im Unterbieten find ferner für gewöhnlich auch die Anſäße 
für die Herabfegung nach 8 10 UWG. zu erblicken (die Urteils 
begründung führt dies dahin näher aus, daß der Ware durch die 
Preisherabſetzung das Stigma der Minderwertigkeit gegenüber der 
Konkurrenzware aufgedrückt wird). 

Endlich muß in der Preisunterbietung bei Markenwaren auch 
eine ungehörige Anlockung der Kundſchaft und eine Täuſchung des 
Publikums erblickt werden. Im Publikum wird die irrige Meinung 
erweckt, daß der Preisſchleuderer aus beſonderen, individuellen, nur 
bei ihm vorhandenen Gründen alle Ware billiger habe als die 
Konkurrenz, daß dieſe alſo teurer ſei als er, und er zieht hierdurch 
auch die Kundſchaft für andere Waren an ſich. Solche Handlungs- 
weiſe iſt natürlich für den Mitbewerber ſchädlich, unlauter und nach 
den 88 1 und 2 UnlWG. unzuläſſig. Das Geſetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb iſt eben nicht ein Geſetz zum Schuße der Konſumenten, 
ſondern zum Schutze der Mitbewerber. Seine Aufgabe iſt nicht, zum 
Preisabbau behilflich zu ſein, ſondern es iſt dazu da, dem Kom 
ſumenten für ſein Geld die gewünſchte Ware zu entſprechenden Preiſen 
zu garantieren; den Konſumenten ſchützt gegen die Überteuerung das 
Wuchergeſetz. 

ad 2. Es iſt anzunehmen, daß der Bekl. die allgemein bekannte 
Marke der Erzeugniſſe des Kl. als wirkſame Reklame dazu ver⸗ 
wendet hat, die Aufmerkſamkeit der Kunden auf dieſe Erzeugniſſe 
zu lenken und fie fo zum Beſuch ſeines Unternehmens zu ber 
anlaſſen, um ihnen dann bei Beſtellung der Ware des Kl. mitzue 
teilen, daß er die Ware nicht führe bzw. nicht mehr auf Lager habe, 
und um ihnen dann ein anderes Erzeugnis aufzunötigen, das 
heißt zum Schaden der klägeriſchen Firma das einer anderen Firma. 
Der Kl. hat dabei offenbar mit der Pſychologie des überwiegenden 
Teiles der Käuferſchaft gerechnet, die ſich genieren, ohne Einkauf aus 
dem Laden wegzugehen. Auch dieſe Handlungsweiſe iſt zweifellos im 
Widerſpruch mit den guten Sitten des Wettbewerbes, das iſt mit 
den allgemein anerkannten Grundſätzen von Ehrlichkeit und (e 
wiſſenhaftigkeit, von Ehrbarkeit und Anſtändigkeit in wirtſchaftlichen 
Beziehungen. 

(ZivKreischer. Prag, Urt. v. 5. Febr. 1931, CK XVI 641/30, 12) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bernhard Frankenbach, Berlin. 


Beſtehen der Preisbindung allgemein bekannt iſt und infolgedeſſen 
die Wirkungen erzeugt, die die Rſpr. und das überwiegende Schrift 
tum veranlaßt haben, im Preisſchleudern mit Markenwaren einen 
unlauteren Wettbewerb zu ſehen. Deshalb ſagt das obige Urt. mi 
Recht: Das UnlWG. ſei nicht ein Geſetz zum Schutze der Kol, 
ſumenten, ſondern zum Schutze der Mitbewerber. Seine Aufgabe 1% 
nicht, dem Preisabbau zu dienen; die Konſumenten ſchütze gegen 
Übertenerung das Wuchergeſetz. 

2. Zutreffend ſieht das Urt. in der Ankündigung einer Ware 
die der Ankündigende in Wirklichkeit nicht führt, unlauteren Wett 
bewerb. Jedoch iſt das in dem Urt. erwähnte Motiv nicht da 
einzige, das zu einer derartigen Unlauterkeit verleiten kann. Nicht 
nur als Mittel der Unterſchiebung anderer Ware kann eine der 
artige Ankündigung wirkſam werden, ſondern ſie kann auch ledig 
lich dem Zweck dienen ſollen, das geſchäftliche Anſehen des an 
Ründigender dadurch zu heben, daß er ſich als Vertragspartner einer 
berühmten Markenwarenfabrik bezeichnet, ohne dies zu fein. u 
an der Unterbindung ſolcher Wettbewerbshandlungen ſowohl bie 
Konkurrenz, wie auch der Lieferant ein ſchutzwürdiges Intereſſe 
haben, kann nicht zweifelhaft ſein. - 

Da es ſich um eine Markenware handelt, liegt die Frage 
nahe, ob es ſich hier lediglich um unlauteren Weitbewerb 205 
auch um Warenzeichenverletzung, alſo um einen Verſtoß gegen 1 
Wbzög. handelt. Dies iſt zu verneinen, denn wenn auch das Rech 
die Ware bei Ankündigungen mit dem Zeichen zu benennen, in 9 if 
WbzG. ausdrücklich dem Zeicheninhaber vorbehalten iſt, jo wi r 
doch dieſe Beſtimmung nur eine ſolche Benutzung des fremde 
Zeichens in geſchäftlichen Ankündigungen verbieten, die geeign 
iſt, das Publikum über die Herkunft der Ware aus einer 
ſtimmten Betriebsſtätte irrezuführen (. RG. 124, 276 = N ; 
1929, 3061). Deshalb ift der hier behandelte Fall lediglich aus den 
Geſichtspunkte des Wettbewerbsgeſetzes zu beurteilen. 

AM. Dr. Rudolf Callmann, Köln, 
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